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Berufsrecht. 

Titel  i. 
Das  Berufferecht  im  Allgemeinen. 

§.    241. 

Die  sociale  Cultur  (Gesittung,  Ciyilisation)  besteht  in  der  fort- 
schreitenden Entwicklung  des  materiellen  und  geistigen  Lebens  der 
Menschen  nach  den  Grundsätzen  freier  k  Gemeinschaft  (*)-  Hiezu 
bedarf  es  einer  geordneten  Thätigkeit,  sowohl  um  die  einzelnen 
Individuen  selbst  für  die  Verwirklichung  der  in  der  Gesellschaft 
herrschenden  Culturideen  fähig,  als  auch  um  die  den  Menschen 
umgebende  äussere  Natur  für  die  menschlichen  Culturzwecke  dienst- 
bar zu  "machen  (2).  Die  Grundsätze  der  enteren  Art  der  Cultur- 
thätigkeit  ergeben  das  Berufsrecht;  die  der  letzteren  das  Erwerbs- 
recht. Der  Beruf  im  weiteren  und  allgemeinen  Sinne  ist  jede  zu 
bewusster  Lebensaufgabe  erhobene  menschliche  Thätigkeit,  im  en- 
geren und  administrativen  Sinne  die  auf  unmittelbare  Befriedigung 
personlicher  Gulturbedürfnisse  gerichtete  Lebensthätigkeit  einer  Per- 
son (3).  Der  Beruf  im  Ganzen  hat  somit  die  Aufgabe,  die  das 
menschliche  Culturleben  bestimmenden  Ideen  zum  Bewusstsein  zu 
bringen,  unter  den  Mitgliedern  der  Gesellschaft  zu  verbreiten  und 
diese  zu  ihrer  Aneignung  und  Ausführung  zu  befähigen.  Er  unter- 
scheidet sich  dadurch  yon  der  Erwerbe  thätigkeit,  welche  wesentlich 
nicht  auf  die  Herstellung  und  Erlangung  von  Cultureigenschaften, 
sondern  yon  Culturobjecten  gerichtet  ist  und  demgemäss  von  den 
Grundsätzen  des  Besitzes  und  Erwerbes  beherrscht  wird.  Daraus 
folgt:  1)  Gegenstand  des  Berufes  kann  Alles  sein,  was  seiner  Na- 
tur nach  der  freien  Aneignung  und  Ausführung  in  der  Gesellschaft 
unterliegt  (4) ;  2)  der  Beruf  ist  eine  freie  gesellschaftliche  Thätigkeit, 
welche  an  sich  weder  ein  Gegenstand  von  Privatberechtigungen  (&), 
noch  von  dem  Auftrag  oder  der  Genehmigung  der  Staatsgewalt 
abhängig  sein  kann  (6) ;  3)  Inhalt  und  Zweck  des  Berufes  sind  in  dem 


• 


t 
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Kulturleben  von  selbst  enthalten  und  mit  diesem 
düng  unterworfen;  4)  der  Beruf  findet  seine  Ge- 
ler socialen  Rechtsordnung  und  unterliegt  nach 
-lindaätzen  der  rechtlich  festzusetzenden  Aufsicht 
ir  socialen  Culturorgane,  insbesondere  des  Staa- 
n  Berufe  ist  zwar  regelmässig  die  Absicht  des 
n,  allein  die  in  dem  Verhältnisse  zwischen  Besitz 
ieten  Gesetze  der  Erwerbsthätigkeit  finden  hier- 
ing  (s).  Der  allgemeine  Bechtsbegriff  des  Berufes 
freien  Lebensthätigkeit,  welche  nach  den  Grund- 
Rechtes  unter  der  Aufsicht  und  Mitwirkung  der 
die  unmittelbare  und  persönliche  Befriedigung 
ä  menschlichen  Culturlebens  zum  Zwecke  hat  (,J). 

§.  2.  4. 

ich  die  Menschheit  durch  unaufhörliche  Entwicklung 
Naturzustand  entfernt,  desto  mehr  wird  sie  in  einen 
Natur  und  Cultur  hineingetrieben ,  in  dem  das  ein- 
tcr gehen  mUsste,  wenn  nicht  dio  Auflosung  jenes 
hOhero  Einheit  gelange.  Dies  kann  nun  offenbar  nur 
le  Gemeinschaft  geschehen,  welche  sowohl  die  Noth- 
die  Mittel  des  Culturlebens  für  die  Einzelnen  ent- 
isolirten  Zustande  insoweit  entreisBt,  als  das  Cultnr- 
Ldige  Regeln  der  Gemeinschaft  bedingt  ist.  -Daraus 
lasaliche  Notwendigkeit  für  die  Einzelnen,  der  Ge- 
i  factisch  und  ausserlich,  sondern  innerlich,  so  zu 
Seele  anzugehören,  um  nicht  jenem  gefahrvollen 
Natur  und  Cultur  rettungslos  zu  unterliegen;  letz- 
ar  eintreten,  wenn  das  Cultnrleben  lediglich  auf  den 
litea  gestellt  würde,  da  dasselbe  blos  das  Becbt  der 
der  Menschen  unter  einander  enthält  (cf.  oben  §.  8). 
Übrigens,  wie  die  Idee  eines  glücklichen  harmonischen 
i  Anfange  aller  Cultur  (Paradies,  goldenes  Zeitalter) 
teheu  und  sich  erhalten  konnte,  so  lange  man  aus 
Lberglauben  dem  Wunderbaren  und  Märchenhaften 
ferner  die  Institute  des  Privatlebens  regelmassig  an 
depunkten  des  Culturlebens ,  wenn  sie  mit  neuen 
ht  in  Ueber einstimm ung  gebracht  sind,  der  heftigsten 
en,  insbesondere  das  Privateigentum,  welches  dem 
t  preisgegebenen  Culturmenschen  geradezu  die  leib- 
imöglich  macht,  sowie  auch  dass  die  Geister  und 
d  der  Natur  enthaltenen  Lebensordnnng  zuwenden, 
s  Cultursy  stein,  d.  h.  ein  bestimmtes  System  der 
ich  ausgelebt  hat  und  zusammenzubrechen  droht. 
trführen:  1)  die  Angriffe  der  Socialisten  aller  Zeiten 
n  Inatitute  des  Privatrechtes  (Privateigentum,  Erb- 
mehr oder  minder  poetischen  und  lüsternen  Staats- 
nd  neueren  Zeit  (der  Staat  von  Plato,  die  Utopia 
516,   die  Chronica  von  Sebastian  Frank  1531,   der 
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Sonnenstaat  von  Campanella  1620,  die  Oceana  von  Harrington  1656, 
die  Geschichte  der  Seyaramben  von  Vairasse  1677,  die  Reise  nach  Ica- 
rien  von  Cabet  1840) ;  3)  die  Idee  eines  Naturrechts,  d.  h.  eines  Rechtes, 
welches  in  der  Natnr  des  Menschen  unzerstörbar  von  selbst  enthalten 
sei  und  ihm  durch  die  Organe  der  Gemeinschaft  unter  keinen  Umständen 
entzogen  werden  dürfe,  überhaupt  die  naturalisirenden  Staats-  und 
Rechtstheorien  der  neueren  Zeit.  Vgl.  H.  Roesler,  Grundsätze  der 
Volkswirtschaftslehre  1864  §.  11.  R.  v.  Mohl,  .Geschichte  und  Lite- 
ratur der  Staats  Wissenschaften  I.  p.  167  ff.  (insbesondere  über  Staats- 
romane). L.  Stein,  Geschichte  der  socialen  Bewegung  in  Frankreich 
Leipz.  1850.  L.  Reybaud,  Etudes  sur  les  reformateurs  ou  socialistes 
modernes  1840;  und  in M.  Block,  Dictionnaire  gäneral  de  la  politique  II. 
1864  art.  socialisme.  Hildebrand,  Nationalökonomie  der  Gegen- 
wart und  Zukunft  I.  1848.  Seh  äff  le,  Capitalismus  und  Socialismus 
Tüb.  1870.  Ueber  die  modernen  Gegner  des  Privateigenthums  (insbeson- 
dere Beccaria,  Dei  delitti  e  delle  pene  1765  cap.  22.  Mably,  Dou- 
tes  proposes  aux  öconomistes  1768.  La  lögislation  ou  prineipes  des  lois 
1776.  Adam  Smith,  Inquiry  into  the  nature  and  causes  of  the  wealths 
of  nations  1776  I.  cap.  6.  8.  Hugo,  Lehrbuch  des  Naturrechts  Berlin 
1809  §.  248  ff.)  vgl.  Röscher,  System  I.  §.  77  —  88.  Es  ist  zu  be- 
merken, dass  von  den  ächten  Socialisten,  so  schon  von  Plato,  Güter- 
and Weibergemeinschaft  immer  zusammen  empfohlen  werden. 

(3)  Die  hohe  Bedeutung  der  Berufstätigkeit  liegt  daher  in  socialer 
Hinsicht  darin,  dass  sie  die  Einzelnen  persönlich  für  das  Leben  der 
Culturgemeinschaft  tauglich  zu  machen  und  den  Zwiespalt  zwischen  Na- 
tur und  Gultur  an  ihnen  aufzuheben  sucht.  Daraus  folgt  von  selbst, 
dass  sie  ihre  rechtliche  Ordnung  aus  dem  jeweiligen  Zustande  und  den 
Bedürfnissen  der  Culturgemeinschaft  erhält,  sowie  dass  die  Berufsordnung 
in  jeder  Periode  von  den  jeweils  herrschenden  Culturfactoren  beherrscht 
wird.     Vgl.  unten  g.  243. 

(4)  Hieher  gehört  daher  Alles,  was  nicht  der  reinen  persönlichen 
Individualität  angehört  und  nicht  ausschliesslich  von  Einzel non  besessen 
und  beherrscht  werden  kann,  also  Alles,  was  Gegenstand  der  geistigen 
Gemeinschaft  unter  den  Menschen  ist  und  den  gemeinsamen  Bildungs- 
und  Lebensverhältnissen  angehört',  und  es  ist  die  Aufgabe  des  Berufes, 
mit  rein  gesellschaftlichen  Mitteln  den  persönlichen  Zustand  der  Einzel- 
nen in  geistiger  und  leiblicher  Hinsicht  so  zu  gestalten,  dass  sie  insoweit 
ein  wahrhaftes  Culturleben  zu  führen  vermögen,  insbesondere  auch  dem 
Erwerbe  und  den  Anforderungen  des  persönlichen  und  des  öffentlichen 
Lebens  sich  hingeben  können. 

(5)  Kraft  Privatrechts  kann  Jeder  Geist  und  Körper  bilden  und 
sein  Leben  einrichten,  wie  es  ihm  gut  dünkt,  und  es  können  insoweit 
Pflichten  gegenüber  der  Gesellschaft  die  Einzelnen  nicht  binden;  allein 
dieses  Belieben  hat  .da  seine  Grenze,  wo  die  Anforderungen  der  Gesell- 
schaft beginnen.  Hierdurch  unterscheidet  sich  namentlich  der  Dilettantis- 
mus von  der  Berufsthätigkeit ,  welche  letztere  einer  socialen  Verantwort- 
lichkeit und  daher  der  socialen  Controle  unterliegt.  Daraus  folgt,  dass 
insbesondere  die  sociale  Geistescultur  im  Grossen  und  Ganzen  berufs- 
mässig gepflegt  werden  muss. 

(6)  Die  Selbständigkeit  des  Berufes  setzt  daher  die  Trennung  der 
Gesellschaft  vom  Staate,    also   hauptsächlich   das  Heraustreten   aus    der 
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ichen  Wohlfahrtssorge  der  Staatsgewalt  voraus.  Un- 
Berufsthätigkeit  ist  zwar  faetisch  auch  da  vorhan- 
tlich  dem  Kreise  der  Familie  oder  der  Kirche  an- 
selbständiges Beruferecht  auf  dem  universellen  Boden 
hier  nicht  deckbar, 
lört  daa  moderne  BerufBrecht  in  das  sociale  Verwalt- 
vurde  durch  die  Polizei  Wissenschaft  vorbereitet;  hie- 
e  Ausübung  der  richtig  begrenzten  Polizeigewalt  (vgl. 
biete  des  Berufswesens  nicht  ausgeschlossen. 
sthätigkeit  erfordert  zwar  gleichfalls  Arbeit,  aber  nur 
cht  in  rechtlicher  Hinsicht,  und  die  Berufspersonen 
arbeitenden  Clause  im  strengen ,  wirtschaftlichen 
Daher  sind  auch  Berufsanstalten  keine  Erwerbsunter- 
ist falsch",  den  Bernf  als  Gewerbebetrieb  zu  bezeich- 
nsichtlich des  Unterrichts  die  Erklärung  des  Bundee- 
enten  bei  Gelegenheit  der  Beratbang  der  Bundesge- 
Koller,  Archiv  Bd.  3  p.  41.  Die  Ausdehnung  mao- 
eu  auf  einzelne  Berufszweige  hatte  ihren  Grand  zum 
[sichten ,  insbesondere  in  der  Besteuerung.  Dass  auch 
die  materielle  Existenz  der  Berufspersonen  begründet 
in  die  wesentliche  Verschiedenheit  beider  Arten  von 
Iteriren;  auch  sind  hinsichtlich  des  Berufseinkommens 
>,e  zu  beobachten.  Damit  hängt  Übrigens  die  seit 
eist  unklar  gebliebene  Unterscheidung  der  sog.  pro* 
jductiven  Arbeit  zusammen ,  die  sieb  wenigstens  zum 
rensatz  der  Erwerbs-  und  Berufsarbeit  bezieht.  Vgl. 
h  of  nations  Buch  It.  Cap.  3.  Koscher, 'System  I. 
Das  gesellschaftliche  System  der  menschlichen  Wirth- 
tf.  Hermann,  Staats wirthschaftli che  Untersuchungen 
1870  p.  143  ff.  H.  Roesler,  Ueber  die  Grundleh- 
Imith  begründeten  Volkswirtbscbaftatbeorie  2.  Aufl. 
ährend  früher  Quesnay  nur  die  auf  Hervorbringung 
htete  Arbeit  fttr  produetiv  erklärt  hatte,  machte  sich 
äay,  Traitö  d'economie  politiqne  I.  cap.  13  die  ex- 
Itend,  dass  alle  sog. »Dienstleistungen,  selbst  die  Staate- 
Land  es vertbeidignng  u.  dgl.  zu  den  produktiven  Ar- 
Dies   ist  eine  ganz    unzulässige  Nivellirung    verschiede- 

Verwaltungslebre  V.  p.  149  ff.  bezeichnet  den  Beruf 
3ffentlioh  anerkannte  Lebensaufgabe  und  unterscheidet 
m,  den  geistigen,  wirtschaftlichen  und  künstlerischen 
heilung  ist  schon  darum  verfehlt,  weil  sich  ein  Be- 
icht begründen  läset.  In  seinem  Handbuch  der  Ver- 
des  Verwaltungsrechts  Stuttg.  1870  p.  410  rechnet 
rechtlich  zum  Staatsdienste. 

§.    242. 
hätigkeit   im  Einzelnen  hat  zum  Zwecke:   1)  die 
Cultureigenschafteo    in    den    einzelnen  Personen; 
jig   und   Sicherung    derjenigen    Culrurverhältaisse, 
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welche  als  Attribute  der  Personen  selbst  insoferne  betrachtet  werden 
können,  als  sie  ihre  concreto  Existenz  durch  den  individuellen  Willen 

I  der  Einzelnen  erhalten  und  als  Ausflüsse  des  persönlichen  Lebens 
ztir  practischen  Erscheinung  kommen  (l).  Dadurch  ergeben  sich 
vier  HauptgegenstSnde  des  Berufes:  körperliche  Gesundheit;  Geistes- 
und Characterbildung;  das  in  einzelnen  Handlungen  und  Ereignissen 
sich  vollziehende  Rechtsleben  (2);  das  hfiusliche  Leben  (3).  Dieser 
Eintheilung  entsprechen,  da  die  geistige  und  sittliche  Bildung  so- 
wohl durch  Unterricht  als  durch  Einwirkung  auf  die  Empfindung 
hervorgebracht  wird,  fünf  selbständige  Berufszweige :  der  Heilberuf; 
der  Unterricht;  die  Kunst;  der  Rechte  beruf;  der  häusliche  Beruf. 
Diese  Thätigkeiten  sind  jedoch  nur  insoferne  selbständige  Berufs- 
zweige, als  sie  1)  berufsmässig,  d.  h.  mit  dem  Aufwände  der  vollen 

j  Lebenskraft  und  als  selbständige  Lebensaufgabe  betrieben  werden, 
daher   auch   eine  besondere  Lebensstellung  und  Lebenseinrichtung 

|  der  Berufspersonen  zur  notwendigen  Folge  haben  (*) ;  2)  als  sie 
nach  den  Grundsätzen  freier  Gemeinschaft,  mithin  nach  den  Regeln 
der  socialen  Rechtsordnung  ausgeübt  werden,  d.  h.  sich  weder  in 
der  Ausübung  von  Privatberechtigungen  erschöpfen  (*)  noch  eine 
Anwendung  der  öffentlichen  Gewalt  erfordern  (6).  Der  Beruf  ist 
daher  weder  ein  weltliches  noch  ein  geistliches  Amt,  sondern  er 
besteht  lediglich  in  der  freien  Anwendung  persönlicher  Kenntnisse 
und  Fertigkeiten,  die  als  Gemeingut  der  Gesellschaft  Jedem  von 
selbst  zugänglich  sind ;  hiedurch  ist  jedoch  nicht  ausgeschlossen,  dass 
damit  Amtsbefugnisse  und  dienstliche  Einrichtungen  verbunden  wer- 
den, durch  welche  sowohl  die  äussere  Stellung  der  Berufepersonen 
als  der  Inhalt  und  die  Aufgaben  der  Berufsthfitigkeit  im  Einzelnen 
ordnungsmässig  und  einheitlich  geregelt  werden  (7). 

(*)  Diese  beiden  Arten  der  Berufsobjecte  sind  wegen  ihrer  imma- 
teriellen und  zugleich  rein  persönlichen  Natur  der  Besitzergreifung  und 
folglich  auch  des  Eigenthumserwerbs  unfähig;  es  ist  daher  unrichtig, 
wenn  z.  B.  J.  B.  Say,  Traitö  d'äconomie  politique  I.  cap.  1.  mit  dem 
übrigens  zu  einseitigen  Satze ,  dass  alle  Production  in  der  Hervorbring- 
ung von  Nützlichkeit  (utilite)  bestehe,  auch  die  Productivit&t  der 
sog.  immateriellen  Dienstleistungen  geltend  machen  will.  Noch  weniger 
beweisend  ist  es,  wenn  Röscher,  System  I.  §.  68  ff.  (5.  Aufl.  1864) 
alle  Leistungen,  welche  vernünftiger  Weise  begehrt  und  angemessen  be- 
zahlt werden,  productiv  nennt,  also  z.  B.  die  Regierungsarbeit  insofern, 
als  sie  durch  gern  bezahlte  Steuern  gedeckt  werde  und  zur  Erreichung 
ihres  Zweckes  nothwendig  sei. 

(2)  Das  Recht  ist  nur  insoferne  ein  Gegenstand  der  socialen  Be- 
rnfsthätigkeit,  als  es  nicht  den  blossen  Aeusserungen  des  Privatwillens 
(durch  Abschluss  von  Rechtsgeschäften)  oder  der  Anwendung  der  öffent- 
lichen Gewalt  (durch  Gesetzgebung  und  Gerichtsbarkeit)  anheimfallt;  in 
letzterer  Hinsicht  besteht  jedoch   zum  Theil   eine  Concurrenz   mit    dem 
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lin  sichtlich  der  sog.  freiwilligen  Gerichtsbarkeit.  Daher  kann 
rdoete  Mitwirkung  and  Berathung  bei  der  Geltendmachung 
nsprüchen  und  bei  der  Begründung  von  Hechts  Verhältnissen 

socialen  Bechtsberufes  sein. 

e  Befriedigung  der  Bedürfnisse  des  häuslichen  Lebens  durch 
enwirkende  ThKtigkeit  der  Familienglieder  selbst  kraft  der 
imenden  Privatrechte  unterliegt  selbstverständlich  nicht  der 
ig,  sondern  nur  diejenige  Wirksamkeit  für  hansliehe  Bedurf- 
te von  Anderen  berufsmässig  nach  Öffentlichen  Vorschriften 
rd;  je  mehr  aber  der  rechtliche  Kreis  des  Privatlebens  sich 
desto  mehr  mnss  sich  der  häusliche  Beruf  erweitern.  Die 
ing  der  Tendenzen  des  Commnnismus  z.  B.  müsste  die  wich- 
gaben   des    Privatlebens    (Kinderpflege,    Erziehung,    Ernäbr- 

allgemeinen  Berafsgeschäften  machen.  Vorbilder  hiefür  sind 
glischen  Clubs,  die  Pensionate,  Alumnate  u.  dgl. 
,hor  unterliegen  der  wissenschaftliche  und  künstlerische  Di- 
,  der  Selbstunterricht,  die  häuslichen  Einrichtungen  und 
i  für  Gesundheit»-  und  Lehrzwecke  u.  s.  f.  nicht  den  Grund- 
ier ufsordnung. 

r  Grund  hiefflr  liegt  darin,  dass  im  Gebiete  des  Privatrechts 
»rderungen  der  socialen  Gemeinschaft  keine  Rücksicht  genom- 
vgl.  oben  §.  8. 
eser   Unterschied  ist   allerdings    flüssig   und    hängt  von   der 

welche  zwischen  der  Gesellschaft  und  dem  Staate  gezogen 
n  von  den  Fortschritten  der  socialen  Rechtsbildung ;  mit 
inng  der  Selbstverwaltung  mnss  sich  auch  das  Gebiet  der 
keit  erweitern.  Wenn  aber  im  Polizeistaate  Lehrer,  Advo* 
ire,  Aerzte  vom  Staate  angestellt  werden  mussten  und  als 
a  behandelt  wurden,  so  ist  dies  ein  in  der  modernen  Gesell- 
vuudener  Standpunkt.  Vgl.  aber  schon  hinsichtlich  der  Au- 
ch die  Stadtgemeinden  und  die  Besoldung  der  Aerzte  in  spät- 
eit  Guhl  und  Koner,  Leben  der  Griechen  und  Römer  nach 
Iwerken  2.  Aufl.    Berlin  1864  p.  649. 

es  ist  namentlich  bei  denjenigen  Berufsanstalten  der  Fall, 
taate  gegründet  und  unterhalten  werden;  die  an  solchen 
Serufspersonen    werden    als  Staatsdiener    im   weiteren  Sinne 

zumal  die  Vorstände  derselben,  denen  ihre  Verwaltung  im 
Staates  übertragen  ist;  ausserdem  werden  für  die  Verwa.lt- 
iicinalwesenfl  zum  Theil   ärztliche  Personen    vom  Staate    ver- 

§.    243. 

lecht  des  Berufes  wird  bestimmt  tbeila  durch  den  allge- 
aracter  des  herrschenden  Cultur-  und  Rechtesystemes, 
i  die  innere,  insbesondere  wissenschaftliche  Ausbildung; 
zweige  selbst.  Wo,  wie  im  ganzen  AHerthum  (')  und 
auch  im  Mittelalter  (a) ,  nur  der  Krieg  und  die  Staate- 
is Sache  der  Freien  gelten,  da  werden  die  Berufsarbeiten 
von   Unfreien   (Sclaven,   Leibeigenen)    oder  doch    Ton 
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Personen  niedrigen  Standes  verrichtet  nnd  der  Beruf  erhält  den  Cha- 
racter  eines  persönlichen  Abhängigkeitsverhältnisses,  welcher  die 
Entstehung  eines  selbständigen  Berufsrechtes  verhinderte.  Nur  in 
der  Kirche,  insbesondere  in  den  religiösen  Orden  (Klöstern)  konnte 
sich  eine  freie  Berufsthätigkeit  entfalten,  die  jedoch  eben  desshalb 
nnd  da  die  Kirche  die  hauptsächliche  Vertreterin  der  Culturideen 
im  Mittelalter  war,  unter  kirchlicher  Aufsicht  und  Pflege  stand  (3). 
Mit  dem  Aufblühen  der  Wissenschaften  durch  die  wiedererweckten 
Studien  des  classischen  Alterthums  traten  zwar  die  gelehrten  Be- 
rufssweige  aus  der  rein  kirchlichen  Sphäre  heraus  und  erhielten  in 
gelehrten  Körperschaften,  insbesondere  durch  die  Gründung  der 
Universitäten,  eine  corporative  Verfassung,  so  dass  sie  regelmässig 
nur  von  Geistlichen  oder  den  Mitgliedern  gelehrter  Corporationen 
oder  von  Solchen,  die  eine  kaiserliche  oder  päpstliche  Autorieation 
erlangt  hatten,  betrieben  werden  konnten;  sie  blieben  jedoch  auch 
noch  später  vielfach  der  Aufsicht  und  dem  Einflüsse  der  Kirchen- 
gewalt unterworfen  (*).  Die  niederen  mehr  in  der  Ausübung  mecha- 
nischer Künste  und  Fertigkeiten  bestehenden  Berufsverrichtungen 
blieben  entweder,  wie  z.  B.  der  Schuldienst  und  der  Gesindedienst 
auf  dem  Lande,  Bestandteile  der  Grundbesitzverfassung  und  waren 
demgemäs8  den  obrigkeitlichen  Anordnungen  der  Grundherrschaften 
unterworfen  (5) ;  oder  sie  erhielten,  wie  namentlich  die  ärztlichen  und 
künstlerischen  Thätigkeiten  in  den  Städten,  eine  den  Gewerben 
analoge  Verfassung  und  bildeten  sich  wie  diese  zu  Zünften  und 
ahnlichen  Corporationen  aus  (6).  Ueberhaupt  wurden  die  Städte, 
namentlich  seit  der  Reformation,  die  hauptsächlichsten  Sitze  und 
Pflegestätten  der  Berufszweige  (7).  Mit  dem  Aufkommen  der  Lan- 
deshoheit trat  hiezu  noch  die  polizeiliche  Wohlfahrtssorge  und  es 
wurde  die  Gründung  von  Berufsanstalten  und  die  Erlassung  von 
Vorschriften  über  die  Ausübung  der  verschiedenen  Berufszweige  und 
über  die  Zulassung  zu  denselben  mehr  und  mehr  als  eine  Aufgabe 
und  ein  Recht  der  Landesherrschaften  anerkannt,  wobei  der  schon 
frühzeitig  eingetretene,  jedoch  sich  fortschreitend  verschiebende  Un- 
terschied zwischen  den  auf  wissenschaftlicher  Ausbildung  beruhenden 
gelehrten  Berufsarten ,  und  den  mehr  technischen  Professionen  und 
niederen  Künsten  fortwährend  beobachtet  wurde  (ö).  Dieses  ältere 
Recht  des  Berufes  ist  im  Bereiche  der  modernen  Culturgemeinschaft 
grossentheils  hinfällig  geworden;  Aufgabe  der  modernen  Rechtsbild- 
ung ist  es  nunmehr,  den  socialen  Rechtscharacter  des  Berufs  nach 
allen  Seiten  zur  Geltung  und  mit  den  Gesammtbedürfhissen  des 
nationalen  und  socialen  Lebens  in  Einklang  zu  bringend). 

0)  In  Rom  wurden  nicht  bloß  die  ländlichen  nnd  Gewerbsarbeiten, 
sondern  auch  die  sog.  liberalen  Künste  grösstenteils  von  Sclaven  oder 
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leben;  zu  den  letzteren  geborten  vorzüglich  die  Musiker,    j 
hauspieler,   die  Aerzte   und  Chirurgen  und   verschiedene 
rage  (Studien sclaven,  literati);  bei  der  äusserst  weit  ge-    j 
etheilung    und    dem    übertriebenen  Sclaven  Im  ua    wurde    ' 
rang  der  Sclaven  zu  einer  Quelle  der  Ausartung  und  der 
s  jene  Künste,  soferne  sie  für  Geld  und  Öffentlich  betrie-- 
■en  verachtet,  obwohl  sie  zuweilen  Einzelnen  hei  grossem    ' 

BeicbtbQmer  abwarfen.  Vgl.  Ouhl  und  Koner,  Das 
jen  und  Römer  nach  antiken  Bildwerken  2.  Aufl.  1864 
.  Friedender,  Darstellungen  aus  der  Sittengeschichte 
iit  von  August  bis  zum  Ausgang  der  Antonine  3.  Aufl.  ■ 
ff.  II.  p.  332  ff.  m.  p.  87  ff.  Gelehrte  Benrfszweige  ' 
;  der  Zeit  gewerbsmässig  betrieben ,  so  namentlich  der 
der    ärztliche    Beruf;    sie    blieben    aber    geringgeschätzt. 

wurden  sie  erst  in  der  Kaiserzeit  organisirt,  mit  Pri- 
ittet  und  meist  der  Municipal Verwaltung  unterstellt. 
Koner  a.  a.  0.  §.  102  ff.  Friedländer  a.  a.  0.  I. 
9.  Üeber  Unterricht  nnd  Erziehung  in  Rom  vgl.  G. 
rundriss  der  römischen  Literatur  3.  Ausg.  1857  p.  38  ff. 
lunterricht  und  die  Rechtslehrer  (literatores,  ludimagistri, 
Fuchta,  Cursus  der  Institutionen  I.  §.103.  Rudorff, 
jeschichte  Leipz.  1857  I.  §.  112.     Friedländer  a.a.O. 

P.  Bremer,  Die  Rechtalehrer  und  Rechtaschulen  im 
reich.     Berlin    1868.     Ueber    das    Universitätsleben    im 

Th.  v.  Ferber,  Professoren,  Studenten  und  Studen- 
i0  Jahren  Bern  1867. 

urer,  Geschichte  der  Fronhöfe,  der  Bauernhöfe  und 
g   in  Deutschland   Erlang.    1862.  63.    I.    p.  180  ff.    II. 

mentlieh  hinsichtlich  der  Schulen  v.  Maurer,  Geschichte 
Deutschland  DI.  §.4 15  ff.  Kriegk,  Deutsches  Bürgerthum 
F.  Frankf.  1871  p.64— 127.  J.  Fehr,  Staat  undKirche 
Reiche  bis  auf  Carl  den  Grossen  Wien  1869  p.  558  ff.  . 
lyn,  Cultnr geschieh te  der  neueren  Zeit  Leipz.  1870  L 
Hüllmann,  Städtewesen  des  Mittelalters  Bonn  1829 
[insichtlich  der  Aerzte  Kriegk,  Deutsches  Bürgerthum 
frankf.  1868  p.  1— 60.  A.  Förster,  Grundriss  der 
I  Methodologie  der  Medicin  Jena  1857  p.  68  ff.  M.  B, 
buch  der  Geschichte  der  Medicin  Berlin  1838  p.  239  ff. 
>  Am-Rhyn,  Culturgeschichte  der  neueren  Zeit  Leip- 
71  ff.  Hüllmann,  Städtewesen  des  Mittelalters  III. 
irstor,  Grundriss  der  Encyclopftdie  nnd  Methodologie 
'1  ff.  Kriegk,  Deutsches  Bürgerthum  im  Mittelalter  L 
'.  Maurer,  Geschichte  der  Städte  Verfassung  in  Deutach- 
370  p.  273  ff.  Rein  kirchliche  Anstalten  sind  die  üni- 
ltschland  niemals  gewesen.  Vgl.  §.  263. 
:e,  Allgemeines  deutsches  Gewerberecht  Leipzig  1839 
ickendorf,  Teutscher  Fürstenstaat  Frankf.  1703  D. 
urer,  Geschichte  der  Fronhöfe  I.  p.  181.  244  ff.  DT. 
R.  II.  12.  %.  12.  22  (hinsichtlich  der  gemeinen  Schulen 
(hinsichtlich  der  Gesindedienste). 
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(*)  Krieg k,  Deutsches  Bttrgerthum  im  Mittelalter  N.  F.  1871 
p.  31  ff.  J.  J.  Moser-,  Landeshoheit  in  Polizeisachen  1773  cap.  9. 
K.D.  Hüllmann,  Städtewesen  des  Mittelalters  IV.  p. 332 ff.  0.  Gierke, 
Bechtsgescbichte  der  deutschen  Genossenschaft  Berlin  1868  §.  42.  43. 
t.  Maurer,  Geschichte  der  Städteverfassung  in  Deutschland  IL  §.  291 
IV.  §.615.  Es  gab  in  den  Städten  Zünfte  der  Schullehrer  (Schulhalter, 
Schulmeister) ,  der  Bader  und  Barbierer  (Wund  - ,  Dietärzte),  der  Notare 
(wenigstens  in  Italien),  der  Maler,  der  Sänger  (Meistersänger). 

O  Sie  waren  daher  auch  insoferne  zunächst  der  städtischen  Ge- 
richtsbarkeit und  Polizeigewalt  unterworfen,  obgleich  namentlich  die 
8ehulen  unter  der  Leitung  der  Geistlichkeit  standen,  v.  Maurer,  Ge- 
schichte der  8tädteverfassung  in  Deutschland  III.  §.415—418.  426.  452. 
8.  Sugenheim,  Geschichte  des  deutschen  Volkes  und  seiner  Cultur  III. 
Leipz.  1867  p.  601  ff.  Eriegk,  Deutsches  Bürgerthum  im  Mittelalter 
N.  F.  1871  p.  65  ff.  Schon  im  12.  und  13.  Jahrhundert  wurden  we- 
nigstens in  den  bedeutenderen  Städten  Versuche  gemacht,  sich  dem 
bisherigen  Unterrichtsmonopol  der  Geistlichkeit  zu  entziehen. 

(8)  J.  J.  Mo ser,  Landeshoheit  in  Polizeisachen  Frankfurt  1773 
cap.  3.  4.  9.  Landeshoheit  in  Jnstizsachen  Frankf.  1773  §.  26.  27. 
(Advokaten  und  Notare).  —  Der  Grundsatz,  dass  die  Landesherren  be- 
rechtigt seien,  den  Zünften  Gesetze  und  Ordnungen  zu  geben,  ihre  Er- 
richtung und  Statuten  zu  genehmigen,  zu  widerrufen  oder  zu  ändern 
und  davon  zu  dispensiren,  galt  auch  von  den  mehr  professionellen  Zünf- 
ten, z.  B.  der  Chirurgen  und  Bader,  der  Bildhauer  und  Maler,  Mu- 
sikanten u.  a.  Beichsabschied  von  1654  §.106.  Reichsschluss  von  1731 
art  1.  6.  13. 

(*)  Das  Berufswesen  ist  sowohl  seinem  Inhalte  nach  (Pädagogik, 
Hedicin  etc.)  als  auch  rechtlich  der  geschichtlichen  Entwicklung  unter- 
worfen; daher  kann  es  auch  für  die  Betheiligung  der  Kirche,  der  Ge- 
meinden und  der  Corporationen ,  sowie  des  Staates  daran  keine  abso- 
luten, ein  für  allemal  feststehenden  Grundsätze  geben,  sondern  diese 
bestimmen  sich  nach  dem  allgemeinen  Verhältnisse,  welches  jene  Facto- 
ren  zum  Culturleben  jeder  Zeit  einnehmen. 

§.    244. 

Als  selbständige  gesellschaftliche  Lebensthätigkeit  steht  der 
Beruf  unter  der  Herrschaft  der  socialen  Rechtsidee.  Daher  sind 
auf  den  heutigen  Beruf  die  Grundsätze  des  Privatrechte  ebenso  un- 
anwendbar, wie  die  Principien  der  ständischen  Rechtsordnung  und 
der  "Wohlfahrtspolizei;  insbesondere  können  aus  dem  Rechte  des 
Eigen thums  oder  der  Verträge  Berufsrechte  oder  Berufs  pflichten  an 
och  nicht  abgeleitet  werden  ( !) ,  und  das  Berufsrecht  ist  weder  ein 
eiclusives  Standes-  (Corporations-)  recht,  noch  in  seiner  Ausübung 
irgend  welcher  herrschaftlicher  oder  polizeilicher  Gewalt  unterworfen. 
Hieraus  fliessen  hauptsächlich  folgende  Consequenzen :  1)  Freiheit 
der  Berufswahl  und  des  Berufswechsels  mit  Ausschluss  jeder  kasten- 
artigen und  genossenschaftlichen  Abschliessung  der  verschiedenen 
Berufsclassen  (*) ;  2)  Freiheit  der  Ausübung  des  Berufs  von  äusseren 
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ften  und  Unterordnung  derselben  lediglich  unter  die 
i  jedes  Berufszweiges  (3);  3)  Freiheit  der  Gründung- 
r  von  Berufsanstalten  und  der  Auswahl  der  Berufs- 
l  Ausscheidung  aller  fremdartigen  und  störenden  Be- 
der  Berufstätigkeit ,  durch  welche  nach  den  herr- 
ranschauungen  deren  wesentliche  Natur  verletzt  oder 
beeinträchtigt  würde  (6) ;  5)  Anwendung  der  herr- 
rideen  auf  die  BerufsthStigkeit  (»);  6)  Anerkennung 
:ke  als  öffentliche  gemeinsame  Angelegenheit,  so  dass 
iverhältnisBe  und  die  daraus  hervorgehenden  Rechte 

nicht  in  privater  'Willkur  verfügt  werden  kann, 
ufszweige  unterliegen  daher  allgemeinen  Vorschriften, 
inzelnen  beobachtet  werden  müssen  und  das  ganze 

einer  mit  der  Gesellschaft  in  lebendiger  Verbindung 
eit  machen  0.  Diese  Gemeinschaft  der  Berufszwecke 
sondere  darin,  1)  dass  der  Gegenstand  und  Umfang, 
e  Qualität  der  Berufszweige  nicht  von  den  Einzelnen 
>n,  sondern  mit  dem  allgemeinen  Culturzustand  von 
sind;  2)  dass  ebenso  auch  die  Resultate  der  Bemfs- 
nBtand  öffentlicher  Würdigung  sind;  3)  dass  der  Be- 
atalten erfordert,  an  welchen  die  Berufsthätigkeit  für 
n  betrieben  wird. 

n  dem  Eigenthum  an  sich  kann  das  Recht,  Schulen  oder 
tu  gründen,  nicht  liegen;  die  Lehrordnang  kann  nicht 
träge  willkürlich  bestimmt  werden  o.  s.  w.  Selbstver- 
iednrch  die  Freiheit  des  Privatrechtes  innerhalb  seiner 
jinträchtigt. 
»n  §."17. 

folgt  z.  B. ,  dass  zur  Ausübung  der  gelehrten  Berufs- 
irb  des  Doctortitels  nicht  mehr  erforderlich   ist   (s.  oben 

wohl  aber  die  volle  wissenschaftliche  Ausbildung  nach 
en  jedes  Berufes. 

äl  eine  nothwendigo  Folge  des  Princips  der  Selbstver- 
ler  auch  nur  in  den  Grenzen  der  letzteren  zu  verstehen; 
der  Staatsverwaltung  wird  daher  dadurch   an   sich  nicht 

: trifft  namentlich  die  richtige  Ausscheidung  der  versebie- 
iete  und  die  Gliederung  der  Berufstätigkeiten  in  den- 
i  verschiedenen  Zweige  des  Heilberufes,  die  richtige  Ab- 
rschiedenen  Arten  des  Unterrichts,  der  Lehrstellen,  die 
trweitiger  Aemter  mit  denselben,  die  Trennung  der  Kirche 
des  freien  Recbtsberufs  vom  Richteramt  u.  s.  w. 
ndere  gehören  hieher  die  Principien  der  Gewissensfrei- 
tgigkeit,  der  Freiheit  der  Wissenschaft,  die  Aufhebung 
Lr  u.  dgi. 
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(7)  Hieraus  flieset  der  Grundsatz  der  allgemeinen  Schulpflicht,  das 
öffentliche  Berufsprüfnngswesen ,  die  Notwendigkeit  öffentlicher  Berufe- 
Ordnungen  u.  s.  f. 
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Titel  n. 
Der  Heilberuf. 

Quellen*.  Bund  es -Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  6.  29.  30. 
53.  80.  144*  Bekanntmachung  des  Bundeskanzlers  vom  25.  Sept.  1869  betr.  die 
Prüfung  der  Aerzte,  Zahnarzte,  Thierärzte  und  Apotheker.  Strafgesetzbuch  von 
1870  §.  174.  209.  277—280.  300.  —  Preussen,  Medicinaledict  vom  27.  Sept. 
1725.  A.  L.  B.  IL  20  §.  702  ff.  Reglement  vom  1.  Dec.  1825 ,  8.  Oct.  1852 
und  18.  Sept.  1867.  Bescripte  vom  6.  Jan.  1841.  31.  Oct.  1851.  12.  Febr., 
ZI.  März  und  17.  Mai  1852.  Kurhessen,  Medicindlordnung  vom  10.  Juli 
1830.  Nassau,  Medicindlordnung  von  1818.  Bayern,  Medicinaledict  vom 
8.  Sept.  1808.  Verordnung  vom  29.  Jan.  1865  betr.  die  Ausübung  der  Heil- 
Kunde.  Verordnung  vom  22.  Juni  1858  und  16.  Sept.  1865  betr.  das  Studium 
der  Medicin.  Baderordnung  vom  25.  Juni  1868.  K.  Sachsen,  Mandate  vom 
2.  Aprü  1818.  30.  Jan.  1819.  1.  Juni  1824.  18.  März  1844  u.  s.  f.  (Funke, 
Polizeigesetze  und  Verordnungen  des  K.  Sachsen  III.  p.  74  ff.).  Baden,  Ver- 
ordnung vom  20.  Jan.  1858  und  10.  Nov.  1865.  Sachsen- Weimar,  Medi- 
einalordnung  vom  IL  Jan.  1814.  Mecklenburg -Schwerin,  Medicinalord- 
nung  vom  18.  Febr.  1830  und  Begulativ  vom  4.  Aug.  1862.  Hamburg,  Ge- 
setz  vom  26.  Oct.  1870  betr.  die  Reorganisation  des  Gesundheitsrathes.  Oe st- 
reich, Instruction  vom  3.  Nov.  1808.  Studienordnung  vom  1.  Oct.  1850.  Straf- 
gesetzbuch §.  356  ff. 

Literatur:  v.  Bonne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  403  ff. 
W.  Hörn,  Das  Preuss.  Medicinalwesen  Berlin  1857.  1858.  Pözl,  Bayr.  Ver- 
valtungsrecht  3.  Aufl.  1871  §.  126  ff.  —  132.  G.  Döllinger,  Das  Medidnal- 
wesen  in  Bayern  Erl.  1847.  v.  Stubenrauch,  Handbucli  der  Oestreich.  Ver- 
«dltungsgesetzkunde  2.  Aufl.  1856  IL  §.  292—302.  H.  Hämmerle,  Samm- 
lung der  (Oestr.)  Gesetze  und  Verordnungen  über  die  Gesundheitspolizei  aus  den 
Jahren  1865—1868  Wien  1870.  H.  Hämmerte,  Handbuch  über  die  Polizei- 
gesetze und  Verordnungen  Wien  1865  p.  312  ff.  Sammlung  der  Polizeigesetze 
und  Verordnungen  aus  den  Jahren  1865—1868  Innsbr.  1869  p.  129  ff.  M.  Ma- 
cher, Handbuch  der  neuesten  K.  Oestreich.  Sanitätsgesetze  und  Verordnungen 
2.  Aufl.  Graz  1869.  Burckhardt,  Handbuch  der  Verwaltung  im  Grossh. 
Sachsen- Weimar  1854  §.  116  ff.  v.  Mohl,  Polizeiwissenschaft  3.  Aufl.  I. 
p.  174  ff.  L.  Stein,  Verwaltungslehre  3.  Theil  Stuttg.  1867.  L.  Stein, 
Handbuch  der  Verwaltungslehre  und  des  Verwaltungsreclits  Stuttg.  1870  p.  87  ff. 
P.Frank,  System  einer  vollständigen  Medic.  Polizei  1804  —  1819.  L.  Pap- 
penheim, Handbuch  der  Sanitätspolizei  nach  eigenen  Untersuchungen  1.  Aufl. 
1858-1864  2.  Aufl.  Berl.  1870.  K.  Vogel,  Die  medicinische  Polizeiwissen- 
schaft Jena  1853.  J.  H.  Schürmayer,  Handbuch  der  medicinischen  Polizei 
2.  Aufl.  Erl.  1856.  Oesterlen,  Handbuch  der  Hygieine  2.  Aufl.  Tab.  1857. 
Bauska,   Compendium  der  Gesundheitspolizei    Wien  1859.    Lion,  Handbuch 
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I-  und  Sanitätspolisei  Iserl.  1862.  Räder  mann,  Lehrbuch  da- 
sei Berlin  1863.  v.  Bigckoff,  Der  Einflute  des  Nordd.  ftwr- 
■  die  Mediän  München  1871.  BeridU  da  Grossh.  Ob.  Med.BaSui 
isiand  des  Medicinaluesens  im  Grossh.  Baden  vom  Jahre  186$ 
71.  —  Weitere  Literatur  ».  bei  v.  Mohl  a.  a.  0.  p.  177.  —  In 
t  Einsieht:  M.  B.  Lessing,  Handbuch  der  Geschichte  der  Mt- 
1838.  A.  Förster,  Grundriss  der  Encyclopädie  und  Methodolo- 
ein  Jena  1857.  K.  D.  Hüllmann,  Städtewesen  des  Mittelalters 
*  1829  p.  43  ff.  Stein,  Verwaltungslehre  Bd.  3.  p.  7 ff.  G.  L. 
utsches  Büigerthutn  im  Mittelalter  Frankf.  1868  p.  1  ff.  v.  Man- 
\te  der  Städteverfassung  in  Deutschland  Erl.  1869-1871  IL  %.ä9l 
-414.  426.  L.  Friedländer,  Darstellungen  aus  der  Sittengs- 
s  in  der  Zeit  von  August  bis  tum  Ausgang  der  Antonine  3.  Aufl. 
X.  p.  279  ff. 

Capitel  1. 
In  Allgeneiaei. 

§.  245. 
leilberuf  besteht  in  der  Ausübung  der  Heilkunde  nun 
ir  Erhaltung  und  Wiederherstellung  der  menschlichen 
.  Verschieden  davon  ist:  1)  die  Thieiarztieikunde,  welche 
ICenechen,  sondern  die  Krankheiten  und  Gebrechen  der 
i  Gegenstände  hat  und  daher  nicht  zu  den  Berufszweigen 
len  Sinne  gehört,  sondern  wesentlich  als  ein  Hülfsge-  ' 
Erwerb  sthätigkeit  in  Betracht  kommt  (');  2)  die  Statrt- 
3  (gerichtliche  Medicin),  d.  i.  die  Erforschung  und  Ter- 
ledioinischer  und  naturwissenschaftlicher  Gesetze  für  die 
:  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  (2) ;  3)  die  G  esundheits- 
litStawesen) ,  d.  i.  die  öffentliche  Fürsorge  für  die  Ge- 
rch  Verhütung  und  Beseitigung  von  Krankheitsursachen  {3). 
orge  ist  als  allgemeine  Pflicht  der  Verwaltungsorgane 
gcsammte  Verwaltung  verzweigt  und  muas  an  jedem 
rselben  (Bauwesen ,  Unterrichtswesen ,  Transport ,  Ge- 
rücht blos  von  Seite  des  Staates ,  sondern  auch  der  Ge- 
ld anderer  Organe  Berücksichtigung  rinden;  hieher  ge- 
r  insoferne,  als  durch  sie  in  gewisser  Hinsicht  auch  die 
die  Ausübung  des  Heilberufes  mitbestimmt  werden  {'). 
tnde  umfasst  die  Gesammtheit  der  Lebensgesetze  des 
;n  Organismus,  auf  welchen  die  freie  Entwicklung  und 
der  menschlichen  Kräfte  beruht;  obwohl  zunächst  prac- 
em  materiellen  Bedürfnisse  der  Gesundheit  dienend,  schafft  ] 
uf  eben  dadurch  auch  die  nothwendige  durch  die  Gesetze 
gegebene  Grundlage  für  die  menschliche  Lebensthätigke-it 
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und  Entwicklung  überhaupt;  er  ist  somit  ein  unentbehrlicher  und 
wichtiger  Zweig  der  für  die  menschlichen  Bedürfnisse  unmittelbar 
wirkenden  Beruf sthätigkeit,  und  wie  alle  übrigen  rücksichtlich  sei- 
ner Mittel  und  Zwecke  von  dem  geistigen  Bildungszustande  jeder 
Zeit  abhangig  (B).  Als  freie  Ausübung  der  in  der  menschlichen 
Natur  von  selbst  begründeten  Gesetze  der  Heilkunde  ist  der  Heil- 
berof  weder  ein  öffentliches  Amt  (6) ,  obgleich  die  Gesundheit  auch 
zu  den  Staatsinteressen  gehört,  noch  ein  Zweig  der  Erwerbsth&tig- 
keit  (Gewerbe),  wenn  er  auch  regelmässig  um  der  Einkommensge- 
winnung  willen  ausgeübt  wird,  da  er  als  auch  in  objectiver  Hinsicht 
ran  persönliche  Thätigkeit  nicht  die  äussere  Natur  zum  Gegen- 
stande hat  und  folglich  unter  den  Begriff  der  Production  nicht  ge- 
bracht werden  kann  CO- 

0)  Vgl  unten  Buch  IV.  Titel  HI.  Cap.  2.    Landwirtschaft. 

(')  y.  Eönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  2.  g.  402.  Cas- 
par, Handbuch  der  gerichtlichen  Medicin  4.  Aufl.  p.  1  ff.  Im  engeren 
Sinne  bezeichnet  die  gerichtliche  Medicin  (medicina  forensis)  die  An- 
wendung der  Begeht  der  Heilkunde  und  Naturwissenschaft  für  die  Zwecke 
der  Rechtspflege.  Stein,  Verwaltungslehre  lü.  p.  4  ff.  Handbuch  der 
Verwaltungslehre  und  des  Verwaltungsrechts  p.  82. 

(3)  Siehe  die  Strafbestimmungen  hierüber  im  Strafgesetzbuch  von 
1870  §.  367. 

(4)  Die  bisherige  Auffassung  der  Medicinalpolizei  als  Sorge  des 
Staates  für  das  Wohl  der  Bürger  in  Ansehung  ihrer  Gesundheit  nach 
den  Grundsätzen  der  Medicin,  wobei  man  1)  die  Fürsorge  für  das  Heil- 
personal  und  die  Heilmittel  (Medicinalordnung ,  Polizei  der  Medicin)  und 
2)  die  Fürsorge  für  die  Erhaltung  und  Wiederherstellung  des  Gesund- 
heitszustandes (Sanitätspolizei,  Medicinalpolizei  im  engeren  Sinne)  zu  un- 
terscheiden pflegt,  widerspricht,  als  dem  Standpunkt  des  früheren  Poli- 
zeistaates angehörend,  dem  Princip  der  socialen  Verwaltung  und  ist  schon 
insoferne  zu  enge,  als  sie  die  gesammte  Berufstätigkeit  des  ärztlichen 
Personals  nur  als  Ausfluss  der  staatlichen  Fürsorge  erscheinen  lässt.  Die 
Gesundheit  ist  vielmehr  eines  der  allgemeinen  Lebensbedürfnisse,  für 
welcho  in  der  Gesellschaft  eine  geordnete  Berufsthätigkeit  nach  den 
Grundsätzen  des  socialen  Rechts  und  unter  Mitwirkung  der  Verwaltungs- 
organe, insbesondere  auch  des  Staates  stattfindet,  und  die  Ausübung  der 
Polizeigewalt  findet  hier  dieselben  Grenzen,  wie  bei  allen  übrigen  Zwei- 
gen der  Verwaltung.  S..  die  frühere  Auffassung  namentlich  bei  v.  Berg, 
Handbuch  des  teutschen  Polizeirechts  2.  Aufl.  Bd.  2.  p.  62  ff.  v.  Mo  hl, 
Polizeiwissenschaft  3.  Aufl.  I.  p.  174  ff.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht 
3.  Aufl.  H.  §.  402.  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  8.  Aufl.  §.  126  ff. 
Stein,  Verwaltungslehre  Bd.  3.  p.  22  ff.  unterscheidet  ganz  richtig  das 
Saaitäts-  und  das  Heilwesen;  allein  das  erstere  ist  einer  geschlossenen 
erschöpfenden  Bearbeitung,  ausgenommen  etwa  monographisch,  nicht 
fehig.  Jener  Irrthum  hat  auch  bewirkt,  dass  das  Apothekerwesen  re- 
gelmässig als  Gegenstand  der  Medicinalpolizei  behandelt  wird,  obgleich 
es  als  ein  Zweig  des  Gewerbebetriebs  im  Wesentlichen   den  Grundsätzen 
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itigkeit  unterliegt,  da  in  ihm  lediglich  technische,  nicht 
he  Regeln  zur  Anwendung  kommen. 

(risse nschaftliche  Medicin  der  Neuzeit  sieht,  anstatt  die  ; 
ihr  eigentliches  und  selbständiges  Object  und  die  Krank-  < 
gen  als  Ausgangspunkt  zu  nehmen,  den  Menschen  als  ihr 
geht  bei  der  Begründung  ihres  Systemes  von  den  Lebens-  ■ 
and  dem  Leben  selbst  im  Ganzen  aus,  indem  sie  unter 
da«  rechnet,  was  sich  wahrend  des  als  Krankheit  bezeich- 
istandes  ttls  Krankheitserscheinung  darstellt;  sie  ist  daher  j 
nsse  Kunst,  die  Krankheiten  zu  erkennen  und  zu  heilen, 
it    den   ganzen    Abschnitt   des    Lehens ,    der    als  Krankheit  j 

allen  seinen  Erscheinungen  und  nach  allen  Seiten  zu  er- 
gestutzt  auf  die  Kenutniss  von  den  Bedingungen  und  Ver- 
normalen Lebens,  dasselbe  in  den  Einzelnen  und  in  der  ; 
11  erhalten  und  wiederherzustellen.  Die  Thltigkeit  der  . 
.her  zu  enge  gefasst,  wenn  man  sie  blos  als  Hülfe!  eistnng  ■ 
i  Ausnahmsfallen,  nämlich  bei  ausgebrochenen  Krankheiten  ■ 
soll  vielmehr  in  der  normalen  Regulirong  der  Lebens-  , 
inzelnen  ihre  wesentliche  Aufgabe  finden.  Hienach  mflssl*  | 
lernf  zu  einer  regelmässigen  und  constanten  Function  im  ' 
leinen  werden,  was  aber  heute  erst  für  die  Grossen  und  '■. 
1  Anstellung  von  Leibärzten,  erreicht  ist.  In  dieser  Ein- 
-  Heilberuf  auch  in  socialer  Richtung  noch  bedeutende!  j 
sgengeben.  Vgl.  Über  das  Wesen  der  wisse uschaftlien.es 
rster,  Grundriss  der  Encyclopadie  und  Methodologie  der  ■ 
i.  139—159.  '• 

lon  Preussen,  A.  L.  11.  IL  20.  §.505  und  das  Strafge-  j 
870  §.  300,    wonach   die  Aerzte  nur  zu  den  berufsmässig  ! 
lichteten  Personen  gehören.     Dadurch  ist  jedoch  nicht  ans-  { 
ss  Aerzte,  ebenso  wie  Lehrer,  Techniker  etc.,  vom  Staate,  . 
i.  Culturorganen  bestellt  werden,  um  für  die  Gesundheiia- 
ios    gewissen   Einwohne rkreises    auftragsmassig   zu    wirken,  , 
Alterthum  und  im  Mittelalter  nicht  selten  vorkam.     Diese  ' 
vernachlässigte  Seit«  des  ärztlichen  Berufes  wird  mit  dem 
tretenden  Bewusstsein    der  socialen  Culturgemeinschaft  in 
in  den  Vordergrund  treten  müssen.      Vgl.  Friedlander, 
e  Roms  3.  Aufl.  I.  p.  280.    Kriegk,   Deutsches  Bürger- 
lalter  I.  p.  8  ff. 

les-Gewerbeordnnng  vom  21.  Juni  1869  g.  6.  K.  Bacb- 
resetz  vom  15.  Oct.  1861  g.  1.  Oestreich,  Patent  zur 
,g  vom  20.  Dec.  1859  %.  5.  Baden,  Gewerbegesetz  vom  ' 
!  §.  Sl  ff.  Bayern,  Gewerbegesetz  vom  30.  Jan.  1868 
l  somit  unzulässig,  die  Heilkunde  als  Gewerbebetrieb  u 
vohl  dies  in  der  Bundes  -  Gewerbeordnung  von  1869  §.  29 
t  jedoch  der  an  sich  correcten  dispositio  legis  nichts  an 
t  entziehen  kann.  Aus  dem  social  rechtlichen  Grundsat» 
is  ärztlichen  Berufes  folgt  daher  noch  nicht,  dass  auch 
nnd  für  befähigt  erklärte  Personen  Functionen  als  Aerzte 
;  selbst  in  Bezug  auf  die  sog.  kleine  Chirurgie  hat  dal 
Erdings  zu  dem  Institut  der  sog.  geprüften  Heildiener  ge- 
gen, Rescript  vom  27.  Dac.  1869. 
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§.    246. 

Das  Berufsrecht  der  Heilkunde  wird  in  seinen  Grandzügen 
bestimmt  durch  deren  wissenschaftliche  Ausbildung  und  practische 
Ausübung.  Ursprünglich  nach  blossen  Erfahrungsregeln  hauptsäch- 
lich yon  Familiengliedern,  namentlich  von  klugen  und  gewandten 
Frauen  geübt  (*),  wurde  sie  zunächst,  im  Alterthum  wie  im  Mittel- 
alter, unter  dem  Einflüsse  des  dämonischen  Anscheines  der  Krank- 
heiten und  als  Oeheimlehre  mit  dem  priesterlichen  Stande  verbun- 
den, berufsmässig  von  den  Priestern  und,  wie  namentlich  bei  den 
Germanen,  auch  von  den  Priesterinnen  geübt  (*);  später,  bei  dem 
Mangel  wissenschaftlicher  Durchdringung  der  Praxis,  als  ein  Ge- 
werbe meist  von  Sclaven  und  Personen  niederen  Standes  betrie- 
ben (3),  wenngleich  einzelne  besonders  hervorragende  Aerzte  schon 
im  Alterthum  es  zu  hohem  Ansehen  brachten  und  Versuche  zur 
Aufstellung  wissenschaftlicher  Systeme  der  Heilkunde  bei  den  Grie- 
chen und  Römern  sowohl  von  Aerzten  wie  von  Philosophen  gemacht 
wurden  (4).  In  der  neueren  Zeit  hat  sich  die  Medicin  unter  dem 
Einflüsse  des  besonders  von  den  Arabern  gepflegten  Studiums  der 
Natur  und  der  exaeten  "Wissenschaften  Überhaupt  (b),  jedoch  lange 
Zeit  auf  der  Grundlage  des  von  den  Alten  überkommenen  einseitig 
rationalistischen  Systemes  und  in  enger  Verbindung  mit  Philosophie 
und  Theologie  (6) ,  nur  allmählich  zu  einer  selbständigen  Wissen- 
schaft erhoben  und  ihre  hauptsächlichsten  Fortschritte  durch  die 
Pflege  der  Naturwissenschaften  und  der  Anatomie  und  die  Benütz- 
ung ihrer  Ergebnisse  erlangt  (7).  Der  früher  herrschende  mehr 
gewerbliche  und  practisch  gespaltene  Character  der  Heilkunde  (ö) 
wurde  daher  auch  erst  in  der  neueren  Zeit  durch  den  wissenschaft- 
lich einheitlichen  Berufsoharacter  derselben  verdrängt,  obwohl  noch 
in  der  Gegenwart  die  mehr  mechanischen  und  niederen  Heilver- 
richtungen ausgeschieden  werden  müssen.  Im  Allgemeinen  ist  nun- 
mehr der  Heilberuf  in  seinem  ganzen  Umfange  folgendermassen  ge- 
gliedert (9) :  1)  der  ärztliche  Beruf,  der  von  wissenschaftlich  für  die 
gedämmte  Heilkunde  ausgebildeten  Aerzten  geübt  wird ;  2)  der  Heil- 
dienst, welcher  in  den  zur  Unterstützung  und  Ergänzung  der  Aerzte 
notwendigen  Hülfeleistungen  und  untergeordneten  Heilverrichtungen 
besteht;  3)  die  Krankenpflege.  Ausserdem  kann  die  ärztliche  Praxis 
entweder  in  der  Wohnung  der  Patienten  oder  auch  der  Aerzte 
(Privatpraxis)  oder  auch  in  besonderen  für  Heilzwecke  eingerichte- 
ten Anstalten  betrieben  werden;  durch  letzteren  Unterschied  wird 
das  Recht  des  Heilberufes  an  sich  nicht  berührt. 

(*)   A.  Förster,    Encyclopftdie    und    Methodologie     der    Medicin 
p.  51. 
Boetler,  Venrattnngmeht  Lt.  2 
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(2)  A.  Förster,  Encyclopädie  und  Methodologie  der  Medicin 
p.  52  ff.  M.  B.  Lessing,  Handbuch  der  Geschichte  der  Medicin  L 
1888  p.  1  ff.  Bei  den  Egyptern  war  die  Medicin  im  Besitze  der  Priester- 
kaste und  erbte  von  Vater  auf  Sohn  fort,  bei  den  Juden  in  denen  der 
Leviten  und  der  Propheten,  bei  den  Griechen  wurde  sie  zuerst  in  den 
Tempeln  und  von  den  Priestern  des  Aesculap  (Asklepiaden)  geübt. 

(3)  Friedländer,'  Sittengeschichte  Roms  I.  p.  279.  A.  Förster, 
Encyclopadie  und  Methodologie  der  Medicin  p.  58.  M.  B.  L  es  sing, 
Geschichte  der  Medicin  I.  p.  78  ff.  289  ff.  Eriegk,  Deutsches  Bttrger- 
thum  im  Mittelalter  I.  p.  1  ff.  Im  Mittelalter  wurde  die  Heilkunde 
meist  von  Mönchen  und  Juden  betrieben ;  der  höheren  Geistlichkeit  wurde 
daher  durch  die  Concilienschlüsse  des  12.  Jahrhunderts  dieselbe  unter- 
sagt. In  Deutschland  wurden  die  Chirurgen  (Bader  und'Bartscherer)  erst 
im  Jahre  1406  durch  ein  Privilegium  Kaiser  Wenzel's  für  ehrlich  erklärt 

(4)  Unter  den  Aerzten  des  Alterthums  sind  namentlich  Hippokra- 
tes  von  Kos  (460-377  v.Chr.)  und  Claudius  Galenus  (181—201  n.Chr.); 
unter  den  Theoretikern  Plato,  Aristoteles  und  Theophrast  zu  nennen. 
Vgl.  Förster  a.  a.  0.  p.  55  ff.  Lessing  a.  a.  0.  p.  19  ff.  99  ff. 
Ueber  die  römische  Staatsarzneikunde  in  diesem  Zeiträume  ibid.  p.  106— 110. 

(5)  Lessing  a.  a.  O.  p.  199  ff.  Förster  a.  a.  0.  p.  69  ff.  Als 
Hauptautorität  bei  den  Arabern  wurden  Avicenna  (980  — 1087),  Sera- 
pion,  Abulcasem,  Averroös  betrachtet.  Ausserdem  sind  die  medicinischen 
Schulen  zu  Salerno  (seit  984),  gegründet  von  einem  Juden,  einem  Grie- 
chen und  einem  Araber,  und  zu  Monte  Cassino  (Benedictinerabtei ,  auf 
den  Trümmern  eines  uralten  Apollotempels  erbaut)  zu  erwähnen.  Les- 
sing a.  a.  0.  p.  248  ff. 

(6)  A.  Förster  a.  a.  0.  p.  72  ff.  Lessing  a.  a.  0.  p.  260  ff. 
Die  gelehrte  Medicin  war  ein  Nebenzweig  der  scholastischen  Philosophie 
und  wurde  auf  den  Universitäten  fast  mehr  von  Theologen  und  Philo- 
sophen als  von  eigentlichen  Medicinern  beherrscht;  auch  bei  den  Gelehr- 
ten galten  Galen  und  Avicenna  als  höchste  Autoritäten. 

(7)  Förster  a.  a.  0.  p.  75  ff.  Lessing  a.  a.  0.  p. 327  ff.  Die 
wissenschaftliche  Begründung  der  Anatomie  und  Physiologie  ist  nament- 
lich von  A.  Vesalius,  De  humani  corporis  fabrica  1542  zu  datiren; 
ferner  von  Harvey  (1578  — 1658),  dem  Entdecker  des  Kreislaufes  des 
Blutes  und  von  A.  Haller  (1708—1777).  Unter  den  Vertretern  der 
praktischen  Fortschritte  der  Medicin  auf  hippokratischer  Grundlage  stehen 
Theophrastus  Paracelsus  (1498  —  1541),  Th.  Sydenham  (1624 
—1689),  H.  Boerhave  (1668—1738),  G.  van  Swieten  (1700—1772) 
und  Hufeland  voran.  Ferner  ist  die  aus  einer  Verbindung  der  hip- 
pokratischen  Mediejn  mit  der  naturphilosophischen  hervorgegangene  sog. 
naturhistorische  Schule,  gegründet  von  Autenrieth  und  ausgebaut  von 
Schönlein,  zu  erwähnen.  Ueber  neuere  oppositionelle  Heilsysteme, 
Homöopathie  (H ahnemann),  Hydrotherapie  (Priessnitz),  empirische 
Therapie  (Rademacher)  vgl.  Förster  a.  a.  0.  p.  125  ff. 

(8)  Noch  in  den  Medicinalordnungen  des  gegenwärtigen  Jahrhun- 
derts wurde  nur  die  innere  Heilkunde  als  eigentlicher  ärztlicher  Beruf 
betrachtet,  während  die  Chirurgen,  Geburtshelfer,  Augenärzte,  Zahn- 
ärzte zu  einer  niedrigeren  Classe  des  Heilberufes  gerechnet  wurden  und 
der -vollen  theoretischen  Ausbildung  nicht  bedurften.    Noch  J.  J.  Moser, 
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Landeshoheit  in  Polizeisachen  IV.  §.  5,  bezeichnet  als  Medicaster  oder 
Leute,  welche  die  Medicin  nicht  ordentlich  und  gründlich  erlernt  haben, 
die  Feldscher  er,  Chirurgen,  Marktschreier,  Scharfrichter  and  andere 
Quacksalber.  Vgl.  auch  Stein,  Verwaltungslehre  III.  p.  98  ff.  Ferner 
Preussen,  Prüfungsordnung  vom  24. August  1825.  v.  Rönne,  Preuss. 
Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  403.  Bayern,  Verordnung  vom  29.  Jan. 
1865  über  die  Ausübung  der  Heilkunde  §.  8. 

(9)  v.  Mo  hl,  Polizeiwissenschaft  3.  Aufl.  I.  §.  34,  wo  jedoch  die 
Geburtshelfer  irrig  noch  mit  den  Wundärzten  zusammengestellt  werden. 
Stein,  Verwaltungslehre  III.  p.  92.  119  unterscheidet  drei  Ciaseen  des 
Heilpersonals,  Aerzte,  Apotheker  und  Heildiener,  und  versteht  unter 
den  letzteren  alle  diejenigen,  welche  aus  dem  Krankendienst  einen  regel- 
,  massigen  Erwerb' machen.  Allein  der  Krankendienst  ist  von  dem  Heil- 
dienste wesentlich  verschieden,  und  die  Apotheker  gehören  gar  nicht  zum 
Heilpereonal ,  sondern  sind  Gewerbspersonen ,  deren  frühere  Verbindung 
mit  dem  ärztlichen  Personal  mit  der  heutigen  wissenschaftlichen  Ent- 
wicklung des  Heilberufes  nicht  mehr  vereinbar  ist. 

Capitel  2. 
Die    Aerite. 

§.  247. 

Aerzte  sind  diejenigen,  welche  zur  selbständigen  Ausübung 
der  Heilkunde  in  ihrem  vollen  wissenschaftlich  bestimmten  Umfange 
berufen  sind  C1).  Hiezu  ist  erforderlich:  1)  der  Nachweis  der  ord- 
nungsmässig  erlangten  Befähigung;  2)  die  förmliche  Aufnahme  in 
den  ärztlichen  Beruf  durch  öffentliche  Approbation  (2).  Jener  Nach- 
weis wird  erbracht  durch  das  Bestehen  einer  theoretischen  und  prac- 
tischen  Prüfung  (3),  zu  welcher  die  Zulassung  nur  erfolgt  auf  Grund 
1)  einer  Vorbereitungsprüfung  über  die  als  Grundlage  des  medi- 
einischen  Studiums  dienenden  naturwissenschaftlichen  Disciplinen  (4), 
und  2)  eines  nach  erlangter  Gymnasial -Maturität  zurückgelegten 
mindestens  vierjährigen  wissenschaftlichen  und  practischen  Studiums 
der  gesammten  Medicin  auf  einer  Universität  (6).  Die  Prüfung  er- 
streckt sich  über  sämmtliche  Zweige  der  tnedicinischen  Wissenschaft, 
ohne  dass  eine  Beschränkung  auf  einzelne  Theile  derselben  zulässig 
wäre  t6).  Die  Erwerbung  der  medicinischen  Doctorwürde  ist  nicht 
mehr  erforderlich  (7).  Die  auf  Grund  der  bestandenen  Prüfung  von 
den  hiefür  bestimmten  Behörden  (8)  ertheilte  Approbation  verleiht 
die  Befugniss  zur  ärztlichen  Praxis  in  ihrem  vollen  Umfange,  wenn- 
gleich es  dem  Arzte  unbenommen  bleibt,  sich  einzelnen  Zweigen 
der  Heilkunde  besonders  zu  widmen,  sowie  zur  Erlangung  einer 
Anstellung  im  Staats-  oder  Gemeindedienste  für  ärztliche  Functionen, 
im  ganzen  Staats  -  resp.  Bundesgebiete  (9).  Dieselbe  ist  in  amtlichen 
Blättern  öffentlich  bekannt  zu  machen  (10).    Zur  Ausübung  der  firzt- 

2* 


oh  III.    Das  Beroferecht.    Titel  II.    Der  Heilberuf. 

t  int  ausser  der  Anzeige  bei  der  Behörde  ein  fester 
'orderlich,  der  jedoch  frei  gewählt  and  verändert  werden 
3er  Arzt  hat  nur  das  Recht  zur  Ertheilung  ärztlichen 
znr  ärztlichen  Uülfeleistung ;  das  Selbstdispensiren  von 
ihm  regelmässig  nicht  gestattet  (n).  Die  erlangte  Ap- 
nn  weder  durch  richterliche  noch  durch  administrative 
:  entzogen  Verden  (l3).  Die  Ausübung  der  Praxis  all 
laltene  Approbation  oder  die  Vorspiegelung  der  erlangtet 
wird  mit  Geldbusse  bis  zu  100  Thaler  oder  mit  ent- 
Gefängnissstrafe  bis  zu  6  Wochen  bestraft  {'*) ;  die  ein- 
listung  oder  Rathsertheilung  in  Krankheiten  ist  jedoch, 
>n  der  den  Grundsätzen  der  criminellen  Bestrafung  un- 
Anwendung  gefährlicher  oder  nur  wissenschaftlich  n 
t  Mittel,  Niemandem  untersagt  ("). 

die  Wissenschaft  der  Modicin  sich  wie  alle  anderen  in  nn- 
r  Entwicklung  befindet,  lasst  sich  das  Gebiet  des  amtlichen 
ein  für  allemal  festsetzen;  gegenwartig  gehören  zu  ihr  fol- 
i:  innere  Heilkunde  (Mcdicin  im  engeren  Sinne),  ausser« 
Augen  heilkundo  (Ophthalmiatrie) ,  Geburtshülfe  und  Gjnfl- 
hiatrie,  Staatsarznei knn de.  A.  Förster  a.  a.  0.  p.  191  ff. 
ngsordnnng  vom  25.  Sept.  1869  §.  5.  36.  Die  Bayr.  Ver- 
29.  Jan.  1865  betr.  die  Ausübung  der  Heilkunde  §.  1 
i  Berufsgebiet  der  Aerzte  die  Hedicin,  Chirurgie  und  Qe- 
ihrem  vollen  Umfange. 

i  des -Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.29.  Bayern, 
rom  29.  Jan.  1865  §.  1  —  3.  Ausnahmen  hievon  können 
Jen:  1)  für  Personen  von  wissenschaftlich  erprobten  Leist- 
oraussetz  ringen  hieftlr  bestimmt  der  Bundesrath.  Bundet- 
mg  vom  21.  Juni  1869  §.  29 1  vgl.  in  dieser  Hinsicht  die 
mg  des  Bundeskanzlers  vom  9.  Dec.  1869  betr.  die  Ent- 
den  in  §.  59  der  Gewerbeordnung  vorgeschriebenen  Ant- 
igen; die  Entbindung  ist  nnter  der  bezeichneten  Voraus* 
iejenigen  zulässig,  welchen  von  Seite  des  Staates  oder  einer 
it  liehe  Functionen  übertrügen  werden  sollen1  2)  für  Aufr 
:rn,  Verordnung  vom  29.  Jan.  1865  §■  2. 
i  d  e  s  -  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  $.29.  Bekaant- 
Bnndoskanzlers  vom  25.  Sept.  1869  betr.  die  Prüfung  der 
arzte,  Thierärzte  und  Apotheker.  Zur  Prüfung  sind  be- 
die  Medic.  Oberezaminations-ComtniBsion  zu  Berlin;  2)  die 
nationa  -  Commission  bei  einer  Norddeutschen  Universität, 
ntmachnng  I.  §.  2.  Siehe  noch  Baden,  Verordnung  vom 
I  und  vom  10.  Nov.  1865.  Bayern,  Verordnung  vom 
i,  16.  Sept.  1865  und  15.  Febr.  1866.  Nach  der  Bayr. 
mg  von  1858  zerfallt  diese  Prüfung  in  eine  Facnltats-  und 
[fung,  welche  letztere  eine  einjährige  weitere  practisohe 
ich  bestandener  Facnltatsprtlfung  voraussetzt,  bestreich, 
g  vom  1.  Oct.  1850  §.47.  48  f 5 jähriges  Facultatsstndinm, 
i  zum  Krankenbesuch  zu  verwenden,  zwei  strenge  Prüfungen 
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(Rigorosen),    v.  Stuben  rauch,  Oestreich.    Verwaltungsgesetzkunde   II. 
§.  293. 

(4)  Teniamen  physicum ;  Admissionsprttfung.  Bundes-  Prüfungs- 
ordnung vom  25. Sept.  1869  I.  §.3.  Bayern,  Verordnung  vom  22.  Juni 
1858  betr.  das  Studium  der  Medicin.  Baden,  Verordnung  vom  20.  Jan. 
1858  (hier  werden  ausserdem  drei  weitere  Vorlesungen  aus  dem  Lehr- 
kreise der  philosophischen  Facultät  verlangt.  An  Stelle  dieser  Prüfung 
wurde  früher  erfordert  das  auf  Grund  eines  tentamen  auszustellende 
Zeugniss  des  Decans  der  philosophischen  Facultät  über  die  noth wendigen 
Kenntnisse  in  den  allgemeinen  Hülfswissenschaften  der  Mediciu,  wohin 
insbesondere  auch  Logik  und  Psychologie  gerechnet  wurden.  Vgl. 
Preussen,  Min. -Verf.  vom  7.  Jan.  1826.  Oircular  an  die  philoso- 
phischen Facultaten  vom  20.  Juli  1861  betr.  die  Prüfung  der  Aspiranten 
des  medicinischen  Doctorgrades.  Circ.  Reskript  vom  19.  Febr.  1861, 
30.  Aug.  1864,  1.  Dec  1864. 

(&)  Bund  es -Prüfungsordnung  vom  25.  Sept.  1869  §.8.  Bayern, 
Prüfungsordnung  vom  22. Juni  1858.  Baden,  Verordnung  vom  20. Jan. 
1858.  Zu  den  nothwendigen  Studiengegenständen  gehören  auch  Phar- 
makologie und  Staatsarzneikunde.  Bundes- Prüfungsordnung  vom  25. 
Sept.  1869  §.  35.  43.  Preussen,  Min.  -  Verfügung  vom  22.  April  1826 
und  14.  Dec.  1841.  Hinsichtlich  des  practischen  Studiums  wird  erfor- 
dert der  Nachweis  einer  wenigstens  zweisemestrigen  Theilnahme  an  den 
verschiedenen  Kliniken  und  die  selbständige  Hebung  von  mindestens 
4  Geburten  in  einer  geburtshülflichen  Klinik.  B  u  n  d  e  s  -  Prüfungsordnung 
von  1869  §.  3.  Ueber  die  Einrichtung  des  medicinischen  Studiums  im 
Allgemeinen  vgl.  z.  B.  die  8tudienordnung  für  die  ßtudirenden  der  Me- 
dian auf  der  Universität  Bonn  vom  28.  April  1861.  Hörn,  Preuss. 
Medicinalwesen  II.  p.  37.  A.  Förster,  Encyclopädie  und  Methodologie 
der  Medicin  p.  221  ff.  —  Nach  Aufhebung  der  medicinisch- chirurgischen 
Lehranstalten  und  der  hiedurch  hergestellten  wissenschaftlichen  Einheit 
der  gesammten  Heilkunde  findet  die  Ausbildung  für  dieselbe  nur  noch 
auf  den  Universitäten  statt;  die  Studirenden  der  Medicin  müssen  daher 
aämmtliche  zum  Besuch  der  Universität  erforderlichen  Bedingungen  er- 
füllt haben.  Das  Maturitätezeugniss  von  einer  Realschule  wird  zur  Zeit 
noch  nicht  als  hiefür  genügend  anerkannt.  Hörn,  Preuss.  Medicinal- 
wesen  IL  p.  1.  Vgl.  auch  die  Gutachten  der  medicinischen  Facultaten 
zu  Berlin  vom  21.  Dec.  1869,  zu  Breslau  vom  24.  Nov.  1869,  zu  Halle 
Tom  13.  Dec.  1869,  zu  Marburg  vom  17.  Dec.  1869,  zu  Bonn  vom 
30.  Nov.  1869,  sowie  den  Bericht  von  Eector  und  Senat  dor  Universität 
Berlin  vom  5.  Jan.  1870  (nebst  den  gegen th eiligen  Erachten)  in:  Akade- 
mische Gutachten  über  die  Zulassung  der  Realschul  -  Abiturienten  zu  den 
Facultäte- Studien  Berlin  1870.    Vgl.  auch  unten  284.  296. 

(6)  Die  Prüfung  zerfällt  1)  in  eine  anatomisch  -  physiologische  und 
pathologisch -anatomische;  2)  chirurgische  und  ophthalmiatrische ;  3)  me- 
dicinische;  4)  geburtshülfiiche  und  gynäkologische;  5)  in  eine  mündliche 
ßchlussprüfung,  welche  letztere  sich  besonders  auf  die  allgemeinen  Ge- 
genstände der  verschiedenen  Zweige  des  ärztlichen  Wissens  erstrecken 
solL  Bund  es- Prüfungsordnung  vom  25.  Sept.  1869  §.5.  35.  Baden, 
Verordnung  vom  20. Jan.  1858.  Mecklenburg,  Regulativ  vom  4. Aug. 
1862  eap.  III.  -  Vgl.  schon  früher  Preussen,  Min. -  Verfügung  vom 
8.  Oot.   1852    betr.    die    Zusätzo    zum    Reglement    vom    1.  Dec.    1815, 
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Mecklenburg,  Medicinalordnang  vom  18.  Febr.  1830  cap.  III.  §.  1. 
Regulativ  vom  4.  Aug.  1862  cap.  III. 

O  Bunde s- Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  29."  VgL 
oben  §.  84.  244.  Baden,  Verordnung  vom  20.  Jan.  1858.  Anders 
Oestreich,  Instruction  vom  3.  Nov.  1808.  Hofdecret  vom  27.  Jan. 
1833.  Bayern,  Verordnung  vom  22.  Juni  1858  §.  59.  Der  Doctor- 
grad  ist  bier  von  der  betreffenden  Faeultät  auf  Grund  der  bestandenen 
Facultäts-  und  Staatsprüfung  nach  Lieferung  einer  von  der  Facultitt 
approbirten  und  sodann  gedruckten  Dissertation  ohne  Aufrechnung  irgend 
welcher  Gebühren  zu  ertheilen;  von  der  Vorlage  der  Dissertation  vor 
dem  Promotionsacte  kann  jedoch  dispensirt  werden.  —  Auch  die  frühe- 
ren Wundärzte  1.  Classe  (nicht  proraovirte  Medico  -  Chirurgen)  sind  jetzt 
zur  vollen  ärztlichen  Praxis  und  zur  Bezeichnung  als  Aerzte  berechtigt. 
Preussen,  Min.-Erlass  vom  24.  Febr.  1872.  Ob.  Trib.  Erkenntnis 
vom  30.  Nov.  1870.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  2. 
p.  217. 

(8)  Diese  sind  nur  die  Centralbehörden  derjenigen  Bundesstaates, 
welche  eine  oder  mehrere  Landes  -  Universitäten  haben.  Bekanntmachung 
des  Bundeskanzlers  vom  25.  Sept.  1869  Ziff.  1.  In  Baden  der  Ober- 
medicinalrath.  Verordnung  vom  20..  Jan.  1858.  In  Bayern  ist  eine 
besondere  Zulassung  nach  bestandenem  Examen  nicht  erforderlich.  Ver- 
ordnung vom  29.  Jan.  1865.  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl. 
p.  304. 

(9)  Bund  es -Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  29.  Prüf- 
ungsordnung vom   25.  Sept.  1869  I.    §.  1.     Bayern,    Verordnung  vom 

29.  Jan.  1865  über  die  Ausübung  der  Heilkunde  §.  1.  Baden,  Ver- 
ordnung vom  10.  Nov.  1865.  Oestreich,  Hofdecret  vom  27.  Jan. 
1833.  Ausländern  muss  die  Ausübung  der  Praxis  besonders  gestattet 
werden.  Bayern,  Verordnung  vom  29.  Jan.  1865  §.  2.  15.  Ueber  die 
Entbindung  solcher  Aerzte  vom  Examen  vgl.  oben  Anm.  2.  —  Damit  ist  das 
frühere  System  der  festen  Anstellung  der  Aerzte  hi nweggef allen ,  durch 
welches  die  gehörige  Vertheilung  des  ärztlichen  Personals  nach  den  An- 
forderungen der  Oertlichkeiten  und  der  Volksmenge  bewirkt  und  die 
unverhältnissmässige  Anhäufung  derselben  an  einzelnen  Orten  verhütet 
werden  sollte.  Siehe  Bayern,  Min.- EntSchliessung  vom  6.  Juli  1885. 
Preussen,    Gewerbeordnung    von    1845    §.  42    und  Verordnung    vom 

30.  SepJ;.  1818.     J.  J.  Moser,  Landeshoheit  in  Polizeisachen  IV.  §.  5. 

0°j(' Bunde s r Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.29.     Baden,  j 
Verordnung  vom  20.  Jan.  1858.     Auch  sind  die  Namen  der  Approbirten  3 
am  Schlüsse  jedes  Prüf ungsjahres  von  der  betreffenden  Contralbehörde  dem 
Bundesrathe.-   anzuzeigen.       B  u  n  d  e  8  -  Prüfungsordnung    vom     25.   Sepfc 
1869  §..'45. 

(n).    Bund  es- Gewerbeordnung    vom     21.  Juni  1869     §.  14.   29. 
Bayern,    Verordnung  vom  29.  Jan:  1865   §.  3.  4.      Oestreich,    Hof- 
decret vom  27.  Jan.  1833.     Preussen,    Min.  -  Verfügung   vom   25.  Juli 
1842  und  Verordnung  vom  30.  Sept.  1808.     Hörn,    Preuss   Medicinal 
wesen  II.  p.  85.     Ueber    die    ausserhalb   ihres  Heimaths-  Staates    stati 
nirten  Militärärzte  der  Bundesarmeo  vgl.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrech 
3.  Aufl.    II.   2.    p.  214    Anm.  d.      Die   früher    vorgeschriebene   eidlich 
Verpflichtung  der  Aerzte  auf  gewissenhafte  Erfüllung  ihrep  Berufspflichtei 
ist  jetzt  für  Preussen  aufgehoben  durch  Bescript  vom   29.  Deo.  1869« 
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8.  Preussen,  Med. -Edict  vom  27.  Sept.  1825  und  Min.  -  Verfügung 
Tom  19.  Febr.  1825.  Hörn,  Preuss.  Medicinalwesen  II.  p.  82.  Die 
Formel  des  Diensteides  war  durch  Rescript  vom  18.  Juli  1840  vorge- 
schrieben. Mecklenburg,  Med. -Ordnung  vom  18.  Febr.  1830  cap. III. 
§.  1.  K.  Sachsen,  Mandat  vom  1.  Juni  1824  die  Ausübung  der  in- 
neren Heilkunde  betr.  und  das  Eidesformular  hiezu  bei  Funke  a.  a.  0. 
UI.  p.  93.  101.     Bayern,  Verordnung  vom  29.  Jan.  1865  §.  3. 

(12)  Nur  in  Nothfallen  dürfen  die  Acrzte  gewisse  Arzneimittel 
selbst  abgeben.  Auch  das  Halten  einer  Hausapotheke  ist  dem  Arzte  nur  in 
Nothfallen  gestattet,  wenn  im  Umkreise  einer  Stunde  öffentliche  Apo- 
theken nicht  vorhanden  sind;  innerliche  und  zusammengesetzte,  besonders 
zubereitete  Arzneien  dürfen  aber  von  ihm  nicht  selbst  verfertigt,  sondern 
müssen  aus  einer  Öffentlichen  Apotheke  bezogen  werden;  auch  ist  ein 
genaues  Verzeichniss  darüber  zu  halten.  Das  Selbstdispensiren  homöo- 
pathischer Heilmittel  ist  den  Aerzten  auf  Grund  einer  Prüfung  und 
besonderen  Erlaubnis«  eingeräumt.  Im  Uebrigen  gehört  das  Apotheker- 
wesen in  das  Gebiet  des  Gewerbebetriebes.  B  u  n  d  e  s  -  Strafgesetzbuch 
von  1870  §.  367.  Preussen,  A.  L.  R.  IL  8.  §.  456.  460.  468.  Apo- 
thekerordnung  von  1801  §.  14.  iffiglement  vom  20.  Juni  1843.  Hörn, 
Preuss.  Medicinalwesen  II.  p.  72.  103  ff.  Bayern,  Apothekerordnung 
vom  27.  Jan.  1842  §.  4.  73.  Min.-EntschL  vom  16.  Aug.  1846  und 
30.  Nov.  1834.  Verordnung  vom  15.  März  1866  über  die  Zubereitung 
und  Abgabe  von  Arzneien  §.2.  3 ,  sowie  über  die  Gift-  und  Arznei waa- 
renhandlungen  vom  15.  März  1866  §.  23.  26.  Döllinger,  Das  Medi- 
cinalwesen in  Bayern  I.  p.  26.  201.  Mecklenburg,  Medicinalordnung 
vom  18.  Febr.  1830  cap.  III.  §.  3.  Oestreich,  Instruction  für  die 
Aerzte  vom  3.  Nov.  1808  §.  13.  17.  Hofdecret  vom  13.  April  1826 
nnd  27.  Jan.  1829.  v.  Stubenrauch,  Oestreich.  Verwaltungsgesetz- 
knnde  II.  §.  304.  —  Früher  hing  die  Verbindung  des  ärztlichen  Berufes 
mit  der  Pharm  acie  von  dem  Ermessen  des  Landesregenten  ab.  J.  J.  Mo- 
ser, Landeshoheit  in  Polizeisachen  cap.  4.  §.  5. 

(13)  Bunde s -Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  40.  143. 
Doch  kann  die  Approbation  von  der  Verwaltungsbehörde  zurückgenom- 
men werden,  wenn  die  Unrichtigkeit  der  Npch weise  dargethan  wird,  auf 
Grund  deren  sie  ertheilt  wnrde;  ibid.  §.  53. 

(14)  Bunde8-Ge werbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.147.  Bayern, 
Polizeistrafgesetzbuch  vom  26.  Dec.  1871  art.  127.  Preussen,  Ob. 
Trib.  Ürkenntniss  vom  9.  Febr.  1870.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht 
3.  Aufl.  II   §.  403.  p.  217. 

(16)  8.  insbesondere  das  B  u  n  d  e  s  -  Strafgesetzbuch  von  1870  §.222. 
229.  230.  Das  Vergehen  der  Kurpfuscherei  ist  damit  als  solches  hin- 
weggefallen. 

§.    248. 

* 

Der  Arzt  ist  verbunden,  sich  die  treue  und  fleissige  Behand- 
hing seiner  Patienten  bestens  angelegen  sein  zu  lassen  (1).  Er  ist 
jedoch  nicht  verpflichtet,  seine  ärztliche  Hälfe  Allen,  die  darum 
nachsuchen,  zu  gewähren,  sondern  darin  lediglich  von  seiner  eige- 
nen Zustimmung  abhängig  (2) ;  dasselbe  gilt  von  der  Fortsetzung  der 
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Behandlung  eines  Kranken  (3).  Er  hat  ausserdem  volle  Freiheit  in 
der  Wahl  und  Anwendung  ärztlicher  Heilmittel  und  Methoden  und 
hat  sich  in  dieser  Beziehung  lediglich  von  seiner  wissenschaftlichen 
Erkenn tniss,  Erfahrung  und  Gewissenhaftigkeit  bestimmen  zu  las- 
sen; er  haftet  jedoch  für  begangene  Fahrlässigkeit  oder  absichtliche 
Verletzung  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  Verschuldung 
im  Berufe  (4).  Die  ärztliche  Praxis  kann  auch  durch  Stellvertreter 
und  Gehülfen  geübt  werden;  diese  müssen  aber  die  hiefür  vorge- 
schriebene selbständige  Befähigung  und  Approbation  besitzen  (*). 
Auf  den  Recepten  muss  der  Arzt  die  Ingredienzen,  Mass  und  Ge- 
wicht unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Pharmacopoe  genau  und 
deutlich  angeben,  und  die  Vorschrift  des  Gebrauches  und  das  Dar 
tum,  sowie  regelmässig  auch  den  Namen  des  Kranken  und  seinen 
eigenen  Namen  beifügen  (6).  Aerztliche  Zeugnisse  sollen  von  Aera- 
ten  nicht  ohne  hinlängliche  und  dringende  Veranlassung  und  nur 
nach  der  strengsten  Wahrheit  und  Selbstüberzeugung  ausgestellt  wer- 
den; die  Ausstellung  wissentlich  falscher  Gesundheitsatteste,  sowie 
der  Gebrauch  von  solchen  bei  einer  Behörde  oder  Versicherungs- 
gesellschaft unterliegt  crimineller  Bestrafung  (*)•  Auch  ist  der  Arzt 
zur  Verschweigung  geheimer  Gebrechen  seiner  Patienten  und  über- 
haupt von  Privatgeheimnissen,  die  ihm  bei  Ausübung  seines  Berufes 
bekannt  werden,  verpflichtet  (8).  Die  Vergütung  für  die  ärztliche 
Mühewaltung  bleibt  der  freien  Vereinbarung  der  Betheiligten  über- 
lassen; in  Ermangelung  einer  solchen  dient  eine  vom  Staate  festge» 
setzte  Taxordnung  zur  Norm  für  die  Entscheidung  streitiger  Fälle  C9). 

(')  Insbesondere  sollen  die  Aerzte  auch  ein  friedliches  und  acht- 
ungsvolles Verhalten  gegen  einander  beobachten.  Bayern,  Min. -Er- 
schliessung vom  2.  April  1782.  Mecklenburg,  Medicinalordnung  vom 
18.  Febr.  1830  cap.  III.  §.  2.  Oestreich,  Instruction  vom  3.  Nov. 
1808.  Auch  sollen  die  Aerzte  auf  den  allgemeinen  Gesundheitsstand  in 
ihrem  Bezirke  ihre  besondere  Aufmerksamkeit  richten  und  dessfalls  vor- 
zunehmende Verbesserungen  oder  die  mögliche  Abstellung  von  Fehlern 
und  Missbräuchen  zur  höheren  Eenntniss  bringen. 

(2)  Die  frühere  Verpflichtung  der  Aerzte  zur  unweigerlichen  Hülfe- 
leistung auf  jedes  Ansuchen  und  die  Strafbestimmungen  hierüber 
(Preussen,  Med.-Edict  von  1825.  Min.  -  Verfügung  vom  1. Nov.  1845. 
Mecklenburg,  Med. -Ordnung  von  1830.  Hörn,  Preuss.  Medicinal- 
wesen  II.  p.  109)  sind  aufgehoben.  Bundes -Gewerbeordnung  vom 
21.  Juni  1869  §.  144.  S.  jedoch  Bayern,  Polizeistrafgesetzbuch  von 
1861  art.  113.  Oestreich,  Instruction  vom  3.  Nov.  1808  §.  4.  Hof- 
decret  vom  18.  Jan.  1882.  Die  Verpflichtung  der  Aerzte  zur  Ausübung 
der  Armenpraxis  in  Nothf&llen  war  schon  im  alten  medicinischen  Doctor- 
eid  enthalten.  Stein,  Verwaltungslehre  III.  p.99.  Bin  Ersatzanspruch 
an  die  Gemeinde  für  die  Behandlung  armer  Kranker  ist  nur  in  Noth- 
fallen    oder    bei   vorliegendem  Auftrag   zulassig.    Preussen,    Beseript 
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vom  10.  Aug.  1842.  Die  Bestimmung  des  Strafgesetzbuchs  von  1870 
§.  360  Nr.  10  ist  nur  auf  Öffentliche  Nothf&ile  anwendbar  and  setzt 
die  polizeiliehe  Aufforderung  zur  Hülfeleistung  voraus. 

(3)  Ebenso  kann  Jedermann  sich  einen  Arzt  seines  Vertrauens  aus- 
wählen und  sich  auch  der  Hülfe  auswärtiger  Aerzte  bedienen.  Meck- 
lenburg, Med. -Ordnung  vom  18.  Febr.  1830.  Dieser  Grundsatz  ist 
in  dem  Systeme  der  freien  Praxis  von  selbst  enthalten.  —  Das  früher 
häufige  Verbot  an  die  Aente,  in  den  ersten  zwei  Jahren  ihrer  Praxis 
wichtige  Euren  ohne  Zuziehung  eines  erfahrenen  Arztes  vorzunehmen 
(K.  Sachsen,  Mandat  vom  1.  Juni  1824  §.6),  ist  jetzt  nicht  mehr  als 
gültig  anzusehen. 

(*)  Bund  es- Strafgesetzbuch  von  1870  §.  222.  230.  232.  359. 
Hörn,  Preuss.  Medicinalwesen  L  p.  847.  Bücksichtlich  der  Begehung 
von  Kunstfehlern  wird  grobe  Fahrlässigkeit  und  die  Möglichkeit  der 
Beschädigung  vorausgesetzt.  Ueber  die  Beihülfe  zur  Verstümmelung  hin- 
sichtlich der  Wehrpflicht  vgl.  Strafgesetzbuch  von  1870  §.  142.  Ueber 
die  Anwendung  magnetischer  Euren  s.  K.  Sachsen,  Verordnung  vom 
4.  Aug.  1841.  Funke  a.  a.  0.  p.  106.  Oestreich,  Hofdecret  vom 
26.  Oct.  1845.    v.  Stubenrauch  a.  a.  0.  IL  p.  50. 

(*)  Bunde s -Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  41.  45.  S. 
schon  Preussen,  Gewerbeordnung  von  1845  §.  61.  Hörn,  Preuss. 
Medicinalwesen  II.  p.  99. 

(6)  Preussen,  Apothekererdnung  vom  4.  Oct.  1801  §.2.  Oest- 
reich, Erlass  vom  24. Sept.  1866.  Bayern,  Verordnung  vom  25. Juni 
1782  und  24.  Mai  1832.  Mecklenburg,  Medicinalordnung  vom 
18.  Febr.  1830  cap.  III.  §.  8.  Heftig  wirkende  Arzneien  dürfen  nur 
dann  repetirt  werden,  wenn  eine  solche  Bepetition  von  einem  approbir- 
ten  Arzte  neuerdings  in  einer  entsprechenden  Ordination  verlangt  worden 
ist    Dftllinger,  Medicinalwesen  Bayerns  I.  p.  375. 

O  Strafgesetzbuch  von  1870  §.  277  —  280  (bis  zu  2  resp.  1  Jahr 
Gefangniss).  Preussen,  Min. -Verfügung  vom  18.  Febr.  1838.  Hörn, 
Preuss.  Medicinalwesen  H.  p.  117.  Diese  Atteste  sind  Stempel  frei. 
Mecklenburg,  Med. -Ordnung  vom  18.  Febr.  1830  cap.  III.  §.4.  Bei 
der  Ausstellung  ärztlicher  Atteste  haben  sich  die  Aerzte  strenge  auf  das, 
was  ihrer  ärztlichen  Beurtheilung  unterliegt,  zu  beschränken  und  alle 
darüber  hinausgehenden  Folgerungen,  die  in  der  Entscheidung  der  zu- 
ständigen Behörden  liegen,  z.  B.  in  Bezug  auf  Befreiung  oder  Entlassung 
vom  Militärdienste,  zu  vermeiden.  Mecklenburg-Schwerin,  Ver- 
fügung vom  7.  April  1870. 

(*)  Strafgesetzbuch  von  1870  §.  300  (Geldstrafe  bis  500  Thaler 
oder  Qefitagniss  bis  3  Monate).  Mecklenburg,  Med. -Ordnung  vom 
18.  Febr.  1830  cap.  III.  §.  2.  4.  Die  Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag 
ein.  Die  Aerzte  sind  jedoch  zur  Anzeige  strafbarer  Handlungen  und 
▼erdächtiger  Todesfalle  verpflichtet.  Preussen,  Min.  -  Verfügung  vom 
26.  Aug.  1841.  Bayern,  Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art.  43. 
Oestreich,  Verordnung  vom  24. Febr.  1821.  Zum  Zweikampf  zugezo- 
gene Aerzte  und  Wundärzte  sind  straflos.  Strafgesetzbuch  von  1870 
|.  209. 

(9)  Bundes -Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.80.  Bayern, 
Polizektrafgesetzbuch  von  1871  art.  127.    Preussen,  Taxordnung  vom 
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21.  Juni  1815  (Hörn,  Preuss.  Medicinalwesen  II.  p.  121).  Bayern, 
Taxordnung  vom  28.  Oct.  1866  nebst  Verordnung  vom  14.  Oct.  1868 
die  Vornahme  mikroskopischer  Untersuchungen  betr.  Oestreich,  Tax- 
ordnung von  1855.  Mecklenburg,  Taxordnung  vom  24.  Febr.  1848. 
Sachsen-Weimar,  Taxordnung  vom  1.  Juli  1858.  Oldenburg, 
Taxordnung  vom  14.  April  1850  und  Bekanntmachung  vom  17.  Sept. 
1869.  Hannover,  Gesetz  vom  21.  Jan.  1835  und  vom  20.  April  1844. 
Verordnung  vom  6.  Febr.  1835.  Die  Taxe  richtet  sich  sowohl  nach  der 
Verschiedenheit  der  Dienstleistungen  in  der  Privatpraxis  und  bei  amt- 
lichen Geschäften ,  als  nach  den  verschiedenen  Classen  des  Heilberufes 
(Aerzte,  Zahnärzte,  Heildiener,  Hebammen).  Für  Arme,  Dienstboten, 
Gefangene  und  dergleichen  Personen  soll  ein  niedrigerer  Ansatz  statt- 
finden. Mecklenburg,  Taxordnung  vom  24.  Febr.  1848  §.3.  Hörn, 
Preuss.  Medicinalwesen  II.  p.  112.  Für  nächtliche  und  auswärtige  Be- 
suche tritt  Erhöhung  der  Taxe  ein.  Mecklenburg,  Taxordnung  vom 
24.  Febr.  1848  §.  8.      * 

§.    249. 

Für  die  Behandlung  ansteckender  Krankheiten  gelten  im  All- 
gemeinen die  gleichen  Grundsätze  wie  für  alle  übrigen  Krankheits- 
arten (1).  Jedoch  bringt  hier  die  Gefahr  weitergreifender  Erkrank- 
ung die  Notwendigkeit  mit  sich,  dagegen  im  öffentlichen  Interesse 
Sicherungsmassregeln  zu  ergreifen  (2).  Hieher  gehört:  1)  Die  Er- 
richtung von  örtlichen  Sanitäts-Commissionen,  zusammengesetzt  ans 
Polizeibeamten,  Aerzten  und  einer  Anzahl  von  Gemeindemitgliedern, 
welche  die  Aufgabe  haben  (3):  a)  über  den  Gesundheitszustand  im 
Allgemeinen  zu  wachen ;  b)  für  Entfernung  der  Ursachen  zu  wirken, 
die  zur  Entstehung  und  Verbreitung  ansteckender  Krankheiten  Anlass 
geben  können;  c)  zur  Belehrung  des  Publikums  über  die  Erschein- 
ungen der  wichtigsten  ansteckenden  Krankheiten  und  das  dabei  zu 
beobachtende  Verfahren  beizutragen ;  d)  die  für  den  Fall  der  Annäher- 
ung und  des  Ausbruchs  solcher  Krankheiten  erforderlichen  Heil- 
und  Yerpflegungsanstalten  zu  ermitteln  und  vorzubereiten  (4) ;  e)  die 
Polizeibehörde  in  Allem,  was  zur  Verhütung  des  Ausbruchs  und 
der  Verbreitung  der  Krankheiten  dienlich  ist,  zu  unterstützen  (*). 
2)  Bei  ansteckenden  Krankheiten  epidemischer  Natur  a)  Bind  jeder 
Arzt,  sowie  auch  die  Familienhäupter,  Gastwirthe  und  dergleichen 
Personen  verpflichtet,  ihnen  bekannt  werdende  Fälle  sofort  der 
Ortspolizei-  und  der  Medicinalbehörde  zur  Anzeige  zu  bringen  (6); 
b)  diese  Anzeige  ist  sofort  der  vorgesetzten  Civilbehörde,  auch  der 
obersten  Militärbehörde  des  Orts  mitzutheilen  und  je  nach  den  Um- 
ständen behufs  allgemeiner  Nachachtung  öffentlich  bekannt  zu 
machen,  und  es  sind  zum  Schutze  gegen  Weiterverbreitung  der 
Krankheit  die  geeigneten  Masaregeln  gegen  gefährdende  Anhäufung 
Ton   Menschen   (insbesondere   auf  Jahrmärkten,  an  Vergnügung*- 
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orten,  in  Schulen,  Fabriken  n.  8.  w.)  und  gegen  Heisende  zu  er- 
greifen (O;  c)  die  Polizeibehörde  kann  dielsolirung  solcher  Kranken, 
nötigenfalls  die  Verschaffung  derselben  in  eine  öffentliche  Kranken- 
anstalt anordnen,  ausserdem  muss  in  der  Wohnung  der  Kranken  für 
die  erforderliche  Absonderung  und  Deeinfcction  gesorgt  werden  (8) ; 
d)  zum  Schutze  gegen  die  Blattern  sind  die  geltenden  Bestimmungen 
über  die  allgemeine  Impfpflicht  der  Kinder  zu  beobachten  (9).  8)  Bei 
ansteckenden  Krankheiten  sporadischer  Natur  (10)  a)  ist  die  öffent- 
liche Anzeige  des  Arztes  nur  im  Falle  besonderer  Bösartigkeit  (Sy- 
philis, Kratze,  Baude  etc.)  und  nur  unter  der  Voraussetzung  erfor- 
derlich ,  dass  nach  dem  pflichtmässigen  Ermessen  des  Arztes  aus  der 
Verschweigung  für  das  Gemeinwesen  nachtheilige  Folgen  zu  be- 
fürchten sind  (ll) ;  b)  auch  solche  Kranke  sind  in  eine  öffentliche 
Anstalt  zu  bringen,  wenn  sie  in  ihrer  Wohnung  nicht  gründlich 
geheilt  werden  können  (l2) ;  c)  auf  diejenigen  Personen,  von  welchen 
die  Verbreitung  solcher  Krankheiten  vorzugsweise  ausgehen  kann, 
haben  die  Polizeibehörden  und  die  Aerzte  besonders  wachsame  Auf- 
merksamkeit zu  richten  (13) ;  d)  sollte  an  einem  Orte  die  Zahl  solcher 
Kranker  eine  ungewöhnliche  Höhe  erreichen1,  so  hat  die  Polizeibe- 
hörde unter  Zuziehung  der  Sanit&tscommission  die  geeigneten  Mass- 
regeln zur  Tilgung  der  Krankheit  zu  treffen  (14).  4)  Ueber  an- 
steckende Krankheiten  hat  jeder  Arzt  ein  besonderes  Journal  zu 
führen  hinsichtlieh  der  Zahl  der  Erkrankungen,  der  Personen  der 
Erkrankten,  der  Genesung  oder  des  Eintrittes  des  Todes  (i6).  5)  Die 
zur  Bekämpfung  ansteckender  Krankheiten  nothwendigen  Anstalten 
und  Einrichtungen  sind  als  Obliegenheiten  der  Localpolizei  auf 
Kosten  der  Gemeinden  auszuführen  (1G).  6)  Das  vorzeitige  und 
heimliche  Beerdigen  von  Leichen  ohne  Vorwissen  und  entgegen  den 
polizeilichen  Vorschriften  der  Behörde  ist  mit  Strafe  bedroht  (i7); 
die  Leichname  der  an  ansteckenden  Krankheiten  Gestorbenen  sind 
zu  isoliren  und  bis  .zu  der  in  solchem  Falle  zu  beschleunigenden 
Beerdigung  den  erlassenen  Desinfectionsvorschriften  gemäss  zu  be- 
handeln ("). 

(*)  Endemische  Krankheiten  sind  ihrer  Natur  nach  hinsichtlich 
ihrer  allgemeinen  Bekämpfung  ein  Gegenstand  sanitätspolizeilicher  Thä- 
tigkeil 

(2)  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  8.  Aufl.  II.  2.  §.  412.  Pözl, 
Bayr.  Verwaltungsrecht  8.  Aufl.  §.  127.  131.  v.  Stubenrauch,  Oest- 
reich.  Verwaltungsgesetzkunde  II.  §.  812  ff.  H.  Hammerle,  Hand- 
buch über  die  Polizeigesetze  und  Verordnungen  Wien  1865  p.  345  ff. 
Löffler,  Das  Preuss.  Physikatswesen  2.  Ai.fl.  p.  309  (daselbst  nament- 
lich das  Preuss.  Regulativ  vom  28.  Oct.  1835  und  der  neue  Entwurf 
nebst  Denkschrift  dazu). 

(3)  Preussen,  Regulativ  vom  28.  Oct.  1835  das  bei  ansteckenden 
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Krankheiten  zu  beobachtende  sanitätspolizeiliche  Verfahren  betr.  §.  1—8. 
Löffler  a.  a.  0.  p.  321.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  IL 
§.  412.  Abordnung  eigener  Regierungscommissionen  bei  besonders 
wichtigen  Epidemien  in  Oestreich,  Hofdecret  vom  29.  Aug.  1837. 

(4)  Besonders  zu  erwähnen  ist  neben  der  Einrichtung  und  Her- 
stellung der  gewöhnlichen  Krankenhäuser  die  Gründung  ärztlicher  Be- 
suchsanstalten,  um  den  des  täglichen  Besuches  eines  eigenen  Hansarztes 
nicht  versicherten  Familien  das  tägliche  ein-  oder  zweimalige  unentgelt- 
liche Erscheinen  eines  Arztes  oder  tüchtigen  ärztlichen  Gehülfen  zu  ge- 
währen und  so  das  rechtzeitige  Erkennen  des  Uebels  und  die  rechtzeitige 
Anwendung  diätetischer  oder  ärztlicher  Mittel  zu  sichern.  Ausserdem 
kommt  im  Allgemeinen  in  Betracht:  1)  Sorge  für  ein  hinreichendes 
Personal  von  Aerzten  und  Krankenpflegern  und  für  die  erforderlichen 
Präservativ-  und  Heilmittel;  2)  Errichtung  eigener  Spitäler;  3)  sorg- 
fältige Trennung  der  Gesunden,  Kranken  und  Reconvalescenten;  4)  Sorge 
für  Reinlichkeit  und  gute  Luft  und  Beseitigung  aller  schädlichen  Lebens- 
mittel; 5)  unentgeltliche  Unterstützung  der  Armen  durch  Medicamente, 
Wäsche,  Lebensmittel,  Betten  etc.;  6)  Desinfection  der  Kleidungsstücke, 
Betten  etc. 

(6)  Hinsichtlich  der  Massregeln  gegen  die  einzelnen  Krankeiten  s. 
namentlich  das  Preuss.  Regulativ  vom  28.0ct.  1885  §.24 ff.  v.  Rönne, 
Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  IL  §.  412.  Löffler  a.  a.  0.  §.  14  —  59. 
Döllinger,  Medicinalwesen  Bayerns  p.  267  ff.  Wehr  er,  Repertorium 
1865  p.  50.  237.  Funke  a.  a.  0.  III.  p.  301  ff.  Hämmerle  a.a.O. 
p.  348  ff.  Ueber  die  Absperrungs-  und  Quarantainemassregeln  insbe- 
sondere gegen  die  orientalische  Pest  siehe  v.  Stubenrauch,  Oestreich. 
Verwaltungsgesetzkunde  IL  §.  814  ff.  Hinsichtlich  der  Cholera  s.  das 
Preuss.  Rescript  vom  25.  Febr.  1848.     S.  noch  das  Strafgesetzbuch  von 

1870  §.  827. 

(6)  Die  Unterlassung  dieser  Anzeige  wird  polizeilich  bestraft. 
Bayern,  Polizei  Strafgesetzbuch  von  1871  art.  72.  Verordnung  vom 
13.  Juli  1862.  Preussen,  Regulativ  vom  28.  Oct.  1835  §.  9.  Oest- 
reich, Instruction  vom  3.  Nov.  1808.  Mecklenburg,  Med.  -  Ordnung 
vom  18.  Febr.  1830  cap.  III.  §.  4.  Hörn,  Preuss.  Medicinalwesen  II. 
p.  111.  Ueber  das  Erscheinen  der  Blatternkrankheit  insbesondere  vgl. 
Bayern,    Verordnung   vom    23.  Mai  1831.     Polizeistrafgesetzbuch    von 

1871  art.  65  (nur  in  diesem  Falle  ist  hier  den  Familienhäuptern  und 
deren  Stellvertretern  die  polizeiliche  Anzeige  und  die  Beiziehung  eines 
approbirten  Arztes  zur  Pflicht  gemacht).  Baden,  Min. -  Erschliessung 
vom  30.  Mai  1865. 

(7)  Preussen,  Regulativ  vom  28.  Oct.  1835  §.  10—15.  Löffler 
a.  a.  0.  p.  821. 

(8)  Preussen,  Regulativ  vom  28.  Oct.  1885  §.17—23.  Löffler 
a.  a.  0.  §.  9  —  12;  über  das  anzuwendende  Desinfection sverfahren  (An- 
wendung von  Chlorkalklösungen  und  Herstellung  von  Chlorluft)  ibid. 
§.  60  —  68.  S.  auch  Oestreich,  Strafgesetzbuch  §.  894  —  897  hin- 
sichtlich der  Uebertretung  der  Desinfectionsvorschriften.  H.  Hämmerle 
a.  a.  0.  p.  852. 

(9)  Gegen  ansteckende  Krankheiten  die  allgemeine  Anwendung  von 
Präservativen  durch  die  Einzelnen  vorzuschreiben,  ist  der  Staat  nur  bei 
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stehender  nnd  nachweislicher  Gefahr  berechtigt,  wenn  zugleich  die  Sicher- 
heit des  Erfolgs  in  bestimmter  Gewissheit  steht.  Ans  diesen  Gründen 
ist  die  Impfpflicht  der  Kinder  in  den  deutschen  Staaten  allgemein  ein- 
geführt nnd  die  Uebertretnng  der  Vorschriften  über  die  Scbutzpocken- 
impfang  wird  polizeilich  bestraft.  Prenssen,  Gab. -Ordre  vom  30.  Mai 
1826  (die  Armee  betr.)  Regulativ  vom  28.  Oct.  1835  §.  50  —  58. 
Bayern,  Verordnung  vom  26.  Aug.  1807.  22.  Dec.  1830.  17.  Dec. 
1852.  4.  März  1864.  Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art.63.  64.  Oe st- 
reich, Verordnung  vom  80.  Juni  1806.  Seuchenordnnng  vom  15.  Aug. 
1838.  Baden,  Min. -Verfügung  vom  30.  Mai  1865.  Polizeistrafgesetz- 
buch von  1863  §.  84.  Sachsen- Weimar,  Gesetz  vom  26.  Mai  1826. 
K.  8acbsen,  Generale  vom  20.  Febr.  1805.  Mandat  vom  22.  März 
1826.  Errichtung  eines  Central  -  Impfinstituts  in  Dresden  behufs  Er- 
haltung und  Verbreitung  guten  Impfstoffes  unterm  4.  April  1838  und 
Belehrung  über  die  Gewinnung  guter  Lymphe.  Funke  a.  a.  O.  III. 
p.  296.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  412  p.  248. 
Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.  127.  Hämmerle  a.  a.  0. 
1869  p.  238  ff.  Burckhardt,  Handbuch  der  Verwaltung  in  Sachsen- 
Weimar  1844  8-  121.  Stein,  Handbuch  p.  86.  A.  Kussmaul, 
Zwanzig  Briefe  über  Menschenpocken-  und  Kuhpockenimpfung.  Freiburg 
1870.  Gegen  den  allgemeinen  Impfzwang  sind  aufgetreten:  Dr.  Stein- 
bacher im  »Naturarzt«  Jahrg.  1865  Nr.  80.  Dr.  Nittinger,  Jen- 
ner ;  Gants  und  Staat  und  Volk  in  bitterem  Zweifel  an  der  Vaccination. 
8tuttg.  1868.  Dr.  Boruttau,  Der  Impfzwang  und  die  Naturheilkunde; 
ein  Beitrag  zur  Verständigung  über  den  Inhalt  der  socialen  Frage.  Leipz. 
1870.    S.  auch  die  Kölnische  Zeitung  vom  3.  Juni  1870  8.  Blatt. 

(10)  Löffler  a.  a.  0.  p.  325  ff.  Döllinger  a.  a.  0.  p.  281. 
Pappenheim,  Handbuch  der  Sanitätspolizei  II.  p.  76  ff.  498  ff.  Pözl, 
Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.  127.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht 
3.  Aufl.  II.  §.  412  p.  249.    Hämmerle  a.  a.  0.  p.  345. 

(")  Löffler  a.  a.  0.  p.  825  ff.  §.  25.  80.  Hörn,  Preuss.  Medi- 
cinalwesen  I.  p.  248.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  2. 
§.  412  p.  249  Anm.  1.  Die  Selbstanzeige  ist  den  an  ansteckenden 
Uebeln  leidenden  Dienstboten,  Ammen,  Gewerbsgehülfen  und  Lehrlingen 
zur  Pflicht  gemacht  in  Bayern,  Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art.  66 
und  Baden,  Polizeistrafgesetzbuch  von  1863  §.  86.  Vgl.  auch  0 est- 
reich, Hofdecret  vom  16.  April  1807  bei  H&mmerle  a.  a.  0.  p.  345. 
Ueber  die  Unterlassung  der  vorgeschriebenen  Reinigung  und  Vernichtung, 
sowie  den  wissentlichen  Verkauf  von  Betten,  Kleidungsstücken  und  an- 
deren Gegenständen,  welche  mit  einem  Ansteckungastoff  behaftet  sein 
können,  s.  Bayern,  Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art.  67.  Baden, 
Polizeistrafgesetzbuch  von  1863  0.  87.  Vgl.  auch  Sachsen- Weimar, 
Bekanntmachung  vom  21.  Sept.  1887.  Burckhardt,  Handbuch  der 
Verwaltung  in  Sachsen- Weimar  §.  121. 

(l2)  Die  Entscheidung  darüber  steht  der  Polizeibehörde  zu.  Bayern, 
Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art.  66.  Verordnung  vom  4.  Jan.  1872 
§.  20.  Baden,  Polizeistrafgesetzbuch  von  1863  §.  85.  Min  .-Verfügung 
Tom  12.  Juni  1851  (Einrichtung  von  Krätzstuben).  Preussen,  Regu- 
lativ vom  28. Oct.  1885  §.16.17.  Oestreich,  Hofdecret  vom  15. März 
1813.  Hiernach  sollen  insbesondere  die  syphilitisch  Erkrankten  sowie 
die  mit  einem  venerischen  Uebel  behafteten  Weibspersonen  der  niederen 
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Classe  in  das  allgemeine  Krankenhaus  geschafft  werden.  Löffler  a.a.O. 
§.  27.  81.  Pappenheim;  Handbuch  der  Sanitatspolizei  II.  p.79.  500. 
Hamm  er  le  a.  a,  0.  p.  345.  846.  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht 
8.  Aufl.  p.  301.     Pözl,  Grundriss  der  Polizei  Wissenschaft  p.  82. 

(13)  Dies  gilt  von  Verhafteten,  Schüblingen,  von  öffentlichen  Dir- 
nen, von  vagirenden  und  herumziehenden  Personen,  sowie  von  den  An- 
gehörigen des  stehenden  Heeres;  bei  diesen  sind  insbesondere  periodische 
körperliche  Untersuchungen  von  Amtswegen  und  sofortige  Isolirung  und 
Heilbehandlung  im  Falle  der  Erkrankung  am  Platze.  Bei  öffentlichen 
Dirnen  ist  dies  wenigstens  dann  zulassig,  wenn  sie  ihr  Gewerbe  in 
öffentlichen  Häusern  betreiben  oder  polizeilich  als  solche  eingeschrieben 
sind  oder  wenn  sie  einmal  wegen  gewerbsmässiger  Unzucht  verurthcilt 
wurden.  Bayern,  Min. -EntSchliessung  vom  24.  Oct.  1820.  13.  Dec. 
1822.  17.  Jan.  1828.  Abänderungsgesetz  zum  Polizeistrafgesetzbuch  vom 
16.  Mai  1868  art.  16  (auf  die  Dauer  eines  Jahres  im  Falle  der  Be- 
strafung wegen  unzüchtigen  Gewerbes).  Döllinger,  Medicinalwesen 
Bayerns  I.  p.  281.  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  p.  301.  Ba- 
den, Min. -Verfügung  vom  12.  Juni  1851.  Auch  nach  dem  Strafgesetz- 
buch von  1870  §.  861  Nr.  6  kann  die  gewerbsmässige  Unzucht  poli- 
zeilichen Vorschriften  unterworfen  und  polizeilich  verboten  werden. 
v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  8.  Aufl.  II.  §.  398  p.  195.  Syphilitisch 
erkrankte  Soldaten  vom  Fähnrich  abwärts  dürfen,  ausser  auf  besondere 
Anordnung  der  Militärbehörde,  von  Civilärzten  nicht  in  Behandlung  ge- 
nommen und  müssen  von  diesen  in  jedem  einzelnen  Falle  dem  Milit&r- 
commando  angezeigt  werden.  Preussen,  Min.  -  Verfügung  vom  1 8.  Nov. 
1834.  0  estreich,  Hofdekret  vom  17.  April  1817  (hinsichtlich  der 
Militärurlauber).  Hämmerle  a.  a.  0.  p.  346.  —  An  Personen,  welche 
an  ansteckenden  Krankheiten  leiden,  dürfen  keine  Reisepässe  ertheilt 
werden.    Preussen,  Regulativ  vom  28.  Oct.  1835  §.  15. 

(14)  Insbesondere  durch  Anordnung  der  erforderlichen  ärztlichen 
Behandlung,  Ausweisung  der  betreffenden  Unzuchtspersonen,  Schliessung 
der  hiezu  benutzten  öffentlichen  Locale  u.  dgl.  Löffler  a.  a.  0.  §.  28. 
33.     Hämmerle  a.  a.  0.  p.  346. 

(16)  Diese  Vorschrift  ergibt  sich  aus  der  Notwendigkeit  einer  ge- 
nauen Eenntniss  des  jeweiligen  Gesundheitsstandes  und  sollte  auf  die 
Erkrankungs-,  Genesungs-  und  Todesfälle  überhaupt  ausgedehnt  werden. 

(16)  Baden,  Min. -Verfügung  vom  7.  Sept.  1832.  Preussen, 
Verfugung  vom  22.  Febr.  1840.  Wehrer,  Repertoriura  p.  237.  Löff- 
ler a.  a.  0.  p.  821.     Koffler  a.  a.  0.  II.  p.  273.     Vgl.  oben  §.  104. 

(17)  Strafgesetzbuch  von  1870  §.  367.    Bayern,  Polizei  st  rafgesei 
buch  von  1871  art.  60.  61.      Verordnung    vom    18.  Juni  1866.     Pöz 
Bayr.    Verwaltungsrecht    8.   Aufl.    §.  132.      Löffler    a.    a.    0.    §.  11 
v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  411.  p.  244.   Hämmcrl' 
a.  a.  0.    p.  406  ff.     Das*  Beerdigen  von  Leichen  in-  Kirchen  und  Gruft« 
und    in    bewohnten    Gegenden    der    Städte    ist    durchgehends    untersag 
Preussen,  A.  L.  R.  IL  11.  §.  184  ff.     K.  Sachsen,  Verordnung  voi 
22.  Juni  1841  §.25  —  28.     Bayern,    Verordnung  vom    28.  Juni  180! 
und  14.  Oct.  1862.     Oestreich,  Hofdekret  vom  l.Dec.  1783.  28.  Aog 
1784.     Vorschrift  der  berufsmassigen  Leichenbeschau   (durch  Aerzte  odel 
Heildiener)   und  Ausstellung  von  Todtenscheinen.     Bayern,   Min.-Ent< 
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Schliessung  vom  6.  Aug.  1889.  'Baderordnung  vom  15.  März  1866. 
Oestreich,  Verordnung  vom  28.  Jan.  1855.  Min.-Erlass  vom 
11.  Nov.  1848.  K.  Sachsen,  Instruction  für  die  Todtenbeschauer  und 
Leichenwascherinnen  vom  22.  Juni  1841.  Unterweisung  derselben  durch 
den  Bezirksarzt.  K.  Sachsen,  Mandat  vom  11.  Febr.  1792.  Gesetz 
vom  22.  Juni  1841.  Instruction  für  die  Bezirksärzte  von  1886  §.  8.  Die 
regelmässige  Beerdigungsfrist  betragt  72  Stunden.  Preussen,  Bescript 
vom  15.  Juni  1822  und  2.  März  1827.  K.  Sachsen,  Gesetz  vom 
22.  Juni  1841  §.1.  10;  48  Stunden  in  Oestreich,  N  Oe.  Verordnung 
vom  18.  Juli  1850.  Die  polizeilichen  Bestimmungen  über  die  Anlegung 
und  Schliessung  von  Kirchhöfen  s.  bei  Uli ng,  Handbuch  für  Preuss. 
Verwaltungsbeamte  I.  1870  p.  489.  Funke  a.  a.  0.  III.  p.418.  Ham- 
merle a.  a.  0.  p.  270  ff.  Ueber  Leichentransport  vgl-  Oestreich, 
Min.-Erlass  vom  18.  August  1859.  Hämmerle  a.  a.  0.  p.  409.  Ueber 
Leichenh&user  und  Leichenkammern  K.  Sachsen,  Gesetz  vom  22.  Juni 
1841  und  Vollzugsverordnung  von  gleichem  Datum.  Oestreich,  Ver- 
ordnung vom  27.  Aug.  1796.  9.  Mai  und  21.  Sept.  1801.  v.  Stuben- 
rauch a.  a.  0.  IL  §.  828.  Hämmerle  a.  a.  0.  p.  404  ff.  Die  poli- 
zeilichen Vorschriften  über  Beerdigung  und  über  die  Friedhofe  sind  all- 
gemeiner Natur  und  haben  Geltung  ohne  Rücksicht  des  religiösen  Be- 
kenntnisses. Bayern,  Min. - Entschliessnng  vom  7.  Dec.  1829  (hinsicht- 
lich der  Israeliten).  —  Ueber  die  obligatorische  Ablieferung  gewisser 
Leichen  (von  Verbrechern,  Selbstmördern  und  unbekannten  Verunglückten) 
an  die  anatomischen  Institute  vgl.  K.  Sachsen,  Generale  vom  8.  Juli 
1794.  Verordnung  vom  4.  Juli  1829.  Funke  a.  a.  0.  III.  p.  435— 440. 
Mecklenburg-Schwerin,  Verordnung  vom  11.  Jan.  1866.  Ueber 
Leichenöffnungen  zu  gerichtlichen  und  sanitfttspolizeilichen  Zwecken  siehe 
Oestreich,  Verordnung  vom  8.  April  1857  und  17.  Oct.  1868.  Ueber 
das  gewerbsmässige  Ankleiden  und  Reinigen  von  Leichen  siehe  Bayern, 
Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art    43.  152. 

(")  Preussen,  Regulativ  vom  28.  Oct.  1885  §.22.  K.  Sach- 
sen, Generale  vom  13.  Febr.  1801  (Funke  a.  a.  0.  III.  p.  405). 

Capitel  8. 
Die   Beildiener. 

§•    250. 

Den  Heildienern  liegt  die  berufsmässige  Ausübung  der  ver- 
schiedenen niederen  Zweige  der  Heilkunde  ob  (').  Der  Heildienst 
erfordert  nicht  die  volle  wissenschaftliche  Ausbildung  in  der  ge- 
sammten  Heilkunde,  da  er  nur  gewisse  specielle  Kreise  von  Heil- 
verrichtungen umfasst,  für  deren  Vornahme  theils  elementare  und 
specielle  ärztliche  Kenntnisse,  theils  auch  die  vorwiegend  practische 
Einübung  genügt  und  welche  zum  Theil  nur  in  Unterordnung  und 
nach  Anleitung  der  wissenschaftlich  gebildeten  Aerzte  betrieben 
werden  (2).  Die  Abgrenzung  des  Heildienstes  vom  ärztlichen  Berufe 
ist  nicht  ein  für  allemal  festbestimmt,  sondern  von  dem  Fortschritt 
dar  medioinischen  Wissenschaft  abhängig;  so  dass  in  dem  Masse, 
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als  die  Wissenschaft  sich  weiter  entwickelt  und  frühere  Zweige  der 
niederen  Heilkunde  den  Gesetzen  der  wissenschaftlichen  Ausübung 
unterwirft,  diese  noth wendig  aus  dem  Kreise  des  Heildienstes  aus- 
scheiden und  zu  Bestandteilen  des  ärztlichen  Berufes  (§.  247)  wer- 
den müssen  (3).  Diese  Entwicklung  kann  auch  stufenweise  und  in 
localen  Abweichungen  vor  sich  gehen.  Zur  Zeit  sind  zu  den  Heil- 
dienern im  Allgemeinen  zu  rechnen:  1)  die  Zahnärzte;  2)  die  Heil- 
diener im  engeren  Sinne  (Wundärzte,  Bader,  Heilgehülfen) ;  die 
Hebammen.  Die  berufsmässige  Ausübung  des  Heildienstes  unter- 
liegt folgenden  allgemeinen  Grundsätzen:  1)  sie  ist  von  der  ärztlichen 
Praxis  strenge  getrennt,  so  dass  den  Heildienern  die  Ausübung 
ärztlicher  Berufstätigkeit  in  keinem  Falle  zusteht  (4);  2)  sie  darf 
als  solche  nur  stattfinden  auf  Grund  der  vorschriftsmässig  erlangten 
Befähigung  und  der  von  der  zuständigen  Behörde  ertheilten  Appro- 
bation (5);  3)  die  Ertheilung  der  Approbation  richtet  sich  theils  nach 
dem  Nachweise  der  objectiven,  theils  auch  der  subjectiven  Befähig- 
ung der  einzelnen  Heildiener  (G) ;  4)  die  Ausübung  der  Verrichtungen 
des  Heildienstes  steht  auch  den  approbirten  Aerzten  von  seibat  zu, 
ohne  dass  es  an  sich  einer  besonderen  Approbation  zum  Heildienste 
bedarf  (7).  Im  Uebrigen  finden  die  Vorschriften  für  die  Ausübung 
des  ärztlichen  Berufes  auch  auf  die  Heildiener  analoge  Anwendung. 

CO  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  2.  §.  406—407. 
Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.129.  v.  Stubenrauch, 
Oestr.  Verwaltungskunde  II.  §.298  —  300.  Stein,  Verwaltungslehre 
HI.  95.  p.  107  ff. 

(2)  Den  Heildienern  fällt  das  gesammte  Gebiet  derjenigen  Heil- 
thätigkeit  zu,  welche  keine  volle  wissenschaftliche  Ausbildung  erfordert; 
wenngleich  die  Heildiener  vielfach  auch  als  Gehülfen  der  Aerzte  fan- 
giren,  so  sind  sie  doch  innerhalb  ihrer  Sphäre  zur  selbständigen  Berufe- 
ausübung ebenso  berechtigt  wie  die  Aerzte.  Zu  enge  definirt  daher 
Stein,  Verwaltungslehre  III.  p.  95  den  Heildienst  nur  als  technische 
Hülfeleistung  neben  den  Aerzten.  Diese  Definition  ist  selbst  da  nicht 
richtig,  wo  die  niedere  Heilkunde  schon  sehr  eingeschränkt  ist. 

(3)  Auch  auf  den  Heildienst  können  daher  die  Grundsätze  des  Ge- 
werbebetriebes keine  Anwendung  finden.  Bund  es- Gewerbeordnung  vom 
21.  Juni  1869  8.  6.  Oestreich,  Patent  zur  Gewerbeordnung  vom 
20.  Dec.  1859  g.  9.  Bayern,  Gewerbeordnung  vom  30.  Jan.  1868 
art.  32  Ziff.  10.  Baden,  Gewerbegesetz  vom  20.  Sept.  1862  art.  83. 
Während  früher  neben  den  eigentlichen  (inneren)  Aerzten  noch  besondere 
Wundärzte  (Stadt-  und  Landchirurgen),  Operateure,  Ocnlisten,  Bader, 
Geburtshelfer  mit  lediglich  specieller  Vorbildung  unterschieden  wurden, 
so  sind  diese  Zweige  der  Heilkunde  jetzt  grossen  Theils  mit  der  ge- 
flammten Medicin  verbunden;  insbesondere  die  Chirurgie,  GeburtshÜlfe, 
Augenheilkunde,  zum  Theil  (Baden,  Verordnung  vom  10. Nov.  1865)  auch 
die  Zahnheilkunde,  wobei  aber  daneben  noch  Zahntechniker  unterschieden 
werden.      Vgl.   auch   die  verschiedenen  Classen  des  unterärztlichen  Per- 
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Sonata  in  der  Bayr.  Verordnung  vom  29.  Jan.  1865   über  die  Ausübung 
der  Heilkunde  §.  7  — 12. 

(*)  VgL  unten  §.  251—253. 

(*)  Die  Freigebung  der  ärztlichen  Praxis  erstreckt  sich  zwar  auch 
auf  die  Ausübung  der  niederen  Heildienste,  jedoch  mit  der  gleichen  Be- 
schränkung wie  bei  der  ersteren,  dass  die  öffentliche  Aneignung  der 
beireffenden  Berufseigenschaft  durch  Prüfung  und  Approbation  bedingt 
ist  Bunde s -Gewerbeordnung  rom  21.  Juni  1869  §.  29.  Preussen, 
Min.-Bescript  vom  27.  Dec.  1869.  Bayern,  Verordnung  vom  29.  Jan. 
1865  §.  7—12.  Baden,  Verordnung  vom  10. Nov.  1865.  Oestreich, 
Instruction  vom  3.  Nov.  1808.  Staatsmin.-Erlass  vom  11.  Nov.  1865 
(bezüglich  der  Zahnärzte). 

(*)  Dies  erklärt  sich  daraus,  dass  der  Heildienst  seiner  Natur  nach 
mehr  auf  practischer  Befähigung  beruht,  welche  von  den  Einzelnen  in 
verschiedenem  Umfange  erworben  werden  kann;  subjective  Befohigungs- 
unterschiede  kommen  übrigens  hauptsachlich  bei  dem  Wundarzneipersonal 
vor.    Vgl.  unten  §.  252. 

O  Bundes-Ge werbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.29.  Preussen, 
Rescript  vom  31.  Dec.  1826  und  23.  Juli  1845.  Bayern,  Verordnung 
vom  31.  Jan.  1853  §.  1  (bezüglich  der  Zahnheilkunde).  Hinsichtlich 
der  Chirurgie  und  Geburtshülfe  ist  dies  selbstverständlich.  Preussen, 
Verfügung  vom  16.  Jan.  1840.  Die  besondere  Bezeichnung  als  Zahnarzt 
ist  jedoch  nur  denjenigen  approbirten  Aerzten  gestattet,  welche  die  zahn- 
ärztliche Prüfung  speciell  bestanden  haben.  Bundes-Prüfungsordnung 
vom  25.  Sept.  1869  II.  §.  6.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl. 
IL  2.  §.  404  p.  219.  Früher  wurde  die  Zahnheilkunde  vielfach  als  ein  Zweig 
der  Chirurgie  betrachtet.  E.  Sachsen,  Verordnung  vom  18.  März  1844. 
Oestreich,  Decret  vom  13.  Dec.  1845. 

§.    251. 

Die  Approbation  zum  Zahnarzt  darf  nur  denen  ortlieilt  werden, 
welche  die  zahnärztliche  Prüfung  vor  den  für  die  Prüfungen  der 
Aerzte  bestellten  Commissionen,  denen  zu  diesem  Behufe  ein  prac- 
tischer Zahnarzt  beizuordnen  ist,  beständen  haben  (!).  Die  Zu- 
lassung zur  Prüfung  ist  bedingt:  1)  durch  die  Reife  für  die  Prima 
eines  Gymnasiums  oder  einer  Realschule  erster  Ordnung;  2)  durch 
zweijähriges  Universitätsstudium;  3)  durch  den  Nachweis  practischer 
Uebung  in  den  technischen  zahnärztlichen  Arbeiten  (2).  Die  Zahnarzte 
sind  auf  die  Ausübung  der  Zahnheilkunde  beschränkt  (3).  Zur  Aus- 
übung der  Praxis  als  Zahnarzt  ist  ebenso  wie  für  die  ärztliche  Praxis 
überhaupt  ein  fester  Wohnsitz  erforderlich;  doch  ist  der  Betrieb  der 
zahnärztlichen  Praxis  auch  im  Herumziehen  gestattet  (4).  In  den 
Grenzen  ihrer  Pra&is  ist  den  Zahnärzten  auch  das  Bereiten  und 
Dispensiren  der  Zahnheilmittel  erlaubt,  jedoch  das  Verordnen  innerer 
Mittel  untersagt  (6). 

<l)  Bundes-Prüfungsordnung   vom    25.   Sept.    1869    II     §.1.   4. 
Ueber  die  Prüfung   approbirter  Aerzte  ib.   §.  6.     Bayern,   Verordnung 
Boesler,  Venraltungsieeht  LS.  3 
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vom  31.  Jan.  1853  und  vom  29.  Jan.  1865  über  die  Ausübung  der. 
Heilkunde  §.12.  Baden,  Verordnung  vom  20.  Jan.  1858  und  10.  Not« 
1865.  Oestro  ich,  Decret  vom  13.  Dec.  1845.  Min. -Erlaas  vom 
11.  Nov.  1865.  K.  Sachsen,  Verordnung  vom  18.  März  1844. 
v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  IL  2.  §.  404.  Holländer,' 
Die  Zahnheilkunde  und  ihre  Bedeutung  für  Laien  und  Aerzte  Berlin  1872. 
In  Baden  ist  übrigens  der  Beruf  der  Zahnärzte  in  die  Gesammtheil*. 
künde  aufgenommen  unter  Ausscheidung  der  sog.  Zahntechniker,  welch« 
sich  mit  dem  Ausbessern  und  Ausziehen  schadhafter  und  dem  Einsetzen 
künstlicher  Zähne  befassen.  Verordnung  vom  10.  Nov.  1865.  —  I* 
Oestreich  soll  die  Befugniss  zur  zahnärztlichen  Praxis  auf  diejenigen 
Patrone  der  Chirurgie  beschränkt  sein,  welche  nebst  dem  Diplome  alfl 
Zahnärzte  auch  ein  chirurgisches  Gewerbe  besitzen  oder  eine  öffentlich*! 
Anstellung  gemessen.     Hämmerle  a.  a.  0.  p.  319.  1 

(2)  Bund  es- Prüfungsordnung  vom  25.Sept.1869  II.  §.3.  Bayern, 
Verordnung  vom  81.  Jan.  1853.  (Nur  das  Absolutorium  einer  voll- 
ständigen Lateinschule  verlangt). 

(3)  Bayern,  Verordnung  vom  29.  Jan.  1865  über  die  Ausübung 
der  Heilkunde  §.  12.  Hinsichtlich  der  Zahntechniker  vgl.  Baden,  Ver- 
ordnung vom  10.  Nov.  1865.  Das  technische  Verfertigen  künstlicher 
Zähne  ist  ein  Gewerbe,  welches  zum  Montiren  und  Einsetzen  solcher 
Zähne  nicht  berechtigt.  Oestreich,  Verordnung  vom  10.  Sept.  1842. 
Min.-Erlass  vom  ll.Nov.1864.  Preussen,  Rescript  vom  8.  Juli  1840 
und  16.  April  1870.  Auch  hier  ist  jedoch  das  Moment  der  an  sich  be- 
stehenden Freiheit  der  ärztlichen  Praxis  zu  berücksichtigen,  v.  Könne 
a.  a.  0.  p.  290.  Auch  die  Heildiener  dürfen  Zähne  nicht  einsetzen  und 
keine  künstlichen  Gebisse  machen.     Bayern,    Reg.  -  EntSchliessung  vom 

17.  Mai  1834.  Auch  dürfen  die  Zahnärzte  keine  Niederlagen  von  Zahn- 
arzneien  errichten.  Preussen,  Rescript  vom  7.  Oct.  1820,  20.  Juni 
1821  und  Circ.  Verfügung  vom  16.  April  1841. 

(4)  Preussen,  Rescript  vom  20.  März  1889.     Bayern,    Hausir- 
reglement vom    29.  Juli  1863   §.  39.     K.  Sachsen,    Verordnung   vom 

18.  März  1844.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  8.  Aufl.  H.  2.  «.  404. 
p.  220. 

(*)  Preussen,  Rescript  vom  11.  Febr.  1812.  v.  Rönne  a.  a.  0. 
p.220.  Auch  ist  den  Zahnärzten  nicht  gestattet,  Chloroform  oder  Schwe- 
feläther behufs  der  Narkotisirung  einathmen  zu  laggen.  Bayern,  Ver- 
ordnung vom  29.  Jan.  1865  §.  12. 

« 

§.    252. 

T*e  Approbation  zum  Heildiener  im  engeren  Sinne  (Wn< 
arzt,  Bader,  Wundaraneidiener,  Heilgehülfen)  (t)  wird  nur  an  Pe 
•°T  6  wÜT  .  TSÄhri«  **»  den  «forderlichen  Unterric! 
5i£££2Zl  ^u  wta*  h^en  nnd  in  Civil-  od« 
l^lmmkenhäusern  praobsch  vorgebildet  sind  (*).  Die  roriM 
abzulegende  Prüfung  ^schriftlich,   klinisch  und  mldHA  (3)     S 

Hedvernchtangen,  welch«  nach  d<m   -j*-^»_  J*01™*   a«,J«««B 
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wusdarztbehen  Bernfszweige  angehören  oder  in  der  Befahigungs- 
urkunde  ausdrücklich  bezeichnet  sind  (4).  Die  Wundärzte  dürfen 
bei  Ausübung  ihres  Bernfes  die  ihnen  gestatteten  Grenzen  nicht 
fiberschreiten  (5).  Ihre  Befugnisse  umfassen  hauptsächlich  (6) :  1)  chi- 
rurgische Hülfeleistung  nach  Anordnung  des  behandelnden  Arztes 
and  selbständige  Vornahme  gewisser  einfacher  chirurgischer  und 
therapeutischer  Verrichtungen ;  2)  die  erste  Vorkehrung  in  Erkrank- 
ung8-  und  sonstigen  das  Leben  bedrohenden  NothfiUlen ;  3)  Leichen- 
beschau (§.  249  Anm.  17);  4)  Hülfeleistung  bei  Leichenöffnungen; 
5)  auch  sind  sie  zur  Vornahme  gewisser  gewerblicher  Verrichtungen, 
wie  Bartscheeren,  Haarschneiden  etc.  berechtigt,  worüber  jetzt  die 
Gewerbegesetze  normiren.  Dagegen  ist  den  Wundärzten  alle  und 
jede  innerliche  Kur  untersagt,  ausgenommen  die  Anwendung  solcher 
innerlicher  Mittel,  die  auf  die  Kur  des  örtlichen  Uebels  Einfluss 
haben,  wenn  das  ortliche  Uebel  auf  den  ganzen  Organismus  schäd- 
lich einwirkt ;  doch  ist  in  Fällen  dieser  Art  jedes  heftige  Mittel  zu 
unterlassen  und  für  baldige  Zuziehung  eines  Arztes  Sorge  zu  tra- 
gen f7).  In  Fällen ,  wo  es  auf  tiefere  anatomische  Kenntnisse  an- 
kommt, oder  bei  wichtigeren  Operationen  ist  ein  approbirter  Arzt 
su  Hälfe  zu  rufen  (8).  Die  Ueberschreitung  der  erlangten  Concession 
hat  Zurücknahme  derselben  und  Bestrafung  auf  gerichtlichem  Wege 
zur  Folge  (9).  Ausserdem  kann  die  Berechtigung  zur  Ausübung 
einzelner  den  Heildienern  zustehenden  Befugnisse  hiezu  befähigten 
und  geeigneten  Personen  Ton  unbescholtenem  Rufe,  insbesondere 
auch  Frauenspersonen,  in  widerruflicher  Weise  verliehen  werden  (10). 

f)  PreuBsen,  Min.  -  Verfügung  vom  18.  Oct.  1851  und  27.  März 
1852.  Bayern,  Baderordnung  vom  25.  Juni  1868  nebst  Instruction 
Aber  die  Errichtung  eines  Unterrichtscurses  für  Bader  gehülfen.  E.  Sach- 
sen, Mandat  vom  30.  Jan.  1819.  Würtemberg,  Verordnung  vom 
14.  Oct.  1830.  Mecklenburg,  Med.-Ordnung  vom  18.  Febr.  1830 
cap.  IV.  Eegulativ  vom  4.  Aug.  1862.  Altenburg,  Verordnung  vom 
10.  Juni  1863.  Oestro  ich,  Instruction  vom  3.  Nov.  1808.  Hofkanzlei- 
Verordnung  vom  6.  Mai  1848.  Min.-Erlass  vom  29.  Sept.  1848  und 
10.  Jan.  1864.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  2.  §.  406. 
Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.129.  Stein,  Verwaltungs- 
lehre III.  p.  119  ff.  v.  Stubenrauch,  Oestreich.  Verwaltungsgesetz- 
hrade  II.  §.  298;  über  die  chirurgischen  Gewerbe  und  Gremien  ibid. 
§.299.  Vgl.  noch  über  die  früheren  Baderinnungen  K.  Sachsen,  Man- 
dat vom  30.  Jan.  1819  und  Verordnung  vom  30.  Sept.  1837.  Funke 
a.  a.  O.  m.  p.  78.  Burckhardt,  Handbuch  der  Verwaltung  in  Sach- 
sen-Weimar p.  299.  Das  Geschäft  des  Barbierens  und  Badens  wird  jetzt 
lediglich  nach  den  allgemeinen  gewerblichen  Bestimmungen  beurtheilt. 
Preisen,  Bescript  vom  27.  Dec.  1869. 

(2)  Bundes-Ge werbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  29.  Preussen, 
Bucript  vom  18.  Oct.  1851  und  27.  Doc.  1869.  Bayern,  Baderord- 
m»g  vom  25.  Juni  1868   §.  9.  12  ff.    Mecklenburg,  Med.-Ordnung 
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.  Febr.  1830  cap.  IV.  Regulativ  vom  4.  Aug.  1862  cap.  II. 
jstitndige  wissenschaftliche  Ausbildnag  im  Gebiete  der  Chirurgie 
därzten  1.  und  2.  Classe)  findet  jetzt  Obrigena  im  Gebiete  der 
Gewerbeordnung  nicht  mehr  statt.  Hinsichtlich  Badens  ygl. 
Ordnung  vom  10.  Nov.  1865  (Wundanneidiener).  Tgl.  noch 
*,  Preuss.  Fhysikatswesen  2.  Aufl.  p.  306.  v.  Rönne,  Preus«. 
:ht  S.  Ana.  II.  §.  406.  üeber  die  Verhältnisse  in  Oestreicb 
id  der  Instruction  vom  3.  Nov.  1808  nnd  der  Verordnung  vom 
848  vgl.  Hämmerle  a.  a.  0.  p.  313.  320  ff.  v.  Stuben- 
i.  a.  0.  II.  §.  294.  298.     (Doctoren,    Magister   und  Patrone  der 

Preussen,  Rescript  vom  18.  Oct.  1851,  Mecklenburg, 
v    vom    4.  Aug.    1862    cap.  II.      Bayern,    Baderordnnng    vom 

1868  §.  25  ff.  (Hier  wird  auch  eine  Vorprüfung  über  die  bei 
rnndarzte  in  zweijähriger  Lehrzeit  erlangte  Vorbildung  cum  An- 
wund ärztlichen  Unterrichtscursus  an  einem  Krankenhaus«  vor- 
>en).  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  406.  Auch 
Diener  (Bader)  sind   zur  freien  Wahl  ihres  Wohnortes  berechtigt 

Anzeige  ihres  Betriebes  bei  der  Behörde  verpflichtet. 

Preussen,  Rescript  vom  13.  Oet.  1851 'und  17.  März  1853. 
om  27.  Doc.  1869.  Bayern,  Verordnung  vom  21.  Juni  1848 
i  29.  Jan.  1865  über  die  Ausübung  der  Heüknnde  §.  7.  9.  Ba- 
ng vom  25.  Juni  1868  cap.  I.     Mecklenburg,  Med.-Ordming 

Febr.  1830  cap.  4. 

Mecklenburg,  Regulativ  vom  4.  Aug.  1862  cap.  II.  Oest- 
Inatruetion  vom  3.  Nov.  1808  §.11  ff.  Insbesondere  müssen  die 
nen,  zu  deren  Vornahme  die  Heildiener  die  Fähigkeit  erworbea 
in  dem  Befäbigungszeugniss  namentlich  aufgeführt  werden;  die 
•tb  eilte  Conccssion   ist   widerruflich.     Preussen,    Rescript   vom 

1851.     Bayern,  Verordnung  vom  29.  Jan.  1865  §.  11. 

Bayern,  Baderordnnng  vom  25.  Juni  1868  cap.I.  Preussen, 
ing  vom  18.  Oct.  1851.  Insbesondere  gehören  zu  den  Verriebt 
er  Heildiener:  Application  des  Catheters  bei  Frauen,  Znrflck- 
des  Mutteracheidenvorfalls ,  Einbringen  des  Mutterkranzea,  Setssn 
tanelle,  Setzen  des  Elystiers,  Oefi'nen  von  Abseessen,  Verbinden 
r  Wunden,  Ausführung  von  Desinfectionen ,  Setzen  von  Blaser 
,  Senfteig,  Blutegeln,  Schröpfköpfen;  auch  ist  ihnen  die  Abgabe 
pflaster,  Goulard'schem  Wasser,  Höllenstein,  Salmiakgeist  und  Eisen- 
gestattet  und  dürfen  sie  einfache  nnd  bekannte  natürliche  Arznei- 
trauter,  Wurzeln,  Samen  etc.)  selbst  sammeln  und  verkaufen, 
ständige  Vornahme  von  Privatimpfungen,  und  der  Gebrauch  d« 
athei's  oder  der  Chloroform  behufa  der  Narkotisirung  lBt  ihnen 
t.    Bayern,   Verordnung  vom   25.  Jan.  1868  §.  10;    auch  der 

ausgenommen  in  Notb  fällen ;  Baden,  Min.  -  Verfügung  vom 
.  1843 ;  oder  auf  Verlangen  der  Betheiligten  zu  prophylaktischen 
.  Bayern,  Baderordnung  vom  25.  Juni  1868  §.3.  Berechtig- 
n  Zahnanaziehen  auf  ärztliche  Verordnung.  Preussen,  Circ. 
■om  27.  Jan.  1860.  Berechtigung  der  Wundärzte  zum  Halten 
othapparats ,  wo  Apotheker  ermangeln ,  dessen  Bestand  theile 
us  öffentlichen  Apotheken  bezogen  werden  müssen.  Oestreicb, 
t  vom  18.  Oot.  1811   und   21.  Juni  1827.     v.    Stubenranch 
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a.  a.  0.  II.  §.  304.  Vgl.  auch  Hörn,  Preuss.  Med. -Wesen  II.  p. 219 ff. 
Löffler,  Preuss.  Physikatswesen  2.  Aufl.  p.  306. 

O  Mecklenburg,  Med.-Ordnung  vom  18.Febr.1830  cap.IV.§.2. 

(*)  Regelmässig  sind  die  Heildiener  bei  allen  chirurgischen  Dienst- 
leistungen als  untergebene  Organe  und  Gehtilfen  der  Aerzte  zu  betrachten 
und  an  deren  Anordnungen  gebunden.  Preussen,  Rescript  vom  I3.0ct. 
1851.     Bayern,  Baderordnung  vom  25.  Juni  1868  §.  2. 

(9)  Preussen,  Rescript  vom  13.  Oct.  1851  §.  4.  Erlass  vom 
27.  Dec.  1869.  Bayern,  Verordnung  vom  25.  Jan.  1865  §.11.  Ba- 
ddrordnung  vom  25.  Juni  1868  §.  8. 

(10)  Preussen,  Min.  -  Rescript  vom  20.  März  1828.    E.  Sachsen, 
.Verordnung  vom  25.  Nov.  1837  (Schröpfen,   Blutegelsetzen).     Bayern, 

Baderordnung  vom  25.  Juni  1868  §.  33. 

§.    253. 

Die  Approbation  zur  Hebamme  wird  in  der  Regel  nur  solchen 
Frauen  ertheilt,  welche  an  einem  Hebammen  -Lehrinstitut  Q)  den 
vollständigen  theoretischen  und  practischen  Lehrcursus  absolvirt,  die 
vorgeschriebene  Prüfung  vor  der  zuständigen  ärztlichen  Prüfungs- 
'  Commission  bestanden  haben  und  hinsichtlich  ihrer  geistigen  Fort- 
schritte und  sittlichen  Führung  als  tauglich  erkannt  sind  (3).  Die 
Zulassung  zum  Hebammenunterricht  ist  bedingt  (3):  1)  durch  Bei- 
bringung eines  Wahlzeugnisses  Seitens  derjenigen  Gemeinde  oder 
Behörde,    welche   die    Unterrichtskosten   zu  tragen  übernimmt  (4); 

2)  durch  ein  ärztliches  (amtliches)  Zeugniss  über  die  erforder- 
lichen   körperlichen,     geistigen     und    sittlichen    Eigenschaften  (6); 

3)  durch  ein  gewisses  Alter  (20—30  resp.  35  Jahre);  4)  durch 
Kenntniss  des  Lesens  und  Schreibens.  Zuweilen  ist  auch  wie- 
derholte Prüfung  bereits  approbirter  Hebammen  alle  zwei  oder  drei 
Jahre  angeordnet  (6).  Die  Berufung  zur  Ausübung  des  Hebammen- 
dienstes  erfolgt  regelmässig  durch  die  Gemeinden  oder  auf  dem 
Lande  für  bestimmte  Hebammendistricte  (7).  Die  Hebammen  dürfen 
nur  bei  normalen  Geburten  Dienste  leisten  und  müssen  bei  unge- 
wöhnlichen und  gefahrvollen  Zufallen,  oder  wenn  bei  der  Geburt 
die  Mutter  oder  das  Kind  das  Leben  ei nb (lesen,  die  Zuziehung  eines 
approbirten  Arztes  veranlassen  (8).  Sie  müssen  mit  dem  vorge- 
schriebenen üülfcapparate  und  Hebammenbuche  versehen  sein  (9). 
Die  selbständige  Thätigkeit  der  Hebamme  bei  der  Behandlung  er- 
krankter Wöchnerinnen  und  Kinder  darf  nicht   die  Grenzen  über- 

,  schreiten,  welche  das  Hebammenbuoh  vorschreibt  (10).  Sie  dürfen 
die  Kreisende  nicht  verlassen,  bei  bevorstehender  Entbindung  keine 
Nacht  ausser  dem  Hause  sein;  auch  dürfen  sich  die  öffentlich  ange- 

■  stellten  Hebammen  ohne  Erlaubniss  der  Obrigkeit  von  ihrem  Wohn- 
orte nicht  entfernen  (u).    Innerliche  Mittel  anzuordnen,  die  Geburt 
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beschleunigen  und  zu  diesem  Zwecke  Instrumente 
it  ihnen  untersagt  ('*).  Keine  Hebamme  darf  zur 
Leibesfrucht  Mittel  geben,  muss  vielmehr  diese  und 
rerhüten  suchen;  erfahrt  sie  Verbrechen  dieser  Art, 
Dbrigkeit  Anzeige  m  machen ;  im  Uebrigen  ist  sie 
mheit  hinsichtlich  der  ihr  bekannt  werdenden  Privat- 
pflichtet  (13).  Den  Hebammen  steht  auch  die  sog. 
s  beim  weiblichen  Geschlechte  zu,  das  Schröpfen  und 
endung  nur  ausnahmsweise  oder  auf  besondere  Zu- 
i  gewissen  Fällen  ist  der  Hebamme  zur  Pflicht  ge- 
thtaufe  Neugeborener  zu  veranlassen  oder  zu  voll- 
■e  Gebühren  regelt  Mangels  gütlicher  Einigmag  eveo- 
iche  Taxordnung  (l6).  Abgesehen  von  berufsmässiger 
t  die  Freigebung  der  Heilthatigkeit  auch  auf  geburts- 
mgen  Anwendung  (1T). 

nten  §.  259.  In  Baden,  Verordnung  vom  22.  Sept. 
m  ausnah ma weise  auch  solche  Frauenspersonen  zur  PrOf- 
welche  die  erforderlichen  Kenntnisse  uud  Fertigkeiten 
ge  erworben  haben. 

sen,  Regulativ  vom  1.  Dec.  1825.  Min.  -  Vertagung 
LI,  1.  Aug.  1850,  2.  Juni  und  26.  Oct.  1870.  Hörn, 
esen  II.  p.  179  ff.  v.  Rönne,  Preuss.  Staaterecht 
:0S.  Bayern,  Bekanntmachang  und  Instruction  für 
om  7.  Juni  1816.  Döllinger,  Hed.-Wesea  Bayerns 
I,  Bavr.  Verwaltungsrecht  S.Aufl.  §.129.  K.  Sachsen, 
April  1818.  Funke  a.  a.  0.  TU.  p.l09ff.  Wurtem- 
ng  vom  17.  Augast  1887  und  17.  April  1889.     Baden, 

21.  Jnni  1850  und  Min.  -  Verfugung  vom  18.  Febr.  1817. 

22.  Sept.  1866  und  23.  Nov.  1865.  Wehrer,  Reper- 
.88,  1868  p.  24.  Mecklenburg,  Med.-Ordnung  vom 
cap.  VIII.  Regulativ  vom  4.  Aug.  1862.  Verordnung 
1864.      Oeetreicb,    Instruction    vom    3.  Nov.    1808. 

:h    a.    a.  0.    II.    §.  300.  301.     Hammerle    a.    a.   0. 

noch  Stein,    Verwaltungslehre  Bd.  8.    p.  117  ff     Bas 

auszustellende   PrnfnngsEeugnisa    muss    übrigens    als  Ap- 

Bundes-Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869   g.  30. 

be  Hebammen    müssen    sich    einer  Prüfung    unterziehen. 

Med. -Wesen  II.  p.  208.  Baden,  Staatsmin.  -  Erb» 
3  und  Verordnung  vom  10.  Nov.  1865.  Wehrer,  Be- 
sen, Min. -Verfügung  vom  6.  Jan.  1841.  ReScript  vom 
j.  3.  Bayern,  Bekanntmachang  vom  7.  Jan.  181t. 
,  Verordnung  vom  15.  Febr.  1864  %.  2.  Statuten  in 
t  zu  Paderborn  vom  6.  Juli  1864  III.  §.  2.  (Hörn 
80).  Statuten  der  Hebammen-  Unterrichts-  und  Ent- 
zu  Rostock  vom  12.  Oct.  1858  §.  18.  Baden,  Ver- 
.  Sept.  1866.     Der  Unterricht  dauert  in  der  Regel  vier 
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(*)  Regelmässig  werden  in  die  Hebammenanstalten  solche  Frauens- 
personen aufgenommen,  welche  hiezu  von  einer  Gemeinde  oder  einem 
Hebammenbezirke  pr&sentirt  werden;  es  können  aber  auch  Schülerinnen 
auf  eigene  Meldung  und  auf  eigene  Kosten  aufgenommen  werden.  Preussen, 
Min. -Verfügung  vom  6.  Jan.  1841  und  Bescript  vom  2.  Juni  1870. 
Bayern,  Verordnung  vom  7.  Jan.  1816  und  29.  Man  1820.  Statuten 
der  Anstalt  zu  Faderborn  vom  6.  Juli  1844  HI.  §.  2.  8.  Die  Auswahl 
erfolgt  meist  vom  Gemeinde  vorstand,  zuweilen  auch  von  den  Frauen  aus 
der  Gemeinde.  Nach  den  Statuten  der  Rostocker  Anstalt  vom  12.  Oot. 
1858  §.16  wird  jede  Schülerin  aufgenommen,  die  von  einer  obrigkeit- 
lichen Behörde  in  Mecklenburg- Schwerin  zur  Erlernung  der  Hebammen- 
kunst  in  die  Anstalt  geschickt  wird.  In  Bayern,  Gesetz  vom  28.  Mai 
1852  art.  27  sind  die  Kosten  für  den  Unterricht  der  Hebammen  von 
den  Districtsgemeinden  zu  bestreiten.  Nach  der  Bad.  Verordnung  vom 
22.  Sept.  1866  8*  2  haben  in  Collisionsf&llen  die  von  einer  Gemeinde 
Geschickten  den  Vorzug. 

(*)  Hierüber  soll  amtliche  Erhebung  stattfinden.  Preussen,  Min.- 
YerfÜgung  vom  11.  Deo.  1861.  Hiernach  sollen  gefallene  Mädchen  zur 
Erlernung  der  Hebammenkunst  nicht  zugelassen  werden. 

(*)  Preussen,  Min.  -  Verfügung  vom  18.  Febr.  1820.  Bescript 
vom  2.  Juni  1870  §.  7  (für  die  öffentlich  angestellten  Bezirkshebammen). 
Bayern,  Instruction  vom  7.  Jan.  1816  §.  5.  Baden,  Min. -Ver- 
fügung vom  5.  Jan.  1863.  Die  das  Gelernte  vergessen  haben,  müssen 
zu  einem  zweiten  Cursus  wieder  in  die  Lehranstalt  geschickt  werden; 
die  körperlich  und  technisch  Unfähigen  sollen  ihren  Bezirk  verlieren 
und  bei  gröberen  Versehen  den  Gerichten  angezeigt  werden. 

O  Baden,  Verordnung  vom  28.  Nov.  1865    (auf  je   1500  Perso- 
nen in  8tftdten  und  je  1000  auf  dem  Lande   eine  Hebamme,    wofür  die 
Gemeinden  nötigenfalls  durch  Gewährung  von  Sustentationsbeitr&gen  zu 
sorgen  haben).    Preussen,  Bescript  vom  2.  Juni  1870  (Anstellung  von 
Bezirkshebammen   nach    Anordnung    der    Provinzialverwaltungsbehörden, 
die  bei  ungeeigneter  Führung  und  Qualifikation  wieder  entlassen  werden 
können).    Nach   dem  Preuss.  Min. -Bescript  vom   1.  Nov.  1823  soll  in 
den  Städten  auf  eine  Zahl   von    2000  Seelen    eine  Hebamme   kommen. 
Nach  der  Bayr.  Bekanntmachung  von  1816  soll  auf  dem  Lande  auf  eine 
Bevölkerung  von  900  Seelen  ein  Hebammendistrict  gebildet  werden,  wenn 
sieht  die  Ortsverhftltnisse  hievon  eine  nothwendige  Ausnahme  begründen. 
Die  Zahl  der  auf  eine  Hebamme  kommenden  Geburten  soll  120  pro  Jahr 
nicht  übersteigen.      Vgl.  auch  Pappenheim,    Handbuch  der  Sanitäts- 
pohzei  n.  p.  101.     Die  öffentlich  angestellten  Hebammen   sind    zur    un- 
entgeltlichen Entbindung  zahlungsunfähiger  Personen  ihres  Bezirks,  sowie 
rar  erforderlichen  Pflege    derselben   und  ihrer  neugebornen  Kinder  ver- 
pflichtet;   auch    haben  sie  den  Hebammeneid  abzuleisten.     Preussen, 
Bescript   vom    2.  Juni  1870   §.  6.     üebrigens   sind   die   geprüften  Heb- 
ammen auch  zur  freien  Niederlassung  und  Ausübung  ihres  Berufes  nach 
den  Vorschriften   der    Gewerbeordnung    berechtigt.     Bundes- Gewerbe- 
ordnung vom  21.  Juni  1869  §•  80.    Preussen,  Bescript  vom   2.  Juni 
1870  §.  4.    Baden,   Verordnung  vom  10.  Nov.  1865  §.  4.    Auch  sind 
die  Frauen  zur  Benützung    der  Orts-   oder  Bezirkshebammen   nicht  ver- 
pflichtet,   können   sich  vielmehr  auch  auswärtiger  Hebammen  bedienen. 
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Verfügung    vom    27.  März  1832.     Bayern,    Instruction 

16  hl  §.  i. 

ssen,  Med.-Edict  vom  27.  Sept.  1825.  Min.  -  Verfügung 
350  und  2.  Juni  1870.  Hörn,  Prunus.  Med.- Wesen  IL 
Rönne,  PreuBS.  Staatsrecht  3.  Aufl.  IL  %.  405.  in. 
uction  1'flr  die  Hebammen  vom  7.  Jan.  1816  Abschn.  IL 
Jed.-Wesen  Bayerns  p.  181  ff.  Oestreich,  Instruction 
308  %.  5.  Mecklenburg,  Med.-Ordnung  vom  18. Febr. 
§.  2.  K.  Sachsen,  Hebammenorduung  vom  2.  April 
a.  a.  0.  III.  p.  125.  Oldenburg,  Erlaas  vom  7. Sept. 
%,  Bekanntmachung  vom  8.  März  1864.  Die  einzelnen 
in  dem.  Hebammenbuch  zusammengestellt;  die  Vornahme 
ärztlicher  Verrichtungen  unterliegt  der  Bestrafung.  Bun- 
dnung  vom  21.  Juni  1869  §.  147.  Baden,  Politeistraf- 
1863  §.  81.  Bayern,  Polizei  Strafgesetzbuch  von  1871 
weh  Caspers  Viertel  Jahrsschrift  für  gerichtliche  und 
;in  Bd.  3.  1853  p.  172.  [Jeher  die  Bettung  der  Kinder 
bindtrog  verstorbenen  Frauenspersonen  siehe  K.  Sachsen, 
.  Juni  1830.  Funke  a.  a.  0.  HL  p.  134. 
äsen,  Min,  -  Verfügung  vom  1.  Aug.  1850.  ßescript  vom 
.  Hörn,  PreuBS.  Med.-Wesen  IL  p.  193.  208.  Bayern, 
i  7.  Jan.  1816.  I.  §.  6.  Döllinger,  Med.-Wesen 
K.  Sachsen,  Hebammenordnung  vom  2.  April  1813 
,  Min. -Verfügung  vom  11.  Sept.  1867.  Wehrer,  Be- 
p.188.  Mecklenburg,  Medicinalordnang  vom  18. Febr. 
.  §.  2.  Verpflichtung  der  Hebammen  zur  Führung  von 
Preussen,  Rescript  vom  4.  Mai  1850  und  2.  Juni  1870 
mg  von  Monatstabellen  an  den  Oericbtsarzt.  Bayern, 
7.  Jan.  1816  HI.  §.3.  Sofortige  Anzeige  aller  Geburten 
idsbehörde  ibid.  II.  §.  6  und  Verordnung  vom  13.  Juni 
>en  §.  31.  Ausserdem  haben  die  Hebammen  auf  amtliche 
her  verheimlichte  Schwangerschaft,  Geburten  u.  dgl.  ün- 
rzunehmen.  Mecklenburg,  Med.-Ordnung  vom  18. Febr. 
.  Bayern,  Instruction  vom  7.  Jan.  1816  HI.  §.  4. 
sondere  ist  ihnen  ausser  der  Anwendung  der  in  dem  Heb- 
enthaltenen Arzneien,  Über  deren  Gebrauch  im  Lehrcur- 
ertheilt  wird ,  jede  Verordnung  von  Arzneimitteln ,  auch 
zu  einem  Aderlass  strenge  untersagt.  Bayern,  Instruc- 
l  1816  I.  fr  7.  Döllinger  a,  a.  0.  p.  179.  K.  Sach- 
mordnung  vom  2.  April  1818  §.  19.  Preussen,  Circ 
20.  März  1828  und  Rescript  vom  15.  Juni  1850.  Oest- 
:tion  vom  3.  Nov.  1808.  N.  Oe.  Reg.'  Verordnung  vom 
Hämmerle  a.  a.  0.  p.  261.  262.  Die  Debertretnng 
wird  polizeilich  bestraft.  Bayern.  Polizeistrafcesetz- 
art.  127. 

ern,  Instruction  vom  7.  Jan.  1816  H.  §.3.    Meoklen- 

rdnung  vom  18.  Febr.  1830.  cap.  VUI.  §.  2. 

n,  Instruction  vom  7.  Jan.  1816  IL  §.2.     Döllinger 

Oestreich,     Instruction    vom    3.  Nov.   1808    §.  9. 

Mecklenburg,  Med.-Ordnung 

Vgl.  oben  Anm.  10. 
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(13)  E.  Sachsen,  Hebammenordnnng  vom  2.  Jan.  1818.  §.  6.  7. 
Bayern,  Instruction  vom  7.  Jan.  1816  I.  §.8.  Mecklenburg,  MecL- 
Ordnong  vom  18.  Febr.  18S0  cap.  VIIL  §.  8.  Strafgesetzbuch  von  1870 
§.  300.  Hienach  wird  die  Verletzung  von  Privatgeheimnissen  mit  Geld- 
strafe bis  zu  500  Thalern  oder  Gefangniss  bis  3  Monaten  bestraft; 
die  Verfolgung  tritt  jedoch  nur  auf  Antrag  ein. 

(")  Preussen,  Circ.  Verfügung  vom  20.  März  1828.  15.  Juni 
1850  und  2.  Oct.  1854.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  IL 
§.  405.  E.  Sachsen,  Hebammenordnung  vom  2.  April  1818  §.  13. 
Bajern,  Instruction  vom  7.  Jan.  1816  II.  §.  10.  Döllinger  a.  a.  O. 
p.  187.  Mecklenburg,  Regulativ  vom  4.  Aug.  1862.  Die  Hebammen 
dürfen  niemals  zugleich  Leichenfrauen  sein.  Bayern,  Instruction  vom 
7.  Jan.  1816  I.  §.  4. 

(16)  Bayern,  Instruction  vom  7.  Jan.  1816  IL  §.  14.  Döllin- 
ger a.  a.  0.  p.  189.  E.  Sachsen,  Hebammenordnung  vom  2.  April 
1818  §.18.  Funke  a.  a.  0.  III.  p.  135.  Hörn,  Preuss.  Med.- Wesen 
IL  p.  208. 

(16)  Bund  es-  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.80.  Preussen, 
Rescript  vom  2.  Juni  1870.  Baden,  Verfügung  vom  24.  März  1843. 
VgL  Preussen,  Med.-Taxordnung  vom  21.  Juni  1815.  Hörn,  Preuss. 
Med. -Wesen  II.  p.  121.  In  dem  Bescript  vom  2.  Juni  1870  wurde  die 
Festsetzung  der  Taxvorschriften  nach  Verwaltungsbezirken  angeordnet. 
Die  Ansicht  v.  Rönne's,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  405  p.  223, 
dass  der  §.  80  der  Bundes- Gewerbeordnung  von  1869  auf  Hebammen 
nicht  anwendbar  sei,  dürfte  nicht  richtig  sein,  da  der  §.  72  ibid.  auf 
die  Verrichtungen  des  Heilberufes  keine  ausdehnende  Anwendung  zul&sst. 
Bayern,  Taxordnung  vom  28.  Oct.  1866  IV.  Mecklenburg,  Tax- 
ordnung vom  24.  Febr.  1848.  In  der  Regel  wird  den  Hebammen  der 
vierte  Theil  des  den  ärztlichen  Geburtshelfern  gebührenden  Satzes  zuer- 
kannt. Ausserdem  können  Hebammen  im  Falle  der  öffentlichen  Anstell- 
ung auch  einen  festen  Gehalt  oder  sonstige  Sustentationsbeiträge  von 
Gemeinden  oder  Bezirken  an  Geld  oder  Naturalien  erhalten.  Bayern, 
Instruction  vom  7. Jan.  1816  III.  §.6.  Hannover,  Gesetz  vom  3. Aug. 
1856.  Baden,  Verordnung  vom  23.  Nov.  1865.  Preussen,  Rescript 
vom  2.  Juni  1870.  Unterstützungsfond  zur  Verbesserung  der  Lage  der 
Hebammen  auf  dem  Lande  durch  Abgaben  von  jeder  Trauung  und  Kind- 
taufe in  Preussen  zufolge  der  Cab.-Ordre  vom  16.  Jan.  1817.  Hörn 
a.  a.  0.  II.  p.  217.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  IL  §.  405. 
Diese  Fonds  dürfen  nach  dem  Rescript  vom  2.  Juni  1870  §.12  nur  zur 
Unterstützung  von  Bezirkshebamman  oder  zur  Unterstützung  solcher 
Hebammen  -  Bezirke  verwendet  werden ,  welche  ausser  Stande  sind ,  die 
Mittel  zur  Besoldung  einer  Bezirkshebamme  aufzubringen.  —  Befreiung 
der  Hebammen  und  ihrer  Ehemänner  von  persönlichen  Gemeinde-  und 
8taatslasten ,  insbesondere  den  directen  Steuern.  Baden,  Min. -Ver- 
fügung vom  24.  März  1843.  Wehr  er,  Repertorium  1866  p.  189.  Hörn, 
Preuss.  Med. -Wesen  II.  p.  212. 

(17)  Daher  können  zwar  geburtshülfliche  Handlungen  von  Jedermann 
übernommen  werden,  jedoch  dürfen  nur  geprüfte  Hebammen  sich  als 
solche  bezeichnen  und  die  Geburtshülfe  als  Beruf  ausüben.  Bun des- 
Gewerbeordnung vom  21.  Juni  1869  §.  30.  147.  Preussen,  Ob.  Trib. 
Erkenntnis*   der   vereinigten  Abtheilungen  des  Senates    für  Strafsachen 


lb  Berufirecht.     Titel  IL   Der  Heilbernf. 

Itdammer'a  Archiv  Bd.  18  p.  315  ff.  Der  gleichen 
Bayr.  Poliieistrafgesetzbnch  von  1871  art.  127 
[fliehe  Handlungen  sogar  nur  in  Kothföllen  frei- 
lagegen  das  Ob.  Trib.  Erk.  vom  9.  Febr.  1870. 
atsreeht  S.Aafl.  II.  §.405  p.224.  Koch,  Comm. 
IL  1.  p.  771  Anm.  23. 


Capltel  i. 

Die  Krukeiaiener. 

§.    254. 

und  Pflege  der  Kranken  und  überhaupt  aller 
'lieber  Hülfeleiatung  bedürfen  (Wöchnerinnen, 
it  an  eich  kein  auf  besonderer  Ausbildung  be- 
r  Berufszweig;  dieselbe  erfolgt  vielmehr  regel- 
amilienglieder  und  Diener  oder  sonstiger  Per- 
ii  öffeuüicher  Zulassung  in  freier  Handhabung 
Verhältnisse  des  Privatlebens  (').  Indessen  ist 
te  Behandlung  der  Kranken  in  manchen  Fällen, 
chen,  langwierigen  und  ansteckenden  Krank- 
ing  anderer  Personen  zum  Krankendieiista 
oft  ein  dringendes  Bedürfnis»;  ganz  unentbehr- 
äen  Krankenanstalten,  wo  die  Ausübung  pri- 
unthonlieh  wäre.  Insofern  kann  auch  der 
erufsmäBsigen  Thätigkeit  werden,  und  es  ist 
ilthätigkeit ,  obwohl  in  theoretischer  Hinsicht 
tufe  stehend,  doch  für  die  rechte  Benützung 
>lg  der  Heilmittel  und  der  ganzen  Heilbehand- 
iicb,  wessb&lb  auf  die  Heranbildung  eines  phy- 
itigen  und  zahlreichen  Krankenwarterpersontis 
lommen  werden  musB  (?). 

egt  die  häusliche  Krankenpflege  auch  der  Freiheit 
s  kann  in  dieser  Hinsicht,  abgesehen  von  beaon- 
entlich  ansteckenden  Krankheiten,  ein  Einschreiten 
nicht  stattfinden.  Doch  wird  die  verwahrlosende 
e  kranker  und  gebrechlicher  Personen  polizeilich 
Strafgesetzbuch  §.  860.  Baden,  Poliseistraf- 
.  98.  Bayern,  Polizeistrafgesetzbuch  von  1871 
ile  kann  ausgesprochen  werden,  dass  die  Polisei- 
,  in  anderer  Weise  für  die  Unterbringung  der 
"  Kosten  der  Pflichtigen  zu  sorgen. 
uch,  OeBtreioh.  Verwaltungsgesetzkunde  II.  §.809. 
ich  die  in  Oestreich  geltenden  Bestimmungen  aber 
g  der  MiliUrpeiaanen,  Sträflinge,  Inquisite*  a.  dgL 


r 
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Stein,   Verwaltungsielire  Bd.  3  p.  119   wirft  die  verschiedenen  Katego- 
rien des  Heildienstes   und   des  Kranken  dienst  es   durch    einander,    obwohl  '■  i$ 
beide  im  Heilberufswesen  strenge  auseinander  zu  halten  sind. 


§.   255. 


*  * 


** 


Die  berufsmässige  Ausübung  dee  Kranken-  und  Pflegedienstes 
ist  freigegeben  und  weder  von  vorheriger  Prüfung  noch  Approba- 
tion abhängig;  sie  steht  jedoch  unter  polizeilicher  Aufsicht  0).  Eine 
selbständige  Behandlung  der  Kranken  ist  dem  Krankenwärter  in 
keinem  Falle  erlaubt,  insbesondere  auch  nicht  die  nur  den  Heil- 
dienern zustehende  Ausübung  der  kleinen  Chirurgie;  vielmehr  steht 
der  Krankenwärter  gänzlich   unter   den   Anordnungen   des   behau-  '^ 

delnden  Arztes,  dessen  Anweisungen  er  unbedingt  Folge  leisten 
mnss  (2).  Die  Verpflichtungen  der  Krankendiener  in  den  Kranken- 
anstalten werden  durch  die  für  sie  besonders  zu  erlassenden  Dienst- 
anweisungen bestimmt.  Da  zur  erspriesslichen  Ausübung  des  Kranken- 
dienstes eine  gewisse  Vertrautheit  mit  den  Krankheitserscheinungen 
und  practische  Uebung  in  der  Anwendung  der  Heilmittel  gehört, 
so  müssen  naturgemäss  ausgebildete  Krankenwärter  vor  ungebildeten 
den  Vorzag  haben  und  es  bestehen  manchfache  Anstalten,  um  ein 
taugliches  und  geübtes  Krankendienerpersonal  herzustellen  (3).  Die- 
selben sind  entweder  1)  eigene  Krankenwärterschulen  an  Kranken- 
häusern (4) ;  oder  2)  fromme  Vereine ,  deren  Mitglieder  unter  geist- 
licher Leitung  sich  der  Pflege  von  Kranken,  Armen,  Gefangenen  etc. 
widmen  and  dazu  durch  den  Verein  besonders  ausgebildet  werden; 
3)  fromme  Stiftungen  mit  gleiohem  Zwecke;  4)  religiöse  Genossen- 
schaften (Orden).  Insbesondere  sind  hier  hervorzuheben  die  ver- 
schiedenen Diakonissen  -  Anstalten  (5)  und  die  Orden  der  barm- 
herzigen Brüder  und  Schwestern  (6).  Sofern  diese  Personen  sich 
einer  entsprechenden  Prüfung  unterziehen,  können  sie  auch  zur 
Ausübung  der  kleinen  Chirurgie,  sowie  zur  Bereitung  von  Arzneien 
zugelassen  werden  (7).  Die  Anstellung  zum  Krankendienste  erfolgt 
nach  freier  Auswahl  durch  die  Privatpersonen  oder  Vorsteher  von 
Krankenanstalten;  zuweilen  ist  jedoch  vorgeschrieben,  dass  bei  der 
Anstellung  in  öffentlichen  Anstalten  gewisse  Personen,  z.  B.  Militär- 
Invaliden  vorzugsweise  berücksichtigt  werden  sollen,  soferne  sie  für 
tauglich  befunden  werden  (8).  Ueber  die  Verpflichtung  zum  Kranken- 
dienste, insbesondere  deren  Umfang  und  Dauer,  entscheiden  für  die 
Mitglieder  der  genannten  Verbindungen  die  betreffenden  Vereins-, 
Stiftnngs-  und  Ordenstatuten  (9).  Die  Vergütung  für  die  Leistung 
Yon  Krankendiensten  wird  durch  freie  Vereinbarung  bestimmt;,  eine 
öffentliche  Taxe  besteht  hiefür  auch  nicht  subsidiär  (10).  Kranken- 
an  öffentlichen  Anstalten  wird,   wenn   sie  nach  treuen  und 
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Diensten    invalide  geworden   sind,    ein  Gnadengebatt 


der  B  u  n  d  e  b  -  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  sind  die 
er  nicht  genannt;  es  können  daher  nur  die  allgemeinen 
der  Berufstätigkeit  liier  Anwendung  finden,  insbesondere 
tz  der  Berufsfreiheit ,  jedoch  in  Verbindung  mit  dem  weite- 
■oi'ufaarten ,  die  eine  besondere  Ausbildung  erfordern ,  such 
ab  igten  Personen  betrieben  werden  dürfen.  Die  Kranken- 
Icbe  kann   zu    den    gelernten  Berufszweigen   im    rechtlichen 

gerechnet  werden ,  so  wenig  wie  der  Geaindedienst.  Die 
uf sieht  ergibt  sich  aus  den  allgemeinen  Rücksichten  der 
ii.  Hörn,  Preuss.  Med.-Weseu  II.  p.  2S6.  v.  Rönne, 
«recht  3.  Aufl.  II.  §.  406.  —     Ebenso  unterliegt,  der  Lohn- 

insbesondere  anch  die  Aufnahme  von  Balte-  und  Ziehkindern 
tien  und  geriohtsärztlicben  Aufsicht.  Preussen,  Circ.  Ver- 
17.  Juli  1840.  Bayern,  Verordnung  vom  12.  April  1824. 
setzboch  von  1871   art.  81.     Baden,    Polizeistrafgesetzbuch 

98.  Blatter  für  administrative  Praxis  in  Bayern  Band  6 
Ueber  Ammenanstalteu  vgl.  Pappenheim,  Handbuch  der 
ii  1858.  I.  p.  97  ff.  Freund,  Ueber  Ammenwesen  in 
ierteljahrsscbrift  Bd.  10.  I.  p.  56.  Hofmann,  Die  Saug- 
t  ibid.  Bd.  11.  p.15.  Schweitzer,  Die  Ammenbesorgungt- 
l  1806.  Frank,  System  der  medic.  Polizei  II.  p.  373. 
olizei wissen schaft  3.  Aufl.  I.  §.  24.  Bin  gesetzlicher  Zwang 
ifln,  auf  Verlangen  der  Gemeinde  Ammendienste  zu  flber- 
unter  keinen  Umständen  zu  rechtfertigen. 
rn,  Preuss.  Med.  -  Wesen  II.  p.  236.  v.  Rönne  und  Si- 
s.  Med. -Wesen  I.  p.  343  ff.  Nur  ausnahmsweise  in  Fallen 
en  Bedürfnisses  können  auch  Krankenwärterinnen  und  andere 
lusern  auegebildete  Frauen  zur   Ausübung  der   kleinen  Chi* 

weiblichen  Geschlechte  concessionirt  worden.  Preussen, 
i  10.  Nov.  1854.  Vgl.  oben  §.  252  am  Schiasse.  Vgl.  auch 
aderordnung  vom  25.  Juni  1868  §.  83.  Lazareth  gehülfen, 
Sjähriger  vorzüglicher  Führung  ein  militärärztliches  Be- 
rniss  erlangt  haben,  aollen  nach  Massgabe  desselben  ohne 
Ufung  als  Heildiener  {§.252)  zugelassen  werden.  Preussen, 
7.  Dec.  1863.  Rescript  vom  9.  Mai  1870. 
iserdem  können  jedoch   auch  Heildiener   zum  Krankendienst, 

zu  Nachtwachen  gebraucht  werden.     Bayern,    Verordnung 

u  1843.     Preussen,  Rescript  vom  13.  Oct.   1851. 

B    an  der  Charile  zu  Berlin.     Der  Unterricht   daselbst  wird 

.  dem  Handbuch   von  Dr.  Gedike;    es    werden  Männer  und 

lassen;  nach  Beendigung  des  Lehreursus  erhalten  die  Schaler 

t.onsattest  und  bleuen   entweder  als  Wärter    in    der  Charite 

hmen    anderwe.t.g   Krankendienste.      Hörn,     Preuss.    Med.- 

i'i  1837  zu?  S"*  H^.buch  WQrd9  *™*  Verfügung 
h    1837    zur    Emführung    bei    anderen    grösseren     Ansteltei 

besondere  die  Mutteranstaltan  «i  ir„;.  -.       ..    , 
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unter  dem  Protectorat  der  Königin).  Erstere  ißt  ein  Verein,  letztere 
enie  Stiftung  und  bildet  zugleich  eine  selbständige  Parochie.  Der  Unter- 
richt dauert  regelmässig  6 — 12  Monate;  die  nach  bestandener  Probe 
angenommenen  Pflegerinnen  verpflichten  sich,  fünf  Jahre  lang  für  die 
Zwecke  des  Vereins  nach  der  Bestimmung  des  Vorstandes  in  oder  ausser 
der  Anstalt  zu  dienen,  und  können  vor  Beendigung  dieser  Frist  nur  ans 
besonders  wichtigen  von  dem  Vorstand  anerkannten  Gründen  ausscheiden 
und  entlassen  werden.  Sie  werden  während  ihrer  Dienstzeit  mit  allein 
Notlügen  versorgt  und  bleiben  im  ungeschmälerten  Besitze  ihres  Ver- 
mögens und  ihrer  bürgerlichen  Rechte.  S.  die  Statuten  beider  Anstalten 
bei  Hörn,  Preuss.  Med. -Wesen  IL  p.  226  ff.  und  die  Rescripte  vom 
2.  Juli  1853  und  4.  Oct.  1854  (ibid.  p.  282  ff). 

(6)  Die  barmherzigen  Brüder  und  Schwestern  gehören  verschiedenen 
Ordensregeln  an,  und  haben  die  Pflege  der  Kranken,  besonders  der 
armen  Kranken  in  Krankenhäusern  und  in  den  Wohnungen  zum  Lebens- 
beruf  erwählt.    Hörn,  Preuss.  Med. -Wesen  II.  p.  234. 

C7)  Preussen,  Min. -Verfügung  vom  2.Juli  1858.  Hörn,  Preuss. 
Med. -Wesen  II.  p.  234.  Vgl.  oben  Anm.  2.  Ueber  die  Klosterapo- 
theken der  zum  Öffentlichen  Medikamenten  verkauf  berechtigten  barm- 
herzigen Brüder  in  Oestreich,  siehe  das  Sanitäts  -  Hauptnormativ  vom 
10.  April  1773  §.  7.  8.  Dieselben  müssen  einen  geprüften  Provisor  im 
der  Spitze  haben  und  können  Lehrlinge  halten,  welche  ohne  Beobacht- 
ung der  sonst  gewöhnlichen  Vorschriften  der  gesetzlichen  Prüfung  unter- 
zogen werden  können.  Oestreich,  Hofdecret  vom  14.  Febr.  1822. 
y.  Stubenrauch,  Oestreich.  Verwaltungsgesetzkunde  II.  §.804.  Ausser- 
dem ist  den  Conventen  der  barmherzigen  Brüder  und  der  Elisabeth inerin- 
nen  gestattet,  Privatapotheken  zu  halten  und  aus  denselben  den  in  ihren 
Häusern  befindlichen  Kranken  Arzneien  zu  verabreichen.  Oestreich, 
Hofdecret  vom  28.  Mai  und  Patent  vom  11.  Juni  1770.  Hofdecret  vom 
2  Juli  1774. 

(8)  Preussen,  Min. - Beschluss  vom  12.  Oct.  1837  und  Ordre  vom 
23.  Juni  1851.  Hörn,  Preuss.  Med.- Wesen  II.  p.  286  ff.  Bei  dor  Au- 
nahme  von  Wärtern  in  Irrenanstalten  braucht  diese  Vorschrift  nicht 
beobachtet  zu  werden.     Preuss.  Circ.  Verf.  vom  9.  Mai  1845. 

C9)  Vgl.  oben  Anm.  5. 

(10)  S.  jedoch  die  Krankenwärtertaxe  bei  Döllinger,  Med.-Wesen 
Bayerns  p.  267. 

(u)  Preussen,  Ordre  vom  9.  Oct.  1844.  Hörn,  Preuss.  Med.- 
Wesen  IL  p.  237. 
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§.    256. 

Die  ärztlichen  Anstalten  sind  bestimmt  zur  Aufnahme  solcher 
Personen,   welche   in   ihrer  Wohnung  nicht  oder  nicht  genügend 
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werden  können  (').  Es  sind  dies:  1)  arme  und  obdach- 
men,  oder  solche,  die  es  durch  Erkrankung  werdaj; 
die  um  der  notwendigen  Absonderung  oder  um  zweck- 
■  Anwendung  der  Heilmittel  oder  der  Pflege  willen  in 
»lt  gebracht  werden;  3)  unheilbare  Kranke,  die  einer  be- 
Aufsicht  und  Verpflegung  bedürfen;  endlich  4)  alle  die- 
vefche  aus  besonderen  Gründen  sich  in  einer  Anstalt  arzt- 
ideln  lassen  wollen  (*).  Im  Allgemeinen  gehören  dieHeil- 
zu  den  Öffentlichen  Anstalten,  deren  geordnete  Benutzung 
i  frei  steht,  soweit  nicht  besondere  Aufgaben  der  Yer- 
i  Frage  stehen  (').  In  letzterer  Hinsicht  sind  die  Kranken- 
zum  Theil  Bestandteile  der  Armenpflege  und  als  solche 
ide  der  Gemeinde-  oder  Stiftungeverwaltung  oder  auch  der 
Itigkeit  (*) ;  zum  Theil  erscheinen  sie  nur  als  besondere 
inen  der  Heilthätigkeit  überhaupt  und  unterliegen  insoweit 
neinen  Grundsätzen  derselben  (fl) ;  ausserdem  können  sie 
nedicinische  Lehranstalten  (Kliniken]  dienen  und  sind  da- 
mit den  medicinischen  Facultäten  an  den  Universitäten 
ren  Lehranstalten  verbunden  (*).  Ihrem  Heilzwecke  nach 
entweder  allgemeine  Krankenanstalten,  meist  mit  selb- 
ibtheilungen  für  die  verschiedenen  Zweige  des  Heilberufes 
tiirargische ,  ophthalmologische,  psychiatrische  Abtheilung); 
ind  nur  für  besondere  Arten  von  Krankheiten  oder  Srzt- 
handlung  bestimmt  (Irren-,  Gebär-,  orthopädische  An- 
.).  Endlich  sind  sie  entweder  öffentliche  Anstalten  oder 
rnehmungen,  je  nachdem  sie  vom  Staate  oder  anderen 
n  Verwaltungsorganen ,  insbesondere  Gemeinden,  Bezirken, 
von  Privatpersonen  gegründet  und  unterhalten  werden  (*). 
e  als  Öffentliche  Stiftungen  in  Betracht  kommen,  stehen 
Rechte  derselben  zu,  insbesondere  die  juristische  Pereon- 
liese  Rechte  können  jedoch  auch  von  Privatanstalten  nach 
neinen  Grundsätzen  über  die  Entstehung  der  Stiftungen 
:rden  s).  In  weiterer  Beziehung  gehört  bieher  auch  die 
tigkeit  zur  sicheren  and  unentgeltlichen  GewShrung  Xnt- 
fe  an  Unbemittelte  und  Hülflose  (*). 

.  RSnne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  413.  PQil, 
raltungsrecht  3.  Aufl.  §.  106.  131.  v.  Stubenrauch,  Oest- 
valtungsgesetzkunde  IL  §.  311.  Hämmerle  a.  a.  0.  1865 
1869  p.  160  ff.  Stein,'  Verwaltutigslehre  Bd.  3  p.  121  ff. 
e  i  m ,  Handbuch  der  Sanitätspolizei  II.  p.  84  ff. 
ie  Benutzung  der  ärztlichen  Anstalten  beruht  zum  Theil  auf 
Notwendigkeit,  zum  Theil  auf  dem  freien  Willen  der  Ern- 
steres ist  regelmässig  insoweit  der  Fall,  als  es  sich  zugleich 
■eiohung  allgemeiner  Zwecke  und  die  Abwehr  gemeines  Schi- 
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dens  handelt,  insbesondere  um  Armen  -  und  Gesundheitspflege.  Ursprüng- 
lich sind  die  Krankenhäuser  hauptsächlich  für  Arme  und  zum  Schutze 
gegen  Seuchen  bestimmt  worden  (Blatternhäuser).  J.  J.  Moser,  Lan- 
deshoheit in  Polizeiflachen  cap.  IV.  §.  12.  Stein,  Verwaltungslehre 
Bd.  3  p.  122.  Siehe  jedoch  schon  v.  Justi,  Grundveste  der  Macht  und 
Glückseligkeit  der  Staaten  I.  1760  p.  258.  v.  Sonnenfels,  Grundsätze 
der  Polizei  1798  §.  214—216. 

(*)  Die  Heilanstalten  stehen  insofern  mit  den  Unterrichts-,  Ver- 
kehrsanstalten n.  s.  f.  auf  gleicher  Linie  und  es  sind  mit  ihnen  öffent- 
liche Berechtigungen  und  Verpflichtungen  verbunden,  gleichviel  von  wem 
sie  gegründet  und  unterhalten  werden.  Jedoch  kann  auch  bei  ihnen  den 
allgemeinen  Verhältnissen  der  Verwaltung  gemäss  der  öffentliche  Ge- 
brauchszweck localisirt  oder  sonst  beschränkt  werden  (Landes -Pro  vinzial- 
Commuaalanstalten  etc.).  Als  blosse  gewerbliche  Unternehmungen  können 
Heilanstalten  nicht  betrachtet  werden. 

(4)  Die  ärztliche  Behandlung  der  Armen  erfolgt  nach  den  allge- 
meinen Grundsätzen  der  Armenpflege,  entweder  in  Hospitälern  oder  durch 
häusliche  Praxis  Seitens  der  hiezu  aufgestellten  Armenärzte.  Die  Auf- 
stellung von  letzteren  und  die  Sorge  für  den  unentgeltlichen  Bezug  der 
Arzneimittel  durch  die  Armen  ist  eine  Verpflichtung  der  mit  der  Armen- 
pflege betrauten  Organe,  insbesondere  der  Gemeinden.  Bundes-Gesetz 
vom  6.  Juni  1870  über  den  Unterstützungswohnsitz  §.28 ff.  Freussen, 
Gesetz  vom  8. März  1871.  Bayern,  Gesetz  über  Armen-  und  Kranken- 
pflege vom  29.  April  1869.  V.  Könne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl. 
EL  §.  413.  Hörn,  Preuss.  Med. -Wesen  I.  p.  86  ff.  Pözl,  Bayr.  Ver- 
waltungsrecht  8.  Aufl.  §.  105.  106.  v.  Stubenrauch,  Oestr.  Ver- 
waltungsgesetzkunde  IL  §.  311.  369.  370.  Burckhardt,  Handbuch 
der  Verwaltung  in  Sachsen -Weimar  §.120.  Stein,  Verwaltungslehre 
Bd.  3  p.  122  ff.  Im  Preuss.  A.  L.  B.  II.  19.  §.  32  —  89  werden  Ar- 
menhäuser ,  Hospitäler ,  Waisen  - ,  Findol  - ,  Werk  -  und  Arbeitshäuser  den 
milden  Stiftungen  zugerechnet;  sie  stehen  unter  dem  besonderen  Schutze 
des  Staates  und  ihre  Verwalter  sind  als  Staatsdiener  anzusehen.  Der 
Standponct ,  dass  nur  die  Armenhospitäler  Gemeindesache  seien,  kann 
jetzt  nicht  mehr  als  erschöpfend  anerkannt  werden. 

(B)  Die  auf  eigene  Rechnung  von  Aerzten  gegründeten  Heilanstalten 
sind  zwar  insofern  dem  allgemeinen  Gebrauche  entzogen,  als  kein  Arzt 
verpflichtet  ist,  seine  ärztliche  Hülfe  gegen  seinen  Willen  Jemandem  zu 
gewähren  (oben  §.  248);  es  kann  aber  unzweifelhaft  auch  solchen  An- 
stalten durch  die  Absicht  des  Unternehmers  ein  öffentlicher  Character 
beigelegt  und  in  der  vorschriftsmässigen  öffentlichen  Concession  gesichert 
werden. 

(*)  Stein,  Verwaltungslehre  Bd.  8.  p.  122.  Funke  a.  a.  O. 
p.  866.  Daher  werden  in  solchen  Lehranstalten  regelmässig  auch  Frei- 
stellen für  besonders  instructive  Patienten» gegründet.  E.  Sachs.  Re- 
gulativ vom  27.  Dec.  1838. 

C7)  Die  Errichtung  allgemeiner  oder  besonderer  Heilanstalten,  so 
namentlich  der  Irren-  oder  Gebärhäuser,  ist  zuweilen  als  gesetzliche 
Obliegenheit  erklärt ;  in  Bayern  gehört  sie  theils  zu  den  Districts-,  tbeils 
so  den  Kreislasten.  Bayern,  Gesetz  vom  23.  Mai  1846  über  die  Aus- 
scheidung der  Kreislasten  von  den  Staatslasten  art.  1.    Gesetz  über  die 
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Armen-  und  Krankenpflege  vom  29.  April  1869  §.  88.  41.  Vgl.  auch 
Baden,  Gesetz  über  die  Organisation  der  inneren  Verwaltung  vom 
5.  Oct.  1863  §.  41  Ziffer  8. 

(8)  Vgl.  oben  §.  82.  83.  Hörn,  Preuss.  Med. -Wesen  I.  p.  51  E 
Preussen,  A.  L.  R.  II.  19.  §.  42.  Oestreich,  Hofdecret  vom 
18.  Sept.  1819.  24.  Aug.  und  19.  Sept.  1820.  v.  Stubenrauch,  Oestr. 
Verwaltungsgesetzkunde  IT.  §.  811. 

(9)  Vgl.  über  den  Krankenhülfsverein  mit  Besuchsanstalt  zu  Dres- 
den (gegründet  im  Jahre  1836,  zum  Theil  nach  dem  Princip  der  Ver- 
sicherung) Funke  a.  a.  0.  III.  p.  388.  Auch  die  auf  Gegenseitigkeit 
begründeten  Krankenunterstützungsvereine ,  besonders  zum  Zweck  der 
gemeinschaftlichen  Deckung  der  Krankenkosten  ihrer  Mitglieder,  sind 
hieher  zu  rechnen.  Hämmerlo  a.  a.  0.  1869  p.  178.  Stein,  Ver- 
waltungslehre Bd.  3  p.  125.  Bayern,  Gesetz  über  Armen-  und  Kranken- 
pflege vom  29.  April  1869  §.  20.  21. 

§.    257. 

Die  ärztlichen  Anstalten  stehen  ohne  Unterschied  ihres  Rechts- 
characters  unter  dem  Schutze  und  der  Aufsicht  des  Staates;  derselbe 
ist  berechtigt,    Visitationen   bei  ihnen  zu  veranlassen  und  die  Ab- 
stellung vorgefundener  Mängel  und  Missbräuche ,  -  insbesondere  hin- 
sichtlich der  Sittlichkeit  und  der  sanitätischen  Einrichtung  anzuord- 
nen (').    Bei  jeder  Anstalt  muss  auch  auf  genügende  Seelsorge  für 
die  Kranken  Bedacht  genommen  werden  (2).    Die  Unternehmer  von 
Privatanstalten   bedürfen  einer  Concession,   welche   jedoch   ertheilt 
werden  muss ,   wenn  nicht  Thatsachen  vorliegen ,    welche  die  Unzu- 
verlässigkeit  des  Unternehmers  in  Bezug  auf  die  beabsichtigte  Un- 
ternehmung  darthun  (3).     Die  Verwaltung  der  Anstalten  ist  theOs 
eine  administrative,   theils  eine  ärztliche.     Die  erstere    steht  unter 
staatlicher  Aufsicht  denen  zu,   welche  die  Anstalt  aus  ihren  Mitteln 
gründen  und  unterhalten ;  insbesondere  finden  darauf  die  Grundsatze  ' 
der  Bezirks-,  Gemeinde-  und  Stiftungsverwaltung  Anwendung;  sie 
muss  jedoch  dem  Heilzweck  untergeordnet   sein  (4).     Die  ärztliche 
Verwaltung  steht  dem  hiefür  bestellten  ärztlichen  Personal  zu ,  wel- 
ches sich  in  dirigirende  (Ober-)  Aerzte,  Assistenzärzte  und  die  erfor- 
derlichen Heil-  und  Krankendiener  theilt.     Die  Ausübung  des  Heil- 
berufes in  seiner  ganzen  Ausdehnung  ist  hier  ebenso  frei  und  ver- 
antwortlich,  wie  die  Heilthätigkeit  überhaupt  (B) ;  es  kommen  jedoch  ! 
neben  den  allgemeinen  Grundsätzen   hierüber  noch   die    besonderen  - 
Statuten  jeder  Anstalt  zur  Anwendung.     Ueber  die  Aufnahme  und  i 
Entlassung  der  Kranken  entscheiden  in  der  Regel  die  ärztlichen  Di-  ; 
rigenten  nach  Massgabe  der  Statuten  (6);    die  Aufnahme  mancher  j 
Kranken  ist  obligatorisch,    theils  nach  Massgabe  etwa  bestehender  ; 
Stiftungsbestimmungen  und  der  Vorschriften  des  Armenrechtes,  theils 
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auf  Grund  geleisteter  Beiträge  oder  aus  polizeilichen  Bücke: 
i.  B.  bei  ansteckenden  Krankheiten  (:).  'Die  Erstattung  de: 
kosten  liegt  entweder  den  Kranken  selbst  ob  oder  sie  rieht. 
nach  den  allgemeinen  Vorschriften  dea  Armen-  und  Heimarhr 
soweit  nicht  besondere  Privilegien  einer  Anstalt  Ausnahmen  b 
den;  bei  Kranken,  welche  hienach  nicht  von  der  Anstalt  ve 
werden  müssen,  kann  vorher  eine  Legitimation  bezüglich  ihre 
mathsverhältnisse  verlangt  werden  ("■)■  Die  auf  bestimmter  i 
stoneller  Grundlage  errichteten  Anstalten  pflegen  gegen  ander 
fenonsrerwandte  kein  abschliessendes  Verhältnis»  zu  beobach 
Die  Kur-  und  Verpflegungakosten  werden  regelmässig  peri 
Dach  verschiedenen  (3)  Classenansätzen  auf  Grund  der  St 
durch  die  Verwaltungsbehörde  festgesetzt  und  öffentlich  b< 
gemacht  (w).  Die  Entlassung  aus  der  Anstalt  muss  erfolgen 
Falle  der  Genesung;  2)  im  Falle  freiwilliger  Meldung  eines  Kr 
imn  Austritte,  soweit  nicht  sanitStspolizeiliche  Rücksichten  entj 
stehen;  3)  sie  kann  erfolgen,  wenn  dasTJebel  als  unheilbar  era 
oder  die  Behandlung  die  (3  monatliche)  Normaldauer  übersteig 

(')  Preussen,   A.  L.  B.  U.  19    §.  37  —  89.     Oestreich 

Ordnung  vom  4.  Dec.  1856.  v.  Stuben  rauch  a.  a.  0.  §.  271 
Statuten  des  allgemeinen  Krankenhauses  zn  Graz  vom  19.  'So^ 
|  7  (Hammerle  a.a.O.  1869  p.  169).  Bayern,  Formali. 
Ordnung  für  die  obersten  Verwaltungsstellen  in  den  Kreisen  vom  1 
1825  §.64.  Verordnung  Über  die  Formation  der  Ministerien  vom 
1825  §.  74.  .  Verordnung  vom  23.  April  1855.  PolizeistraJgest 
tod  1871  art.  129.  Baden,  Polizeistrafgesetzbucb  von  1863 
Unter  Umständen  kann  auch  auf  Schliessung  solcher  Anstalten  e 
werden.  Hamburg,  Gesetz  über  die  Reorganisation  des  Gesun 
rathes  vom  26.  Oct.  1870  §.  15.  17.  Vgl.  auch  das  Strafgesetzen« 
1870  §.  174,  wonach  die  Unzucht  der  Aerzte  in  Krankenanstalt* 
Gefängnissen  mit  GefÄngniss  bis  zu  fünf  Jahren  bestraft  wird. 

(!)  Preussen,  Circ.  Verfügung  vom  20.  März  1856. 

(3)  Bundes-Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.30.    Ba 
PoÜzeistrafgesetzbuch  von  1871  art.  129.     Diese  Ooncession  erstreel 
in  der  Regel  nicht  auf  die  Anwendung  bestimmter  Heilmittel  odei 
methoden.      In    dem    Bad.  Polizeistrafgesetzbuche    von    1863    §. 
blosse  Anzeige  an  die  Polizeibehörde    bei  der  Eröffnung  einer  Heil 
Entbindungsanstalt  vorgeschrieben.     Bei  der  Erlheilung  der  Genehi 
kann  von  der  Behörde  eine  Frist   gesetzt   werden,    binnen    welch. 
Vermeidung  des  Erlöschens   derselben  die  Unternehmung  ausgefühi 
der  Betrieb    begonnen    werden    musB.       Bundes-  Gewerbeordnung 
21.  Juni  1869  §.  49.     Vgl.  Koller,    Archiv  Bd.  8.   1871  p.  71. 
Bei  der   Errichtung    oder   Verlegung    gewerblicher  Anlagen    soll 
gesehen   werden,    dass    dadurch   nicht  Krankenhäuser   erhebliche  S 
erleiden.    Bnndes-Gewerbeordnung   vom   21.  Juni  1869  §.  27. 
reich,  Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  §.  82. 
Roeiler,  vemltangneebt  I.  a.  4 
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A.  L.  ß.  II.  19.  §.  35  ff.  Statuten  des  aUgemei 
Grat  (Landesanstalt  für  das  Herzogthnm  St 
1865  §.  6.  7.  Die  Verwaltoog  steht  hier  den 
der   Aufsicht    der   Regierung    zu.      'Hämmert 

248. 

e  Statuten  des  allgemeinen  Krankenhauses  zu  Gnu 
.  19  ff. 

if nähme  in  Krankenhäuser  sind  zuweilen  Kinde: 
irner  die  mit  langwierigen  und  unheilbaren  Krank 
Iche  in  Siechenhäuser  zu  verweisen  sind,  aasge 
le  a.a.O.  1866  p.338.    v.  Stubenrauch  a.a.0 

n    des   allgemeinen    Krankenhauses    zu   Graz 

sollen  alle  Kranken,  die  sich  zur  Aufnahme  mel 
rztlichen  Zeugnisse  dorthin  gebracht  werden,  Auf 
kenanstalt  beanspruchen  dürfen ,  soferne  sie  zui 
ärztlichen  Dirigenten  geeignet  befunden  werden 
ich  den  Statuten  und  der  Bestimmung  der  Anstal 
'erpflegung  fordern  können ,  haben  jedoch  vorbei 
Kosten  (in  einem  Monatsbetrage)  oder  deren  Sicher 
ind  desshalb  die  erforderlichen  Legitimationa- 

Ugl  beizubringen.  Von  der  letzteren  Vorpflicht 
le  der  Dringlichkeit  Abstand  genommen  werden 
ung  vom  4.  Dec.  1856.  Hofdecret  vom  18.  Febi 
om  16.  Sept.  1865.  Hammerle  a.  a.  0.  186« 
)  ff.     v.  Stubenrauch  a.  a.  0.  II.  §.  811.     Vgl 

Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  418.  Diese 
eit  nicht  hinreichende  confessionelle  Anstalten  an 
lach   Analogie   der  Unterrichtsanstalten   wegen  de 

Natur  der  Krankenhäuser  vom  Staate  als  recht 
ferlegt  werden. 

f  Oestreich  das  Hofdecret  vom    18.  Febr.  1887 
Uhren  bei  den  öffentlichen  Kran kenan stalten  in  WieL 
e   vom    1.  Aug.  1866   und  die  Statuten  des  allge 

zu  Graz  von  1865  §.  29  —  81.  Ausser  den  Ver 
weitere  Entrichtungen  den  Kranken  nicht  auferleg 
■  a.  a.  0.  1866  p.  389  ff.  1869  p.  170.  171. 
s  allgemeinen  Krankenhauses  zu  Graz  von  186! 
Regierungsverordnung  vom  8.  Mai  1845.  Häm 
p.  343.  1869  p.  170. 


II-    Besondere  Anstalten. 


gleichviel  in  welchen  Formen  er  auftritt  (Tob- 
enmith,  Blödainn)  <*),   iet  zunacb.it  eine  Krank- 
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keft  und  unterliegt  insofern  der  ärztlichen  Heilbehandlung  (3) ;  er  ist 
;  aber  auch  zugleich  meist  ein  gemeingefährlicher  Zustand  und  erfor- 
dert als  solcher  Ueberwachung  und  schützendes  Einschreiten  durch 
die  öffentlichen  Behörden  (*).  Mit  Rücksicht  hierauf  werden  bei  den 
zur  ärztlichen  Behandlung  der  Irrsinnigen  bestimmten  Anstalten 
zwei  Hauptarten  oder  doch  verschiedene  Abtheilungen  in  denselben 
unterschieden :  Heil-  und  Verwahruggs  -  (Versorg  -)  Anstalten  (5). 
Die  Heilanstalten  sind  bestimmt  zur  Aufnahme  der  heilbaren  oder 
doch  einer  wesentlichen  Besserung  fähigen  Geisteskranken ;  die  Ver- 
wahranstalten  zur  Aufnahme  unheilbarer  und  sich  oder  Anderen 
gefahrlicher  Irren.  Ferner  gibt  es  besondere  Anstalten  für  Irrsinnige 
männlichen  und  weiblichen  Geschlechts,  auch  besondere  Erziehungs- 
anstalten für  blödsinnige  Kinder,  welche  darin  zu  irgend  einer  Er- 
werbsfahigkeit  herangebildet  werden  sollen  (6).  Die  Irrenhäuser 
können  entweder  öffentliche  oder  Privatuntefnehmungen  sein;  letz- 
tere bedürfen  einer  öffentlichen  Concession  (7).  Von  der  Aufnahme 
in  Irrenanstalten  sind  ausgeschlossen  Blödsinnige  der  ersten  Kind- 
heit oder  des  höchsten  Grades,  oder  solche  Geisteskranke,  welche 
mit  sehr  entstellenden,  Ekel  und  Abscheu  erregenden  oder  an- 
steckenden äusseren  Krankheiten  (Epilepsie,  Krebs,  Syphilis)  be- 
haftet oder  auch  unheilbar  sind;  für  die  Aufnahme  solcher  Kranken 
sind  insbesondere  die  Siechenanstalten  bestimmt  (8).  Die  Aufnahme 
in  eine  öffentliche  Irrenanstalt  hängt  ab  Ton  der  Genehmigung  der 
oberen  Verwaltungsbehörde,  unter  welcher  die  Anstalt  steht  (9); 
sie  ist  bedingt  (lü):  1)  durch  ein  auf  persönlicher  Untersuchung  be- 
ruhendes ärztliches  Gutachten,  welches  sich  über  sämmtliche  die 
Aufnahme  bedingenden  Puncte,  insbesondere  das  Vorhandensein 
und  die  wesentlichen  Momente  der  Krankheit  zu  verbreiten  hat; 
2)  durch  Vorlage  eines  Heimathsscheines  (u);  3)  eines  Zeugnisses 
über  die  persönlichen  Verhältnisse  des  Kranken  und  die  Einwillig- 
ung der  Familienangehörigen  (Vormundes)  in  die  Einlieferung  (12); 
4)  durch  die  obrigkeitliche  unter  gerichtsärztlicher  Mitwirkung  er- 
langte Feststellung  der  die  Aufnahme  und  die  etwaige  Kostenersatz- 
pflioht  begründenden  Thatsachen.  Die  Einlieferung  ist  im  Interesse 
des  Heilzweckes  zu  beschleunigen  und  es  ist  überhaupt  den  Orts- 
behörden zur  Pflicht  gemacht,  auf  die  Verschaffung  von  Irren  in 
eine  Anstalt  nach  Kräften  hinzuwirken;  daher  ist  auch  bei  heil- 
baren Kranken  vorläufige  Einlieferung  gestattet  gegen  nachträg- 
liche Erfüllung  der  Vorschriften  des  formellen  Verfahrens  (13).  Die 
Bauer  jeder  Aufnahme  -  Genehmigung  ist  auf  einen  bestimmten  Zeit- 
raum beschränkt,  nach  dessen  fruchtlosem  Ablauf  die  Aufnahme 
wiederholt  in  besonderem  Verfahren  nachgesucht  werden  muss  (14). 
'  Die  Behandlung  der  Irren  innerhalb  der  Anstalt  in  der  betreffenden 

4* 


reb  III.    Das  BerafirecM.    Titel  11.    Der  Heilbwuf. 

classe  unterliegt   ausschliesslich  dem  äreüiehcn   ! 

auch  die  Entlassung  (,b).  Die  letztere  erfolgt,  sobald 
gebeilt  ist  oder  für  unheilbar  oder  einer  werteren  Bea- 
ig  erkannt  wird;  statt  der  definitiven  Entlassung  kau 
1  Fällen  auch  versuchsweise  Entlassung  (BeurlaubuBg) 

von  2  —  3  Jahren  stattfinden,  während  deren  er  jeder- 
:n  früheren  Bedingungen  nach  Verfügung  der  arattichet 
eder  in  die  Anstalt  zurückgebracht  werden  kann  (")■ 
jng  aus  einer  Verwahrungsanstalt  kann  nur  mit  (Je- 
der höheren  Verwaltungsbehörde  erfolgen ,  entweder 
rund  der  Verwahrung  (die  Gemeinschädlichkeit)  weg- 
onst  ausnahmsweiBe  aus  dringenden  Verwaltungsrüak- 
lamentliob  auch  im  Falle  einer  Transferirung)  (1T).  Wen 
Entlassener  wiederum    in  Geisteskrankheit  verfällt,  ttr- 

erneuter  Aufnahme  desselben  in  eine  Anstalt  dasselbe 
ngeleitet  werden  wie  für  die  erstmalige  Aufnahme  (u). 
Irrenanstalten  gelten  im  Allgemeinen  die  gleichen  Vor- 
ir  dasi  die  Aufnahme  nicht  von  einer  Behörde,  sonders 
i  dem  Dirigenten  abhängt  und  dieselben  einer  bestand»-1 
üts-  und   gesundheitspolizeilichen  Aufsicht  unteriieg«ij> 

wird  in  der  Regel  die  Anzeige  jeder  neuen  Aufnahatj 

bei  der  Behörde  und  die  Führung  eines  vollständig«] 
\ter  den  Personalstand  der  in  der  Anstalt  befindlichen! 
rgeschrieben  (19).  Von  der  Entlassung  einer  Person  aas! 
astalt  sind  stets  die  Heimathebehörde ,  sowie  die  Fan»j 
gen  in  Kenntnis»  zu  setzen  (Sü). 

eussen,  A.  L.  R.  II.  18.  §.  341-348.  815—817.  Staate- 
it    vom    29.  Sept.  1803.     Reglement   für  die  Irrenheil-  nnd 

zu  Allenberg  bei  Wehlau  d.  d.  Königsberg  4.  Dec.  185t 
ir  die  Landes-Irrenanstalt  zu  Neuruppin  vom  31.  Juli  1858. 
Vorschriften  für  die  Landes  -  Irrenanstalt  zu  Wien  rom 
>3.  Baden,  Verordnung  vom  27.  März  1863.  Statuten 
d  Pflegeanstalt  Illenau    vom    21.  Harz  1865.     Hannover* 

25.  Juli  1861,  6.  Mai  1862  nnd  28.  Dec.  1862.  Verora- 
4.  Marx  1866.     Nassau,    Hausordnung   für   die  Heil-,  nni 

Eichberg  vom  30.  Oct.  1849.  Edict  vom  10.  Mir»  181* 
;nhaus  zu  Eberbach.  Grossh  Hessen,  Verordnung  voan 
KT.  Sachsen,  Bekanntmachung  vom  26.  Sept.  1855  bsüv 
Heil  -  und  Versorgungsanstalten  zu  Sonnenstein ,  Cflldittj 
■bürg.  Mecklenburg,  Reglement  der  Heilanstalt  Swb-j 
i  15.  März  1855  and  Bekanntmachung  vom  12-  Juni  lWtj 
fnahmebed  in  gongen  daselbst.  Sachsen-Weimar,  G**s*f 
mheil-  und  Pflogeanstalt  zu  Jena  vom  29.  Mai  1847  hb3] 
erordnnng  hlezu  vom  24.  Sept.  1847.  Hamburg,  Mei*j 
i  19.  Febr.  1818  §.  21.     Kurhessen,    Med. -Ordnung  tob] 

8.7.  —     v.  Bonns,  Prenss.  Staatsrecht  8.  Aufl.  H.  §.413. 
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P4zl,  Bayr.  Verwakcrngsrecht  8.  Aufl.  §.191.  138.  v.  Btubenrauck, 
Oestreich.  Verwaltnngsgesetzkande  I.  %.  250.  IL  §.  811.  070.  Ham- 
merle &  «.  0.  1866  p.  364  ff.  1869  p.  180  ff.  Wahrer,  Bepertorium 
p.  260  ff.  Fnnke  a.  a.  O.  III.  p.  847  ff.  Burckhardt,  Handbuch 
der  Verwaltung  in  Sachs«]  -  Weimar  §.  120.  v.  Rönne  und  Simon, 
Prtott.  Med. -Wesen  IL  p.  422  ff.  Hörn,  Preuss.  Med. -Wesen  I.  p.  60. 
Stein,  Verwaltungslehre  Bd.  8.  p.  127  ff.  v.  Mohl,  Polizei  wiesen  Schaft 
8.  Aufl.  L  §.  39.  Pappenheim,  Handbuch  der  Sanitätspolizei  IL 
p.  31  ff  v.  G essler,  Fürsorge  fttr  Geisteskranke  in  der  Tüb.  Zeit- 
schrift für  Staatswitsenschaft  1863  p.  556  —  581.    Allgemeine  Zeitschrift 

;  fcr  Psychiatrie  Bd.  XIX.  und  XX.  Snppl.  E.  Esquiroi,  Die  Geistee- 
krankheiten in  Beziehung  zu  Medicin  und  Staatsarzneikunde  vollständig 
dargestellt  Deutsch  von  Dr.  W.  Bernhard.  Berlin  1838.  A.  Levy, 
Irren -Colonien  und  Familien  Verpflegung  Trier  1869.  Dam  er  ow,  ü!in 
Blick  auf  die  Irren  -  Anstalten ,   allgemeine  Zeitschrift  für  Psych.  Bd.  19. 

;  1862  p.  177  ff.  Renaudin,  Ueber  Irrenanstalten,  Archiv  der  deutschen 
Gesellschaft  für  Psychiatrie  9.  Jahrg.  1866  p.  117  ff.  Boller,  Die 
Irrenanstalt  in  allen  ihren  Beziehungen  Carlsr.  1831.  Heinroth,  An- 
leitung für  angehende  Irrenärzte  zur  richtigen  Behandlung  der  Kranken 
Leipz.  1825.  Kasse,  Vorschläge  zur  Irrengesetzgebung  1850.  G.  Bran- 
des, Die  Irrencolonien  im  Zusammenhange  mit  ähnlichen  Bestrebungen 
auf  dem  Gebiete  der  Armen-  und  Waisenpflege  Hannover  1865.  J.  Du- 
ral, Gheel  ou  une  colonie  d'alienes  vivant  en  famille  et  en  liberte*  Paris 
1867.  Pain,  Des  diverses  modes  de  l'assistance  publique  appliquee  aux 
•Mnfe  Paris  1865.  A.  Mitchell,  The  insanes  in  private  dwellings 
fidinb.  1864.     Conolly,    Die  Behandlung   der  Irren  ohne  mechanischen 

-4wang.  Deutsch  von  Brosiue.  Lahr  1860.  J.  Fabret  und  J.  Brierre 
4e  Boistnont,  Die  Specialasyle  ftlr  die  sog.  verbrecherischen  Irren. 
Hebers,  von  C.  8tark.  Stuttg.  1871.  Statistisches  s.  bei  Griesinger, 
Archiv  für  Psychiatrie  und  Nervenkrankheiten  Berl.  1868  Heft  1.  p.222. 
A.  Frantz,  Handbuch  der  Statistik  Breslau  1864  p.  754  ff.  Vgl.  noch 
weiter  v.  Mohl  a.  a.  0.  p.  271  ff. 

(2)  €  asper,  Handbnch  der  gerichtlichen  Medicin  4.  Aufl.  p.  458  ff. 

(3)  A.  Förster,  Encyclopädie  und  Methodologie  der  Medicin  Jena 
1857  p.  200  ff. 

(4)  Wahnsinnige  Personen  (auch  Sonnambulen)  sind  polizeilich  zu 
beaufsichtigen  nnd  namentlich  von  Strassen  und  öffentlichen  Plätzen  ent- 
tarnt zu  halten.  Bayern,  Verordnung  vom  8.  Sept.  1808  und  13.  Nov. 
1812.  Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art.  80.  Baden,  Verordnung 
vom  27.  März  1863.  Polizeistrafgesetzbuob  von  1863  §.  97.  K.  Sach- 
sen, Verordnung  vom  ll.Dec.  1855.  Oestreich,  Circular  vom  14.  Juli 
1807.    Nassau,    Med.-Ordnung    von  1818   §.  21.     Sachsen-Meinin- 

'  .gen,  Verordnung  vom  19.  Febr.  1839  §.  23.  Bremen,  Verordnung 
vom  27.  Juli  1855.  Des  Wahnsinns  verdächtige  Personen  sind  zu  beob- 
achten und  heftige  Wahnsinnssymptome  bei  der  Polizeibehörde  axuuzei- 
fUL  v.  Stubenrauch  a.  a.  0.  I.  §.  250.  IL  §.  811.  Den  Behörden 
ist  die  Führung  amtlicher  Verzeichnisse  aller  ausserhalb  der  Irrenan- 
stalten befindlichen  Irren  aar  Pflicht  gemacht.  Baden,  Verordnung 
vom  27.  März  1863.     Bayern,  Min. - Entschliessung  vom  30.  Dec.  1851. 

(*)  Bayern,  Verordnung  vom  18.  März  1835.     Dö  Hing  er,  Med.- 
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Wesen  Bayerns   p.  235.     Vgl.  die  Statuten   der   verschiedenen  Anstalten 
und  deren  Bezeichnung  oben  Anm.  1. 

(6)  Hieher  gehören  insbesondere  die  Anstalten  zur  Heilung  des 
Cretinismus  und  zur  Erziehung  der  darin  aufgenommenen  Kinder.  Wür- 
temberg,  Min.  -  Verfügung  vom  8.  März  1844  betr.  die  vorbeugenden 
Massregeln  gegen  den  Cretinismus.  Zeitschrift  für  allgemeine  Psychiatrie 
Bd.  19.  Suppl.-Heft  p.  197.  Guggenbühl,  Die  Heilung  und  Verhütr 
ung  des  Cretinismus.  Mittheilungen  an  die  Schweiz,  naturforsch.  Ge- 
sellschaft. Bern  und  St.  Gallen  1853.  Pappenheim,  Handbuch  der 
Sanitätspolizei  I.  p.  502  ff.  —  Die  Trennung  der  Geschlechter  in  den 
Irrenanstalten  ist  anempfohlen  in  dem  Preuss.  Erlass  vom  22. Dec.  1844. 

(7)  Bundes-Ge werbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.30.  Bayern, 
Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art.  129  (von  1861  art.  127).  Oest- 
reich,  Decret  vom  26.  Nov.  1813.  v.  St  üben  rauch  a.  a.  0.  IL 
§.  311.  Blosse  Anzeige  bei  der  Behörde  war  vorgeschrieben  in  E. 
Sachsen,  Verordnung  vom  31.  Aug.  1837,  da  es  keinen  Unterschied 
begründen  könne,  ob  ein  Arzt  Kranke  zu  sich  nehme  oder  nicht.  Funke 
a.  a.  0.  IH.  p.  893;  ferner  in  Baden,  Polizeistrafgesetzbuch  von  1863 
§.  92.  Obige  Vorschrift  bezieht  sich  übrigens  nicht  auf  Eostorte,  wo 
ruhige  Geisteskranke  unter  Aufsicht  verlässlicher  Personen  und  unter 
Behandlung  eigens  beauftragter  Aerzte  in  Quartier  gegeben  werden. 
Oestreich,  Hofdecret  vom  26.  Dec.  1822. 

(8)  Satuten  der  Irrenanstalt  Illenau  vom  21.  März  1865  IIL ;  der 
Siechanstalt  Pforzheim  vom  10.  Nov.  1847  (Wehr er,  Repertorium 
p.  201. 349).  Reglement  für  die  Landirrenanstalt  Neuruppin  vom  31.  Juli 
1856  §.  12;  Statuten  des  Landeshospitals  Blankenhain  in  Sachsen -Wei- 
mar vom  20.  Sept.  1840.  Burckhardt,  Handbuch  der  Verwaltung  in 
Sachsen -Weimar  §.  108. 

(9)  Baden,  Statuten  der  Irrenanstalt  Illenau  vom  21.  März  1865 
in.  K.  Sachsen,  Verordnung  vom  26.  Sept.  1855  über  die  Landes- 
Heil  -  und  Versorganstalten  Sonnenstein ,  Cölditz  und  Hubertusburg  §.  6. 
Mecklenburg,  Bekanntmachung  vom  12.  Juni  1865  §.  1.  Würtem- 
berg,  Verfügung  vom  23.  Nov.  1833.  Grossh.  Hessen,  Verordnung 
vom  9.  Jan.  1866.  Oestreich,  Vorschriften  für  die  Landes -Irrenan- 
stalt zu  Wien  vom  31.  März  1853  §.  4. 

(10)  K.  Sachsen,  Bekanntmachung  vom  26.  Sept.  1855  §.6.  Ba- 
den, Statuten  der  Irrenanstalt  Illenau  vom  21.  März  1865  HL  Oest- 
reich, Hofkanzleidekret  vom  9.  Jan.  1815,  81.  Jan.  und  21.  Juli  1825. 
Braunschweig,  Regulativ  für  die  Abfassung  ärztlicher  Gutachten  über 
geiBtes-  und  gemtithskranke  Personen  behufs  der  Aufnahme  in  die  Irren- 
anstalt des  Mexii- Pfleghauses  zu  Braunschweig  §.  5  (Psych.  Zeitschr. 
a.  a.  0.  p.  18).  Hamburg,  Med.-Ordnung  vom  19.  Febr.  1818  §.21. 
Kurhessen,  Med.-Ordnung  vom  10.  Juli  1830  §.  7.  Sachsen-Al- 
tenburg, Verordnung  vom  31.  Aug.  1848  und  14.  Mai  1855. 
Sachsen-Meiningen,  Verordnung  vom  80.  Juli  1833  und  8.  Oct. 
1842.  Sachsen-Weimar,  Gesetz  über  die  Irrenanstalt  zu  Jena 
vom  29.  Mai  1847  §.  5.  Preussen,  Reglement  für  die  Irrenan- 
stalt Neuruppin  vom  31.  Juli  1856  §.  13.  16  —  20.  Oestreich,  Vor- 
schriften für  dio  Landes- Irrenanstalt  in  Wien  vom  31.  März  1853  §.  6. 
Ein  förmliches  Wahnsinnserkenntniss  wird  vorgeschrieben    in  Preussen, 
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Staateratfabeschlnss  vom  29.  Sept.  1808.  Cab.-Ordre  vom  5.  April  1804; 
den  Umständen  nach  modificirt  durch  Verfügung  vom  16.  Febr.  1889 
und  durch  den  Bescheid  vom  18.  März  1850.  Koffler,  Handbuch  zum 
Ministerialblatt  II.  p.  818.    Hörn,    Preuss.   Med. -Wesen  I.    p.  77.  79.  .'''$, 

r.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  8.  Aufl.  II.  2.  p.  251.  Ueber  Bayern 
(Min.-Ent8chlie8sung  vom    25.   April    1831),    siehe   Pözl,    Bayr.    Ver-  "*g 

waltnngsrecht  3.  Aufl.  p.  313  Anm.  4  (ausser  Uebnng  gekommen).  Das 
Gutachten  eines  Geistlichen  wird  verlangt  in  Sachsen-Weimar,  An- 
gef.  Ausführungaverordnung  vom  24.  Sept.  1847  §.  3.  Das  ärztliche  Gut- 
achten hat  sich  insbesondere  darüber  auszusprechen,  ob  die  Geisteskrank- 
heit heilbar  oder  unheilbar  erscheint,  ob  der  Kranke  sich  oder  Anderen 
gefahrlich  und  ob  er  mit  einer  ansteckenden  Krankheit  behaftet  ist. 

(11)  Arme  Wahnsinnige  werden  unentgeltlich  aufgenommen.  0 est- 
reich, Hofdekret  vom  8. Juli  1824.     v.  Stubenrauch  a.  a.  0.  §.370. 

(12)  Diese  Einwilligung  ist  nicht  nothwendig  in  Fällen  gemeiner 
Gefahr  oder  gänzlicher  Httlflosigkeit  eines  Kranken.  Baden,  Statuten 
der  Irrenanstalt  zu  IUenau  vom  21.  März  1865.  Verordnung  vom  13.  März 
1865  III.  Würtemberg,  Erlass  vom  22.  Oct.  1834.  Preussen, 
Reglement  för  die  Irrenanstalt  zu  Nenruppin  vom  31.  Juli  1856  §.  14. 
Bayern,  Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art.  80. 

(13)  Es  muss  jedoch  in  diesem  Falle  unverzüglich  das  vorgeschrie- 
bene Verfahren  eingeleitet  und  zum  Beschluss  gebracht  werden.  Preus- 
sen, Bescript  vom  28.  Oct.  1844  und  18.  März  1850.  Bayern,  Ver- 
ordnung vom  7.  März  1882  §.  7.  K.  Sachsen,  Bekanntmachung  vom 
26  Sept.  1855  §.  9.  10.  Verordnung  vom  29.  Nov.  1853  und  11.  Dec. 
1853.  Mecklenburg,  Bekanntmachung  vom  12.  Juni  1865  §.  7. 
Oestreich,  Vorschriften  für  die  Landes -Irrenanstalt  in  Wien  vom 
31.  März  1853  §.  4.  5.  Besondere  Sicherungs Vorschriften  bestehen  für 
den  Transport  von  Geisteskranken,  wobei  alle  bei  Verbrechern  üblichen 
Festhaltung8mittel  (Ketten,  Hand-  und  Fusseisen)  zu  vermeiden  sind 
und  nur  der  Gebrauch  der  Zwangsjacke  oder  des  englischen  Hemdes 
gestattet  ist.  Oestreich,  Statthalterei  -  Kundmachung  vom  31.  März 
1853  (Hämmerle  a.  a.  0.  p.  854).  K.  Sachsen,  Bekanntmachung 
vom  26.  Sept.  1855  §.  22—26.  Bayern»  Verordnung  vom  30.  Dec. 
1851.  Würtemberg,  Min.  -  Verfügung  vom  18.  Juni  1830.  Baden, 
Verordnung  vom  9.  Jan.  1844.  Statuten  der  Irrenanstalt  zu  IUenau 
vom  21.  März  1865  IV.  Auch  ist  jeder  einzuliefernde  Kranke  mit  aus- 
reichender Kleidung  und  Wäsche  zu  versehen.  Ueber  die  Aufnahme 
jedes  Kranken  in  die  Anstalt  soll  ein  Protokoll  aufgenommen  «werden. 

(u)  Die  Frist  wird  verschieden  bestimmt.  K.  8  ach  Ben,  Bekannt- 
machung vom  26.  Sept.  1855  §.12  (3  Monate  bis  1  Jahr).  Preussen, 
Reglement  für  Neuruppin  vom  31.  Juli  1856  §.24  (3  Wochen). 

(1&)  Baden,  Statuten  der  Irrenanstalt  zu  IUenau  vom  21.  März 
1865  V. 

(16)  K.  Sachsen,  Bekanntmachung  vom  26.  Sept.  1855  §.27.  28. 
Verordnung  vom*  31.  Aug.  1837.  Sachsen-Weimar,  Gesetz  vom 
29.  Mai  1847  §.  7.  Bayern,  Verordnung  vom  7.  März  1832  §.  8.  9. 
(Döllinger,  Med. -Wesen  Bayerns  p.  234).  Baden,  Statuten  der 
Irrenanstalt  IUenau  vom  21.  März  1865  VI.  Mecklenburg,  Bekannt- 
machung vom  12.  Juni  1865  §.  7.     Oestreich,    Statthaltereierlaas  für 
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lanstalt  in  Wien  vom  81.  Märe  185$  §.10—14.  Dekret 
27.  Die  Polizeibehörden  haben  darüber  zu  wachen,  dus 
geheilten  Personen  nicht  länger  in  r  der  Austalt  zurück- 
—  Nach  dem  Preuaa.  Reglement  für  Neuruppin  vo» 
50  boII  die  Entlassung  nur  mit  Genehmigung  der  Land- 
irfolgen. 

ichsen,  Bekanntmachung  vom  26.  Sept.  1835  §.  28. 
erordnnng  vom  19.  Juli  1889  Nr.  2.  Vorschriften  flu 
lanstalt  zu  Wien  vom  31.  März  1853  g.  12.  13.  Such- 
g,  Verordnung  vom  31.  Aug.  1848  und.  14.  Hai  1835. 
mar,  Geaetz  vom  29.  Mai  1847  §.  7.  Preuasen,  Be- 
ruppin  vom  81.  Juli  1856  §.  51. 

chsen,  Bekanntmachung  vom  26.  Sept.  1855  §.  34.  ' 
chaen,   Verordnung  vom  31.  Ang.  1837.    Oestreich,  , 
11.  Jan.  und  18.  Oct.  1827.    v.  Stnbenrauoh  a.a.O. 
imorle  a.  a.  0.  p.  353.  856.     Vgl.  auch  Bayern,  Po- 
;h  von  1871  art.  129. 

rn,  Verordnung  vom  7.  März  1832  g.  8.  9.  Baden, 
enanstalt  zu  Illenau  vom  21. März  1865  VI.  Oeatreick,  . 
19.  Juni  1839.  Vorschriften  für  die  Landes  -  Irrenan-  ; 
m  31.  März  1853  §.  11.  Sachsen- AI  tunburg,  Ver-  ! 
.  Ang.  1848  und  14.  Mai  1855.  Sachsen-Weimar,  ' 
Bai  1847  §.  7.  Preuaaeu,  Reglement  für  Neuruppin  i 
56  §.  50.     Braunachweig,  Regulativ  des  Mexii-Pfleg-   ' 


e  Schwangerschaft   an   eich   keine  Krankheit   ist  ('),   ' 
lie  Entbindung  weiblicher  Personen  vielfach  arztliehe  ! 
hon  desshalb,  weil  sie  leicht  Erkrankung  nach  sieh 
ich  eiad  Anstalten  nothwendig  für  die  Unterstützung  , 

Schwangerer  und  für  den  Unterricht  der  Aerzte 
.  Die  GeLäran  stalten  (s)  sind  hiemach  bestimmt  iut 
armer  und  alleinstehender  Schwangerer,  wobei  die 
im  Bezirke  der  Anstalt  Heimathsberechtigten  besou- 
ichtigen  sind ;  2)  solcher,  bei  denen  Gefahr  auf  Ver- 
lier,  die  eich  als  Incognistinnen  gegen  volle  Bezahl- 

solcher,  die  für  den  Lehrzweck  besonders  geeignet 
Verpflichtung  schwangerer  Personen,  sich  in  eiser 
m  oder  für  Lehrzwecke  daselbst  benützen  zu  lassen, 
).  Venerische  Schwangere,  sowie  solche,  die  an 
sren  ansteckenden  Krankheiten  leiden,  dürfen  nicht  ■ 
erden.  Der  Eintritt  kann  4  —  6  "Wochen  vor,  der 
Voclien  nach  der  Entbindung  erfolgen,  wenn  nicht 
runden  eine  Verlängerung  des  Aufenthalts  für  nöthig 
Die  Aufnahme  bleibt  der  ärztlichen  Beurtheilung 
nach  Massgabe   der  Statuten  überlassen;   dabei  ist 
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ftof  die  Sichewteilung  des  etwa  schuldigen  Ersatzes  d 
migHkoaten  zu  sehen  nnd  daher  in  jedem  Falle  die 
eines  Heimathsscheines  erforderlich  (t;).  Auch  Bind  bei  di 
die  persönlichen  Verhältnisse  der  Aufgenommenen  sorgfi 
mit  Vorsicht  und  Disoretion  zu  erforschen  nnd  Nachwe 
langen,  wenn  der  Verdacht  einer  Täuschung  vorliegt  f7) 
Geburt  ist  der  wahre  Name  der  Mutter  (nicht  der  etw 
mene  Hausname)  in  das  Geburts-  und  Taufregister  der 
zutragen;  von  jeder  Qeburt  ist  der  Civilstandsbehördt 
des  Wohnortes  der  Entbundenen,  von  jeder  unehelic 
überdies  der  Polizeibehörde  des  Ortes  amtliche  Anzeige  zi 
Jede  aus  einer  Anstalt  Entlassene  ist  mit  einem  Entlac 
»ersehen  (*).  Die  zweckmässige  Verbindung  der  Unten 
der  Anstalt,  insbesondere  für  Hebammen,  mit  der  ärw 
waltung  bleibt  dem  Dirigenten  überlassen  (I0).  Die  Erri 
Privat -Entbindungsanstalten  bedarf  der  öffentlichen  Con< 

{')  Ausdrücklich  ausgesprochen  im  Bun  dosgeeetz  vom 
Ober  den  Untersttltzungs  Wohnsitz  g.  29. 

(2)  Regulativ  für  die  Entbindungsanstalt  zu  Leipzig  \ 
1812;  Statuten  der  Gebaranstalt  zu  Manchen  vom  7.  Jat 
Entbindungsanstalt  zu  Paderborn  vom  6.  Juli  1844;  der  ! 
anstalt  zu  Rostock  vom  12.  Oct.  1858;  der  Gebaranstalt  i. 
11.  Mai  1784  nnd  Hofdekret  vom  7.  Jan.  1886,  11.  Juli  IE 
1842,  4.  Aug.  1843;  für  OberBstreich  vom  22.  Oct.  1866. 
Med. -Wesen  Bayerns  p.  126.  Hörn,  Preuss.  Med. -Wesen 
v.  ROnne  und  Simon,  Prenss.  Med.-Wesen  I.  p.  885. 
ranch,  Oestr.  Verwaltungagesetzknnde  II.  g.  276.  Hämm< 
1866  p.  260.  1869  p.  142.  BnTckbardt,  Handbuch  der 
in  Sachsen -Weimar  §.  120.  IV.  Pappenheim,  Handbm 
Utspolizei  I.  p.  613  ff.  Ueber  die  zuweilen  in  Verbindung 
anst  alten  (s.  z.  B.  für  OberBstreich  den  Statthai  tcreierlass  v 
1866  bei  HSmmerle  a.  a.  0.  1869  p.  143)  vorkommend 
stalten  nnd  das  Bedenkliebe  derselben,  insbesondere  der  so 
(teure),  vgl.  v.  Mohl,  Polizeiwissenschaft  3.  Aufl.  I.  §.  65. 

(3)  Statuten  der  Entbindungsanstalt  zu  Rostock  vom  1 
§.  19;  der  Gebaranstalt  zu  Wien  von  1837  (Hammerle  a 
p.  258  ff.)   §.  1  ff. ;    für  Oberostreich  von    1666    g.  1  ff. 
rauch  a.  a,  0.  II.  g.  276. 

(*)  Siehe  jedoch  das  Mecklenburg.  K am mor-Tte Script 
1862,  wornach  ansserehelich  Geschwangerte,  die  einen  bedee 
unzüchtiger  Gesinnung  beniesen  haben  nnd  der  öffentlichen 
aog  bedürfen,  zur  Entbindung  in  die  Anstalt  zu  Rostock  gi 
den  sollen,  um  dem  Mangel  an  Wöchnerinnen  für  Fntei 
abzuhelfen.  —  Jedoch  müssen  sich  unentgeltlich  aufgenomm 
n  gewissen  hauslichen  Diensten  in  der  Anstalt ,  zuweilen 
Lohnammendienste  daselbst  verwenden    lassen.      Statuten    d 
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jm  12.  Oct.  1858  §.22.  v.  Stubenrauch  a.  a.  0. 
Ften  für  die  Gebäranstalt  zu  Wien  und  für  Ober- 
i  a.  a.  0.  1866  p.260.  1869  p.  142.  8.  noch  Anm.  6. 
Gebäranstalt  zu  München  vom  7.  Jan.  1837  Nr.  III. 
lanstalt  zu  Paderborn  vom  6.  Juli  1844  §.2  (durch- 
.lt  6  Wochen  im  Ganzen);  zu  Rostock  vom  12.  Ott. 
me  nicht  vor  dem  Ende  des  siebenten  Monates  der 
der  Landes  -  Gebäranstalt  zu  Wien  (Hämmerle 
);  erst  im  neunton  Monate  der  Schwangerschaft  in 
■  Oberostreich.  Vorschriften  vom  22.  Oct.   1866  §.  1. 

1869  p.  142. 
der  Verpfleg nngskosten  liegt  allen  dazu  Vermögenden 
i,  für  Arme  der  betreffenden  Heimathsbehfirde  (Orta- 
iejenigen,  welche  anf  eigene  Rechnung  aufgenommen 
verlangen  besondere  Zimmer,  Kost  und  Aufwartung 
ter  allen  Umständen  den  vollen  Ersatz  nach  den  in 

Classensätzen  leisten.  Die  unentgeltlich  aufgenom- 
•  Ortsarmen  müssen  sich  zu  gewissen  häuslichen 
;r  Anstalt,  sowie  zur  Benutzung  beim  practiscben 
eburtshulfe  und  in  gewissen  Fällen,  so  namentlich 
rben  ist  oder  im  Findelhaus  Aufnahme  findet,  nun 
igammendienste  verwenden  lassen.  Personen,  bei 
Verzug  ist  oder  welche  unmittelbar  nach  dem  geen- 
i  die  Anstalt  gebracht  werden,  sind  ohne  Unter- 
ernng  aufzunehmen.  Statuten  der  Entbindungsan- 
m  12.  Oct.  1858  §.  21  —  23;  zn  Paderborn  vom 
;    zu  München   vom    7.  Jan.  1837   Nr.  V.     Oest- 

für  die  Landesgebäranstalt  zu  Wien  und  für  Ober- 
ie  a.  a.  0.  1866  p  258.  260.  1869  p.  142.  v.  Sta- 
ll. §.  276. 

ine  ärztliche  Pflicht  der  Geheimhaltung  besteht  auch 
i.-Entschliessung  vom  31.  März  1824.     Prenssen, 

30.  Juli  1846.  Oestreich,  Hofdekret  vom  17. 
.i'ten  für  die  Gebäranstalt  fUr  OberSstreich.  Statt- 
Oct.  1866  A.  Nr.  4.  Uienach  haben  zahlende  Fraueas- 
ren  Namen  verschweigen  wollen ,  ihren  Tauf-  und 
ie  ihren  Geburtsort  anf  einem  Blatt  Papier  versie- 
i  tibergeben  und  soll  der  versiegelte  Zettel  nur  im 
'net  werden.  Hämmerle  a.  a.  0.  1869  p.  143. 
.  a.  0.  IL    §.  276.     Hörn,    Preuss.  Med. -Wesen  I. 

-  Entbindungsanstalt  zn  Paderborn  vom  6.  Juli  1844 
Min.-Entsehliessnng  vom  81.  März  1824. 

r  Entbindungsanstalt  zu  Paderborn  vom  6.  Juli  1844 

in. -Erschliessung  vom  31.  März  1824.  DSllinger, 
I.  p.  263. 

;r  Entbindungsanstalt  zn  Rostock  vom  12.  Oct.  1858 

:.alt  ist  häufig  auch  eine  Poliklinik   zn  geburtshülf- 

tnden. 

Ie werbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.30.  Bayern, 
von  1871  art.  129. 
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Besondere  Heilanstalten  sind  ferner:  1)  Ortho; 
stalten  (■);  2)  Bade-,  Brunnen-  und  Trinkanstalten  (2); 
heilanatalteii  (3);  4)  Augenheilanstalten  ('};  5)  gymm 
stalten  u.  dg],  m.  Dieselben  unterliegen  im  Allgemeine 
massigen  Vorschriften ,  welche  für  ärztliche  Anstalt»; 
gelten.  Insbesondere  ist  ihre  Begründung  von  öffentlich: 
abhängig,  welche,  wenn  die  Unternehmer  nicht  ärztlic 
sind,  durch  vorherige  Prüfung  der  Befähigung  zur  Lei 
Anstalten  'bedingt  ist  und  sich  auch  auf  die  Genehmiguj 
sichtigten  Kurmethode  erstrecken  kann  (■'').  Jedoch  is 
die  Kurbehandlung  der  Patienten  in  den  Anstalten  vi 
Wirkung  der  Behörden  frei,  unbeschadet  des  diesen 
Rechtes  der  polizeilichen  Beaufsichtigung,  behufs  derei 
ung  sie  jederzeit  von  deren  Einrichtung  und  den  Zustä 
selben  Kenntnis»  nehmen  können  (6). 

0)  v.  Hohl,  Polizei  Wissenschaft  3.  Aufl.  Bd.  1.  9 
PreuBB.  Med.- Wesen  I.  p.  83.  Heine,  Geschichtliche  De 
Begründung  des  orthopädischen  Carolinen  Instituts  WDrzb.lt 
Die  orthopädische  Heilanstalt  Wttrzfa.  1835. 

(?)  Dieselben  sind  theils  eigentliche  Heilbader  (Minen 
Brunnenanstalten),  theils  mehr  für  die  Stärkung  der  Gesuw 
Schutz  gegen  drohende  Krankheiten  bestimmt;  viele  dersel 
übrigens  als  Sammelorte  für  Luxus  nnd  Genüsse  aller  Art  t 
polizeiliche  Aufsicht,  v.  Rönne,  Preass.  Staatsrecht  S.Ai 
Hörn,  Prenss.  Med.-Wesen  I.  p.  83  ff.  v.  Stubenrauc 
§.308.  Hammerle  a.  a.  0.  1866  p.  278  ff.  Stein, 
lehre  Bd.  3.  p.  131.  Pappenheiin,  Handbuch  der  Sai 
p.  213  ff.  Funke  a.  a.  0.  p.  388.  C.  Frech,  Der  1 
Baden,  ein  Beitrag  zur  Geschichte  und  Statistik  des  heutig 
Karlsruhe  1870.  Hit  solchen  Kuranstalten  sind  regelmass 
stellen  fflr  Arme  verbunden.  Baden,  Verordnung  vom 
betOgÜch  der  Aufnahme  armer  Kranker  in  Baden,  Rappen 
Heim.  Webror,  Bepertorium  1866  p.  21.  v.  Stubenn 
II.  §.  308.  Döllinger,  Med.-Wesen  Bayerns  I.  p.  44. 
manchen  Kurorten  errichteten  öffentlichen  Spielbanken  vgl. 
Gesetz  vom  1.  Juli  1868;  dieselben  dürfen  in  Zukunft  ni 
cessionirt  oder  geduldet  und  die  zur  Zeit  bestehenden  mtlss 
ihrer  Concessionsfrist ,  spätestens  aber  am  31.  Dec.  185 
werden.  —  Gewöhnliche  Badeanstalten  kommen  nach  der 
werbeordnung  von  1 869  nicht  mehr  als  Heilanstalten  in  Betra 
liegen  daher  nur  der  gewöhnlichen  polizeilichen  Aufsiebt 
Prenss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  410.  8.  dagegen  die 
Bestimmung  des  Gesetzen twurfes  §.  34  nebst  Motiven  bei 
ehiv  III.  p.  78.  80;  und  das  Bayr.  Polizei strafgesetzbu 
art.  129.  —       Anstalten   zur  Bereitung    und  Feilhaltung  ii 
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.'rinkballon  etc.),  welche  früher  nur  von  approbirten  Apo- 
urf  Grund  eines  speciellen  Befähigungan  ach  weises  betrieben 
in  (Preusaen,  Min. -Verfügung  vom  23.  Not.  1843  und 
6.  Gewerbeordnung  vom  17.  Jan.  1845  §.  27.  GeanU 
htnng  gewerblicher  Anlagen  vom  1.  Juli  1861  §.  1),  wer- 
ir  als  chemische  Fabriken  angesehen  und  unterliegen  daher 
ides-Geworbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §-  16,  bedürfen 

besonderen  poliieilicben  Genehmigung.     Preussen,   Oire. 

30.  Oot.  1864,  21.  Mai  1868  und  Anweisung  zur  Ana- 
lundea- Gewerbeordnung.  Koller,  Archiv  Bd.  3.  p.  204. 
reusa.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  410.  Andererseits  dürfen 
■ubatanzen,  welche  in  natürlichen  Mineralwaeaern. nicht  vor- 
ir  der  Form  der  letzteren  nicht  frei  verkauft  werden  (t.  B. 
llensaurem  Wasser).     Preussen,  Verfügung  vom  18-Fenr. 

ussen,  Reglement  vom  15.  Juni  1842  über  die  Erricht- 
erbeüanstalten  und  Circ.  Beacript  vom  5.0ct.l843.  Hörn, 
Weaen  I.  p.  81.  v.  Rönne,  Preusa.  Staatsrecht  S.  Aufl. 
'unke  a.  a.  0.  III.  p.  384.  Pappenbeim,  Handboefe 
ilizei  II.  p.  48. 

;.  B.  die  Statuten  des  Augenkranken -Heil-  und  Unter- 
na  in  Dresden  vom  10.  April  1839  und  die  Heilanstalt  für 
■anke  in  Leipzig  bei  Funke  III.  p.  387.  390. 

gilt  namentlioh  von  Wasaerheil-  und  Orthopäd iaeben  An- 
uaaen,  Reglement  vom  15.  Juni  1842.  Born,  Prenes. 
'..  p.  81.  88.  Vgl.  auch  Bayern,  Verordnung  vom  29.  Jan. 
ie  Ausübung  der  Heilkunde  §.  16.  Rescript  der  Kreis- 
Augsburg  vom  24.  Dec.  16S4  betr.  die  Errichtung  von 
.  In  Baden,  Polizeistrafgeaetzbuch  von  1863  §.  92  war 
sse  Anzeige  bei  der  Behörde  vorgeach rieben.  Im  Gebiete 
-Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  musa  jetzt  der  §.  30 
Anwendung  kommen,  wonach  die  Conceaaion  nur  im  Falle 
ien  Unzuverlasaigkeit  des  Bewerbers  in  Bezug  auf  den  be- 
Betrieb versagt  werden  darf;  die  Prüfung  musa  indessen 
auch  auf  die  objectiv  beabsichtigte  Heilmethode  erstreckt 
Sonne,  Preuaa.  Staatarecht  3.  Aufl.  II.  §.  413. 
usaen,  Reglement  vom  15.  Juni  1842.  Bayern,  Poü- 
■nch  von  1871  art.  129.  Baden,  Polizeiatrafgeaetzbucb 
92.  Daher  kann  auch  bei  erwiesener  Unfähigkeit  des  Un- 
urUck  nähme  der  Concession,  abgesehen  von  etwa  verwirkter 
Bestrafung,  verfügt  werden.  Bundea-Gewerbeordnnng 
1869    §.  63.     Bayern,    Pol izeia traf gesetzbucb    von    1871 
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behörden  (l)  zu,  welche  sich  zu  diesem  Behufe  ärztlich  gebildeter 
und  mit  amtlichem  Character  bekleideter  Hilfsorgane  bedienen. 
Diese  sind:  1)  die  Medicinal-Collegien  und  2)  die  Amts-  und  Ge- 
richtsärzte. L  Die  Medieinal  -  Collegien  (Medicinal  -  Commissionen, 
Medicinalräthe)  (2)  haben  als  berathende  und  begutachtende  Behör- 
den unter  der  Leitung  der  Organe  der  Staatsverwaltung  1)  die  Auf- 
sicht über  das  gesammte  Heilwesen  zu  führen,  insbesondere  über 
sämmtliche  dem  Heilberufe  angehörigen  Personen  rücksichtlich  ihrer 
Berufstätigkeit  und  über  die  Heilanstalten ;  2)  die  vorgeschriebenen 
ärztlichen  Prüfungen  vorzunehmen,  soweit  sie  ihnen  übertragen 
sind ;  ( 3)  8)  in  Medieinalangelegenheiten  sachverständigen  Rath  zu 
ertheilen  und  Controle  zu  üben.  Insbesondere  haben  sie  Berichte 
an  die  Staatsbehörden  über  das  Gesundheitswesen  zu  erstatten  und 
Vorschläge  zur  Abhülfe  etwaiger  Mängel  zu  machen;  bei  epide- 
mischen und  endemischen  Krankheiten  Vorschläge  zur  Abwendung 
nid  Beseitigung  zu  geben,  allgemeine  Verhaltungsmassregeln  für 
das  Publikum  und  das  Heilpersonal  bekannt  zu  machen;  neue 
wichtige  Fortschritte  und  Entdeckungen  in  der  Heilkunde  den 
Aerzten  mitzutheilen;  auf  Requisition  der  Behörden  und  Gerichte 
Gutachtern  za  erstatten;  Streitigkeiten  über  begangene  Kunstfehler 
zu  entscheiden;  Medicinalpersonen  auf  ergangene  Anfragen  Belehr- 
ung zu  ertheilen ;  auf  Erfordern  über  ärztliche  Gutachten  und  Zeug- 
nisse weitere  Gutachten  (Superarbitrien)  abzugeben;  ärztliche  Rech- 
nungen zu  revidiren  (*)•  H.  Die  Amts-  und  Gerichtsärzte  (Phy- 
sici)  (*)  haben  unter  der  Leitung  der  ihnen  vorgesetzten  Medicinal- 
collegien  in  den  ihnen  zugewiesenen  Bezirken  und  Districten  die 
örtliche  Aufsicht  über  das  Gesundheitswesen,  über  die  Heilpersonen 
und  Heilanstalten,  sowie  über  die  Apotheken  zu  fuhren,  auf  amt- 
liches oder  gerichtliches  Erfordern  ärztliche  Befunde,  Visitationen, 
Sectionen  und  Obductionen  vorzunehmen  (6) ,  den  öffentlichen  Ge- 
sundheitszustand zu  überwachen  und  im  Verein  mit  den  Behörden 
das  Erforderliche  vorzukehren  (0,  überhaupt  alle  ihnen  übertragenen 
Geschäfte  der  Medicinal-  und  Sanitätspolizei,  sowie  der  gericht- 
lichen Medicin  zu  übernehmen.  Es  können  hiezu  nur  approbirte 
Aerate  ernannt  werden,  welche  die  vorgeschriebene  Prüfung  über 
sämmtliche  Zweige  der  Staatsarzneikunde  bestanden  haben  (8) ;  zur 
dienstlichen  Aushülfe  und  Stellvertretung  können  ihnen  nach  Be- 
dürßriea  ständige  Assistenten  beigegeben  werden  (9).  Verschieden 
von  dieeen  Persooen  des  öffentlichen  Heildienstes  sind  diejenigen 
Aerzte,  welche  die  ourative  Behandlung  gewisser  Kategorien  von 
Kranken  zu  besorgen  haben  und  zu  diesem  Behufe  vom  Staate  oder 
anderen  öffentlichen  Organen  angestellt  werden  (Armenärzte,  Com- 
auMlärzte,    Gefängoiaaärzte,   Spitalärzte,   Militärärzte,    Pireotorei) 
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stalten  u.  dg].).  Dieselben  stehen  an  sich  den  übrigen 
gleich,  nur  daaa  sie  die  mit  der  Anstellung  übeinom- 
ld  sonstigen  dienstlichen  Verpflichtungen  zu  erfüllen 
Stelle  des  Honorars  von  den  einzelnen  Patienten  re- 
Beeoldung  von  ihren  Auftraggebern  beziehen  (,0). 

B.  Bayern,    Verordnung   Über  die  Formation  der  Mi- 

Dec.  1825  §.  74.  Verordnung  Uher  dea  WirkungBkreia 
ftsgang  der  obersten  Verwaltungsstellen  in  den  Kreisen 
i)  vom  17.  Dec  1825  §.  51  —  56.  Verordnung  vom 
bor  die  Beifügung  eines  Medicinalratb.es  als  aachverstan- 
.  Verordnung  vom  24.  Febr.  1862  die  Einrichtung  der 
ngabehördon  betr.  Baden,  Gesetz  vom  5.  Oct.  1865 
sation  der  inneren  Verwaltung  §.  1.  20  und  Vollzuga- 
i  vom  12.  Juli  1864  §.  8  (Verwaltungshof).  Min.-Ver- 
Febr.  1862.  Wehrer,  Repertoriara  p.  262.  K.  Saeh- 
g    vom    7.  Nov.  1831  die  Einrichtung  der  Minis terialde- 

Nr.  4.  C.  Verordnung  vom  6.  April  1835  betr.  die 
Kreisdirectionen    §.  7.     Verordnung    vom    12.  Jan.  1838 

me  die  mische  n  Beisitzers).  Preussen,  Cab. -Ordre  vom 
22.  Jan.  1825  und  22.  Juni  1849  betr.  die  Ministerial- 
[edicinalangelegeuheiten ;  sodann  die  Oberpräsidenten  und 
ztere  mit  einem  mediciuischen  Beisitzer.  Instruction  für 
im  31.  Dec.  1816  %.  40-  ff.  v.  Rönne,  Prenss.  Staate- 
!.  %.  254.  p.  129.  §.  262.  p.  162.  §.  281.  p.  229.     Sach- 

Med.-Ordnnng  vom  11.  Jan.  1814.  Burckhardt, 
Verwaltung  in  Sachsen  -  Weimar  p.  292.  Ueber  Oest- 
tubenrauch  a.  a.  0.  I.  §.15  II.  §.275.  Hamburg, 
)ct.  1870  betr.  die  Reorganisation  des  Gesund  heiterathes. 
<e  besteht  in  Hamburg,  Gesetz -vom  26.  Oct.  1870  aus 
.irten,  vier  Physicis,  drei  praktischen  Aerzten,  je  einem 
irmacie  und  Chemie  und  je  einem  bürgerlichen  Mitglieds 
sgiums  und  der  GefRngnissinspcction.  Mecklenburg, 
rom  18.  Febr.  1830  cap.  1  und  Verordnung  von  gleichem 

Organisation  und  den  Geschäftsgang  der  Medicinal-Com- 
;chts gelehr ler  oder  der  Decan  der  medic.  Facultllt  als 
:r  ordentliche  Professoren  der  medic.  FacultBt  ala  ordent- 
rofessor  der  Chemie  und  Fharmacie  als  ausserordentlicher 
len,  Verordnung  vom  80.  Sept.  1864  (Obermedicinal- 
irfOgnng  vom  7.  Oct.  1864  (ärztlicher  Auaschuas  zur  Mit- 
r  Handhabung  der  Disciplin  und  Wahrung  ihrer  Inter* 
auch  für  die  ThierBrzte  und  Apotheker).  In  den  grosse- 
ilen sich  diese  Commissionen  in  obere  und  Mittel] nstanien 
i  das  Contral-  und  Bezirks  -  (Pro vinzial  -)  B eh ordenayatem 
sich  auch  zum  Theil  noch  specieller  den  Hauptgeschäften 
am  bestehen  1)  Medicinalausschüsse  am  Sitze  einer  jeden 
inter  dem  Vorsitze  des  Medicinalratfaea ;  dieselben  werden 
ihreren  Aerzten ,  einem  Chemiker  und  einem  VeterinSr- 
nng  vom  8.  Sept.  1808  und  10.  und  28.  Jan.  18S3. 
mites,  bestehend  aus  den  medic.  Facultäten  der  drei  Lan- 
sn,  zum  Zwecke  der  Abgabe  von  Obergutachten  in  medi- 
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cinisch- gerichtlichen  Fällen.    Verordnung  vom  23.  Aug.  1843.     3)  Ober- 
Medicinal-Ausschuss    unmittelbar    unter    dem    Ministerium    des    Innern, 
bestehend  aus  einem  Obermedicinalrath  und  vier  Beisitzern.     Verordnung 
vom  24.  Juli  1830.     Pözl,  Bajr.  Verwaltnngsrecht  3.  Aufl.  1870  §.24. 
K.  Sachsen:     1)  Die  medic.  Facultät  zu  Leipzig   und    die  medicinisch- 
chirurgische  Akademie   zu  Dresden.      Rescript    vom    8.  April  1797    und 
Mandat  vom  1.  Juni  1824.     Funke  a.  a.  0.   III.  p.  4.     Nach  der  Ver- 
ordnung vom  7.  Sept.  1861   findet  jedoch   eine  Aufnahme  in  die  medici- 
nisch  -  chirurgische  Akademie  zu  Dresden  nicht  mehr  statt.     2)  Medicinal- 
abtheilnng  im  Ministerium  des  Innern,  bestehend   aus  einem  juristischen, 
mehreren   med ici irischen,    einem    pharmazeutischen    und   einem  tierärzt- 
lichen Mitglicde  und  einer   unbestimmten  Anzahl   ausserordentlicher  Bei- 
sitzer.    Verordnung    vom    1.  Febr.    1844.      Funke  a.  a.  0.    III.    p.  2. 
In   Preussen:     1)    Medicinal * Collegien    für  jede    Provinz    unter    dem 
Vorsitze  de«  Oberpräsidenten.     Verordnung  vom  30.  April  1815  und  In- 
struction vom    23.  Oct.  1817.     v.  Rönne,    Preuss.  Staatsrecht    3.  Aufl. 
IL  §.  281.     2)   Unter  der  Abtheilung  für  Medicinal -Angelegenheiten  im 
Ministerium  stehen:    a)    die   wissenschaftliche  Deputation  für  das  Med.- 
Wesen.     Publicandum  vom  16.  Dec.  1808   und  Instruction  vom  25.  Jan. 
1817;    b)  die  Oberexaminations- Commission  für  die  Staatsprüfungen  der 
Aerzte  nnd  Apotheker  in  Berlin   mit  delegirten  Prüfungscommissionen  in 
den  Provinzen.     Cab.-  Ordre    vom    28.  Juni   1825    und    Reglement    vom 
1.  Dec.  1825;    c)   die  technische  Commission  für  pharmaceutische  Ange- 
legenheiten   seit    1832.      Instruction    vom    27.  Oct.    1849.     v.   Rönne, 
Preuss.    Staatsrecht    3.  Aufl     II.    §.  254.     In  Oestreich    sind    1)  den 
Statthaltereicn    und    Landesregierungen    ständige    Medicinal  com  miseionon 
unter  dem  Vorsitze  des  Landesmedicinalrathes  beigegeben,  bestehend  aus 
mehreren  Aerzten,   dann  je  einem  Wundarzte,  Pharmaceuten  und  Thier- 
arzte.     Verordnung  vom  1.  Oct.  1850,  7.  Mai  1851  und  20.  Jan.  1854; 
2)  die  medicinischen  Facultäten    haben   als  oberste   Kunstbehörden    Auf- 
schlüsse, Gutachten  und  Rathschläge  zu  ertheilen,   ohne  dass  ihnen  eine 
administrative    Amtsgewalt    zukommt.      N.    Oe.    Reg .  Verordnung    vom 
17.  Nov.  1847;    3)  bei  dem  Ministerium  des  Innern  besteht  eine  oberste 
Med.  -  Commission  unter  dem  Vorsitze  eines  ärztlichen  Sani täts-  Referenten 
ab  berathender  und  begutachtender  Körper  für  die  Mcdicinalangelegcnheiten 
des  ganzen  Staates.     Verordnung  vom  1.  Oct.  1850.     v.  St  üben  rauch 
a.  a.  0.  I.  §.  15.  II.  §.  275. 

(3)  Nach  der  Bunde s- Prüfungsordnung  vom  25.  Sept.  1869  I. 
§.  2  kann  die  ärztliche  Prüfung  entweder  vor  der  Oberexamiuations- 
Commis8ion  zu  Berlin  oder  vor  einer  alljährlich  von  der  zuständigen  Cen- 
tralbehörde  zusammenzusetzenden  Prüfungs-  Commission  bei  einer  Univer- 
sität abgelegt  werden.  Ueber  Bayern  vgl.  die  Verordnung  vom  22.  Juni 
1858  betr.  das  Studium  der  Medicin  und  die  Verordnung  vom  16.  Sept. 
1865.     üeber  Oestreich  v.  Stubenrauch  a.  a.  0.  II.  g.  293.  294. 

(4)  Hamburg,  Gesetz  vom  26.  Oct.  1870  §.  8.  Oestreich, 
Verordnung  vom  1.  Oct.  1850  §.  13. 

(b)  Mecklenburg,  Med. -Ordnung  vom  18.  Febr.  1830  cap.  2. 
Regulativ  vom  4.  Aug.  1862  cap.  1.  Baden,  Verordnung  vom  28.  Mai 
1864  und  Dienstanweisung  vom  13.  Juli  1864.  Wehrer,  Repertorium 
p.  48.  K.  Sachsen,  Gesetz  vom  30.  Juli  1836  über  die  Organisation 
der  unteren  Med. -Behörden.     Funke  a.  a.  0.  III.  p.  8  ff .     Hamburg, 
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6.  Oct.  1870  §.14ff.  Bayern,  Verordnung  vom  21. April 
en  ärztlichen  Dienst  bei  den  Gerichten  and  Verwaltungs- 
in. -Verfügung  vom  12.  Febr.  1864  betr.  die  Zuständigkeit 
te  (Gerichts-,  Bezirksamte-  und  Polizeiärzte  unterschieden). 
Eescript  vom  30.  Juni  1832  and  26.  Sept.  1842.  Illing, 
p.  696.  Oestreioh,  Verordnung  vom  1.  Oct.  1850.  Vgl. 
te,  Preusa.  Staatsrecht  3.  Aufl.  IL  §.  290.  Löffler,  Das 
katswesen  2.  Ann.  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl. 
kbardt,  Bandbach  der  Verwaltung  in  Sachsen-Wei- 
r.  Stubenrauch,  Oestr.  Verwaltungsgesetzkunde  I.  §.15. 

ern,  Verordnung  vom  21.  April  1862  betr.  den  arztlichen 
a  Gerichten  und  Verwaltungsbehörden  und  Verordnung  vom 

ü"ber  die  Gerichtsärzte.  Baden,  Dienstanweisung  für  die 
vom  13.  Juli  1864.  Preuaaen,  Regulativ  für  das  Ter-  ' 
richtsarzte  bei  den  mediciniacb-geriehtlichen  Untersuchungen 
Leichname  vom    1.  Dec.  1858.     K.  Sachsen,   Verordnung  i 

1841  und  Instruction  zum  Gesetze  vom  30.  Juli  1836 
.  0.  III.  p.  18  ff.).  Verordnung  vom  10.  Jan.  1857  betr. 
etlichen  Verrichtungen  bei  den  Bezirksgerichten  und  Bezirks- 
■eri  ertlichen  Leichenöffnungen  sind  nöthigenfajls  auch  niefat- 
;e  beizuziehen.  Bayern,  Uin.-Entscbliessong  vom  17.  Dec  ; 
bl.  3.  Aufl.  Suppl.-Bd.  4.  p.  406).  Ebenso  haben  auch  die  i 
1  Hebammen  den  an  sie  ergehenden  Weisungen  behufs  der  ; 
Etlicher  Untersuchungen  und  Hfllfsverrichtungen  Folge  m  j 
ben  g.  252.  258.  1 

eaondere  liegen  den  hei  den  Verwaltungsbehörden  angestellten  | 
)i  1)  die  ärztlichen  Anordnungen  in  Bezug  auf  Verbesserung 
i  des  Bezirks,  sowie  auf  Verhütung  der  Verbreitung  von  j 
d  Epizootien;  2)  die  ärztliche  Mitwirkung  bei  Herstellung  ! 
mg  der  für  den  Bezirk  bestimmten  Sanitäts-Anstalten; 
he  Mitwirkung  in  Sachen  des  Bezirksarmen  wesene ;  4)  die 
j  der  Bestimmungen  Über  die  Wehrpflicht  fallenden  >nt- 
nen.     Bayern,  Verordnung  vom  12.  Febr.  1864  betr.  die  ' 

der  Bezirksgerichts-   und  Bezirksarzte.     Oestretch,   Vsr- 

1.  Oct.  1850.     v.  Stubenrauch  a.  a.  0.  IL  §.  275. 
ides-Gewerbeordnung  vom  21. Juni  1869  §29.  Prenssen, 
m  20.Febr.1863.    E.  Sachsen,  Verordnung  vom  26.Nov.  . 
}  a.a.O.    DU.    p.  15).      Mecklenburg,   Regulativ    vom 

cap.  1,    Über   die  Prüfung  der  Kreis-  und  Stadtchirurgen  ' 

Bnndes-PrQfungsordnung  vom  2 S.  Sept.  1869.  Pappen*  ' 
buch  der  Sani  tat  spolizei   II.    p.  209.     v.  Rönne,    Freu». 

Aufl.  IL  §.  290. 

ern,  Verordnung  vom  21.  April  1862  §.  11.  Baden, 
sm  28.  Mai  1864.  j 

;h  su  solchen  Anatellungen  arztlicher  Personen  im  Staate- 
ildienste  sind  nur  die  ordnungsmassig  approbirten  Aente 
ndes-Gewerbeordnung  vom  21.  Jnni  1869  3-  29. 
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Titel  UI. 
Der  Unterricht. 

Capitel  1. 

t 

•er  Unterricht  m  Allfeneiiei. 

§.    262. 

Der  Unterricht  ist  die  Aufgabe  des  Lehrberufes  (1).  Aller  Un- 
terricht hat  die  innere  Gesetzmässigkeit  der  Dinge  zum  Gegenstand 
und  damit  die  Bildung  der  Menschen  zur  Freiheit  zum  Ziele.  Denn 
Freiheit  ist  die  bewusste  Erfüllung  der  Gesetze  des  Lebens  oder  der 
Wahrheit.  Da  das  Zusammenleben  der  Menschen  nothwendig  auf 
diesen  Gesetzen  beruht  und  Freiheit  ohne  die  Uebereinstimmung  des 
Willens  und  des  Bewusstseins  undenkbar  ist,  so  muss  der  Lehr- 
beruf, durch  welchen  der  Geist  der  Wahrheit  und  Freiheit  in  der 
menschlichen  Geselbchaft  gepflegt  und  entwickelt  wird,  als  eine 
fundamentale  sociale  Berufstätigkeit  bezeichnet  und  folglich  mit 
den  Freiheitsideen  der  Zeit  im  engsten  Zusammenhange  stehend 
erkannt  werden  (2).  Auch  kann  der  Unterricht  keine  blosse  Privat- 
sache der  Einzelnen  sein,  da  er  als  unmittelbarer  Ausfluss  der  unter 
den  Menschen  bestehenden  und  ununterbrochen  sich  fortbildenden 
geistigen  Gemeinschaft  weder  nach  Zweck  noch  nach  Inhalt  einer 
ausschliesslichen  Beherrschung  Einzelner  unterworfen  werden  kann. 
Da  der  Zusammenhang  der  Freiheit  mit  der  Wahrheit  sich  nicht 
blos  im  Verstände,  sondern  auch  in  der  Richtung  und  Kraft  des 
persönlichen  Willens  kundgeben  muss,  so  wird  durch  den  Unter- 
richt auch  nothwendig  die  Entwicklung  des  Characters  bestimmt 
und  es  ist  bei  der  Einrichtung  des  Unterrichtswesens  auf  diese 
erziehende  Seite  des  Unterrichtes  sorgfältig  Bedacht  zu  neh- 
men (3).  Ferner  ergibt  sich  aus  dem  starken  Einflüsse  der  sinn- 
lichen Empfindungen  auf  das  Denken  und  Wollen  der  Menschen 
auch  die  Notwendigkeit  der  ästhetischen  Bildung  im  Gesammt- 
sjsteme  des  Unterrichtes,  wenngleich  dieselbe  zum  grossen  Theile 
einem  selbständigen  Berufe,  dem  Künstlerberufe,  anheimfällt  (4). 
Der  Unterricht  hat  somit  zum  Zwecke  die  Geistes-  und  Character- 
bildung  der  Menschen  im  Dienste  der  menschlichen  Freiheit  (&). 
Auch  der  Lehrberuf  ist  weder  ein  Gewerbe  (6),  noch  ein  öffent- 
liches Amt,  obgleich  er  analog  dem  Heilberufe  in  dienstlicher  Weise 
Tom  Staate  und  anderen  öffentlichen  Verwaltungsorganen  eingerichtet 
werden  kann  Q. 
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im  Allgemeinen  F.  H.  C.  Schwarz,  Lehrbuch  der  Er- 
l  Unterrichtalehre  2.  Aafl.  Heidelb.  1807.  1832.  F.  H.  C. 
rziehungslebre  Leipz.1829.  A.  H.  Niemeyer,  Grundsätze 
uad  des  Unterrichts  9.  Ausg.  Halle  1834.  J.  J.  Wag- 
des  Unterrichts  Aarau  1821.  W.  Sause,'  Verflach  einer 
er  Schalen  aus  dem  Gesichtspunkt  des  Lebens  im  Staate 
1841.  F.  E.  Beneke,  Brziehangs-  and  Unterrichtslehre 
V.  Cousin,  Der  öffentliche  Unterricht  in  Deutschland. 
Kroger.  Altena  1832.  33.  F..  Gramer,  Geschichte  der 
1  des  Unterrichts.  Elberf.  1833.  G.  G.  Keuffel,  Historiw 
Dgressus  Bcholarnm  inter  christknos  Helmstadt  1743.  K.  A. 
ter  Mitwirkung  von  v.  Palmer  und  WUdermntb)  En- 
>  gesammten  Erziehungs-  und  Unterrichtswesens,  Gotha  von 
alphabetischer  Reihenfolge).  K.  v.  Raumer,  Geschichte  der 
ittgart  1843.  A.  Beer  and  F.  Hochegger,  Die  Fort- 
Jnterricbtswesens  in  den  Cultarstaaten  Europas  Wien  1867 
bestreich,  Russland,  Belgien,  Schweiz"),  v.  Hohl,  Poliiei- 
i.  Aufl.  I.  §.  74—84.  L.  Stein,  Verwaltungslehre  Bd.  5. 
Holtzmann  in  Blnntschli's  und  Brater's  Stasta- 
1.  9.  1855  art.  Schule.  M.  Block,  Dictionaaire  general 
id.  2.  Paris  1864  p.  93—107.  H.  Lotze,  Mikrokosmus, 
lurgescbichte  und  Geschichte  der  Menschheit  2.  Aufl.  Leipz. 
Zachariae,  Vierzig  Bacher  vom  Staate  Bd.  4.  Heidelb. 
J.  J.  Moser,  Landeshoheit  in  Polizeisachen  Frankf.  unct 
cap.  3.  J.  L.  KlUber,  Oeffentl.  Recht  des  deutschen 
9.  Frankf.  1840  §.  499  —  505.  v.  Rönne,  Prenss.  Staate- 
II.  §.  488—511.  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichts  wesen 
Pö7.1,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  1870  §207—233. 
.uch,  Oestreich.  Verwaltungsgesetzkunde  2.  Aufl.  Wien 
76  —  436.  Schalte,  Lehrbuch  des  kathol.  Kirchenrechts 
sen  1868  §.  196  —  200.  Die  Gesetzgebung  auf  dem  Ge- 
errichts wesens  in  Prenssen  von  1817  —  1868.  Actenstucbe 
ingen  aus  dem  Ministerium  der  geistlichen,  Unterrichts- 
langelegenheiten  Berlin  1869.  M.  Block,  i'Europe  poli- 
le  Paris  1869  II.  cap.  3.  A.  Frantz,  Handbuch  der  Sta- 
1864  §.  44.  45.  Engel,  Beitrage  zur  Statistik  des  Un- 
s  im  Preuss.  Staate  und  seinen  alteren  Provinzen  1818—1867, 
irift  des  K.  Preuss.  stat.  Bureaus.     Berlin  1870. 

Holtzmann  a.  a.  O.  p.  265. 
dem  Unterricht  ist  Erziehung  stets  verbunden    und  es  lassj 
ze   zwischen   beiden    überhaupt    schwer    feststellen.     Si 

5.  Holtzmann  a.  a.  O.  p.  275.  Bluntschli's  Staate 
d.  3.  p.  428  ff.  Ueber  Erziehung  im  Allgemeinen  und 
ngen  in  derselben  vgl.  Schmid's  Encyclopadie  Bd.  2.  186» 
ober  Pädagogik  ibid.  Bd.  5.  p.  618  ff.  Rosenkran»,  Di« 
;  System  III.  p.  151  ff.  Salzmann,  Anweisung  zu  einer 
Erziehnng  der  Kinder.  Schnepfenthal  1788.  Ueber  ~ 
pien  s.  v.  Palm  er  in  Schmi.l's  Encyclopadie  Bd.  ... 
.er  Nationalbildung  ibid.  Bd.  5.  p.  80  ff. ;  aber  den  Einflu* 
on  auf  Erziehung  nnd  Schulwesen  ibid.  Bd.  6.  p.  8691" 
mid's  Encyclopadie  Bd.  4.  p.  107. 
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(6)  Siehe  v.  Rönne,  Preuss. Unterrichtswesen  Berlin  185B  I.  p.309. 
313.  Ueber  die  Freiheit  des  menschlichen  Willens  als  Fundamentalbe- 
griff der  Pädagogik  siehe  den  bezüglichen  Artikel  in  Schmidts  Ency- 
clopädie  Bd.  2.  p.  519  ff.  Ueber  Wesen  und  Zweck  der  Pädagogik  ibid. 
Bd.  5.  p.  613  ff.  Bd.  7.  p.  927  ff.    Sause  a.  a.  0.  I.  p.  21. 

C6)  Bundes- Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  6.  Bayern, 
Gewerbegesetz  vom  30.  Jan.  1868  art.  82.  Oestreich,  Patent  zur 
Gewerbeordnung  vom  20.  Dec.  1859  art.  V.  K.  Sachsen,  Gewerbe- 
gesetz vom  15.  Oct.  1861  §.2.  Baden,  Gewerbegesetz  vom  20.  Sept. 
1862  art.  33.  Wenn  die  meisten  dieser  Gesetze  nur  den  Privatunterricht 
von  dem  Begriffe  des  Gewerbebetriebs  ausschliessen ,  so  geschah  dies 
offenbar  nur,  weil  hinsichtlich  des  Öffentlichen  Unterrichts  jeder  Zweifel 
von  selbst  ausgeschlossen  schien;  was  übrigens,  da  auch  Gewerbe  vom 
Staate  betrieben  werden  können,  nicht  in  dem  Staatsbetrieb  als  solchem, 
sondern  in  dem  Wesen  des  Unterrichts  überhaupt  seinen  Grund  findet. 
Hieran  ändert  es  Nichts,  dass  der  Unterricht  als  Nahrungszweig  betrieben 
werden  kann,  da  dies  die  Anwendung  der  Erwerbsgesetze  im  eigentlichen 
8inne  nicht  zur  Folge  hat. 

(?)  Aus  dem  öffentlichen  Character  des  Unterrichts  lässt  sich  dessen 
amtliche  Eigenschaft  nicht  ableiten,  da  der  Beruf  neben  dem  Staats- 
dienste eine  selbständige  Stellung  im  System  des  öffentlichen  Rechtes  in 
Anspruch  nimmt;  die  entgegengesetzte  Ansicht  gehört  der  polizeilichen 
Periode  an,  in  welcher  alle  öffentliche  Thätigkeit  als  Ausfloss  der  Staats- 
gewalt betrachtet  wurde.  Vgl.  auch  schon  Preussen,  A.  L.  R.  IL  12. 
§.  26  —  28  verglichen  mit  §.  60.  Auch  können  allgemeine  Verfassungs- 
bestimmungen,  wodurch  den  öffentlichen  Lehrern  die  Rechte  und  Pflichten 
der  Staatsdiener  beigelegt  werden  (z.  B.  in  Preussen,  Verf.-Urk.  von 
1850  art.  23.  Oldenburg,  Staatsgrundgesetz  vom  22.  Nov.  1852 
art  85.  Coburg-Gotha,  Staatsgrundgesetz  vom  3.  Mai  1852  §.  41. 
Schwarzburg  -  Sondershausen,  Verfassungsgesetz  vom  12.  Dec. 
1849  §.  29)  einen  SchluBs  auf  concreto  Verhältnisse  nicht  von  selbst 
begründen,  da  durch  allgemeine  Grundsätze,  welche  noch  keine  unmit- 
telbar anwendbare  gesetzliche  Disposition  enthalten,  concreto  Rechte  und 
Pflichten  nicht  hervorgebracht  werden  können;  die  Anwendbarkeit  der 
für  Staatsbeamte  geltenden  Rechtsvorschriften  beraisst  sich  daher  nach 
den  positiven  Gesetzen  und  Verordnungen  und  nach  der  bestehenden 
Verwaltungspraxis.  S.  jedoch  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichtswesen  I. 
p.  461  ff.  und  das  Preuss.  Min. - Rescript  vom  4.  März  1834.  Offenbar 
ist  die  Verwaltung  des  Unterrichtswesens  durch  den  Staat  und  seine 
Organe  eine  von  dem  Lehrberuf  selbst  gänzlich  verschiedene  Thätig- 
keit; die  erstere  kann  auch  Lehrern  tibertragen  werden,  welche  dadurch 
zu  Staatsbeamten  werden.  Auch  kann  der  Lehrberuf  an  Staatsanstalten 
zum  Staatsdienst  im  weiteren  Sinne  gerechnet  werden,  wie  namentlich 
bezüglich  der  Lehrer  an  den  Gymnasien  und  anderen  höheren  Schulen 
der  Fall  ist.     Preussen,  A.  L.  R.  II.  12  §.  65. 

§.    263. 

Im  Alterthum  galt  der  Unterricht  als  Privatsache.  Er  wurde 
entweder  in  der  Familie  von  Sclaven ,  oder  ausser  dem  Hause  von 
Privatlehrern  ertheilt,   welche  meist  dem  niedrigsten  Stande  ange- 
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in  dem  Unterrichtgeben  anf  eigene  Rechnung  einen 
1  verachteten  Erwerb  suchten  (*).  Als  Staatsinstitut 
die  Schule  im  ganzen  Alterthum  nicht  vor;  obwohl 
Ömischen  Kaiser  ihre  Aufmerksamkeit  auch  dem  Lehr- 
ondere  durch  Gewährung  von  Besoldungen  aus  Öffent- 
i  zuwandten  and  viele  Lehrer  auch  von  Gemeinden 
angestellt  und  besoldet  wurden  (*).  Der  Unterricht 
remeinen  Grammatik  (Lesen,  Schreiben  und  Rechnen) 
(Redekunst);  bei  den  Griechen  wurde  auch  auf  Husik 
k  Gewicht  gelegt  (3),  Daneben  gab  es  später  specielle 
nt  errichte  an  stalten  für  Philosophie,  Medicin,  Jurwpru- 
»ie;  doch  verfiel  die  antike  Pflege  der  Wissenschaften 
chreitenden  Auflösung  des  römischen  Reiches  über- 
Mittelalter wurde  der  Unterricht  von  der  allgemeinen 
Geisteslebens,  der  Kirche,  in  die  Hand  genommen 
lere  von  den  Klöstern  und  Stiftern  betrieben;  der  kirch- 
it  beschränkte  sich  jedoch  auf  das  der  Kirche  dienende 
Vissen  und  auf  dürftige  Unterweisung  in  den  Lehren 
Lums,  wobei  die  Erziehung  für  das  bürgerliche  Leben 
wurde  (6).  Es  erwachte  daher  namentlich  in  den 
frühe  das  BedürfniBs  nach  freierer  und  vielseitigerer 
nd  es  wurden  schon  seit  dem  12.  und  13.  Jahrhun- 
idtische  Schulen  gegründet,  die  jedoch  meist  unter 
ind  Aufsicht  der  Geistlichkeit  standen.  Die  Schulen 
h  entweder  rein  kirchliche  Anstalten  (Kloster-,  Dom-, 
oder  Gemeindeanstalten  (Bürgerschulen,  scholae  ci- 
dann  wurden  nach  den  hauptsächlichen  Untemchte- 
insbesondere  Lateinschulen  und  deutsche  oder  gemeine 
ialschulen)  unterschieden  (*).  Die  ersteren  entwickelten 
2h  seit  der  Reformation  zu  höheren  Anstalten  (Gym- 
irbildungsstufen  der  Universitäten  (8).  Diese  letzteren 
tutscbland  seit  dem  14  Jahrhunderte  meist  von  den 
gegründet,  als  sich  seit  dem  Verfalle  des  Kloster- 
ufolge  der  Wiedererweckung  der  Kenntniss  des  das- 
huma  ein  allgemeiner  Trieb  nach  höherem  und  ge- 
rn kundgab  (u).  Die  deutschen  Universitäten  waren 
len,  sondern  welüiche  Anstalten  mit  corporativer  Ver- 
ohl  sie  sich  dem  Einflüsse  und  der  Aufsicht  der  Bi- 
inz  zu  entziehen  vermochten ;  sie  bedurften  der  kaiser- 
jung,  wenigstens  soweit  sie  das  Recht  in  Anspruch 
h  das  ganze  Reich  gültige  akademische  Grade  zu  er- 
n  Verlaufe  dieser  Entwicklung  wurde  das  ganze  Un- 
mehr  und  mehr  Beinern  kirchlichen  Character  entio- 
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gen  und  zu  einer  weltlichen  Angelegenheit  ausgebildet,  deren  An- 
ordnung und  Verwaltung,  jedoch  unter  Mitwirkung  der  Kirchenge- 
walt in  geistlichen  Sachen,  den  Landesherren  und  anderen  welt- 
lichen Obrigkeiten  zustand  (ll).  Während  demnach  der  Unterricht 
des  Volkes  im  Alterthum  zu  Religion  und  Priesterthum  in  gar  kei- 
nem Verhaltniss  stand  und  als  ein  freier  Erwerbszweig  von  Jeder- 
mann betrieben  werden  konnte,  wurde  er  in  der  christlichen  Periode 
rangehst  als  geistliche  Berufsthätigkeit  ausgeübt  und  dadurch  von 
den  christlichen  Religionsideen  tief  durchdrungen;  wenn  in  letz- 
terem auch  ein  für  die  Zukunft  festzuhaltender  Fortschritt  zu  erken- 
nen ist,  so  folgt  doch  daraus  nicht,  1)  dass  der  Lehrberuf  seiner 
inneren  Natur  nach  bestimmten  Glaubensvorschriften  unterworfen 
werden  und  2)  die  sociale  Idee  der  unter  den  Menschen  be- 
stehenden universellen  Geistesgemeinschaft  durch  confessioneDe 
Schranken  gebunden  sein  müsse.  Vielmehr  hat  gerade  die  auf  dem 
Wissen  selbständig  beruhende  Geistesbildung  nach  den  Gesetzen  der 
fortschreitenden  Ausbildung  des  menschlichen  Culturlebens  zur  gei- 
stigen Einheit  und  Freiheit  unter  den  Menschen  beizutragen  und 
hiefür  ist  die  rechtliche  Unabhängigkeit  des  Unterrichts  von  der 
Kirche  als  ein  unabweisbares  Postulat  anzuerkennen  (12). 

(*)  L.  Friedländer,  Darstellungen  aus  der  Sittengeschichte  Roms 
3.  Aufl.  1869  I.  p.  263  ff.  G.  Bernhardy,  Grundriss  der  röm.  Lite- 
ratur 3.  Aufl.  Braunschweig  1857  p.  38  ff.  Solche  Privatlehrer  war.en 
in  der  Regel  Sclaven,  Freigelassene,  Provinzialen ,  stets  arme  Leute,  die, 

.  oft  in  Compagnie,  im  Schulhalten  ein  kümmerliches  und  hartes  Brod  er- 
warben. Viele  wurden  Lehrer,  nachdem  es  ihnen  in  anderen  Berufsarten 
mißglückt  war.     Ueber  den  berühmten  Schullehrer  Orbilius  vgl.  Fried- 

;  Und  er  a.  a.  0.  p.  265.     Der  spatere  Kaiser  Pertinax,  Sohn  eines  Frei- 

h gelassenen,  der  Holzhandel  trieb,  trat  aus  dem  Lehrerstande,  in  dem  er 

\  seine  Rechnung  nicht  fand,  zum  Kriegsdienste  über. 

(*)  E.  Ouhl  und  W.  Koner,'  Das  Leben  der  Griechen  und  Rö- 
|  mer  2.  Aufl.  Berlin  1864  p.  224.  G.  Bernhardy  a.  a.  0.  p.  45. 
\  J.  Marquard,  Handbuch  der  römischen  Alterthum  er  Leipz.  1855  III.  2. 
p.  87.  Friedländer  a.  a.  0.  p.  264.  Die  Gehalte  der  öffentlichen 
i  Lehrer  waren  meist  auf  die  Municipalcassen  angewiesen  und  es  waren 
|  mit  dem  municipalen  Berufsdienst  gewisse  Privilegien  verbunden,  insbe- 
|  sondere  das  Bürgerrecht  und  die  Freiheit  von  municipalen  Leistungen. 
Vgl.  die* letzten  Spuren  hievon  in  den  heutigen  Gemeinden;  oben  §.116 
Anm.  10.  Doch  kamen  natürlich  auch  einzelne  Lehrer  vor,  die  sich 
durch  ihren  Beruf  nicht  nur  Berühmtheit,  sondern  auch  Reichthum  er- 
warben.    Vgl.  Friedlander  a.  a.  0.  p.  268. 

(3)  Friedländer  a.  a.  0.  I.  p.  267  ff.  III.  p.  273  ff.  Bernhardy 
a.  a.  0.  p.  42  ff.  J.  Fehr,  Staat  und  Kirche  im  fränk.  Reiche  bis  auf 
Carl  den  Gr.  Wien  1869  p.  561  ff.  Guhl  und  Koner  a.  a.  0.  p.  224. 
Bei  den  Römern  wurden  insbesondere  die  niederen  mehr  handwerks- 
mäßigen Lehrer  (literatores ,  ludi  magistri,  magistri  literarii)  und  die 
Gelehrten  (literati,    rhetores,   professores,    doctores)    unterschieden;    be- 
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it.  waren  die  griechischen  Lehrer  wegen  de«  hohen  Ge- 
man  auf  die  Kenntnis«  der  griechischen  Sprache  und  Lite- 

r  a.  a.  0.  p.  561.  572.  Die  Gründe  hievon  lagen  in  der 
sucht  nnd  Reichthumsjagd  der  entnervten  römischen  Be- 
i  in  der  mechanischen  nnd  ostensiblen  Behandlung  der 
,  wozu  namentlich  auch  das  Sclavenwesen  gemi gebraucht 
dlander  a.  a.  0.  III.  p.  89. 

ugenheim,  Geschichte  des  deutschen  Volke«  nnd  seiner 
1867  p  601.  Kriegk,  Deutsche«  Btlrgerthum  im  Mittel- 
1871  p.  64  ff.  Schmid's  Eocvelopadie  Bd.  4.  p.  766  ff. 
Rhyn,  Culturgescbichte  der  neueren  Zeit  I.  1870  p.  72. 
und  Kirche  im  fränkischen  Reiche  1869  p.  558  ff. 
egk  a.  a.  0.  p.  65  ff.  8.  Sngonheira  a.  a.  0.  p. 601  ff. 
n  wurde  das  Schulwesen  zunftmasaig  betrieben,  v.  Mau- 
lte der  deutschen  Stttdteverfassung  1870  II.  §.  291.  Et 
entlieh  der  Einfluss  der  Reformation  und  Luther'«  selbst 
rzuheben. 

egk  a.  a.  0.  p.  71  ff. 

aurer  a.  a.  0-  III.  §.  418,  insbesondere  sind  hier  als 
r  der  humanistischen  Bildung  zu  erwähnen  Melanchthon, 
Neandcr  nnd  Sturm.  Henne  am  Rhyn  a.  a.  0.  I. 
eber  die  Lehranstalten  des  Jesuiten  -  Ordens  vgl.  ibid.  I. 
ber  die  neuere  Reform  der  pädagogischen  Ideen  II.  p.381ff. 
id  tischen  Lateinschulen   und  Stifteschulen  Kriegk  a.  a.  0. 

me  am  Rhyn  a.  a.  0.  p.  72  ff.  t.  Maurer  a.  a.  0. 
258. 

aurer  a.  a.  0.  II.  §.  258.  J.  J.  Moser,  Landeshoheit 
en  cap.  m.  g.  12.  Schulte,  Kathol.  Kirchenrecht  2.Änfl. 
Anm.  1.  Auch  die  Papste  nahmen  das  Recht  in  Ansprach, 
rde  unmittelbar  zu  verleihen  oder  andern  Personen,  insbe- 
BischÖfen,  die  Vollmacht  dazu  in  ertheilen.  v.  Maurer 
p.  320.  Häufig  wurden  auch  Bischöfe  als  Kanzler  der  Uoi- 
annt  mit  dem  Rechte  der  Gerichtsbarkeit  und  dem  Rechte, 
i  zu  ertheilen ;  letzteres  ist  zur  Zeit  noch  der  Fall  in  Prag 
tchulte,  Kathol.  Kirchenrecht  2.  Aufl.  1868  §.  197. 
r.  Moser,  Landeshoheit  in  Poiizeisachen  cap.  III.  lieber 
arme  Schaler  vgl.  v.  Maurer  a.a.O.  III.  §.420-  Qneist, 
teile  Schule  Berlin  1869  p.  12  ff.  Ueber  die  früheren  weit 
htfl  der  Kirche  im  Unterrichts  wesen,  besonders  in  (bestreich, 
hulte,   Lehrbuch  des  kathol.  Kirchenrechts  2.  Aufl.  1868. 

s  Wissen  soll  zwar  kein  religionsloses  sein,  daher  bittet 
Überall  selbst  einen  Gegenstand  des  Unterricht« ;  aber  ei 
kirchlichen  Vorschriften  sein  und  insbesondere  nicht  in  die 
-chischer  Tendenzen  geworfen  werden.  Dies  ist  nicht  erri 
ig  der  Neuzeit,  sondern  ein  Ziel  der  schon  im  deutsch« 
ind  mit  der  Reformation  begründeten  geschichtlichen  Knt- 
civiliairteii  Gesellschaft.     Glauben   und  Wissen    müssen  in 


r 
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menschlichen  Geist  eine  freie  durch  die  Culturarbeit  der  ganzen  Gesell- 
schaft zu  fördernde  Einheit  bilden ;  die  blinde  Unterwerfung  des  Wissens 
und  der  Erkenntniss  unter  bestimmte  von  der  Kirchengewalt  aufgestellte 
scholastische  Glaubenssätze  wäre  eine  geistige  Tyrannei,  gegen  welche  in 
Deutschland  seit  dem  Beginne  geistiger  Selbständigkeit  stets  angekämpft 
wurde.     Vgl.  Kirsch,  Volksschulrecht  §.  14. 

§.    264. 

Zufolge  der  neuesten  Rechtsbildung  steht  der  gesammte  Un- 
terricht al%  eine  überaus  wichtige,  die  ganze  menschliche  Gesell- 
schaft berührende  Angelegenheit  unter  der  Gesetzgebung,  Gerichts- 
barkeit und  Oberaufsicht  des  Staates  (*);  damit  hängt  zusammen, 
dass  die  Rechtsordnung  des  Unterrichtes  in  der  modernen  Gesell- 
schaft von  den  Grundsätzen  des  socialen  Rechtes  beherrscht  wird 
und  überwiegend  der  nationalen  Rechtserzeugung  anheimfällt  (2). 
Das  Recht  des  Unterrichts  ruht  daher  auf  dem  Boden  der  socialen 
Freiheit,  d.  i.  derjenigen  Freiheit,  durch  welche  die  Einzelnen  be- 
fähigt werden,  der  Gesetzmässigkeit  des  modernen  Culturlebens  in 
freier  Gemeinschaft  nachzuleben  (3).  Daraus  ergeben  sich  folgende 
Consequenzen :  1)  Notwendigkeit  des  Unterrichtes  für  alle  Einzel- 
nen, sei  es  als  Glieder  der  nationalen  Culturgemeinschaft  überhaupt, 
sei  es  einzelner  besonderer  Kreise  in  derselben  (4).  2)  Erfüllung  des 
gesammten  Unterrichts  mit  dem  positiven  Geiste  der  Wahrheit  und 
Freiheit  und  Verbindung  des  Lehrberufes  mit  der  gesammten  Gei- 
«tesentwicklung  der  Gesellschaft  (6).  3)  Objective  Einrichtung  des 
Unterrichtes  nach  den  allseitigen  Bildungsbedürfnissen  der  ganzen 
Gesellschaft  und  dem  Entwicklungsgrade  der  sämmtlichen  Unter- 
richtsgegenstände (6).  4)  Freier  Zugang  aller  Einzelnen  zu  den 
verschiedenen  Zweigen  des  Unterrichtes,  soweit  sie  die  notwen- 
digen Bedingungen  hiefür  zu  erfüllen  vermögen  (7).  5)  Anerkennung 
der  socialen  Selbständigkeit  des  Lehrberufes,  insbesondere  a)  hin- 
sichtlich der  Gegenstände  und  Formen  des  Unterrichtes,  welche  mit 
dem  geistigen  Zustande  dtr  Gesellschaft  von  selbst  gegeben  und 
Ton  willkürlicher  Gestaltung  unabhängig  sind ;  b)  hinsichtlich  der 
berufsmässigen  Vorbereitung  und  ökonomischen  Stellung  des  Lehr- 
personals (6);  c)  hinsichtlich  der  Begründung  und  Darbietung  von 
Bildungsmitteln ,  soweit  die  Befähigung  dazu  feststeht  (9) ;  d)  auch 
iüus8  das  Verhältniss  zwischen  den  Lehrenden  und  Lernenden,  sei- 
nem Wesen  nach  ein  Verhältniss  rein  geistiger  Mittheilung,  von 
äusserer  Einmischung  frei  sein  (10).  6)  Aufstellung  von  Organen  für 
die  geordnete  Verwaltung  des  gesammten  Unterrichtswesens,  um 
der  Erfüllung  der  Anforderungen  der  socialen  Culturgemeinschaft 
und  den  Staatslebens  Sicherheit  und  Stetigkeit  zu  verleihen  (")• 
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Freiheit  der  Geistes bildong,  soweit  solche  Anfoider- 
leinsohaft  nicht  vorliegen  ('*). 

he  Grundrechte  ari  6.  Die  Wissenschaft  und  ihre  Lehre 
Inte  nichts-  and  Erzieh  angewesen  steht  unter  der  Ober- 
aates  und  ist  abgesehen  vom  Religionsunterrichte  der 
der  Geistlichkeit  als  solcher  enthoben.  Preusnen, 
§.  1.  2.  9.  Verf.-Urk.  vom  31.  Jan.  1850  art,  28. 
März  1872  betr.  die  Aufsicht  Über  die  Unterrichts-  und 
ten.  Bayern,  Anhang  II  zu  Beilage  II  der  Verf.-Urk. 
Mat  1818)  §.  14.  Motive  znm  Entwurf  eines  Volk«- 
Inehen  1867  p.  5.  Coburg-Gotha,  Staatagrundgeseta 
2  g.  37.  Oldenburg,  Staatsgrnndgesetz  vom  22.  Not. 
ILnhalt-Bernburg,  Verfassungsgesetz  vom  28.  Febr. 
ibulgesetz  vom  22.  April  1850  §.  1.  90  ff.  Schwarz- 
shausen,  Verfassungsgesetz  vom  12.  Dec.  1849  §.  26. 
ngesetz  vom  9.  Oct  1860  §.  6.  Oestreich,  Staats- 
r  die  allgemeinen  Rechte  der  Staatsbürger  vom  21.  Dec 
Schulgesetz  vom  25.  Mai  1868  §.  1.  9.  Vgl.  v.  Rönne, 
htswesen  I.  p.  316.  v.  Mohl,  Staatsrecht,  Völkerrecht 
.  3.  1869  p.  44  ff.  Stein,  Verwaltungsieb  re  Bd.  5. 
n  des  pädagogischen  Voreins  zu  Chemnitz  zu  einer  zeit- 
i  des  Schulwesens  I.  A.  3.  Backhans,  Die  Sehnige* 
Eiegetiwart.  Osnabr.  1869  p.  297.  Petition  der  Bertiner 
laus  der  Abgeordneten  vom  15.  April  1862  hei  Back- 
p.  284.  S.  auch  den  Ausspruch  des  Oberconsistoriunu 
.8.  Juli  1799  bei  Holtzmann  a.  a.  0.  p.  279. 
r  Unterricht  als  ein  sociales  nnd  universelles  Cultnrbe- 
it,  so  ist  die  Gesellschaft  *als  freie  Trägerin  des  mensch- 
ens die  eigentliche  Quelle  der  Rechtsordnung  des  Unter- 
h  die  Betheiligung  des  Staates  daran  von  selbst  gegeben 
itr  Holtzmann  a.  a.  0.  p.  265  von  einer  »Wissens- 
bt ,  welcher  das  Unt  errichtswesen  anheim  fallen  sollte, 
lieser  Beziehung  auf  die  moderne  Gesellschaft,  im  Gegen- 
i  und  zum  Staate    als   solchen,   zu  verweisen.     Vgl.  oben 

t>en  §.  5.  15. 

s  folgt  die  im  deutschen  Rechtsbewusstsein  durchweg 
ta torische  Eigenschaft  des  Elementarunterrichts,  sowie  die 
irjenigen,  welche  in  gewissen  Zweigen  des  Wissens  eine 
gkeit  ausüben  wollen,  sich  die  biezn  erforderliche  Be- 
inen ,  worin  weder  ein  Eingriff  in  die  persönliche  Frsi- 
is  Recht  der  Familie  erblickt  werden  kann.  Denn  offen- 
chtungen  rechtmässig,  durch  deren  Erfüllung  die  Grund- 
•  Gemeinschaft  aufrecht  erhalten  werden ,  der  Jeder  an- 
Igemeine  Unterrichtspflicht  steht  in  dieser  Hinsicht  mit 
Wehr-  nnd  Stenerpflicht  auf  gleicher  Linie.  Vgl.  dent- 
e  art.  6  (Reichs Verfassung  von  1849  §.  155).  General- 
lent  Friedrichs  des  Grossen  vom  -12.  Aug.  1763  8.11 
arf.-Urk.  von  1850  art.  21.  Oldenburg,  Verf. -DA.  I 
4.     Coburg-Gotha,  Staatsgrundgesetz  von  1852  §.39.1 
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Anhalt-Bernburg,  Verf.-Urk.  von  1850  §.  26.  Schwarzburg- 
Sondershausen,  Verf.-Urk.  von  1849  §.  28.  Oestreich,  Unter- 
richtsgesetz  für  die  Volksschulen  vom  14.  Mai  1869  §.  20. 

(&)  Daher  kann  die  Gesellschaft  keinen  Unterricht  in  ihrer  Mitte 
dulden»  der  zu  ihrem  eigenen  Leben  sich  feindlich  verhalt  und  durch 
welchen  die  Freiheit  des  Lehrberufes  in  negativer  und  zerstörender 
Richtung  gemissbraucht  würde.  Ü ieher  gehört  namentlich  die  Beschränk- 
ung des  gesellschaftlichen  Wissens  ans  einseitig  politischen  oder  confes- 
nonellen  Bücksichten,  durch  welche  gewisse  Tendenzen  der  Staats-  oder 
Kirchengewalt  im  Gegensatz  zur  geistig  freien  und  universellen  Aufklär- 
ung des  Volkes  und  zu  anerkannten  Culturbedüffnissen  durchgesetzt  wer- 
den sollen.  Auch  der  Religionsunterricht  muss  mit  den  Anforderungen 
der  die  Grundgesetze  des  menschlichen  und  socialen  Lebens  beherrschen- 
den Intelligenz  und  mit  der  den  universellen  Lebensbedürfnissen  der 
Menschen  gebührenden  Achtung  in  Uebereinstimmung  erhalten  werden; 
hierüber  hat  der  Staat  ebenso  zu  wachen  wie  über  andere  Gegenstände 
des  Unterrichts.  Andererseits  erscheint  der  neuerdings  zuweilen  verlangte 
confession8lose ,  d.  h.  alles  dogmatischen  Inhaltes  entkleidete  Religions- 
unterricht (Richter,  die  Emanzipation  der  Schule  von  der  Kirche.  Ge- 
krönte Preisschrift  Leipz.  1870)  als  ein  zur  Zeit  wohl  noch  unerreich- 
bares Ideal. 

(b*)  Daraus  ergibt  sich  die  Notwendigkeit,  dass  bei  der  Verwalt- 
ung des  Unterricht s wesens  durchgängig  sachverständige  Mitwirkung  aus 
den  Kreisen  des  Lehrpersonals  eintrete. 

(')  Hieher  gehört  namentlich  auch  die  durchaus  verwerfliche  Idee 
einer  sog.  bedingten  Aufklärung  des  Volkes  und  die  Beschränkung  des 
Unterrichts  auf  gewisse  niedere,  insbesondere  rein  prac tische  Zwecke. 
Sanse  a.  a.  0.  I.  p.  VIII  ff.  Auch  muss  auf  die  volle  Ausdehnung  des 
Unterrichts  für  das  weibliche  Geschlecht  mehr  Gewicht  gelegt  werden. 
Vgl.  über  Mädchenerziehung  Schmid's  Encyclopädie  Bd.  1.  p.  657  — 
686.  Bd.  4.  p.  489  —  588. 

(8)  Daraus  folgt  die  Aufhebung  1)  der  früher  üblichen  Verbindung 
des  Volksschullehrerberufs  mit  Handwerks-  oder  Taglöhner-  und  anderen 
niederen  Diensten  (Preuss.  General  -  Schulplan  vom  30.  Juli  1786  §.10. 
Kathol.  Schulreglement  für  Schlesien  von  1765  §.  14);  2)  der  Behand- 
lung des  Lehrberufes  als  eines  corporativen  oder  herrschaftlichen  Dienstes 
(8chulpatronat) ;  Seh  lesisches  Schulreglement  vom  18.  Mai  1801  §.  83  ff. 
Vielmehr  muss  auch  das  niedere  Lehrpersonal  berufsmässig  gebildet  und 
selbständig  gestellt  werden.  Oestreich,  Schulgesetz  vom  25.  Mai  1868 
§.  6.  Coburg-Gotha,  Staatsgrundgesetz  von  1852  §.  40.  Olden- 
burg, Verf.-Urk.  von  1882  art.  88.  Schwarzburg-Sondershau- 
aen,  Verf.-Urk.  von  1849  §.  29.  Preussen,  Verf.-Urk.  von  1850 
art  22.  Daher  sind  auch  die  Gehaltsverhältnisse  der  Lehrer  ein  not- 
wendiger Gegenstand  des  Unterrichtsrechtes.  — •  Mit  obigem  Grundsatz 
unvereinbar  wäre  die  fortdauernde  Behandlung  der  Schule  als  Pertinenz 
der  Kirche.     R.  Gneist,  Die  confessionelle  Schule  Berlin  1869  p.  12 ff. 

(•)  Preussen,  Verf.-Urk.  von  1850  art.  22  (sittliche,  wissen- 
schaftliche und  technische  Befähigung).  Oestreich,  Staatsgrundgesetz 
vom  21.Dec.  1867  über  die  allgemeinen  Rechte  der  Staatsbürger  art  17. 
Coburg-Gotha,  Verf.-Urk.  von  1852  §.  88.  Schwarzburg-Son- 
dershausen, Verf.-Urk.  von  1849  §.27.  Anhalt-Bernburg,  Verf.- 
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26.  8.  schon  die  deutschen  Grundrechte  art.  6:  ün- 
iehungsan stalten  zu  gründen,  in  leiten  und  an  solchen 
.heilen,  steht  jedem  Deutschen  frei,  wenn  er  die  Be- 
r  betreffenden  Staatsbehörde  nachgewiesen  hat.  Der 
it  unterliegt  keiner  Beschränkung. 

a.  a.  0.  I.  p.  22.  Schmid's  Eneyclopadie  Bd.  4. 
ilbst  verständlich  werden  positive  mit  bestimmten  Lehr- 

Verpflich taugen  des  Lehrberufs  nicht  ausgeschlossen  - 

folgt  die  einheitliche  Organisation  und  Leitung  des 
■ichtswesens  durch  öffentliche  Organe  nach  Massgabe 
fnisse  und  der  Culturzustände  in  den  Gliederungen  der 
i  Organisation  und  der  concreto  Inhalt  der  verschiede- 
iete  ist  nothwendig  fortschreitender  Entwicklung  unter- 
)t  mnss  daher  die  mittelalterliche  Anschauung  bezeichnet 

Schule  nur  Ersatz  und  Ergänzung  der  FamiHenerzieh- 
nrger  Schulordnung  von  1578.  Wurtemberger  Scnul- 
).  Holtzmann  a.  a.  0.  p.  277),  woraus  auch  die 
e  der  >  Mutterschule  *  hervorging.  Vielmehr  mnss  das 
'  ganzen  Gesellschaft  im  Unterrichtssystem  seinen  A  na- 
her ist  es  auch  primär  eine  Pflicht  der  Sffentlicbeh 
:  Familien ,  die  nothwendigen  Unterrichts  an  stalten  »u 
erwalten  und  der  häusliche  Unterricht  kann  nur  indi- 
\  nnd  Aushülfe  aus  Privatrücksichten  sein. 
isliche  Unterricht  ist  daher  für  frei  erklärt.  Oest- 
idgesetz  vom  21.Dec.  1867  Ober  die  allgemeinen  Rechte 
irt.17.  Coburg-Gotha,  Verf.-Ürk.  von  1852  §.  SB. 
rf.-Urk.  von  1852  art.  84  §.  1.  Anhalt-Bernburg, 
J50  §.  26.     Schwarzburg-Sondershansen,  Verl- 

27.  Nur  darf  der  öffentlich  vorgeschriebene  Unterricht 
tflrzt  werden.  Preossen,  Verf.-Urk-  von  1850  art.  21. 


ich*  in  seinem  vollen  Umfange  bildet  zwar  im 
Gesellschaft  im  Ganzen  eine  innere  Einheit,  indem 
sammte  in  der  Gesellschaft  vorhandene  GeiBtescnltnr 
zur  berufsmässigen  Entfaltung  und  zur  Mittheilung 
gelangt  (') ;  er  gliedert  sich  jedoch  seinem  Hanpt- 
•ersebiedene  Stufen  oder  Abtheilungen,  im  Anschluß 
iederung  des  Volkes  und  die  daraus  entspringenden 
sse  der  verschiedenen  Theile  desselben.  Er  bsi 
Hauptsache  zum  Gegenstand:  1)  die  allgemeine» 
des  Lebens,  deren  Kenntniss  und  Ausübung  fflr 
Seilschaft  unentbehrlich  ist;  2)  die  für  die  verschie- 
ebensaufgaben  und  GeBellBchaftsstufen  nothwendigen 
lisse;  3)  die  Wissenschaft.  Dieser  Eintheilung  ent- 
uiptetufen  des  Unterrichtes:  1)  der  ElementaruDter- 
lere  Unterricht;  3)  der  wissenschaftliche  Unterricht; 
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und  ebenso  drei  Hauptarten  der  Unterrichtsanstalten:  1)  die  Elemen- 
tarschulen; 2)  die  höheren  Schulen;  3)  die  Hochschulen  (Universi- 
täten) (2).  Es  gibt  jedoch  zwischen  diesen  Hauptabstufungen  des 
Unterrichts  auch  vermittelnde  Uebergänge  (3)  und  es  treten  auf  jeder 
Unterrichtsstufe  durch  deren  Hauptzweck  bedingte  oder  mit  dem- 
selben zu  verbindende  Nebenaufgaben  hinzu,  wodurch  das  Unter- 
richtsaystem  sich  erweitert  und  specieller  verzweigt;  insbesondere 
1)  Mittheilung  der  zur  Befestigung  und  Fortbildung  des  gegebenen 
Unterrichtsstoffes  erforderlichen  Kenntnisse  und  Fertigkeiten ;  2)  Vor- 
bereitung für  die  nächst  höhere  Stufe  des  Unterrichts  oder  für  das 
practische  Leben  selbst;  3)  geordnete  Herstellung  und  Darbietung 
der  für  die  Erlangung  der  Lehrbefähigung  und  Ausübung  der  Lehr- 
tätigkeit erforderlichen  äusseren  Hülfsmittel  (4).  Auch  bringt  es 
das  IocaI  gebundene  Bedürfnis*  des  Unterrichts  mit  sich,  dass  seine 
möglichst  zweckmässige  und  einheitliche  Befriedigung  wünschens- 
wert erscheint,  wesshalb  verschiedene  Stufen  des  Unterrichts  viel- 
fach in  einer  Anstalt  vereinigt  werden  (6).  Diese  zunächst  für  den 
öffentlichen  Unterricht  geltende  Grundeintheilung  ist  auch  für  den 
Privatunterricht  massgebend,  soweit  sie  auf  den  letzteren  bei  dessen 
mehr  freiem  und  individuellem  Character  Anwendung  finden  kann(6). 

(*)  Die  Auffassung  des  Unterrichts  als  einer  grossen  einheitlich  zu 
organisirenden  und  zu  leitenden  nationalen  Bildungsanstalt  findet  sich 
schon  in  dem  vom  Staatsrath  Süvern  ausgearbeiteten  Gesetzentwurf  über 
die  Verfassung  des  Schulwesens  im  Preuss.  Staate  vom  Jahre  1819.  Vgl. 
die  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des  Unterrichtswesens  in  Preussen  von 
1817-1868.     Berlin  1869  p.  16.  18. 

C2)  Stein,  Verwaltungslehre  Bd.  5.  p.  4.  67  ff.  unterscheidet  im 
Wesentlichen  nur  Elementar-  und  Berufsbildung  und  theilt  letztere  in 
gelehrte  und  wirtschaftliche  Berufsbildung,  wobei  wieder  im  Einzelnen 
zwischen  Vor-  und  Fachbildung  unterschieden  wird:  Gymnasien,  Univer- 
sitäten —  Realschulen,  technische  Hochschulen.  Diese  Eintheilung  ent- 
spricht dem  geltenden  System  des  Unterrichts  keineswegs  und  stellt  die 
einzelnen  Classen  desselben  unter  falsche  Gesichtspunkte,  v.  Mohl,  Po- 
lizeiwissenschaft 3.  Aufl.  1866  p.  536  ff.  theilt  den  gesammten  Unter- 
richt für  die  männliche  Jugend  nach  den  drei  Hauptarten  der  Beschäftig- 
ungen der  Männer  ein,  nämlich  mechanische  Handarbeit,  rationelle 
Umarbeitung  der  Stoffe  und  deren  Bereitlegung  für  den  Gebrauch,  end- 
lich wissenschaftliches  Denken  und  Handeln,  und  unterscheidet  demnach 
1)  Volksschulen ,  2)  Gewerbeschulen ,  8)  Gelehrtenschulen  (niedere  und 
mittlere,  Hochschule).  Allein  das  Bedürfniss  des  Unterrichts  wird  neben 
der  Beschäftigung  auch  durch  den  Besitz,  durch  den  Verkehr  und  durch 
vielfache  andere  sociale  Momente  bestimmt,  und  es  wäre  weder  eine 
ausschliesslich  auf  practische  Zwecke  gebaute  Einrichtung  des  Unterrichts 
zu  billigen,  noch  ist  auch  die  hieraus  abgeleitete  Eintheilung  des  Unter- 
richtswesens in  Uebereinstimmung  mit  dessen  positiver  Gestaltung  in  der 
Wirklichkeit.  Im  Allgemeinen  wird  der  Unterricht  durch  das  gesammte 
Geistesleben  eines  Jeden  Volkes  begründet,    welches  theils  in  sich  selbst 
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dings  auch  noch  den  praktischen  Bedürfnissen  sich 
itlichen  Übereinstimmend  mit  obiger  Eintheilnng  schei- 
,  Allgemeines  Staatsrecht  2.  Aufl.  1857  II.  p.  329 
lksscbnlen;  2)  Berufs-,  technische  und  gelehrte  Scha- 
lten; nur  werden  die  höheren  technischen  Schulen,  wo- 
•h  die  Realschulen  gehören  wurden,  in  enge  aufgefasst 
n  die  Bürgerschulen,  Mittelschalen,  höheren  Stadt- 
,te  zwischen  den  Volksschulen  und  den  höheren  Unter- 
e  Lyceen,  Athenlen,  Akademien  zwischen  den  Gym- 
ai  täten. 

werden  theils  neue  selbständige  Unterrichtsanstal  tun 
ngsschulen,  Gewerbeschulen,  Museen  etc.),  theils  wird 
len  Unterrieb  tsanstaltcn  der  Lehrplan  erweitert;  hier- 
h  zum  Theil  der  Unterschied  zwischen  den  obligatori- 
iven  Lehrge  gen  standen. 

mentar  schulen  mit  Lateinschulen  und  Gymnasien,  land- 
stitnte  n.  dgl.  mit  Universitäten, 
e  System  des  Unterrichts  mnss  dergestalt  angelegt  und 
b  geführt  sein,  dasa  es  allen  Bildungsbedürfnissen  im 
genügt;  der  Privatunterricht  ist  daneben  bestimmt  tur 
ridueller  Bildungsbedürfnisse  oder  derjenigen  allgemei- 
fnisse,  welche  aus  individuellen  Gründen  durch  Qffent- 
bt  befriedigt  werden.  Wo  nun  der  Privatunterricht 
tffentlichen  tritt,  muss  er  auch  von  den  Gesetzen  des 
t  werden.     Stein,  Verwaltungslehre  Bd.  5.  p.  146. 


Cspitel  2. 

Der  Eleaenlnr-llitemckl. 

'reussen,  A.  L.  H.  II.  12$.12-53.  Verf.-Urk.  von  1850 
al-  Landschulreglement  vom  12.  Aug.  1763.  Kathol.  Schul- 
ten vom  3.  Nov.  1765  und  18.  Mai  1801.  Reglement  ßr 
ve  und  die  Grafschaft  Mark   vom  10.  Mai  178».    Ekmen- 

die  Provini  Freussen  vom  11.  Dee.  1845.  Regulativ  für  dit 
tvorpommern    und  Rügen   vom  29.  Aug.  1831.     Gesetz  vom 

die  Aufsieht  über  die  Unterrichts-  und  Erziehungsanstalten. 
dschulordnung  vom  10.  Oct.  1868.  Hannover,  Gesette 
und  2.  Aug.  1856.  Bekanntmachung  vom  31.  Märe  1S5T. 
■  Vrk.  com  6.  Jan.  1831  §.  137.  Schulordnung  vom  11.  Jan. 
wen):  Schulordnung  von  1781  (für  Fulda  und  Hünfeld), 
m  S4.  Märe  1817.  Schulordnung  vom  6.  Dee.  1817.  Eni- 
htsgcselees   vom  Märe   18G2   (v.  Bethmann  -  Hollweg).     Eni- 

über  die  Einrichtung  und  Unterhaltung  der  öffentliche* 
November  1868  (v.  Mühler).  Bayern,  Verordnung  von' 
ormativentBchtiessuni)    vom    25.    Juli    1810.      Lehrplan   imd 

Mai  181t     Schuldotationsgtsetz  vom    10.  Nov.  186L    Ent- 

über  das  Volksschulwesen   von  1867   (mit  Motiven  heraus-  , 
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gegeben  München  1867).  K.  Sachten,  Gesetz  vom  6.  Juni  1835  und  3.  Mai 
1851  nebst  Ausführungsverordnung  hiezu  vom  9.  Juni  1835  und  5.  Mai  1851. 
Entwurf  eines  Volksschulgesetzes  von  1872  (nebst  Commissionsbericht  vom  17.  Febr. 
1872).  Würtemberg,  Gesetz  über  die  Volksschulen  vom  29.  Sept.  1836  (her- 
angegeben  von  C.  Ulm  er  Stuttg.  1865).  Gesetze  vom  6.  Nov.  1858  und  25.  Mai 
1865.  Instruction  vom  4.  Juli  1865.  Baden,  Verordnung  vom  12.  Äug.  1862 
über  die  Beaufsichtigung  und  Leitung  des  Schulwesens.  Gesetz  über  den  Ele- 
mentarunterricht vom  8.  März  1868.  Grossh.  Hessen,  Edict  vom  6.  Juni 
1832  und  Instruction  vom  10.  Juni  1832.  Braunschweig.  Landschulord- 
nung vom  22.  Sept.  1753.  Consistorialausschreiben  vom  12.  Nov.  1840.  Ge- 
setz über  Schulpflichtigkeit  und  Schulgeld  vom  23.  April  1840.  Oldenburg, 
Verf.-Ürk.  vom  22.  Nov.  1852  ort.  83—90.  Gesetz  vom  3.  April  1855.  Meck- 
lenburg, Verordnung  vom  21.  Juli  1821  und  5.  Febr.  1869  betr.  das  Land- 
schulwesen. Coburg-Gotha,  Verf.-Ürk.  vom  3.  Mai  1852  $.39—42.  Sach- 
»en-Coburg,  Gesetze  vom  15.  Juni  und  22.  Oct.  1858.  Sachsen-Gotha, 
Gesetz  vom  1.  Juli  1863.  Verordnung  vom  8.  Aug.  1863.  Instruction  vom 
11  Sept.  1863.  Anhalt-Dessau  und  Anhalt- Köthen,  Gesetz  vom  22. 
Äprü  1850  und  20.  Nov.  1852.  Schwarzburg,  Gesetz  vom  22.  März  1861. 
Oest reich,  Schulgesetz  vom  25.  Mai  1868.  Volksschulgesetz  vom  14.  Mai 
1869.  Provisor.  Schul-  und  Unterrichtsordnung  vom  20.  Aug.  1870.  —  Deutsche 
Grundrechte  ort.  VI. 

Literatur:  Kirsch,  Deutsches  Volksschulrecht  Leipz.  1854;  insbeson- 
dere in  geschichtlicher  Einsicht  p.  117 ff.  J.  C  N.  Backhaus,  Die  Schulge- 
teUgebung  der  Gegenwart.  Sammlung  der  neuesten  Schulgesetze,  wichtiger 
Verordnungen  der  Schulbehörden  und  Kundgebungen  der  pädagogischen  Vereine 
Osnabrück  1869.  v.  Bonne,  Das  Unterrichtswesen  des  Preuss.  Staates.  Eine 
systematisch  geordnete  Sammlung  aller  auf  dasselbe  Bezug  habenden  gesetzlichen 
Bestimmungen,  Verordnungen  und Rescripte  etc.  Berlin  1855  l.Bd.  v.  Rönne, 
Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  IL  §.  488  —  494.  Die  Gesetzgebung  auf  dem  Ge- 
biete des  Unterrichtswesens  in  Preussen  von  1817  —  1868.  Actenstücke  mit  Er- 
läuterungen. Berlin  1869.  v.  Thilo,  Ueber  Preuss.  Volksschulwesen  in 
Schmidts  Encyclopädie  Bd.  6.  1867  p.  159—267.  Gneist,  Die  confessionelU 
Schule.  Berlin  1869.  J.  Chr.  G.  Schumann,  Geschichte  des  Volksschulwe- 
sens in  der  Altmark  und  des  altmärkischen  Schullehrerseminars  \u  Gardelegen- 
Otterburg.  Halle  1871.  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.  208-214. 
G.  Döllinger,  Sammlung  aller  K.  Bayr.  Verordnungen  in  Unterrichts-  und 
Büdungssaehen  München  1823.  G.  Döllinger,  Uebersicht  der  das  Schulwesen 
in  Bayern  betreffenden  gesetzlichen  Anordnungen  Nördl.  1844.  Codex  des  im 
K.  Sachsen  geltenden  Kirchen-  und  Schulrechts  mit  Erläuterungen  und  unge- 
druckten Verordnungen  Leipz.  1840  nebst  Supplement  von  E.  Sehr ey er  Leipz. 
1852.  R.  Florey,  Codex  der  Sächsischen  Elementar-  Volksschule.  Zusammen- 
Stellung  aller  Gesetze  und  Verordnungen  etc  3.  Aufl.  Leipz.  1868.  v.  Mohl, 
Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik  Bd.  3.  1869  p.  7  ff.  v.  Mohl,  Polizei- 
wissenschaft 3. Aufl.  I  §  79.  Stein,  Verwaltungslehre  Bd.  5.  1868  p. 7 1—145. 
Mayer,  Grundsätze  des  Verwaltungsrechts  1862  p.  269.  A.  Thiel,  Das  wis- 
senschaftlich juristische  Bildungswesen  I.  Elementarunterricht  und  Gymnasien 
Berlin  1869.  G.  Fröhlich,  Die  Schulorganisation  nach  den  Forderungen  des 
Staats-  und  Kirchenrechts,   des  Cultur-  und  Zeitgeistes.    Gekrönte  Preisschrift 
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96*3.  R.  Gneitt,  Die  Selbstverwaltung  der  Volksschule  Berti»  186». 
Dörpfeld,  Die  drei  Grundgebrechen  der  hergebrachten  Schul  -  Verfass- 
nebst bestimmten  Vorschlägen  eu  ihrer  Reform  Elberfeld  1869.  H.  Dein- 
,  üeber  Lehrelbildung  und  Lehrerbildung» -Anstalten  Wien  1869.  L.  W. 
arth.  Die  Seminarien  für  Volksschullehrer.  Berlin  1869.  Vgl.  amuerdem 
Weichen  Artikel  in  Schmid's  Encyclopädie  und  Bluntschli's  Staats- 
Mch.  Weitere  Literatur  und  Quellen  bei  v.  Rönne,  Preuts.  Unterrichts- 
I.  Bd.  und  v.  Mohl.  Polizciicissenschaft  I.  p.  646. 

I.    Die  Volksschulen. 
1.    Der    Unterricht   in    den   Volk  aecb  u  len. 


Die  Volksschulen  (deutsche,  gemeine,  Trivialschulen)  haben 
Igemeisen  die  Aufgabe,  die  Jugend  sittlich-religiös  zu  erziehen 
hre  Geistesthätigkeit  für  die  allgemeinen  Anforderungen  des 
s  zu  entwickeln  (').  Insbesondere  sind  sie  bestimmt  zum  Un- 
lte  der  Kinder  (*)  1)  in  den  Grundwahrheiten  des  geistigen 
hysiseben  Lebens,  durch  welche  das  geistige  Bewusstsein  der 
hen  und  die  Regeln  ihres  Zusammenlebens  überhaupt  sich 
imen(3);  2)  in  denjenigen  Süsseren  Kenntnissen,  welche  die 
teine  Vorbedingung  selbständiger  geistiger  Existenz,  sowie 
indigen  Verkehres  mit  Anderen  Bind;  3)  in  gewissen  leicht 
baren  und  allgemein  nützlichen  Fertigkeiten  and  Künsten, 
egenstände  des  Volksschulunterricbts  Bind  demnach  mit  noth- 
ger  Beschränkung  auf  den  Zweck  der  Volksschule:  1)  Re- 
i-  und  Sittenlehre,  Geschichte,  Naturlebre  und  Naturgeschichte, 
mde  und  Erdbeschreibung;  2)  deutsche  Sprache  (Muttersprache), 
,  Schreiben,  Rechnen;  3)  Gesang,  Zeichnen,  Leibesübungen 
ir  Mädchen  weibliche  Handarbeiten  (').  Der  Unterrichtsplan, 
Ichem  der  Lehrstoff  für  die  einzelneu  Stufen  und  Classen  der 
schule  und  die  auf  jeden  Lehrgegenstand  zu  verwendende  Zeit 

bezeichnet  ist,  wird  von  der  obersten  Schulbehörde  feetge- 
5);  der  Lehrplan  für  den  Religionsunterricht,  dessen  wöcheiit- 
Stundcnzahl  zuweilen  schon  durch  das  Gesetz  oder  den  allge- 
a  Lehrplan  bestimmt  wird  ((i),  durch  die  obere  geistliche  Be- 
,  jedoch  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Schulordnung  0. 
olksschulen    scheiden    sich   in  Knaben-   und  Mädchenschulen, 

den  Umständen  nach  zweckmässig  scheint  l8).  Die  Zahl  der 
n  wird  durch  die  Schülerzahl  und  die  örtlichen  Verhältnisse 
mt;   in  der  Regel  soll  jede  Schule  nach  dem  Unterschied  des 

der  Schüler  aus  mindestens  zwei  Classen  oder  Abtheilungen 
en  (■').  Die  Zahl  der  Lehrer,  welche  sich  in  Haupt-  und  Un- 
cr  scheiden,    richtet  sieh  nach  dem  Bedürfnias  (Schülerzahl); 
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auf  keinen  Lehrer  sollen  mehr  als  zwei  Classen  treffen,  auch  19t 
die  für  jeden  Lehrer  und  jede  Ciasee  zulassige  höchste  Schülerzahl 
gesetzlich  bestimmt  (10).  Diese  Vorschriften  gelten  auch  för  Mädchen- 
schalen  und  die  an  denselben  angestellten  Lehrerinnen  (u).  Neben 
den  einfachen  Volksschulen  können  auch  Schulen  mit  erweitertem 
Lehrplan  (Mittelschulen,  Bürgerschulen,  obere  Stadtschulen,  erwei- 
terte Volksschulen)  gegründet  werden ;  auf  dieselben ,  als  facultative 
Anstalten,  finden  jedoch  die  für  die  Volksschule  geltenden  Grund- 
satze an  sich  keine  Anwendung  (12). 

(*)  Würtemberg,  Gesetz  vom  29.  Sept.  1886  art.  1.  K.  Sach- 
sen, Gesetz  vom  6.  Juni  1835  §.  1.  Entwurf  von  1872  §.  1.  Gotha, 
Gesetz  vom  1.  Juli  1868  §.3.  Baden,  Gesetz  vom  8. März  1868  §.  25. 
Oestreich,   Gesetz   vom   14.  Mai  1869  §.  1.     Bayern,    Entwurf   von 

1867  art.  1.  Kirsch,  Volksschulrecht  p.  145.  Daher  steht  das  Be- 
tragen der  schulpflichtigen  Jugend  auch  ausserhalb  der  Schule  unter 
Aufsicht,  insbesondere  ist  ihr  der  Besuch  der  Wirthshttuser  und  Tanz- 
böden untersagt.  £.  Sachsen,  Verordnung  vom  9.  Juni  1835  §.  79. 
Lauenburg,  Gesetz  vom  10.  Oct.  1868  §.  23.  Publicandum  der  Re- 
gierung za  Cöln  vom  5.  Juni  1827.  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichts- 
weaen  I.  p.  718  ff. 

(2)  Ueber  das  Bedenkliche  von  öffentlichen  Elementarcursen  für 
Erwachsene  und  die  sog.  cours  d'adultes  in  Frankreich  vgl.  Thiel,  Das 
wissenschaftlich  juristische  Bildungswesen  Berlin  1869  I.  p.  64. 

(3)  Einen  falschen  Standpunkt  nimmt  Stein,  Verwaltungslehre 
Bd.  5.  p.  71  eih,  wenn  er  dem  Elementarunterrichte  an  und  für  sich 
jeglichen  Inhalt  und  Werth  abspricht  und  ihm  solchen  nur  als  Beding- 
ung für  den  Erwerb  aller  Bildung  zuerkennt.  Denn  die  in  der  Volks- 
schule erlangte  Geistesbildung  hat  für  sich  selbst  hohe  Bedeutung  und 
sie  ist  nicht  blos  auf  den  Besitz  äusserer  Kenntnisse  beschr&ukt;  sie  ist 
diejenige  allgemeine  Menschenbildung,  welche  die  Gesammtheit  dos  Volks 
zum  einheitlichen  Bewusstsein  erhebt.  Kirsch,  Deutsches  Volksschul- 
recht. Einleitung  §.  8.  11.  Motive  zu  Art.  2  des  Bayr.  Entwurfs 
tob  1867. 

(4)  K.  Sachsen,  Verordnung  vom  9.  Juni  1835  §.  29  ff.  Entwurf 
von  1872  §.  2.  Würtemberg,  Gesetz  vom  29.  Sept.  1836  art.  2. 
Min. -Verfügung  vom  18.  Juni  1864  und  28.  Nov.  1865  betr.  den  rea- 
listischen  Unterricht    an    den  Volksschulen.      Preussen,    Entwurf  Yon 

1868  art.  IV.  Baden,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  25.  Bayern, 
Entwurf  von  1867  art.  2.  S.  auch  den  Bayr.  Lehrplan  vom  8.  Mai 
1811.  Anhalt,  Gesetz  vom  22.  April  1850  §.  17.  24.  Oestreich, 
Volksschulgosetz  vom  14.  Mai  1869  §.  3.  Auch  die  Elemente  der  Rechts- 
ond  Staatswissenschaft  sollten  in  den  Volksschulen  gelehrt  werden.  Siehe 
v.  Mo  hl,  Polizeiwissenschaft  8.  Aufl.  1.  p.  544.  Vgl.  im  Einzelnen 
Kirsch,  Volksschulrecht  p.  256  ff.  v.  Könne,  Preuss.  Unterrichtswe- 
Spn  I.  p.  653  ff.  Uebrigens  werden  in  der  Regel  obligatorische  und 
fecnltative  Unterrichtsgegenstände  unterschieden ;  zn  den  letzteren  gehören 
insbesondere  die  weiblichen  Arbeiten,  mit  Unrecht  auch  das  Turnen  und 
Zeichnen.  K.  Sachsen,  Entwurf  von  1872  art.  2.  Lauenburg,  Ge- 
setz vom  10. Oct.  1868  §.2.3.  Hannover,  Oonsistorial-Bekanntmachung 
Tom   31.  Mftrz  1857   §.  3.  4.    Bei    dem  Elementarunterricht   kommt   es 
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n  Umfang  und  die  Masse  der  einzelnen  Gegenstände,  all 
ne  gründliche,  die  Verstau  de  ae  et  wie  Irin  ng  und  Cbarocter- 
de,   jeden  Mechanismus    nnd   Nasseren  Schein  vermeidende 

Jugend  an.  Auch  Gedächtnis-  und  Denkübungen  mfla- 
igt  werden.  —  In  den  polnischen  und  wendischen  Lau- 
in  den  vorherrschend  von  polnischen  nnd  wendischen  Kin- 

Schnlen  auch  Unterricht  in  deren  Muttersprache  ertheilt 
muss  das  Deutsche  in  allen  Schulen  Unterrichtsgegenatand 
en,  Instruction  für  die  Provinz  Posen  vom  24.  Mai  1842. 
buss.  Unterrichtswesen  I.  p.  117.  E.  Sachsen,  Gesetz 
*35  §.  28.  Entwurf  von  1872  §.  12. 
llt,  Gesetz  vom  22.  April  1850  §.  92.  Baden,  Gesetz 
868  §.  26  (durch  Verordnung).  Bayern,  Lehrplan  vom 
nd  Normativ  -  Entschliessung  vom  3.  April  18S6.  Oest- 
jhulgeaetz"  vom  14.  Mai  1869  §.  4.  Lehrplan  für  Yolks- 
hang  zur  Provisor.  Verordnung  vom  12.  Juli  1869.  K- 
twnrf  von  1872  §.2.  Hannover,  Gesetz  vom  26.  Mai 
ich  AnhQrung  der  geistlichen  Behörden).  In  Preusseo, 
rch  den  Pfarrer  nnd  Genehmigung  durch  die  Bezirksre-  . 
nnd  der  vom  Provincialschulcolleginm  festgestellten  allge- 
Ige. 

m,  Gesetz  vom  8.  März  1868  %.  27  (3  Stunden).  Dem 
assen  in  Oestreich,  Volksschulgesetz  vom  14. Mai  1869 
i,  Entwurf  von  1867  art.  3.     K.  Sachsen,  Entwurf  von  ; 

die  Com missions vorschlage  zu  §.  12  (3  Stunden). 

eine  Kirche  oder  Religionsgesellschaft  die  Besorgung  des  . 
ichts  unterlägst,  hat  die  weltliche  Schalbehörde  nach  Ein- 
er Betheiligten  die  erforderliche  Verfügung  zn  treffen. 
etz    vom    22.  April   1850    §.  95.      Baden,    Gesetz  vom 

§.  27.    Oestreich,    Volksscbulgesetz  vom  14.  Mai  1867 

en,  Verf.-Ürk.  von  1850  art.  24.  Bayern,  Entwurf 
8. 

alt,  Schulgesetz  vom  22.  April  1850  §.  12.  19.  Oest- 
ehulgesetz  vom  14.  Mai  1869  §.  7.  Baden,  Gesetz  vom 
j. 27.  E.  Sachsen,  Verordnung  vom  9.Juni  1835  §.41. 
i»sen,  Landschulreglement  von  1763.  v.  Könne,  Preoas. 
en  I.  p.  642.  Regulativ  vom  3.  Oet.  1864.  Entwurf  von . 
Anhalt,  Schulgesetz  vom  22.  April  1850  §.  15.  22. 
Volksscbulgesetz  vom  14.  Mai  1869  g.  7.  11.  Schmid's 
d.  1.  p.  794  ff. 

alt,  Gesetz  vom  22.  April  1852  §.  13.  23  (140  Schaler 
Baden,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  22  (100— -180 
itreieh,  Volksschulgesetz  vom  14.  Mai  1869  §.  11.  13 
Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  8  (80—100  SchOler  in 
leilungen).  Würtemberg,  Gesetz  vom  6.  Nov.  1858 
30  ScbUler).  Preussen,  Entwurf  von  1868  art.  IV.  g.  8- 
Lauenburg,  Gesetz  vom  10.  Nov.  1868  §.  42  (100 
inover,  Gesetz  vom  26.  Mai  1845  §.  18  (120  Schüler). 
Entwurf  von  1872  %,  12  (60  Schüler  auf  eine  Cusse  ono 
it  einen  Lehrer). 
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(")  Oeatreich,  YolksBchnlgesetz  vom  14.  Hai  1869  §. 

(12>  Baden,  Gesetz  vom  S.  MSrz  1868  §.  102.  Anbal 
vom  22.  April  1850  §.25 ff.  Oeatreich,  Volksscholgeseti  vo 
1869  §.  17  ff.  Wnrtemberg,  Min. -Verfügung  vom  28.  Nov. 
die  Einführung  eine»  erweiterten  Real  schul  unterrichte  an  den 
len  and  die  Errichtung  sog.  Mittelschulen.  Preiissen,  En 
1B68  art.  IV.  §.  S.  Der  K.  Sachs.  Entwurf  von  1872  §.  8. 
scheidet  die  einfache,  mittlere  und  höhere  Volksschule.  Abge 
von  wird  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  Stadt-  nnd  L- 
regelmässig  nicht  mehr  gemacht.     Schmid's  Encyclopldie  Bd 

g.  267. 
Der  in  der  einfachen  Volksschule  gegebene  Eleme: 
rieht  int  für  alle  Kinder  (')  obligatorisch ;  er  kann  jedoch 
der  Yolksschnle  auch  in  anderen  Lehranstalten  oder  di 
reichenden  Privatunterricht  erworben  werden  (*).  Die  Sehn 
keit,  welche  in  der  Regel  vom  sechsten  bis  zum  rierze! 
bensjabxe  dauert,  ist  daher  nur  eine  eventuelle  (3).  Die  B< 
wird  auf  ein  weiteres  Jahr  erstreckt  für  diejenigen ,  weicht 
der  regelmässigen  Schulentlassung  ausUnfleiss  sich  die  we 
Gegenstände  des  Unterrichts  noch  nicht  angeeignet  haben; 
teits  kann  auch  nach  mindestens  7  jährigem  Schulbesuch  eii 
Entlassung  derer  stattfinden,  welche  schon  tot  dem  Ablai 
aeUlichen  Schulzeit  die  elementaren  TJnterrichtsgegensta 
■findig  inne  haben  (*).  Für  die  Erfüllung  der  "Untern 
haften  die  Eltern  der  Kinder  oder  deren  Stellvertreter  an 
dazu  dnreh  Geld-  oder  Gefängnissstrafe  angehalten (6) ;  t 
die  regelmässigen  Aufnahmstermine  einzuhalten  (6).  Fern 
aie  dafür  zn  sorgen ,  dass  die  die  Volksschule  besuchende 
mit  den  erforderlichen  Büchern  und  anderen  Materialien 
sind  ('),  Dienste  oder  sonstige  Arbeitsverhältnisse,  weicht 
Kindern  während  der  Schulpflichtigkeit  eingegangen  werde 
den  gesetzlich  vorgeschriebenen  Schulbesuch  nicht  binden 
Schulpflicht  erstreckt  sich  nicht  1)  auf  die  erweiterte  Vc 
wo  daneben  noch  eine  einfache  sich  befindet  (") ;  2)  auf 
gionsunbarricht  nach  einem  fremden  ReligionBbekenntniss 
derereeits  können  öffentliche  Schul-  und  Erziehungsansti 
Allen  ohne  Unterschied  des  Glaubensbekenntnisses  besuch 
nnd  es  müssen  in  jede  Volksschule  einer  bestimmten  C 
soferne  sie  nicht  eine  Privatanstalt  ist,  anch  die  Kinder  . 
deren  Bekenntnisses  aufgenommen  werden,  wenn  an  c 
eine  besondere  Schale  für  das  andere  Bekenntnisa  oder  eil 
nonslose  Schule  nicht  besteht  (").  In  der  Regel  hat  die  schu 
Jagend  diejenige  Schule  au  besuchen ,  deren  Sprengel  < 
oder  deren  Stellvertreter  durch  ihren  Wohnsitz  angehören 

Hocilar,   Ytrwalnut*  recht  1.  i.  6 
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ich  nicht  vollsinnige  Kinder  (Blinde,  Taube  et«.)  nnterliegea 
tsschulpflicht.      Preussen,   Rescript    vom    12.  Aug.   IB47. 
Preuss.  UnterricbtaweBen  I.  p.  564. 
eusseu,  General- Landschulreglement  von  1763  §.  1.  A.L.R. 

Gab. -Ordre  vom  14.  Mai  1825  betr.  die  Scbulpflicbtigkeit 
cht.  Verf.-Urk.  von  1850  art.  21.  Oestreich,  Volks- 
vom  14.  Mai  1869  §.  20.  23.  K.  Sachsen,  Gesetz  vom 
j  §.19.60.  Entwurf  von  1872  §.4.  Bayern,  Verordnung 
e.  1802  dag  Schulwesen  betr.  Entwurf  von  1867  art.  13. 
Urtemberg,  Gesetz  vom  29.  Sept.  1836  art.  4.  Baden, 
8.  März  1868  §.  1.  Anhalt,  Gesetz  vom  22.  April  1850 
nover,  Gesetz  vom  26.  Mai  1845  §.  3.  Lauenhnrg,  Ge- 
).  Nov.  1868  g.  12.  14.  Auch  die  Kinder  der  Dissidenten 
Sichtig.      Preussen,    Reg.  -  Rescript    vom    4.  Juli     1834. 

Preusa.  Unterrichts wesen  I.  p.  566.  Dispensation  oder  Auf- 
bewilligt werden  für  gebrechliche,  unreife,  zuweilen  auch 
fernt  wohnende  Kinder.  Preussen,  Rescript  vom  22.  Febr. 
5nne  a.a.O.  I.  p.  562.  Lauenburg,  Gesetz  vom  10.  Nov. 
(hier  auch,  was  nicht  zu  billigen,  für  sehr  arme  Kinder). 
esetz  vom  8.  März  1868  §.  2.  K.  Sachsen,  Entwurf  von 
Vgl.  v.  Mohl,  Polizeiwissenschaft  3.  Aufl.  I.  p.  528. 
l.  a.  0.  I.  p.  559  ff. 

iden,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  2.  Anhalt,  Gesetz 
ril  1850  (bis  zum  15.  Jabre  bei  Knaben).  Preussen,  A. 
I  §.  43  —  46  (vom  5.  Jahre  bis  zum  Erwerb  der  nothwen- 
nisse).  Cab.-Ordre  vom  14.  Mai  1825.  Entwurf  von  1868 
.  bis  14.  Jahr).  Schulordnung  für  die  Provinz  Preussen  vom 
»  §-1.2.  v.Rönne,  Preuss.  Unterrichts  wesen  I.  p.560ff.735ff. 
Intwurf  von  1867  art.  14  (6.  bis  13.  Jahr).  Würtemberg, 
6.  Nov.  1858  art.  1  (7.  bis  14.Jahr).  Oestreich,  Volkt- 
rom  14.  Mai  1869  §.  21.  23  (6.  bis  14.  Jahr).     K.  Sachsen, 

6.  Juni  1835  §.  19  —  22.  Entwurf  von  1872  §.  4  (6.  bis 
lannover,  Gesetz  vom  26.  Mai  1845  §.4.  5.  Lauenburg, 
10.  Nov.  1868  §.  13. 

iden,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  2.  Anhalt,  Gesetz  vom 
350  §.  3  (Über  Ausnahmen  entscheidet  die  Oberschulbehörde). 
erg.  Gesetz  vom  6.  Nov.  1858  art.  1.  Gotha,  Gesetz  vom 
3  §.  19.  Preussen,  General- Landschulreglement  vom 
'63  §.  13.  A.  L.  R.  II.  12  §.  46.  C.  R.  fttr  die  Provinx 
r  vom  29.  Mai  1837.  Schulordnung  für  die  Provinz  Preussen 
;.  1845  §.2.  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichts  wesen  I.  p.  743. 
,  Volksschnlgcsetz  vom  14.  Mai  1869  §.  21.  K.  Sachsen, 
6.  Juni  1835  g.  23.  Verordnung  vom  11.  M«rz  1842.  Ent- 
372  §.  4.  Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  14. 
iden,  Gesetz  vom  8.  März  1868  %.  1.  3.  Anhalt,  Scbul- 
22.  April  1850  §  4.  5.  Mecklenburg-Schwerin,  Vw- 
n  5.  Febr.  1869  §.  15.  Gotha,  Schulgesetz  vom  l.  Juli 
7.23.     Würtemberg,  Gesetz  vom  29.  Sept.  1836  art.  4.  9. 

Generallandschulreglement  von  1763  §.  1  10.  Gab.-Ordre 
ai  1835.  Min.-Rescript  vom  10.  April  1841.  A.  L.  B.  IL 
v.    Rönne,    Preuss.    Unterrichts  wesen   I.    p.  592  ff.    602  ff. 
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Oestreich,  Volkeschulgesetz  vom  14.  Mai  1869  g.  24.  K. 
Gesetz  vom  6..Tnni  1835  §.64—68.  Entwurf  von  1872  §.5. 
Verordnung  vom  28.  Juni  1862.  Entwurf  von  1867  art. 
Vorschrift,  welche  auch  auf  Ausländer  anwendbar  ist,  gil 
aligerechtfertigte  Schul  Versäumnisse.  Als  statthafte  Entsc 
grflnde  fOr  Schul  Versäumnisse  gelten  in  der  Regel  Krankheit«: 
ler  und  ansteckende  oder  bedenkliche  Krankheiten  in  der  Fau 
unter  Umstanden  Todesfälle,  nothwendige  Reisen,  ungestüme 
Forderung  des  Schulbesuches  durch  die  Behörden.  Preust 
Bescript  vom  25.  Sept.  1837.  v.  Rönne,  Preuss.  Unterric 
p.  579,  Beibringung  der  Impfscheine  für  die  schulpflichtig 
vorderen  Aufnahme  in  die  Schule.  Mecklenburg,  Veror 
22.  Man   1861.     Bayern,  Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  a 

(B)    Die    Aufnahme    findet   theils    nur    beim  Beginne   < 
Schuljahres,  theils  auch  in  halbjährigen  Terminen  statt.     Got 
vom  1.  Jnli  1863  §.  18.     K.  Sachsen,  Entwurf  von  1872  { 
vom    6.  Jnni    1835    §.  20.       Mecklenburg-Schwerin, 
vom  5.  Febr.  1869  §.  5.   Lanenbnrg,  Gesetz  vom  10.  Oct. 

(0  Baden,  Gesetz,  vom  8.  März  1868  §.  4.  Oestrei 
Schulgesetz  vom  14.  Mal  186)'  §.  25.  K.  Sachsen,  Gesetz  n 
1835  §.  36.  Barem,  Entwurf  von  1867  art.  21.  Lauen' 
tett  vom  10.  Oct.  1868  g.  5.  Für  Unbemittelte  findet  übt 
den  Grundsätzen  der  Armenpflege  (vgl  obon  %.  64)  Ansct 
Notlügen  und  theil  weise  Bestreitung  des  Schulgeldes  —  oder 
letzteren  —  aus  der  Armenkasse  statt;  besondere  Armenschu 
renneiden. 

(s)  Bundes-Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  128. 
General  -  Laudschnlreglement  von  1763.     A.  L.  R.    II.  8.   §. 

rlizeiordnung  vom  1.  Nov.  1847  %.  3.  Reg.-Erlass  vom  1 
27.  v.  Rönne,  Prenss.  Unterrichtswesen  I.  p.  572.  6 
Baden,  Verordnung  vom  24.  Sept.  1862.  K.  Sachsen,  ( 
6.  Juni  1835  §.  62.  63.  Entwurf  von  1872  §.  5.  Bayeri 
von  1867  art.  27  ff.  Anhalt,  Gesetz  vom  22.  April  1850  § 
lenburg,  Verordnung  vom  5.  Febr.  1869  §.  8—11.  Ein 
unangemessene  Viehhüten  durch  schulpflichtige  Kinder  verl 
Scbnl Versäumnisse  werden  auch  Lehrherren ,  Dienstherrschafte 
beitgeber,  sofern o  ihnen  eine  Verschuldung  zur  Last  fällt, 
gezogen.    Vgl.  unten  §.  358  Anm.  4. 

f9)  Baden,  Gesetz  vom  8.  März  1808  %.  102.  K. 
Entwurf  von  1872  §.  4.  Bayern,  Entwurf  von  1867  art 
sichtlich  der  Fortbildungsschule  vgl.  unton  §.  276. 

{■•)  Baden,  Gesetz  vom  8.  Mttrz  1868  §.  7.  K.  Sac 
setz  vom  6.  Juni  1835  §.  S.  Entwarf  von  1872  §.  6.  Baj 
warf  von  1867  art.  17.  Gotha,  Gesetz  vom  1.  Juli  1 
Lanenbnrg,  Gesetz  vom  10.  Oct.  1868  g.  15.  Preussei 
tob  3.  März  1847.  v.  Rönne,  Prenss.  Unterrichtswesen 
Die  Eltern  der  von  dem  Religionsunterricht  in  der  Schule  fei 
Kinder  müssen  jedoch  dafür  sorgen,  dass  es  diesen  an  dem  ei 
Unterricht  in  der  Religion  nicht  fehlt.  Sieho  auch  Preuss 
sbtr  die  Verhältnisse  der  Juden  vom  23.  Juli  1847  g.  62.  - 
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de  nicht  besteht,  muss  demnach  regelmässig  die  Orts- 
ch  der  obigen  Beschränkung  besncht  werden. 
i,  Gesetz  vom  8.  Mans  1868  §.  7.  PrensBen,  A.L.  B. 
lestreich,  Schulgesetz  vom  25.  Mai  1868  §.  8.  5. 
vom  14.  Mai  1869  §.  2.  Wttrtemberg,  Gesetz  vom 
rt.  8.     Bayern,  Entwurf  von  1867  art.19.     K.  Sach- 

vom  2.  Mai  1844.  Entwnrf  von  1872  §.  6  (s.  insbe- 
nisMonBbeschlÜBse  hiezu).  Bedenklich  ist  die  Bestimm- 
tern  berechtigt  sein  sollen ,  ihre  Kinder  von  der  Theil- 
[ionsunterrichte  zurückzuhalten,  anch  wenn  die  Schale 
ifessiou  angehört;    eine  Bestimmung,    welche   gegenüber 

und  öffentlich- nationalen  Character  der  Schulen  nicht 
sse  der  Eltern  an  der  religiösen  Erziehung  der  Kinder 
in  Ueberzeugung  gerechtfertigt  werden  kann.  Mit  dem- 
Önnte  dies  auch  bezüglich  jedes  anderen  Unterrichts- 
tend  gemacht  werden.  Die  Unabhängigkeit  dea  Lebr- 
privaten  Billigung  der  Eltern  ist  vielmehr  als  das  ttber- 
)  strenge  festzuhalten  und  es  können  höchstens  aus- 
ensationen  aus  besonderen  Gründen  zulässig  sein, 
imen  können  ans  besonderen,  namentlich  confessionellen 
rtsschulvoretande  gestattet  werden.  Anhalt,  Seholgft- 
.ril  1850    §.  7.    Würtemberg,   Gesetz  vom  29.  Sept. 

Sachsen,  Gesetz  vom    6.  Jnni  18S5   %.  59.    Entwurf 
Bayern,    Entwurf    von    1867    art.  16.      Prenssen, 
9.  März  1825.    v.  Rönne,    Prenss.  Unterrichtaweeen  I. 
i. 

2.    Die  VolkMchutlehrer. 


ibutig  des  Lehrberufs  an  der  Volksschule  ist  eine 
ale)  Function  und  steht  unter  der  Aufsicht  und  dem 
mtze  des  Staates  (')•  Sie  ist  nur  denen  gestattet, 
ach  weis  der  gesetzlichen  Befähigung  dazu  erbracht 
zu  wird,  ausser  der  sittlichen  und  religiösen  Befähig' 
i  bestimmten  Alter  (Volljährigkeit),  regelmässig  er- 
jlegung  einer  öffentlich  angeordneten  Prüfung  auf 
jehrerbildungsanstalten  (Seminarien)  erlangten  bertuV 
ildung;  ausnahmsweise,  namentlich  bei  Ausländem, 
rderliche  Nachweis  auch  auf  andere  Weise  erbracht 
>ie  Berufung  zu  einer  Schulstelle  erfolgt  durch  Aw 
immatriculirten  Schulcandidaten,  nach  öffentlicher  An* 
•  Bewerbung,  entweder  durch  den  Staat  (Oberachnl- 
ier  durch  die  Gemeindebehörde  (Schul vorstand)  unter 
ss  Staates  (»);  ersteres  findet  jedenfalls  dann  statt, 
wand  für  eine  Volksschule  ans  Staatsmitteln  bestritten 
Becht  von  Privatpersonen  zur  Besetzung  von  Lehrer- 
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stellen  durch  Präsentation  eines  gesetzlich  Befähigten  (Schulpatro- 
nai)  ist  dem  socialen  Character  des  Lehrberufes  nicht  mehr  ange- 
messen (J).  Die  Berufung  kann  erfolgen  als  Hauptlehrer  (Schul- 
meister) oder  als  Nebenlehrer;  letztere  sind  wieder  theils  Unterleh- 
rer (auf  einer  ständigen,  aber  nicht  für  einen  Hauptlehrer  bestimm- 
ten Stelle);  theils  Schulverweser  (auf  einer  zeitweilig  erledigten 
Hauptlehrerstelle);  theils  Schulgehülfen  (zur  Unterstützung  des 
Hauptlehrers  auf  dessen  Stelle)  (8).  Jede  Volksschule  soll  in  der 
Regel  mit  mindestens  einem  Hauptlehrer  besetzt  werden.  Für  die 
Erlangung  einer  Hauptlehrerstelle  ist  zuweilen,  wenigstens  für  die 
Candidaten  geringerer  Qualification ,  eine  zweite,  vorzüglich  für  den 
Nachweis  der  practischen  Ausbildung  bestimmte  Prüfung  (Dienst- 
pritfung,  Wahlfahigkeitsprufung)  noth wendig  (9) ;  auch  kann  nach 
längerer  Unterbrechung  der  Lehrthätigkeit  überhaupt  eine  zweite 
Prüfung  verlangt  werden  (10).  An  Mädchenschulen  und  in  gemisch- 
ten Gassen,  insbesondere  für  den  Unterricht  in  den  weiblichen  Ar- 
beiten, können  Lehrerinnen  ernannt  werden  (u). 

(0  Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  47.  Preussen,  A.  L.  R.  II. 
12  §.28.  Oestreich,  Volksschulgesetz  vom  14.  Mai  1869  §.  48.  Vgl. 
weh  Kirsch,  Volksschulrecht  I.  §.  84. 

(*)  Preussen,  A.  L.  B.  IL  12  §.  24.  Oestreich,  Volksschnl- 
gesetz  vom  14.  Mai  1869  §.88.  Bayern,  Entwarf  von  18G7  art.  49. 
K.  Sachsen,  Entwurf  von  1872  §.  17.  Wflrtemberg,  Gesetz  vom 
29.  Sept.  1886  art.  47.  Baden,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.80. 
Gotha,  Gesetz  vom  l.Jnli  1868  §.85.  Anhalt,  Gesetz  vom  22.  April 
1850  §.  72. 

(*)  Prenssen,  A.  L.  R.  IL  12  §.25.  General  -  Landschulregle- 
ment  vom  12.  Ang.  1763  §.14.  Hannover,  Gesetz  vom  26.  Mai  1845 
§.  11.  Lauenburg,  Gesetz  vom  10.  Oct.  1868  §.55.  Bayern,  Ent- 
wurf von  1867  art.  49.  E.  Sachsen,  Gesetz  vom  6.  Juni  1835  §.7.  43. 
Regulativ  vom  18.  Juli  1835.  Entwurf  von  1872  §.17.  Baden,  Ge- 
setz vom  8.  März  1868  §.30.  Gotba,  Gesetz  vom  1.  Juli  1863  §.  35. 
Diese  Vorschrift  gilt  auch  für  Lehrerinnen.  K.  Sachsen,  Entwarf  von 
1872  §.17  (und  der  Gommissionsbeschluss  hiezu);  s.  auch  Preussen, 
Bescript  vom  24.  Juni  1845.  v.  Könne,  Preuss.  Unterrichtswesen  I. 
p.  429  ff.  Die  Uebertragung  des  Unterrichts  an  Mitglieder  religiöser 
Orden  und  Genossenschaften  muss  grundsätzlich  von  der  Beibringung  des 
erforderlichen  Befähigungsnachweises  abhängen;  in  Bayern  darf  sie  nur 
auf  Grund  besonderen  Beschlusses  der  Schulgemeinde  stattfinden.  Schul- 
dotationsgesetz  von  1861  art.  2.  Entwurf  von  1867  art.  12.  Gänzliches 
Verbot  in  Baden,  Gesetz  vom  2. April  1872.  Hinsichtlich  der  Zuziehung 
eines  Commissarius  der  bischöflichen  Behörde  bei  der  Prüfung  katholischer 
Candidaten  s. Preussen,  Rescript  vom  1. Juni  1826  und  22. März  1827. 
Bei  der  Prüfung  hinsichtlich  der  Befähigung  zur  Ertheilung  des  Religions- 
unterrichts Bind  die  betreffenden  Religionsbehörden  betheiligt  und  haben 
darüber  zu  entscheiden.  Baden,  Gesetz  vom  8. März  1868  §.  80.  Oest- 
reich, Schulgesetz  vom  25.  Mai  1868  §.6.  Vgl.  anch  über  Schulbrüder  und 
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n  Schmid's  Encyclopädie  Bd.  7.  p.  865  ff.;  über  Ktoeter- 
Bd.  4.  p.  59 ;  Über  Jesuitenschulen  ibid.  Bd.  8  p.  740  ff.  — 
ler  Erfüllung  der  Militärpflicht  der  Lehrer  (6  wöchentliche 
r  Sehn  Kandidaten)  vgl.  Preussen,  Cab. -Ordre  vom 
K      Bundes-Militärersatzinatruction    vom    26.  Man;    1868 

K.  Sachsen,  Gesetz  vom  24.  Dec.  1866. 
en,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  SS.  34.  Anhalt,  Ge- 
April 1850  §.  1.  Oestreich,  Volksschulgeseti  rom 
§.  49.  50  (unter  Mitwirkung  derjenigen,  welche  die  Schule 
.yern,  Formations  Verordnung  vom  17.  Dec.  1825  §.  46. 
1867  ivrt.50.  Würtemberg,  Gesetz  vom  29.  Sept.  1836 
'reussen  war  nach  dem  A.  L.  R.  II.  12.  §.  22  die  Be- 
Jehrer  ein  Recht  der  Gerichtsobrigkeit.  Nach  der  Verl- 
)  art.  24  soll  der  Staat  unter  gesetzlich  geordneter  Be- 
Gemeinden die  Schullehrer  anstellen,  doch  ist  diese  Vor- 
recht ins  Leben  getreten.  Zur  Zeit  ist  die  Ausübung  des 
>n  Patronats,  sowie  die  Bestätigung  der  von  Privatpersonen 
n  gewählten  Lehrer  den  Bezirksregierungen  vorbehalten, 
m  23.  Oct.  1817  §.  18.  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichts- 
14.  Prenss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  491. 
ha,  Gesetz  vom  1.  Juli  1863  §.  37.  Hannover,  Gesetz 
1845  §.  10.  K.  Sachsen,  Entwurf  von  1872  §.  19 
eschluss);  früher  Gesetz  vom  6.  Juni  1835  §.44  ff.  (Colla- 
ich  in  Preussen  ist  das  Besetzangsrecht  der  Gemeinden  nur 
gefasst.  Min.  -  Verfügung  vom  26.  Juni  1811  betr.  die 
lu  Deputationen  §.  20.  Min.  -  Rescript  vom  25.  Jan.  1821. 
reusa.  Unterrichts wesen  I.  p.  448  ff. 

ha,  Gesetz  vom  1.  Juli  1863  §.  39.  Compatrooat  des 
lussen,  wenn  derselbe  stehende  Beitrage  leistet.  Cab. -Ordre 
1817.  v.  Rönne  a.  a.  O.  p.  445.  —  Vgl.  Ober  die 
Systeme  Schmid's  Encyclopädie  Bd.  1.  p.  209  ff.  579  ff. 
sschnlrecht  I.  p.  105  ff.  II.  p.  479  ff  ;  über  die  (sweifel- 
e  der  Anstellung  durch  den  Staat  die  Motive  zum  Barr. 
.  0.  p.  71.  Siehe  aber  auch  den  Commissionsbericbt  Ae\ 
Kammer  p.  249. 

irücklich  aufgehoben  ist  der  Schulpatronat  in  Anhalt, 
2.  April  1850  §.  1 ;  s.  auch  über  die  ZulasBigkeit  seiuei 
m  Comraissionsbericht  zu  §.  19  des  K.  Sachs.  Entwurf! 
(eibehalten  ist  der  Schulpatronat  in  Gotha,  Gesetz  von 
38.  Baden,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.33.  Preussen, 
■  die  Regierungen  vom  23.  Oct.  1817  §.  18.  Hannover, 
5.  Mai  1845  §.  10.  11.  Lauenburg,  Gesetz  vom  10. Oct 
Würtemberg,  Gesetz  vom  26.  Sept.  1836  art.  49. 
Volksschulgesetz  vom  14.  Mai  1869  §.  50.  Bayern,  Bot- 
7  art.  50.  52.  Unzulässig  ist  die  Anstellung  anf  Kundig- 
bestimmte  Frist,  auch  darf  sie  nicht  für  specielle  Functio- 
hten  erfolgen.  K.  Sachsen,  Entwurf  von  1872  §.  20. 
tallung  und  Vereidigung  der  Lehrer  vgl.  v.  Rönne,  Preus«. 
cn  I.  p.  451  ff. 

en,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  31.  32.  Bayern,  gut- 
1   art.  46.    K.  Sachsen,    Entwurf  von    1872    %.  17.18, 


r 


Cap.  2.    Der  Elementar -Unterricht.    2.  Die  Volksachullehrer.  87 

Oestreich,  Volksschulgesetz  vom  14. Mai  1869  §.50.  Würtemberg, 
Gesetz  vom  29.  Sept.  1836  art.  27.  Hannover,  Gesetz  vom  26.  Mai 
1845  §.  11.    Lauen  bürg,  Gesetz  vom  10.  Oct.  1868  §.  58.  60. 

(■)  Baden,  Gesetz  vom  8.März  1868  §.32.  Oestreich,  Volks- 
Schulgesetz  vom  14.  Mai  1869  §.  38.  53.  K.  Sachsen,  Gesetz  vom 
6.  Juni  1835  §.  43.  Regulativ  vom  26.  Aug.  1835.  Entwurf  von  1872 
§.17.  18.  Preussen,  Rescript.vom  l.Juni  1826  §.6—9,  vom  19.  Oct. 
1832  und  8.  Jan.  1840. 

(10)  Anhalt,  Gesetz  vom  22.  April  1850  §.  78.  Oestreich, 
Volksschulgesetz  vom  14.  Mai  1869  §.  40.  Nicht  zu  billigen  ist  es, 
wenn  hier  als  solche  Unterbrechung  auch  die  Lehrthätigkeit  an  Privat- 
anstalten bezeichnet  wird. 

(11)  Baden,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  45.  Würtemberg, 
Gesetz  vom  29.  Sept.  1836  art.  4  (auch  an  den  untersten  Knabenclassen). 
Gotha,  Gesetz  vom  1.  Juli  1863  §.  41.  K.  Sachsen,  Verordnung 
Tom  17.  Juni  1859  und  Prüfungsrogulativ  vom  17.  Juni  1859.  Ent- 
wurf von  1872  §.  17.  Oestreich,  Volksschulgesetz  vom  14.  Mai  1869 
§.  14  —  16.  Hinsichtlich  der  Befähigung  der  Lehrerinnen  haben  im  All- 
gemeinen die  gleichen  Vorschriften  wie  für  Lehrer  zu  gelten. 

§.    269. 

Die  elementare  Lehrthätigkeit  ist  nicht  nach  der  freien  Be- 
stimmung des  Lehrers,  sondern  nach  Anleitung  eines  Lehrplanes 
auszuüben,  der  ihm  von  der  vorgesetzten  Schulbehörde  als  Norm 
Torgeschrieben  wird  (');  der  Lehrplan  für  den  Religionsunterricht 
wird  von  den  oberen  geistlichen  Behörden  nach  Vorschrift  der  all- 
gemeinen Schulordnung  aufgestellt;  ebenso  sind  die  Geistlichen  als 
Religionslehrer  in  den  Volksschulen  an  die  Schulordnung  gebun- 
den (2).  Der  Lehrplan  bestimmt  (3)  1)  den  Lehrstoff  für  die  Volks- 
schule im  Allgemeinen  nach  der  Vorschrift  der  Gesetze  und  den 
Zwecken  des  Unterrichts;  2)  den  Umfang  und  die  Fortführung  der 
Unterrichtsgegenstände  auf  Grund  der  Classeneintheilung;  3)  die 
wöchentliche  Zahl  der  Lehrstunden  im  Allgemeinen  und  deren  Ver- 
keilung über  die  einzelnen  Lehrgegenstande;  4)  die  Benützung  der 
Lehrbücher  und  sonstiger  Unterrichtsmittel  (4) ;  5)  die  tägliche  Un- 
terrichtszeit und  die  Anordnung  der  Schulstunden  und  Ferien  (ß); 
6)  die  regelmässigen  und  ausserordentlichen  Schulprüfungen  (6). 
Die  Lehrmethode  bleibt  als  Form  des  geistigen  Mittheilungsverhält- 
nisses  an  die  Schüler  am  besten  dem  Lehrer  zur  freien  Anwendung 
überlassen;  doch  muss  dieselbe  durch  theoretische  und  practische 
pädagogische  Vorbildung  geläutert  sein  und  steht  jedenfalls  unter 
öffentlicher  Aufsicht  (7).  Die  Lehrpflicht,  welche  in  den  speciellen 
Instructionen  näher  festgestellt  wird,  ist  hinsichtlich  der  Zeit  auf 
eine  bestimmte  Zahl  wöchentlicher  Unterrichtsstunden  fixirt(8);  auch 
sind  die  Lehrer  gehalten:  1)  aushülfsweise  an  anderen  Gassen  oder 
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an  benachbarten  Schulen  den  Unterricht  zu  fibernehmen  (9) ;  2)  den 
Organisten-,  beziehungsweise  Vorsängerdienst  nach  Anordnung  der 
Schul  behörde  gegen  Vergütung  zu  besorgen  (10) ;  3)  desgleichen  in 
herkömmlicher  Weise  auch  andere  kirchliche  Functionen  (Küster- 
Messnerdienst)  (ll) ;  4)  zur  Uebernahme  anderer  ständiger  Neben- 
geschäfte (als  Gemeindeschreiber,  Rechnungsführer)  ist  die  Erlaub- 
niss  der  vorgesetzten  Schulbehörde  erforderlich  (12) ;  5)  zur  Ertheil- 
ung  yon  Privatunterricht  ist  jeder  Lehrer  frei*  berechtigt  (13) ,  doch 
ist  6)  der  Nebenbetrieb  unpassender  Gewerbe  untersagt  (u);  7)  die 
Verehelichung  der  Lehrer  steht  unter  dienstlicher  Aufsicht  (16). 

(l)  Vgl.  oben  §.266.  Der  Grundsatz  der  Lehrfreiheit  ist  hier  durch 
die     mit    den    Volksschulen     verbundenen     pädagogischen   Zwecke     und 
die   nothwendige   Erfüllung   bestimmter   Unterrichtsaufgaben,    zum  Theil 
auch    durch    den    einer   Schule    beigelegten    speciellen    Character,    z.  B. 
in    confe8sioneller  Hinsicht,    beschränkt.      Vgl.   Schmid's   Encyclopädie 
Bd.  4.  p.  273.  291  ff.    Kirsch,  Volksschulrecht  I.  §.  30.  37.     Die  Fest- 
setzung des  Lehrplans  durch  den  Geistlichen  als  Schulinspector  (Preussen, 
Generallandschulreglement  vom  12.  Aug.  1763  §.  24.     Edict  vom  16.  Dec 
1794.     K.  Sachs.  Verordnung  vom  9.  Juni  1835  §.29 ff.     Oldenburg, 
Instruction  für  Landprediger  vom  4.  Oct.  1837  §.14.     Kirsch,  Volks- 
schulrecht  I.  p.  293)    ist  jetzt  unangemessen,    jedenfalls   ist    sodann  die 
Beiziehung    der  Lehrer   und    des  Schul  Vorstandes   geboten.      Aufstellung 
eines   Normallehrplanes.      Preussen,    Min. -Verfügung   vom    16.  Febr. 
1861  (8.  z.  B.  den  Normallehrplan  der  Cölner  Regierung  im  Centralblatt 
für   die    gesammte    Unterrichtsverwaltung    1861    p.  611).      Anhang    zur 
Oestreich.   Provisor.  Verordnung  vom  12.  Juli  1869.     Von  dem  Lehr- 
plan ist  übrigens  der  Lectionsplan  (Stundenverzeichniss)  zu  unterscheiden, 
welcher  von  dem  Lehrer  selbst   unter  der  Aufsicht  des  Ortsschulvorstan- 
des und  der  Inspcctionsbebörde  verfasst  wird   und  den  Öffentlich   vorge- 
schriebenen Lehrplan  zur  Grundlage  zu   nehmen   hat.     Kirsch,    Volks- 
schulrecht I.  p.  87. 

(-)  Baden,  Gesetz  vom  8. März  1868  §.27.  Anhalt,  Gesetz  vom 
22.  April  1850  §.95.  Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  8.  Würtem- 
berg,  Gesetz  vom  29.  Sept.  1836  art.  2.  Oestreich,  Volksschulge- 
setz vom  14.  März  1869  §.5.  Preussen,  Verf.-Ürk.  von  1850  art  24. 
v.  Rönne,  Preuas.  Unterrichtswesen  I.  p.  653.  Kirsch,  Volksschul- 
recht II.  p.  409.  Dass  den  Religionsunterricht  regelmässig  der  Geistliche 
zu  ertheilen  hat  und  dem  Lehrer  höchstens  eine  aushttlfsweise  Mitwirk- 
ung dabei  zukomme,  entspricht  lediglich  dem  hierarchischen  Systeme 
des  Schulwesens,  üeber  den  Umfang  des  Religionsunterrichts  s.  Kirsch 
a.  a.  0.  p.  410  ff.  K.  Sachsen,  Entwurf  von  1872  §.  12  (biblische 
Geschichte,  christliche  Glaubens-  und  Sittenlehre). 

(3)  Kirsch,  Deutsches  Volksschulrecht  I.  p.  293  ff.  Vgl.  oben 
Anna.  1.  Baden,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  26.  27.  Oestreich, 
Volksschulgesetz  vom  14.  Mai  1869  §.  7  —  9.  Manche  Gegenstände  des 
Lohrplanes  sind  jedoch  auch  schon  in  den  Unterrichtsgesetzen  bestimmt. 
Vgl.  noch  Preussen,  Regulativ  vom  3.  Oct.  1854. 

(*)  Oestreich,    Schulgesetz    vom    25.  Mai  1868    §.  7.    Gotha, 
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Gesetz  vom  1.  Juli  1863  §.  92.  Anhalt,  Gesetz  vom  22.  April  1850 
|    §.  92.    Prenssen,    Reecript   vom  24.  Aug.  1887    and   14.  Jnni   1844. 

y.  Rönne,  Preuss.  Unterrichtswesen  I.  p.  647  ff.  Kirsch,  Volksschul- 
i  recht  L  p.  88.  800  ff.  Schmid's  Encyclopädie  Bd.  4.  p.  277;  über 
;  Elementarbücher  überhaupt  ibid.  Bd.  2.  p.  75  ff.  Die  freie  Auswahl  der 
;   Lehrbücher  ist  dem  Lehrer  nicht  gestattet. 

(*)  Regelmässige  Ferien  sind:  die  drei  hohen  Feste,  Pfingsten, 
Weihnachten  und  Ostern  mit  einigen  vorhergehenden  und  nachfolgenden 
Tagen,  besondere  Festtage  (Himmelfahrt,  Basstage),  4—6  Wochen  Erü- 
teferien,  dann  auch  an  Jahrmärkten,  Fastnacht,  bei  Schulprüfungen  etc. 
Hannover,  Consistorial- Bekanntmachung  vom  81.  März  1857  §.6.  13. 
Anhalt,  Gesetz  vom  22.  April  1850  g.  16.  20.  82.  Lauen  barg, 
Landschulordnung  vom  10.  Oct.  1868  §.  9.  10.  K.  Sachsen,  Verord- 
nung vom  9.  Juni  1885  §.  66  ff.  Prenssen,  Reg.-Erlass  vom  1.  Juli 
1828  §.  18.  28  ff«  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichtswesen  I.  p.  574. 
629  ff.    Kirsch  a.  a.  0.  I.  p.  884  ff. 

(*)  ▼.  Rönne  a.  a.  0.  I.  p.  716.    Kirsch  a.  a.  0.  II.  p.  1  ff. 

O  Die  Einführung  neuer  Lehrmethoden  wird  meist  noch  von  der 
Genehmigung  der  Schulbehörde  abhängig  gemacht.  Kirsch  a.a.O.  I. 
p.  88.  298.  Vgl.  auch  das  Preuss.  0.  R.  vom  27.  Aug.  1844  betr.  den 
Sprachunterricht  in  den  Volksschulen. 

(*)  30  —  32  Stunden   wöchentlich,    mit   besonderer  Vergütung  für 
jede  weitere  Stunde.     Oestreich,    Volksschulgesetz   vom  14.  Mai  1869 
§.51.     Würtemberg,    Gesetz   vom    6.  Nov.    1858    art.  6    und    vom 
25.  Mai  1865  art.  4.    Baden,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  42.    Han- 
nover, Consistorialerlass  vom  31.  März  1857  §.  5.     Gotha,  Gesetz  vom 
K  I.Juli  1863  §.49.    K.  Sachsen,  Entwurf  von  1872  §.21.    Prenssen, 
Instruction  vom  1.  März  1822  und   18.  Nov.  1829.    v.  Rönne,  Preuss. 
ünterrichtswesen  I.   p.  463  ff.    Ueber  die  Verpflichtung   der  Lehrer  zur 
späteren  Fortbildung  (durch  Lehrcurse  an  Seminarien,  Lehrerconferenzen, 
Lehrer-   und  Lesevereine,   Preisaufgaben  etc.)   vgl.   Oestreich,   Volks- 
jJJcbulgesetz  vom  14.  Mai  1869   §.  48  ff.    Schmid's  Encyclopftdie   Bd.  1. 
Hp.  185.  Bd.  2.  p.  411.     Ueber  das  politische  Verhalten  der  Lehrer,  Theil- 
I  nähme   an    Wahlen,    Versammlungen,    Vereinen   etc.    vgl.    v.    Rönne 
[  a.  a,  0.  I.  p.  474.     Der  richtigen  Auffassung  nach  können  die  für  Staats- 
beamte geltenden  Vorschriften  auf  Scbullehrer  keine  Anwendung  finden. 

O  Baden,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.42.  Bayern,  Entwurf 
von  1867  art.  72.  Hiefttr  ist  im  Falle  der  Ueberschreitung  der  gesetz- 
lichen Stundenzahl  Entschädigung  zu  gewähren. 

(10)  Prenssen,  A.  L.  R.  II.  11  §.  561.  Baden,  Gesetz  vom 
8.  März  1868  §.  43. 

(")  Gotha,  Gesetz  vom  1.  Juli  1863  §.  42.  47.  Anhalt,  Ge- 
setz vom  20.  Nov.  1852  §.  2.  Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  74. 
Würtemberg,  Gesetz  vom  15.  Mai  1865  art.  7.  8.  Anders  in  Ba- 
den, Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  43.  Für  möglichste  Trennung  des 
'  ßehulamte  vom  Kirchendienst  Prenssen,  Cab.- Ordre  vom  8.  Nov. 
1835;  eine  solche  Trennung  muss  stattfinden,  wenn  die  Kirchenbehörde 
die  Bestätigung  versagt.  Preussen,  Min.-Rescript  vom  17.  Nov.  1850. 
t.  Rönne,  Preuss.  Unterrichts wesen  I.  p.  450.  S.  dagegen  Hannover, 
Gesetz  vom  26.  Mai  1845  §.  23.     Die  Abtrennung  des  Glöcknerdienstes 
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Mif  Antrag  des  Lehrers  anter  Zustimmung  des  Col- 
li   der  K.  Sachs.  Verordnung    vom    12.  Sept.  1850 

Entwurf  vou  1872  %,  20.  Auch  das  Austragen  von 
ch    den    Schullehrer    ist    möglichst    abzustellen.      K. 

vom  31.  März  1842.  Vgl.  im  Allgemeinen  Kirsch, 
f>,  168  ff.  Jedenfalls  muss  es  den  Lehrern  gestattet 
Vornahme    kirchlicher   Functionen    eines  Geholfen    zu 

en,  Entwurf  von  1872  g.  21.  Baden,  Gesetz  vom 
.  In  Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  74  ist  der 
iürfnisafalle   zur  Ucbornahrae    der  Ge  mein  de  sehr  eiber- 

Sesetz  vom  1.  Juli  1863  §.  47.  K.  Sachsen,  Eut- 
.  Prengsen,  Instruction  vom  81.  Dec.  1839  §.16. 
23.  Hov.  1842.  v.  Rönne  a.  a.  0.  I.  p.  296.  534. 
ch  seine  Amtsführung  nicht  beeinträchtigt  werden. 
.  p.  159. 

tre  Qastwirthschaft,  Kramerei,  Aufspielen  in  Wirths- 
ussen,  General-Landschnlreglement  vonl768  §.13. 
ent  für  Schlesien  von  1801  §.  32.  Lanenborg, 
)m  lO.Oct.  1868  g.  54.  Kirsch  a.  a.  0.  II.  p.  155. 
oealamtern.      Prenssen,    Städteordnung    von    1853 

besetz  vom  1.  Juli  1863  §.  50.  Die  Bewilligung  kann 
i  bei  offenbarer  Unzulänglichkeit  der  Mittel  oder  in 
htigte  Frauenzimmer.  In  Preussen  sollen  nar  die 
tlten  Lehrer  vor  frühzeitigen  Ehen  gewarnt  werden. 
äs  vom  7.  Nov.  1839.  Min.-Rescript  vom  24.  Hlrr 
i.  a.  0.   I.   p.  527.      Vgl.    im  Allgemeinen  Kirsch 


§.     270. 

[Stellung  erlangt  der  Lehrer  das  Recht:  1)  auuf  die 
igsmässige  Ausübung  des  Lehrberufes  an  der  ihm 
e  oder  Classo ;  2)  auf  die  mit  der  Lehrstelle  gesetz- 
isoldung  und  Pension;  S)  auf  die  Betheiligung  an 
Faltung  der  Schule.  In  ersterer  Hinsicht  ist  zu 
tellentauBch  zwischen  Lehrern  ist  gestattet,  jedoch 
mg  der  Oberschulbehörde  und  nach  Einvernahme 
'rtsscbul Verwaltung  (');  2)  die  Vernetzung  eines 
ndere  Stelle,  welche  die  vorherige  Vernehmung 
ltung  voraussetzt,  kann,  ausgenommen  zur  Strafe, 
;n  nur  erfolgen  gegen  Vergütung  der  Umzugs- 
ferkürzung  am  festen  Gehalte  (2);  3)  eine  Ent- 
Dienste ohne  Ruhegehalt  muss  stattfinden  in 
leilung  wegen  Verbrechens,  Überhaupt  wegen  er- 
eit  und  TJn Würdigkeit,   insbesondere  wegen    un- 
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züchtiger  Handlungen  mit  Kindern;  sie  kann  stattfinden  wegen 
geringerer  Vergehungen,  Mieshandlung  oder  unsittlicher  Einwirkung 
auf  die  Kinder  und  wegen  dauernder  Vernachlässigung  der  Dienst- 
pflichten ,  im  letzteren  Falle  jedoch  nur  nach  vorheriger  Anstellung 
eines  disciplinaren  Besserungsyerfahrens  (3) ;  4)  bei  vorgerücktem 
Alter,  Kränklichkeit  oder  sonstiger  Unfähigkeit  des  Lehrers  zur 
Erfüllung  seiner  vollen  Berufspflichten  wird  ihm,  zuweilen  auf  seine 
Kosten ,  ein  Hülfslehrer  beigegeben  (4) ;  5)  die  freiwillige  Nieder- 
legung einer  Schulstelle  ist  jederzeit  gestattet,  jedoch  muss  der 
Dienst  noch  eine  gewisse  Zeit  hindurch  behufs  Herbeiführung  eines 
Ersatzes  fortgeführt  werden  (*).  Provisorisch  Angestellte,  welche 
sich  practisch  nicht  bewähren  oder  die  vorgeschriebene  zweite 
Prüfung  (§.  268)  nicht  bestehen,  können  ohne  Weiteres  entlassen 
werden  (6). 

(')  Baden,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  85.  Versetzung  auf  An- 
trag Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  54. 

(2)  Gotha,  Gesetz  vom  1.  Juli  1863  §.  53.  Baden,  Gesetz  vom 
8.  März  1868  §.  86.  Württemberg,  Gesetz  vom  8.  Nov.  1856  art.  83. 
Nassau,  Gesetz  vom  26.  März  1862  §.  6.  Preussen,  A.  L.  R.  II. 
12  §.  89.  Gesetz  vom  21.  Juli  1852  betr.  die  Dienstvergehen  etc.  §.  87. 
Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  54.  75.  K.  Sachsen,  Entwurf  von 
1872  §.  20.  Die  Umzugskosten  sind  von  der  Gemeinde  zu  bestreiten, 
in  welche  der  Lehrer  neu  eintritt. 

C3)  Oestreich,  Yolksschulgesetz  vom  14.  Mai  1869  §.  54.  Ba- 
den, Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  88.  39.  Gotha,  Gesetz  vom  1.  Juli 
1863  §.51.  52.  62.  Wflrtemberg,  Gesetz  vom  29. Sept.  1836  art. 51. 
Lauenburg,  Gesetz  vom  10.  Oct.  1868  §.58.  Bayern,  Entwurf  von 
1867  art.  76.  K.  Sachsen,  Gesetz  vom  6.  Juni  1835  §.52—55.  Ent- 
wurf von  1872  §.  22.  Auch  nach  dem  Preuss.  Gesetze  vom  21.  Juli 
1852  betr.  die  Dienstvergehen  der  nicht  richterlichen  Beamten  und  die 
Versetzung  derselben  auf  eine  andere  Stelle  oder  in  den  Buhestand,  En- 
det die  Entlassung  statt  theils  in  Folge  richterlicher  Untersuchung,  theils 
im  Disciplinarverfahren.  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichtswesen  I.  p. 547. 
730  ft  Schmid's  Encyclopädie  Bd.  2.  p.  11  ff.  Ueber  den  Verlust  der 
Fähigkeit  zur  Wiederanstellung  durch  criminelle  Bestrafung  vgl.  Straf- 
gesetzbuch von  1870  §.  81.  83 — 86.  Ueber  die  Grenzen  des  den  Leh- 
rern zustehenden  Züchtigungsrechts,  insbesondere  die  körperliche  Züchtig- 
ung vgl.  Preussen,  A.  L.  B.  II.  12  §.  50  —  58.  Gab.-Ordre  vom 
14.  Mai  1825  §.  6.  v.  Rönne  a.  a.  O.  I.  p.  780  ff.  Baden,  Gesetz 
vom  8.  März  §.  29.  Gotha,  Gesetz  vom  1.  Juli  1863  §.  8.  In-' 
struction  für  die  Bezirksschulinspectoren  vom  11.  Sept.  1863  §.  17. 
Lauenburg,  Gesetz  vom  10.  Oct.  1868  §.  22.  K.  Sachsen,  Ver- 
ordnung vom  9.  Juni  1835  §.  78.  Entwurf  von  1872  §.  21.  Es  sind 
alle  ZUchtigung8mittel  untersagt,  welche  die  Sittlichkeit  oder  Gesundheit 
verletzen,  den  Gharacter  der  Kinder  verderben  oder  die  Lust  am  Lernen 
beeinträchtigen,  überhaupt  dem  Zweck  der  Schule  zuwiderlaufen.  Die 
Ueberschreitung  des  Züchtigungsrechtes  hat  im  Falle  wirklicher  Verletz- 
ung eines  Kindes  richterliche  Untersuchung,  ausserdem  disziplinares  Ver- 
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i'olge.  Ucber  den  in  solchen  Fallen  zustehenden  Anspruch 
isrs&tz  vgl.  Preussen,  Ü.  Raser,  vom  25.  Man  1842. 
y.  a.  0.  1.  p.  7S1. 

.den,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  41.  Gotha,  Gesetz 
i  1863  §.  55.  56.  Wlirtemberg,  Gesetz  vom  29.  Sept. 
2;  von  1849  ort.  2.  Anhalt,  Gesetz  vom  22.  April  1850 
üacbaen,  Gesetz  vom  6.  Juni  1835  %.  50.  Verordnung 
i  1835  §.  129.  Schulordnung  für  die  Provinz  Preussen  vom 
45  §.  26. 

aussen,  A.  L.  R,  II.  10  §.  94—97.  Bescript  vom  24.0ct. 
Önne,  Prenss,  Unterrichts  wesen  I.  p.  539.  Bayern,  Eut- 
J67  art.  56.  Gotha,  Gesetz  vom  1.  Juli  1863  §.  57. 
i  erste  Anstellung  ist  daher  jederzeit  widerruflich.  Gotha, 
1.  Juli  1863  §.  40.  Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  46. 
,  Volksschnlgesetz  vom  14.  Hai  1869  §.  53.  PreusBen, 
m  31.  Aug.  1833.  R.  Sachsen,  Entwurf  von  187?.  g.  18. 
■setz  vom  8.  MBrz  1868  §.  37.  Das  Provisorium  igt  in  den 
ischen  2  (Gotha)  und  5  Jahren  (Baden)  festgesetzt. 

§.    271. 
jehrergehalt  ist  wenigstens   im   Minimum   gesetzlich    be- 
ind  theila  Geld-,   theils  Naturalgehalt.     Der   Geldgehalt 
r    fester   Gehalt,    abgestuft  nach   Glassen   mit  Backsicht 
wohner-  (!)  oder  Schülerzahl  (3),  und  steigt  durch  Perao- 

in  bestimmten  Perioden  nach  Yerhältniss  der  Dienst- 
der  er  besteht  in  dem  Schulgelde,  soweit  solches  erhoben 
sieht  unmittelbar  in  die  Gemeindecasse  flieset  (&).  Das 
:ann  auch  nach  gesetzlich  bestimmtem  Anschlage  is  den 

eingerechnet  werden.  Der  Naturalgehalt  besteht:  1)  in 
it wohnung,  welche  die  für  eine  Familie  erforderlichen 
1  Wirthschaftsräume  enthalten  und  sich  regelmässig  in 
hause  selbst  befinden  soll,  und  in  deren  Ermangelang 
hfidigung  gewährt  werden  muss  (6) ;  2)  in  Bonstigen  durch 
mmen  bestimmten  Katurallieferungen,  insbesondere  in 
anutzungen  (Garten ,  Wieswachs  zur  Ernährung  einer 
Cartoffelland  nach  Bedurfniss)  (?).  Die  Gehalte  der  Ne- 
ind  Lehrerinnen  sind  verhältnissmässig  geringer  als  die 
ihrer  und  defiuitiv  Angestellten  (*).  Besonders  verdienten 
ideren  Gründen  besondere  zu  berücksichtigenden  Lehrern 
ch  die  Schulbehörde  auch  einmalige  oder  ständige  Remu- 
bewilligt  werden  (9).  Bei  der  Versetzung  in  den  Ruhe- 
)lgc  hohen  Altera  oder  sonstiger  Dienstunfähigkeit  hat 
nach  erlangter  definitiver  Anstellung  Anspruch  auf  einen 
,  der  nach  der  Anzahl  der  Dienstjahre  im  Verhältnis« 
lehaltes  berechnet  wird  und  jedenfalls  unter  ein  gewisses 
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Minimum  (40  Procent  des  letzteren)  nicht  herabgehen  darf;  den 
provisorisch  Angestellten  kann  nach  Lage  der  Umstände  bei  unver- 
schuldeter Dienstuntauglichkeit  ein  Ruhegehalt  in  gewissem  Betrage 
bewilligt  werden  (lü).  Auch  die  rar  Strafe  Entlassenen  können  bei 
besonders  mildernden  Umständen  und  völliger  Erwerbsunfähigkeit 
einen  Nothdurftsgehalt  erlangen  (").  Die  Witt  wen  und  Waisen  der 
Lehrer  haben  Anspruch  1)  auf  das  Gnadenquartal  (Sterbemonat), 
wogegen  jedoch  der  Aufwand  für  den  Schulverwalter  von  ihnen  zu 
leisten  ist;  2)  auf  eine  Pension,  die  Ton  der  Wittwe  auf  Lebenszeit 
oder  bis  zur  Wiederrerehelichung  und  von  den  Kindern  bis  zu  be- 
stimmter Altersgrenze  bezogen  wird  (").  Die  Entrichtung  dieser 
Bezüge  erfolgt  durch  Vermittlung  allgemeiner  oder  provincieller, 
auch  localer  Pensionsinstitute,  welche  aus  der  Staatscasse  Zuschüsse 
erhalten  und  an  welchen,  so  wie  an  anderen  mit  der  Schulstelle 
etwa  in  Verbindung  stehenden  mildthätigen  Anstalten,  jeder  Lehrer 
Theil  zu  nehmen  hat  (l3).  In  der]  Regel  gemessen  die  Schullehrer 
Befreiung  von  gewissen  Gemeindelasten  und  Diensten  ("). 

(1)  Preussen,  Ver£-Urk.  von  1850  art.  25:  Der  Staat  gewähr- 
leistet den  Volksschullehrern  ein  festes  den  Localverhältnissen  angemes- 
senes Einkommen.  Oldenburg,  Staatsgrundgesetz  vom  22.  Nov.  1852 
art.  85.  J.  L.  Renas,  Staatsgrundgesetz  vom  14.  April  1852  §.  21. 
Baden,  Gesetz  vom  8. März  1868  §.46.  Anhalt,  Gesetz  vom  22. April 
1850  §.  81.  85.    K.  Sachsen,  Entwurf  von  1872  §.  20. 

(2)  Hiebei  wird  hftufig  unterschieden  zwischen  Stadt-  und  Land- 
schulen. Baden*  Gesetz  vom  8.  Mftrz  1868  §.46.  Würtemberg, 
Gesetz  vom  25. Mai  1865  art.  5.  Braunschweig,  Gesetz  vom  24.  April 
1867  §.  1.  6.  Weimar,  Gesetz  vom  14.  Mai  1864  §.  2.  8.  Gesetz 
vom  11.  April  1868  §.  1.  2.  Anhalt,  Gesetz  vom  22.  April  1850 
§.  81.  85.  Nassau,  Gesetz  Vom  26.  März  1862  betr.  die  Gehaltsver- 
hfiltniase  der  Lehrer  an  den  Elementarschulen  §.  2.  3.  Hannover,  Ge- 
setz vom  26.  Mai  1845  §.  20.  21.  Gesetz  vom  2.  Aug.  1856  betr.  die 
Verbesserung  der  8chulstellen.  K.  Sachsen,  Gesetz  vom  28.  Oct.  1858. 
Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  57-59.  Ueber  Preussen  siehe 
v.  Bönne,  Preuss.  Staatsrecht  8.  Aufl.  I.  2.  p.  704  Anm.  1.  Vgl.  auch 
Oestreich,  Volksschulgesetz  vom  14.  Mai  1869  §.  55  (Gegenstand  der 
L&ndesgesetzgebung). 

(3)  Gotha,  Gesetz  vom  1.  Juli  1868  §.  42.  Lauenburg,  Ge- 
setz vom  10.  Oct.  1868  §.  48. 

(*)  Der  Gehalt  steigt  in  der  Regel  von  5  zu  5  oder  6  zu  6  Jah- 
ren. Gotha,  Gesetz  vom  1.  Juli  1863  §.  42.  Baden,  Gesetz  vom 
8.  März  1868  §.  48.  Braunschweig,  Gesetz  vom  24.  April  1867 
betr.  das  Normaleinkommen  und  die  Pensionen  der  Lehrer  §.  2.  Wei- 
mar, Gesetz  vom  14.  Mai  1864  §.  4.  Gesetz  vom  11.  April  1868  §.  8. 
Anhalt,  Gesetz  vom  22.  April  1850  §.81.  E.  Sachsen,  Gesetz  vom 
3.  Mai  1851  §.  2.  Verordnung  vom  5.  Mai  1851.  Gesetz  vom  22.  Oct. 
1858  §.  3  und  vom  2.  Aug.  1864.  Bayern,  Entwurf  von  1867 
art  65. 
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Systeme  in  dieser  Hinsicht  sind  verschieden.  Kein  Schnl- 
'ben  werden  in  Anhalt,  Gesetz  vom  22.  April  1850  §.  2. 
ferf.-Urk.  von  1850  art.  25  (b.  auch  A.  L.  B,  II.  12  §.32); 
n  Preusaen  in  der  bei  weitem  grössten  Mehrzahl  aller  Com- 
chnlorte  das  Schulgeld  forterhoben  und  ist  auch  von  der 
ig  die  Freiheit  Schulgeld  zu  erheben  als  eine  Nothwendig- 
estgebalten  worden.  Vgl.  Gesetzgebung  etc.  p.  284.  — 
etz  vom  1.  Juli  1863  §.  15  hat  kein  Schulgeld  für  den 
,nn  jedoch  facultutiv  zur  Gemeindecasse  erhoben  werden.  — 
Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  48.  53  ff.  Braunschweig, 
24.  April    1867   §.  17.  18.     Wtlrtemberg,    Gesetz   todj 

art.  3.  Bayern,  Schuld otationsgesetz  vom  10.  Nov.  1861 
nrf  von  1867  art.  35  (vgl.  die  Motive  hiezu  p.  52)  wird 
richtet,  aber  von  der  Gemeinde  (für  die  Schulcasse)  erho- 
en  Lehrer  bezahlt.  Das  Schulgeld  ist  seiner  Natur  nach 
ation  des  Lehrers  fQr  den  von  ihm  ertheilten  Unterricht, 
i  durch  die  gesetzliche  Stellung  der  Schale  als  Gemeinde- 
sgend  den  Character  einer  Gemeindeabgabe.  Daher  ist  anch 
Gebrauch    des  Einsammelte    durch    den    Lehrer    unstatthaft. 

Gesetz   vom   26.  Mai  1845  §.  32.      Preussen,    Rescript 

1852.     v.  Könne,    Preuss.    Unterricht swesen  I.    p.  779  ff.  ! 
tung  liegt   nach    den  Grundsätzen    Ober    die  Erhebung    voa 
r   die  Benützung  von  Gemeindeanstal ten  (vgl.  oben  8-  116) 
Eltern  schulpflichtiger  Kinder  ob,  in  der  Regel  ohne  Unter- 
lauben sbekenntnisses.      Siehe    schon    das  Preuss.  A.  L.  R.  . 
11.     Gneist,  Die  confessionello  Schule  Berlin  1869    p.  18.  ■ 
irichtung    des    Schulgelds,    nicht    von    anderen    Schullasten, 
efreit  die  Eltern  schulpflichtiger  Kinder,  welche  die  Öffent- 
mle  nicht  besuchen.     Hannover,  Gesetz  vom  26.  Mai  1845  : 

nburg,  Gesetz  vom  10.  Oct.  1868  §.  51.  Oestreich,  ' 
itt  vom  14.  Mai  1869  §.65.  Bayern,  Entwurf  von  1867 
steht  andererseits  Nichts  im  Wege,  dass  eine  Gemeinde  auf 

Erhebung  von  Schulgeld  verzichtet  und  die  betreffenden 
Lehrern  aus  den  allgemeinen  Gemeinde  mittein  entrichtet; 
alte  muss  jedenfalls  die  Gemeinde    das  Schulgeld   bezahlen. 

Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  54.  56.  57.  Bayern,  Ent- 
■7  art.  39 ;  hier  ist  jedoch  die  Umwandlung  des  Schulgelds 
inliche  Gemeindeumlage  nicht  gestattet.  Vgl.  auch  Oest- 
ischulgesetz  vom  14.  Mai  1869  §.  62—65;  sodann  Banno- 
rom  26.  Mai  1845  §.  27—29.  Lanenburg,  Gesetz  vom 
t  §.  50.  53.  Die  Wahl  zwischen  den  verschiedenen  Syate- 
ss teilt.     Im  Allgemeinen  Kirsch,  Volksscbul recht  I.  p.  66. 

len,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  48.  52.  81.  Gotha, 
.  Juli  1863  §.  42.  Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  32. 
r,  Gesetz  vom  14.  Mai  1864  g.  2.  Wtlrtemberg,  Ge- 
>.  Mai  1865  art.  5.  Mecklenburg,  Verordnung  vom 
i  g.  2.  K.  Sachsen,  Gesetz  vom  6.  Juni  1835  §.  39.  40. 
1872  g-  20.  Die  früher  üblichen  Reihe  Wohnungen  und 
Hannover,  Gesetz  vom  26. Mai  1845  §.25.  26)  sind  nicht 
isen.  Lauenbnrg,  Gesetz  vom  10.  Oct.  1868  §.  39.  48. 
äeg.-Kescript  vom  9.  Sept.  1817. 


Cap.  2.    Der  Elementar  •Unterricht.    2.  Die  Volksschallehrer. 


95 


.»  >1 


0)  Unter  den  Naturallieferungen  werden  zuweilen  auch  Feuerung 
und  Spanndienste  fttr  das  Dienstland  erwähnt.  Gotha.  Gesetz  vom 
1.  Juli  1863  §.  44.  Baden,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  49.  51. 
Wttrtemberg,  Gesetz  vom  6.  Nov.  1858  art.  7.  Lauenburg,  Ge- 
setz vom  10.  Oct.  1868  §.  43.  48.  K.  Sachsen,  Gesetz  vom  6.  Juni 
1835  §.  38.  40.  Mecklenburg,  Verordnung  vom  5.  Febr.  1869  §.  2. 
Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  40.  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichts- 
wesen I.  p.  815.  Kirsch,  Volksschulrecht  II.  p.  254 ff.  Auch  die  Natural- 
eompetenzen  der  Lehrer  sind  als  öffentliche  Abgaben  von  der  Gemeinde 
einzuheben.  Preussen,  Rescript  vom  19.  April  1846.  Wttrtemberg, 
Gesetz  vom  29.  Sept.  1836  art.  37.  Ueber  die  Ablösung  der  Natural- 
Schulabgaben  vgl.  oben  §.  154.  Kirsch  a.  a.  0.  p.  261  ff.  Neujahrs- 
geschenke sind  facultativ,  abgesehen  von  ausdrücklichen  Local  bestimm  un- 
gen  und  rechtsverbindlich  feststehender  Observanz.  Preussen,  Rescript 
vom  19.  Juni  1828. 

(*)  Baden,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  50.  Gotha,  Gesetz 
vom  1.  Juli  1863  §.  42.  Wttrtemberg,  Gesetz  vom  25.  Mai  1865 
art  9.  10.  Weimar,  Gesetz  vom  14.  Mai  1864  §.  6.  Lauenburg, 
Gesetz  vom  10.  Oct.  1868  §.  44.  Bayern,  Entwurf  von  1867 
art  59.  70. 

(*)  Baden.  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  60. 

(10)  Wttrtemberg,  Gesetz  vom  29.  Sept.  1836  art.  54  ff.  Braun- 
schweig, Gesetz  vom  24.  April  1867  §.  22  ff.  Lauenburg,  Gesetz 
vom  10.  Oct.  1868  §.59.  Baden,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  86. 
Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  78—80.  K.  Sachsen,  Gesetz  vom 
6.  Juni  1835  §.  50.  Verordnung  vom  9.  Juni  1835  §.  129.  Entwurf 
von  1872  §.  20  (nach  10 jährigem  Dienste).  Oestreich,  Volksschul- 
gesetz  vom  14.  Mai  1869  §.  56.  Preussen,  Gesetz  vom  21.  Juli  1852 
betr.  die  Dienstvergehen  nichtrichterlicher  Beamter  etc.  §.  88  ff.  Min.- 
Rescript  vom  9.  Aug.  1819  und  17.  Aug.  1835.  Schulordnung  fttr  die 
Provinz  Preussen  vom  11.  Dec.  1845  §.  26. 

(")  Baden,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  86.  Bayern,  Entwurf 
von  1867  art.  88  (Alimentation  nach  den  Grundsätzen  des  Armenrechts 
von  der  Heimathsgemeinde). 

(U)  Baden,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  88.  89  ff.  Wttrtem- 
berg, Gesetz  vom  29.  Sept.  1886  art.  64  ff.  Preussen,  A.  L.-R.  II. 
2  §.  833  —  837.  Cab.-Ordre  vom  27.  April  1816.  Min.-Rescript  vom 
12.  Sept.  1817.  Schulordnung  für  die  Provinz  Preussen  vom  11.  Dec. 
1845  §.  24.  26.  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichtswesen  I.  p.  551.  Oest- 
reich, Volksschulgesetz  vom  14.  Mai  1869  §•  56.  Bayern,  Entwurf 
von  1867  art,  90—92.  K.  Sachsen,  Entwurf  von  1872  §.  20.  An- 
halt, Gesetz  vom  22.  April  1850  §.  80  (nach  den  Grundsätzen  des 
Staatsdienergesetzes).    Gotha,  Gesetz  vom  1.  Juli  1863  §.  48. 

(l3)  Baden,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  95  ff.  Gotha,  Gesetz 
vom  1.  Juli  1863  §.  48.  Wttrtemberg,  Gesetz  vom  29.  Sept.  1836 
art  60  ff.  K.  Sachsen,  Gesetz  vom  1.  Juli  1840.  Oestreich, 
Volksschulgesetz  vom  14.  Mai  1869  §.  57.  Bayern,  Entwurf  von  1867 
art.  81-  87.  93  ff.  Preussen,  Schulordnung  für  die  Provinz  Preussen 
vom  11.  Dec.  1845  §.  23.  Cab.-Ordre  vom  1.  Sept.  1834  betr.  die  Bil- 
dung  eines   Pensionsfonds  fttr  die   dienstunfähig    werdenden   Lehrer    in 
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rlement.       v.  Rönne,    Preuss.    Unterricht awesen    I. 

8-  116  Anm.  10.  Bayern,  Entwnrf  von  1867 
arg,    Gesetz  vom  29.  Sept.    1836    art.  41.     Oeseti 

y.  Rönne,  Prouas.  Unterrichts  weaen  I.  p.  833. 
.'cht  II,  p.  312  ff.  Im  Debrigen  müssen  die  Volks- 
u ei nde gliedern  und  Staatsbürgern  gleich  geachtet 
a.  0.  p.  820  ff. 

8.    DI«  VwwsHung  der  Volkuchulen. 

§.     272. 

r  und  Unterhaltung  der  Volksschulen  nach  dem 
a  bestimmten  Bedürfniss  ist  eine  Verpflichtung 
siehe  von  ihnen  unter  der  Aufsicht  der  Ober> 
taates  erfüllt  werden  muss  (')•  Sie  haben  dem- 
dere  Schullocale  (Gebäude)  und  deren  Einrichl- 
ng  nach  den  Bedürfnissen  des  Unterrichts  (*); 
chen  Lehrmittel,  insbesondere  auch  eine  ange- 
mlung;  3)  für  den  Unterhalt  der  Lehrer  aus 
sorgen  (3).  Die  Volksschule  gehört  demnach  m 
ten,  welche  nach  den  Segeln  der  Gemeinderer- 
cftl  gegebene  Bedürfniss  herzustellen  sind  und 
ern  zur  Benützung  offen  stehen  müssen  (■*).  In- 
imunale  Verwaltung  der  Volksschulen  modificirt 
andigkeit  einer  gleichmäesigen  Befriedigung  des 
ses  im  ganzen  Volke;  2)  durch  das  Erforderniss 
itung;  3}  durch  den  engen  Zusammenhang  der 
Familie  und  der  Religion.  Demzufolge  bilden 
solche  nur  die  äusseren  Organe  für  die  örtliche 
hulbedürfnisees ,  während  die  selbständige  Yer- 
chulen  besonderen  Organen  unter  der  Aufsicht 
ren  wird  (§.  274.  275).  Jede  Gemeinde  muss  je 
e  oder  mehrere  Volksschulen  haben;  doch  kön- 
Gemeinden  zusammen  oder  Theile  von  solche) 
vorbände  vereinigen,  wenn  die  Ortschaften  Dich 
>rte  entfernt  sind  und  der  Besuch  der  Schuh 
licht  zeitweilig  durch  Ungangbarkeit  der  Weg» 
Durch  diese  Vereinigung  zu  einer  besonderer 
der  communale  Gharacter  der  Volksschule  nicht 
eine  besondere  Vertretung  der  Schulgemeindi 
rerpersonal,  den  ßchulbehörden  und  dritten  Per 
).  Als  Communalanstalten  mit  Öffentlichem  Cha- 
nlen  dem  allgemeinen  Bedürfniss  der  Gemeinde- 
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einwohner  unterworfen.  Es  können  jedoch,  bei  dem  Vorhandensein 
der  erforderlichen  Kinder-  oder  Familienzahl,  auch  besondere  Schu- 
len für  die  Angehörigen  eines  bestimmten  Glaubensbekenntnisses 
(confessionelle  Schulen)  gegründet  werden,  mit  der  Folge,  dass  der 
Unterricht  an  ihnen  nach  den  Grundsätzen  des  betreffenden  Reli- 
gionsbekenntnisses und  von  Lehrern,  welche  diesem  persönlich  an- 
gehören, ertheilt  werden  muss  (7).  Der  Besuch  solcher  Schulen 
durch  Kinder  eines  anderen  Bekenntnisses  ist  übrigens  an  sich  nicht 
untersagt  (8)  und  es  kann  der  confessionelle  Character  einer  Schule 
jederzeit  durch  Gemeindebeschluss  aufgehoben  werden  (9) ;  auch 
kann  eine  bestehende  Schule  in  eine  gemischte  verwandelt,  eventuell 
auch  die  Anstellung  eines  confessionellen  Lehrers  an  der  Schule  des 
anderen  Theiles  verfügt  werden  (l0).  Sinkt  die  Schülerzahl  einer 
confessionellen  Schule  unter  ein  bestimmtes  Minimum,  so  braucht 
sie  aus  öffentlichen  Mitteln  nicht  weiter  unterhalten  zu  werden, 
jedoch  können  die  Confessionsangehörigen  der  Minderzahl  sie  aus 
eigenen  Mitteln  aufrecht  erhalten  (").  Der  Religionsunterricht  muss 
stets  von  Lehrern  der  betreffenden  Confession  ertheilt  werden  (12). 
Ueber  die  Confession  der  anzustellenden  Lehrer  an  gemischten 
Schulen  entscheidet,  sofern e  nichts  Anderes  hergebracht  ist  oder 
von  der  Gemeinde  beschlossen  wird,  die  Confession  der  Mehrheit 
der  Beiheiligten  (13).  Die  Errichtung  und  Aufhebung  einer  Volks- 
schule kann  nur  mit  Genehmigung  des  Staates  erfolgen  (")• 

(*)  Würtemberg,  Gesetz  vom  29.  Sept.  1886  art.  10.  11.  Ba- 
den, Gesetz  vom  8.  März  1868  Tit.  1  und  6.  Gotha,  Gesetz  vom 
1.  Juli  1863  §6.  7.  12.  Preussen,  A.  L.  R.  IL  12  §.  29.  34.  Ent- 
warf von  1868  art.  I.  IL  Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  B.  6. 
Schuldotationsgesetz  vom  10.  Nov.  1861.  K.  Sachsen,  Entwurf  von 
1872  art.  7.  9.  Oestreich,  Volksschulgesetz  vom  14.  Mai  1869  %.  59. 
62.  Mecklenburg-Schwerin,  Verordnung  vom  29.  Juni  1869  betr. 
die  Betheiligung  der  Domanialgemeinden  an  den  Ortsschulen.  Han- 
nover, Gesetz  vom  26.  Mai  1845  §.  15.  Lauenburg,  Gesetz  vom 
10.  Oct.  1868  §.  37  f Schulverband).  In  Anhalt,  Gesetz  vom  22.  April 
1850  8-  11  sind  die  Pflichten  der  Gemeinde  auf  die  hergebrachten  Schul- 
bauten  beschränkt.  Kirsch,  Volksschulrecht  I.  p.  166  ff.  Schmid's 
EncyclopÄdie  Bd.  2  p.  157  ff.  üeber  die  bei  der  Errichtung  neuer 
Schulen  zu  berücksichtigenden  einzelnen  Punkte  vgl.  Bayern,  Min.-Ent- 
8chlie8simg  vom  18.  8ept.  1867  (Handbibl.  3.  Aufl.  Suppl.  4  p.  515). 
Kirsch  a.  a.  0.  I.  p.  147  ff. 

f2)  Bei  den  Schulgelassen  ist  insbesondere  auf  die  Anforderungen 
der  Gesundheit  (Trockenheit,  Wärme,  Licht,  Luft)  und  auf  den  erforder- 
lichen FlÄchenraum  nach  Verhältniss  der  Schülerzahl  zu  sehen.  K.  Sach- 
sen, Verordnung  vom  9.  Juni  1835  §.  22.  Entwurf  von  1872  §.  10. 
v.  Könne,  Preuss.  ünterrichtswesen  I.  p.  688.  688  ff.  Kirsch  a.  a.  O. 
I.  p.  198  ff.  Vgl.  auch  die  Beilage  zum  Commissionsberichte  der  K. 
Sachs.  II.  Kammer  über  den  Gesetzentwurf  von  1872  vom  Standpunkte 
Roesler,  VerwaltUAgtreoht  I.  8.  7 
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Ceber    geeignete  Locale   und  Apparate  zu  Turn-    \ 
;wurf  von    1867    art.  33.    Oestreich,    Volks-    i 

1869  g.  63.  Preussen,  C.-E.  vom  7.  Febr. 
.     v.  Rönne   a.  a.  0.  I.  p.  706.      Ueberweisung 

im  Obst-,  Garten-  und  Gemüsebau  Bayern, 
33.  v.  Rönne  a.  a.  0.  I.  p.  698  ff.  Auch  die 
■ebäude  ist  eine  Verpflichtung  der  Gemeinde,  so- 
ifonds  durch  Stiftungen  oder  fortlaufende  Beitrage 
erweitige  Verpflichtungen  (der  Patrone)  bestehen. 
[.  12  §.  34—38.  Min.-Verfügung  vom  8.  Juni 
Tuli  1846.    Ob.  Trib.  Erkenntnis  vom  11.  Sept. 

0.  I.  p.  845  ff.     K.  Sachsen,  Verordnung  vom 

te  vom  8.  März  1868  %.  SO.  81.  84.  Gotha, 
J63  §.  9  —  12.  Würtemberg,  Gesetz  vom 
-18.     K.  Sachsen,   Gesetz   vom   6.  Juni  1835 

1872  §.10.     Oestreicb,  Volksschnlgesetz  vom 

Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  31  ff.  Nas-  j 
Harz  1862.  Hannover,  Gesetz  vom  26.  Hai  ' 
anburg,  Laudscbulordnung  vom  10.  Oct.  1868  j 
en,  A.  L.  R.  II.  12  §.  29.  34.  Bescript  vom  1 
rf  von  1868  art.  8.  Gneist,  Selbstverwaltung  1 
1869  (Bildung  von  Ereisschulfonds  empfohlen).  < 
besetz  vom  22.  April  1850  §.  1  und  Preussen,  \ 
id  zwar  alle  öffentlichen  Schulen  als  Staatsanstal-  j 
doch  mehr  im  Gegensatz  zu  reinen  Privatunter-  | 
lieben  Anstalten  zu  verstehen.  Vgl.  Bayern,  j 
6.  Oestreich,  Volksscbulgesetz  vom  14.  Hai 
in  die  Schulen  unzweifelhaft  unter  den  Grund-  ' 
Verwaltung. 

tx  vom  1.  Juli  1863   §.  6.     Würtemberg,   Ge-  I 
336     art.  11.     12.      Lauenburg,     Gesetz     vom  , 

Hannover,  Gesetz  vom  26.  Hai  1845  §.  12. 
>m  6.  Juni  1885  §.  7.  11.  12.  Entwurf  von  1872  , 
vom  8.  März  1868  §.  5.  Preussen,  Scbulord-  ' 
Preussen  vom  11.  Dec  1845  §.  50  ff.  KathoL  j 
lesien    von    1765    §.  12.     v.  Könne  a.  a.  O.  L 

Volksscbulgesetz  vom  14.  Hai  1869  §.  59. 
1867  art.  6.  Hin.-EntschlieBsung  vom  27.  Juni 
Schulsprengel  betr.  Die  Feststellung  der  Schnl- 
ksicht  auf  die  Bezirke  der  Ortsgemeinden  and 
Betheiligten  erfolgen. 

inden  als  solche  haben  eine  selbständige  corpora-  I 
usse  an  die  Ortsgemeinden.  K.  Sachsen,  Ent-  ; 
Lauenburg,  Gesetz  vom  10.  Oct.  1868  §.  34.  j 
1867  art.  7.  Motive  hieaü  p.  22  ff.  Vgl.  auch  i 
i,  Preuss.  Unterrichtswesen  II.  p.  801.  Gneist, 
riksschule  p.  42  ff. 

;z  vom  8.  März  1868  §.  6.  9.  Würtemberg, 
1836  art.  13.  Oestreich,  Schulgesetz  vom 
Bayern,    Entwurf  von    1867   art.  17.  18.     K. 
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'om  6.  Juni  1835  §.  2—4.     Verordnung  vom  9.  Juni 

rf  tod   1872    §.  6    (s.    aber   dazu   die   Commissions- 

isen,  Verf.-Urk.  von  1850  art.  24:  Bei  der  Einrich- 

ben    Volksschulen   Bind     die     confessionellen    Verhält- 

berücksichtigen.      Dieser  Grundsatz  muss   nach    dem 

Ben  sf reibe  it    mich    auf    die    nicht     öffentlichen     Reli- 

gionsgese  Ilse  haften  Anwendung  finden.     K.  Sachsen,  Gesetz  vom  6.  Juni 

1835  §.  2-4.     Verordnung  vom  9.  Juni  1835  §.  3.     Preiissen,  Gesetz 

vom  23.  Juli  1842  §.  64  ff.     Den  Grundsätzen   des   socialen  Rechts  und 

der  socialen  Freiheit    widerspricht   übrigens   die   confessionelle    und    hier- 

trebische  Färbung    und    Beherrschung    des    Wissens    im   Volke    durchaus 

,  und  es  steht    zu    erwarten ,    dasB    bei    weiterer  Entwicklung  der  socialen 

Kutsordnung    confessionelle    Schulen    weder    öffentlicher    noch    privater 

itur    mehr    geduldet     werden.       Ueber    confessionelle    Schulen     vgl. 

:bmid's   Encvclopadie   Bd.  1    p.  866.      Kirsch,   Volksschulrecht   I. 

155.     v.    Rönne,    PreusB.    Unterrichtswesen    I.    p.  659.     Gegen    die 

Massigkeit  derselben  in  Preussen  R.  Gneis t,  Die  confessionelle  Schule. 

irlin    1869.      Htegegen    wiederum  Seegemund,    Dr.    Gneist    nnd    die 

ofeBsionelle   Schule  Berlin  1870.     F.  Claiaen,  De  schola  confesa.  jnre 

)russ.    probata  Diss.    inaug.  Bonn  1870.      Bedenklich    ist  jedenfalls    die 

(Stimmung  in    §.  9    des  K.  Sachs.  Entwurfs  von  1872,    wornach  die 

itglieder  jeder  aufgenommenen  Religionsgesellschaft   eigene  Schulen    für 

re  Kinder  errichten  können;  hiedurch  wird  das  System  der  Gemeinde- 

bulen  und  der  Gewissensfreiheit  durchbrochen.   —      Ueber    die   chimB- 

Khe  Forderung  eines  sog.  allgemeinen    (nicht  corrfesaion eilen)  Religions- 

rterrichts  s.  Schmid's  Encyclopadie  Bd.  1.  p.  870.  Bd.  7.  p.  70.     Lit. 

erüber  in  Nacker's  pädagog.  Jahresbericht  1851  VI. 

(8)  Oestreich,  VolksschnlgeBetz  vom  14.  Mai  1869  §.2.  Baden, 
esetz  vom  8.  März  1868  §.  7.  E.  Sachsen,  Entwurf  von  1872  g.  6 
ide  CommiBsionebeBchlussJ.  Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  17. 
rennen,  Ä.  L.  R.  IL  12  §.  10. 

P)  Diese  Bestimmung  folgt  mit  Noth wendigkeit  aus  dem  Character 
gr  Volksschule  als  Gemeindeamt  alt.     Baden,  Gesetz  vom  8.  März  1868 
10.     Der  Preuss.  Entwurf   von  1868   art.  XII    übertragt   diese  Be- 
'   fagniss  im  Falle  geringer  Kinderzahl  dem  Ministerium. 

I  (10)  Baden,   Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  9.  —     Bayern,  Ent- 

r    warf  von  1867  art.  17.     K.  Sachsen,    Entwurf  von  1872   9-  6   (Com- 
j    mianonsbeschluss). 

(")  Solche  Schulen  sind  dann  rechtlich   als  Privatanstalten    zu  be- 
trachten.    Baden,    Gesetz   vom    8.  März  1868   §.  8.    Würtemberg, 
i    Gesetz  vom  29.  Sept.  1886  art.  14.  §.  2.     Volksachulgesetz  vom  H.Mai 
I    1869.     Oestreich,    Schulgesetz  vom    25.  Mai   1868    §.  4.     Bayern, 
i   Entwurf  von  1872  art.  17.    K.  Sachsen,  Entwurf  von  1872  §.  6  Inach 
fcden  Commissionsbeschlttssen).     Nach  dem  PreuBB.  A.  L.  R.  II.   12  §.  29. 
Lr  SO  umssten   gemischte  Co mmnnal schulen   von    allen  Gemeindeangehörigen 
ohne  Unterschied  des  Glaubensbekenntnisses,  dagegen  confessionelle  Schu- 
len nor   von    deu    Angehörigen    der    betreffenden    Confession   unterhalten 
Werfen. 

(°)  Baden,  Gesetz  vom  8.  Man  1868  g.  27.  Die  Gleichberechtig- 
ung aller  Bekenntnisse  verlangt,    dasa   für  den  Religionsunterricht  aller 
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lila  nach  gleichem  öffentlichen  Masstabe  | 
Entwurf  von  1872  §.  6  (Commissionebesch 
ayern,  Entwarf  von  1867  art.  53.  Wtti 
pt.  1836  art.  48.  Siehe  aber  Baden,  Q 
(je  ein  Lehrer  ans  jeder  Confession). 
laden,  Gesetz  vom  8.  Mira  1868  §.  18.  P 
3.     Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  5. 

§-     273. 

Kosten  der  "Volksschulen,  insbesondere  f 
und  Erweiterung  der  Schulgebäude,  für 
rig,  für  die  Bezüge  der  Lehrer,  ihrer  1 
etc.  sind  in  der  Regel  von  den  Sehnigen 
ieselben  werden  jedoch  zunächst  entno 
i  der  etwa  vorhandenen  Schulpfründe  (') 
n  örtlichen  Stiftungen  für  Schulzwecke  (! 
in  oder  anderen  Reohtstiteln  beruhende 
'  Personen  für  Schulzwecke  (Patronat)  i 
lahmen  der  Schulen  (Schulgeld,  Schule« 
)  eventuell  aus  den  allgemeinen  Gemeii 
ireh  Umlagen,  wobei  auf  die  Beligionsv 
keine  Rücksicht  zu  nehmen  ist  (s). 
inde  verbundene  Gemeinden  haben  di 
lieh  zu  tragen,  nach  Verhältnis»  der  See! 
silen  auch  des  Steuert" usses ;  jedoch  hat 
e  Schule  sich  befindet,  mehr  zu  entrichte 
l,  welche  nachweislich  den  für  die  Volki 
Aufwand  vollständig  aufzubringen  nicht 
messene  Beitrage  aus  öffentlichen  Mitteli 
ezirke)  bewilligt  (8).  Streitigkeiten  in  I 
des  Aufwandes  für  die  Volksschulen  un 
ire  auch  über  die  Lehrergehalte,  sind,  s 
Verpflichtungen  in  Frage  kommen,  voi 
gsbehörden  zu  entscheiden  (9). 

reussen,   A.  L.  R.  II.  12  §.  29.  80.     V 
Bayern,    Entwurf   von    1867    art.  84. 
ov.   1861.     K.  Sachsen,    Gesetz    vom  6. 
on  1872    §.  7.     Oestreich,    Volksschulg 
I.     Vgl.  noch  §.  272  insbesondere  Anra.  3. 

laden,    Gesetz   vom   8.  März  1868    §.  61 
li  1863  §.12.    K.  Sachsen,  Gesetz  vom 
Entwarf  von  1867  art.  34.     v.  Rönne, 
.  745  ff.     TJeber  besondere  Vorrechte    der 
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ihres  Vermögens    (gleich   den  pia  corpora)  ibid.  p.  771  ff.     A.  L.  B.  IL 
12  §.  18.  19. 

(3)  Gotha,  Gesetz  vom  1.  Juli  1863  §.  12.    Baden,  Gesetz  vom 
8.  März   1868    §.61.      Wtlrtemberg,    Gesetz    vom    29.  Sept.    1836 
art,  18.     K.  Sachsen,   Gesetz  vom    6.  Juni  1835  §.  29.  32.     Preus-  ~i 
gen,  A.  L.  B.  IL  12  §.  29.    Bayern,  Entwurf  von  1867  art  84. 

(4)  Baden,    Gesetz   vom   8.  März  1868   §.  61.    Würtemberg, 
Gesetz  vom  29.  Sept.  1836  art.  18.     Hannover,    Gesetz  vom  26.  Mai 
1845  §.  15.     Gotha,    Gesetz  vom  1.  Juli  1868  §.  12.    Anhalt,    Ge-  £ 
setz  vom  22.  April  1850   §.10.    Bayern,    Entwurf   von  1867  art.  84. 
Vgl  oben  g.  268  Anm.  7. 

(6)  Gotha,  Gesetz  vom  1.  Juli  1868  §.  14.  15.  Baden,  Gesetz 
vom  8.  März  1868  §.53-55.  Würtemberg,  Gesetz  vom  29.  Sept. 
1836  art. 21.  22.  K.  Sachsen,  Gesetz  vom  6.  Juni  1885  §.  29.  32.  33. 
Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  35.  37.  Das  Schulgeld  darf  ein  ge- 
setzliches Maximum  pro  Kind  nicht  übersteigen.  Kein  Schulgeld  wird 
erhoben  in  Anhalt.  Die  in  den  Deutschen  Grundrechten  art.  VI,  auch 
in  der  Preuss.  Verf.-Urk.  von  1850  art.  25  vorgeschriebene  Unentgelt- 
lichkeit des  Volksschulunterrichts  ist  bis  jetzt  noch  nicht  zur  Verwirk- 
lichung gelangt.  Vgl.  oben  §.  271  Anm.  5.  —  Ausserdem  werden  der 
8chulcasse  auch  manche  andere  Einnahmen,  z.  B.  Polizeistrafen  zuge- 
wendet; vgl.  Kirsch,  Volksschulrecht  I.  p.  187.  §.  80. 

(*)  Vgl.  oben  §.  271  Anm.  5. 

(7)  Gotha,  Gesetz  vom  1.  Juli  1868  §.  13.  Baden,  Gesetz  vom 
8.  März  1868  §.  66  ff.  Würtemberg,  Gesetz  vom  29.  Sept.  1836 
art.  18.  20.  Hannover,  Gesetz  vom  26.  Mai  1845  §.  14.  15.  Lauen- 
burg, Gesetz  vom  10.  Oct.  1868  §.  87.  K.  Sachsen,  Gesetz  vom 
6.  Juni  1835  §.  29.  Entwurf  von  1872  §.  7  (vide  Commissionsbeschluss). 
Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  34.  41.  42.  Preussen,  A.  L.  B. 
EL  12  §.  35.  38;  Ausscheidung  nach  der  Confession  bei  confessionellen 
Schalen  ibid.  §.  80.  Motive  zum  Bayr.  Entwürfe  p.  60.  Vgl.  oben 
§.  116  Anm.  11. 

(*)  Gotha,  Gesetz  vom  1.  Juli  1863  §.  16.  Baden,  Gesetz  vom 
8.  März  1868  §.  74.  K.  Sachsen,  Entwurf  von  1872  §.7.  Würtem- 
berg, Gesetz  vom  29.  Sept.  1836  §.  41.  Preussen,  Verf.-Ürk.  von 
1850  art.  25.  Bescript  vom  6.  März  1852.  Oestreich,  Gesetz  vom 
14.  Mai  1869  §.  66.  67.  Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  43.  Schul-, 
dotationsgesetz  vom  10.  Nov.  1861  art.  6.  Gesetz  vom  28.  Mai  1846 
betr.  die  Ausscheidung  der  Kreislasten  von  den  Staatslasten  art.  8. 
Vgl.  Kirsch,  Volksschulrecht  I.  p.  182.  Gneist,  die  Selbstverwaltung 
der  Volksschule  Berlin  1869  p.  80  befürwortet  die  Bestreitung  der  Ko- 
sten der  Volksschulen  überhaupt  durch  gleichmässige  Zuschläge  zu  den 
im  Kreisverbande  zur  Hebung  kommenden  Grund-,  Gebäude-,  Classen- 
und  classificirten  Einkommensteuern. 

(»)  Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  45.  71. 

§.   274. 
Die  örtliche  Aufsicht  über  die  Volksschulen,   meist  auch  die 
Verwaltung  des  ortlichen  Schulvermögens  liegt  besonderen  Commis- 
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putationen)  ob,  welche  für  jede  Gemeinde  (Schulgemeinde, 
;t  in  den  grösseren  Städten)  1)  aus  dem  Gemeiodevor- 
■germeister)  oder  einem  Mitglied  der  Gemeindeverwaltung; 
1  OrtsgeisÜichcn ;  3)  dem  oder  den  ordentlichen  Lehrern-, 
ireren  gewählten  Mitgliedern  des  Schulverbandes  als  Ver- 
Familien  zusammengesetzt  werden  (l).  Bei  gemischten  Schul- 

sind  die  Mitglieder  für  jede  Confession  zu  berufen  (a). 
sende  dieses  Schulnotstandes  (Schulrathes)  wird  theila  vom 
stimmt  (3),  theila  von  den  Mitgliedern  gewählt  (*)  oder  auch 
Legierung  ernannt  (5).  Lehrer  können  nicht  Vorsitzende 
)as  Amt  des  Schulvorstandes  ist  ein  communolea  Ehreu- 
velches  die  Grundsätze  über  Gemeindeämter  analoge  Än- 
inden;  ein  Ausschluss  davon  kann  erfolgen  wegen  einet 
che  Achtung  entziehenden  Verhaltens  oder  wegen  Dienst- 
n ;  auch  können  Verweise  und  Geldstrafen  über  die  Mit- 
■hängt  werden  (7).  Aufgabe  des  Schulvorstandea  ist  es, 
lluss  der  technischen  Seite  des  Unterrichts  die  localen  An- 
;en  des  Schulwesens  zu  verwalten  and  für  den  Vollzug  der 
n   Gesetze   und   Verordnungen   zu   sorgen;    insonderheit: 

zu  wachen,  dass  von  der  Schulgemeinde  die  gesetzlichen 
ngen  hinsichtlich  der  Schule  erfüllt  werden  t8) ;  2)  den 
g  der  Einnahmen  und  Ausgaben  für  die  Schule  für  jedes 
jähr  zu  entwerfen  und  den  Communalbehörden  zur   Ge- 

vorzulegen  (s) ;  3)  die  Verwaltung  der  Schulcasse  und  die 
Führung  zu  leiten  (10) ;  4)  den  Schulbesuch  durch  Anord- 

Controlirung  besonderer  Schullisten  zu  überwachen,  in 
en  Fallen  über  disciplinären  Ausschluss  aus  der  Schale  zu 
q  und  härtere  SchulBtrafen  zu  verhängen (");  5)  Gesuche 
oder  Minderung  des  Schulgeldes  zu  entscheiden  ('*) ;  6)  die 
ler  Berufspflichten  der  Lehrer  zu  überwachen  und  Strei- 
erselben  unter  sich  oder  mit  den  Eltern  der  Schulkinder 
ten(13).  Die  Versammlungen  des  Schulvoretandes  finden 
;hen  Zwischenräumen  auf  Einladung  des  Vorsitzenden  oder 

der  Mitglieder  statt;  über  Gegenstände,  woran  einzelne 
persönlich  betheiligt  sind,  dürfen  diose  nicht  nutberathen 
imen  (u).  Die  Beschlüsse  werden  nach  einfacher  Stimmen- 
;efasst,  bei  Stimmengleichheit  gibt  die _ Stimme' des  Vor-. 
len  Ausschlag:  sie  sind  in  ein  Protokollbuch  einzutragen 
ffentlichen   Behörden  auf  Verlangen   zur  Einsicht   vorzu- 

Der  Schulvorstaud  soll  auch  den  Schulprüfungen  und 
tionen  beiwohnen  und  Jahresberichte  über  den  Zustand 
en   Schulwesens    an    die  oberen    Schulbehörden    abstat- 


Cap.  2.    Der  Elementar-Unterricht.    3.  Verwaltung  der  Volksschulen.     103 

0)  Bad*n,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  15.     Gotha,  Gesetz  vom 
1.  Juli    1863    §.  65  ff.     Wtirtemberg,    Gesetz    vom   29.   Sept.    1886 
art.  72.     Gesetz  vom  25.  Mai  1865  art.  15-17.     Anhalt,  Gesetz  vom 
22.  April  1850  §.  94.     (Ernennung  des  aus  3  Gemeindegliedern  und  dem 
Schullehrer  bestehenden  Schul  Vorstandes  durch  die  Regierung).     Bayern, 
Entwurf    von    1867    art.  101—105.   113.     In    den  Städten    sollen    zwei 
Lehrer  Theil    nehmen,    ausserdem  ein  weiteres  Mitglied    der  Communal- 
behörde.     Die  Aufsicht  über  den  Religionsunterricht  führt  in  jedem  Falle 
der  einschlägige  Pfarrer  der  betreffenden  Confession,  auch  wenn  er  nicht 
Mitglied    der    Commission    ist.     Vgl.    auch    die    Motive    p.  122  ff.     In 
Preussen    war   nach    den  A.  L.  R.  IL  12  §.  12  ff.    die  Aufsicht  den 
Kirchenvorstehern  unter  Leitung  der  Ortsobrigkeit  und  des  Ortsgeistlichen 
übertragen,  wobei  aber  die  vom  Staate  erlassenen  Schulordnungen  mass- 
gebend waren.     Doch  wurden  durch  Verordnung   vom  26.  Juni  1811  für 
die  Städte    besondere   Schuldeputationen   angeordnet   (vgl.   auch   Städte- 
ordnung von  1853  §.  59),  bestehend  aus  1—8  Mitgliedern  des  Magistrats, 
ebensoviel  Deputirten    der  Stadtverordneten,     einer     gleichen    Zahl    des 
Schul-  und  Erziehungswesens  kundiger  Männer  (soviel  als  möglich  Geist- 
liche) und  einem  besonderen  Vertreter  der  Schulen  nicht  städtischen  Pa- 
tronats.   Ebenso  sollten  in  den  Landgemeinden  nach  der  Verordnung  vom 
28.  Oct.  1812  Schulvorstände  bestehen   aus  dem  Vertreter  des  Patronats 
bei  Schulen  nicht  königlichen  Patronats ,    dem  Prediger  und  2     4  Fami- 
lienvätern,   unter   denen   wo    möglich   der  Schulze  sein  muss.     Siehe  des 
weiteren   die  Zusatzrescripte    bei  C.  F.  Müller,    Handbuch    der  Preuss. 
Schulgesetzgebung.  Berlin  1854  p.  21  ff.    Vgl.  auch  die  Dienstinstruction 
für  den  Regierungsbezirk  Coblenz  vom    7.  Nov.  1835   und  die  Schulord- 
nung für  die  Provinz  Preussen  vom  11.  Dec.  1845  §.  31  ff.     v.  Rönne, 
PreusB.  Unterrichtswesen  Lp.  326.  108.  321.  829  ff.     Im  K.  Sachsen, 
Gesetz   vom  6.  Juni  1835   §.  70    übt    der  Gemeinderath    oder    ein  Aus- 
Bchuss  desselben  unter  Zuziehung  des  Pfarrers   und  in   geeigneten  Fällen 
des  Lehrers  die  Functionen  des  Schulvorstandes;    siehe  auch  Verordnung 
vom  9.  Juni  1835  §.  152    und  Gesetz  vom    14.  Sept.  1843.     Nach  dem 
Entwurf  von  1872  §.  24  soll    der  Schulvorstand  bestehen  aus  einer  sta- 
tutarisch  zu  bestimmenden  Anzahl  von  Mitgliedern    der  Gemeindevertre- 
tung,  beziehentlich    der    Schulgemeinde    (besoudere    Schuldeputation    in 
Stadtgemeinden),  aus  dem  Lehrer  und  dem  Parochialgeistlichen  (nach  dem 
Commissionsbeschlusse  jedoch  statt  des  letzteren  aus  dem  von  der  Schul- 
behörde ernannten  Ortsschulinspector).   Eine  zum  Theil  abweichende  Stel- 
lung nehmen  die  Schulvorstände  (Kirchen vorstände)  ein  in  Lauenburg, 
Gesetz  vom  10.  Oct.  1868  §.35  und  in  Hannover,  Gesetz  vom  14.  Oct. 
1848  §.  26—28  und  Consistorialerlass  vom  31.  März  1857  §.  2,    welche 
nur  auf  Verlangen    der  Gemeinden    eingeführt   werden    müssen  und   zur 
Vertretung  der  Schulgemeinden  und  Verwaltung  des  Seh ul Vermögens ,  so- 
wie zu  beschränkter  Mitwirkung  bei  der  den  Predigern  obliegenden  Auf- 
sicht. Über  das . Schulwesen  berufen   sind.     Oestreich,   Schulgesetz  vom 
25.  Mai  1868   §.  10   (Ortsschulrath   für  jede  Schulgemeinde).     Vgl.   im 
Allgemeinen  Kirsch,  Volksschulrecht  I.  p.  45.  II.  p.  435  ff. 

(2)  Baden,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.16.    Preussen,  Verord- 
nung vom  26.  Juni  1811  §.8.     Bayern,    Entwurf  von  1867  art.  104. 

(3)  In  Bayern,  Entwurf  von   1867   art.  102—105    soll  in  Land- 
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in  Stadtgemeinden  der  BUrgormeister  oder  ein 
hs  Vorsitzender  sein. 

vom  8.  März  1868  §.  18  (in  Städten  mit  mehr 
isttttigung  durch  die  Regierung).     Gotha,    Ge- 

70.     K.  Sachsen,   Entwarf  von  1872  §.  26. 

vom  8.  März  1868   §.  18  (in  Gemeinden  unter 

alt,  Gesetz  vom  22.  April  1850  §.  94. 
vom    8.  März    1868  §.  18.     Gotha,    Gesetz 

E.  Sachsen,  Entwurf  von  1872  §.  26. 
urf  von  1867  art.  M6.  Anhalt,  Gesetz  vom 
ie  Mitglieder  des  Schulvorstandes  erhalten  daher 
;.  Baden,  Gesetz  vom  8.  März  1868  §.  19. 
lört  hieher  die  Errichtung  nener  Schulen,  die 
tung  der  Schulgebaude  und  Schulapparate,  die 
2t    Schulstellen  etc.      Bayern,    Entwarf   von 

Gesetz  vom   1.  Juli  1863   §.  71.     Wärtern- 

vom  3.  Mai  1866  betr.  den  Wirkungskreis  der 
rtsschulinspectoren  Ziffer  3.  Preussen,  Ver- 
ill  und  28.  Oct.  1812.  K.  Sachsen,  Verord- 
|.  150.  Entwarf  von  1872  §.  23. 
i  vom  1.  Juli  1863  §.  72.  Würtemberg, 
lai  1866   Ziff.  4.     E.  Saohsen,  Entwurf  von 

s  vom  8.  März  1868  §.  20.  Wflrtemherg, 
ai  1866  Ziff.  4.  Preussen,  Instruction  vom 
ra  vom  23.  Oct.  1817.  Bayern,  Entwarf  von 
sen,  Entwurf  von  1872  §.  23.  30.  Gotha, 
§.  73.  Hiezn  wird  meist  ein  besonderes  Mit- 
ulpfleger,  Bendant)  delegirt. 
■dnung  vom  28.  Juni  1862.  Entwurf  von  1867 
e  vom  1.  Juli  1863  §.23—25.  75.  Warte 
rom  3.  Mai    1866  Ziffer  2.  11.     E.  Sachse 

§.  66.     Entwurf  von  1872  §.  23.     PreusB< 

von    1763  §.  11.     Instruction    von    1812. 

htswesen  I.    p.  582  ff.     Einführung  von  Schul- 

selben   durch   die  Polizeicommissäre    in  Berlin. 

1847.     v.  Rönne  a.  a.  0.  I.  p.  588. 

,    Min.-Verfngung   vom    3.  Mai    1866  Ziffer  5, 

Jali   1863   §.  76.    In  Bayern,    Entwarf  von 
tiung  vom  Schulgelde  der  Gemeindebehörde  des 

z  vom  1.  Juli  1863  §.  78.  Wartemherg, 
Mai  1866  Ziffer  8—10.  E.  Sachsen,  Gesets 
Verordnung  vom  9.  Juni  1835  §.  150.  Ent- 
liefür  Aufstellung  eines  besonderen  Ortsschol- 
Jtg  dem  Schal  vorstände  angehört  und  von  der 
d,  ibid.  §.  29  (Oommissiongbeachliias).  Bayern, 
HO.  Preussen,  A.  L.  B.  II.  12  8-  47.  92. 
2  und  Resolution  vom  11,  März  1839.     Zn  Üb- 
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i  geren  Reisen  des  Lehrers  ausser  den  Ferien  ist  die  Genehmigung  der 
höheren  Schalbehörde  erforderlich.  Unbefugtes  Einmischen  der  Eltern  in 
den  Unterricht  und  die  DisciplinarverfÜgungen  des  Lehrers  ist  verboten 
und  unter  Umständen  strafbar;  Beschwerden  gegen  den  Lehrer  sind  bei 
dem  Schulvorstande  anzubringen.  Kathol.  Schulreglement  für  Schlesien 
Ton  1801  §.  37.  Bescript  vom  8.  Dec.  1844.  v.  Rönne  a.  a.  0.  I. 
p.  733. 

(")  Gotha,  Gesetz  vom  1.  Juli  1863  §.  82.     Bayern,    Entwurf    . 
yoq  1867  art.  112.    E.  Sachsen,  Entwurf  von  1872  §.  27. 

(15)  Gotha,  Gesetz  vom  1.  Juli  1863  §.  83.  Bayern,  Entwurf 
von  1867  art.   112   (nebst  Motiven).     K.  Sachsen,  Entwurf  von   1872 

!  §•  27. 

(16)  Preussen,  Instruction  vom  26.  Juni  1811.  v.  Rönne 
a.  a.  0.  I.  p.  343.  Ueberhaupt  liegt  dem  Schulvorstande  ob  die  Abgabe 
Ton  Erklärungen  Namens  der  Schule  gegenüber  den  bürgerlichen  Gemeinden 
and  den   vorgesetzten    Behörden,    sowie    die    rechtliche   Vertretung   der 

,  Sehnlverbände  in  allen  gerichtlichen  und  aussergerichtlichen  Angelegen* 
heften.  K.  Sachsen,  Entwurf  von  1872  §.  23.  Auch  steht  dem  Schul- 
vorstande die  Aufsicht  über  die  übrigen  und  Privat-Elementar-Anstalten 

i  in  seinem  Bezirke  zu.  ibid.  9-23.     Bayern,  Entwurf  von  1872  art.  111. 

4.    Die  Staatsaufsicht  Ober  die  Volksschulen. 

§.    276. 

Die  dem  Staate  zukommende  höhere  Aufsicht  über  die  Volks- 
schulen wird  theils  durch  besondere  Schulbehörden  (l),  theils  durch 
die  allgemeinen  Verwaltungsbehörden  nach  Massgabe  der  gewöhn- 
lichen Instanzenordnung  ausgeübt.  Die  ersteren  sind  zunächst  ent- 
weder Local- (3)  oder  Distriktsschulinspectoren  (3),  welchen  in  den 
ihnen  untergebenen  Schulbezirken  die  technische  und  specielle  Lei- 
tung des  Schulwesens  obliegt;  insbesondere  haben  sie  die  Ausübung 
de*  Lehrberufes  an  den  einzelnen  Schulen  durch  die  Lehrer  zu  über- 
wachen, Schulvisitationen  abzuhalten,  Lehrerconferenzen  zu  berufen 
und  sich  an  Bezirksschulversammlungen  zu  betheiligen  (4).  Die  Schul- 
inspection  ist  ihrer  Natur  nach  ein  öffentliches  Amt,  zu  welchem  der 
Regel  nach  die  Berufung  vom  Staate  ausgeht  und  welches  daher 
auch  nach  den  Staatsgesetzen  und  den  Anweisungen  der  Staatsbehör- 
den ausgeübt  werden  muss ;  dies  ist  auch  da  anzuerkennen ,  wo  die 
SchuliiMpection  gesetzlich  den  Geistlichen  eines  Ortes  oder  Bezirkes 
rasteht  oder  wo  solche  vom  Staate  hiezu  frei  ernannt  werden,  welche 
daher  insoweit  im  Auftrage  des  Staates  handeln  und  von  der  Staats- 
gewalt bei  pflichtwidriger  Besorgung  ihres  Amtes  zur  Rechenschaft 
gezogen  und  entlassen  werden  können  (6).  Die  obere  technische 
Aufsicht  über  das  Schulwesen  wird  theils  von  besonderen  Schul- 
behörden (6),  theils  von  den  allgemeinen  Verwaltungsbehörden  geübt, 
denen  zu  diesem  Behufe  Sachverständige  zur  Seite  gegeben  werden. 
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in&pcctoren ,  Schalräthof7)  etc.)  Die  einheitliche  Lei- 
aufsicntignng  des  gesammten  Volkssdiulwesens  kommt 
Schulbehörde  (Ministerium  des  Unterrichte)  zn  (6). 

chulbehörden  haben  unter  sich  die  technische  (fachmln- 
ig  des  gesammten  Schulwesens  und  ktinnen  daher  (analog 
behörden)  nnr  mit  technisch  ausgebildeten  Persönlichkeiten 
1)  besetzt  werden;  die  aus  der  früheren  Zeit  herstammende 
'selben  mit  geistlichen  Amtspersonen  findet  in  dem  heutigen 
acharacter  des  Schulwesens  keine  Begründung  mehr.  Jedoch 
.gions Unterricht   Überall    unter    der  Aufsicht  der  kirchlichen 

Ur  dient  theils  ein  ans  der  Mitte  des  Schulvorstandes  vom 
stellendes  Mitglied  (Lehrer,  Director),  vgl.  oben  §.  27* 
iils  nach  dem  früheren  System  der  Ortegeistliche  als  Local- 
.  WUrtemberg,  Min. -Verfügung  vom  3.  Mai  1866  II. 
Gesetz  vom  26.  Mai  1845  §.  1.  Preussen,  C.  B.  vom 
Instruction  für  Schlesien  vom  2.  Juli  1836.  Bescript 
i  1811  §.  18.  v.  Rönne,  Preuss.  Unterriehtswesen  L 
auenburg,  Gesetz  vom  10.  Oct.  1868  §.  26.  K.  Saeb- 
vom  6.  Juni  1835  §.  69.  Verordnung  vom  9.  Juni  1835 
zum  Theil  auch  noch  nach  dem  Entwürfe  von  1872  §.  29: 
denen  ein  Director  nicht  vorsteht;    s.  dagegen    die  Commis- 

3  hiezn  werden  nach  dem  neueren  System  berufsmassige 
nach  dem  früheren  meist  noch  in  liebung  stehenden  System 
stellt.  Oestreich,  Schulgesetz  vom  25.  Mai  1868  §.  1- 
jidnung  vom  18.  Mai  1869.  10.  Febr.  und  11.  Juli  1869. 
ltwurf   von  1867  art.  115.     Baden,    Gesetz    vom  8.  Min 

Anhalt,  Gesetz  vom  22.  April  1850  §.  93.  Gotha, 
l.  Juli  1863  §.  85-88.  Instruction  für  die  BezirkSflchnl- 
om  11.  Sept.  1863.  K.  Sachsen,  Entwurf  von  187! 
irtemberg,  Gesetz  vom  29.  Sept.  1836  art.  76  (regel- 
ecan).  Consistorialerlass  vom  5.  Dec.  1865  betr.  die  Zu* 
ler  Bezirksschulinspectoren  an  den  evangel.  Volksschulen. 
ig  vom  8.  Mai  1866.  K.  Sachsen,  Verordnung  vom 
§.  169  ff.      Verordnung   vom    18.  Juli   1862    (Ephoros). 

Gesetz  vom  26.  Mai  1845  %.  1.  Consistorial  -  Bekannt- 
n  31.  März  1857,  Regelung  des  Volksschal wesens  betr. 
,  Gesetz  vom  10.  Oct.  1868  f.  25  (Superintendent).  Preai- 
mng  vom  16.  März  1830  (Superintendent).  Rescript  vom 
:3  und  1.  Oct.  1851.  Kathol.  Schulreglement  für  Schlesien 
1765  §.  52  ff.  (Erzpriester).  Generalland Bchulreglemetit 
r.  1763  §.26.  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichtaweaen  I. 
reim.  Staaterecht  3.  Aufl.  II.  §.  490.  Ausserdem  haben 
rectoren  und  Landrät  he  mitzuwirken.  Bayern,  Instruction 
alkreiscommissariate  vom  15.  Sept.  1808.  Amtsinstruction 
rictsschuliuspectoren    von     gleichem    Datum   (Decane    oder 

Motive  zum  Entwurf  von  1867  p.  182  ff. 
;ha,   Gesetz  vom  1.  Juli  1863    §.  86—88.     Lauenborg, 
10.  Oct.  1868    g.  28.      Würtemberg,    Consistorialerla« 
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Tom  24.  Not.  1865  betr.  die  Einführung  von  Bezirksschnl Versammlungen. 
Zu  denselben  Bind  ausser  den  Lehrern  and  Geistlichen  auch  Amte  nnd 
Yerwalt.ongsbeamte  beizugeben. 

C")  Oestreich,  Schulgesetz  vom  25.  Mai  1868  §.  1.  2.  Anhalt, 
Gesetz  vom  22.  April  1850  §.  1.  90  ff.  Gotha,  Gesetz  vom  1.  Juli 
1863  §.  85  ff.  Baden,  Gesetz  vom  9.  Oct.  1862  §.  6.  Verordnung 
Tom  12.  Aug.  1862.  Gesetz  vom  29.  Juli  1864.  Würtemberg,  Ge- 
setz vom  29.  Sept.  1836  art.  76.  Consistorialerlass  vom  5.  Dec.  1865. 
Bayern,  Entwurf  von  1867  art.  116  (nnd  Motive  hiezn).  K.  Sachsen, 
Entwarf  von  1872  §.  32  ff.     Preusseu,  Gesetz  vom  11.  Man  1872. 

(6)  Preussen,  Provinsial-Scbalcommissionen,  daneben  Consistorien 
und  Regierungen.  Cab. -Ordre  vom  31.  Dec.  1825.  Verordnung  vom 
9.  Dec.  1842.  Instruction  vom  23.  Oct  1817.  Generalsuperintendenten, 
Instruction  vom  14.  Mai  1829.  Oestreich,  Landesschulrath ,  Gesetz 
vom  25.  Mai  1868  g.  10  (vgl.  anch  v.  Stubenrauch  a.  a.  0.  II.  p.  240). 
Gotha,  Kirchen-  und  Schulamt,  Gesetz  vom  1.  Juli  1863  §.  89.  Ba- 
den, Oberschulrath,  Verordnung  vom  12.  Aug.  1862.  Würtemberg, 
Evangcl.  Consistorium  und  Kathol.  Kirchenrath,  Gesetz  vom  29.  Sept. 
1336  art.  78.  Hannover,  Kirchenbehurde,  Gesetz  vom  26.  Mai  1845 
§.  1.    Laaenbarg,  Consistorium,  Gesetz  vom  10.  Oct.  1868  §.  24. 

(7)  K.  Sachsen,  Bezirksscbulinspection,  Entwurf  von  1872  §.  34. 
Kreisdirectionen,  Verordnung  vom  9.  Juni  1835  §.  171.  Oestreich, 
Schulrathe  als  inspicirende  und  technische  Organe  der  politischen  Lan- 
desetellen.  Verordnung  vom  28.  Aug.  1854.  Bayern,  Bezirksschulamt, 
Kreisregieningen,  Entwnrf  von  1867  art.  116.  117. 

(*)  Anhalt,  Gesetz  vom  22.  April  1850  §.  90.  Baden,  Gesetz 
vom  9.  Oct.  1862  §.6.  Gotha,  Gesetz  vom  1.  Juli  1863  §.  91.  Han- 
nover, Gesetz  vom  26.  Mai  1845  §.  1.  Preusson,  Cab.-Ordre  vom 
27.  Oct  1810  betr.  die  Verfassung  der  obersten  Staatsbehörden.  Oest- 
reich, Gesetz  vom  25.  Mai  1868  g.  9.  Barern,  Entwurf  von  1867 
art.  117  (nach  Massgabe  der  Organisation  der  Verwaltungsbehörden).  K. 
Sachsen,  Entwurf  von  1872  §.  86  ff. 

II.    BMosriare  DernsnUrschuhM. 

§.  276. 
Die  besonderen  Elementarschulen  sind  im  Allgemeinen  bestimmt 
zu  Ergänzung  des  Yolksschulunterrichts.  Sie  haben  thcila  diejeni- 
gen Lücken  des  Elementarunterrichte,  welche  das  System  der  Volks- 
schulen in  der  Gesammtheit  des  Volkes  noch  übrig  läset,  auszufüllen 
und  so  die  Idee  der  allgemeinen  Volksbildung  nach  allen  Seiten  zu 
verwirklichen;  theils  vom  Standpunkt  der  Volksschule  ans  den 
TTeoergang  der  Schüler  In  das  practische  Leben  zu  vermitteln  und 
dadireh  den' in  'der 'Volksschule  gegebenen  Unterricht  im.AnBchhiBS 
an  die  zunächst  hervortretenden  Aufgaben  des  Lebens  fruchtbar  zu 
bachen  nnd  fortzuführen.  Diese  Anstalten  unterliegen  daher  im 
Allgemeinen  auch  den  Grundsätzen  der  Volksschule  ('),  nur  dass  der 
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.  der  Regel  nicht  obligatorisch  ist,  ausser  soweit 
'olkBBchulunterrichts  tritt,  und  dass  die  Errich- 
;  derselben  nicht  zu  den  Verpflichtungen  der 
doch  von  ihnen,  insbesondere  aus  Rücksichten 
t  nach  den  Grundsätzen  über  facultative  Ge- 
ig übernommen  werden  kann  (a).  Auch  stehen 
o.  allgemeinen  System  der  örtlichen  und  staat- 
.  Im  Einzelnen  gehören  hieher:  1)  Vorschulen 
len  ersten  Unterricht  der  Kinder  in  Verblödung 
e  und  Aufsicht,  ohne  eigentliche  Lehrer  (Krip- 
>ielschulen,  Warteschulen,  Kleinkindfirbewahr- 
bildungBBchulen  (Sonntags-,  Feiertags-,  Abend- 
ler Volksschule  bereits  Entlassenen,  theils  mit 
gegenständen  wie  die  Volksschulen ,  theils  mit 
1  Lehrzwecken,  ohne  Claasenbildung,  aber  mit 
3)  Schalen  für  verwaiste  und  verwahrloste 
t  Waisen-  und  Rettungsanstalten  (6).  4)  Fabrik- 
itunmen-  und  Blindenlehranstalten,  verbunden 
berhaupt  (B).  6)  Gewerbeschulen  (Handwerks-, 
icstimmt  theils  für  den  elementaren  Unterricht 
jung  des  niederen  Gewerbebetriebs  allgemein 
(Zeichnen,  Buchführung,  Elemente  des  höheren 
für  den  Unterricht  in  speciellen  Gewerbszwei- 
,  Tischler-,  Schlosserschulen  etc.);  dieselben 
onn  von  Fortbildungsschulen  für  Handwerker 
i  errichtet  werden  (*).  7)  Industrieschulen  mit 
hr  planmässigen  und  methodischen  Erziehung 
,  als  sie  im  Kreise  der  Familie  häufig  möglich 
it  in  ganz  allgemein  brauchbaren  Fertigkeiten, 
:hen  in  weiblichen  Handarbeiten  (10J. 

Entwurf  von  1872    §.  3.  15.   und  Commiseion*- 

Volksschulgesetz  vom  14.  Mai  1869  §.  10.  Eine 
□  jedoeh  die  neueren  Fortbildung»-  und  Gewerbe- 
heil  unter  Betheiligung  des  Staates,  von  den  Ge- 
rden müssen;  vgl.  Anm.  5  und  9. 

74  Anm.  16. 

i  sollen  keinen  eigentlichen  Unterricht  gewähren, 
bau-  und  Sprechübungen,  durch  Erzählungen  und 
ireh   Oewfihnnng    an  Sitte   und  Ordnung,    durch  J 
körperliche  Bewegung   die  Kinder  geistig  wecken  I 
i.     Vgl.  Preussen,   Reglement  for  die  deutsch  I 
«  Hersogthuma  Cleve    und   der  Grafschaft  Mark  I 
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vom  10.  Mai  1782  I.  §.  8.  Min.-Rescript  vom  24.  Juni  .1827.  Reg.- 
Bescript  vom  5.  Juli  1848.  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichtswesen  I. 
p.  865  ff.  Schmidt  Encyclopädie  Bd.  2  p.  97  Bd.  4  p.  80  ff.  J.  H. 
Wfirth,  über  Kleinkinderbewahranstalten.  Augsb.  1848.  Schwabe, 
die  Bewahr-  und  Kleinkinderschule.  Neustadt  a.  0.  1884.  Fr.  Frö- 
bel's  gesammelte  pädagogische  Schriften  Abth.  2.  Die  Pädagogik  des 
Kindergartens.  Herausgeg.  von  W.  Lange.  Berlin  1862.  G.  J.  Döb- 
ner,  über  Bewahr-  und  Beschäftigungsanstalten  für  noch  nicht  schul- 
fähige Kinder  armer  Eltern.  Freiberg  1829.  J.  A.  W.  Di  est  er  weg, 
der  Unterricht  in  der  Kleinkinderschule  etc.  3.  Aufl.  Crefeld  1888. 
Burdach,  über  Kleinkinderschulen.  Königsb.  1842.  Fr.  H.  Chr. 
Schwarz,  die  Schulen.  Leipz.  1832.  p.  6  ff.  Vgl.  noch  Schmid's 
Encyclopädie  Bd.  4  p.  56.     Sause  a.  a.  0.  III.  p.  192  ff. 

(6)  Der  Besuch  und  die  Errichtung  der  Fortbildungsschulen  ist 
theils  obligatorisch,  theils  nicht.  Sie  können  übrigens  stets  nur  eine 
Ergänzung  für  den  regelmässigen  Schulunterricht  sein  und  denselben 
nicht  ersetzen,  wie  Steinbeis  Elemente  der  Qe werbe beförderung  p.  248 
vorschlägt.  Kein  Zwang  besteht  in  Preussen,  Rescript  vom  20.  April 
1846.  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichts wesen  I.  p.  869.  Preuss.  Staats- 
recht 3.  Aufl.  IL  §.  494.  Ebenso  in  Oestreich,  Volksschulgesetz  vom 
14.  Mai  1869  §.10.  In  Würtemberg,  Gesetz  vom  29.  Sept.  1836 
art.  3.  6  und  Gesetz  vom  6.  Nov.  1858  art.  2  besteht  relativ  bedingte 
Verpflichtung  zum  Besuch  der  Sonntags-  und  Winterabend-Schulen.  Drei- 
jährige Fortbildungsschulpflicht  in  Bayern  nach  dem  Entwürfe  von  1867 
art.  4.  14.  15;  vgl.  schon  'früher  die  Verordnung  vom  12.  Sept.  1808 
die  Sonn-  und  Werktagsschulpflicht  betr.  und  die  Normativ  -  Erschliess- 
ung vom  26.  Febr.  1838  gleichen  Betreffs.  Ferner  relativ  bedingte 
3 jährige  Fortbildungsschulpflicht  nach  dem  K.  Sachs.  Entwurf  von  1872 
§.  3.  4.  14;  siehe  auch  Verordnung  vom  9.  Juni  1835  §.  89  —  94.  119; 
Verordnung  vom  20.  Oct.  1851.  Nach  der  Bundes-Gewerbeordnung 
vom  21.  Juni  1869  §.106  können  Gewerbsarbeiter  und  Lehrlinge,  welche 
das  18.  Lebensjahr  nicht  überschritten  haben,  oder  einzelne  Classen  der- 
selben durch  Ortsstatut  zum  Besuche  der  Fortbildungsschule  des  Orts 
und  die  Arbeits-  und  Lehrherren  zur  Gewährung  der  für  diesen  Unter- 
rieht erforderlichen  Zeit  verpflichtet  werden ;  dies  gilt  nach  der  Sprache 
des  Gesetzes  auch  für  kaufmännische  Hülfsarbeiter  und  Principale;  siehe 
die  Verhandlungen  bei  Koller,  Archiv  Bd.  3.  p.  189.  Vgl.  noch 
v.  Mohl,  Polizeiwissenschaft  3.  Aufl.  I.  p.  545.  Schmid's  Encyclo- 
pädie Bd.  2.  p.  866  —  890. 

(6)  Preussen,  A.  L.  R.  II.  19  §.  82—41.  Rescript  vom  2.  Oct. 
1826  und  11.  Juni  1828.  Würtemberg,  Gesetz  vom  6.  Juli  1842 
(Gleichstellung  der  Dienstjahre  an  einer  Rettungsanstalt  mit  den  öffent- 
lichen Volksschulen  hinsichtlich  der  Pensionsberechtigung).  L.  Völter, 
Geschichte  und  Statistik  der  Rettungsanstalten  für  arme  verwahrloste 
Kinder  in  Würtemberg.  Stuttg.  1845.  J.  K.  Zellweger,  Schweizer 
Annenschulen  nach  Fellenbergischen  Grundsätzen.  Stoy,  Encyclopädie 
der  Pädagogik  1861  p.  299.  J.  B.  Hirsch  er,  Die  Sorge  für  sittlich 
verwahrloste  Kinder  Freiburg  1856.  Blätter  des  Rauhen  Hauses  von 
1844  an.  Schmid's  Encyclopädie  Bd.  7  p.  300  ff.  Ueber  das  Rauhe 
Haus  in  Hamburg  ibid.  Bd.  6  p.  608. 

O  Vgl.  K.  Sachsen,   Entwurf  von  1872  §.  3.  15.    Die  Erricht- 
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Lbrikschulen,  durch  welche  der  Volksschulunterricht  ereetit 
,  bedarf  der  Genehmigung;  dieselbe  Ball  nach  dem  Comrais- 
Me  hiezu  nur  in  Fällen  ganz  unabweisbarer  Nothweuciigkeit 
den.  Vgl.  auch  Bundes-Gewerbeordnung  vom  21. Juni  1869 

Schmid'B  Eucyclopädie  Bd.  2  p.  320. 
n  sichtlich  des  Besuches  dieser  Anstalten  besteht  kein  Zwang 
rn  nicht  vollsinniger  Kinder;  vgl.  oben  §.267  Anm.  1.  NacL 
ihs.  Gesetze  vom  23.  Febr.  1843  sind  die  zur  Versorgung 
r  Kinder  verpflichteten  Gemeinden  verbunden ,  zur  Unter- 
nd  Verpflegung  derselben  in  einer  Taubstummenanstalt  w&fa- 
Jildungszeit  beizutragen;  s.  auch  den  Entwurf  von  1872  §.  3. 

,  Verordnung  vom  17.  Juni  1857  und  Regulativ  vom  22.  Juni 
lie  Taubstummenanstalten  zu  Stade  nnd  Osnabrück.  —  Stift- 
i  des  von  Ludwig  I.  gegründeten  Blindeninstituts  zu  München 
pt.  1826  nnd  dazn  das  Min.-Rescr.  vom  8.  Dec.  1865.    K. 

Bekanntmachung  vom  2.  Jan.  1861  betr.  die  Landes  -Bun- 
in Dresden;  vgl.  noch  über  die  Anstalten  zu  Dresden  und 
nke  a.  a.  0.  IL    p.  915  ff.     Baden,    Statut   des   Blinden- 

Freiburg  vom  15.  Juli  1841.  Wehrer,  Repertorium  p.51. 
urg,  Bekanntmachung  vom  31.  März  1864  betr.  die  Lehr- 
Blinde  in  Neukloster;  dieselbe  gewahrt  den  Zöglingen,  den 
i  Elementarunterricht,  dann  Unterricht  in  der  Musik  nnd 
a  solchen  Fertigkeiten,  durch  welche  sie  künftig  Bescbäftig- 
werb  finden  können.      Dieselben  dürfen  nicht  unter   10  und 

15  Jahre  alt  sein.  Dauer  des  Unterrichts  8  Jahre.  Ent- 
es  jährlichen  Kostgeldes,   das  für  Bedürftige  namhaft  ermfis- 

eussen,  Verordnung  über  die  Organisation  der  Provinrial- 
ilen   vom    5.  Juni    1850;    neuerdings   vom    21.  März    1870. 

Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  §.  500.  Anhalt,  Gesetz  vom 
350  Anhang  §.  1  —  4  {in  Form  von  Abend-  und  Sonntags- 
Fürtemberg,  Consistorialerlass  vom  22.  Febr.  1866  (land- 
iche  Fortbildungsschulen).  Min.-Erlasa  vom  18.  Juni  1864 
'.  1865  betr.  die  Pflege  des  realistischen  Unterrichts  in  Volks- 
idon,  Verordnung  vom  15.  Mai  1834  über  Gewerbeschulen. 
Repertorium  p.  168.  Oestreich,  Volksschulgesetz  vom 
<9  §.  10  (Verbindung  von  Facheursen  für  specielle  landwirth- 
ider   gewerbliche   Ausbildung  mit  Volksschulen).     Bayern, 

vom  1.  Oct.  1870.  Schulordnung  für  die  technischen.  Lehr- 
m  14.  Mai  1864  §.  1  —  32.  Zweck  derselben  ist  eine  ange- 
;emeine  Bildung  und  eine  theoretische  Vorbildung  zum  Ein- ; 
«Gewerbe;  daneben  Fortbildungsschulen  filr  Gesellen  und ; 
welche  nicht  in  der  Lage  sind ,  eine  '  allgemeine  Gewerbe- 
snchen.  S.  auch  Über  die  gewerblichen  und  landwirthschaft-  j 
ildnngsschulen,  deren  Besuch  von  dem  Besuch  der  allgemni- 
md  Feiertagsschule  dispensirt,  nnd  allgemeine  und  specielle  ] 
mschnlen  mit  vorzugsweise  practischer  Richtung  PözL- 
altnngsrecht  S.  Aufl.  §.  163.  174.  Vgl.  im  Allgemeine»' 
achrichten  über  das  Gewerbsschulwesen  in  Pr aussen  nnd 
•eipz.  1842.  Schmid's  Encyclopädie  Bd.  2.  p.  859.  £. 
r,  Ueber  die  Preuss.  Prov.  Gewerbeschulen  in  Hildebrand's 
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Jahrbv  1870    II.    p.  268  ff.      8.  auch  dessen    Geschichte   der    den 
Kleingewerbe  p.  321. 

(I0)  Mecklenburg-Schwerin,  Verordnung  und  Regulat 
die  Industrieschulen  im  Domanium  vom  12.  August  1869  (Unt< 
rar  Mttdchen  in  weiblichen  Handarbeiten).  J.  G.  Schmidlin,  0 
liehe  Kinder-Industrieanstalten  Stuttg.  1821.  K.  Friedrich,  D 
liehung  zur  Arbeit  eine  Forderung  des  Lebens  an  die  Schule  Leipz. 
Eiaenlohr.  Die  Volksschule  und  die  Handarbeit  Stuttg.  1854.  < 
gens,  Die  Gegenwart  der  Volksschule  1857.  Schmid's  Encycl 
Bd.  3.  p.  681.     t.  Hohl,  Polizeiwissenschaft  3.  Aufl.  I.  p.  382  ff. 
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g.  277. 
Der  höhere  Unterricht  ist  nicht  für  das  Volk  im  Ganzen 
den  nur  für  einzelne  Theile  desselben  bestimmt,  welche  eines  hc 
UaaseB  geistiger.,  und  zum  Theil  auch  körperlicher  Ausbildui 
dürfen,  als  durch  den  Elementarunterricht  erlangt  werden  ka 
Dieses  Bedürfniss  entspringt  theils  aus  der  Notwendigkeit 
genügenden  Torbildung  für  das  Erlernen  und  die  Ausübung  n 
iteber  Berufszweige  und  Beschäftigungen  im  practischen  1 
theils  aua  den  allgemeinen  höheren  Anforderungen  des  Geistes 
zufolge  des  ungleichen  Entwicklungszustandes  in  der  Gesell 
überhaupt.  Der  hierdurch  bewirkte  Unterschied  der  Geistesb: 
im  Volke  ist  daher  einerseits  eine  nothwendige  Folge  der  au 
tenschaftliche  ErkenntniBS  begründeten  Lebenseinrichtungen  d< 
•ellschaft  (z),  andererseits  gleich  wie  die  Ungleichheit  des  B< 
und  Erwerbes  ein  historisch  gegebenes  Stadium  der  mensch 
Entwicklung  und  mit  dem  Princip  der  persönlichen  Freiheit  d 
difiduen  enge  verwachsen  (3).  Daraus  folgt  1)  dasB  der  höhere  ' 
rieht  sich  als  die  geistige  Seite  des  geschichtlich  gegebenen  hi 
Cnlturzustandes  im  Volke  darstellt  und  mit  diesem  der  Fortb 
und  Veränderung  unterworfen  ist(4);  2)  dass  er  allen  donj 
Classen  der  Bevölkerung  zugänglich  zu  machen  ist,  die  zu 
Aneignung  Ökonomisch  befähigt  sind,  und  folglich  auf  alle  \V; 
gegenstände  auszudehnen,  welche  den  Bildungsbedürfnissen  um 
besonderen  Geistesleben  dieser  Classen  entsprechen;  8;  dasB  e 
ebenso  auch  mit  der  Geisteeoultur  des  Volkes  im  Ganzen  ii 
bindung  erhalten  und  für  die  Zwecke  und  Aufgaben  des  1 
möglichst  fruchtbar,  damit  aber  auch  für  die  Gesammtheit 
kohlt  nützlieh    gemacht    werden   muss.    Daraus   erklären   sie 
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gen,  welche  in  dem  neueren  System  de«  j 
•rückBichtigen  Bind:  1)  Quantitative  Zu-  [ 
tiver  Hinsicht  mit  der  allgemeinen  Ter- 
i  Wissens  überhaupt;  2)  fortschreitende 
hiedenen  Claasen  des  Volkes,  insbesondere 
(schlecht  (6) ;  3)  ErBtreckung  über  die  sog. 
1  der  sog.  gelehrten  Bildung  (6) ;  4)  Yer- 
der  höheren  Fachbildnngsanstalten  (')• 

iltungslehre  Bd.  5.    p.  5,    wo  jedoch  der  in 

ig.  zu  Grunde  gelegt   wird;    siehe  aber  ibid. 
?rensB.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.    §.   495  fasst 
ilen    zn    einseitig    als  Vorbereitung  für  du  ; 
und  für   den  Gewerbebetrieb.      Vgl.    unten 

die  Ausübung  gewisser  Berufsarten  im  Staate, 
»Seilschaft  in  Deutschland  von  Wissenschaft- 
gemacht  und  dadurch  das  Leben  überhaupt  . 
iBtzen  durchdrungen  wurde,  musate  mit  dem 
leicb  der  höhere  Unterricht  an  Ansbrei- 1 
;  insbesondere  in  der  früheren  Zeit  die  Ge-  ] 
der  der  Universitäten  parallel.  Vgl.  Stein,  ' 
96  ff. 

nmnuiBtischen  Theorien  verlangte  allgemeine  ; 
3b  der  Gütergemeinschaft,  ist  ebenso  chimS-  > 
rincipien  des  auf  persönliche  Freiheit  dea  j 
aglicb.  Daher  ist  auch  dieses  Gebiet  des  { 
itz Verhältnissen  enge  verbunden  und  gleich  ; 
allgemeine  Freiheit  der  Geistesbildung  un-  • 
und    der    übrigen  Verwaltungsorgane    das 

und  Entwicklung  der  Universitäten   konnte 

im  heutigen  Sinne  überhaupt   nicht   geben; 

1   Schulen   des  Mittelalters,    die  Dom-  und 

über  das  Elementare  hinausgehenden  Bild* 

damalige  Inbegriff  der  allgemeinen  Bildung, 

Rhetorik,  Dialektik)  und  das  Quadrivium 
ronomie,  Musik),  gelegentlich  römisches  und 
;  Medicin  gelehrt  wurde.  Hiedurch  kam  es, 
Universitäten  herauswuchsen,  indem  neben 
•  Schulen  auch  noch  andere  wissenschaftlich 
1  den  Prälaten  die  ErlaubniBs  hiezn  (licentia 

freie  Lehrer  auftraten  (z.  B.  Peter  Abalard 
[na,  Placentinus  und  Ago  in  Montpellier). 
irny,  Rom.  Bechtsgeachichte  1815  L  p.  405. 
314.  IV.  p.  1.  17  ff.  Eichhorn,  Deutsche 
II.  g.  266.  v.  Maurer,  Geschichte  der 
iland  II.  1870  §.  250.  III.  %.  415.  Ueber 
:ius  in  Freiburg  vgl.  Schreiber,  Geschichte 
■.  Maurer  a.  a.  0.   III.    p.  64.     Ueber  die 
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allmählich  entstehenden  lateinischen  Stadtschulen  v.  Maurer  ibid.  III. 
§.  416.  417.  Mit  dem  Aufkommen  der  Universitäten  mussten  diese 
Schalen  unfehlbar  zu  Vorstufen  derselben  herabgedrückt  werden,  sie 
behielten  aber  ihren  ursprünglichen  Character  als  Lateinschulen,  gram- 
matische Schalen  bei.  Seit  der  Reformation  wurde  besonders  in  den 
Städten  der  gelehrte  Unterricht  mehr  und  mehr  gepflegt  und  von  der 
geistlichen  Herrschaft  frei  zu  machen  gesucht;  namentlich  sind  zu  erwäh- 
nen die  Neckarschule  in  Heidelberg,  die  Schule  in  Magdeburg,  das 
Gymnasium  zu  St.  Egydien  in  Nürnberg  (von  Melanchthon  eingerichtet 
1525)  das  St.  Anna  -  Gymnasium  zu  Augsburg  u.  a.  m.  Vgl.  v.  Mau- 
rer a.  a.  0.  III.  §.  418.  Ueber  die  mit  der  Universität  Heidelberg  als 
Vorbereitungsanstalten  verbundenen  Bursen-  oder  Contubernialschulen 
vgl.  v.  Maurer  ibid.  III.  §.  415.  p.  60.  Die  Reformation  bewirkte 
auch,  dass  nunmehr  confessionelle  Gymnasien,  mit  speciell  protestanti- 
schem Character  gegründet  wurden.  Vgl.  noch  Kriegk,  Deutsches 
Bfirgerthum  im  Mittelalter  N.  P.  1871  p.  114  ff."  Schlosser,  Welt- 
geschichte IV.  p.  573.  Dieser  ältere  Zustand  hat  sich  auch  noch  später 
and  bis  in  das  vorige  Jahrhundert  erhalten,  wenn  auch  der  Unterricht 
ach  verbesserte  und  erweiterte  (vgl.  darüber  E.  v.  Raumer,  Geschichte 
der  Pädagogik  III.  1847)  und  die  oberste  Fürsorge  darüber  der  Landes- 
polizeigewalt  zugesprochen  wurde,  v.  Seckendorff,  Teutscher  Für- 
stenstaat  II.  cap.  14  §.3.4.  Moser,  Landeshoheit  in  Polizeisachen  1778 
cap.  III.  §.  12.  Ueber  die  neueren  Principien  der  Pädagogik,  im  Gegen- 
satz zu  dem  veralteten  Gelehrten-  und  Gedächtnisskram,  seit  Rat  ich 
(geb.  1561)  und  Comeni'us  (geb.  1592),  dann  Locke,  über  die  pieti- 
stische Pädagogik  (A.  H.  Franke  geb.  1663),  ferner  über  die  Ideen  von 
Rousseau,  Basedow,  Salzmann  und  Pestalozzi  vgl.  Henne 
Am-Rhyn,  Culturgeschichte  der  neueren  Zeit  II.  1871  p.  881  ff.  K.  v. 
Räumer,  Geschichte  der  Pädagogik  IL  1843. 

(ö)  Vgl.  über  Mädchenerziehung  K.  v.  Raum  er,  Geschichte  der 
Pädagogik  III.  2.  p.  164  ff. 

(6)  Hieraus  entsprang  der  bis  auf  die  Gegenwart  fortgehende  Ge- 
gensatz des  sog.  Realismus  (Utilitarismus)  zum  Humanismus,  welcher 
schon  von  Comenius  an  zu  datiren  ist.  Doch  wurde  die  erste  Real- 
schule erst  1739  durch  den  Prediger  Semler  in  Halle  gegründet.  Henne 
Am-Rhyn  a.  a.  0.  IL  p.  388  ff.  K.  v.  Raumer  a.  a»  0.  IL  insbes. 
p.  157  ff. 

(7)  Vgl-  K.  v.  Raum  er,  Geschichte  der  Pädagogik  IL  p.  159  ff. 
Stein,  Verwaltungslehre  Bd.  5  p.  233  ff. 

§.    278. 

Indem  der  höhere  Unterricht  die  Grenzen  der  für  Alle  not- 
wendigen Geistesbildung  überschreitet,  ohne  doch  bis  zur  wissen- 
schaftlichen Erkenntniss  der  Dinge  durchzudringen,  umfasst  er  das 
ganze  Gebiet  desjenigen  Wissens,  welches  zwischen  dem  Elementar- 
unterricht und  der  Wissenschaft  in  der  Mitte  liegt;  er  bildet  folg- 
lich die  Vermittlung  und  innere  Verbindung  zwischen  diesen  beiden 
und  ist  mithin  ebensowohl  ein  Ergebniss  der  Entwicklung  der  Wis- 

Roesler,  Verwaltungsrecht  I.  S.  8 
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senschaft,  als  er  die  elementare  Geistesbildung  in  der  Geeammtheit 
des  Volkes  zur  unentbehrlichen  Voraussetzung  hat  (').     Daraus  er- 
gibt sich  die  wichtige  Folgerung,    dass  die  Abgrenzung  und  innere 
Ausfüllung  des  höheren  Unterrichtes  von  dem  Entwicklungezuetande 
der  "Wissenschaft  und  von  der  Höhe  der  allgemeinen  Geistesbildung 
im  Volke  abhängt  und  dass  es  einen  hievon  unabhängigen,  lediglich 
in  sich  selbst  ruhenden  Begriff  desselben  nicht  geben  kann.    Hierin 
1: — i  „„-i—i.:^ .  j)  dass  das  den  Gegenstand  des  höheren  Unterrichtes 
»sen    nicht   ein    für    sich    bestehendes    abgeschlossenes 
mdern  sich  nothwendig  in  verschiedene  neben  einander 
ige  spaltet,  je  nach  den  verschiedenen  Richtungen  des 
und  des  Bildungsbedürfnisses  der  höher  entwickelten 
aas  die  höheren  Schulen  durch  Zweck  und  Umfang  sich 
unterscheiden,  indem  sie  bald  mehr  an  den  Elementar- 
ild  mehr  an  die  Wissenschaft,   bald  mehr  an  das  prac- 
Belbst  sieh  anschlicssen ;    3)   dass   er  hauptsächlich  auf 
3g  bestimmter  Kenntnisse  gerichtet  sein    innss,  ohne 
die  allgemein  bildende  und  erziehende  Aufgabe  jedes 
vernachlässigt  werden  darff2);    4)  dass  er  bei   seiner 
unter  bestimmte ,   positiv  abgegrenzte  Bildungszwecke 
Niemand  obligatorisch  sein  kann,  jedoch  insoweit  einen 
n  Gharacter   hat,    als  die  geordnete  Erreichung  jener 
rch  bedingt  ist  (3). 

;h  die  Entwicklung  der  Wissenschaften  wurde  sowohl  die 
Ud  i  vor  sit  Staunte  nichts  von  den  gelehrten  Schulen  bewirkt 
..nm.  4) ,  als  auch  der  höhere  Unterricht  Überhaupt  mehr 
t  wissenschaftlichen  Ergebnissen  bereichert  und  dadurch 
lig  die  Aufgabe  des  Elementarunterrichts  gesteigert.  Die 
n  den  classischen  Philologen  beklagte  Ueberhäofnng  des 
irriebts  findet  daher  in  der  Vermehrung  des-  allgemeinen 
olko  ihre  correspondirende  Erklärung.  Vgl.  z.  B.  Roth, 
igogik  I.  nnd  II. 

Teilung  der  Wissenschaft  selbst  kann  nicht  die  Aufgabe 
Interrichts  sein,  weil  es  hiezu  den  Schülorn  sowohl  an  der 
Reife  als  Vorbildung  fehlen  würde;  die  Folge  solcher  ver- 
he  wäre  nur  eine  höchst  schädliche  Vorbildung  der  Jugend. 
er.  wissenschaftlich -juristische  Unterricht  I.  p.  81. 
er  muss  sowohl  der  an  einer  Anstalt  bestehende  Lehrplan 
Ulern  in  der  Eegel  eingehalten,  als  auch  die  für  jede  Stufe 
ts  vorgeschriebene  Vorbildung  nachgewiesen  werden.  Da- 
}  im  Gegensätze  zur  Volksschule  an  sich  den  Einzelnen  frei, 
Ten  Unterricht  anzueignen  oder  nicht. 


•ecke  des  höheren  Unterrichtes  sind :  1)  höhere  Geistes- 
erbildnng  überhaupt;    2)  Ausbildung    für  den  wissen- 
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schaftlichen  Unterricht;  und  3)  für  gewisse  Zweige  des  practischen 
Berufs-  und  Erwerbslebens  (1).  Er  hat  daher  theils  einen  abschlies- 
senden, theils  einen  vorbereitenden  Character,  und  derselbe  gestaltet 
sich  wiederum  verschieden,  je  nachdem  er  auf  den  Erwerb  allge- 
meiner Bildung  oder  specieller  Berufs-  und  Fachbildung  gerichtet 
ist  (2).  Ferner  ist  der  allgemeine  höhere  Unterricht  theils  classischer 
(gelehrter,  humanistischer),  theils  realistischer  Unterricht.  Der  er- 
stere  bezweckt  die  Zurüokführung  der  allgemeinen  Geistesbildung 
auf  ihre  geschichtlich  gegebene  Quelle,  das  classische  Alterthum, 
und  bezieht  sich  somit  hauptsächlich  auf  diejenigen  Kenntnisse, 
welche  zum  unmittelbaren  Verständniss  des  antiken  Geisteslebens  und 
der  uns  aus  demselben  überlieferten  Geistesproducte ,  insbesondere 
der  Literatur  der  Romer  und  Griechen ,  befähigen ,  ohne  jedoch 
die  Gebiete  des  selbständigen  modernen  'Wissens  zu  vernachläs- 
sigen (3).  Der  letztere  bezweckt  eine  allgemeine  geistige  Ausbildung 
hauptsächlich  auf  der  Grundlage  des  Verständnisses  der  den  Menschen 
umgebenden  äusseren  Erscheinungswelt,  wobei  jedoch  die  Verbind- 
ung mit  dem  classischen  Alterthum  durch  das  Lateinische  in  ge- 
wissem Masse  aufrecht  erhalten  wird  (4).  Beide  gewähren  zugleich 
die  erforderliche  Vorbereitung  für  das  Studium  der  Wissenschaften 
und  dadurch  mittelbar  für  die  Ausübung  derjenigen  Berufszweige,  für 
welche  eine  wissenschaftliche  Ausbildung  erfordert  wird;  der  reali- 
stische Unterricht  zugleich  auch  eine  geordnete  Vorbereitung  für  die 
Aneignung  der  höheren  Fachbildung.  Eine  dritte  Kategorie  des 
höheren  Unterrichts  ergibt  sich  aus  dem  allgemeinen  Bildungsbe- 
dürfnisse des  weiblichen  Geschlechts.  Hieran  sind  zu  reihen  die- 
jenigen Unterrichtsansialten,  welche  theils  für  einzelne,  theils  für 
mehrere  zusammenhängende  Zwecke  des  practischen  Lebens  eine 
möglichst  vollständige  Ausbildung  zu  gewähren  haben,  soweit  die 
wissenschaftliche  Durchbildung  hiefür  nicht  nothwendig  ist.  Diese 
verschiedenen  Unterrichtszweige  können  ausserdem  noch  manchfache 
Modificationen  oder  Combinationen  erleiden,  theils  indem  mit  dem 
jeweiligen  Hauptzwecke  Nebenzwecke  verbunden  oder  besondere 
Anstalten  für  letztere  ihnen  an  die  Seite  gestellt  werden,  theils  in- 
dem der  regelmässige  Unterrichtsplan  in  gewissen  Grenzen  beschränkt 
wird.  Hiernach  ergibt  sich  folgendes  System  von  Anstalten  des 
höheren  Unterrichts:  1)  Für  den  classischen  Unterricht:  Gelehrte 
8ehulen,  und  zwar  a)  Hauptanstalten  (Gymnasien);  b)  Nebenanstal- 
ten (Lateinschulen,  Lyceen  etc.)-  2)  Für  den  realistischen  Unter- 
richt: Realschulen  verschiedener  Ordnung.  3)  Für  den  Unterricht 
des  weiblichen  Geschlechts:  Höhere  Töchterschulen.  4)  Für  den 
Fachunterricht:   Höhere  Fachbildungsanstalten,  Akademien  etc. 
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')  Bei  Wiese,  Gesetze  und  Verordnungen  für  die  höheren  Schulen 
issen.  Berlin  1868  I.  p.  8  werden  die  höheren  Schulen  abgegrenzt 
die  Fachschulen  durch  die  Ziele  allgemeiner  geistiger  Bildung, 
die  Universität  durch  den  propädeutischen  Character  des  Unter- 
jedoch  bildet  die  hebere  Fachbildung  nur  einen  Zweig,  keinen 
atz  der  höheren  Bildung  überhaupt  und  die  Gymnasien  nnd  Real- 
verfolgen auch  nicht  hlos  gegenüber  der  Universität  propädenti- 
vecko.  Ferner  durften  Taubstummen-  nnd  Blindenanstalten  nicht 
Lieh  zu  den  höheren  Unterr ich tsan stalten  und  die  Kunstschulen  nnr 
Fachschulen  zu  rechnen  sein.  Auch'v.  Rönne,  Preuss.  Staats* 
).  Aufl.  §.  495  theilt  die  Begriffsbestimmung  Wiese's,  reiht  jedoch 
chschulen  in  das  System  des  höheren  Unterrichts  ein.  Gänzlich 
eden  ist  der  Standpunkt  Stein's  Verwaltungslebre  Bd.  5,  welcher 
lehrtes,  wirtschaftliches  und  künstlerisches  Bern fsbildun gewesen 
ii  den  beiden  ersteren  wieder  Vorbüdungs-  und  Fachbildnngsan- 
unterscheidet ,  wornach  die  Universitäten  zu  blosBen  Facban- 
b  erabsinken  würden  Schon  J.  J.  Moser,  Landeshoheit  in  Fo- 
hen  1773  p.  50  rechnete  zu  den  „mittleren  Schulen"  1)  diejenigen, 
einlache  und  andere  fremde  todte  oder  noch  übliche  Sprachen  ge- 
rerden; 2)  Pädagogia;  3)  Gymnasien;  4)  Land-  und  Klosterschu- 
irin  nebst  der  Philologie  auch  philosophische,  historische,  geogra- 
>  und  andere  Wissenschaften  wenigstens  den  Anfängen  nach  gelehrt 
r,  5}  Akademien,  darin  nur  gewisse  im  gemeinen  Lehen  brauch- 
fissen Schafte n  gelehrt  werden  (die  heutigen  Fachakademienj. 

2)  Z.  B.  die  Gymnasien  und  Realschulen  geben  eine  allgemeine 
g  und  bereiten  zugleich  zum  Uebertritt  auf  andere  Anstalten,  ins- 
ere  die  Universitäten  vor;  namentlich  die  letzteren  verfolgen  aber 
;ugleicli  abschliessende  Bildnngs zwecke.  Das  gleiche  ist  bei  den 
i  Töchterschulen  der  Fall.  Die  Fachschulen  sind  bestimmt,  eine 
essende  Ausbildung  in  gewissen  Lehrfächern  zu  gewähren;  jedoch 
ler  daselbBt  empfangene  Unterricht   auch  auf  der  Universität  fort- 

werden.  Die  Man  ich  faltigkeit  dieser  Unterrichtszwecke  ist  eine 
leidliche  Folge  der  verschiedenartigen  Bildungsbedürfnisse  in  den 
n  Classen  des  Volkes  und  des  aus  der  socialen  Rechtsidee  fliessen- 
undsatzes  der  allgemeinen  Bildungsfreibeit. 

3)  Vgl.  unten  §.  280. 
'*)  Vgl.  unten  sub  HI. 

II.     Die  gelehrten  Schulen. 

■Juttien:  Freussen,  A.  L.  R.  11.12  §.  5*- 66.  Rtglement  com 
I  1834  und  12.  Jan.  1856  betr.  die  Maturitätsprüfungen.  Regulativ  fir 
Ifungen  der  Candidaten  des  höheren  Schulamtes  vom  12.  Dee.  1866.  In- 
»  für  die  Gymnasial -Directoren  in  Pommern  vom  1.  Mai  1828.  Eut- 
in 1849  §.  103-141 ;  von  1862  §.  122  - 160.  Hannover,  Verorä*mn$ 
Sept.  1829  nnd  5.  Äug.  1846  üher  die  Maturitätsprüfungen.  Verord- 
mh  22.  April  1831  und  Instruction  vom  24.  Febr.  1853  über  die  Prüfung 
tdidaten  des  höheren  Lehramts.  Bekanntmachung  vom  6.  Nov.  1860. 
n,  Revid.- Schulordnung  für  die  lateinischen  Schulen  und  Gymnasie* 
■  Febr.  1864  (früher  vom  13.  Märe  1830)  nebst  Regulativen  vom  29.  AprÜ 
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1861  und  4.  Mai  1863.  Entwurf  einer  Ordnung  für  die  gelehrten  Mittelschulen 
(StitdienanstaUen)  auf  Grund  der  Beschlüsse  der  am  30.  Oct.  1869  zusammen- 
getretenen Berathungscommission.  München  1870.  K.  Sachsen,  Regulativ  für 
die  gelehrten  Schulen  vom  1.  Juni  1870;  früher  vom  27.  Dec.  1846.  Mandat 
vom  4.  Juli  1829.  Verordnung  und  Regulativ  vom  17.  Dec.  1830  und  Verord- 
nung vom  17.  Dec.  1850.  Regulativ  vom  12.  Dec.  1848.  Würtemberg,  Prüf- 
wngsordnung  vom  28.  Nov.  1865.  Baden,  Verordnung  vom  31.  Dec.  1836. 
Mecklenburg  -Schwerin,  Reglement  für  die  Maturitätsprüfungen  vom 
11  Mai  1833.  Regulativ  für  die  Prüfungen  der  Candidaten  des  höheren  Schuh 
amts  vom  28.  Mai  1870.  Sachsen- Meiningen,  Ordnung  der  Landes- 
Gymnasien  zu  Meiningen  und  Hildburghausen  vom  24. Nov.  1836.  Oestreich, 
Gymnasialordnung  vom  15.  Sept.  1849.    Prüfungsgesetz  vom  24.  Juli  1856. 

Literatur:  L.  Wiese,  Verordnungen  und  Gesetze  für  die  höheren 
8ehulen  in  Preussen.  Berlin  1867.  68.  L.  Wiese,  Das  höhere  Schulwesen  in 
Preussen.  Historisch -statistische  Darstellung.  Berlin  1864.  1869.  Wiese, 
Dm  höhere  Schulwesen  in  Preussen  in  RunkeVs  Preuss.  Jahrbuch  1861  p.  107  ff. 
L.  Wiese,  Deutsche  Briefe  über  englische  Erziehung.  Berlin  1852.  v.  Rönne, 
Preuss.  Unterrichtswesen  Bd.  2.  Berlin  1855.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht 
3.  Aufl.  IL  §.  495  ff.  Pöz  l ,  Bayr. .  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  1870  §.  215  — . 
*&.  C.L.  Roth,  Das  Gymnasial- Schulwesen  in  Bayern  zwischen  1824—1843 
Shtttg.  1845.  Das  höhere  Schulwesen  des  K.  Hannover  seit  seiner  Organisation 
m  Jahre  1830.  Hann.  1855.  K.  Pf  äff,  Versuch  einer  Geschichte  des  gelehr- 
ten Unterrichtswesens  in  Würtemberg.  Ulm  1842.  Entwurf  einer  Organisation 
der  Gymnasien  und  Realschulen  in  Oestreich.  Vom  Ministerium  desCultus  und 
Unterrichts.  Wien  1849.  v.  Stubenrauch,  Oestreich.  Verwaltungsgesctz- 
gebung  Bd.  2  $.408  —  415.  Schulte,  Lehrbuch  des  hathol.  KircJienrcchts 
2.  Aufl.  1868  §  198.  Stein,  Verwaltungslehre  Bd.  5  p.  191  ff.  A.  Thiel, 
Das  wissenschaftlich -juristische  Bildungswesen  I.  Berlin  1869.  Fr.  Thiersch, 
Veber  gelehrte  Schulen  Stutig.  und  Tüb.  1826.  Fr.  Thiersch,  lieber  den 
gegenwärtigen  Zustand  des  öffentlichen  Unterrichts  in  den  westlichen  Staaten 
«m  Deutschland,  in  Holland,  Frankreich  und  Belgien  1838.  C.  Fr.  Nagels- 
hach,  Gymnasial -Pädagogik,  Herausgeg.  von  Autenrieth.  Erl.  1862.  C.  L 
Both,  Gymnasial -Pädagogik  Stutig.  1865.  C.  L.  Roth,  Kleine  Schriften 
pädagogischen  und  biographischen  Inhalts  Stuttg.  1857.  L.  Döderlein,  Be- 
den und  Aufsätze.  Ein  Beitrag  zur  Gymnasialpädagogik  Erh  1843  -  59m 
G.  Thaulow,  Die  Gymnasialpädagogik  im  Grundrisse  Kiel  1858.  Fr.  H. 
Chr.  Schwärs,  Die  Schulen  Leipz.  1832  p.  106  —  187.  Schmidts  Encyclo- 
pädie  Bd.  2.  p.  626—682.  Bd.  3.  p.  170—227.  Scheibert,  Das  Gymnasium 
und  die  höhere  Bürgerschule.  Berlin  1836.  W.  Herbst,  Das  classische  Ah 
terihum  in  der  Gegenwart  Leipz.  1852.  L.  Kühnast,  Die  Vereinigung  der 
primeipietten  Gegensätze  in  unserem  altclassischen  Schulunterricht.  Rastenburg 
1856.  K.  A.  J.  Lattmann,  lieber  die  Frage  der  Concentration  in  den  allge- 
meinen Schulen,  namentlich  in  den  Gymnasien.  1860.  K.  G.  Heiland,  Die 
Aufgabe  der  Gymnasien  nach  ihren  wesentlichen  Seiten  dargestellt  in  Schulreden 
Weimar  1860.  E.  A.  Lilie,  Die  Emancipation  der  Schule  von  der  Kirche 
in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  Kiel  1843.  Schnaase,  Die  Schule  in 
Ikmzig  und  ihr  Verhältnis  zur  Kirche.  Danzig  1859.  In  geschichtlicher  Hin- 
*dU:    Meiners,   Geschichte  der  Entstehung  der  hohen  Schulen.     Gott.  1802. 
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lopädU  Bd.  2.  p.  627  ff.  K.  v.  Rauner,  Geschichte  der 
1843  ff.  Fr.  Körner,  Geschichte  der  Pädagogik  3.  Aufl. 
.  Niemeyer,  Grundsätze  der  Erziehung  und  des  UnterriekU 
Uff.,  bes.  Theil  3.  B.  Vormbaum,  Evangelische  Sc/ml 
17.  und  13.  Jahrh.  Gütersloh  1863.  1864.  Vgl.  noch  über 
mid'8  Encyclopädie  Bd.  6.  p.  367  ff.;  Oestreich,  ibid 
Bayern,  ibid.  Bd  1.  p.  444  ff.  E.  Sachsen,  ibid.  Bd.7. 
,  ibid.  Bd.  1.  p.400  ff.  Kurhessen,  ibid.  Bd. 3.  p.499f. 
ibid.  Bd.  1.  p-  746  ff. 


A.    Der  GymnaBialunterricht. 


asicn  Bind  bestimmt,  eine  höhere  allgemeine  Geistes- 
Idung  zu  gewähren  durch  den  Unterricht  in  denjeni- 
,  welche  zur  Aufnahme  der  modernen  Geistescultur 
,  dem  classischen  Alterthum,  ans  befähigen,  und 
li  zu  einem  gründlichen  und  gedeihlichen  Studium 
ten  die  erforderliche  gelehrte  Vorbereitung  zu  ge- 
tdurcb  bestimmten  Lehrgegenstände,  in  Verbindung 
cstandtheilen  des  neueren  Wissens,  sind  nach  den  j 
'  Jahrhunderte  und  dem  Zeugniss  der  Sachverstand- 
geeignet,  die  geistigen  Kräfte  der  heranwachsenden  ' 
:en,  zu  stärken  und  zu  veredeln  und  in  den  Zustand 
itwicklungs-  und  Leistungsfähigkeit  zu  versetzen  (2). 
nterricht  gewährt  nicht  nur  die  zur  Zeit  noch  kaum 
sr  allseitiger  formaler  Geistesbildung;  insbesondere 
iprache  ist  vermöge  ihrer  in  hohem  Grade  logischen 

eindringlichste  Mittel,  die  Aufmerksamkeit  festen-  ' 
ächtnisa  zu  stärken,  die  Denkkraft  zu  üben  und  die 
.  schärfen  (3).  Er  schafft  auch  die  für  vollendete 
tliche  Freiheit  des  Denkens,  indem  er  es  anf  seinen 
Ausgangspunkt  zurückführt  und  dadurch  die  Er-  . 
inheit  der  menschlichen  Geistescultur  in  ihrem  Fort- 
licht  (*).  Der  classische  Unterricht  verleiht  daher  im 
die  Befähigung,  das  Wesen  und  die  Gesetzmässigkeit  ' 
irforschen,  die  Schranken  der  Unwissenheit  zu  durch- 
n  Stillstand  und  der  Versumpfung  der  menschlichen 
jen;  er  wird  hiedurch  zur  wichtigsten  Geistesnahr- 
en  und  zum  Träger  nnd  Mittelpunkt  aller  höheren 
ihrheit  und  reinen  Menschlichkeit  überhaupt  (■■).  Da 
nur  in  Verbindung  mit  der  reinen  Wahrheit  gedeihen 
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imd  bestehen  kann,  so  beruht  auf  dem  classischen  Unterricht  auch 
die  Sicherheit  und  Freiheit  des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens, 
wie  denn  die  Geschichte  bezeugt,  dass  die  tiefere  und  freiere  Ent- 
wicklung der  Menschheit  seit  der  Reformation  in  enger  Verbindung 
steht  mit  der  Wiedererweckung  der  classischen  Studien  (u). 

(l)  Preussen,  A.  L.  R.  II.  12  §.  54.  Oestreich,  Gymnasial- 
ordnung vom  15.  Sept.  1849  §.  1.  Bayern,  Entwurf  von  1869  §.  1. 
E.  Sachsen,  Regulativ  vom  1.  Juni  1870  §.  1.  35.  37.  Baden, 
Verordnung  vom  31.  Dec.  1836.  Ueber  die  im  A.  L.  R.  betonte  aus- 
schliessliche Aufgabe  der  Vorbereitung  für  den  gelehrten  Beruf  vgl. 
Schmid's  Encyclopädie  Bd.  3.  p.  176  ff.  S.  auch  das  Promemoria  vom 
30.  Dec.  1831  bei  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichts wesen  IL  p.  139  ff. 
A.  Thiel  a.  a.  0.  p.  80  findet  den  Zweck  der  Gymnasien  in  der  Bild- 
ung zur  Humanität  durch  Mittheilung  classischer  Kenntnisse;  auch 
Stein,  Verwaltungslehre  Bd.  5  p.  203  erklärt  den  classischen  Unterricht 
flu*  das  einzige  Mittel  höherer  Bildung.  Der  Zweck  allgemeiner  höherer 
Bildung  wird  ebenso  anerkannt  von  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht 
3.  Aufl.  II.  §.  496.  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.  215. 
t.  Stubenrauch  a.  a.  0.  IL  §.  408. 

(*)  Preussen,  Verordnung  vom  24.  Oct.  1837  bei  Wiese,  Ver- 
ordnungen und  Gesetze  für  das  höhere  Schulwesen  in  Preussen  1867  I. 
p.  29.  Bayern,  Entwurf  von  1869  §.  2.  Hier  wird  jedoch  auch  die 
Kenntniss  nnd  Pflege  der  deutschen  Muttersprache  als  Hauptgegenstand 
des  Gymnasialunterrichts  hervorgehoben.     A.  Thiel  a.  a.  0.  p.  82. 

(3)  Schwarz,  Die  Schulen  p.  113.  Schelling,  Vorlesungen  über 
die  Methode  des  akad.  Stud.  Vorlesung  3. 

(4)  Schwarz  a.  a.  0.  p.  107. 

(6j  yr.  Thiersch,  Ueber  gelehrte  Schulen  Stuttg.  und  Tüb.  1826 
p.  14.  Die  Bedeutung  der  classischen  Studien  für  die  ideale  Bildung 
1849.  Fr.  E.  Beneke,  Erziehungs-  und  Ünterrichtslehre  2.  Aufl.  1842 
p.  176.  O.  Thaulow,  Die  Gymnasialpädagogik  im  Grundrisse  1858 
256.  409  ff.     Schmid's  Encyclopädie  Bd.  1  p.  807  ff. 

(*)  Fr.  Thiersch,  Ueber  gelehrte  Schulen  p.  28  ff.  Rapport  de 
M.  T hier s  sur  la  loi  de  l'instruction  söcondaire  1844.  Die  Meinung, 
dass  durch  die  Beschäftigung  mit  dem  Geiste  des  classischen  Alterthums 
das  christliche  Bewusstsein  Nachtheil  erleide ,  ist  ebenso  grundlos , .  wie 
die  andere  hauptsächlich  von  neueren  Oekonomisten  aufgestellte,  dass 
dadurch  der  Sinn  und  die  Befähigung  für  die  Anforderungen  des  privcti- 
sehen  Lebens  geschwächt  werde.  S.  z.  B.  Fr.  Bastiat,  Baccalauröat 
et  Socialistne  in  dessen  Mälanges  d^conomie  politique  Brux.  1851  II. 
p.  169  ff.  Derselbe  geht  sogar  soweit,  Socialismus  und  Communismus 
als  Früchte  der  classischen  Studien  zu  bezeichnen  In  beiden  Ansichten 
drückt  sich  ein  beschränktes  Urtheil  über  das  Wesen  des  Christenthnms 
und  die  Bedingungen  dauerhafter  materieller  Entwicklung  aus.  Ueber 
die  in  dieser  Hinsicht  oberflächliche  Schrift  von  J.  Locke,  Some  thoughts 
concerning  edneation  1693  §.  147,  s.  Schmid's  Encyclopädie  Bd.  4. 
p.  448;  ferner  über  das  Nützlichkeitsprincip  und  den  Pbilanthropinismus 
in  der  Erziehung  Schmid's  Encyclopädie  Bd.  2.  p.  666.  Bd.  5.  p.  902  ff. 
A.  Thiel  a.  a.  0.  p.  87.  Gegen  das  Vorurthoil,  dass  die  sog.  prakti- 
schen und  meist  nur  halb  oder  höchstens  realistisch  gebildeten  Elemente 
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Geschäfte    der   Gesetzgebung   and  Politik    besondere 
auch    die    gründliche   clnssische  Bildung  der  vorzüg- 

Staatsinäuner     als    bcachtenswerthua    Moment    anxn- 


e  Unterricht  umfasst  ausser  dem  Religionsunter- 
cb  hier  als  die  Grundlage  der  gesammten  geisti- 
Bildung  angesehen  wirdC1))  zunächst  den  Unter- 
schen  und  griechischen  Sprache,  Literatur  und 
lann  aber  auch  den  Unterricht  in  den  neueren 
auf  der  Grundlage  der  durch  jenen  erlangten 
Zu  den  letzteren  gehören  die  deutsche  Sprache 
ld  Literatur,  allgemeine  Geschichte  und  Mathe- 
,  Naturkunde  (Physik)  und  Naturbeschreibung  in 
jrenzung;  die  wichtigsten  neueren  Sprachen,  ine- 
zösische  (4);  Schreiben,  Zeichnen  and  Musik  ('')■ 
1  Lehrfächer  bilden  eine  innere,  sich  gegen- 
unkte  der  Ausbildung  des  Geistes  zur  Freiheit 
,  deren  vollständige  Aneignung  für  die  Erreich- 
es Gymnasialunterrichts  nothwendig  ist  (6).  Ihr 
Sern  ist  der  claBsische  Unterriebt  im  engeren 
iien  daher  die  meiste  Sorgfalt  und  Zeit  verwendet  < 
esondere  auf  den  unteren  Stufen  des  Unterrichts, 
a  handelt ,  die  noch  schwächeren  jugendlichen 
Uass  zu  beschäftigen  nnd  dem  Geiste  ein  für  alle- 
Richtung  zu  verleihen.  Auf  den  höheren  Stufen 
Lehrgegenstände  mehr  hervor  und  in  passender 
,  in  dem  Masse  als  die  classische  Ausbildung 
trer  geworden  ist  (8).  Die  hebräische,  wie  auch 
lischen  Sprachen  stehen  ausserhalb  des  clasBiachen 
;Önnen  daher  als  blosse  Vorbereitungsmittel  für  '. 
i  nur  einen  facultativen  Lehrgegenstand  bilden  C).  ■ 
atz,  dass  die  gesunde  Entwicklung  des  Geistes  i 
len  und  in  allen  seinen  Organen  ausgebildeten 
muss  besonders  auf  den  Gymnasien  auch  auf  ' 
iivg  und  Entwicklung  durch  Turnunterricht  nnd 
ger  Leibesübungen  sorgfältiges  Gewicht  gelegt 
den  Gymnasien  sind  endlich  auch  regelmässig 
den,  welche  den  zur  Aufnahme  des  Gymnasial- 
erlichen  Elementarunterricht  an  Stelle  der  Volks- 
n  haben. 
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0)  Fr.  Thiersch,  üeber  gelehrte  Schulen  p.!05ff.  K.  L.  Roth, 
Gymnasialpädagogik  p.  228  ff.  Schmidt  Encyclopädie  Bd.  7.  p.  84—70. 
Hamberger,  Ueber  den  Religionsunterricht  an  Gymnasien  1835. 
F.  Schröder,  Ueber  den  Religionsunterricht  in  den  höheren  Classen 
gelehrter  Schulen  1835.  Vömel,  Die  christliche  Gymnasialbildung 
1843.  Hagenbach,  Ueber  die  Bedeutung  des  Religionsunterrichts  an 
höheren  Bildungsanstalten  1845.  A.  Schröder,  Die  Religion  in  unseren 
Gymnasien  und  höheren  Schulen  1856.  Toren,  Der  evangelische  Reli- 
gionsunterricht in  Deutschland,  Grossbritannien  und  Dänemark,  heraus- 
gegeben von  Thilo  1865.  Weitere  Literatur  s.  bei  Schmid  a.  a.  0. 
p.  70. 

(2)  Fr.  Thiersch,  Ueber  gelehrte  Schulen  p.  121  ff. 

(3)  Fr*  Thiersch,  Ueber  gelehrte  Schulen  p.  337  ff.  Ueber  das 
Griechische  als  wesentlichen  Gegenstand  des  classischen  Unterrichts  vgl. 
Schmidts  Encyclopädie  Bd.  3.  p.  63  ff.  Sause  a.  a.  0.  I.  p.  103. 
A.  Thiel  a.  a.  0.  p.  118  ff.  (diese  beiden  befürworten  sogar  die  vorwie- 
gende Berücksichtigung  des  Griechischen  vor  dem  Lateinischen).  Ueber 
die  Stellung  der  classischen  Studien  im  gelehrten  Unterricht  vgl.  Schmid*s 
Encyclopädie  Bd.  1.  p.  807;  Über  die  Versöhnung  des  Humanismus  mit 
dem  sog.  Realismus  Schmid  ibid.  Bd.  3.  p.  171  ff.  Eöchly,  Ueber 
die  Principien  des  Gymnasialunterrichts  der  Gegenwart  1845. 

(4)  Ueber  die  französische  Sprache  vgl.  Schmid's  Encyclopftdie 
Bd.  2  p.  910  ff. ;  über  den  Werth  der  englischen  Sprache  als  Unterrichts- 
gegenstand ibid.  Bd.  2.  p.  112  ff.  J.  Grimm,  Ueber  den  Ursprung 
der  Sprache  Berlin  1832  p.  55;  über  das  Italienische  Schmid  ibid. 
Bd.  3  p.  712  ff.  Die  lebenden  Sprachen  können  nur  nach  Bedürfniss 
und  Gelegenheit  zu  obligaten  Lehrgegenständen  erklärt  werden  nach  der 
Oe streich.  Gymnasialordnung  vom  15.  Sept.  1849  §.  21;  das  Franzö- 
sische ist  in  jedem  Fall  obligat  im  Bayr.  Entwurf  von  1869  §.  5;  ebenso 
in  Preussen,  Verordnung  vom  24.  Oct.  1837  (aus  Rücksichten  der 
practischen  Nützlichkeit)  und  im  K.  Sachsen,  Regulativ  vom  1.  Juni 
1870  §.  38. 

(B)  8.  im  Allgemeinen  Preussen,  Verordnung  vom  24  Oct.  1887. 
Promemoria  vom  30.  Dec.  1881.  Bayern,  Entwurf  von  1869  §.  5. 
K.Sachsen,  Regulativ  vom  1.  Juni  1870  §.38.  Oestreich,  Gymnasial- 
ordnung vom  15.  Sept.  1849  §.  18.  Hier  und  in  Sachsen  ist  ausserdem  noch 
philosophische  Propädeutik  (S.  dagegen  die  P  r  e  u  s  s.  Circ.  Verf.  vom  7.  Jan. 
1856)  den  obligaten  Lehrgegenständen  beigezählt.  Unterrichtssprache  ist 
die  Landessprache  resp.  die  Muttersprache  der  überwiegenden  Mehrzahl  der 
SehtUer,  es  können  aber  auch  nach  Bedürfniss  mehrere  Unterrichtssprachen 
an  einer  Anstalt  bestimmt  werden.  Hierüber  entstehender  Streit  ist  von 
der  Staatsbehörde,  bei  Privatanstalten  von  demjenigen,  welcher  die  Mit- 
tel für  eine  Anstalt  gewährt,  zu  entscheiden;  ibid.  §.  17. 

(*)  Vgl.  Preuss.  Verordnung  vom  24.  Oct.  1837.  Schmid's 
Encyclopädie  Bd.  1  p.  852  ff.  A.  Thiel  a.  a.  0.  p.  96  ff.  Ueber  die 
verschiedenen  Richtungen  hinsichtlich  der  Verbindung  der  sog.  Huma- 
niora mit  den  Realien  s.  Lübker  in  Schmid1  s  Encyclopädie  Bd.  2 
p.  657  ff. 

O  Schmid's  Encyclopädie  Bd.  1.  p.  673.  807  ff.  8tein,  Ver- 
waltungslehre Bd.  5  p.  204. 

(*)  S.  die  Vertheilung  des  gesammten  Lehrstoffes  über  die  einzelnen 
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Classen    and    die  Zahl   der  jedem  Lehrgegenstand    zufallenden    wöchent- 
lichen Stunden    bei  Wiese   a,  a.  0.    I.    p.  83;    im    Bayr.  Entwarf  von 
~l    in   der  Oeetreich.  Gvmnasinlürdnung  vom  15.  Sept.   1849. 
;  im  E.  Sachs.  Regulativ  vom  1.  Jnni  1870  §.  45  ff. 
Vieae    a.    a.    0.    I.    p.  59.      Schinid's    Encyclop&die    Bd.  3 
Bayern,   Entwurf  von  1869  §.  5.  23;  daselbst  werden  »us- 
facnltative  Gegen  stände  bezeichnet:  1)  Stenographie;  2)  Zeich- 
k  und  Gesang;    8)  die  englische  und  italienische  Sprache,    was 
2  genannten  Fächer  nicht  zu  billigen  ist. 

PreusBOD,  Cab.-Ordre  vom  6.  Jnni  1842.  Verfügung  vom 
837,  7.  Febr.  1844  und  7.  Jan.  1856.  Bayern,  Entwurf 
§.  5.  Oeetreich,  Gymnasialordnung  vom  15.  Sept.  1849 
(relativ  obligatorisch).  Die  Gymnastik  ist  auch  m  Bezug  auf 
i  der  allgemeinen  Wehrpflicht  von  hoher  Bedentung.  Wiese 
p.  136  ff.  J.  C.  Lion,  Statistik  des  Schulturnens  in  Deutsch- 
Aufträge  des  Ausschusses  der  deutschen  Turnerschaft  heraus- 
Leipa.  1870-1871. 


plaomässige  Erfolg  des  Gymnasialunterrichts  bedingt  die 
ig  eines  Classensystemes ,  über  welches  die  Bämmtlichen 
istände  stufenweise  vertheilt  werden,  so  dass  jede  Clasae 
il  des  gesammten  Lehrstoffes  ausschliesslich  in  jährlicher 
lr  zu  verarbeiten  bat  und  die  Schüler,  um  die  innere 
eser  Ordnung  nicht  zu  zerstören  und  dadurch  den  lernen- 
in  Verwirrung  zu  bringen,  immer  nur  einer  Classe  an- 
önnen  (').  Das  Classeiisystem  in  dieser  Gestalt,  im  Un- 
von  dem  früheren  Parallel  -  oder  Fachsystem,  nach  welchem 
ir  in  den  verschiedenen  LohrgegeoBtanden  verschiedenen 
igehören  konnten,  hat  sich  in  Einsicht  auf  Ordnung  und 
auf  das  gleich  massige  Fortschreiten  in  dem  zur  Gesammt- 
ehörigen  Wissen  und  auf  die  Gestaltung  einea  näheren 
sos  zwischen  Lehrern  und  Schülern  als  das  zuträglichste 
).  Das  Aufsteigen  in  höhere  Ciaseen  setzt  die  geistige 
ür  in  allen  Lehrgegenständen  voraus,  welche  von  dem 
ir  auf  Grund  der  Jahresleistungen ,  sowie  einer  zuweilen 
äen  Claesenprüfung  festgestellt  wird  (3).  Der  jährliche 
chsel  der  Befähigten  ist  die  Hegel,  doch  ist  daneben  auch 
ie  halbjährige  Versetzung  gestattet  (4).  Da  der  volle  Gjm- 
ns  in  8—10  Jahren  absolvirt  werden  kann,  bo  ergibt  sich 
iter  der  Voraussetzung  eines  jährlichen  ClasBenwecheels 
h  grosse  Anzahl  von  Classen ,  die  jedoch  insoweit  sich 
ils  zuweilen  für  einzelne  ClasBen,  besonders  für  die  oberste 
-ima)  eine  längere  (2  oder  1  '^jährige)  Curausdaner  ange- 
t   oder  dieselben  in  zwei  oder  mehrere  Unterabteilungen 
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mit  fester  Stufenfolge  gespalten  werden  (6).  Auch  können  bei 
Ueberschreitang  des  gesetzlichen  Maximums  der  Schülerzahl  Paral- 
lelclassen  errichtet  werden  (6).  Jede  Classe  hat  einen  Hauptlehrer 
(Classenlehrer ,  Ordinarius),  welcher  in  derselben  den  hauptsächlich- 
sten Unterricht,  namentlich  in  den  alten  Sprachen,  sowie  die  Auf- 
gaben und  die  Correctur  der  schriftlichen  lateinischen  und  griechi- 
schen Arbeiten  zu  übernehmen  hat  (7).  Für  jedes  Gymnasium  wird 
unter  Einhaltung  der  allgemeinen  Vorschriften  und  Berücksichtigung 
seiner  eigentümlichen  Verhältnisse  ein  ßämmtliche  Classen  einheit- 
lich umfassender  Lehrplan  aufgestellt,  dem  eine  genaue  Abgrenzung 
der  Lehraufgaben  für  jede  Classe  und  für  jedes  fach  beizufügen 
ist;  durch  denselben  darf  die  für  die  wesentlichen  Lehrgegenstande 
bestimmte  wöchentliche  Stundenzahl  nicht  vermindert  und  die  ihnen 
als  Hauptgliedern  des  Ganzen  zukommende  Stellung  nicht  verrückt 
werden  (8).  Dieser  Lehrplan  unterliegt  nothwendig  der  geschicht- 
lichen Fortbildung. 

(f)  Schwarz,  Die  Schulen.    Leipz.  1882  p.  142  ff. 

(a)  Die  analoge  Anwendung  des  akademischen  Collegiensystems 
wäre  hier  nicht  am  Platze.  Vgl.  Preussen,  Landtagsabschied  an  die 
schlesischen  Provinzialst&nde  vom  30.  Dec.  1831.  C.  Verf.  vom  24.  Oct. 
1837  (Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  27).  Verfügung  vom  7.  Jan.  1856.  Han- 
nover, Instruction  für  die  Classenordinarien  von  1883.  Wttrtem- 
berg,  Schulordnungsentwurf  von  1848  p.  124.  178.  K.  Sachsen,  Re- 
gulativ vom  1.  Juni  1870  §♦  39.  Bayern,  Studienordnung  vom 
24.  Febr.  1854  §.4.  47.  Entwurf  von  1869  §.48.  Motive  hiezu  p.  58  ff. 
Oestreich,  Gymnasialordnung  vom  15.  Sept.  1849  §.4.  77.  Schwarz, 
Die  Schulen  p.  133 ff.  Schmid's  Encyclopadie  Bd.  1.  p.  786 ff.  Kirsch, 
Volksschulrecht  I.  p.  411.  Auch  das  Rotationssystem,  wornach  jeder 
Lehrer  mit  seinen  Schülern  durch  mehrere  oder  sämmtliche  Classen  aufsteigt, 
um  sodann  wieder  von  unten  zu  beginnen  (z.  B.  angeordnet  durch  Min.- 
Erlass  vom  30.  April  1852  für  die  Volksschulen  der  Stadt  Wien),  ist 
gegenüber  der  auf  ein  festes  Berufsprincip  gegründeten  Schulorganisation 
undurchführbar  und  würde  die  Schule  in  so  viele  besondere  Schulen  als 
Classen  auseinanderreissen. 

(3)  Eine  Fortsetzung  der  Glassenordnung  ist  die  Bangordnung  der 
Schiller  in  jeder  Classe  (Location),  welche  auf  die  Gcsammtleistungen 
der  Schüler  sich  gründet  und  worauf  das  sittliche  Benehmen  in  der  Re- 
gel keinen  Einfluss  hat.  Oestreich,  Gymnasialordnung  vom  15.  Sept. 
1849  §.78  —  77.  Bayern,  Entwurf  von  1869  §.  29.  80.  K.  Sach- 
sen, Regulativ  vom  1.  Juni  1870  §.  19—22.  Preussen,  C.  Ver- 
legung vom  24.  Oct.  18.37.  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  vom 
6.  Oct.  1859.  Verfügung  des  Prov.  Schulcollegiums  zu  Münster  vom 
28.  Dec.  1853.  Min. -Verfügung  vom  12.  Mai  1840.  Wiese  a.  a.  0.  I. 
p.  179.  159  ff.  Das  Aufsteigen  nicht  hinreichend  befähigter  Schüler  ist 
strenge  zu  verhindern;  insbesondere  ist  in  Bayern,  Entwurf  von  1869 
§.  31  für  den  Uebergang  aus  der  Lateinschule  in  das  (eigentliche,  Ober-) 
Gymnasium  eine  erschöpfende  Prüfung  vorgeschrieben.     Allgemeine  Ver- 
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setzungsprüfungen  in  Oestreich,  Gymnasialordnung  vom  15.  Sept.  1849 
§.  73.  Ertheilung  von  Fortgangsnoten  (Schulzeugnissen)  und  Schulprei- 
sen  (Büchern)  zur  Belohnung  ausgezeichneten  Fleisses,  Fortschreitens 
und  sittlichen  Betragens.  K.  Sachsen,  Regulativ  vom  1.  Juni  1870 
§.21.24.  Bayern,  Entwurf  von  1869  §.33.34.  Semestralzeugnisse  sind 
jedoch  nicht  unbedenklich.  Oeffentliche  Schlussprüfungen  für  jede  Classe 
und  Schulcataloge  (Programme)  am  Schlüsse  des  Schuljahres  (Bayern, 
ibid.  §.82.  Oestreich  a.  a.  0.  §.  74),  durch  welche  der  öffentliche 
Character  der  Schule  und  die  Leistungen  der  Schüler  vor  dem  Publikum 
bezeugt  werden  sollen. 

(4)  Preussen,  Verordnung  vom  24.  Oct.  1837.  Wiese  a.  a.  0. 
I.  p.  26.  E.  Sachsen,  Regulativ  vom  1.  Juni  1870  §.17.  Bayern, 
Entwurf  von  186§  §.30.  Oestreich,  Gymnasialordnung  vom  15.  Sept 
1849  §.78.  Das  Ueberspringen  einer  Classe  ist  nur  ganz  ausnahmsweise 
bei  vorgerücktem  Alter  und  besonders  ausgezeichneter  Befähigung  zu 
gestatten. 

(*)  Das  Ganze  theilt  sich  zuweilen  in  das  Ober-  und  Untergym- 
nasium (Gymnasium  und  Lateinschule).  Preussen,  Verordnung  vom 
24.  Oct.  1837  (mindestens  6  Classen  mit  8— 9 jährigem  Cursus).  Wiese 
a.  a.  0.  I.  p.  24.  26.  28.  E.  Sachsen,  Regulativ  vom  1.  Juni  1870 
§.  15  (9  Classen  in  8  Abtheilungen  und  mit  regelmässig  9jährigem  Cur- 
sus). Oestreich,  Gymnasialordnnng  .vom  15.  Sept.  1849  §.4  (8  Clas- 
sen, von  denen  jede  einen  Jahrescursus  bildet).  Bayern,  Entwurf  von 
1869  §.  3  (9  Classen,  wovon  4  auf  das  Gymnasium  und  5  auf  die  La- 
teinschule fallen,  mit  gleichen  Jahrescursen).  Vgl.  noch*  T hierseh, 
Ueber  gelehrte  Schulen  p.  239.  243.  256  ff. 

(6)  Der  Regel  nach  sollen  nur  40—50  Schüler  auf  jede  Classe  fal- 
len, doch  wird  unter  Umständen  eine  Ciassenf requenz  bis  höchstens  80 
Schüler  gestattet.  Preussen,  Unterrichts-  und  Prüfungsordnung  vom 
6.  Oct.  1859.  Verfügung  vom  28.  Febr.  1867  (30  Sehüler  für  die  oberen 
Classen).  Wiese  a.  a.  O.  I.  p.  28.  E.  Sachsen,  Regulativ  vom 
1.  Juni  1870  §.  16  (40  Schüler).  Bayern,  Entwurf  von  1869  §.  4. 
Oestreich,  Gymnasialordnung  vom  15.  Sept.  1849  §.  64.  Auch  kann 
unter  Umständen  ein  Aushülfslehrer  beigegeben  werden. 

C7)  Preussen,  Verordnung  vom  24.  Oct.  1887  und  7.  Jan.  1856. 
Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  27.  34.  IL  p.  205;  vgl.  auch  die  Instructionen  für 
die  Classenordinarien  ibid.  p.  206  ff.  Oestreich,  Gymnasialordnung 
vom  15.  Sept.  1849  §.  97.  Bayern,  Entwurf  von  1869  §.  48.  Der 
Classenlehrer  hat  auch  seine  Classe  im  Lehrercoilegium  und  die  erziehende 
Autorität  der  Schule  gegenüber  den  Schülern  zu  vertreten. 

(8)  Die  Feststellung  des  Lehrplanes  liegt  dem  Lehrercoilegium  ob, 
jedoch  unter  Beobachtung  der  aus  dem  Wesen  und  Zweck  der  Gymnasien 
folgenden  nnd  durch  den  jeweiligen  Stand  des  Lehrwesens  bedingtes, 
vom  Staate  durch  das  Gesetz  oder  auch  durch  einen  Normallehrplan 
vorzuschreibenden  Ordnung;  die  Prüfung  der  jährlichen  Lehrpläne  steht 
daher  den  oberen  Schulbehörden  zu.  Preussen,  Verordnung  vom  24. Oct 
1837  nnd  7.  Jan.  1856.  Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  29  ff.  51-63.  80—148. 
K.  Sachsen,  Regulativ  vom  1.  Juni  1870  §.  12.  37  ff.  Oestreich, 
Gymnasialordnung  vom  15.  Sept.  1849  §.  112;  der  Lehrplan  im  Allge- 
meinen daselbst  f.  17—50.  Bayern,  Entwurf  von  1869  §.  49;  Lehr- 
plan   ibid.    §.  6  —  24.      Vgl.   im  Allgemeinen    Schmid's    Encyclopädie 
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Bd.  4.  p.  292  ff.  Bd.  2.  p.  679.  Landferman,  Zur  Revision  des  Lehr- 
planes höherer  Schulen  (Zeitschrift  für  die  Gymnasien  1855).  C.  L.  Roth, 
Pädagogische  Revue  Bd.  3.  p.  468.  C.  L.  Roth,  kleine  Schriften  Bd.  2. 
p.  174.  Für  die  Notwendigkeit  eines  allgemeinen  Studienplanes 
Chr.  Walz,  Padagog.  Revue  1841  Bd.  2.  p.  469.  Eine  Kritik  des 
Preuss.  Lehrplanes  findet  sich  bei  A.  Thiel  a.  a.  0.  p.  110  ff.  — 
S.  noch  Organisationsentwurf  für  Gymnasien  und  Realschulen  in  Oe st- 
reich.   Wien  1849  p.  101  ff.     Motive  zum  Bayr.  Entwürfe  p.  41  ff. 

§.    283. 

Der  Gymnasialunterricht  ist  seiner  Natur  nach  nicht  obligato- 
risch, sondern  der  freien  Entschliessung  jedes  Einzelnen  anheimge- 
stellt. Andererseits  steht  der  Besuch  der  Gymnasien  Allen  frei  (x\ 
welche  die  notwendigen  Bedingungen  hieffir  zu  erfüllen  vermögen; 
diese  sind  1)  die  für  jede  Classe  erforderlichen  Vorkenntnisse,  worüber 
in  Ermangelung  gültiger  Zeugnisse  eine  Aufnahmeprüfung  stattfin- 
det^); 2)  Besitz  der  entsprechenden  körperlichen  und  geistigen 
Reife  (3);  3)  Entrichtung  des  vorgeschriebenen  Schulgeldes  (4); 
4)  Unterwerfung  unter  die  bestehende  Lehr-  und  Anstaltsordnung (6). 
In  letzterer  Beziehung  ist  hervorzuheben:  1)  Die  Schüler  sind  zur 
Th  ei  In  ahme  an  sfimmtlichen  Unterrichtsgegenständen  und  Stunden 
verpflichtet  l6) ;  Dispensationen  sind  nur  zulässig  a)  bei  Nebenfächern 
(Musik,  Turnen)  wegen  Mangels  natürlicher  Begabung  oder  auf 
Grund  ärztlicher  Atteste  O ;  b)  bei  anderen  Fachern  aus  besonderen 
localen  oder  religiösen  Rücksichten  (8);  c)  bei  den  facultativen 
Lehrgegenständen 9) ;  d)  beim  Verzicht  auf  die  Erlangung  eines 
Xaturitätezeugnisses  (10).  2)  Die  Schüler  sind  verpflichtet  zum 
pünktlichen  Besuch  der  Lehrstunden,  wovon  nur  Krankheit  oder 
andere  unabweisbare  Abhaltungen  entschuldigen,  ferner  zur  Theil- 
nahme  an  den  jeden  Schultag  beginnenden  Schulandachten  und  zum 
Kirchenbesuch;  in  letzterer  Beziehung  ist  jedoch  die  Beaufsichtigung 
der  einheimischen  Schüler  den  Eltern  überlassen  (u).  8)  Anschaff- 
ung aller  erforderlichen  Lehrbücher  und  sonstigen  Lehrmittel.  4)  Die 
Schüler  sind  den  Lehrern  Gehorsam  und  Ehrerbietung  schuldig; 
such  der  häusliche  Fleiss  (durch  angemessene  Schulaufgaben)  und 
die  Arbeitszeit  unterliegt  der  Beaufsichtigung  der  Lehrer,  Pri- 
vatunterricht darf  nur  mit  Erlaubniss  des  Directors  ertheilt  oder 
genommen  werden  (12).  5)  Ohne  Aufsicht  der  Eltern  oder  deren 
SteDvertreter  ist  den  Schülern  der  Besuch  öffentlicher  Wirthshäuser 
lud  anderer  öffentlicher  Vergnügungen,  ferner  die  Theilnahme  an 
verbotenen  Verbindungen  und  das  Tabakrauchen  untersagt  (1S). 
t)  Auswärtige  Schüler  sind  in  eine  nach  dem  Ermessen  des  Direc- 
tors geeignete  Wohnung,  Eost  und  Aufsicht  zu  geben;  auch  jede 
Pensioorwänderung  unterliegt  der  vorher  einzuholenden  Genehm'* 


•  ■■/ 


u»7 


■  -m  «  •    v* 


Tl 


V     * 


126  Bach  IU.    Das  Berufsrecht.     Titel  III.    Der  Unterricht. 

• 

igung  des  Directors  (H).  7)  Hinsichtlich  ihres  Fleisses  und  Be- 
tragens, ihrer  Aufmerksamkeit  und  ihrer  Leistungen  unterliegen  die 
Schuler  der  möglichst  gleichmassig  auszuübenden  und  durch  beson- 
dere Conferenzen  zu  ordnenden  Censurgewalt  der  Lehrer  (u); 
ebenso  bei  Yergehungen  und  Uebertretungen  deren  Disciplinarstraf- 
gewalt  (,6). 

(*)  Gänzlich  verwerflich  und  schädlich -wären  Massregeln  zur  künst- 
lichen und  willkürlichen  Beschränkung  des  Besuches  der  höheren  Schu- 
len, aus  Furcht  es  könnten  zu  Viele  studiren.  Thiersch,  Ueber  ge- 
lehrte Schulen  p.  245  ff.  Die  Zurückweisung  Einzelner  ist  höchstens 
ausnahmsweise  wegen  Ueberfüllung  zulässig;  bleibende  Ueberschreitungen 
der  gesetzlichen  Schülerzahl  müssen  zur  Errichtung  von  Parallelclassen 
oder  ganzer  Anstalten  führen.  E.  Sachsen,  Regulativ  vom  1.  Juni 
1870  §.  16.  Abmahnung  unfähiger  Subjecte  vom  gelehrten  Studium  ist 
vorgeschrieben  in  Preussen,  A.  L.  R.  II.  12  §.62.  —  Ueber  die  von 
dem  Beschluss  des  Lehrkörpers  abhängige  Aufnahme  im  Lauf  eines  Se- 
mesters oder  dimittirter  Schüler  vgl.  Oestreich,  Gymnasialordnung 
vom  15.  Sept.  1849  §.  62. 

(2)  Für  die  Aufnahme  in  die  unterste  Gasse  wird  gefordert:  Ge- 
läufigkeit im  Lesen  deutscher  und  lateinischer  Druckschrift ;  Eenntniss  der 
Redetheile;  eine  leserliche  und  reinliche  Handschrift;  Fähigkeit,  Dietirtes 
ohne  grobe  orthographische  Fehler  nachzuschreiben;  Sicherheit  in  den 
vier  Grundrechnungsarten  in  ganzen  Zahlen;  Bekanntschaft  mit  der  Ge- 
schichte des  alten  und  neuen  Tetsaments.  Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  25. 
E.  Sachsen,  Regulativ  vom  1.  Juni  1870  §.  18.  42.  Bayern,  Ent- 
wurf von  1869  §.  26.  Oestreich,  Gymnasialordnung  vom  15.  Sept 
1849  §.  60.  —  Beim  Uebergang  auf  eine  andere  Anstalt  muss  ein  Ab- 
gangBzeugniss  der  verlassenen  Anstalt  vorgelegt  werden.  Preussen, 
Circ.- Verfügung  vom  9.  Mai  1826.  Oestreich,  Min.  -  Verfügung  vom 
27.  Nov.  1849.  —  Gegen  Verweigerung  der  Aufnahme  steht  der  Recura 
an  die  obere  Schulbehörde  offen.  Oestreich,  Gymnasialordnung  vom 
15.  Sept.  1849  §.  59. 

(3)  Regelmässig  findet  die  Aufnahme  nicht  vor  dem  vollendeten 
9.  und  nach  dem  12.  Lebensjahre  statt.  Körperlich  schwachen  Knaben 
wird  zwar  die  Aufnahme  nicht  versagt,  doch  sind  die  Eltern  auf  das 
Gefährliche  einer  solchen  aufmerksam  zu  machen;  ebenso  wenn  Schüler 
von  zu  vorgerücktem  Alter  oder  ohne  die  nöthigen  Subsistenzmittel  an- 
gemeldet werden.  Preussen,  Verordnung  vom  24.  Oct.  1837.  Wiese 
a.  a.  0.  I.  p.  25.  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichtswesen  II.  p.  164  ff. 
K.  Sachsen,  Regulativ  vom  1.  Juni  1870  §.  41.  Oestreich,  Gym- 
nasialordnung vom  15.  Sept.  1849  §.  59.  Bayern,  Entwurf  von  1869 
§.  26.  AltersdispenBe  können  unter  Voraussetzung  gehöriger  körperlicher 
und  geistiger  Entwicklung  vom  Lehrercollegium  ertheilt  werden. 

(4)  Die  Entrichtung  des  Schulgeldes  berechtigt  in  der  Regel,  aus- 
genommen soweit  für  Nebenfächer,  z.  B.  Turnen,  ein  besonderes  Hono- 
rar eingeführt  ist,  zur  Theilnahme  an  sämmtlicben  Unterrichtsge«m- 
ständen  der  betreffenden  Classe.  Dasselbe  ist  fest  bestimmt,  aber  meist 
verschieden  abgestuft  für  einheimische  wie  für  auswärtige  Schüler,  fcr 
die   oberen   wie  für   die    unteren  Classen  etc.;    unzulässig  erscheint   die 
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Abstufung  nach  den  Vermögensverhältnissen  oder  Steuerbeiträgen  der 
Eltern.  Nebengebühren  (für  Dinte,  Holz,  Licht,  Bibliothek  etc.)  sind 
unstatthaft;  dagegen  können  Inscriptions-  und  Zeugnissgebühren  erhoben 
I  werden.  Die  Befreiung  vom  Schulgeld  wird  in  der  Regel  an  die  Söhne 
i  der  Lehrer ,  manchmal  auch  der  Geistlichen ,  an  die  dritten  Brüder ,  so- 
|  wie  namentlich  an  Unbemittelte  bewilligt.  Die  Festsetzung  resp.  Be- 
stätigung der  Schulgeldsatze  ist  den  oberen  Schulbehörden  vorbehalten. 
Preussen,  Verfügung  vom  28.Nov.1857.  Wiese  a.  a.  0.  I.  p.200ff. 
t.  Rönne,  Prenss.  Unterrichts  wesen  II.  p.  167  ff.  Oestro  ich,  Gym- 
nasialordnung  vom  15.  Sept.  1849  §.  57.  58. 

(5)  Eine  besondere  Publication  der  Schulordnung  und  Verpflichtung 
auf  dieselbe  ist  nicht  erforderlich.  Preussen,  Min.  -  Verfügung  vom 
30.  Oct.  1865.  Die  Disciplin  in  jeder  Classe  liegt  zunächst  den  Classen- 
ordinarien  ob.  Preussen,  Verordnung  vom  24.  Oct.  1837.  Instruc- 
tionen für  die  Classenordinarien  bei  Wiese  a.  a.  0.  IL  p.  206.  0 est- 
reich, Gymnasialordnung  vom  15.  Sept.  1849  §.67.  Bayern,  Ent- 
wurf von  1869  §.  48.  Besondere  religiöse  Bedingungen  werden  bei  den 
Gymnasien  meist  nicht  gestellt,  vielmehr  können  die  8chüler  ohne  Un- 
terschied der  Eeligion  oder  Confession  in  dieselben  eintreten;  anders  bei 
den  eigentlichen  Alumnaten.  Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  21.  Vgl.  auch 
Preussen,  A.  L.  R.  IL  12  §.  10.  Oestreich,  Schulgesetz  vom 
25.  Mai  1868  §.  3—5.  —  Siehe  die  Schulordnungen  einzelner  Anstalten 
in  Preussen  bei  Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  842  ff. 

(*)  Preussen,  Circ- Verfügung  vom  7. Jan.  1856.  Westpbälische 
Schulordnung  von  1833  §.3.  Wiese  a.  a.  0.  L  p.33.  177.  K.  Sach- 
sen, Begulativ  vom  1.  Juni  1870  §.35.  Würtemberg,  Verordnung 
Tom  2.  Nov.  1818.  Oestreich,  Gymnasialordnung  vom  15.  Sept.  1849 
§.  19—21.  Bayern,  Entwurf  von  1869  8-  5.  Die  ausserordentliche 
Zulassung  von  Schülern  (Hospitanten)  zu  einzelnen  Lehrgegenständen 
hängt  von  der  Entscheidung  des  Lehrkörpers  ab.  Oestreich,  Gymna- 
sialordnung  vom  15.  Sept.  1849  §.  65. 

C7)  VgL  Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  134.  187.  E.  Sachs.  Begul.  von 
1870  §.  76.  77. 

(8)  Dispensation  vom  Griechischen  durch  die  obere  Schulbehörde 
ist  zulässig  in  Preussen,  Min . -Verfügung  vom  11.  Oct.  1865  in  den- 
jenigen Städten,  wo  neben  dem  Gymnasium  keine  Real-  oder  höhere 
Bürgerschule  besteht;  in  Oestreich,  Gymnasialordnung  vom  15.  Sept. 
1849  §.  19  für  solche  Schüler  des  Untergymnasiums,  welche  nicht  in 
da» Obergymnasium  übertreten.  Vom  Religionsunterrichte  in  Preussen, 
Min.-Erlass  vom  29.  Febr.  1872,  wenn  ein  anderweitiger  genügender 
Ersatz  durch  einen  qualificirten  Lehrer  oder  ordinirten  Geistlichen  nach- 
gewiesen wird,  worüber  die  Regierung  oder  das  Provincial - Schnlcolleg- 
ram  zu  entscheiden  hat.  Da  jedoch  der  Religionsunterricht  nicht  zu 
den  facultativen  Gegenständen  gehört,  so  muss  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen jedes  DispenBgesuch  durch  gehörige  Gründe  motivirt  werden  und 
bann  die  blosse  Erklärung,  von  dem  Dispensationsrechte  Gebrauch  machen 
*u  wollen,  hiefür  keineswegs  genügen;  die  Entscheidung  kann  auch 
hierüber  nur  dem  Staate,  nicht  der  Schule  oder  der  Kirche  zustehen. 
Von  selbst  versteht  es  sich  übrigens,  dass  Niemand  zum  Religionsunter- 
richt in  einer  Confession,  der  er  nicht  angehört,  angehalten  worden  kann. 

(9)  Eine  förmliche  Dispensation  ist  hier  nicht  erforderlich,  sondern 
nur  Erklärung    der  Eltern    oder    deren   Stellvertreter,    von   dem  Rechte 
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lUsnahme  bei  facultativen  Lehrgegenständen  Gebrauch  machen  m 
3.  8.  die  Bestimmung  der  facultativen  Gegenstände  in  Oestreich, 
lasialordnung  vom  15.  Sept.  1849  §.  19 — 21.  Bayern,  Entwurf 
869  §.5.  In  Prenssen  ist  nur  das  Hebräische  und  das  Zeichnen 
a  oberen  Classen  facultativ.  Wiese  u,  a.  0,  I.  p.  59.  851.  (Vgl 
8.  281  Anm.  9).  Ebenso  in  K.  Sachsen,  Regulativ  vom  1.  Juri 
g.  58.  74. 

(10)  Westphälische  Schulordnung  von  1833  §.3.  Oestreich,  Gym- 
Ordnung  vom  15.  Sept.  1849  §.  65.  Die  Aufnahme  solcher  Scholar 
von  der  Genehmigung  des  Lehrkörpers  ab,  auf  den  ordentlichen 
h  einer  Anstalt  findet  diese  Bestimmung  daher  keine  Anwendung, 
ichsen,  Regulativ  vom  1.  Juni  1870  §.  36  (Dispens  durch  du 
berium). 

(")  Preussen,  Westphälische  Schulordnung  von  1833  §.5.6. 
Verfügung  vom  28.  Juni  1826  und  7.  Oct.  1864.  Wiese  a.  a,  0. 
81.  148—150.  Jüdische  Schüler  sind  zum  Schulbesuch  an  Sonn- 
en nicht  verpflichtet  und  können  auf  Antrag  der  Eltern  davon 
isirt  werden.  Min. -Verfügung  vom  6.  Mai  1859.  Bayern,  Ent- 
von  1869  §.  28.  Oestreich,  Gymnaaialordnung  vom  15.  Sept. 
§.  67.  68.  72.  Schul  Versäumnisse  müssen  durch  schriftliche  Er- 
igen der  Eltern  entschuldigt  werden;  unentschuldigt*  Versäumnisse 
a  bestraft  und  zur  Kenntniss  der  Eltern  gebracht. 
(1Z)  Prenssen,  Min. -Verfügung  vom  24.  Oct.  1837  und  20.  SM 
Westphälische  Schulordnung  von  1833  §.  7.  K.  Sachsen,  Re- 
v  vom  1.  Juni  1870  §.  84.  Bayern,  Entwurf  von  1870  §.  29. 
Deberbürdung  mit  häuslichen  Schulaufgaben  ist  zu  vermeiden. 
e  a.  a.  0.  I.  p.  170  ff.  Unrichtig  ist  die  Ansicht,  dass  in  der 
i  nur  die  Anleitung  zum  Lernen  gegeben  werde  und  die  Hauptsacht 
den  häuslichen  Fleiss  der  Schüler  zu  leisten  sei;  vgl.  Schmid't 
lopädie  Bd.  1.  p.  283  —  290.  üeber  die  Gefabren  und  Nacbtheili 
iuälichen  Instrnctorenwesens  vgl.  Thiersch,  Ueber  gelehrte  Schulen 
)  ff. 

(")  Westphälische  Schulordnung  vob  24. April  1833  §.10.  Wies« 
0.  p.  150  ff.  Oestreich,  Gymnasialordnung  vom  15.  Sept.  1849 
—  69.  Ueber  Pennalismns  vgl.  Schmid's  Encyclopädie  Bd.  5. 
i.  K.  v.  Raumer,  Geschichte  der  Pädagogik  IV.  p.  47  ff.  Dar 
satz  der  Vereins-  und  Versammlungsfreiheit  rindet  auf  Schulet 
Anwendung;  vgl.  oben  §.  74.  75. 

(u)  Internate  kommen  bei  den  Gymnasien  nur  ausnahmsweise  vor. 
ie  a.  a.  0.  I.  p.  260  ff.  Preussen,  C.  Verfügung  vom  31.  Jnfi. 
nnd  9.  März  1843.  Westphälische  Schulordnung  von  1883  %.  2. 
rn,  Entwurf  von  1869  §.  47.  Oestreich,  Gymnaaialordnunf 
15.  Sept.  1849  §.  70.  Wenn  die  vom  Lehrkörper  getroffene  Est- 
ung  nicht  befolgt  wird,  kann  die  Ausschliessung  des  Schülers  von 
nstalt  erfolgen.  Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  157  ff. 
(«)  Prenssen,  Min.- Verfügung  vom  1.  Mai  1840,  12.  Mai  1840 
28.  Jan.  1858.  Westphälische  Schulordnung  von  1833  §.  11 
e  a.  a.  0.  I.  p.159  ff.  Bayern,  Entwurf  von  1869  §.  30.  33.  4» 
'estreich,  Gymnasialordnnng  vom  15.  Sept.  1849  %.  76  (Sem*-. 
^ugnisse). 

(IS)  Die  Strafen  sind  in  verbal tnissmässiger  Abstufung  regelmässig; 
ds,  Nacheitzen,   Degradation  (im  Platze),    Carcer,    Diminaion   und 
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Relegation  (Exclnsion) ;  Geldstrafen  sind  gänzlich  ausgeschlossen,  körper- 
liche Züchtigung  ist  nur  in  besonderen  Ausnahmefällen  oder  wo  die  Sitte 
sie  zulässt,  jedenfalls  nur  in  den  unteren  Classen  statthaft.  Westphälische 
Schulordnung  von  1883  §.  14.  Verfügung  des  Prov.  Schulcollegiums  zu 
Magdeburg  vom  2.  Mai  1867 ;  des  Rheinischen  Prov.  Schulcollegiums  vom 
22.  Jan.  1836;  des  Prov.  Schulcollegiums  zu  Berlin  vom  9.  März  1843. 
Circ.  fieser,  vom  S.Juni  1850.  Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  163  ff.  v.  Könne, 
Preuss.  Unterrichtswesen  II.  p.  255.  Oestreich,  Gymnasialordnung 
vom  15.  Sept.  1849  §.71.  Min.- Verfügung  vom  25.  Nov.  1849.  Bayern, 
Entwurf  von  1869  §.  46.  Der  Ausschluss  von  sammtfichen  Anstalten 
(Exclnsion)  kann  nur  durch  die  obere  Schulbehörde  verhängt  werden. 

§.284. 

Der  Austritt  aus  dem  Gymnasium  erfolgt  entweder  unfreiwillig 
zur  Strafe  0)  oder  wegen  entschiedener  Unfähigkeit  (2) ;  oder  frei- 
willig. Letzteres  ist  jederzeit  gestattet,  jedoch  wird  Anzeige  bei 
dem  Lehrer  erwartet;  auch  wird  ein  Entlassungszeugniss  nur  dann 
ausgestellt,  wenn  sSmmtliche  Obliegenheiten  gegen  die  Schule  er- 
füllt sind  f3).  Wo  der  Austritt  in  der  Absicht  erfolgt,  um  den  Schü- 
ler einer  ihm  bevorstehenden  Strafe  zu  entziehen,  ist  dies,  sowie 
die  nach  den  Schulgesetzen  zu  verhängende  Strafe,  im  Interesse  der 
verletzten  sittlichen  Ordnung  der  Schule  im  Entlassungszeugniss  zu 
bemerken  (4).  Wer  ein  Gymnasium  mit  dem  Zeugniss  der  Reife 
(Maturität)  verlassen  will,  muss  regelmässig  den  vollständigen  Gym- 
nasialcursus  durchgemacht  haben  (*)  und  sich  znvor  einer  beson- 
deren, schriftlichen  und  mündlichen  Prüfung  unterwerfen,  deren 
Zweck  ist  darzuthun,  ob  der  Abiturient  denjenigen  Grad  classischer 
Schulbildung  erlangt  hat,  welcher  ihn  befähigt,  sich  mit  Nutzen 
und  Erfolg  dem  Studium  einer  Wissenschaft  widmen  zu  können  (6). 
Zur  Abhaltung  der  Maturitätsprüfungen  sind  alle  Gymnasien  be- 
rechtigt, die  als  solche  von  der  obersten  Unterrichtsbehörde  des 
Staates  anerkannt  sind  (*).  Die  Prüfung  kann  regelmässig  nur  in 
ihrem  ganzen  Umfange  bestanden  werden;  jedoch  ist  eine  Dispen- 
sation von  der  mündlichen  Prüfung  zulässig,  wenn  die  Mitglieder 
der  Prüfnngscommission  einen  Schüler  auf  Grund  seiner  früheren 
Leistungen  und  der  vorliegenden  Ergebnisse  der  schriftlichen  Prüf- 
img einstimmig  für  reif  erklären  (8).  Die  Prüfungscommission  wird 
gebildet  1)  aus  dem  Director;  2)  den  Lehrern  der  oberen  Classen; 
3)  einem  vom  Staat  abzuordnenden  Commissarius,  welcher  den  Vor- 
sitz fuhrt  und  die  ganze  Prüfung  zu  leiten  hat  (9).  Die  Entscheid- 
ung erfolgt  nach  freier  Berathung  aller  Mitglieder  mit  Rücksicht 
auf  die  vorliegenden  schriftlichen  Arbeiten ,  den  Erfolg  der  münd- 
lichen Prüfung  und  die  pflichtmässige  durch  längere  Beobachtung 
begründete  Eenntniss  der  Lehrer  von  dem  ganzen  wissenschaftlichen 
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1834  §.  41  nnd~vom~12.  Jan.  1856.     Wiese  a.  a,  0.    I.    p.  2( 

Oestreicb,  Qymnasialordnung  vom  15.  Sept.  1849  §.   79.  90. 

nung  vom  18.  Oct.  1850.     v.   Stubenrauch    a.  a.  0.    II.    g.  4 

Sachsen,  Regulativ  vom  l.Jnni  1870  §.87.    Verordnung  vom  ! 

1861.    Bayern,  Entwurf  von  1869  §.43.    Separatprttfungen  zun 

des  Uebertritts  auf  die  Universität  finden   ausser  im  Falle  der 

derung  durch  Krankheit  nicht   statt;   ibid.    §.  44.     Auch  ist    di 

Ans  wähl    eines   Gymnasiums    zum    Zweck    der    Maturitätsprüfung 

gestattet.    —      Denjenigen ,    welehe    sich    in    schwerer    Disciplim 

Buchung  befinden,    kann   die  Zulassung  versagt   werden.     K.  Sa 

Verordnung  vom  7.  Jan.   1848. 

(6)  Preussen,  Reglement  vom  4.  Juni  1884  und  12.  Jar 
Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  205  ff.  E.  Sachsen,  Mandat  vom  4.  Jul 
Begulativ  vom  1.  Juni  1870  9-86-95.  Verordnung  vom  17.  De( 
Mecklenburg-Schwerin,  Reglement  vom  4.Mail8SS.  Oes( 
Gymnasialordnnng  vom  15.  Sept.  1849  §.  78  —  88.  Bayern,  1 
von  1869  §.  36—45.  Vgl.  Schmid's  Encyclopadie  Bd.  6  p.  45 
Maturitätsprüfungen  in  Preussen  ibid.  p.  345  ff.  A.  Thiel  : 
p.  97  ff.  v.  Stubenrauch  a.  a.  0.  II.  §.  411.  C.  L.  Roth 
nasialpadagogik  p.  247  —  252.' 

(7)  Preussen,  Reglement  vom  4.  Juni  1834  g.  3.  Oesi 
Gymnaeialordnung  vom  15.  Sept.  1849  §.  8.  78.  Die  Schüler  d. 
anerkannten  Gymnasien  f Privatgymnasien)  müssen,  um  ein  Zeug 
Keife  in  erlangen ,  der  Prüfung  an  einem  öffentlichen  Gymnasi' 
unterziehen. 

(8)  Preussen,  Verfügung  vom  12.  Jan.  1856,  2.  Nov.  lf 
3.  Jan.  1867.    Wiese  a.  a,  0.   I.    p.  217.     K.  Sachsen,    Ven 

•vom  23.  Oct.  1847.  Ueber  das  Bedenkliebe  dieser  eine  Auszc 
Einzelner  intendirenden  Bestimmung  vgl.  A.  Thiel  a.  a.  0. 
Motive  zum  Bayr.  Entwürfe  von  1869  p.  55  ff.  Jedenfalls  soll 
blos  von  einzelnen  Gegenständen  der  mündlichen  Prüfung  dispens 
den,  wie  in  der  Oestreich.  Gymnasialordnung  vom  15.  Sep 
§.  83  vorkommt.  Auch  ist  eine  Compenaation  zwischen  mehrere 
an gegenständen  mit  Rücksicht  auf  den  erwählten  künftigen  Ber 
a  liturienten  nicht  zu  billigen.    A.  Thiel  a.  a.  0.  p.  103  ff. 

(9)  Preussen,  Reglement  vom  4.  Juni  1834  %.  5  (aussen 
litglied  des  Curatoriums  oder  Scholarchats  bei  Gymnasien,  wo  ein 
I  'cabchulbehörde  vorhanden  ist).  K.  Sachsen,  Verordnung  vom 
1  47  Ziff.  IV.  Bayern,  Entwurf  von  1869  §.36.  Oestreich 
i  rialordnnng  vom  15.  Sept.  1849  §.  78—83.  Der  Commissär  v 
i  xkmsjtdgsten  ans   der  Zahl  der  Universitatsdocenten   genomn 
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Oestreich  bat  die  Leitung  der  Scbulrath.  Be 
nng  braucht  derselbe  übrigens  noch  nicht  anwese 

(10)  Preussen,  Reglement  vom  4.  Juni  1 
letztere  Bestimmung  A.  Thiel  a.  a.  0.  p.  100). 
wird  gegeben  in  Bayern.,  Entwurf  von  186 
Gymnasialordnung  vom  15.  Sept.  1849  §.85.  I 
über  das  sittliche  Verhalten  wahrend  der  ganzen 
oder  Nichtreife;  in  Oestreich  soll  auch  ein  Urt] 
in  den  einzelnen  Prüfungsgegenstanden  auagedrüc 

(")  Preussen,  C.  Verfügung  vom  12.  . 
C.  Verfügung  vom  5.  Mai  1846  bei  Wiese  a.  a 
Entwurf  von  1869  §.42.  Oestreich,  Gymnas: 
1849  §.  86  (mit  Zulassung  von  Ausnahmen  in 
ungswerthen  Fallen). 

(12)  Preussen,  Reglement  vom  4.  Juni  lf 
sen,  Mandat  vom  4.  Juli  1825.  Oestreicb, 
15.  Sept.  1849  §.  88.  Ausserdem  gehört  hiel 
Genüsse  öffentlicher  Stipendien. 

(13)  Vgl,  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichtswi 
a.  a.  0.  I.  p.  246  ff. 

04)  Vgl.  V.  Rönne  a.  a.  0.  II.  p.  299 
p.  251. 

('*)  Bandes-Militär-Ersatzinstruction  voi 
Gesetz  betr.  die  Verpflichtung  zum  Kriegsdienste 
v.  Rönne  a.  a.  0.  II.  p.  802  ff.     Wiese  a.  a 
reich,    Wehrgesetz  vom    5.  Dec.  1868  §.  21. 
nngsgesetz  vom  80.  Jan.  1868  §.  36.  40. 

B,    Die 'Gymnasiallohre 


Die  Aasübung  des  ordentlichen  Lehrter 
ist  nur  denen  gestattet,  welche  die  erforde 
Befähigung  hiezu  erlangt  und  einen  förmli 
erbracht  haben  C^).  Hiezu  gehört:  1)  das 
auf  einer  Universität  auf  Grund  der  erlai 
tat  (2) ;  2)  das  Bestehen  der  vorgeschriebi 
mündlichen,  sowie  emetischen  Lehramtsprt 
cendi),  sowohl  für  die  allgemeine  Bildung. 
Fächer,  in  welchen  der  Lehrberuf  ausgeübt 
Zurücklegung  einer  einjährigen  Lehrpraxis 
Gymnasium  oder  einer  Realschule  (4);  4)  zur 
überdies  erfordert  die  Erfüllung  der  ordentl 
der  Nachweis  der  davon  erlangten  Befreiu 
Anstellung,  welche  nicht  auf  Kündigung 
darf,  steht  dem  zu,  der  die  Anstalt  unterhi 
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8taate  oder  der  Gemeinde  oder  anderen  Corporationen  oder  mehre- 
ren zugleich ;  in  den  letzteren  Fällen  bedarf  die  Wahl  der  Bestätigung 
des  Staates  (*).  Bei  der  Anstellung  ist  auch  auf  die  sittliche  Bildung 
und  die  religiösen  Verhältnisse  Rücksicht  zu  nehmen  (7).  Zur  An- 
stellung von  Beligionslehrern  ist  neben  dem  absolvirten  Studium 
der  Theologie  (8)  die  Uebereinstimmung  der  kirchlichen  mit  der 
Schulbehörde  erforderlich  und  es  darf  der  Religionsunterricht  nur 
solchen  Lehrern  (oder  Geistlichen)  übertragen  werden,  gegen  welche 
die  zuständige  Kirchenbehörde  keine  Einwendung  erhoben  hat  (9). 
Wird  ein  bestehendes  Präsentationsrecht  binnen  ordentlicher  Frist 
(von  6  Monaten)  nicht  ausgeübt  oder  die  Verlängerung  dieser  Frist 
nicht  beantragt  oder  erlangt,  so  devolvirt  das  Besetzungsrecht  an 
die  Staatsbehörde  (10). 

(*)  Preussen,  A.  L.  R.  II.  12 -§.  61.  Verf.-Urk.  von  1850 
art.  22.  Oestreich,  Schulgesetz  vom  25.  Mai  1868  §.  6.  Gymnasial- 
ordnung  vom  15.  Sept.  1849  §.  91.  98  ff.  Bayern,  Entwarf  von  1869 
§.  50.  Diese  Forderung  gilt  analog  auch  für  die  technischen  Neben- 
lehrer, wie  Zeichnen,  Schreiben,  Gesang,  Turnen.  Wiese  a.  a.  0.  IIf 
p.  98  ff.  Oestreich,  Gymnasialordnung  vom  15.  Sept.  1849  §.  91. 
Ueber  die  Unzulässigkeit  eines  geistlichen  Lehrstandes  vgl.  T  hier  seh, 
Ueber  gelehrte  Schalen  1826  p.  40.  72  ff.  Ueber  die  Verwerflichkeit  der 
Jesaitenschulen  s.  Schmid's  Encyclopädie  Bd.  3  p.  740;  hinsichtlich 
des  humanistischen  Unterrichts  p.  762  ff.  Stahl,  Yorträgo  über  den 
Protestantismus  als  politisches  Princip  Berlin  1853  V.  p.  94  ff.  bezeichnet 
als  pädagogische  Hauptsünden  der  Gesellschaft  Jesu:  eine  verderbte  Sit- 
tenlehre, einen  Geist  gewaltsamer  Unterdrückung,  einen  durchgehenden 
Zag  der  Aeusserlichkeit,  eine  unnatürliche  Ertödtung  der  Individualität. 

(2)  Preussen,  Prüfungsreglement  vom  12.  Dec.  1866  §.  3.  Für 
die  Fächer  der  Mathematik,  Naturwissenschaft  und  der  neueren  Sprachen 
genügt  auch  ein  Zeugniss  der  Reife  von  einer  Realschule  1.  Ordnung, 
jedoch  mit  Beschränkung  der  Anstellungsfähigkeit  auf  Realschulon  und 
höhere  Bürgerschulen.  Circ.  Verfügung  .vom  7.  Dec.  1870.  Oestreich, 
Prüfungsordnung  vom  30.  Aug.  1849  §.  2.  K.  Sachsen,  Regulativ 
vom  12.  Dec.  1848  §•  3.     Bayern,  Entwurf  von  1869  §.51.    Die  wei- 

;  tere  Ausbildung  in  pädagogischen  Seminarien ,  welche  ausserhalb  der 
akademischen  Studienzeit  liegen,  ist  facultativ  und  von  der  Zulassung 
durch  die  Directoren.  derselben  abhängig.     Vgl.   die  Statuten  von  Preus- 

i fischen  Anstalten  dieser  Art  bei  Wiese  a.  a.  O.  II.  p.  51  ff. 

(3)  Preussen,  Reglement  für  die  Prüfung  der  Candidaten  des 
höheren  Schulamts  vom  12.  Dec.  1866.  Wiese  a.  a.  0.  II.  p.  74.  Die 
Prl  fung  erfolgt  durch  eine  wissenschaftliche  Commission,  deren  Mitglieder 
voi    Staate    ernannt    werden.      Das  Zeugniss    der   bestandenen    Prüfung 

:ent  alt  3  Grade:  die  Befähigung  für  die  oberen,  mittleren  und  unteren 
Cla  3en;  doch  können  Nachprüfungen  zur  Erhöhung  des  Grades  stattfin- 
de! .  Die  speciellen  Lehrfacher,  über  welche  geprüft  wird,  sind  1)  das 
pfc  ologisch-  historische ;  2)  das  mathematisch  -  naturwissenschaftliche  Fach ; 
•)  leligion  und  Hebräisch ;  4)  neuere  Sprachen.  Auch  Ausländer  können 
ttu     wohlbestandener  Prüfung  angestellt  werden.    Hannover,  Verord- 


i 
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nnng  vom  22.  April  1831.  Instruction  vo 
1860.  Würtemberg,  Prüfungsordnung 
Ben,  Regulativ  vom  12.  Dec.  1848.  Anns 
1850  §.  62.  72.  Bayern,  Entwurf  von  ] 
p.  61  ff.  Mecklenburg-Schwerin,  Pi 
1870.  Oestreich,  Prttfungsgesetz  vom 
vom  1.  Aug.  1870  (im  Archiv  für  knthol. 

(*)  Prcussen,  Reglement  vom  12. 
vom  30.  März  1867.  K.  Sachsen,  Regal 
Oestreich,  Prüfuagsgesetz  vom  30. Aug. 
gesetz  vom  22.  April  1850  §.  62.  64. 

(BJ  PreuBsen,  Circ.  Verfügung  von 
Preuss.  Unterrichtswesen  II.  p.  65.     Wies 

'(«)  Prenssen,  A.  L.  R.  II.  12 
2.  Dec.  1842.  Wiese  a.  a.  O.  I.  p.  5. 
Verordnung  vom  11.  Dec.  1848.  Gymnasi; 
§.  14—16.'  K.  Sachsen,  Regulativ  vom 
tragsmässige  Ausübung  des  Collaturrechts'  < 
Berechtigten  im  K.  Sachsen,  Regulativ 
Das  Patronatrecht  (Collatur-Präsentationsri 
behalten.  Ueber  den  Fall  des  gemischt 
Wiese  a.  a.  O.  I.  p.  14.  Gegen  das  Sys1 
patronate  vgl.  Schmid's  Eo  cyclo  pftdie  B< 
Schulgesetz  vom  22.  April  1850  §.  1  is 
Öffentlichen  Schulen  aufgehoben.  —  Gutac 
Oestreich.  Gymnasialordnung  vom  15. 
Lehrer  erhält  eine  Bestallungsurkunde,  we 
haltsbezOge  und  übrigen  Anstellungsbedingu 
lieh  in  Amt  und  Pflicht- genommen. 

(?)  .Wiese  a.  a.  O.  II.  p.  107  ff. 
sowohl  katholische  als  protestantische  Lein 
jedoch  die  Noth wendigkeit  einer  stets  gleic 
Confessionen  nicht  verbunden  ist.  Preuss. 
1870.  Vgl.  aber  auch  den  Landtagsabschi 
vom  28.  Oct.  1838  bei  Wiese  a.  a.  O.  I. 

(S)  In  Preussen,   Reglement  vom   1 

sich  die  Lehramtsprüfung  auch  auf  Religio 
geprüften  Candidaten  der  Theologie  ein  The 
sodann  Bayern,  Entwurf  von  1869  §.  5 
vom  1.  Juni  1870  §.  45  (in  den  Mittel-  i 
ligionsunterricht  nur  von  geprüften  Theolog 
Oestreich  vgl-  die  Gymnasialordnung  voi 
Verordnung  vom  28.  Juni  1850.  v.  Stub< 
(Vorschlag  durch  das  bischöfliche  Ordinariat 
Denen  Concursprtlfung). 

(9)  Preussen,  Instruction  für  die  C< 
Circ.  Verfügung  vom  7;  Juli  1854.  Uebei 
Bischofen  zu  erlangende  missio  canouica  vgl 
K.  Sachsen,  Regulativ  vom  27.  Dec.  1* 
Verordnung  vom   28.  Juni  1850.     v.  Stnbc 
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i.  1  p.  84.  67  ff.     Die  angestellten  Religions- 
ie die  übrigen  Lehrer  hinsichtlich  ihrer  Amts- 
littelbaren  Verfügung  der  vorgesetzten  Schul- 
n.-Roecript    vom  27.  März  1871.     Verfügung 
a  zu  Königsberg  vom  11.  April  1871. 
II.    p.  117.  —     Ueber  Titel   und  Rang  der 
Gymnasiallehrer  und  die  Verleihung  des  Pr&dicatee  „Professor" ,  welches 
in  weilen  den  oberen  Lehrern    von   selbst   zukommt    (Bayern,    Entwurf 
von  1869  §.  48),    vgl.  v.  Eönne,    Prenss.  Unterrichtswesen  IL  p.  107. 
Wiese  a.  a.  0.  U.  p.  123. 


Jeder  Gymnasiallehrer  ist  verpflichtet  ('):  1)  die  ihm  in  dem 
Lecttonsplan  übertragenen  Lehrstundea,  innerhalb  des  gesetzlich 
zulässigen  Maximums ,  unweigerlich  and  punktlich  zn  fiberneh- 
men (*);  2)  nach  den  vorgeschriebenen  Lehrbüchern  zn  unterrich- 
ten (3);  3)  in  Betreff  der  vorzutragenden.  Lehrabschnitte  und  der 
aufzugebenden  schriftlichen  Arbeiten  die  Bestimmungen  des  Lee- 
tionsplanes  und  etwaigen  Beschlüsse  der  Lehrerconferenz  auszufüh- 
ren (*i ;  4)  die  ihm  obliegenden  Correcturen  der  schriftlichen  Ar- 
beiten gewissenhaft  zu  besorgen  (5);  5)  an  den  Gesammt-  oder 
Fachconferenzen ,  den  Prüfungen  und  allen  Bchulacten,  sowie  an 
allen  Acten ,  bei  welchen  das  Lehrercollegium  als  Körperschaft  auf- 
tritt, Theil  zn  nehmen;  6)  die  in  der  Lehrerconferenz  ordnnngs- 
und  competenzmässig  gefasBten  Beschlüsse  für  sich  als  bindend  zu 
betrachten  und  zn  befolgen;  7)  zur  Uebernabrae  von  Privatunter- 
richt oder  von  Nebenämtern  die  vorherige  Genehmigung  des  Direc- 
tum oder  der  vorgesetzten  Aufsichtsbehörde  einzuholen  (e);  8)  ausser 
den  gesetzlichen  Ferien  nicht  ohne  Urlaub  zu  verreisen  (7) ;  9)  amt- 
liche Aufträge  des  Directors  in  angemessener  Reihenfolge  zu  voll- 
ziehen t8);  10)  eine  ernste,  wohlwollende  und  gerechte  Disciplin 
Über  die  Schüler  zu  üben(9);  11)  in  plötzlichen  Verhinderungsfällen 
aushilfsweise  den  Unterricht  für  Andere  zn  fibernehmen,  wobei 
jedoch  für  Stellvertretung  auf  längere  Zeit  oder  für  eine  grossere 
Anzahl  von  Stunden  Remuneration  zu  gewähren  ist  (,0).  In  disci- 
plinärer  Hinsicht  unterliegen  die  Gymnasiallehrer  den  allgemeinen 
gesetzlichen  Disciplinarbeetimmungen  für  die  nichtriohterlichen 
Ihamten ,  doch  sind  dabei  der  besondere  Character  des  Lehrberufes 
tu  d  das  Bedfirfniss  sittlicher  Reinheit  desselben  vornehmlich  zn  be- 
H  itsichtigen.  Dem  Disziplinarverfahren  unterliegt:  a)  wer  die 
P  'ichten  verletzt,  die  ihm  sein  Amt  auferlegt;  b)  wer  durch  sein 
"V  rhalten  in  oder  ausser  dem  Amte  der  Achtung,  des  Ansehens 
o<  sr  des  Vertrauens,  die  der  Lehrberuf  erfordert,  sich  unwürdig 
n  sht(").    Die  Yerehelichnng  der  Lehrer  steht  unter  der  Aufsicht 
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Gten  Behörde  C2).  Der  fr« 
t  an  die  Einhaltung  der  } 
d  kann  nur  am  Ende  einet 
ittfinden  (,3).  Versetzung  a 
iedoch  ohne  Sohmälerong  d 
ergütung  der  Umzugskosten 

i  die  Instructionen  für  die  Cli 
)i  Wiese  a.  a.  0.  n.  p.  20f 
8.  K.  Sachsen,  Regulativ 
lymnasialordnung  vom  15.  Sc 
Maximum  der  Lehrstunden 
e  Übrigen  Lehrer  verschieden 
che  n  de  Bestimm  ungen  hierat 
3.  Mai  1868  (Rector  14-16; 
r  bis  28  Stunden;  jedoch  is 
ig).  K.  Sachsen,  Regulato 
5;  übrige  Lehrer  18— 22  Stun 
ahlreichen  Classen).  Bayer: 
nigstens  8;  Übrige  Lehrer  18- 
ung  vom  15.  Sept.  1849  §.  9 
-14;  übrige  Lehrer  bis  20  S< 
sson,    Circ.    Verfügung    von 

Juni  1864.  Instruction  flu 
vom  23.0ct.  1817  8.4-  5.  7. 
Oestreich,  Gymnasialordnu 

Verordnung  vom  21.  März 
j.  81.  Bayern,  Entwurf  v< 
bücher,  die  nicht  au  allen 
ii  Lehrercolleginm  aus  dea  vi 
'entuell  unter  Genehmigung  ä 
r  Wechsel  stattfinden.     Auch 

der  Staatsbehörde  zu  geuel 
villi  i  der  olassi scheu  Leetüre 

..  K.  Sachsen,  Regulativ  ^™.  ^.  »„„.  *.„,«  a.  „„  „,.._ 
j.  282.  288.    Oestreich,  Gymuasialordnang  vom  lö.Septl 

ichsen,  Regulativ  vom  1.  Juni  1870  §.  82.  I 

ssen,  Circ  Verfügung  vom  81.  öct.  1841.  Wiesel 
240.247.  Bayern,  Entwurf  von  1869  §.48.  K.  Sacb-i 
ing   vom    11.  Dec    1847.      Regulativ    vom    1.  Juni  l87ö| 

esammtsumme  der  Ferien  soll  innerhalb  eines  Jahres  d« 
2  Wochen  nicht  überschreiten.  Prenssen,  Verfügung 
858.  Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  194.  Oestreich,  Gymna- 
n  15.  Sept.  1849  §.  53  (im  Ganzen  höchstens  8  Wochen). 
n  15.  Dec.  1854.     v.  Stubenrauch  a.  a.  0.  II.  8.409. 

'%.  5  w«L8,: 27'  K- 8"""-  «*■*  - 
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(*)  Insbesondere  in  Bezog  anf  Schalreden,  Leitung  von  Schalan- 
dachten und  die  Abfassung  von  wissenschaftlichen  Abhandlungen  (Pro- 
grammen), welche  den  Schulnachriehten  (Catalogen)  in  der  Regel  vor- 
ausgeschickt werden.  Freussen,  Verfügung  vom  28.  Aug.  1824  und 
:  17.  Jan.  1866.  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichtswesen  II.  p.  158.  Wiese 
a.  a.  0.  L  p.  196.  IL  p.  198.  K.  Sachsen,  Regulativ  vom  1.  Juni 
1870  §.  25.  27.    Bayern,  Entwurf  von  1869  §.  85. 

C9)  Thiersch,  Ueber  gelehrte  Schulen  p.  432  ff.  Schwarz,  Die 
Schulen  p.  166  ff.  Bei  der  Disciplin  muss  besonders  kleinliche  Moral, 
Verweichlichung  des  Characters  und  die  Anlegung  mechanischer  Geistes-; 
fesseln  vermieden  werden. 

(10)  Preussen,  Min.  -  Verfügung  vom  22.  Juni  1859.  Wiese 
a.  a.  0.  IL  p.  240.  bestreich,  Gymnasialordnung  vom  15.  Sept.  1849 
4  93. 

(H)  Preussen,  Disciplinargesetz  vom  21.  Juli  1852.  Min.- 
Yerfögung  vom  26. Juli  1849.  Wiese  a.  a.  0.  II.  p.281ff.  Oestreich, 
Gjmnasialordnung  vom  15.  Sept.  1849  §.  105. 

(12)  Diese  Aufsicht  dient  nicht  zum  Zweck  einer  präventiven  Be- 
vormundung, sondern  es  soll  dadurch  hauptsächlich  nur  der  Beitritt  in 
die  allgemeine  Wittwen- Versorgungsanstalt  gesichert  werden.  Preus- 
sen, Staatsminist.  Beschluss  vom  17.  Aug.  1839.  Wiese  a.  a.  0.  IL 
»810. 

(13)  Oestreich,  Gymnasialordnung  vom  15.  Sept.  1849  §.  105. 
Preussen,  A.  L.  R.  IL  10  §.  94-97.  IL  6  §.  175.  176.  Circ.  Ver- 
tagung vom  7.  Juni  1823.     Wiese  a.  a.  0.  IL  p.  292.    Die  Entlassung 

folgt  stets  durch   die  anstellende  Behörde;   doch   kann    die  Entlassung 
untauglich  gewordener  Lehrer  von  der  Staatsbehörde  gefordert  werden. 

(u)  E.  Sachsen,  Regulativ  vom  1.  Juni  1870  §.  29.  —  Die 
provisorisch  und  auf  Kündigung  Gestellten  (Nebenlehrer)  können 
jederzeit  unter  Einhaltung  der  Kündigungsfrist  entlassen  werden.  Preus- 
Ben,  Disciplinargesetz  vom  21.  Juli  1852  §.88.  Oestreich,  Gymna- 
lialordnung  vom  15.  Sept.  1849  §.  102.  K.  Sachsen,  Regulativ  vom 
1.  Juni  1870  §.  29.  —  Die  dem  Säcularprieaterstande  angehörigen 
Lehrer  können  jederzeit  auf  einen  angemessenen  Seelsorgerposten  versetzt 
Werden.  Bayern,  Verordnung  vom  28.  Sept.  1845  §.8.  Pözl,  Bayr. 
Verwaltungsrecht  8.  Aufl.  p.  503. 

§.     287. 

Die  Lehrer  an  den  Gymnasien  sind  berechtigt:    1)  Zur  Alis- 
rang des  übertragenen  Lehrberufes  nach  Massgabe   des  gemein- 
taftlich  festzustellenden  Lectionsplanes ;  kein  Lehrer  hat  jedoch 
festes  Anrecht  auf  bestimmte  Lectionen  oder  auf  ein  bestimmtes 
nariat,  auch  ist  bei  der  Vertheilung  derselben  nicht  das  Rang- 
A  Utniss  der  Einzelnen  im  Collegium ,  sondern  nur  das  durch  die 
»hrzwecke  der  Anstalt  gegebene  Interesse  der  Sache  massgebend  (1). 
2  ur  Theilnahme   an  der  inneren  Verwaltung  der  Anstalt  in  den 
^reonferenzen  und  folglich  zu  Sitz  und  Stimme  im  Lehrercolle- 
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288).  Die  Directoren  insbesoi 
le  und  Vorsitzende  des  Lehrerc 
dg  in  der  obersten  Claaae  and  e 
tunden,  die  Leitung  aller  Ange 
unmittelbaren  Vorgesetzten  alle 
ier;  sie  sind  der  Scbulcominiss 
.  für  den  -wissenschaftlichen  un 
erantwortlich  (a).  3)  Auf  die  n 
alta-  nnd  Fensionsbezüge.  Jed< 
gsetat,  der  mit  dem  allgemek 
Stimmung  zu  halten  ist;  der  li 
9  für  die  verschiedenen  Ciasee 
i  ein  ihrer  socialen  Stellung  um 
des  anständiges  und  aorgenfn 
.  Die  in  der  Regel  in  periodi 
ssoldung  besteht  meist  nur  in 
jhnungen  werden  mit  einem  g 
glichen  Einkommens  angerechne 
ren  Höhe  nach  Verhältniss  der 
iens  sich  bestimmt,  steht  nur 
efinitiver  Anstellung  und  Ablau 
i  ihr  Verschulden  dienstunfähig 
welche  nicht  vom  Staate  unter) 
iruch  im  Statut  der  Anstalt  fest 
nen  der  Lehrer  wird  dadurch  f 
lonat  resp.  Gnadenquartal  gewä 
tet  ist,  der  allgemeinen  Wittwc 
b  die  Begründung  privater  Wit 
in  geeigneten  Fällen  bedürftige: 
Unterstützungen  bewilligt  werde 

Doch  soll  dabei  das  bestehende  I 
Qcksichtigt  werden.  K.  Sachsen 
testreich,  Qymnasialordnung  vc 
,  Entwurf  von  1869  §.  48.  Pre 
1837.  Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  27. 
Sie  haben  dafür  zu  sorgen ,  dass 
ld  gefördert,  die'  Disciplin  geb.an 
esens  geltenden  Bestimmungen  aus 
men  für  die  Directoren  der  Gymn 
(Provinz  Preussen  1867.  Brand 
.  Mai  1867.  Posen  80.  Jan.  1{ 
1.  Mai  1867.  Westphalen  26.  Juli 
bestreich,  Gymnasialordnung  vo 
,  Entwurf  von  1869  §.  47,  K 
.870  g.  83.  84. 
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'onnaletat  vom  10.  Jan.  1863  bei  Wiese 
ff.  In  Bezog  auf  den  Gehalt  sind  die  Gym- 
theilt.  Anhalt,  Schulgesetz  vom  22.  April' 
Ordnung  vom  28. -Sept.  1845.  Min.-Ent- 
t9  und  9.  Dec.  1850.  Auf  die  einem  geist- 
<ehrer  findet  die  Gebaltabestimmmig  keine 
'erwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.  217.  219.  Die 
legel  in  angemessenen  Zwischenräumen;  sie 
atlich  erhöht  worden.  Eine  Vertheilung  des 
findet  nicht  mehr  statt.  —  Ueber  die  sehad- 
ler  Lehrerbesoldungen  b.  Thiersch,  Ueber 
welcher  die  frühere  deutsche  Geschmack- 
arbarei  in  der  Wissenschaft,  der  Literatur 
kfuhrt.     Vgl.   auch  Schmid l's  Encydopädie 

1  die  Pensionsverordnung  vom  28.  Mai  1846. 
v.  1864.  Wiese  a.  a,  0.  II.  p.  298  S. 
ihtswesen  II.  p.  115  ff.  Im  Allgemeinen 
amungen  wie  in  den  Volksschulen.  Aus- 
id  Dienstgebalts  in  Bayern,  Verordnung 
Bayr.  Verwaltun  gerecht  3.  Aufl.  p.  500. 

vom  17.  Mai  1856  betr.  einige  Abander- 
ßrrichtung  einer  allgemeinen  Wittwen-Ver- 
:c.  1775.  Wiese  a.  a.  0.  II.  p.  312  ff. 
itswesen  II.  p.   132  ff. 


ia  GynmasialuiftemchtB  verlangt  die  ein- 
nftinandergreifende  Lehrthätigkeit  Seitens 
talt  (').  Diese  Einheit  wird  hergestellt 
ichaftliche  Unterwerfung  der  Gymnasien 
«r  uie  vuu  den  zuständigen  Schulbehörden  ausgehen- 
[  den  Verfügungen,  als  aaeh  durch  die  an  jeder  Anstalt  unter  Vorsitz 
l  und  Leitung  des  Directors  in  regelmässiger  Ordnung  abzuhaltenden 
brerconferenzen ,  durch  welche  die  Geeamrutheit  der  Lehrer  als 
1  innerlich  zusammenwirkendes  Collegium  erscheint.  Sie  einheit- 
lie  und  zweckgemä&se  Durchfahrung  des. für  die  Gymnasien  gel- 
iden  Lehrplanes  ist  daher  hauptsächlich  die  Aufgabe  des  Lehrer- 
legiums,  in  welchem  jeder  ordentliche  Lehrer  Sitz  und  Stimme 
;  (*) ;  wahrend  die  blos  technischen  und  auf  Kündigung  angestell- 
1  Hülfslebrer  nur  in  geeigneten  Fallen  zu  den  Beratungen  zuge- 
jen  werden  (3).  Die  Conferenzverhandlungen  haben  zum  Gegen- 
:id  die  gewöhnlichen  und  regelmässig  wiederkehrenden  Berath- 
|en  (*):  1)  über  die  Feststellung  des  Lehr-  und  Lectionsplanes ; 
Ibor  die  Aufnahme,  Versetzung  und  Entlassung  der  Schüler; 
>bcr  die  Abhaltung    der  Schulprüfungen    und    die  Censur  der 
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Vorschläge  zu  Bei 
ber  die  Haudhabu 
schwereren  Disciplii 

des  Geistee  und 
808,    der   Fortsehnt 

die  GesundüeitSTei 
ie  Methodik  einzeb 
ssigkeit  der  Lehrb 
ng  pädagogischer  F 
lfübrung  und  Verei 
ium  vorauszugehen 

Encyclopädie  Bd.  3, 

ulen  p.   178  ff. 
□ ,    Instructionen    fiit 
II.  p.  129  ff.  206  ff. 
2  —  5.     Regulativ   v 

von   1869   |.  49. 
19    §.   110  —  114. 
die  Geschäftsführung 
kt  Eich  der  Wirkung 

Entwurf  von  1869 
apt.  1849  §.  110.  11 
■,  wenn  es  sich  speeii 
ndelt 
h,  Gymnasialordnunj 

von  1869  §.  49.    Ii 

1867    g.  22;    für  B 

vom  17.  Mai  1867 
Ir  Posen  vom    30.  Ji 

für  Westphalen  vo 
15.  Juli  1867  §.  3. 
ircli  welche  das  Woh 
i  zum  Eintreffen  hohe 
ändige  Sorge  hiefür 
i  auch  den  Schulbeh 
;.  1865.  Preussen 
1837.*  Wiese  a.  a. 
nordnungen  für  das 
m  23.  Dee.  1865  bei 
i  darf  die  gänzliche 
blgen.  Verfügung  d 
567.  Vgl.  Sehmid 
ene  scolaire  1864. 
oo,  Regulativ  vom  1 
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C.    Gründung  und  Verwaltung  der  Gymnasien. 

§.    289. 

Die  Gymnasien  sind  entweder  Staatsanstalten  nnd  werden  als 
:  solche  ausschliesslich  oder  zum  grösseren  Theile   vom  Staate  unter- 

[*  hüten  und  verwaltet  (*) ;  sie  können  jedoch  auch ,  mit  oder  ohne 
Unterstützung  aus  Staatsmitteln,  von  Gemeinden  und  anderen  Cor- 
porationen  oder  von  Einzelnen  gegründet  und  unterhalten  werden  (2). 
In  jedem  Falle  sind  die  anerkannten  Gymnasien  öffentliche  Anstal- 
ten, welche  unter  der  Aufsicht  des  Staates  stehen  und  in  Bezug 
auf  die  Ausübung  des  Lehrberufes  an  ihnen  unter  wesentlich  glei- 
chem Rechte  stehen.  Nur  diejenigen  Gymnasien,  welche  den  für 
den  classischen  Unterricht  geltenden  gesetzlichen  Anforderungen 
.dauernd  entsprechen ,  werden  als  solche  vom  Staate  anerkannt  und 
haben  das  Recht,  staatsgültige  Zeugnisse  auszustellen  und  Maturi- 
tätsprüfungen abzuhalten,  sowie  Lehramtscandidaten  zum  Bestehen 
.des  Probejahres  aufzunehmen ;  auch  kommen  ihnen  die  Rechte  ju- 
ristischer Personen  zu  (3).  Zur  Errichtung  von  Anstalten ,  an  wel- 
chen die  für  die  Gymnasien  obligatorischen  Lehrgegenstände  gelehrt 
werden  sollen,  wird  die  Genehmigung  des  StaateB  erfordert;  die- 
selbe ist  bedingt  1)  durch  dauerhafte  Gewährleistung  einer  ange- 
messenen Vermögensausstattung  (Dotation);  2)  durch  Anweisung 
«Des  den  Anforderungen  der  Lehrzwecke  und  der  Gesundheit  ent- 
sprechenden Schullocals;  3)  durch  Vorlage  eines  Statuts,  durch 
welches  die  Anstalt  in  ihrem  gesetz-  und  ordnungsmässigen  Cha- 
ncter  (Lehrzweck  und  Verwaltung)  begründet,  insbesondere  auch 
als  juristische  Person  qualificirt  wird  (4).  Unter  diesen  Bedingungen 
ist  die  Errichtung  von  Gymnasien  in  der  Regel  allgemein  und  nach 
gleichen  Grundsätzen  freigegeben;  jedoch  bestehen  gewisse  Aus- 
nahmen hinsichtlich  der  religiösen  Körperschaften  (b).  Die  Bei- 
legung eines  bestimmten  confessionellen  oder  simultanen  Characters 
sich  aus  der  Natur  der  Sache,  insbesondere  aus  dem  pädago- 
hen  Gharacter  des  Unterrichts  nicht  begründen ,  sie  kann  daher 
freiwillig  erfolgen  und  unterliegt  der  Staatsgenehmigung  nach 
sgabe  der  örtlichen  Verhältnisse  (6).  .  Es  darf  jedoch  dadurch 
öffentliche  Gharacter  der  Anstalt,  insbesondere  in  Betreff  des 
ches  durch  Andersgläubige,  nicht  verletzt  und  es  kann  die 
chluss-  oder  dotationsmäBsig  bestehende  Confessionalität.  jederzeit 
i  den  Grundsätzen  der  Gemeindeverwaltung  oder  der  Stiftungen, 
i  Staatsanstalten  durch  die  Staatsverwaltung  aufgehoben  werden  (?). 
u<h  stehen  die  Gymnasien  aller  Art  unter  der  oberen  Leitung  der 
"lbehorden  des  Staates  und  sind  allen  Vorschriften  der  Gesetz- 
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:  unterworfen  (8).  Durch  die  Begründung  muH 
shule  wird ,  soweit  nicht  die  Grundsätze  über! 
endnng  kommen  (9) ,  das  Recht  der  Thcilnahme  ] 
:  (Patronat)  erlangt;  damit  ist  andererseits  die] 
nden,  jederzeit  nach  Massgabe  des  von  der  Anf- 
lrtheilenden  Erfordernisses  für  Austeilung  quali-  j 
■  zu  tragen  und  die  Pensionsansprüche  derselben  i 
esetzlichen    (statutarischen)   Vorschriften   gemäss  ] 


ich  Staatsanstalten  sind  die  Gymnasien  in  Anhalt 
il  1850  §.  1),  dann  in  Kurhessen  und  Orossh. 
Encyclopädie  Bd.  3  p.  499.  519;  im  K.  Sachsen 
alten  (mit  Ausschluss  der  Furstenschulen  zu  Meissen' 
:b  Vitztham'schen  Gymnasiums  zu  Dresden).  Regu- 
70  §.  3.  4. 

liebe  Verpflichtung  der  Gemeinden  zur  Errichtung, 
erer  Lehranstalten  gibt  es  nicht;  ist  aber  eine  solche 
uw  freiem  Entschlusa  einmal  gegründet,  so  besteht 
Institut  unter  Aufsicht  und  Leitung  der  Staatsbe- 
ier  Rechtspersönlichkeit,  und  es  kann  ihre  Wieder-.. 
i  Willkür  der  Gemeinde,  sondern  nur  mit  Staate- 
.  Preussen,  A.  L.  E.  II.  12  %.  54  ff.  II.  6  §.180.» 
in.  1835.  y.  Rönne,  Preuss.  Unterrichtswesen  L 
mnasien  zukommende  juristische  Persönlichkeit  muss,, 
ntliche  Stiftungen  gegründet  sind,  gleich  den  Schul- 
ls  eine  Abzweigung  der  den  Gemeinden  u.  a.  Cor-' 
in  Rechtseubjeetivität  angesehen  werden ;  auf  blosse' 
seiner  kann  dieses  Recht  daher  nicht  ausgedehnt 
ich,  Gymnasialordnung  vom  15. Sept.  1849  §  9.  10. 
A.  L.  B.  IL  12  %.  54—56.  Oestreich,  Gym- 
5.  Sept.  1849  §.  2.  8.  12.  Min.-Erlass  vom  l.Aug. 
irwerfung  der  als  Privat  -  (geistlich e)  Anstalten  ne- 
unter die  allgemeinen  Anforderungen  der  Cffent- 
sbesondere.  Lehramtsprüfung).  Der  einmal  ertheilts 
kann  von  der  Staatsbehörde  zurückgezogen  werden, 
i   Wohle,  der   ihm   anvertrauten  Jugend    noth  wendig 

,  A.  L.  B.  II.  12  §.  12.  Vgl.  oben  §.  86,  sowi» 
a.  0.  I.  p.  18  ff.     S.  dgl.  Statuten  ibid.  p.  313  ff, 

ich  in  zweifelhaften  Fällen  über  ihre  PrHstations- 
sowie  darthun,    dass   für  die  Elementarschulen 

gt  ist  und  dass  dieselben  durch  die  fOr  die  höhere. 

Bildungen  nicht  beeinträchtigt  werden.    Oestreich, 

am    15.  Sept.   1849    §.  3.      Wegen  Mangels  der  go- 

ise    können    solche    Anstalten    vom    Staate    jederzeit 

irden. 
Verf.-Ürk.  von  1850  art.22.    Oestreich,  Schul-, 

1868   §.  3—5.    Gymnasialordnnng   vom    15.  Sept. 
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1849  §.  3.  10.  Bayern,  Verordnung  Tom  28.  Juni  1862  betr.  die 
Errichtung  und  Leitung  von  Unterrichts-  und  Erziehungsanstalten.  (Für 
die  mit  deren  Gründung  etwa  verbundene  Errichtung  von  Klöstern  oder 
geistlichen  Genossenschaften  bleibt  die  landesherrliche  Bewilligung  vor- 
behalten). In  Baden,  Gesetz  vom  2.  April  1872  ist  den  Mitgliedern 
religiöser  Orden  und  Congregationen  die  Lehrthätigkeit  ganz  untersagt. 
8.  auch  Kirchengesetz  vom  9.  Oct.  1860  §.  6.  12. 

(*)  Diese  Genehmigung    kanü  insbesondere   auch'  versagt    werden, 
wenn  den  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen  über  das  Unterrichts- 
wesen, in   specie  über  die  Gymnasien  nicht  Genüge   geleistet  wird;    dies 
ist  theils  in   den  Gesetzen   ausdrücklich  ausgesprochen,    theils    folgt    es 
»tw  dem  Grundsatze,  dass  das  ganze  Unterrichtswesen  unter  der  Leitung 
-und  Aufsicht  des  Staates  steht.     Oestreich,    Schulgesetz   vom   25.  Mai 
[1868  §.  4.     Gymnasialordnung  vom   15.  Sept.  1849   §.  8.      Den   confes- 
nonellen  Character  der  höheren  Schulen  in  Preussen  behauptet  Wiese 
».  a.  0.  I.  p.  20  (vgl.  auch  v.  Rönne,   Preuss.  Staatsrecht  8.  Aufl.  II. 
§.495.     G.  G.  Scheibert,    Die  Confessionalität    der   höheren  Schulen. 
Ein   Beitrag    zur    Schulpädagogik   Stettin  1869    und    die  Min.-Bescripte 
vom  2.  Mftrz  und   19.  Nov.  1867;    doch    wird   dadurch    die  Einrichtung 
Religionsunterrichts  einer  anderen  Confession   durch  Bestellung  eines 
las  den  Mitteln    der  Anstalt    zu    remunerirenden  Religionslehrers    nicht 
ausgeschlossen;  auf  den  jüdischen  Religionsunterricht  soll  dies  keine  An- 
wendung finden.    Preussen,  Min. -Verfügung  vom  8. Aug.  1862,  23. Jan. 
4867  und  21.  März  1867.     Wiese  a.  a.  0.    I.    p.  21.      Nach    der  Con- 
fasion   richtet   sich   die  Wahl  des  Directors   und    der  Lehrer,    der  Mit- 
ieder    des   Schulcuratoriums  etc.      Vgl.    andererseits    auch  Thierse h, 
eher   gelehrte  Schulen    p.  417  ff.     A.  Thiel  a.  a.  0.   p.  84    (hinsicht- 
h  der  Bestimmungen  des  Westphäl.  Friedens  cap.  II.)     Gneis  t,    Die 
nfessionelle  Schule.     Ihre  Unzulässigkeit  nach  Preuss.  Gesetzen  und  die 
othwendigkeit    eines    Verwaltungsgerichtshofes    Berlin    1869.      S.   auch 
ien  Artikel  über  das  Verhältnis*   des   Gymnasiums   zum  Christenthum 
in  Schmid's  Encyclopädie  Bd.  3  p.  201. 

(7)  So  namentlich  wenn  sich  die  Confessionsverhältnisse  der  Be- 
völkerung verändern  oder  in  Folge  der  Umbildung  der  pädagogischen 
Ideen;  auch  kann  unzweifelhaft  durch  ein  Gesetz  die  Confessionalität  des 
Unterrichts  allgemein  verboten  werden.  Vgl.  oben  §.  82  und  85  über 
4ie  Innovation  von  Stiftungen  und  §.  272  über  die  Analogie  der  Volks- 
hulen.  Einen  rechtlichen  Besitzstand  der  Kirchen gesellschaften  in  Be- 
auf  einen  bestimmten  Character  der  Unterrichtsanstalten  gibt  es 
nicht.  Gneist,  Die  confessionelle  Schule  p.  29  ff.  Der  confessionelle 
Character  des  Religionsunterrichts  wird  hievon  selbstverständlich  nicht 
berührt. 

(*)  Preussen,    Verf.-Urk.   von   1850  art.  28.      A.  L.  R.  II.  12 

f.  56.  60.     Baden,  Kirchengesetz  vom  9.  Oct.  1860  §.  6.     Oestreich, 

tsgrundgesetz  vom    21.  Dec.  1867   über  die  allgemeinen  Rechte  der 

tsbtirger  art.  17.     Schulgesetz  vom   25.  Mai  1868   §.  1.  9.     Gymna- 

lordnung    vom    15.  Sept.   1849    §.  3.  11.     Bayern,    Studienordnung 

Mi    24.  Febr.    1854   §.  41.   42.   44.     Coburg- Gotha,   Staatsgrund- 

gestz    vom   3.  Mai  1852    §.87.     Oldenburg,    Staatsgrundgesetz  vom 

22.  Nov.  1852  art.  82.     Anhalt,  Schulgesetz  vom  22.  April  1850  §.  1. 

1.  K.  Sachsen,  Verf.-Urk.  vom  4.  Sept.  1881  §.  59.     Regulativ  vom 

uai  1870  §.  9.  11. 
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(9)  Vgl.  oben  §.  84  Anm.  S. 

(10)  Das  Patronat  erstreckt  aicl 
irkung   der  Patrone    in  Bezieht! 

Rechtatitel  eich  gründen.  Ds 
llgemeineu  darnach  bemessen,  d 
Wieso  a.  a.  0.  I.  p.  15.  18. 

§.  4.  5.  10.  Oe'streich,  Gj 
4.  107. 


Die  gessmmte  örtliche  T( 
le  Staatsanstalten  sind,  liegt  i 

dem  Director  ob,  der  in  di< 
,cbten  und  unmittelbar  den  q 
).  Bei  anderen  Anstalten  st 
raltung,  insbesondere  auch 
er  entweder  der  Gemeindebs 
ttelbar  unter  Beiziehnng  einet 
i  durch  besondere  Commiesior 
Patron,  wo  ein  solcher  vorha 
sind  stiftangsmSssig  besondere 
11t,  welche  die  den  Gemeinde 
sn  haben  (*).  Die  inneren  An 
idere  der  Unterricht  und  die 
Lehrkörper,  zum  Theile  von  d 
irkung  der  oberen  Bchulbehöi 
;der  die  allgemeinen  höhen 
idere  Schulbehörden  f7).  Den 
ng  der  inneren  (pädagogische: 
e  Besetzung  resp.  Bestätigu 
a  Aufsieht  über  die  Geschäft 
ind  über  die  Verwaltung  der 
;en  theile  unmittelbare  Anw 
igen  Verwaltungsorgane,  the 
von  sachkundigen  Commissär 
der  Anstalten  und'  zur  Leitu: 
jt  werden  (">),  Die  Beaufsi. 
hrt  den  Kirchen  behßrden,  t 
meines  Aufsichtsrecht  eingeräi 
Gymnasien  wird  ausgeübt  dui 
sterium  des  Unterrichts)  («), 

(')  Vgl.  die  Instructionen  für 
isen.  (oben  §.  288  Anm.  4).   W 
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t.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  496.  Bayern,  Entwurf 
yon  1869  §.  47.  K.  Sachsen,  Eegulativ  vom  1.  Juni  1870  §.  9.  Oest- 
reich,  Gymnasialordnung  vom  15.  Sept.  1849  §.  108.  109. 

(2)  Preussen,  Stadteordnung  vom  19.  Nov.  1808  §.  174—179. 
Stadteordnung  vom  30.  Mai  1853  §.  59.  Instruction  vom  26.  Juni  1811. 
In  der  Schuldeputation  soll  unter  den  sachkundigen  Mitgliedern  immer  ein 
Rector  oder  einer  der  ersten  Lehrer  an  gelehrten  Schulen  sich  befinden. 
t.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  496.  Wiese  a.  a.  O.  I. 
p.  11.  Im  K.  Sachsen  ist  ein  Mitglied  des  Stadtraths  Mitglied  der 
Gymnasialcommission.  Regulativ  vom  1.  Juni  1870  §.  9.  Verordnung 
vom  21.  MÄrz  1835  §.  6—16.  Oestreich,  Gymnasialordnung  vom 
15.  Sept.  1849  §.  117—121. 

f3)  P  reu  8  sen,  Min.-Verftlgung  vom  2.  Oct.  1842.  Wiese  a.a.O. 
L  p.  14  ff. 

(4)  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  IL  §.  496.  Wiese 
a.  a.  O.  L  p.  13.  Siehe  die  Instructionen  für  die  Curatorien  und  andere 
Localbehörden  ibid.  IL  p.  320  ff. 

(5)  Preussen,  A.  L.  B.  II.  12  §.60.  Instruction  vom  26.  Juni  1811 
§.9 ff.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  IL  §.  496.  K.  Sachsen, 
Regulativ  vom  1.  Juni  1870  §.  9.  Verordnung  .vom  21.  März  1835.  Oest- 
reich, Gymnasialordnung  vom  15.  Sept.  1849  §.  117 — 121. 

(6)  Bayern,  Entwurf  von  1869  §.  56.  (Kreisregierung).  Siehe 
anch  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  IL   §.  496.  I. 

(7)  Preussen,  Dienstinstruction  für  die  Consistorien  vom  23.  Oct. 
1817.  Cab.  -Ordre  vom  81.  Dec.  1825  und  18.  Nov.  1868.  (Provinzial- 
Schulcoilegien).    In  Hannover  früher  das  Oberschulcollegium  (Patent  vom 

2.  Juni  1830).  Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  4.  v.  Rönne,  Preuss.  Staats- 
recht 3.  Aufl.  IL  §.  496.  280.  Baden,  Verordnung  vom  12.  Aug.  1862 
(Oberschulrath).  Oestreich,  Gymnasialordnung  vom  15.  Sept.  1849 
l  122. 

(8)  Hieher  gehört  namentlich  die  Prüfung  der  Schulstatuten  und 
Disciplinarordnungen ,  Prüfung  und  Abfassung  der. Lehrbücher,  Leitung 
der  Abiturientenprüfungen  und  die  Abstellung  von  Missbrftuchen  und 
Mangeln  bei  den  einzelnen  Anstalten.  Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  5.  v.  Rönne 
a.  a.  0.  IL  §.  280  p.  225. 

(*)  Preussen,  Cab.-Ordre  vom  81.  Dec.  1825.  v.  Rönne  a.  a.  0. 
p.  227. 

(10)  Oestreich,  Gymnasialordnung  vom  15.  Sept.  1849  §.  122. 
Bayern,  Entwurf  von  1869  §.  56.  K.  Sachsen,  Regulativ  vom 
1.  Juni  1870  §.  14  (Commissare  des  Ministeriums). 

(n)  Preussen,   Instruction  für  die  General-Superintendenten  vom 
.  14.  Mai   1829.    §.   6.     Consistorial -Instruction   vom  23.  Oct.  1817   §.  8 
(hinsichtlich   der  katholischen  Bischöfe).     Wiese   a.   a.   0.   I.    p.   9.    v. 
"Bönne,  Preuss.  Staatsrecht  8.  Aufl.  IL  9*  496  III. 

(12)  Wiese  a.   a.    0.    I.    p.    4.     v.    Rönne,    Prensa.    Staatsrecht 

3.  Aufl.  II.  g.  254  p.  128.  K.  Sachsen,  Regulativ  vom  1.  Juni  1870 
§.  11.  Bayern,  Verordnung  vom  27.  Febr.  1847  §.  5.  Pözl,  Bayr. 
Verwaltungsrecbt  3.  Aufl.  §.  25.  26.  Oestreich,  Gymnasialordnung 
voin  15.  Sept.  1849  §.  122. 

Koeiler,  VenraUiiogsrecht  I.  8,  10 


V 
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Neben  den  für  den  Tollen  Gymnasia 
Anstalten  gibt  es  eine  Reihe  von  Anstaltei 
terricht,    welche   Bich  in  der  Hauptsache  (' 

dass  sie  entweder  1)  nur  einen  Theil  des  vollständigen  trymnaaial- 
unterrichts,  oder  2)  über  denselben  hinausgehend  einen  1 
wissenschaftlichen  Unterrichts  zu  gewähren  bestimmt  sind. 
stalten  der  ersteren  Art  (Progymnasien,  TJntergymnasien 
schulen)  sind  entweder  nur  räumlich  abgetrennte  Zweige  d 
Gymnasiale ursus  und  somit  als  blosse  Vorstufen  der  Oberg] 
gleich  den  correspondirenden  Classen  an  den  vollständigen 
sien  ohne  selbständige  Lehrbedeutung  (2) ;  oder  sie  sollen 
mentare  classiscbe  Bildung  unter  solchen  Classen  der  Bei 
verbreiten,  für  welche  dieselbe  aus  Rücksichten  der  all. 
Bildung  und  der  Berufsbefähigung  nützlich  und  wünsch 
erscheint,  ohne  dass  eine  volle  classische  und  wissenschaftli 
bildung  Bedürfniss  wäre  (3).  Die  Ausdehnung  des  Unterrk 
an  solchen  Anstalten  kann  je  nach  den  localen  Bedürfni 
Verhältnissen  verschieden  bestimmt  werden  (*).  Ihre  EL 
ist  im  Allgemeinen  analog  dieselbe  wie  die  der -eigentlich 
nasien ;  jedoch  werden  die  Anforderungen  in  Bezug  auf  L 
und  Lehrmittel  gemindert  (6).  Die  Örtliche  Leitung  liegt  zu 
den  Händen  eines  Directors  oder  Rectors,  welchem  binsicl 
Lehr  Verhältnisse  der  Lehrkörper  zur  Seite  steht,  und  ste 
massig  unter  der  Aufsicht  eines  ordentlichen  Gymnasialdir 
Die  Prüfungszeugnisse  dieser  Anstalten  berechtigen  nicht  zu 
tritt  auf  die  Universität,  jedoch  zum  Besuch  mancher  höhei 
schulen  (J)  und  bedingungsweise  zum  einjährigen  Freiwilligen 

(')  Keiner  besonderen  Hervorhebung  bedürfen  diejenige! 
sial-  oder  gelehrten  Anstalten,  welche  zugleich  für  die  Vcrpfle 
die  gesammte  Erziehung  der  Schüler  eingerichtet  sind  (AI  tun  na 
8°£,en.  feimnarien,  RitorakBdemien).  Die  Rechtsverhaltnisse  dl 
MI  Stiftungen  beruhenden  Anstalten  bleiben  in  wissenschaftli 
sieht  d.eselben  nur  verändern  sie  sich  in  äusserer  Hinsicht,  , 
Hinzutritt  der  Hausgesetze  und  besonderer  Stiftung« Vorschriften 
Ordnungen  von  Preus,  AnstalUn  dieser  Art  bei  Wie3e  a.  \ 
flnteLt  mlTlr  ('e  K;  S\Ch8-  Füreten3Chnlen  zu  Meissen  un, 
cember IM»    ETITte,rnVerbUt\de,,)'    V«L  die  Bekanntmachung  , 
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(*)  Iaolirte  Lateinschulen  in  Bayern,  Entwurf  von  ! 
bohrte  Obergymnasien  werden  nicht  gegrüudet.  Oestreic 
sialordnung  vom  15.  Sept.  1849  g.  7.  Solche  Schulen  könne 
einer  Bürger-  oder  Unter-Realschule  verbanden  sein.  Tgl.  au 
len,  Rescript  vom  23.  Nov.  1839  und  18.  Juni  1844.  v.  Ron 
Unterrichts  wegen  II.  p.  156.  —  Ueber  die  schwankenden  An 
wiche  Anstalten  (Pädagogien,  Lyceen,  Athenäen),  insbesonder 
Ausdruck  Pädagogium,  vgl.  Schmid's  Encyclop&die    Bd.  5  p 

<3)  P«tl,  Bajr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.  215  ff. 
a.  0.  L  p.  25.  v.  Bonne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  § 
auch  Thierach,  Ueber  gelehrte  Schulen  mit  besonderer  Rü 
Bsvern  1826—31.  Schwarz,  Die  Schulen  p.  114.  Stein,  V 
lehre  Bd.  5  p,  210. 

(')  Es  können  entweder  vollständige  oder  unvollst&nd 
schalen  errichtet  werden.  Bayern,  Studienordnung  vom  24. 
§.  3  ff.  In  Preussen  können  Progymnasien  von  VI  bis  II,  1 
gegründet  werden.     Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  25. 

(b)  Tgl.  über  die  Anforderungen  an  die  Progymnasien  fa 
Preussen,  Min.  -  Verfügung  vom  17.  Aug.  1860.  Wiese 
p.  19.  Anhalt,  Schulgesetz  vom  22.  April  1850  §.  55. 
Stodienordnung  vom  24.  Febr.  1854  §.  3.  7—27.  Pözl,  Ba; 
tangsrecht  3.  Aufl.  g.  216.  Oestreich,  Oymnosialordnung  vc 
1849  §.  28.  27.  81.  37.  41.  45. 

f6}  Oestreich,  Gyranasialordnung  vom  15.  Sept.  18 
Bayern,  Entwurf  von  1869  §.  47. 

(7j  Z.  B.  Seminarion.  Anhalt,  Schulgesetz  vom 22. April 

(8)  Preussen,  Min.  -  Verfügung  vom  17.  Aug.  1860. 
p.  19.  252  ff.  Buudes-Militarereatzinstruction  vom  26.  März  II 
Bit  Anerkennung  der  Zeugnisse  erfolgt  auf  Grund  der  und 
Einrichtung  der  betreffenden  Lehranstalten  durch  den  Reichski 
die  Verzeichnisse  der  in  dieser  Hinsicht  anerkannten  Lehrai 
Bundesgesetzblatte,  vom  2.  Sept.  1868;  vom  10.  Man  1 
14.  April,  3.  Mai,  24.  Sept.  1870;  vom  28.  März,  14.  f 
3.  Mira  1872. 

§.    292. 

In  die  zweite  Classe  gehören  diejenigen  Anstalten , 
Spedalaclinlen  für  den  wissenschaftlichen  Unterricht  in 
Zweigen  der  Wissenschaft,  so  namentlich  in  den  theolog 
philosophischen  Disciplinen  bestimmt  Bind  (>).  Sie  sind  i 
Solchen  zugänglich,  welche  die  volle  Gymnasialreifc  erlai 
Lehrer  an  ihnen  können  nur  solche  Gelehrte  sein,  welche 
Habilitintng  zum  akademischen  Unterrichte  beiwohnt  (*). 
nennang  der  Lehrer  erfolgt  durch  den  Staat,  wobei  jedo 
gründer  der  Anstalt  zu  hören  sind  (3).  Die  Vorlesungen 
Anstalten,  welche  in  1—3  JahreBcnrsen  absolvirt  werden,  et 
hch  denen  der  Universitäten   gleich  und  der  Uebertritt  I 
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Ierzeit  gestattet  (4).  Diese  Anstalte: 
gen  Einheit  des  wissenschaftlicher 
iderspnich  stehen,  verwerflich.  AI 
Facnltätewissenechaiten  (Rechts- , 
ien  in  Deutschland,  abgesehen  vo 
i,  nicht  Tor  (B), 

t1)  ^g'-  flher  die  Lyceen  in  Bayer i 
rordnung  vom  30.  Not.  1833  uudMi 

Pözl,  Bayr.  Vcrwaltungsrecht  3.  A1 
ie  Bd.  1  p.  446.  Bd.  4  p.  478.  I 
)  von  Lyceen  bestehende  Anstalten  ii 
;  akademische  Lehranstalt  zu  Münstei 
;b  Bedürfnisses  der  katholischen  Eircl 
nglichen  Stiftung  der  ehemaligen  U: 
i  Beweggründen  hat  zum  Zweck  die 
e  Ausbildung  derjenigen  Jünglinge, 

in  der  katholischen  Kirche  zunacht 
n  wollen,  daneben  auch  die  Bildur. 
3  jedoch  nicht  abschliessend.  Sie  bei 
tischen  und  philosophischen,  welche  i 
u  ertheilen.  Ihr  Lehrwesen  und  ihr 
ten  nachgebildet.  Statuten  vom  12. 
3.  Sept.  1844.  Ueber  andere  Semini 
gl.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3. 
;')P8il a.a.O. §.221.  Bayr.lCn.-Ei 

3)  Bayern,  Min.-EntschlieBBung.dei 
.  April  1852.  Pözl  a.  a.  0.  §.  221. 

4)  Pözl  a.  a.  0.  §.  221. 

"■>)  Ueber  die  Rechtsakademien  in  Ur 
benrauch  a.  a.  0.  II.  §.  426.  Ueb< 
nie  zu  Berlin  (für  dis  Ausbildung  vo: 

Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  506.  1 
ben  Athenäen ,  welche  einen  theilw€ 
Unterrichts  geben  sollen  für  junge  L 
ert  werden ,  die  für  die  akademis 
hn  an  einer  Universität  zurttckzuleg 
für  alle  Univers itatsfacher  gehalten 
.die  Bd.  1  p.  507  Bd.  3  p.  577.    St 

ff. 

IV.  Die  Boa I »chul e 
Quellen:  Preusseft,  Reglement  von. 
i  1867.  Nastau,  Gesetz  vom  5.  Nov. 
vom  13.  Oct.  1858.  Bayern,  Schulort 
•n  vom  14.  Mai  18C4  Abschnitt  II.  §. 
1870.  K.  Sachsen,  Regulativ  vom  2.  . 
.  Mai  und  30  Mai  1834.  Sachsen-, 
Mai  1843.  Ot Sittich,  Statut  vom  < 
I  1861. 


r 


Cap.  3.    Der  höhere  Unterricht.    IV.  Die  Realschalen 

Literatur:  Wiese,  Verordnungen  und  Gesetze  für  die  h* 
ImmPretustn  Berlin  1867.1868.  o.  Rönne,  Prcuss.  Staatsret 
U.  J.  499.  Pöil,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.  173.  Weh 
torhm  p.  66.  v.  Stubenr a tich,  Oestreich.  Verwaltungsgesetzkun 
II.  5.  407.  Stein,  rertotütungsUhre  Bd.  5.  p.  233  ff.  Schmiä 
pädie  Bd.  6p.  649.  673 ff .  (Kühner)  da»  Realschulwesen  in  Cht 
Darwt.  1843.  Fr.  A,  Körner,  Das  Wesen  der  Realschule  Son 
CA.  v.  Kletke,  Zur  Beurtheüung  und  Würdigung  des  Fealechuh 
1857.  G.  Fr.  Kriess,  Bas  Realsclivlwesen  nach  seiner  Bedeutw 
Wicklung  Stuttg.  1863.  Chr.  G.  Nagel,  Die  Idee  der  Realschule 
C  G.  Scheibert,  Das  Wesen  und  die  Stellung  der  höheren 
Kerl.  1848.  Scheibert,  Das  Gymnasium  und  die  höhere  Bürge 
&I36.  Chr.  Weiss ,  Gymnasien  und  Realschulen  in  ihrem  gegen 
Mltniss  Leipz.  1841.  L.  Kühnast,  Parallele  umsehen  Gymnasie 
schiden  Rastenburg  1860.  K.  A.  J.  Lattner,  lieber  die  Frage 
tratitm  in  den  allgemeinen  Schulen  Gott.  1860.  IL  Seeger,  Realsc 
2.  Ordnung  1869.  Bratuscheck,  Der  Unterricht  in  der  franeösi 
natu,  an  der  Realschule.  Versuch  tur  Lösung  der  Realschulfrage  1 
riorf,  Die  Vorbildung  für  das,  Lehramt  an  Realschulen  1870.  Schu 
[  tttnstein,  Der  Zustand  der  Wissenscliaft  auf  Universitäten  in. 
\  mr  Lebenspraxis  mit  Besiehung  auf  die  Zulassung  der  Realscliu 
tun  Universitätsstudium  und  der  Weg  zur  Wiedergeburt  1870.  F. 
Ein  Wort  tur  Realschulfrage  Cassel  1870.  0.  Jäger,  Gymnasial 
schule  1.  Ordnung  1871.  In  geschichtlicher  Hinsicht:  K.  v.  Rartmei 
4er  Pädagogik  II.  1843  p.  157  ff.  Henne  Am-Rhyn,  Culturg 
neueren  Zeit  I.  1871  p.  386.  Krämer,  Historische  Blicke  auf  t 
Im  oder  höheren  Bürgerschulen  Deutschlands.  Schulprogramm  1 
Schmid's  Eneyclopädie  Bd.  6  p.  674  (f. 


Aufgabe  der  Realschulen  ist  allgemeine  Geistes-  ui 

|  terbildung  durch  Unterricht  in  denjenigen  Lehrgegenständ 

i  welche  das  unmittelbare  Verständnis«  der  Entwicklung  ui 

I  scbeuiungen   des  Lebens   bedingt  und   zugleich   eine   er 

■   Vorbildung  für  die  Ausübung  der  auf  ezacten  Kenntnisse 

;  den  Culturthäfcigkeit  erlangt  wird  (}).  Der  Realunterricht  ist 

|  bestimmt,   den  im  classischen  Alterthum  erhaltenen  Bildur 

!  Jugend  mitzutheilen  und  dadurch  eine  die  Schranken  der 

schreitende   geistige   Verbindung    zwischen  Alterthum    ui 

herzustellen  (-');   er  bietet  insoferne  nur  ein  beschränktere 

geistigen  Bildung  und  kann  wegen  Mangels  an  Tiefe  um 

digkeit   dem    Gymnasialunterrichte   an   universeller   bilde: 

keineswegs  gleichgestellt  werden.    Er  ist  jedoch  kein  blc 

oder  vorbereitender  Unterricht,  sondern  hat  es,  wie  jener, 

neinen  Bildungsmitteln  und  grundlegenden  Kenntnissen  z 

Sem  Zweck  ist  auch  nicht  auf  das  nächste  Bedurfnies  < 
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gerichtet,    sondern  er  soll 
rjenigen  Entwicklung  bring* 

Erfassung  und  Vollziehung 
r  BildungsBtoff  des  Realnnl 
er  Gegenwart  an;  er  soll 
reche inungs weit  einführen  1 
eruht  daher  hauptsächlich  a 
isB  des  Natur  -  nnd  Völ 
1,  welche  sich  mit  Verstäi 
Sudig  im  Leben  bewegen  u 

zu  einer  höheren  Erkennte 
i  Bedfirfuiss  and  dient  zag 

die  Ausbildung  zu  den  höh 

irch  den  Realunterricht  wird  die  Geistesbildung  i»  dta- 
sellschaft  von  ihrem  in   der  Vergangenheit    lief 
gelöst  und  auf  dem  Boden   der  practischen  Leb  ■ 

ständig  gemacht;  zugleich  aber  wird  dadurch  eii  i 

!H  Wissens  hervorgebracht,  welche  den  Einzelnen  j 

schaft  kettet,     weil  dieses  "Wissen  der  nur  durcl  | 

5  erreichbaren  individuellen  Unabhängigkeit  entbe 
lung  mu&s  daher  als  ein  nothwendiger  Auafluss  u 
nes  Fördernngsmittel  der  socialen  Entwicklun 
bezeichnet  werden  (6). 

auffassung  des  Wesens  der  Realschulen  ist  in  Gesetz 
aft  noch  keineswegs  geklärt  und  feststehend.  Unbea 
eine  Fachbildungsanstalten,  sondern  zu  allgemeiner  ( 
amt  sind.  Zweck  und  Inhalt  der  letzteren  aber  wi: 
$eben:  1)  allgemeine  wissenschaftliche  Vorbildung 
jarten,    zu  denen  akademische  Faculttttsstudien  nicht 

Preussen,     Reglement    vom    6.    Octbr.    1859. 

38;     2)  höhere  allgemeine  Ausbildung  der  mannlict 
näheren  Dienst  und  die  practischen  Zwecke  des  Lebe 
Unterricht  in  den  neuereu  Sprachen,    Mathematik  und  Ni- 
ten;     K.  Sachsen,    Regulativ    vom   2.   Juli   1860   §.  1; 

wiaBenacbaftliche  Fortbildung  und    entsprechende  Vorb"-» , 

Berufsarten,  welche  eine  nähere  Vertrautheit  mit  dei 
chatten  erfordern;  Bayern,  Schulgesetz  vom  14.  Mai 
äser  allgemeiner  Bildung  ohne  wesentliche  Benützung 
en  Sprachen  und  Literaturen  wird  bezweckt  ein  rnitl 
bildung  für  die  gewerblichen  Beschäftigungen  nnd  die 
äen   technischen  Lehranstalten;     Oestreich,    Statut 

§.  1.  Letzteres  System  bleibt  am  meisten  hinter  dem 
Idungsanatalten  zurück  und  begründet  durch  Ausschlus 

facultative  Stellung  der  lebenden  (fremden)  Sprachen 
und  TnrnenB,  durch  Ueberladung  mit  practischen  Le 
arwiegeud    gewerbliche    Vorbereitungsanstalten.       Anf 
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;h  Stein,  Verwaltungglehre  Bd.  5  p.  283  ff. 
gsanstalten).     v.    Mehl,     Po lizeiwissen Schaft 
iche  und  regelmässige  Ausbildung  der  für  die 
[  vor  diiron  Eintritt  in  dos  pructische  Leben). 
!,   Die  Schulen  p.  88  ff.     Wesentlich    ist  den 
Realschulen,    1)  dass  Bie  im  System  der  allgemeinen  Bildung,  wenn  anch 
mit  man  ich  faltigen  Abstufungen,  eine  nothwendige  Stelle  einnehmen  und 
2)  dasa    ihr    Lehrstoff  dem    modernen  Wissen    im  Gegensatz    zur   antiken 
Bildung  entnommen  wird.    Wie  weit  die  in  ihnen  gewonnene  Ausbildung 
im  Berufsleben  zur  Geltung  gelangt,    lässt  sich  nicht  abBolut  bestimmen, 
sondern    hängt    von    den  Fortschritten  des  letzteren  und  der  gesellschaft- 
lichen Verhaltnisse  überhaupt  ab.     Dia  entscheidende  Frage  dabei  ist  die 
Zulassung  der  realen  Bildung    als  Vorbereitung    zum  Universitätsstudium. 
O  K.  Sachsen,    Regulativ  vom  2.  Juli  1860  §-  1.     Preussen, 
Reglement  vom  6.  Oct.  1859.     Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  39. 

(3)  Preossen,  Reglement  vom  6.  Oct.  1859.  Wiese  a.  a.  0. 
I.  p.  88. 

(4)  Insbesondere  bilden  den  Kern  des  Real  Unterrichts  Mathematik, 
Naturwissenschaft  und  lebende  .Sprachen ;  da  aber  auch  das  in  der  Ge- 
genwart objeetiv  entgegentretende  Leben  auf  die  Vergangenheit  zurück- 
weist und  mit  derselben  in  Verbindung  gebracht  werden  muss,  dürfen 
Geschichte  und  Latein  (vgl.  §.  294)  nicht  fehlen. 

(s)  Da  alle  Erkenntniss  nothwendig  Selbstbewusstsein  voraussetzt, 
•o  wird  die  geistige  Bildungsfähigkeit  eines  Jeden  durch  Grad  und  Inhalt 
des  letzteren  in  hohem  Graue  bestimmt;  das  in  der  Gemeinschaft  wur- 
lelnde  Wissen,  welches  allein  den  Gegenstand  des  Öffentlichen  Unterrichts 
abgeben  kann,  ist  daher  hinsichtlich  seiner  Aneignung  und  Fortentwick- 
aog  durch  das  Selbstbewusstsein  der  Gesellschaft,  mithin  durch  deren 
pistige  Verbindung  mit  dem  classischon  Altertbum  vorwiegend  bedingt, 
las  reale  Wissen  für  sich  allein  gleicht  dem  abgesägten  Baumstamm, 
ler  zwar  als  Bolsmaterial  zu  vielen  Zwecken  brauchbar ,  aber  des  leben- 
ligen  Wachsthtims  nicht  mehr  fähig  ist.  Daher  ist  du«  reale  Wissen- 
de solches  unabweisbar  von  der  Gesellschaft  abhängig,  in  der  allein  es 
brtwachsen  kann,  soweit  in  ihr  das  lebendige  Wachsthum  des  Wissens 
lberhaupt  anderweitig  gepflegt  wird. 

(B)  Stein,  Verwaltungslehre  Bd.  l>  p.  241. 

§.  294. 
Der  Realunterricht  hat  zunächst  eine  für  sich  abschliessende 
Aufgabe  allgemeiner  Bildung  zu  erfüllen  für  alle  diejenigen,  welche 
durch  Besitz  und  Beruf  dazu  angetrieben  werden ;  er  dient  aber  auch 
ungleich  zur  gründlichen  Vorbereitung  für  eine  höhere  Ausbildung 
in  den  Fachschulen  und  für  den  wissenschaftlichen  Unterrieht  für 
wiche,  welche  dadurch  nur  die  Befähigung  zur  Erfüllung  praktischer 
Lebensaufgaben  zu  erwerben  suchen  (').  Hierdurch  bestimmt  eich 
das  System  der  realen  Lehrgegenetände'und  die  Lehrordnung,  in- 
dem sowohl  das  BedürfniBs  derer,  welche  aus  der  Realschule  sofort 
in  des  Leben  übertreten,  als  auch  derer,  welche  ihre  weitere  Aus- 
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deren  Anstalten  fortsetzen  wollen ,  zu  berücksichtigen 
was  zum  gründlichen  Erwerbe  der  modernen  Bildung 
nommen  werden  muss.  Jenes  umfasst:  1)  Religion; 
rächen  (Deutsch,  Französisch,  Englisch);  3)  Latein  (?) ; 

und  Geographie;  5)  Naturlehre  und  Naturbeschrei- 
,  Chemie,  Botanik,  Zoologie,  Mineralogie);  6}  Hathe- 
itrie,    Algebra)    und   Rechnen;     7)   Schreiben,    Zeich- 

und  Turnen  (3).  Die  allgemeinen  Grandzüge  der 
bestehen  darin:  1)  dass  auf  den  verschiedenen  Stufen 
•ichts,  da  er  nicht  wie  der  classisehe  nur  eine  Vor- 
;er  Geistesbildung  bildet,  eine  möglichste  Selbständig- 
dung und  späteren  Fortbildung  erstrebt  werden  muss  (') ; 
chon  aus  den  unteren  Gassen  der  Realschulen  stets 
.nzabl  von  Schülern  abgehen ,  um  unmittelbar  in  eine 
chftftigung  einzutreten ,  der  Unterrichtsstoff  schon  auf 
Itufen  einen  gewissen  Abschlnss  und  innere  Vollatän- 
C&) ;  3)  dass,  um  nicht  der  geistigen  Terflachung  und 
tischen  Gefahren  unfreien  "Wissens  Vorschub  zu  leisten, 
in  Realunterricht  die  tiefere  Grundlage  des  sittlichen  und 
inmenhanges  der  Dinge  zu  Grunde  zu  legen  ist  (6). 

II  eich  Stellung  des  Realunterrichts  mit  dem  Gymnasial  tmter- 
ich  der  Mitturitftt  zum  akademischen  Studium  ist  zur  Zeit 
erreicht  (vgl  g.  296  Anm.  5),  obwohl  die  bereits  begon- 
ang  unzweifelhaft  noch  weiter  fortschreiten  wird.  Die 
und    zwar  ihrem    eigentlichen   Wesen    nach  Anstalten    für 

Pflege  der  Wissenschaft,  und  hiefdr  ist  der  Realunterricht 
g  unzweifelhaft  ungenügend,  sie  dienen  aber  auch  zugleich 
ng  für  die  höheren  Zweige  des  Staats*,  Kirchen-  und  Bo- 
ld dieser  Zweck  wird  in  der  praktischen  Behandlung  der 
n  der  Regel  als  vorwiegend  erachtet.  Dass  insoweit  auch 
ieuten  als  befähigt  zuzulassen  seien,  ausser  wo  es  etwa 
rorkenntnissen  (Griechisch,  Hebräisch)  fehlt,  möchte  nicht 
ein ,  ja  es  besitzt  der  Realschulunterricht  in  dieser  Hin- 
nche  Vorzüge  vor  dem  classischen  Unterrichte.  Vom  Stand- 
rwaltnngsrechts  ist  daher  zwischen  der  Befähigung  fftr  die 
nd  für  deu  praktischen  Beruf  zu  unterscheiden.  Vgl.  aber 
(e  die  neuere  Literatur  p.  149,  welche  sich  grosse utheils 
ige    beschäftigt;     ferner    die   akademischen  Gutachten    übet 

der  Realschnlabiturienten  zu  den  Facultats-Studien  Berlin 
lumamsmus  und  Realismus,  Schmid's  Encyclopadie  Bd.  8 
in,  Verwaltungslehre  Bd.  5  p.  253.  Die  vorliegende  Frage 
icht  blos  eine  pädagogische,  sondern  auch  eine  Rechtsfrage 
e  der  Wissenschaft;  ersteres  insofern,  ob  die  vorwiegend 
issen  huldigenden  Classen  der  Bevölkerung  auf  die  Daner 
liehen  Berufszweigen  auszusch Hessen  seien,  letzteres  dadurch, 

Wissenschaft  den  realen  Aufgaben  und  Bedürfnissen  des 
i  fortgebildet  werden  muss.     Nach  beiden  Seiten  laset  sich, 
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zukünftige  Entwicklung  unschwer  voraussehen  ,    und  es  lässt  sich  die 

b&uptnng  aufstellen,  dass  in  beiden  Richtungen  dag  reale  Element  his- 

10  wenig  berücksichtigt  wurde. 

(2)  Das  Latein  ist  im  System  des  Realunterrichts  uoth  wendig  1)  we- 

i  seiner  in  hohem  Grade  bildenden  Kraft;  2)  als  Grundlage  für  dou  On- 

richt  in  den  modernen  Sprachen;  3)  zur  inneren  Verbindung  der  Rea- 

i  mit  dem   classischen  und    dem  darauf  folgenden   wissenschaftlichen 

torrichte.     Hindurch    wird  der  realen  Bildung  eine  wenigstens  relative 

bstindigkeit  verliehen;     Realschulen   ohne  Latein  sind  daher  entweder 

■  erweiterte  Volks-  oder  Gewerbeschulen.     Vgl.  Ober  die  Nothwendig- 

t  des  Lateinischen  in  Realschulen  Wiese  a.  a.0.  I.  p.  43.  Schmid's 

cjclop&die  Bd.  6   p.  651.  688  ff.     Scheibert,   Das  Wesen   nnd   die 

.„Hang  du-  höheren  Bürgerschule  p.  98—128.     A.  M.  Nagel,  Die  Idee 

der  Realschule   Ulm  1850  p.  335  ff. 

(J)  Prenssen,  Reglement  vom  6.  Oct.  1859.  Wiese  a.  a.  0.  I. 
p.  41.  Bayern,  Schulordnung  vom  14.  Mai  1864  §.  34.  K.  Sachsen, 
Regulativ  vom  2.  Juli  1860  §.  61.  lieber  den  hinsichtlich  des  Lateini- 
schen und  der  schönen  Künste  abweichenden  Lehrplan  der  Realschulen 
hl  Oestreich,  Statut  vom  6.  Sept.  1849  §.  10.  21.  41-47,  wobei  je- 
doch nach  §.  6  ibid.  die  classischen  Sprachen  mit  der  Unter- Realschule 
all  Vorbereitnngsschnle  ffir  das  Obergymnasium  verbanden  werden  kön- 
nen, vgl.  §.  293  Anm  1;  ausserdem  sind  practische  Cnrse  und  eine 
Reihe  specieller  technischer  Lehrzweige  beigefügt  (Buchführung,  Weob- 
:  »finnde,   Technologie,  Zoll-  nnd  Staatsmonopolsordnung). 

(*)  Preuesen,  Reglement  vom  6.  Oot.  1859.  Wiesea.a.O.I.  p.40. 
(<>)  Prenssen,    Reglement  vom   6.   Oct.  1859.   §.  4.     Wieae  a. 
•.  0.  I.  p.  41. 

C5)  Prenssen,    Reglement  vom  6.  Oct.  1859.    Wiese  a.  a.  0.  I. 

!p.  40.  K.  Sachsen,  Regulativ  vom  2.  Juli  1860  §.  24. 
§.  295. 
Der  vollständige  Realcursns  betragt  auf  der  Grundlage  eines 
den  Gymnasien  analogen  Classensystems  8-  10  Jahre,  wobei  auch 
hier  die  beiden  oberen  Classen  mit  regelmässig  vierjähriger  Cursuß- 
Naner  einen  selbständigen  Abschnitt  bilden  (')■  Es  gibt  jedoch  auch 
[  Realschulen  mit  unvollständigen  Cursus  und  es  sind  hier,  da  die 
Realien  nicht  wie  die  classischen  Lehrfächer  eine  innere  Einheit  bil- 
den, nach  Maesgabe  der  praktischen  Bedürfnisse  und  localen  "Ver- 
hältnisse manichfaltige  Abweichungen  möglich  (5).  Der  Unterschied 
liegt  tbeila  in  der  äusseren  Beschränkung  des  Classensystems,  indem 
bald  nur  die  oberste,  bald  mehrere  Classen  fehlen,  oder  die  Reihe 
der  Unterrichtsgegenstände  vermindert  oder  facultativ  gestellt,  oder 
auch  die  Lehraufgabe  und  die  allgemeinen  Anforderungen  ermässigt 

t Verden.  Hienach  sind  in  der  Hauptsache  zu  unterscheiden:  1)  Yoll- 
itändige  Realschulen  (Realschulen  1.  Ordnung,  Realgymnasien); 
2)  höhere  Bürgerschulen,  in  denen  der  vollständige  Lehrcursus  mit 
Ausnahme   der  obersten  Classe  durchgeführt  ist;    3)  niedere  Real- 
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höhere  Gewerbeschulen),  in  denen 
c  facultativ  ist  nnd  überhaupt  Umfang 
reier  Wahl  festgestellt  eind  (3).  Auf  di 
usbildung  darf  jedoch  der  Reahwtei 
ind  es  ist  zur  Feststellung  resp.  Abi 
die  Genehmigung  der  oberen  Schulb 
len  können  nach  diesen  Systemen  ei 
ler  mit  gelehrten  Schulen  (Gymnasie: 
aer  Direetion  in  einer  Anstalt  derg 
i  ausser  den  äusseren  Einrichtungen  i 
nicht  in  einzelnen  (unteren)  Classen 
emeinaam  ist  und  erst  in  den  mittler 
i  gesonderten  Farallelclassen  für  jedt 
(Bifurcationssyetem)  (6).  Dieses  83 
dt  der  inneren  Einheit  des  classischi 
;en  Selbständigkeit  beider  Unterrichts: 
den  untersten  Classen  ohne  die  Bei 
.massiger  Bildung  angewandt  werdei 
ichulen  jeder  Art  auch  Vorbereitungss 
jedoch  auf  den  elementaren  Unterrtc 

Preussen,  Reglement  vom  6.  .Oct.  IE 
ig  2jahrigem  Cursus  der  S  oberen  Class 
>m  2.  Juli  1860  §.  44.  47  (6  aufsteige 
arsen).  K.  Bayern,  Schulordnung  von 
■ige  Cnrse,  jedoch  mit  der  Vorauasetzun 
r  Besuch  der  4  Classen  einer  Latein» 
tatut  vom  6.  Sept.  1849  §.  5.  41  (7  < 
Preussen,  Reglement  vom  6.  Oct.  18 
och  diejenigen  Anstalten  nicht  hieher, 
ler  Elementar-  und  erweiterten  Yolkssc 

eich,  Statut  vom  6.  Sept.  1849  §. 
ngeii  vorzüglich  auf  die  Unterreal  schul 
laBSen  errichtet  werden  kann;  für  "di> 
er  facultativen  Gegenstände  angenomm 
rem  14.  Mai  1864  §.  8S  kennt  nur  An 
rsus,  doch  gehören  in  gewissem  Sinne  e 
en  Gewerbeschulen  hieher.  Nach  dem 
uli  1860  §.  44.  61  ff.  soll  jede  Bealsc 
d  ist  der  Lehrplan  genau  nnd  gluichmfl 
Vgl.  Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  45  ff.  Die 
liner  bestimmten  C  lasse   erfolgt   auf  Gr 

Lehrplan  und  die  dauernde  Ausführung 
Dies  ist  wenigstens  insofern  erforderlicl 
■ngprucht,  gültige  Zeugnisse  auszustellen 

Preussen,  Reglement  vom  6.  Oct.  1859.     Wiese  a. 
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p.  48.  Ausser  der  Vorschule  ist  nur  die  Combination  der  beiden  unter- 
sten (Hassen  zulässig,  und  es  müssen  von  der  folgenden  Oasse  (IV)  an 
die  Eealclassen  einen  selbständigen  Lehrplan  befolgen.  Ueber  die  Han- 
noverschen Anstalten  vgl.  Schmid's  Encyclopädie  Bd.  8.  p.  292.  In 
Bayern,  Schulordnung  vom  14.  Mai  1864  §.  83.  38  läuft  das  Real- 
gymnasium mit  4  selbständigen  Classen  dem  humanistischen  Gymnasium 
parallel,  hat  jedoch  die  in  der  Lateinschule  zu  erlangende  Vorbildung 
zur  Voraussetzung.  Eine  beschränkte  Combination  der  Unter -Realschule 
mit  dem  Untergymnasium  lässt  zu  das  Oestro  ich.  Statut  vom  6.  Sept. 
1849  §.  20.  Eine  Verbindung  der  Realschulen  mit  Gymnasien  lässt  auch 
zu  das  K.  Sachs.  Regulativ  vom  2.  Juli  1860  §.21,  jedoch  soll  ein 
Vicedirector  aus  den  Bauptlehrern  der  Realschule  bestellt  werden.  Vgl. 
im  Allgemeinen  Schmid's  Encyclopädie  Bd.  1.  p.  462  ff.  Stein,  Ver- 
waltungslehre Bd.  5.  p.  806.     A.  Thiel  a.  a.  0.  p.  88  ff. 

(6)  Preussen,  Min.  -  Verfügung  vom  24«  Sept.  1868.  Wiese 
a.  a.  0.  I.  p.  25.  37. 

§.    296. 

Der  Unterricht  an  den  Realschulen  ist  im  Allgemeinen  wie 
der  an  den  gelehrten  Schulen  für  sämmtliche  Schüler  gleichmassig 
obligat  und  nur  bei  den  niederen  Anstalten  theilweise  facultativ, 
was  im  Schillstatut  genau  festzustellen  ist;  über  die  Schulordnung, 
Ein-  und  Austritt  der  Schüler  und  das  Aufsteigen  in  höhere  Classen 
gelten  analoge  Grundsätze  wie  bei  den  Gymnasien  (*).  Da  die 
eigentümliche  Aufgabe  der  Realschulen  in  den  beiden  obersten 
Classen  die  Einführung  in  den  reicheren  Inhalt  der  einzelnen  Lehr- 
fächer und  die  tiefere  Combination  verwandten  Wissens  erfordert, 
so  ist  der  Uebergang  in  dieselben  besonders  sorgfältig  von  dem 
durch  eine  gründliche  Prüfung  zu  erbringenden  Nachweise  geistiger 
Reife  und  der  erlangten  notwendigen  Kenntnisse  abhängig  zu 
machen  (2).  Zur  Erlangung  des  Zeugnisses  der  Reife  ist  auch  hier 
das  regelmässig  die  Zurücklegung  des  vollen  Cursus  voraus- 
setzende Bestehen  einer  mündliohen  und  schriftlichen  Prüfung  er- 
forderlich; für  die  dabei  zu  stellenden  Anforderungen  ist  das  Bild- 
ungsziel  massgebend,  welches  überhaupt  auf  den  Realschulen  erreicht 
werden  soll,  und  es  ist  dabei  vorzüglich  auf  die  allgemeine  Aus- 
bildung des  wissenschaftlichen  Vermögens  zu  klarer  Erkenntniss  und 
bewus8tem  Verfahren  zu  achten  (3).  Zur  Abhaltung  von  Maturitäts- 
prüfungen sind  nur  die  vom  Staate  hiefür  anerkannten  Anstalten 
berechtigt  (4).  Das  Zeugnies  der  Reife  von  den  vollständigen  Real- 
schulen verleiht  das  Recht:  1)  zum  Uebertritt  auf  die  Universität 
tum  Zwecke  des  Studiums  der  hiefür  eröffneten  akademischen 
Lehrfächer (6) ;  2)  zum  Besuch  höherer  Fachbildungsanstalten,  ins- 
besondere der  polytechnischen  Schulen  (6) ;  3)  zum  Offiziersdienste 
und  einjährigen  Freiwilligendienst  O;  4)  zum  Eintritt  in  gewisse 
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technische  Yerwaltungszweige  (8).  Die  mit  den  Abgangszeugnissen 
yon  niederen  Realanstalten  verbundenen  öffentlichen  Berechtigungen 
können  nur  für  den  concreten  Fall  festgestellt  werden  (9). 

(*)  Bayern,  Schulordnung  vom  14.  Mai  1864  §.  88.  39  ff. 
Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  178  ff.  K.  Sachsen,  Regulativ  vom  2.  Juli 
1860  §.  26  ff.  0  estreich,  Statut  vom  6.  Sept.  1849  §.  51  ff.  Ins- 
besondere setzt  die  Aufnahme  der  Schüler  deren  erforderliche  geistige 
Reife  voraus. 

(2)  Preussen,  Reglement  vom*  6.  Oct.  1859  I.  8-  5.  6.  Wiese 
a.  a.  0.  I.  p.  42. 

(3)  Ausnahmsweise  können  zur  Maturitätsprüfung  auch  hier  Solche 
zugelassen  werden,  die  keine  Realschule  besucht  haben.  Preussen, 
Reglement  für  die  Abiturientenprüfungen  der  Realschulen  vom  6.  Oct. 
1859.  Wiese  a.  a.  0.  L  p.  232  ff.  Bayern,  Schulordnung  vom 
14.  Mai  1864  §.  48  ff.  K.  Sachsen,  Regulativ  vom  2.  Juli  1860 
§.  99  ff.  Nach  dem  Oestreich.  Statut  vom  6.  Sept.  1849  §.  55  kom- 
men an  den  Realschulen  förmliche  Maturitätsprüfungen  als  Bedingung 
des  Uebergangs  auf  eine  technische  Anstalt  nicht  vor,  doch  können  durch 
Schlussprüfungen  Abgangszeugnisse  erworben  werden.  —  Ueber  die 
Abiturientenprüfungen  der  unvollständigen  Realschulen  in  Preussen 
vgl.  Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  242  ff. 

(4)  Preussen,  Reglement  vom  6.  Oct.  1859.  Die  Anerkennung 
erfolgt  durch  das  Ministerium  auf  Grund  eines  Berichtes  der  oberen 
Schulbehörde.     K.  Sachsen,  Verordnung  vom  2.  Juli  1860. 

(*)  Dies  gilt  zur  Zeit  nur  für  die  Lehrfacher  der  philosophischen 
Facultäten  in  Bayern,  Schulordnung  vom  14.  Mai  1864  §.  83  und  in 
Preussen,  Circ.  Verfügung  vom  7.  Dec.  1870.  Vgl.  dagegen  u.  a. 
J.  Loth,  Die  Realschule.  Beleuchtung  der  akademischen  Outachten 
über  die  Zulassung  der  Realschulabiturienten  zu  den  Facultätastudien 
Leipz.  1870;  und  oben  §.  294  Anm.  1. 

(6)  K.  Sachsen,  Verordnung  vom  2.  Juli  1860  §.  4.  Bayern, 
Schulordnung  vom  14.  Mai  1864  §.  83.  Verordnung  vom  29.  Aug.  1864 
( Thierarzneischule) ;  Verordnung  vom  29.  April  1867  (Forstlehranstalt). 
Preussen,  Min.-VerftJgung  vom  18.  März  1855  §.12  und  vom  1.  Not. 
1859  (Bauakademie);  Regulativ  vom  23.  Aug.  1860  §.  2  (Gewerbeaka- 
demie); Vorschriften  vom  21.  Dec.  1863  §.  3  (Bergfach);  Vorschriften 
vom  7.  Febr.  1864  §.  3  und  Regulativ  vom  7.  Febr.  1864  §.  12  (Porst- 
dienst und  Forstakademie).     Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  246  ff. 

(7)  Preussen,  Cab.-Ordre  vom  28.  Jan.  1849  und  vom  22.  Sept. 
1859.  Bundes-Militärersatzinstruction  vom  26.  März  1854  §.  154. 
Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  251  ff. 

(8)  So  namentlich  im  Post-,  Telegraphen-,  Steuerfach  etc.  Bayern,, 
Verordnung  vom  20.  Mai  1867   (Berg-  und  Salinenwesen);    Verordnung 
vom  29.  Aug    1864   (Baudienst);    vom    25.  Aug.  1864    (Zolldienat).     K« 
öachsen,    Regulativ    vom    2.  Juli  1860    8.  4.      Für    Preussen    vgl 
Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  246  ff.  * 

Wiopi9)   VglV.dle    ver8chiedenen    Berechtigungen    für    Preussen     bei 
Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  246  ff.    Oben  §.  291  Anm.  8. 
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§.    297. 

Für  den  ordentlichen  Lehrberuf  an  Realschulen  können  regel- 
mässig nur  wissenschaftlich  ausgebildete  Lehrer  nach  Massgabe  der 
ffir  den  classischen  Lehrberuf  geltenden  Grundsätze  angestellt  wer- 
den (')  und  es  unterliegt  die  Feststellung  und  Ausführung  des  Lehr- 
planes der  analogen  Beschlussfassung  des  Lehrercollegiums  unter 
der  Aufsicht  der  höheren  Schulbehörden  (').  Im  Uebrigen  gelten  hin- 
sichtlich der  äusseren  Verhältnisse  der  Realanstalten,  insbesondere 
auch  der  Lehrer  und  Lehrerkollegien ,  der  Gründung,  Verwaltung 
and  Beaufsichtigung  die  gleichen  Grundsätze  wie  für  die  gelehrten 
Schulen  (3). 

(*)  Preussen,  Verordnung  vom  9.  Dec.  1842.  Circ.  Verfügung 
Tom  2.  Jan.  1863.  Reglement  vom  12.  Dec.  1866.  Wiese  a.  a.  0.  I. 
p.  74.  113.  K.  Sachsen,  Regulativ  vom  2.  Juli  1860  §.  10  ff.  Prüf- 
ungsregulativ  vom  12.  Dec.  1848  §.  2;  doch  werden  ausnahmsweise  auch 
ausgezeichnet  qualificirte  Elementarschullehrer  zugelassen.  Verordnung 
vom  15.  April  1850.  Oestreich,  Statut  vom  6.  Sept.  1849  §.  56. 
Prüfungsordnung  vom  80.  Aug.  1849  (Ausnahmen  sind  für  Unterreal- 
schulen  von  blos  2j&hrigem  Cursus  zugelassen). 

(2)  Oestreich,  Statut  vom  6.  Sept;  1849  §.  60.  K.  Sachsen, 
Regulativ  vom  2.  Juli  1860  §.  97.  K.  Bayern,  Schulordnung  vom 
14.  Mai  1864  §.  56  ff.  Preussen,  Reglement  vom  6.  Oct.  1859. 
Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  48.  73. 

(3)  Vgl.  K.  Sachsen,  Regulativ  vom  2.  Juli  1860  §.  4  ff.  10  ff. 
(Zar  unmittelbaren  Aufsicht  sind  hier  zum  Theile  Schulinspectionen  be- 
stellt). Oestreich,  Statut  vom  6.  Sept.  1849  §.  57  —  60.  Bayern, 
Schulordnung  vom  14.  Mai  1864  §.  56—60.    Wiese  a.  a.  0.  p.  4  ff. 

V.    Die  MMieren  TöchtertchuUn, 

Quellen:  Anhalt,  Schulgesetz  vom  22.  April  1850  §.  67—71.  Preus- 
sen, Statuten  der  K.  AugustaschuU  und  der  K.  Elisabethschule  tu  Berlin  (bei 
Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  403  —  405).  Statuten  der  Luisenstiftung  zu  Berlin  vom 
l  Mai  1863.  Statuten  der  weiblichen  Büdungsanstalten  zu  Droysig  vom 
24.  Aprü  1867.  Regulativ  für  die  höheren  Töchterschulen  der  Provinz  Preussen 
(bestätigt  durch  Min. -Verfügung  vom  25.  Juli  1868).  Statuten  der  Lehr-  und 
Erziehungsanstalt  für  Töchter  gebildeter  Stände  in  Friedrichsstadt  -  Dresden  (be- 
stätigt unterm  23.  März  1867). 

Literatur:  Wiese  a.  a.  0.  I.  p.  402  ff.  IL  p.  375  ff.  v.  Bonne, 
Preuss.  Unterrichtswesen  11.  p.  15.  Schwarz,  Die  Schulen  p.  80  ff.  Sei- 
nehe, Die  höhere  Bildung  des  weiblichen  Geschlechts  1846.  Schmidts 
Eneydopädie  Bd.  4.  p.  489.  889.  901  ff.  K.  v.  Baumer,  Geschichte  der  Pä- 
dagogik III.  2.  p.  164  ff.    v.  Mo  hl,  Polizeiwissenschaft  3.  Aufl.  I.  §.  84. 
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[i'.clitcTBcbulcn    sind   im   Allgemeinen    diejenigen  An- 

Bildung  der  weiblichen  Jugend,  in  welchen  ein  über 

der  Elementarschulen   hin  an  sgeh  ender  Unterricht   er- 

Dieser  Unterricht  ist  seiner  Sahir  nach  nicht  obli- 

ist  jedoch  wegen   seiner  hohen   Wichtigkeit   für  die 

sittliche  Bildung  des  weiblichen 'Geschlechts  ein  all- 
rfniss  and  berührt  in  hohem  Grade  auch  die  Wohl- 
uilichen  Geschlechts  und  der  Gesellschaft  im  Oan- 
Iründung  solcher  Schulen  ist  an  sich  freigestellt;  sie 
wie  die  übrigen  höheren  Schulen  unter  der  Aufsicht 
1  es  kann  für  dieselben  eine  öffentlich  verpflichtende 
rlassen  werden,  welche  Bestimmungen  aufstellt  1)  über 
r  und  Regulirung  des  Lehrplanes;  2)  die  Ciaseenein- 
iie  Anordnung  eines  ordentlichen  Claasenuntemchts ; 
r  wöchentlichen  und  täglichen  Lehrstunden  und  die 
it   häuslichen   Aufgaben;    4)    über   die   notwendigen   < 

der  Gesundheit  und  Sittlichkeit;  6)  über  die  Befähig- 
ig solcher  Anstalten  und  die  Aasübung  des  Lehrbe- 
iben (*).  Der  Lebrplan  gleicht  im  Allgemeinen  dem  , 
n,  jedoch  fällt  das  Classische  ganz  weg  und  er  kam  ' 
eier  bestimmt  werden;  fehlerhaft  ist  jedoch  die  häufig  1 
!  Beschränkung  des  Lehrzweckes  auf  die  Vorbereitung  ' 
n  der  Häuslichkeit  (*),  vielmehr  muss  auch  hier  auf  , 
bildung  des  Geistes-  und  CharactervermögenB,  auf  den  , 

höheren  Kenntnissen    und  Fertigkeiten  und  auf    die   ! 
zukünftiger  Erwerbsthätigkeit   selbständiges    Gewicht  ' 
b).     Die  öffentlich  anerkannten  Lehranstalten  haben  1 
ltige  Zeugnisse   auszustellen   und  Prüfungen  abzuhal- 
können    sie  Zuschüsse   aus  öffentlichen  Mitteln  erhal-   ] 

e     damit   in   besonderen    Ciaseen    (Selecta)    zugleich   ; 
Ausbildung  von   Erzieherinnen   und  Lehrerinnen   ver-   ' 

werden    sie  den  Seminarien  gleichgestellt  (*).      Hin-   ■ 
usseren    Verhältnisse    dieser  Anstalten,    insbesondere   j 
:  Lehrerinnen,    gelten  hier  ähnliche  Vorschriften  wie 
ulen  (9).  | 

3  a.  a.  0.  I.  p.  402.  ] 

istipe  Bildung  des  weiblichen  Geschlechts  und    die  Orgu-    ; 
'ür  dienenden  Anstalten    wnrds    bisher   in   hohem  Grade    ; 
ind  es  fehlt  an  allgemein  verpflichtet) den  und  feststehen- 
Ur    fast  durchgehende.      Diese  Anstalten    sind  meist  Po- 
len und  der  Lehrzweck  und  die  Lehreinrichtungen   wech- 


r. 
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sein  in  bunter  Manich faltigkeit.      Eb    muss    daher  als   eine  wichtig 
dringende    Aufgabe    der    Verwaltung   bezeichnet    werden,    auch    füi 
,    höheren  Unterricht    der    weiblichen    Jagend    allgemein    gültige    unc 
.   heutigen  Bedürfnissen  genugende  Normen  aufzustellen. 

(*)  Tgl.  z,  B.  das  Regulativ  für  die  höheren  Töchterschulen  i 
Provinx  Prensaen  vom  25.  Juli  1868  und  die  bei  Wiese  a  a.  0.  I.  p.< 
mitgetheillen  Statuten  mehrerer  Anstalten. 

(<)  Z.  B.  bei  t.  Hohl,  Polizei  Wissenschaft  3.  Aufl.  I.  p.  590. 
frflhere  Stellung  der  Ehefrauen  als  erste  Dienerinnen  im  Hause  ut 
fast  durchgängige  Belastung  derselben  mit  allen  häuslichen  Pflichtei 
Obliegenheiten  wird  mit  der  fortschreitenden  Entwicklung  der  so 
Verhältnisse,  insbesondere  der  fortschreitenden  allgemeinen  Geiste 
i  nng  nnd  den  Anforderungen  eines  feineren  und  freieren  Culturl 
immer  unhaltbarer;  indessen  ist  dies  ein  Punkt,  der  nur  ingleic 
der  in  socialer  Richtung  erfolgenden  Reform  des  Berufs-  nnd  Er» 
lebens,  wie  aueb  des  h&uslicben  Lebens  selbst  erledigt  werden  kam 

(b)  Wie   in  der  Regel  den   wahren  Fortschritten   der  Cultor 

'  kehrte  Richtungen    vorausgehen,    so    wurde    auch    die  Forderung 

!  Emancipation  des  weiblichen  Geschlechts   verzerrt  und  Übertrieben 

■    nothwendig  eine  Reaction   ins  Gegentheil    hervorbringen  musste. 

trotzdem    muss   festgehalten    werden,    dass    die  Ansprüche    des    hc 

Caltnrlebens    auch    für    das  Weib  gelten   nnd   dass   es  durch  den  l 

rieht  für  harmonische  Aneignung  der  Culturfortschritte  ausreichen! 

gebildet  werden  muss,   wobei  der  Grundsatz,    dass  das  Weib  in  sc 

Beziehung  dem  Manne  gleich  steht,    den  Ausschlag   zu   geben   hat. 

Ideal    der    weiblichen  Erziehung    liegt    daher   weder   in   morgenländ 

Verschleierung  oder  klösterlicher  Abgezogenheit,  noch  in  der  vorw 

i  den  Bestimmung  für  Kindererziehung ,   Krankenpflege  und  Besorgur 

j  Hauswesens.  —     J.  St.  Mill,  The  subjeetion  of  women  2.  .ed.  18 

.  (s)  Damit    können    weiterhin    analoge    Berechtigungen    verb 

;  «erden,  wie  mit  den  anerkannten  Realschulen,   insbesondere  hinsic 
des  Eintrittes  in  gewisse  für  das   weibliche  Geschlecht  gleich  m&ssif 
•ende  Dien steszwc ige  und  höhere  Lehranstalten.     Vgl.  %.  296. 
(?)  S.  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  S.  Aufl.  9-  220. 
(8)  Wiese  a.  a.  0.  p.  403.    S.  die  Bestimmungen  aber  die 
ongen    der    Lehrerinnen    in    Prenssen    (Min. -Verfügung    vom    24 
1845.    Instruction    für   die  Prüfung   der  Lehrerinnen    in  Schlesien 
S.Febr.   1855.     Min  .-Verfügung  vom  18.  Jan.  1866),  bei  Wiese  a. 
.  II.  p.  377  ff.     K.  Sachsen,  Seroin arordn nng  von  1859  §.  54. 

(B)  Die  Lehrerinnen  an  Töchterschulen  müssen  auch  hinsic 
der  Gehalts-  und  Pension  er  echte  den  Lehrern  gleichgestellt  w< 
Preussen,  Min.- Verfügung  vom  28.  Febr.  1861.  Wiese  a.  a. 
I  p.  375  ff.  Tbatsacblicb  finden  bei  dem  weiblichen  Unterricht  vi 
I  Cwididaten  der  Theologie  und  seminaristisch  gebildete  Elementar 
j  Verwendung,  was  mehr  und  mehr  abgestellt  werden  sollte;  denn 
!  solche  Lehrer  kann  nur  dilettantisches  nnd  zufälliges  Wissen  mitgt 
j  werden. 
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Ein  Lehrfach  ist  ein  durch  dl 
Tbsthätigkeit  bestimmter  besonder 
scheidet  sich  dadurch  von  der 
ungsgrund  nicht  in  practischen 
iderheit  der  Gegenstände  der  th< 
'achbildung  ist  daher  nothwendig 
die  Erwerbung  theoretischer  Eei 
ische  Anwendung  im  Leben  finde: 

wissenschaftlichen  Anstalten ; 
neine  Bildung,  wie  die  übrigen 
Theil  die  letzteren  zur  Grundlag 
ng  bat  im  Gegensätze  zur  niedei 
tnisse  und  Fertigkeiten  zum  Gc 
Einzelnen  in  ihrem  Fache  soweit 
)eherrBchen  und  zur  selbständigen 
Senden  Anstalten  und  Unternehnn 
t  erhält  zugleich  die  innere  En 
!s-  und  Erwerbszweige  regelmässi 
lShere  Fachbildung  ist  daher  bai 
it,  welche  in  der  prac tischen  Cul 
auf  wisBenschaftlicher  Durchbild 
;ändiger  Anordnung,  Leitung  und 
i.  Die  Noth wendigkeit  einer  mc 
en  Fachbildung  ist  theils  in  den  A 
ites,  theils  in  den  Fortschritten  < 
le  das  Bedürfnis»,  den  manchfach 
und  internationalen  Concurrenz 
auf  immer  weitere  Kreise  ausde 
ein  practischen  Einübung  durch  ! 
lurchaus  ungenügend  erscheinen  '. 
ren  Fachunterrichts  muss  daher  s 
umten  socialen  Entwicklung  in  pi 
an  (')■ 

(')  Dingler,  Nothwendigkeit  der 
ämio  Augsb.  1821.  Hermann, 
3.  1826.  1828.  Köhler,  Ueber  d 
ewerbschulen  und  dar  polytechnisch« 
t).  Ertegstötter,  Ueber  die  W 
[ten  Tüb.1831.  Nebenius,  üeber 
Hagen,    Ueber   industrielle   Bild 
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berg,  Ideen  Ober  die  Noth wendigkeit  einer  gründlichen,  tnel 
schaftlichen  Berufsbildung  der  Gewerbtreibendcn  Prag  1838. 
Nachrichten  Aber  das  G ew erbeschul wesen  in  Preiissen  und  Sach: 
1842.  Bidermnnn,  Die  technische  Bildung  im  Kaiserthnm 
Wien  1854.  Baumstark,  Ueber  staatswirthschaftliche  i 
Öreifsw.  1829.  Heinrich,  Ueber  Zweck  und  Wirksamkeit  1 
schaftlicber  Lebrinstitute  Breslau  1847.  Hartstein,  Ueber  Z 
Einrichtung  höherer  landwirtschaftlicher  Lehranstalten  Bo 
Eisner,  Die  Bildung  des  Landwirthes  1838.  Lobe,  Die  1 
schaftlichen  Lehranstalten  Europas  Stuttg.  1849.  Richter,  II 
gewerbe  1869.  Bau,  Lehrbuch  der  politischen  Ökonomie  U. 
147.  220  —  224.  Stein,  Verwaltungslehre  Bd.  5.  p.  261  ff. 
Polizeiwissenschaft  3.  Aufl.  I.  §.  80. 

§.     300. 

Die  Fächer,  für  welche  besondere  BildungBim  stalten 
sind  hauptsächlich:  1)  der  elementare  Lehrberuf  (l);  2)  die 
liehe  Technik  (Bauwesen,  Mechanik,  chemische  Technik, 
.  and  Verkehr)  (*);  3)  Scbifffahrt  (•);  4)  Landwirthschaft  (<); 
wirthschaftC);  6)  Bergbau  (Hüttenkunde)««);  7)  Thierarzneil 
i  8)  schöne  Künste  (insbesondere  Musik)  (8).  Die  Anstalten 
I  Fächer,  welche  namentlich  auf  dem  gewerblichen  Gebiet 
:  specialisirt  werden  können,  kommen  unter  verschiedene! 
)  ror  (Seminarien,  Akademien,  Institute  etc.).  Sie  Unterseite 
.  von  den  wissenschaftlichen  Anstalten  in  gleicher  Weise 
[  Fachunterricht  von  der  'Wissenschaft  und  können  daher 
i  gleiche  Einrichtung  and  Verfassung  wie  die  Universitäten 
l  halten,  obwohl  dies  neuerdings  versucht  wurde  (9) ;  doch 
|  sie  als  Nebenanstalten  zum  Theil  mit  Universitäten  verbun 
[  den  C").  Auf  allen  Fachschulen  wird  nicht  Wissenschaft 
-  sondern  die  Ausübung  technischer  und  berufsmässiger  Fer 
'  auf  Grund  umfassender  theoretischer  und  practischer  Anleid 
;  fehlt  ihnen  daher  die  Freiheit  und  Universalität  des  wissensrh 
Unterrichts ;  doch  ist  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dasa  auf 
i  grösseren  Anstalten  auch  Abtheil nn gen  für  allgemeine  Bil 
'  Omndlage  zum  Beginne  der  einzelnen  Fachstudien  t 
j  werden  ("). 

(')  Preussen,  Regulative  vom  1.  und  2.  Oct.  1854.  v. 
Preuss.  Unterrichts  wesen  I.  p.  386.  895  ff.  Bayern,  Normt 
29.  Sept.  1866.  Min.-Entschliessung  vom  22.  Febr.  1867.  Pöj 
Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.210.  K.  Sachsen,  Ordnung  für  i 
gel.  Scbnllehrereeminare  vom  15.  Juni  1859.  WUrtemberg 
tcbulgesetz  vom  29.  Sept.  1836  art.  43— 46.  Anhalt,  Schulge 
22.  April  1850  §.  33—53.  Oestreich,  Unter richtsgesetz  vom 
1869  g.  26-42.  Verordnung  vom  12.  Juli  1869  betr.  die  1 
Kodier,    YerwallBugsrocht  I   s.  11 
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tid  Lehrerinnen.  H.  Deinhardt,  Ueber  Lehrer 
Idungsanstalten  Wien  1869.  Ueber  Must,er-(Nor- 
ihmid'a  Encyclopadie  Bd.  4.  p.  863.  Kirsch, 
158. 

Regulativ  vom  23.  Aug.  1860  (Gewerbe- Akade- 
neinen  technischen  Abtheilung  für  ausschliesslich 
t  und  speziellen  Abtheilnngen  für  Mechanik,   Che- 

fttr  den  Seeschiffsbau;  im  Ganzen  3 jahriger  Lehr- 
rom 3.  Sept.  1868  (Bauakademie),  v.  Rönne, 
Aufl.  II.  §.251.  501.  Statut  der  Rhein.  Westphfil. 
Lachen  vom  20.  April  1870.  Polytechnische  Schule 
Bayern,  Technische  Schulordnung  vom  14.  Hai 
irdnung  vom  12.  April  1868  (Polytechnische  Schale 
le  Abtheilung  für  den  mathematischen,  naturwis- 
iphischen  Unterricht  und  4  Fachabtheilungen  für 
echnik,  chemische  Technik  und  Handel  und  Ver- 
m  3.  Sept.  1868  (Industrieschulen).  Verordnung 
werbs-  und  Handelsschulen).  Oestreich,  Var- 
1851.  Statut  vom  17.  Oct.  1865  (Polytechnisches 
-auch  a.  a.  0.  II.  §.416.  Stein,  Verwaltungs- 
taden,  Verordnung  vom  7.  Oct.  1825.  Statut 
ly technische  Schule  mit  7  Abtheilungen:  Hatbe- 
Maschinenban  -  und  mechanisch  -  technische ,  Bau-, 
i-technische,  Forst-,  landwirtschaftliche  Schule). 

p.  299.    Vgl.  noch  Rau  a.  a.  0.  II.  §.  223. 
tegnlativ  für  die  Navigationsschulen  vom  24.  April 

die  Lehrer  an  denselben  vom  14.  Juni  1863. 
ins  vom  25.  Sept.  1869.  v.  Rönne,  Preo&s. 
§.  251.  502.  v.  Rönne,  Preuss.  Unterricbts- 
Destreich,  Verordnung  vom  23.  Febr.  1851 
riest). 

Anstalten  zu  Eldena,  Proskau,  Poppeisdorf,  Berlin 
inne,  Preuss.  Staatsrecht  3. Aufl.  II.  §.252.503. 
vom  10.  Juli  1865  (Centralschule  zn  Weiben- 
sker  bau  schulen.  P  ö  z  1 ,  Bayr.  Verwaltungsrecht 
reich,  Verordnung  vom  31.  Oct.  1850  (Lefarsn- 
mburg).  v.  Stnbenranch  a.  a.  0.  II.  §.  424. 
ng  vom  7.  Aug.  1862  (Tharandt). 

Regulativ  vom  7.  Febr.  1864  (Forstlehranstalt  in 
Forstschulen  zu  Königsberg  und  Dtlben,  Jagd- 
iönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  504. 
II.  p.  362.  Bayern,  Verordnung  vom  28.Jsn. 
I  29.  April  1867  (Forstschule  zn  Asch  äffen  bürg). 
pt.  1848  nnd  6.  Oct.  1850  betr.  die  Vorbildung 
;.  P8zl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.Anfl.  §.168. 
erordnung  vom  16.  Febr.  1830  (Forstinstitut  ia 
lt,  Handbuch  der  Verwaltung  g.  212.  Oest- 
;iplinargesetz  vom  11.  Nov.  1867  (Forstakademie 
■dnung  vom  25.  März  1851  (Berg-  und  Forst- 
v.  Stilbenrauch  a.  a.  0.  II.  §.  424. 
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\-ß  iiDUDBsu,  leiurdaang  vom  28.  Sept.  1863  (Berg -Akademie 
bh  Berlin),  t.  Rönne,  Preusa.  Staatsrecht  3.  Ana.  II.  §.  505.  Oest- 
reich,  Verordnung  vom  25.  Man  1851  ((Bergakademie  zu  Schemnitz). 
Bergschulen  zu  Vorder  n  berg ,  Leoben  und  Przibram.  v.  Stubenrauch 
a.  a.  0.  II.  §.424.  K.  Sachsen,  Bergakademie  za  Freiberg  seit  1765. 
Baden,  Verordnung  vom  16.  Febr.  1843.  Wehrer,  Repertorinm 
p.  41. 

(7)  Prenssen,  Regulativ  vom  24.  Juni  1836.  Instruction  vom 
10.  Nov.  1849  (Thierarznei schule  in  Berlin;  a)  theoret.  u.  pract.  Bild- 
nngsaiutalt  für  das  thierBrzt  liehe  Personal;  b)  wissenschaftliche  Anstalt 
im-  Förderung  der  Thierarznei künde ;  c)  höchste  wissenschaftliche  Anstalt 
in  allen  Fällen  der  VeterinKrpolizoi  und  gerichtlichen  Vetcrinarkunde). 
v.  Rönne,  Preusa.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  417.  Bayern,  Verord- 
nung vom  29.  Hai  1852  and  1.  Sept.  1858  (Central-Thierarzneischule 
in  Mönchen).  Hufbeschlagschule  in  Würzburg.  Pözl,  Bayr.  Verwalt- 
angsrecht  3.  Anfl.  §.141.  Oest  reich,  Verordnung  von  1822  und  vom 
16.  Jan.  1849  (Tbierarzneiinstitut  in  Wien),  v.  Stubenrauch  a.  a.  0. 
IL  §.  428.  Baden,  Verordnung  vom  16.  Aug.  1865.  Wehrer,  Re- 
pertorinm  1866  p.  383.  1868  p.  71. 

(-)  Prenssen,  K.  Akademie  der  Künste  zu  Berlin  mit  3  Lehr- 
instituten:  a)  Künstlerschole ;  b)  akademische  Zeichnenschnle;  c)  Kunst- 
und  Qewerkschule.  Reglement  vom  20.  Man  1699  und  vom  26.  Jan. 
1790.  Kunst-  und  Bange  werk  schulen  in  den  Provinzen  (zu  Breslau, 
Danzig,  Erfurt,  Magdeburg,  Königsberg).  Musikinstitut  und  Singaka- 
demie zu  Berlin;  Musikschulen  in  Coblenz,  Düsseldorf,  Trier  etc. 
v.  Rönne,  Preusa.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  254.  511.  Bayern, 
Akademie  der  bildenden  Künste,  Verordnung  vom  13.  Mai  1808  und 
14.  Aug.  1846.  Kunstgewerbeschnlen  in  München  und  Nürnberg,  Ver- 
ordnung vom  29.  Juni  1868  und  20.  Juni  1868.  Musik-Lehranstalt  in 
MOnchen.  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsreeht  3.  Aufl.  §.  26.  224.  225, 
'Oestreich,  Akademie  der  bildenden  Künste  in  Wien.  Verordnung  vom 
8.  Ott.  1850  fl)  Vorbereit nngsschule  im  Modelliren,  Zeichnen  und  Ma- 
len mit  Vortragen  aber  Anatomie ,  Perspective  und  Kunstgeschichte ; 
2)  Architekturschule;  8)  Meisterschnlen  ausgezeichneter  Maler  und  Bild- 
hauer), v.  Stubenranch  a.  a.  0.  II.  §.  429.  Vgl.  Richter,  Die 
Kunstgewerbe  p.  68  ff. 

(9)  Vgl.  Stein,  Verwaltungslehro  Bd.  5.  p.  271  ff.  Daher  sind 
insbesondere  die  polytechnischen  Schulen  keine  technischen  oder  reali- 
stischen Universitäten,  sondern  nur  Lehranstalten  für  eine  grössere  Reihe 
zusammenhangender  technischer  Fächer,  welche  unter  sich  keine  not- 
wendige innere  Einheit  bilden  und  von  äusseren  Erwägungen  ubhBngen. 
Vgl.  z.  B.  die  grosse  Ausdehnung  der  polytechnischen  Schule  zu  Carls- 
ruhe  oben  Anm.  2.  Stein  a.  a.  0.  ist  jedoch  weiterhin  der  Ansicht, 
dass  die  wir th schaftlichen  Lehrfacher  ihre  höhere  wissenschaftliche  Ein- 
heit in  der  Wissenschaft  des  Verwaltungsrechts  auf  den  Universitäten 
finden  sollen.  —  Auch  das  Institut  der  Privatdocenten  an  Fachschulen 
(v,  Stubenrauch  a.  a.  0.  II.  §.416)  ist,  wenn  auch  nnter  Beschränk- 
ung auf  rein  wissenschaftliche  Lehrzweige,  nicht  zu  billigen. 

(10)  Dies  ist  namentlich  hinsichtlich  der  landwirtschaftlichen  Lehr- 
nnd  Versuchsanstalten  zuweilen  geschehen.  Falsch  aber  ist  es,  wenn 
einzelne  Lehrfächer,   z.  B.  Professuren    der  Landwirtschaft ,    einfach    in 
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aftlgt  werden,  was  als  verkehrter  Ueberrest  der  ei- 
set) schatten    auf    den    Uni  vor  ei  täten    bezeichnet     wer- 

erden  auf  den  neueren  polytechnischen  Schulen  auch 
ur,  moderne  Sprachen,  Nationalökonomie  und  allge- 
cbaften  vorgetragen.  S.  z.  B.  Barern,  Schulord- 
iaehen  Schule  vom  11.  Mai  1864  §.  64. 

§.    301. 

inrichtung  der  Fachschulen  bestimmt  sich  nach  der 
jedes  Faches,  wofür  sie  bestehe»,  and  nach  dem 
luDg,  der  auf  ihnen  gewährt  werden  soll.  Gleich- 
o  für  den  Unterricht  an  sämmtlichen  Fachbildungs- 
daher  nicht  aufgestellt  werden  (') ;  doch  ist  in 
mdes    hervorzuheben:    1)  Jede  Schule  hat  ihren 

durch  welchen  der  Unterrichtsetoff  und  die  Un- 
it werden,  ebenso  die  Yertheilung  des  Lehrstoffes 
iten  Cutbus  und  die  einseinen  Classen  und  das 
Itniss  des  theoretischen  und  des  practischen  Lehr- 
Zulaseung  zum  Unterrichte  wird  zwar  regelmässig 
igungen  gebunden,  jedoch  möglichst  erleichtert; 
eben  den  allgemeinen  Erfordernissen  der  körper- 
en  Reife  theils  auf  dem  Nachweise  der  erforder- 
rorkenntnisBe  (3) ,  theils  nur  der  erlangten  Etemen- 
practischer  Torbildung  in  dem  Fache.  3)  Die  Sehnt 
Ganzen  mit  der  der  höheren  Schulen  überhaupt , 
ich  steht  bei  dem  Wegfalle  des  allgemeinen  Bild- 
ingszweckes  das  äussere  Leben  der  Schüler  weni- 
t,  obgleich  es  bestimmten  Diecipunarvorschriften 
0  Die  Lehrordnung  ist  für  Lehrer  und  Schüler  in 
riech,  die  dem  wissenschaftlichen  Unterrichte  an- 
timmung  der  Lehre  kann  daher  weder  den  ein- 
ch  auch  dem  Lehrkörper  eingeräumt  werden  (5). 
ssen  regelmässig  wissenschaftlich  gebildet,  aber 
rändert  Bein;  der  Grad  der  speziellen  Anforder- 
den  Lehrgegenstand  bestimmt.  6)  Die  äusseren 
esondere  die  Direotion  und  die  'Wirksamkeit  des 

dieselben  wie  bei  den  höheren  Schulen  über- 
den  Unterricht  wird  kein  Honorar,  sondern  ein 
jzahlt  (7) ;  doch  ist  der  Unterricht  auf  den  Fach- 
itlich  gemeinnützigen  Instituten  zuweilen  unent- 
i  werden  Freistellen  und  Stipendien  an  Unbemit- 
Am  Schlüsse  jedes  Schuljahres   werden  nach  den 
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allgemeinen     Grundsätzen    Uebergangs  -    und   Absolntorialprüfnrjgen 
abgehalten  und  Jahres-  und  Abgangszeugnisse  ausgestellt. 

(■)  Stein,  Verwaltungslehre  Bd.  5.  p.  271. 

(2)  Der  Lehrplan  für  jede  Anstalt  ist  regelmässig  in  den  Statuten, 
Gesetzen  und  Verordnungen  enthalten,  durch  welche  sie  ins  Leben  geru- 
fen wird  ;  Tgl.  g.  300  Anm.  1  —  8.  Der  Zweck  allgemeiner  Ausbildung, 
wie  auf  Gymnasien  und  Realschulen,  kann  hier  nicht  selbständig  verfolgt 
werden,  sondern  nur  in  Unterordnung  unter  die  Lehre  der  einzelnen 
Fieber. 

(3)  VgL  z.  6.  Preussen,  Statuten  der  polytechnischen  Schule  zu 
Aachen  vom  20.  April  1870  §.7  —  9  (regelmässig  wird  das  Reifezeug- 
nis» von  einer  ProYinzial-Gewerbschule  oder  ein  Zeugniss  Ober  den  ein- 
jährigen Besuch  der  Prima  eines  Gymnasiums  oder  vollständigen  Real- 
schule verlangt;  bei  Ausländern  kann  von  diesem  Nachweise  abgesehen 
werden).  Bayern,  Schulordnung  vom  14.  Mai  1864  §.  69.  70  (Abso- 
lutorium  eines  Realgymnasiums  oder  Aufnahmeprüfung  ober  aämmtliche 
Lehrgegenstande  desselben).  Vgl.  noch  Verordnung  vom  10.  Juli  1865 
§.  4.  5  (für  die  Anstalt  in  Weihen  Stephan)  und  vom  2.  Juli  1858  und 
29.  April  1867  (für  die  Forstschule  in  Aschaffenburg).  Oestreicb, 
Statut  für  die  Forstlehranstalt  zu  Mariabrnnn  vom  11.  Nov.  1867  §.  8.  9 
(Absolvirung  einer  Realschule  oder  eines  Gymnasiums  oder  das  Bestehen 
einer  entsprechenden  Aufnahmeprüfung).  Anhalt,  Schulgesetz  vom 
22.  April  1850  §.  37  (für  die  Aufnahme  in  das  Volksschnllebrerseminar 
Zeugniss  der  Reife  für  die  Prima  eines  Gymnasiums,  ausgenommen  im  ' 
Griechischen,  Hebräischen  und  Englischen,  oder  entsprechende  Prüfung). 
Oestreicb,  Schulgesetz  vom  14.  Mai  1869  %.  32.  Verordnung  vom 
12.  Juli  1869  §.  12—15  (die  Vorbildung  für  die  Lehrerbildungsanstalten 
nmfasst  die  Lehrgegen  stände  der  Unterrealschule  oder  des  Untergym- 
nasiumB  mit  Ausnahme  der  fremden  Sprachen).  Bayern,  Normativ  vom 
29.  Sept.   1866  §-  4. 

(*)  Dies    gilt   namentlich    von    unteren   Lehrcursen    (Praparanden- 
schulen)  der  Lehrerseminare  nnd  von  den  niederen  Land wirthschafts-  und 
beschulen.     Auch  wird,  um  das  praktische  BedUrfniss  der  Ausbild- 
löglichat  zu  erleichtern,    häufig   zwischen   ordentlichen    und    ausstr- 
eichen Zöglingen    unterschieden,    welche    letzteren  zum  Zweck   der 
ung  zu  einzelnen  Lehrgegenstanden  freier  bebandelt  werden  können. 
(J)  Hievon  werden  zuweilen  bei  polytechnischen  Instituten  Ausnah- 
ugelassen.      Statuten    der   Polytechnischen    Schule    zu  Aarben    von 
%.  10.     S.  jedoch  auch  die  Bayr.  Schulordnung  vom  14.  Mai  1864 
72.     Verordnung  vom  10.  Juli  1866  §.  2.  8  (für  Weihenstephan). 
reieb,  Statuten  vom  ll.Nov.1867  für  Mariabrunn  §.2-4.  7.  30. 
inung  für  die  Lehrerbildungsanstalten  vom   12.  Juli  1869  §.  5.  15. 
(6)  Zu  weit  gebt  Stein,  Verwaltungslehre  Bd. 5.  p.270,  der  in  der 
.ebrkörpern    eingeräumten    Selbstverwaltung    des    Unterrichts    eine 
Uebertragung  des  Universitatsprincips  auf  die  Fachschulen  erblickt;  den 
letzteren    wird    der   normale  Lehrplan    vom  Staate    (oder  Statut)    vorge- 
schrieben,  die  Universitäten  dagegen  tragen  ihren  Lehrplan  in  sich  selbst 
und  erhalten  ihn  lediglich  durch  die  Entwicklung  der  Wissenschaft. 

O   Das    Honorar   wird    für   den  einzelnen   Lehrvortrag   an  jeden 
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Lehrer ,  das  Schulgeld  für  den  Unterricht  im 
Anstalt  entrichtet;  ersteres  ergibt  sich  mit  N 
heit  der  Auswahl  der  Uniemehtagegenstände 
len  regelmässig  nicht  gestattet  Hein  kann. 
polytechnischen  Schule  zu  Aachen  vom  20. 
bei  der  Münchener  polytechnischen  Schule.  I 
1864  §.  71  (20  Gulden  per  Semester). 

(ä)  Dies  ist  namentlich  bei  den  Schalle 
Oestreich,  Schulgesetz  vom'  14.  Mai  1869 
eleven  in  Mariabrunn,  Statuten  vom  11.  Nov 


Capitel  4. 

Drr  wissenschaftlich?  Böte 

I.     Dia  Universitäten. 

Quellen:  Preussen,  A.  L.  R.  II.  1 
vom  31.  Jan.  1850  ort.  20.  23.  26.  Anhalt- 
28.  Febr.  1850  §.  24.    Reichmerfassung  von  184S 

Universitätsstatuten  von:  Berlin  vom 
1.  Sept.  1827.  Göttingen  vom  7.  Dec.  1736 
netteren  geltenden  Bestimmungen  ist  enthalten  i 
Gotting.  Gott.  1864).  Halle-Wittenberg  w 
1.  Juli  1694).  Breslau  vom  21.  Febr.  1816.  & 
Greifswald  vom  10.  Nov.  1865.  Leipzig  vi 
(früher  Landshut)  Organisations-Rescript  vom 
Renov.  Statuten  von  1752.    Heidelberg,    Verot 

27.  Nov.  1865.     Freiburg,    Verordnung   vom  . 

28.  Juli  1860.  Jena,  Statut  von  1829  neb. 
1862.  8.  Febr.  und  30.  Aug.  1869.  Rostock  t 
bürg,  Stiftungsurkunde  und  Gesetz  vom  28.  A 
sitätsordnung  vom  14.  Herbstmonat  1864.  Unt 
Zürich  vom  33.  Dec.  1859  §.  124  —  164.  Base, 
Bern,  Gesetz  über  die  höheren  Gymnasien  und 
1834.  lieber  die  mehrfach  abweichenden  Verhäi 
Thaa,  Sammlung  der  für  die  Oestreich.  Univt 
Verordnungen  Wien  1871.  Marburg,  Gesetzt  fü 
1819.  5.  Oct.  1824  und  weitere  Nachträge.  Leip 
den  vom  1.  Juni  1835.  München,  Würzburg 
die  Studirenden  an  den  Bayr.  Universitäten  vo» 
1849.  Tübingen,  Statuten  für  die  Studirenda 
berg,  Freiburg,  Gesetz  über  die  Rechtsverh 
20.  Febr.  1868.  Disciplinarvorechriften  vom  19 
für  die  Studirenden  (Jena  1864).  Rostock,  D 
direnden  vom  4.  April  1849.  Oestreich,  Min. 
die  allgemeinen  Anordnungen  über  die  Facultät 
Wien,  Prag,  Lembery,  Krttkau,  Grat  und  Innsb 
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me,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  507  —  510. 

p.  367  ff.  Pösl,  Bayr.  Verfassungsrecht  4.  Aufl. 
g.  92.  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.  222.  v.  Stubenrauch,  Oestreich. 
VerwaltungsgeseUkunde  2.  Aufl.  II.  §.  417— 421.  Wehrer,  Repertorium  1866 
p.  393  ff.  Stein,  Verwaltungslehre  Bd.  5.  1668  p.  218  ff.  v.  Mohl,  Poli- 
seiteistenschaft  3.  Aufl.  I.  §.  82.  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik  III.  2. 
1869  p.  113—243.  Klüber,  OeffenÜ.  Recht  des  deutsehen  Bundes  4.  Aufl. 
1840  §.  501.  Zöpfl,  Deutsches  Staatsrecht  II.  g.  362.  464.  J.  J.  v.  Moser, 
Landeshoheit  in  Polizeiwachen  1773  p.  53 ff.  V.  L.  V.  Seckendorf,  Tcutscher 
Fürstenstaat  1703  II.  cap.  14.  Meiners,  Verfassung  und  Verwaltung  deut- 
scher Universitäten  Gott.  1800  —  2.  Schilling,  Vorlesungen  über  die  Me- 
thode de»  akademischen  Studiums  (SämmÜiche  Werke  Band  5.  Stuttg.  und 
Augsb.  1859  p.  207  ff.).  Schleiermacher,  Gelegentliche  Gedanken  über  Uni- 
versitäten im  deutschen  Sinns.  Berlin  1808.  v.  Savigny,  Wesen  und  Werth 
der  deutschen  Universitäten  in  Ranke's  Historisch -polit.  Zeitschrift  Bd.  1. 
1833  p.  589  ff.  Scheidler,  Idee  der  Universität  Jena  1838.  F.  v.  Hoff- 
mann, Ueber  die  Idee  der  Universitäten  Würxb.  1845.  H.  v.  Bayer,  Ueber 
die  Bestimmung  der  Universitäten  München  1852.  Steffens,  die  Idee  der 
Universitäten  Berlin  1809.  v.  Jacob,  Ueber  akademische  Freiheit  und  Disci- 
plm  1819.  Benecke,  Unsere  Universitäten  und  was  ihnen  Noth  thut  1836. 
B.  Zeller,  Gedanken  über  deutsche  Universitäten,  in  Schwegler's  Jahr- 
bücher der  Gegenwart  Tab.  1845  p.  1073.  Fr.  Vischer,  Das  akademische 
Leben  und  die  Gymnastik;  ebenda  p.  648.  Michaelis,  Raisonnemtnt  über  die 
protestantischen  Universitäten  in  Deutschland  1768  —  75.  K.  v.  Raumer,  Ge- 
schichte der  Pädagogik  Bd.  4.  Stuttg.  1854.  (Bekker)  Von  deutseken  Hoch- 
schulen. Allerlei  was  da  ist  und  was  da  sein  sollte.  Berlin  1869.  (Muther) 
Die  Reform  der  deutschen  Universitäten  in  Glaser' s  Jahrb.  der  Gesellschafts- 
und Staatswissenschaften  Jahrg.  1869.  —  In  geschichtlicher  Hinsicht:  Wal- 
ter, Deutsche  Rechtsgcschichte  I.  §.  374.  t>.  Maurer,  Geschichte  der  Staats- 
verfassung in  Deutsehland  II.  1870  §.  250-358.  v.  Savigny,  Geschichte  des 
Born.  Rechts  im  Mittelalter  III.  p.  136  ff.  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichts- 
•KKn  II.  p.  368  ff.  Meiners  Geschichte  der  Entstehung  und  Entwicklung  der 
hohen  Schulen  unseres  Erdtheüs  Gott.  1802—5.  L-  Passow,  Beiträge  zur 
Geschichte  der  deutschen  Universitäten  im  14.  Jahrh.  Berlin  1836.  Zarnke, 
Die  deutschen  Universitäten  im  M.  A.  Beiträge  zur  Geschichte  und  Charaete- 
ristik  derselben  Leipz.  1851.  Muther,  Aus  dem  Universität*-  und  Gelehrten- 
leben  im  Zeitalter  der  Reformation  Erl.  1866.  Arnold,  Schools  and  Univer- 
sities  an  the  Continent.  Land.  1868.  Sodann  die  Speciatarbeiten  von  Krabbe 
für  Rostock,  Tomek  für  Prag,  Sink  für  Wien,  Baumstark  für  Greifs- 
wald, Schreiber  für  Freiburg  u.  t.  w.  Ueber  die  Wirksamkeit  des  Bundes- 
tages hinsichtlieh  der  Universitäten  vgl.  v.  Rönne  a.  a.  0.  II.  p.  376  ff. 
Statistisches  bei  E.  Laspeyres,  Ueber  das  Alter  der  Universitätsprofessoren, 
im  „Neuen  Deutsehen  Reiche"  1872  Heft  3.  Schubert,  Zur  Geschichte  und 
Statistik  der  akademischen  Studien  und  gelehrten  Berufe  in  Preussen  seit  1840 
im  Meyer's  Archiv  für  Landeskunde  der  Preuss.  Monarchie  II.  p.  188  ff.). 
Dieteriei,  Geschichtliche  und  statistische  Nachrichten  über  die  Universitäten 
im  Preuss'.  Staate.    Berlin  1836. 
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Universitäten  sind  öffentliche  A 

"Wissenschaft ,  d.  i.  der  durcl 
muten   Erkenntnis»   des  Wesen 

aller  Dinge  (*).  Die  WisBensc 
ung,  die  zur  Erkenn  toisa  aui 
Hingen  beiträgt;  2)  von  den  bl 
al  der  wissenschaftlichen  Erl 
ien,  d.  i.  dem  hingebenden  Be 
n  Gott.  Die  Wissenschaft  ist 
Elementen    der    Geistesbildung 

Erfahrung  erhalt  sie  einen 
;  ihrer  Ergebnisse,  durch  Ken] 
Gegenstände  und  Hülfsmittel  d 
ie  TJeberzeugung  der  für  sie  Be 
ir  geistigen  Einheit  aller  Ding 
rotz  dieser  Berührungspunkte  i 
vollkommen  selbständig  und  j 
tige  Einheit  der  Dinge  noch  mi 
ischaft  als  solche,  da  es  ihre 
hang  aller  Dinge  zu  beweisen, 
haben;  sie  ist  daher  von  der 
ichkeit  ihrer  Lehrsätze  durch 
ler  wissenschaftlichen  Arbeit  is 
ie  innere  Freiheit  der  Beweg 
bt  ans,  dasa  die  Wissenschaft 
:d,    welche   sich  dadurch  für 

vorbereiten  wollen,  Boferne  c 
ng  erfordern;  doch  ist  dies  e 
deren  wesentlicher  Character 
^achbildungsanstalt  gesucht  we 
ischaft  ohne  deren  fortlaufend 
lern  wissenschaftlichen  Lehrbei 
'ortentwicklung  der  WiBsenscbf 
endig  verbunden  sein  (6). 

ie  deutschen  Universitäten  sine 
),  noch  fnr  die  höchste  Stufe  d 
England),  sondern  sie  umfassen 
lenschlichen  Wissens  nnd  können 
ractisch    für  die  manieb  faltigsten 
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und  eingerichtet  werden.  Die  reine  Wissenschaft  ist  mithin  : 
herrschende  Idee  und  sie  kSnaen  nur  dann  auf  der  Höhe  ihrer 
erhalten  werden,  wenn  nicht  der  materialistische  Geaichtspu 
herrschende  wird,  dass  der  Staat  sie  nur  insoweit  zu  fordern 
ittttzen  habe,  als  er  sie  unmittelbar  für  seine  Zwecke  gebrauchet 
t.  Mohl,  PolizeiwisBenachaft  3.  Aufl.  I.  p.  571.  Vgl.  Sei 
a.  a.  0.   2.   Vorlesung. 

(-)  Sammlungen  und  Experimente,    Geschichte   und  Staus 

erforderlichen  Vorkenntnisse    sind    daher    von    grossem   Einfluss 

wissenschaftliche  Forschung;    andererseits  wird  eine  bloss   auf  Ei 

■ich  stützende    und    in    der    blossen  Anhäufung    von  Kenntnissen 

suchende  Wissenschaft  nie  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  gelangen. 

(/')  Da  die  Wissenschaft  sich  einzig  und  allein   des  in  der 

Bissigkeit  der  Dinge  begründeten  logischen  Beweises    bedienen  k 

sind   die    geistige   Einheit   aller   Dinge    und   das   Bewusstscin   c 

nnerlassliche  Voraussetzungen    für    sie,    welche    durch  Wissenschi 

gestärkt  und  geläutert ,  aber  an  sich  nicht  erlangt  werden  könne 

dnreh    erklart    es    sich    auch,     dass  Wissenschaft   und  Religion 

reinen  Entwicklung  stets  parallel  laufen  und  dass  die  mächtigste 

mittel  gegen  Aberglanben   and   Oeistcsknech  tschaft   in   der  Win. 

tu  suchen  sind.     Der  Materialismus  dagegen    kann    nur  eine  All. 

1  sehaft  erzeugen ,   welche  mit  Erfahrungen  und  Kenntnissen  prunk 

;  das  geistige  Bewnsstsoin    und    die  Oeistesentwicklung   der  Mensel 

.  dirbt;  die  materialistische  Wissenschaft,  wenn  von  ihr  überhaupt 

j  sein  kann,    ist   ein  Widerspruch   in  sich  selbst.      Vgl.   auch  Th 

i  Üeber  gelehrte  Schalen   p.  26  ff. ,   wo  diese  Trugbilder  der  Wiei 

|  und  der  Weisheit  als  gallische  Sophistik  bezeichnet  werden.    Sei 

.  a  a.  0.   1.  Vorlesung. 

(*)  Ueber   die   Noth wendigkeit    der    wissenschaftlichen  An 

!  für  die  hSheren  Berufszweige  und  deren  Einfluss  auf  die  Tiefe  un 

■  kett  des  Characters  s.  Thierscb,  Ueber  gelehrte  Schulen  p.  9 
!  besondere  ist  es  gefahrlich,  die  höchsten  Staatsämter  nur  empir 
'  mercan tili s tisch  Gebildeten  anzuvertrauen;  denn  da  der  Staat  ' 
i  lieh  berufen  ist,  die  Lehren  der  Wissenschaft  in  das  Leben  ein: 
1  so  muss  er  ohne  Wissen  seh  aftlichkeit  in  seiner  Leitung  zu   einen 

■  Mechanismus  der  Interessen  und  zu  einem  Werkzeug  ehrgeiziger 
erniedrigt  werden.  Die  Bestimmung  der  Universitäten  ist  dal 
nebmlich,    das   gesamtnte   Öffentliche  Leben  auf  dem  Boden   dei 

:  schaftlichen  Wahrheit  zu  begründen,  und  es  ist  nur  eine  Folg 
dass  sie  die  erforderliche  Vorbereitung  für  den  Staats*  undKircl 
zn  geben  haben.  Vgl.  UniversitBts- Statuten  von  Jena  von  18: 
von  Berlin  vom  81.  Oct.  1816  §.  1;  von  Bonn  vom  1.  Se 
{-  2;  Halle  vom  24.  April  1854  g.  1;  von  Königsberg  von 
1843  %.  1;  Breslau  vom  21.  Febr.  1816  §.  1;  von  Greifsw 
10.  Nov.  1865  §.  1;  von  Rostock  vom  30.  Nov.  1837  §.  1 ;  vo 
Gesetz  vom  14.  März  1834  §.  22.  Stein,  Verwaltun gelehrt 
p  218  bezeichnet  die  Universitäten  als  gelehrte  Fachbildungss 
wag  mit  dem  Wesen  und  der  Aufgabe  derselben  unvereinbar  i 
schon  J.  J.  v.  Moser,  Landeshoheit  in  Polizeisachen  1773  p. 
(in  Bezug  auf  Herborn)  sehr  bestimmt  zwischen  Universität  und 
nie  unterschieden  wird. 
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6)  Als  Consequenzen  dieses  wichtigen  Punktes  sind  hervorzuheben: 
Privatstudium  und  die  hiedurch  angeregte  literarische  Thatigkeit 
ademischen  Docenten  bilden  einen  unerlässlichan  Bestandtheil  und 
ib  ihrer  Berufst hätigkeit  neben  der  eigentlichen  Lohrfnnction; 
Universitäten  sind  mit  allen  Hülfsmitteln  für  erschöpfende  wissen- 
iche  Studien  auszustatten ;  3)  das  Maximnm  der  den  Docenten 
nden  Lehrstunden  muss  so  bestimmt  werden ,  dass  ihnen  die 
heude  Zeit  zum  Selbststudium  verbleibt;  i)  die  Dotation  der  Pro- 
n  muss  mit  Rücksicht  auf  die  StudieubedDrfnisse  der  Docenten 
1t  werden,  damit  sie  in  voller  Freiheit  des  Geiste«  und  unge- 
:hter  Körperkraft  denselben  obliegen  können;  5)  bei  der  Besetzung 
rofessuren  ist  nicht  bloss  auf  die  Lehrbefähigung  und  die  An- 
gskraft  gegenüber  den  Studenten,  sondern  auch  anf  die  Fähigkeit 
erdienste  bezüglich  der  Fortbildung  der  Wissenschaft  gegen  über 
adurfnissen  des  Staates  und  der  Gesellschaft  (Anm.  4)  Rücksicht 
,nicn;  6)  die  Verbindung  von  Nebenämtern  mit  dem  akademischen 
»ruf,  welche  der  wissenschaftlichen  Entwicklung  nicht  dienen  oder 
iderlich  sind,  ist  möglichst  zn  vermeiden. 

§.     303. 

Die  Wissenschaft  iet  ein  Erzeugnis  des  fortschreitenden  Le- 
in der  Gemeinschaft.  Ihr  Gegenstand  ist  daher  so  unbegrenzt, 
tlich  und  unveränderlich,  wie  das  Leben  selbst,  jedoch  mit 
n  einem  bestandigen  Wechsel  der  äusseren  Formen  und  Er- 
mngen  unterworfen ;  auch  kann ,  da  die  menschliche  Geistes- 
keit  durch  das  gesammte  Leben  fortwährend  bestimmt  wird 
ans  diesem  ihre  Nahrung  zieht,  die  Wissenschaft  ohne  die 
3  Verbindung  mit  dem  fortschreitenden  Leben  selbst  nichts 
lsfäbigeB  und  Dauerhaftes  hervorbringen.  Daraus  ergeben  siel 
ide  wichtige  Consequenzen :  1)  Wissenschaftliche  Lehranstalten 
an  nur  für  die  Gesammtheit  der  Wissenschaft  (das  absolute 
;n),  nicht  für  einzelne  Zweige  derselben  errichtet  -werden;  das 
m  der  Universitäten  besteht  daher  in  der  Verbindung  aller 
enszweige  zu  lebensvoller  in  sich  selbst  ruhender  Einheit  ('). 
liversitäten  können  nicht  bestimmten  äusseren  Zwecken  dienst- 
.der  für  gewisse  Theile  der  Bevölkerung  ausschliesslich  nutabar 
cht  werden  (2).  3)  Sie  müseen  die  erforderlichen  Mittel  and 
kräfte  besitzen,  um  jeden  Fortschritt  der  Wissenschaft  in  sieh 
ihmen  und  fortentwickeln  zu  können.  4)  Der  gesammte  wit- 
haftliche  Lehrstoff  muss  in  jedem  Jahrescursus  vollständig  du-, 
ten  und  in  beständiger  Beziehung  auf  das  Leben  erhalten  wer- 
5)  Jede  wissenschaftliche  Disciplin  wird  zwar  zunächst  ata 
r  Gegenstand  menschlicher  Erkenntniss  vorgetragen,  es  könne» 
ib.  damit,  zum  Theü  in  eigenen,  mit  der  Universität  zusammen- 
enden  Anstalten  Anleitungen  behufs  der  praktischen  Anwendung 
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a  im  Leben  selbst,  insbesondere  den 
rerbunden  werden  (ä). 

ihre  Bd.  5  p.  223.  Es  verhält  sich  jedoch 
■Ildung  einen  notwendigen  Theil  der  Fach- 
n  das  Primiire  ist  die  innere  Einheit  aller 
nnr  gewisse  Gruppi  rangen  der  einzelnen 
)n    der    wissenschaftlichen    Berufsbildung 

itäten  weder  für  specielle  territoriale  noch 
itet  werden.     Die  zuweilen   vorkommende 
ur  Lehrer  einer  bestimmten  Confession  au- 
meist    nicht   mehr   beobachtet   und   kann 
werden.     Ein  evangelischer  Char  acter  ist 
en  Halle  Statuten   vom   24.   April   1854 
ck,    Statuten  vom  30.  Novbr.  1837  §.  1. 
Landes-Beversalen  von  1621  art.  II. — IV.    Königsberg,  Statuten  vom 
4.  Hai  1843  §.  105  (neuerdings  aufgehoben);     für  paritätisch  ist  erklärt 
Bonn,   Statuten  vom   1.  Septbr.  1827   §.  6.    Vgl.  v.  Eonne,   Prenss 
Staatsrecht    3.  Aufl.    II.   g.  508    p.  568.     Vgl.    Schulte,    Lehrbuch  des 
kathol.   Kirchenvechts  2.  Aufl.  1868  §.  197.      Auch  der  paritätische  Cha- 
racter der  Universitäten  ist  mehr  im  negativen   als  im   positiven  Sinne 
nehmen.  Noch  wenigor  können  Universitäten  bloss  für  die  Bedürfnisse 
s  öffentlichen  Dienstes  oder  gar  als  Fachschulen  eingerichtet  werden. 

(3)  Dies  gilt  in  neuerer  Zeit  namentlich  von  landwirtschaftlichen 
ititaten,  Bergbauakademien  u.  a. ;  doch  ist  dabei  ein  gewisses  Mass 
id  Verhältnis»  einzuhalten,  damit  der  eigentliche  wissenschaftliche  Un- 
nicht  nicht  dadurch  überwuchert  und  verdrängt  werde. 

§.    304. 

Da  alle  Wissenschaft  ans  dem  menschlichen  Denkgesetz  fliesst, 
1  kann  sie  auch  nur  auf  den  Menschen  Bezog  haben  und  nur  ihn 
im  Ausgangs-  und  Zielpunkt  nehmen  (').  Der  einheitliche  Gegen- 
and  aller  Wissenschaft  ist  daher  der  Mensch  als  Glied  der  Schöpf- 
ung; ihre  Aufgabe  die  reine  und  erschöpfende  Erkenntniss  der  Ge- 
setzmässigkeit aller  Dinge  in  Bezug  auf  den  Menschen.  Die  Glieder- 
ung der  Wissenschaft  und  die  hieduroh  bedingte  Abtheilung  der 
Lehrzweige  bestimmt  sich  demgemäss  nach  den  verschiedenen  Haupt- 
beziehnngen  der  Menschen  im  Weltall.  Dieselben  sind:  1)  Verhält- 
niss  der  Menschen  zu  Gott;  2)  VerhaltniBS  der  Menschen  unter  ein- 
ander; 3)  die  Lebensgesetze  des  menschlichen  Körpers  in  seinen 
Gb'edem  und  gegenüber  der  Aossenwelt;  4)  das  allgemeine  Leben 
der  Menschheit  in  der  Zeit  und  im  Räume.  Hieraus  ergibt  sich  als 
Kegel  die  vierfache  Gliederung  der  gesammten  Wissenschaft  in 
besondere  Facultäten:  Theologie,  Jurisprudenz,  Medicin,  Philoso- 
phie (*).  Diese  stete  gleichbleibende  (3)  Gb'ederung  der  Wissen- 
schaft hat  zur  Folge,    daes  der  wissenschaftliche  Lehrberuf  und  die 
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Pflöge  der  "Wissenschaften  sich  wesentlich  inm 
entfaltet  und  jedes  Mitglied  einer  Universität 
angehören  muss ;  jedoch  darf  andererseits  die  '. 
Bchaft  nach  Facultäten  deren  nothweodige  uni1 
verletzen,  wessbalb  die  Facultäten  nicht  als  sei 
ten,  sondern  nur  als  Bestandteile  der  Univei 
den  können  (4).  Jede  Universität  besitzt  daht 
(vier)  selbständige  Lehrkörper,  welche  gleichbere 
stehen  und  durch  die  Universität  sich  zu  cor 
sammenschliessen ;  dieselben  können  weder  bes 
wissenschaftlichen  Sektionen  abgeschwächt  wer 
vereitäten  ist  regelmässig  und  herkömmlich  ein 
rem  Schutze  stehender  Unterricht  in  freien  t 
verbunden,  um  zur  vollendeten  Ausbildung  de: 
für  das  Leben  Gelegenheit  zu  geben  (b). 

(')  Die  Wissenschaft  hat  menschliche  Erken 
und  es  soll  durch  sie  nicht  bloa  passives ,  sondern 
beit  förderndes  Wissen  hervorgebracht  werden,  i 
Ziehungen  des  menschlichen  Lebens  in  ihrer  volle 
Bedeutung  in  ihr  zum  g ose tzmilss igen  Bewasstsei 
wird  die  Wissenschaft  sowohl  in  ihrer  inneren  E 
äusseren  Einrichtung  ein  Erzeugniss  ihrer  Zeit  unc 
mer  neue  Probleme  hervortreten;  auch  die  Frei 
(§.  305)  kann  nur  geschichtlich ,  in  der  Gegen  ws 
socialen  Rechtsboden  erfasst  werden.  Dsiss  der  T 
schaft  mit  dem  Leben  auf  den  Universitäten  nicht 
unterdrückt  werde,  gebort  zu  den  wichtigsten  Auf 
Verwaltung. 

(a)  Universität  s  -  Statuten  von  Jena  von  18! 
31.  Oct.  1816  §.  4;  Halle  vom  24.  April  1854 
vom  4.  Mai  1843  g.  4;  Greifswald  vom  10.  1 
stock  vom  30.  Nov.  1837  §.  8.  Das  gleiche  iBt  : 
Freiburg,  Erlangen,  Marburg  und  Kiel 
taten  (je  eine  Facultst  für  katholische  und  proteE 
Bonn  Statuten  vom  1.  Sept.  1827  §.  9  und  in  1 
21.  Febr.  1816  §.  4.  Auf  den  Schweizer  Uni- 
philosophischen  Facultäten  in  zwei  getrennte  Abth 
risch  -  linguistischen  und  für  die  mathematisch-phy 
Besondere  Staats wirtb schaftliche  Facultäten  besteht 
Würzburg  und  Tübingen  (hier  auch  noch  eine  se 
schaftliche).  Für  dieselben  ist  v.  Mohl,  Staatsi 
Politik  III.  1869  p.  220  ff.;  allein  weder  in  dem 
eines  öffentlichen  Unterrichts  in  den  staatswissensc 
besondere  zur  Ausbildung  der  künftigen  Verwalt 
ihrer  Entwicklung  zu  ebenbürtigen  Wissenschaft  ei 
Grund  hiefür,  da  die  Facultäten  nicht  als  Fach 
werden  dürfen  und  kein  Grund  abzusehen  ist,  war 
ciplinen  (Staatsrecht,  Verwaltungsrecht,  Polizei) 
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Lehrfächer  (Technologie,   Landwirthschafts - ,   Forstwirthschaftslehre  etc.) 
ans  ihrer  lebendigen  Gliederung  gerissen  und  zu  einem  zweifelhaften  und 
untergeordneten  Dasein  verurtheilt  werden  sollen.    Die  herkömmliche  Stel- 
lung der  Staats  Wissenschaften  in  den  philos.Facultäten  beruht  theils  auf  einem 
wissenschaftlichen  Irrthum   über   ihren   systematischen   Character,   theils 
auf  der  durch  die  Stellung  der  alten  Cameralwissenschaften  verursachten 
fehlerhaften  Trennung  der  Verwaltung    vom  Rechte   (sie   gehört    mithin 
der  früheren  Periode  des  Polizeistaates  an) ;     theils  auch   auf  ihrer  bis- 
herigen mangelhaften   Ausbildung  überhaupt.     Auf  den   Oestreichischen 
and  Schweizer  Universitäten,   auch  auf  der  neuen  Universität  Strassburg 
ist  die  allein  richtige  Verbindung  der  Staatswissenschaften  mit  der  Rechts- 
wissenschaft bereits  hergestellt.     Vgl.  auch  oben  §.  24.  —   Ursprünglich 
(so  insbesondere  die  Pariser  Universität)  gliederten  sich  die  Universitäten 
in  4  oder   mehrere  Nationen,     aus  welchen  aber  aus  Anlass    geistlicher 
Uebergriffe  seit  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  zunächst  die  Theologen, 
dann  auch  die  Mediciner  und  Juristen  als  selbständige  Facultäten  heraus- 
traten; diesen  3  Facultäten  traten  sodann  später  die  Nationen  als  vierte 
(Artisten- )Facultät  an  die  Seite.  Aus  diesem  Entwicklungsgang,  der  auch 
bei  der  Gründung  der  ältesten  deutschen  Universitäten  (Prag  1348,  Wien 
1365,  Heidelberg  1386,  Göln  1388;  doch  wurde  schon  Erfurt  1392  gleich 
nach  dem  Facultätensystem  gegründet)  nachgeahmt  wurde,    erklärt   sich 
die  ältere  besondere  Stellung  der  philosophischen  Facultät  neben  den  drei 
übrigen.     VgL  v.  Maurer,   Geschichte  der  Städteverfassung  in  Deutsch- 
land IL  1870  §.  251.  252.  Gierke,  Rechtsgeschichte  der  deutschen  Ge- 
nossenschaft Berlin  1868  §.  41. 

(*)  Gegen  die  Meinung,  dass  die  fortschreitende  Entwicklung  der 
Wissenschaft  auch  die  Bildung  neuer  Facultäten  mit  sich  bringen  werde 
(v.  Mohl,  Polizei  Wissenschaft  3.  Aufl.  I.  p.  581.  v.  Rönne,  Preuss. 
Unterrichts  wesen  IL  p.  393),  s.  T  hier  seh,  Ueber  gelehrte  Schulen  IL 
p.  875  ff.,  dessen  Gründe  jedoch  nicht  erschöpfend  sind. 

(4)  Die  Errichtung  einzelner  selbständiger  Facultäten  ausserhalb  der 
Universitäten  ist  in  Deutschland  unbekannt ;  ebenso  verwerflich  wäre  aber 
die  Behandlung  derselben  als  blosse  Fachbildungsanstalten,  wodurch  sie 
ihrem  inneren  Zusammenhang  mit  der  gesammten  Wissenschaft  und  ihrer 
hohen  wissenschaftlichen  Aufgabe  entfremdet  würden.  Vgl.  auch  S c hel- 
lin g  a.  a.  0.  p.  217:  Von  der  Fähigkeit,  alles,  auch  das  einzelne  Wis- 
sen, in  dem  Zusammenhang  mit  dem  Ursprünglichen  und  Einen  zu  er- 
blicken, hängt  es  ab,  ob  man  in  der  einzelnen  Wissenschaft  mit  Geist 
und  mit  derjenigen  höheren  Eingebung  arbeite,  die  man  wissenschaftliches 
Genie  nennt. 

(6)  Siehe  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichtswesen  IL  p.  396  Anm.  397. 
Etwas  anderes  ist  die  an  sich  zulässige  Bildung  mehrerer  Wissenschaft* 
lieher  Abtheilungen  innerhalb  der  Facultäten  für  besondere  Zwecke,  z.B. 
för  Promotions-,  Prüfungszwecke  etc.  Die  Aufhebung  der  Facultäten  hätte 
die  Yerflachung  der  Wissenschaft  und  die  Unfähigkeit  der  Universitäten 
kt  wissenschaftlichen  Selbstverwaltung  zur  Folge. 

(6)  Auch  ist  mit  den  Universitäten  regelmässig  ein  besonderer  Got- 
tesdienst verbunden;  siehe  z.  B.  Bonn,  Statuten  vom  1.  Sept.  1827 
§.  7.  106. 
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Nach  deutscher  Auffassung  ist  die  "V 
frei,  mithin  die  auf  wissenschaftliche  ] 
kraft  des  Menschen,  in  Bezug  auf  Forsc 
Vortrag,  von  jeder  Süsseren  Schranke  und 
Hieraus  folgt:  1)  die  Lebrordnung  und 
täten  werden  durch  die  "Wissenschaft  selbe 
der  öffentlichen  Gewalt  nicht  vorgeschrie 
aber  nicht  aus,  dass  die  für  bestimmte  Z 
gestellten  akademischen  Docenten  diosell 
ligen  Stande  der  "Wissenschaft  zu  bearbeii 
jedoch  unabhängig  hinsichtlich  der  Lehnt 
und  Verkeilung  des  Lehrstoffes  (2).  2) 
meinungen  kann  es  keinen  anderen  Rieb 
senschaft  selbst  und  jeder  Docent  ist  füi 
sichten,  die  er  vorträgt,  nur  vor  sich 
schaft  verantwortlich ;  diese  Freiheit  darf 
tretung  der  Gesetze  und  zur  Verletzun, 
Berufspflichten  gemissbraucht  werden  (3^ 
sichtlich  der  Benützung  der  Lehrmittel 
senscbaftlichen  Arbeiten  Anderer.  4)  Die  . 
Lehrberufes  muss  Jedem  freistehen,  dei 
Befähigung  dafür  erlangt  bat;  bei  der 
muss  ordnungsmässig  auch  die  Stimme  < 
den.  5)  Die  wissenschaftlichen  Bedurfnist 
der  Selbstverwaltung  ihrer  Mitglieder  unl 
Beobachtung  der  allseitigen  Rücksichten 
die  Genehmigung  der  vorgesetzten  Ui 
ten  bleibt. 

(>)  Beichsvorfassung  von  1849  §.  152. 
31.  Jan.  1850  art.  20.  Anhalt-Bernbur 
1850  §.  24.  ZUrich,  Unterriehtsgesetz  i 
Bern,  Gesetz  vom  14.  März  1884  §.  28. 
Stimmungen  Über  die  Organisation  der  Lehn 
Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  I.  2.  p.  689  ff. 
v.Mohl,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik 
Allgemeines  Staatsrecht  2.  Aufl.  1857  II.  j 
sches  Staatsrecht  der  Gegenwart  §.  138.  Ro 
II.  12  Amn.  8a.  W.  v.  Humboldt,  Ideen 
zen  der  Wirksamkeit  des  Staates  zu  bestimi 
Bondere  die  durch  den  Bundesbeschluss  vom 
polizeiliche  Ueberwachung  der  Universitäten 
unten  §.  325);  ebenso  aber  soll  auch  Seiten 
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der  Wissenschaft  bevorzugt  und  nicht  bestimmt  werden  dürfen ,  wie  die 
Wissenschaft  gelehrt  und  welche  Richtung  sie  nehmen  solle.  Uebrigens 
soll  gegen  diesen  Grundsatz ,  dessen  Missachtung  die  Wissenschaft  und 
das  darauf  gebaute  Leben  der  Nation  demoralisirt  und  die  wissenschaft- 
liehe Wahrheit  verdirbt,  auch  nicht  auf  den  Universitäten  durch  Unter- 
drückung der  wissenschaftlichen  Minoritäten  und  durch  Partei-  und  Cli- 
quenwesen gesündigt  werden,  v.  Savigny  a.  a.  0.  p.  584.  —  Ueber  die 
frühere  Censurfreiheit  der  Universitätsschriften  und  der  wissenschaftlichen 
Werke  der  ordentlichen  Professoren  vgl.  die  Universitätsstatuten  von 
Breslau  vom  21.  Febr.  1816  §.  7;  Bonn,  vom  1.  Sept.  1827  §.  14. 

(*)  Vgl.  unten  sub  4. 

(3)  Der  rechtswidrige  Missbrauch   der  Freiheit  der  Wissenschaft  ist 
ebenso  strafbar  wie  jeder  andere,  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3. Aufl. 

I.  2  p.  691.    y.  Mohl  a.  a.  0.  p.  124.  144.    v.  Stubenrauch  a.  a.  0. 

II.  §.  419.  (Oestreich.  Min.-Erlass  vom  7.  Juni  1849).  Bluntschli, 
Allgemeines  Staatsrecht  2.  Aufl.  II.  p.  335.  Zachariae,  Deutsches 
Staats-  und  Bundesrecht  3.  Aufl.  II.  §.  199.  Richter,  Lehrbuch  des 
Kirchenrechts  5.  Aufl.  §.  298.  Insbesondere  ist  die  Staatsbehörde  gegen 
Mitglieder  der  theologischen  Facultät,  welche  der  Glaubens-  und  Sitten- 
lehre, zu  deren  wissenschaftlicher  Begründung  sie  berufen  sind,  zu  nahe 
treten  oder  auf  andere  Art  in  sittlich-religiöser  Hinsicht  ein  auffallendes 
Aergernis8  geben,  auf  Beschwerde  der  kirchlichen  Oberbehörde  einzuschreiten 
verpflichtet.  Preussen,  Instruction  vom  26.  Aug.  1776  g.  5— 8  und  Re- 
glement vom  26.  Juli  1800  §.  19  (für  Breslau).  Statuten  der  katholisch- 
theologischen  Facultät  zu  Bonn  vom  18»  Oct.  1834  §.  8.  Vgl.  auch  die 
Statuten  der  theologischen  Facultät  zu  Königsberg  §.  8:  Die  theologische 

i  Facultät  hat  im  Allgemeinen  die  Bestimmung,  nach  der  Lehre  der  evan- 
!  gelischen   Kirche    die   theologische  Wissenschaft    zu  pflegen  und  fortzu- 
f  pflanzen  .  .  ihr  Beruf  ist  es,  vom  Standpunkte  der  theologischen  Wissen- 
|  achaft   auch    das   Interesse   der   evangelischen  Kirche   nach   aussen    und 
i  innen  zu  wahren.     Statuten  der  theologischen  Facultät  zu  Rostock  von 
1 1564  und  Regulativ  von  1791.    Ueber  den  Fall  des  Professors  Dr.  Baum- 
i  garten  zu  Rostock ,     vgl.   das  Entlassungsdecret  vom  6.  Jan.  1858  nebst 
Consistorial  -  Erachten  vom  15.  Sept.  1857  (Actenstücke,  die  Amtsentlas- 
rong  des    Professors    der   Theologie  Dr.   Baumgarten   zu   Rostock   betr. 
Schwerin  1858).    0.  Krabbe,  Ueber  das  in  der  Sache  des  Prof.  Dr.  B. 
erforderte  und  abgegebene  Erachten  des  Grossh.  Mecklenb.  Consistoriums 
;  Schwerin  1858.     Gutachten  der  theologischen  Facultät  zu  Göttingen  über 
|  die  in  dem  Erachten  des  Consistoriums  zu  Rostock  gegen  die  Theologie 
I  des  Dr.  B.   erhobene  Anschuldigung  fundamentaler  Abweichung  von    der 
kirchlichen  Lehre  Gotha  1859;    hiegegen  0.  Krabbe,   Das   lutherische 
I  Bekenntnis«  und  die  etc.  Gutachten  der  theologischen  Facultäten  zu  Göt- 
;  fingen  und  Greifswald  Berlin  1859,   und  die  übrigen  in  jener  Sache  ge- 
wechselten Streitschriften.     Indessen   geht   neuerdings   die  Tendenz  mehr 
«ad  mehr  dahin,    auch  die  Entwicklung   der  religiösen  Ideen  der  freien 
wissenschaftlichen  Discussion  zu  überlassen. 

§.    306. 

Die  Freiheit  der  Wissenschaft  findet  andererseits  auch  Anwend- 
ung auf  die  Studirenden  (')•    Hieraus  folgt  hauptsächlich :  1)  Zulas- 
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Unterricht  erlanj 
tzuLg  des  dargebi 
angung  einer  besi 
;r  Bildungsgang  e 
lea  Privatlebens  i 

0.  4)  Unabhängigkeit  des  Rechtszustandes  der  Stu- 
irer  akademischen  Stellung  (*).  Da  jedoch  keine  Frei- 
iv  verhalten  kann  za  der  Quelle,  voraus  sie  flieset, 
die  "Wahrheit  und  Würde  des  akademischen  Lebens 
gebrauch  der  akademischen  Freiheit  verletzt  werden; 
1}  alle  diejenigen  von  der  Universität  ausgeschlossen, 
gebotenen  Unterricht  während  einer  Lehrperiode  gar 
0 ;  ebenso  2)  alle  unlauteren  und  unehrenhaften  Ek- 

die  Reinheit  des  wissenschaftlichen  Lebens  empfind- 
8) ;  auch  unterliegen  3)  die  Stodirenden  der  Ausübung 
isigen  Disciplinargewalt  durch  die  akademischen  Be- 


il, Staatsrecht,  Völkerrecht  and  Politik  III.  p.  124.  144  ff. 
ich  der' irrthflm liehen  Ansicht,    dass  die  Lernfreiheit  der 

dem  Begriff  der  Hochschule  nicht  von  selbst  folge;  allein  j 
liner  Anleitung  der  Studirenden  zur   zweckmässigen  Ein- 
■tudien  kann  auf  andere  Weise  befriedigt  werden  und  ein 
lienzwang  wäre    eehon  mit  der  freien  Auswahl    des  Besn- 
hulen  unvereinbar.     Vgl,  aueb    Stein,    Verwalte 
TJeber   nothwendige    aus   den    Anforderungen  der 
gende  Ausnahmen    vgl.  oben  §.  247   und  unten 
ren  Verbote   des  Besuches  auswärtiger  UuiversitS 
uss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  I.  §.  197    p.  690;     docl  ' 

'tuugsvorschriften  der  Genuas   gewisser  Stipendien 

Öffentlichen  Abgangsprüfungen  von  dem  wenigste 
inheimischer  Universitäten  abhängig  gemacht;  av 
idet  jene  Beschränkung  keine  Anwendung.     Pre 

18.  Oct.  1838.    v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichten! 

—  Ueber  Oestreichiache  Verhaltnisse  vgl.  v.S 

II.  §.  420. 
is  kann  allerdings   der  Uebelstand   mangelhaften  1 

entspringen,  zumal  dem  mündlichen  Lehrvortraf 
ote  stehende  literarische  H  Ulfs  mittel  und  durch 
»geordneten  Rangs  grosse  Concurrenz  bereitet 
er  Vorzug  priucipieller  Lernfreiheit  wird  durch 
reb  rationelle  Gründe  überwiegend  bestätigt.  An 
,  soweit  er  in  anderen  allgemeinen  Mängeln  Beine 
,rch  Zwange  Vorschriften ,    sondern  nur  mit  jenen 

werden;  als  solche  sind  namentlich  hervorzuheb 
ner  util itariechen  und  oberflächlichen  Richtung  < 
i  der  Unterrichtsverwaltung,  fehlerhafte  Einriebt 
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ig  des  wissenschaftlichen  Geistes  auf  den 
Berufsleben,  einseitige  Pflege  unfruchtbarer 
nten.  S.  z.  B.  Über  die  schädlichen  Folgen 
n  Sichtung  in  der  Rechtswissenschaft  schon 
n  11.  Sept.  1824  bei  v.  Rönne,  Prettss. 
Unterriehtswesen  II.  p.  512. 

(3)  Internats  (Convicte,  Seminarien)  bestehen  an  den  Universitäten 
nur  noch  ausnahmsweise  für  die  Studirenden  der  Theologie.  S.  a.  B.  Ba- 
den, Verordnung  vom  6.  Juli  1841  aber  das  collegium  theo logic uro  zu 
Freiburg  (mit  facultativem  Eintritt).  An  dem  obigen  Grundsätze  würde 
such  der  Vorschlag  R.  v.  Kohl's  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik  III. 
p.  179  hinsichtlich  der  Begründung  von  Convicten  (Bnrsen,  Collegien; 
t.  Maurer,  Geschieht«  der  deutschen  Städte  Verfassung  II.  §.  255)  mit 
obligatorischen  Bepetitorien  nnd  Aufstellung  von  Hulfslehrern ,  uro  den 
Frfolg  des  Unterrichts  zn  garantiren,  scheitern.  S.  jedoch  unten  §.  317. 
(*)  Siehe  §.  307. 

(&)  Berlin,  Statnten  vom  31.  Oct.  1816  II.  §.  3.  Bonn,  Sta- 
tuten vom  I.  Sept.  1827  §  28.  Die  Controle  rindet  durch  die  Facul  taten 
statt.  Bayern,  Disciplinar- Satzungen  vom  1.  Oct.  1849  §.  22.  23.  29. 
Das  eine  Collegium  soll  hier  demjenigen  Fache  angehören,  für  welches 
sich  der  Stndirende  vorbereitet.  PCzl,  Barr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl. 
p.  568  Anm.  5. 

f8)  Die  Verurtheilung    wegen    gemeinen   Verbrechens   oder   grober 
Cd  Sittlichkeiten    zieht   für  die  Studirenden  deu  Verlust  des  akademischen 
Bürgerrechts  nach  sich;    Berlin,  Statuten  vom  31.  Oct.  1816  VI.  §.  15. 
t7)  Vgl.  nnten  $.  313. 

g.     307. 

Die   deutschet)  Universitäten  sind   nicht  blosse  unter  der  Ver- 
waltung des  Staates  stehende  Institute,    sondern  öffentliche  Corpo- 
rationen  (*);    es  müssen  ihnen  daher  auch  die  wesentlichen  Rechte 
der   Corporationea    zustehen,    nämlich   1)   das  Recht  der   Belbstbe- 
■   Stimmung  und  Selbstverwaltung  ihres  wissenschaftlichen  Lehrzweckes; 
;  2)  eine  selbständige   diesem  Zwecke   gewidmete  Vermögen averwalt- 
nug;    3)  eine  verfassungsmässige  Organisation  zur  Herstellung  und 
Ausführung  des  Corporationswillens  und  zu  ihrer  Vertretung  nach 
n  und  aussen  (*).    Mitglieder  der  Corporation  Bind  die  sämmt- 
m  akademischen  Lehrer  und  die  immatriculirten  Studenten ;  aus- 
em  gehören  dazu  auch  die  Beamten  und  Diener  der  Universi- 
n  und  ihrer  Institute  (J)  und   die  zuweilen  noch   vorkommenden 
itz verwandten,    welche  der  akademischen  Jurisdiction  unterstellt 
(*).    Das  Fortbestehen  der  zuletzt  angeführten  Classe  der  Uni- 
itätsan gehörigen   ist  jedoch  mit   dem   modernen  socialen  Rechte 
nicht  mehr  vereinbar  (B).     Das   corporative  Recht  der  Universitäten 
ist  theils  durch  allgemeine  oder  specielle  Gesetze  (Verordnungen), 
theils  durch  den  Rechtsgebrauch,    theila  durch  besondere  Statuten 

Roeiler,  Yo.wiHungaiockt  I.  !.  12 
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lt.    Im  Allgemeinen  und  "ff 

let  deutschen  Universitäten 

id  nui  in  einzelnen  Bezieh 

<    ihren   wissenschaftlichen 

lf  solcher  Gemeinschaft  des  RechtszuBtandos  konnte  die  gleich- 

e  Entwicklung  der  deutschen  Wissenschaft,    unabhängig   von 

jütischen  Landestheilung ,    vor  sich   gehen.    Der  corporative 

character   der  Universitäten  ist  jedoch  im  modernen  Sinne  zu 

len ;  das  akademische  Bürgerthum  ist  mithin  kein  persönliches, 

n  nur  ein  sachliches  Rechtsverhältnis« ,    folglich  auf  die  allge- 

Rechtsfähigkeit  ihrer  Mitglieder  ohne  Einflass.    Die  noch  in 

en  Richtungen  erhaltenen  Reste  des  alten  C 

.demische  Gerichtsbarkeit   und   privilogirter 

-ationsangehorigen;  2)  die  Gerichtsbarkeit  d 

n  als  Spruchcollegten ;    sowie  3)  mancherlei '.____ 

ten    und  ihrer  Mitglieder  im  Rechtsverkebre  sind  daher  dem 

n  Rechtsznstande  nicht  mehr  entsprechend  (8). 

')  Preussen   A.  L.  B.  II.  12   §.  67.  68.     Universitäts  -  Statuten 
:na  von  1829  §.  2.  3.     Berlin  vom  31.  Oct.  1816   §.  1.    Bonn 
.  Sept.  1827  §.  S.    Halle  vom  24.  April  1854   §.  2.     Königs- 
vom  4.  Hai   1843   §.   2.    Breslau  vom   21.  Febr.    1816    §.   V« 
swald  vom  10.  Nov.  1865   §.  3.     Rostock  vom  80.  Nov.  18    ' 
v.  Savigny,    System  II.    p.    245.     v.    Maurer,    Geschichte   (  ■  S 
len  Staatsverfassung  II.  §.  250.  254.  0.  Oierke,  Rechtsgeschicl *X 
ntscben  Genossenschaft  Berlin   1868  §.  41.  64.   Irrig  sagt  letzter 
er  Corporationscharacter  der  Universitäten  nur  von  staatlicher  O/iri 
.   herrtlhre   und    dass   sie   ihrem  Wesen  nach  Staats  an  stalten    sei      l 
orporative   Unabhängigkeit    der    Universitäten    folgt    vielmehr    i  .  ij 
endigkeit  aus  ihrer  Bestimmung  fttr  die  Wissenschaft  und  bedarf1."" 
>ensowenig  einer  besonderen  Verleihung,   wie  die  der  Kirchen  w.  "•_ 
»meinden. 
(*)  Vgl.  oben   §. 
ht  v.  Maurer  a,  a.  0.  §.  254. 

(3)  Universitätsstädten   von   Berlin  vom    31.  Octbr.  1816   §. 
vom  1.  Sept.  1827  §.  5.    Halle  vom  24.  April  1854  §.  3.  K 

>erg  vom  4.  Mai  1843  §.  3.    Breslau  vom  21.  Febr.   1816  §..<» 

(4)  Hieher  gehörten  namentlich  die  Buchdrucker  und  ähnliche  ( 
Siebe  s.  B.  die  Statuten  von  Jena  von  1829  §.  5.  63. 

(6)  Vgl.  oben  §.  88. 

(a)  v.  Hohl,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  Politik  HL  p.  117.  ,\ 
f7)  Auch  wurde  der  exclusive  Corporationscharacter  der  UnnftV  f 
schon  frühzeitig  zunächst  durch  die  kirchliche,  dann  durch  die  lf,V, 
rlicne  Gewalt  abgeschwächt,  durch  Bestellung  von  Conservatoi  / 
'anzlern,  aus  welchen  später  die  Curatoren  hervorgingen.  Den  Li 
Tschaften  stand  jedoch  ursprünglich  nur  ein  Schutsrecht  und  ■ 
.igungsrecht  hinsichtlich  der  Universitätsstatuten  zu;  selbst  die  I 
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en  Universitäten  nicht    von  Anfang  an 

te    der    deutschen   St&dteverfaMung  II. 

iverritäts-  und  Gel  ehrten  leben  im  Zeit- 

).  31  ff. 

■  a.  a.  0.  §.  258.  Ueber  die  Spruch- 
collegien  (Juristenfacultaten)  vgl.  Wetzeil,  System  des  ordentlichen 
Civilprocesses  §.  44. 

2.    Dm-  akademiidw  Untarrtebt 


Der  akademische  Unterricht  ist  theils  theoretisch,  theils  prac- 
aseh.    Die  allgemeine  und  regelmässige  Form  des  enteren  ist  die 
der  Vorlesung  (Collegiam),  d.  i.  des  systematisch  und  begriffsmäsBig 
entwickelnden  und   erklärenden  Lehrvortrages  (').     Jede   Vorlesung 
besteht  in  einer  zusammenhangenden  Reihe  von  Vortragen,    welche 
meist  in  halbjährigem  (Tarsus  über  einen  dem  Lehrgebiete  einer  Fa- 
cnltät  angehörigen  Gegenstand  der  Wissenschaft  unter  der  Autorität 
der  Universität  gehalten  und  desshalb  im  Lectionsverzeichnisse,  so- 
wie durch  Anschlag  am  schwarzen  Brett  öffentlich  angekündigt  wer- 
den (').    Zum  Halten  von  Vorlesungen  sind  regelmässig  nur  die  Uni- 
vomitHtaielirer   berechtigt  (3).     Die   Bestimmung   des   Gegenstandes, 
e  Anordnung  und  Darlegung  des  Inhaltes  und  die  Methode 
träges  steht  nach  constantem  Rechtsgebrauch  im  freien  Er- 
jedes  Docenten  (4) ;  desgleichen  die  Festsetzung  der  wöchent- 
tundenzahl,    der  Lehrstunde  und   des   von  den  Zuhörern  zu 
üden  Honorars  (&);    auch  bleibt  es  jedem  Docenten  selbst 
sn,  ob  and  welcher  Hülfsmittel  (Lehrbücher,  Grundrisse)  er 
ienen  will.    Jedoch  ist  dabei  folgendes  zn  beobachten:  1)  die 
ii  bestimmten  Zweig  der  Wissenschaft  berufenen  Professoren 
larüber  nach  den  Regeln   and   dem  jeweiligen  Stande  der 
chaft,  jedoch  nur  nach  ihrer  eigenen  wissenschaftlichen  Ueber- 
reagung  zu  lesen  (6);   2)  regelmässig  können  die  Docenten  nur  Über 
Gegenstände  ihrer  Facnltät  lesen  (T);    3)  die  Gesammtheit  der  Vor- 
lesungen in  jeder  Facnltät  wird  von  den  Mitgliedern  derselben ,  mit 
Einschloß«  der  von  den  Extraordinarien  und  Privatdocenten  erfolgen- 
den Ankündigungen,  für  jedes  Halbjahr  (Semester)  gemeinsam  be- 
ul«» und  im  Lectionsverzeichnisse  zusammengestellt,   insbesondere 
'Vermeidung  von  Collisionen  der  Hauptcollegien  und  in  der  Hin- 
wiese in  jedem  Jahre  über  die  zu  jeder  Facultät  gehörigen  Lehr- 
ende öffentliche  "Vorlesungen  angekündigt  werden  und  dass 
js^irend  der  regelmässigen  Studienzeit  von  den  Studirenden  voll- 
.  .;!*"      gehört  werden  können  (H).    4)  Das  vereinigte  Lectionsver- 
-Vbs  sämmtlicher  Facultäten   ist  der  Regierang  zur  Kenntniss- 
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nähme  vorzulegen ;  derselben  steht  das  E 
in  der  öesammtfolge  der  Vorlesungen  bm 
das  Halten  von  Torlesungen  aus  Gründet: 
zu  untersagen  (9);  5)  jede  Vorlesung  mu 
eines  Semesters  und  in  der  Zeit  beendig 
Beendigung  nach  der  Ankündigung  vers 

Dupliren  ist  thunlichst  zu  vermeiden  und  „ „__, 

dass  dadurch  keine  Collision  mit  anderen  Vorlesungen   entstehe  ("); 
6)  über  den  Gebrauch  der  zu  den  Vorlesungen  bestimmten  Hörsaale 
im  UniveraiUttsgebäude  haben  zunächst  die  ordentlichen  Professoren,  , 
welche  darauf  Anspruch  machen,  sich  tempestive  nnd  mit  Rücksicht 
auf  AnciennitSt  zu  vereinbaren,    die  übrigen  Lehrer  haben  sich  be- 
züglich der  von  ihnen  gewünschten  Stunden  und  Auditorien  an  c 
Reutor  zu  wenden  und  stehen  jedenfalls  hinter  den  ersteren  zurück  (' 
1}  öffentlich  angekündigte  Vorlesungen  müssen  gehalten  werden,  wc 
eine  bestimmte  Zahl  von  Zuhörern  sich  dazu  angemeldet  hat  (1S). 

(')  Bei  exegetischen  Vorlesungen  folgt  der  Vortrag  selbstverstai 
lieh  der  Anordnung  des  Testes.  Ob  der  Docent  frei  oder  nach  ein 
Hefte,  und  ob  er  dietando  vortragen  will  oder  nicht,  bleibt  ihm  sei 
Überlassen;  doch  ist  es  üblich,  den  Vortrag  bo  einzurichten ,  dasB  die  ! 
hörer  wenigstens  den  festen  Kern  des  Vortrages  im  Hörsaale  selbst  i 
mittelbar  nachschreiben  können. 

(')  üniversitätsstatuten  von  Jena  von  1829  §.  46.  Berlin  v 
31.  Oct.  1816  VIII.  §.  1.  Bonn  vom  1.  Sept.  1827  §.  119.  121.  Hai 
vom  21.  April  1854  §.  97.  Königsberg  vom  4.  Mai  1843  §.  1 
Greifswald  vom  10.  Novbr.  1865  g.  103.  Breslao  vom  21.  Pe 
1816  II.  §.6  VIII.  §.  1.  Rostock  vom  30.  Nov.  1887  §.101.  t.KOdi 
Prenss.  Unterr ichtswesen  II.  §.  106  ff. 

(;i)  Siehe  des  Näheren  unten  §.  314 — 316.  Die  Privatdocenten  a 
dabei  meist  auf  die  Fächer  beschränkt,  für  welche  sie  sich  habilitir 
und  an  die  Genehmigung  ihrer  Facultat  gebunden.  Berlin,  Statu 
vom  31.  Oct.  1816  VIII.  §.  4.  Breslau,  Statuten  vom  21.  Febr.  U 
VIII.  §.  5.  Bonn,  Statuten  vom  I.  Sept.  1827  §.  130.  Greifswa! 
Statuten  vom  10.  Nov.  1865  §.  109.  Halle,  Statuten  vom  24.  A] 
1854  §.  103.  Ausserdem  sind  zum  Halten  von  Vorlesungen  berechti 
1)  diejenigen,  welche  von  einer  Facultat  die  specielle  Genehmigung  d; 
erhalten  haben,  und  2)  zuweilen  auch  noch  die  Mitglieder  der  Akadei 
der  Wissenschaften  und  des  am  Orte  befindlichen  obersten  Gerichtsho: 
wenn  sie  Doctoren  der  Rechte  sind.  Bonn,  Statuten  vom  1.  Sept.  lt 
§.  128.  Königsberg,  Statuten  vom  4.  Mai  1843  §.  105.  Bresls 
Statuten  vom  21.  Febr.  1816  VIII  §.  2.  Greifswald,  Statuten  v 
10.  Nov.  1865  §.  107.  Rostock,  Statuten  vom  30.  Nov.  1837  §.  1 
Berlin,  Statuten  vom  31.  Oct.  1816  II.  §.  6.  Jena,  Statuten  i 
1829  §.  83. 

(4)  Katechetischer  und  repetitorischer  Unterricht  kann  den  aka 
mischen  Docenten  nicht  zngemuthet  werden,  v.  Mohl,  Staatsrecht,  V 
kerrecht  und  Politik  III  p.  177.  —   In  Frankreich  ist  den  Docenten  < 
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meinen  von  der  Regierung  vorgeschrie- 
Verftlgnng  vom  31.  Dec.  1862  erlassene 
erw  alt  ungerechte  an  den  juristischen  Pa- 
te von  A.  Batbie,    Precis  du  cours  de 

r r._-eBse  a  1a  faculte  de  droit  &  Paris  3.  edit. 

Paris  1869.  Offenbar  kann  die  Wissenschaft  nicht  das  Princip  solcher 
-  Vortrage  sein;  in  Deutschland  waren  dergleichen  Vorschriften  der  Be- 
hörden ganz  undenkbar.  Nur  durch  die  vollkommene  Freiheit  der  Wis- 
senschaft kann  der  Volksgeist  und  das  öffentliche  Leben  vor  mechani- 
scher AbtSdtnng  bewahrt  bleiben. 

(6)  In  letzterer  Beziehung  werden  unterschieden  entgeltliche  nnd 
unentgeltliche  (Öffentliche  im  e.  S.)  Vorlesungen;  die  ersteren  theileu 
sich  wieder  in  collegia  privata  und  privatissima.  Diese  Vorlesungen  allein 
bilden  in  ihrer  Gesumm tbeit  den  akademischen  Lebrcursus  und  nur  Über 
sie  werden  den  Studirenden  Faeultätr  -  nnd  Universitätszeugnisse  ausge- 
stllt  Bei  der  Bestimmung  des  Honorars  wird  die  collegiale  flleichraäs- 
rigkeit  beobachtet;  auch  kann  ein  Minimum  als  bindende  Norm  festge- 
setzt werden.  Collectivhonorare  sind  verboten.  Znweilen  sind  die  Profes- 
soren zn  einer  mindestens  2sttlndigen  Öffentlichen  Vorlesung  per  Seme- 
ster verpflichtet.  Universitats- Statuten  von  Berlin  vom  31.  Oct.  1816 
VIII.  %.  12.  Bonn  vom  1.  Sept.  1827  §.  120.  141.  Jena  von  1829 
g.  50.  Greifswald  vom  10.  Nov.  1865  §.  103.  Halle  vom  24.  April 
1854  §.  97—100.  Königsberg  vom  4.  Mai  1848  §.  104.  Breslau 
vom  21.  Febr.  1816  VIII.  §.  4. 

('■)  Ein  ausschliessliches  Recht  auf  diese  Disciplinen  steht  ihnen  jedoch 
nicht  zn.  Jena,  Statuten  von  1829  §.  48.  Rostock,  Statuten  vom 
30.  Nov.  1837  §.  115.    v.  Rönne,  Preuss.  Unterricht swesen  II.  p.  496. 

(')  Ausnahmen,  soweit  sie  nicht  bereits  statutarisch  oder  sonst  fest- 
gesetzt sind,  müssen  von  der  betreffenden  Facultät,  zuweilen  auch  von 
der  Regierung  bewilligt  werden.  Statuten  von  Rostock  vom  30.  Nov. 
1837  §.  89.  Jena  von  1829  §.  8.  12.  48.  Berlin  vom  31.  Oct.  1816 
VIH.  §.  3.  Bonn  vom  1,  Sept.  1827  §.  129.  Halle  vom  24.  April 
1854  9-  102.  Breslau  vom  21.  Febr.  1816  VIII  §.  3.  Greifswald 
vom  10.  Nov.  1865  §.  108. 

(s)  Statuten  von  Jena  von  1829  %.  32.  49.  Berlin  vom  31.  Oct. 
1816.  n.  8.  6.  17.  Bonn  vom  1.  Sept.  1827  §.  19.  21.  122.  Königs- 
berg vom  4.  Mai  1843  9.  14.  22.  111.  Breslau  vom  21.  F*br.  1816 
IL  §.  8.  15.  Greifswald  vom  10.  Nov.  1865  §.  27.  37.  114.  Ro- 
stock vom  SO.  Nov.  1837  9.  85.  105.  Zürich,  Gesetz  vom  23.  Dec. 
1859  §.  155  (Zuziehung  der  Privatdocenten).  Die  Zuziehung  der  Extra- 
ordinarien zu  dieser  Berathung  ist  zwar  zuweilen  vorgeschrieben ,  jedoch 
nnpractisch  und  meist  nicht  in  Uebung,  ausser  soweit  von  ihnen  eine 
Profeesur  interimistisch  verseben  wird. 

O  Statuten  von  Rostock  vom  SO.  Nov.  1837  9.  105.  Halle 
vom  24.  April  1854  §.  109.  Greifswald  vom  10.  Nov.  1865  §.  115. 
»■  Rönne,  Prenss.  Unterrichtswesen  IL  p.  510.  Vgl.  z.  B.  die  Minist. - 
Verfügung  vom  16.  Jan.  1822  betr.  die  Aufnahme  des  Polizei  rechts,  und 
vom  9.  Jan.  1840  betr.  die  Ankündigung  regelmässiger  Vorlesungen  über 
uas  Allgem.  Preuss.  Landrecht  im  Lee tions verzeich niss  der  juristischen 
FaculUten.  v.  Rönne  a.  a.  O.  II.  p.  513.  Koffler,  Handbuch  I.  p.  573. 
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i4  §.  106. 

taten  von  Jen»  vuu  joä?  g.  *a.  ddcuu  iuuiui,vi».iui« 

Bonn  vom  1.  Sept.  1827  §.  126.   Breslau  vom  21.  Febr. 

.  12.     Halle  vom  24.  April  1854  g.  111  (Zustimmung  der 

Anzeige  an  den  Cnrator). 

rlin,  Statuten  vom  31.  Oct.  1816  Till.  §.  8.  Rostock 
.  1837  §.  104.  Bonn  vom  1.  Sept.  1827  §.  125.  Halle 
il  1854  §.  112.  'Königsberg  vom  4.  Mai  1843  §.  109. 
u  21.  Febr.  1816  VIII.  §.  9.     Greifswald  vom  10.  Nov. 

Privatissirna  können  in  der  Wohnung  des  Docenten  gebal- 

s  nothwendige  Minimum  der  Anmeldungen  beträgt  regel- 
>is  vier,  ist  jedoch  auch  höher  bestimmt.  Königsberg, 
,  4.  Mai  1843    g.  109.     Greifswald    vom    10.    Nov.  1865 

ich,  Universitatsordnung  vom  14.  Herbstmonat  1864  g.  3. 
n  30.  Nov.  1837  §.  114.  Bonn  vom  1.  Sept.  1827  g.  ,M 
24.  April  1854    §.  110.     Bayern,  Discipliniirstatuten 

g.  81. 


ractische  Unterricht  hat  zum  Zweck,     zur   selbstän( 
liehen  Thätigkeit  Anleitung  zu  geben  und  zur  Ai 
senscbaftlichen  Grundsätze  im  Leben,    insbesonder 
erufe  vorzubereiten;  er  ist  verschieden  nach  seinem 
nd  nach  den  Zwecken,  die  dadurch  erreicht  werder 
iren  dahin :  I)  repetitorisch-conversatorische,  sowie  e: 
>ractische  Uebungen  nach  gestellten  Aufgaben  (');  2j  aie 
in  den  mit  mehreren  Facultäten  verbundenen  Semina- 
iractische  Hebungen  und  Demonstrationen  in  den  hiefür 
ingerichteten  akademischen  Instituten  (ä).  Die  Benatsung 
•richtsmittel  von  Seiten  der  Studirenden  erfolgt,  insbs- 
die  Verpachtung  dazu  betrifft,    nach  den  för  den  aka- 
Jnterricht  überhaupt  geltenden  Grundsätzen.  Die  Leitung 
hing  aller  jener  Institute  liegt  den  hief&r  besonders  auf- 
orgeaeteten  (Directoren)  zum  Theile  unter  Mitwirkung 
nten  ob,  welohe  in  dieser  Beziehung  der  Regierung  un- 


che  Unterricht.     I  Die  Univei 

jedoch  können  etwaige  M 
mg,    sowie  Lücken  in  der 
»ach   von   der  akademischen  Behörde  der   Regierung 
werden  (6). 

0)  Bonn,  Statuten  vom  1.  Sept.  1827   §.  124. 

(2)  Jena,  StatnteD  von  1829  §.  52.  Berlin  vom  ! 
VII.  §.  4.  Bonn  vom  1.  Sept.  1827  9.  112.  Halle  vom  2 
8.  114.  Breslan  vom  21.  Febr.  1816  VII.  8.  4.  Grei 
10.  Nov.  1865  §.  120.  Rostock  vom  80.  Nov.  1887  §. 
Seminarien  bestehen  regelmässig  für  die  theologischen  (the< 
homiletisch- katechetisches  Seminar)  and  fDr  die  verschieden 
der  philosophischen  Facult&ten.  8.  z.  B.  Baden,  Verordnung 
1867  Ober  das  evangelisch-protestantische  theologische  Ben: 
dlrende  der  Theologie  an  der  Universität  Heidelberg,  bestii 
bildnng  im  praktischen  Predigtamt  nach  Vollendung  der 
Studien.  Wehrer,  Bepertorium  1869  p.  62.  Reglements 
ischen,  historischen,  mathematischen  und  uatur wisse nschaf 
narien  auf  den  Preuss.  Universitäten  bei  Wiese,  Verordnn 
setie  für  die  höheren  Schulen  in  Prenssen.  Berlin  1868  II 
Statuten  des  philologischen  Seminars  xu  Rostock  vom  21 
des  den tecb  •  philologischen  Seminars  daselbst  vom  11.  Jv 
4.  Febr.  1871 ;  des  historischen  Seminars  daselbst  vom  23.  M 
2.  Febr.  1871.  Statuten  für  die  philologischen  Seminarien 
berg  und  Freibarg  vom  9.  Juni  1865.  Wehrer,  Repert 
In  Königsberg,  Statuten  vom  4.  Mai  1843  §.  97  best 
Polnisches  und  Lithauisches  Seminar. 

(3)  Solche  sind  insbesondere  medicinisohe  Kliniken, 
and  physiologische  Museen,  physikalische  Cabinete,  chemis 
rien,  Sternwarten,  botanische  Garten,  MOnzcabinete ,  minera 
logische,  Kunstsammlaugen  etc.  Berlin,  Statuten  vom  1 
VII.  8-  1  3.  Bonn  vom  1.  Sept.  1827  §.  114.  Jena  voi 
Halle  vom  24.  April  1854  8-  HS  ff.  Königsberg  vom 
§.  98.  Breslau  vom  21.  Febr.  1816  VII.  %.  2.  Grei 
10.  Novbr.  1865  §.  121  ff.  Rostock  vom  80.  Novbr.  IS 
v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichts  Wesen  II.  p.  528. 

(*)  Rostock,   Statuten  vom   80.  Nov.  1837   §.  132 
1829  §.  53.     Bonn  vom  1.  Sept.  1827  g.  115.    Halle  l 
.    1854  8.  116.    Greifswald  vom  10.  Nov.  1865  §.  124. 
I  (»)  Rostock,  Statuten  vom  80.  Nov.  1837  g.  184. 

I  §.    SIO. 

f  Ans  dem  Grundsatz  der  akademischen  Lernfreiheit 

hin,  das«  Prüfungen  kein  regelmässiger  und  allgemei 
Ütail  dea  Unterrichts  auf  der  Universität  sein  können; 
häufig  angeordneten  Uebergangsprüfungen  von  Seinest 
tter  oder  von  Jahr  zu  Jahr  oder  auch  vom  allgemeinen 
deren    Berufsatudium    Bind    jetzt   allgemein   aufgehobei 

,    kommen  noch  folgende  Prüfungen  vor:    1)  zur  Erlang« 
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ipendienprüfungen  und  Fleisseanoten)  (');  2)  die 
her  die  allgemeine  naturwissenschaftliche  Vorbild- 
sehe  Studium  (tentamen  physicum)  (2);  3)  öffent- 
ts-)  Prüfungen  behufs  der  Zulassung  zur  Aus- 
chaftlichen  Berufszweige  und  zum  Eintritte  in 
mal-  oder  Kirchendienst  (3);  4)  zur  Erwerbung 
sn  {*);  5)  die  Ausschreibung  von  Preisfragen  Sei- 
kann gleichfalls  als  eine  Art  von  Prüfungen  be- 
och  ist  die  Theilnahme  an  der  Concurrenz  völlig 
liehe  gilt  von  den  theoretischen  oder  praktischen 
n  den  akademischen  Instituten  zum  Zwecke  der 
hiner  gestellt  werden. 

üsse  (Censuren)  sind  für  die  Stndirenden  an  sich 
sie  kßnnen  jedoch  von  den  betreffenden  Lehrern  er- 
Irtheilung  solcher  Zeugnisse  dnreb  die  Facultüten  ist 
.zteren  überlassen ,  jedenfalls  werden  Facultatszeng- 
jeder  Facultst  ungehörigen  Vorlesungen  ertheilt. 
m  31.  Oct.  1816  II.  §.  4..  Breslau  vom  21.  Febr. 
i,  Verfügung  vom  17.  Mai  1867.  Hinsichtlich  der  ob- 
e  Über  die  einzelnen  Vorlesungen  s.  Bonn,  Statu- 
827    §.    140.     Rayern,    Disciplinarsatzungen    vom 

hnng  des  Bundeskanzlers  betr.  die  Prüfungen  der 
hierarzte  und  Apotheker  vom  25.  Sept.  1869  §.  3. 
werin,  Verordnung  vom  18.  Oct.  1869  betr.  die  von 
fedicin  zu  bestehende  naturwissenschaftliche  Prüfung. 
g  vom  22.  Juni  1858  betr.  das  Studium  der  Median, 
j  vom  20.  Jan.  1850.  Vgl.  oben  §.  247  Anm.  4.  ' 
wissenschaftliche)  Vorprüfung  wäre  auch  für  das 
vissenschaft  wün  Sehens  wer  th.  H.  Roealer,  Ueber 
icben  Volkswirthschaftslebre  und  Rechtswissenschaft 
Hirth's    Aunalen     deB     deutschen     Reiches    1872 

ngen  finden  regelmässig  vor  besonderen  Examina- 
tatt,    welche  zum  Theil  aus  Practikern  und  Gelehr- 

zum  Tbeil  von  den  Mitgliedern  der  betreffenden  Fs- 
ron  einem  durch  die  Staats  regierang  bestellten  Com- 

geleitet  werden.  Das  letztere  verdient  aus  mehr- 
Vorzug,  da  für  die  meisten  Studirenden  f&ctisch  der 
Itudien  durch  die  Anforderungen  des  Examens  be- 
;ehauftes  und  geschürftes  Prttfnn  gewesen  ist  ohnedies 
d.  Nicht  erschöpfend  bebandelt  diesen  Gegenstand 
it,  Völkerrecht  und  Politik  III.  p.  191.  242  ff. 
f.  34. 
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3.    Di«  StutlrentfM. 

§.     811. 

Zur  Theilnahme  am  akademischen  Unterrichte  sind  berechtigt: 

1)  die  als   Stadirende  immatriculirten   Mitglieder   der  Universität; 

2)  diejenigen,  welche  von  dem  Rector  oder  von  einem  Docenten  die 
besondere  Erlaubniss  hiezu  erhalten  haben ;  ausserdem  auch  zuweilen 

3)  die  Eleven  gewisser  höherer  Facbanstalten  des  Ortes  (')•  Aus* 
geschlossen  von  der  Zulassung  sind  (*):  1)  wegen  mangelnder  Reife 
alle  diejenigen,  welche  noch  eine  Schule  besuchen;  2)  diejenigen, 
welche,  obwohl  der  Immatriculation  fähig,  sich  ohne  genügende 
Entschuldigung  durch  die  Verhältnisse  dennoch  nicht  immatriouliren 
lassen  wollen;  3)  diejenigen,  welche  durch  Zurückgabe  oder  Ent- 
ziehung der  Matrikel  das  akademische  Bürgerrecht  verloren  haben. 
Die  Immatriculation ,  durch  welche  die  Aufnahme  als  Mitglied  der 
Universität  erlangt  wird,  erfolgt  vor  dem  Rector  resp.  der  hiefür 
bestellten  akademischen  Commission  durch  eigenhändige  Einzeich- 
nnng  des  Namens,  Vaterlandes,  Geburtsortes  und  Studiums  in  das 
Matrikelbuch  der  Universität  (3).  Sie  ist  bedingt  durch  Vorlage 
eines  Sittenzeugnisses  und  des  erforderlichen  Zeugnisses  der  Reife 
oder  eines  Abgangszeugnisses  .  von  einer  etwa  vorher  besuchten 
Universität  (4) ;  diejenigen ,  welche  sich  nicht  für  den  wissenschaft- 
lichen öffentlichen  Dienst  bestimmen,  sondern  zum  Zwecke  der 
höheren  Ausbildung  durch  akademischen  Unterricht  in  einzelnen 
Lehren,  theils  freiwillig,  theils  den  bestehenden  Verordnungen  ge- 
mäss die  Universität  beziehen,  haben  den  Nachweis  der  entsprechen- 
den, hiefür  vorgeschriebenen  Vorbildung  zu  erbringen  (b).  Von  der 
Immatriculation  sind  ausgeschlossen:  1)  Staatsdiener  und  Militär- 
personen f6) ;  2)  alle ,  die  einer  anderen  Bildungsanstalt  angehören ; 
3)  diejenigen,  welche  am  Orte  der  Universität  eine  bürgerliche 
Nahrung  betreiben  (7).  Die  immatriculirten  Studenten  werden  vom 
Rector  durch  Handschlag  auf  die  für  die  Studirenden  erlassenen 
Gesetze  verpflichtet,  erhalten  eine  Matrikel  (Aufnahmsurkunde),  so- 
wie eine  Erkennungs- (Aufenthalts-) Karte,  und  haben  sich  bei  dem 
Decan  der  Facultät,  zu  welcher  sie  gehören  wollen,  auch  im  Falle 
des  Uebertritts  in  eine  andere  Facultät,  in  das  Album  derselben 
unter  Vorzeigung  der  Matrikel  einzuzeichnen  (8).  Das  durch  die 
Immatriculation  erworbene  akademische  Bürgerrecht  hört  auf  (9): 
1)  durch  rechtskräftige  Verurtheilung  wegen  eines  gemeinen  Crimi- 
nalverbrechens ;  2)  durch  diseiplinäre  (polizeiliche)  Wegweisung  von 
der  Universität;  3)  durch  längere  freiwillige  Entfernung  vom  Uni- 
versitätsorte ohne  Erlaubniss  (10) ;  4)  durch  Zurückgabe  der  Matrikel 
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anderen  freiwilligen  wörtlich  oder  th 
5)  durch  den  Ablauf  der  regeln 
ich  das  Beetehen  der  Staatsprüfung,  . 
es  und  durch  eine  nicht  bei  der  Un: 
2).  Jeder  Studirende  ist  verpflichtet, 
ireitfit  und  eein  Auaecheiden  aua  der  '. 
Decan  seiner  Facultät  anzuzeigen  (°), 
ät  ein  Abgangszeugnisa,  sowie  von  d 
die  von  ihm  besuchten  Vorlesungen  u 
i  verlangen  ("}.  Ein  akademisches  Abgs 
m  Vorlesungen,  über  Fleiss  und  Auf 
[esucht  werden,  welche  auf  Grund  al 
i  Öffentlichen  Examen  und  zur  Anstellu: 
assen  werden  wollen  (">). 

(')  Berlin,  Statuten  vom  81.  Oct.  18K 
21.  Febr.  1816  VIII.  §.  6.  8.  Bonn  v 
Rostock  vom  30.  Nov.  18S7  %.  101. 
j  1843  §.  107.  Halle  vom  24.  April  1 
lO.Nov.  1865.  Heidelberg,  Diseiplini 
§.51  ff.  Bayern,  Disciplinar-Satzunge: 
1,  Gesetz  von  1866  §.  31.  Oestrei 
t.  1850.  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichts 
anch  a.  a.  0.  IL  §.  420.  Als  diejen 
h  anch  zum  Hören  der  Universitfitsvorlei 
jlich  aufgeführt  die  polytechnischen  Seht: 
n  u.  dgl. ;  ferner  werden  anch  genannt 
sehenden  Heeres  in  Königsberg,  Statin 

(2)  Insbesondere  sind  diejenigen  zur  vors 
verpflichtet,    welche    ihre    berufsmässig« 

ät  zu  suchen  haben.  Rostock,  Stat 
I.     Berlin  vom  31.  Oct.  1816  vm.  g.  6 

Via  §.  7.  Bonn  vom  2.  Sept.  1827  ) 
li  1843  §.  108.     Halle  vom  24.  April  18 

10,  Nov.  1865  §.  93.  111.  Tübingi 
,i  1859  g.  10.  K.  Sachsen,  Mandat 
rtheilte  Erlaubnis^  kann  bei  ungeeignet 
;en  widerrufen  werden. 

(3)  Preussen,  A.  L.  R.  II.  12  §.  74  I 
»ct.  1816  VI.  §.  1.  6.  Breslau  vom  2 
i  vom  1.  Sept.  1827  §.  91.  97.     Halle 

fswald  vom  10.  Nov.  1865  g.  89.  £ 
ten  vom  4.  April  1849  §.  1.  Leipz 
ni  1835   §.  9.      Bayern,    Disciplinarsal 

Tübingen,  Disziplinarstatuten  vom 
erg,     Disziplinargesetz    vom    19.  März    ] 

für  die  Studirenden  §.  1.  2.  Oestrei 
<.t.  1850  g.  2.  v.  Rönne,  Preuss.  Uc 
iubenrnuch  a.  a.  0.  IL  §.  420. 
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muss  zur  Zeit  noch   regelmässig   von  einem 
langt    werden,    nur    für     das    Studium    der 
onBchaften  genügt  jetzt   zum  Theil    auch  die 
tndigen  Realschule.     Mit   ministerieller  Ge- 
achtraglicbe  Bestehen   der  Maturitätsprüfung 
Gemischen  Studien  stattfinden.     Bei  Auslan- 
«ugniss  den  Gesetzen   des  Landes  entspricht, 
irird  meist  der  Kachweis  der  elterlichen  Zu- 
iter  väterlicher   Gewalt  Stehenden    verlangt, 
die  Maturitätsprüfungen   vom  4.  Jnni  1834 
ton  vom  4.  Mai  1848  8-  78-80.     Rostock, 
,.  April  1849  g.  2.     Reglement  fflr  die  Abi- 
Mai   18S3.     Min. -Verfügung    vom    5.  März 
■Vorschriften  vom  1.  Juni  1835  §.  1.  2.     E. 
ili    1829    §.  3.    11.      Bayern,    Disciplinar- 
9    8-  6.  8.     Tübingen,    Discipl. -Statuten 
vom     4.    Mai    1859     §.  4.     Heidelberg,     Discipl.  -  Vorschriften     vom 
19.  März  1868  %.  5.     Jena,  Gesetze  für  die  Studirenden  §.  6.     Basel, 
leset*  von  1866  g.  30.     Zürich,   Gesetz  von  1859   §.  140,  141.     Vor- 
drang des  Vermögensnach  weises  wurde    verlangt  in  Marburg,    Gesetze 
Dr  die  Studirenden    vom    10.  Dec.  1819    §.  2,    aufgehoben  durch  Erlass 
om  5.  Oct.  1824. 

(■'')  Hieber  gehören  namentlich  Pharmaceuten ,  Chemiker,  Mathe- 
natiker,  Oekonomen ,  auch  Ausländer.  Solche  Candidaten,  welche  in 
ler  Regel  die  Reife  für  die  Prima  eines  Gymnasiums  oder  einer  Real- 
chnle  nachzuweisen  haben,  erhalten  nnr  die  sog.  kleine  Matrikel  (In- 
eription  auf  1  —  2  Jahre),  welche  unter  Umstanden  sntzogen  werden 
ann.  E.  Sachsen,  Verordnung  vom  30.  Nov.  1846  und  lS.März  1847 
Supplement  zum  Codex  des  Sachs.  Kirchen  -  und  Schulrechts  1852  p.  288). 
'renssen,  Reglement  für  die  Maturitätsprüfungen  vom  4.  Juni  1834 
).  36.  37.  Wiese  a.  a.  O.  I.  p.  225.  Tübingen,  Disoiplinarstatuten 
om  4.  Mai  1859  §.9.  Bayern,  Discipl!  narsatzungen  vom  1.  Oct.  1849 
i.  14.  Jena,  Gesetze  für  die  Studirenden  §.  6.  Vgl.  auch  Heidel- 
>erg,  Disciplinarvorschriften  vom  19.  März  1868  §.  6. 

(")  Die  einjährig  Freiwilligen  werden  hievon  nicht  betroffen,  soweit 
las  Interesse  ihres  fortlaufenden  Unterrichts  es  anlagst;  sie  stehen  jedoch 
vShrend  ihrer  Dienstzeit  unter  der  Militärgerichtsbarkeit.  Berlin,  Sta- 
aten vom  81.  Oct.  1816  VI.  %.  5.  Breslau  vom  21.  Febr.  1816  VI. 
}.  5.  Bonn  vom  1.  Sept.  1827  g.  93.  Königsberg  vom  4.  Mai 
1843  §.  82.  Halle  vom  24.  April  1854  §.  89.  Greifswald  vom 
10.  Nov.  1865  8-  95. 

(7)  Den  von  einer  anderen  Universität  Weggewiesenen  ('§.  318) 
in  die  Immatriculation  verweigert  werden;  im  Falle  der  Relegation 
jedenfalls  die  Aufnahme  von  ministerieller  Genehmigung  abhangig. 
stock,  Disciplinarvorschriften  vom  4.  April  1849  §.  4.  Berlin, 
■tuten  vom  31.  Oct.  1816  VI.  g.  5.  Bonn  vom  1.  Sept.  1827  §.  92. 
Halle  vom  24.  April  1854  8-88.  Königsberg  vom  4.  Mai  1848 
11.  Breslau  vom  21.  Febr.  1816  VI.  §.  5.  Grsifswald  vom 
Nov.1865  %.9i.  Heidelberg,  Di  nciplinar  Vorschriften  vom  19.Marz 
18  §.  7.  Jena,  Gesetze  fUr  die  Studirenden  §.  8.  Prenss.  Rescript 
o  2.  Ang.  1837.    v.  Könne,  Prenss.  Unterrichts wesen  II.  p.  545. 


r.  181t 

I.  78. 

7.  E 
ild  vc 
Juni  1 
25.  1 
«tze  ft 
t.  185( 
n  sam 
,    der  ! 

)hischei     ___ a.  _  _   

3  Wohnung   und  jede  Veränderung  derselben  dem 
.  und  ihre  Erkenn  nngskarte  stets  bei  sich  ti 
linen   bestimmten  Zeitraum   ('/■;  Jabr)   »nag 

Ablauf  erneuert  werden.  Rostock,  Di 
•111849  §.9.  10.    Berlin,  Statuten  vom  3: 

tuten  vom  31.  Oct.  1816  VI.  g.  15.  21 
r.  1816  VI.  §.14.  24.  Bonn  vom  1.  Sept. 
berg  vom  4.  Mai  1843  §.  88.  90.  Hall. 
Vi.  Oreifswald  vom  10.  Nov.  1865  g.  9 
Tschriften  vom  4.  April  1849  §.  11.  Lei 
nden  vom  1.  Juni  1835  §.15.  Bayern,  Di 
1849  §.  17.  Heidelberg,  Diseipl.-Vorsel 
13.  Jena,  Gesetze  für  die  Studirenden  §. 
wankt  zwischen  4  Wochen  bis  6  Monaten. 
nden  wahrend  des  Semesters,  inabesonder 
eu  verboten ,  sind  man  etafache  Anordnung« 
i  Motive  dieser  Ueberwachung  sind  jedoch 
nnc,  Prenss.  UnterrichtsweBen  II.  p.  559  ff. 
lie  Beherbergung  fremder  Studirender  ver 
om  9.Jnni  1824.  v.  Rßnne  a.  a.  0.  II. 
«tzang  weiterer  Studien  kann  das  akade: 
ihr  verlängert  werden.  Greifswald,  St 
100.  Tübingen,  Discipl.  -  Statuten  vom 
c,  Di sci.pl. -Vorschriften  vom  4.  April  1849 
:r  Promotion  kann  das  akademische  Bürg« 
;en  werden,  wenn  noch  nachher  der  Besui 
Benützung  der  Institute  der  Universität 
,  Statuten  vom  31.  Oct.  1816  VI.  %.  25. 
16  VI.  g.  24.     Halle  vom   24.  April  1854 

.tuten  vom  31.  Oct.  1816  VI.  g.  28.  Bon 
09.  Breslau  vom  21.  Febr.  1816  VI. 
tstuten  vom  4.  Hai  1859  §.  13.  Rostock 
4.  April  1849  §.  12. 

Ltuten  vom  31.  Oct.  1816  VI.  §.  29.  Bon 
9.  110.  Halle  vom  24.  April  1854  g.  95. 
i  1843  §.  92.  Breslau  vom  21.  Febr.  18! 
,ld  vom  10.  Nov.  1865  §.  101.    Rostock 
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April  1849  §.  IS.  Tübingen,  Discipl.-8ta- 
ij.  13.  Heidelberg,  Discipl.- Statuten  vom 
Inweilen  ist  die  Verpflichtung  zur  Einholung 
[gemein  vorgeschrieben.  Prenssen,  A.  L.  R. 
foiu    13-  Jan.  1825      v.  Rönne,     Preuss.  Uu- 

:n  vom  1.  Sept.  1827  §.  109.  Halle  vom 
•o stock,   Discipl.- Vorschriften    vom   4.  April 


§.     312. 

i  verleiht  während  der  Daner  ihrer  Qültig- 
amischen  Bürgerrechte  für  die  Studirenden 
Terbundeiieu  Kochte,  insbesondere:  1)  das  Recht  des  Aufenthaltes 
i  Orte  der  Universität  unter  dem  Schutze  derselben;  2)  ge~ 
techtsprivilegien,  soweit  sie  noch  bestehen  (');  3)  das  Recht, 
-lesungen  bei  der  Universität  zu  besuchen  und  ihre  sämmt- 
Institute  nach  den  Gesetzen  eines  jeden  zu  benützen  (s) ; 
Befähigung  zu  akademischen  Beneficien  (Stipendien ,  Con- 
rad zur  Bewerbung  um  die  von  den  Facultäten  aufgestellten 
dachen  Preisfragen  (3).  Die  Benützung  des  Unterrichts  ist 
reien  Entsobliessung  und  Wahl  überlassen,  mit  folgenden 
■änkungcn :  1)  sie  müssen  in  jedem  Semester  wenigstens  eine 
iche  Vorlesung  hören  {*) ;  2)  die  Zulassung  zu  einem  Öffent- 
Sxamen  erfordert  ausser  der  Zurücklegung  der  vorgeschrie- 
Studienzeit  (3  —  5  Jahre)  den  Machweis  über  den  Besuch  der 
betreffenden  Berufe  vorbereitenden  Collegien,  wohin  auch 
isaig  eine  gewisse  Anzahl  allgemein  bildender  (philosophischer) 
in  gehört  (5);  3)  die  Ertheilung  akademischer  Beneficien  ist 
fleissigen  Besuch  der  Collegien,  auch  hinsichtlich  einer  be- 
n  wöchentlichen  Stundenzahl  geknüpft;  4)  die  Zulassung  zum 
i  der  Torlesungen  ist  durch  rechtzeitige  Anmeldung  (Belegen) 
fange  de«  Semesters,  meist  persönlich  beim  Dooenten,  und 
Erlegung  des  dafür  zu  entrichtenden  Honorars  bedingt  (e). 
Forschriften  erstrecken  eich  jedoch  weder  auf  den  wirklichen 
der  belegten  Vorlesungen,    noch  auf  die  Befestigung  und 

irung  des  darin  gebotenen  Unterrichts  durch  Privatstudien; 

vielmehr  gemessen  die  deutschen  Studenten  hinsichtlich  ihres  Fleisses 
und  der  Zweckmässigkeit  ihrer  Studien  vollständige  Lernfreiheit, 
wie  sie  das  Wesen  des  wissenschaftlichen  Unterriohta  nothwendig 
mit  sich  bringt  (7).  Auch  besteht  regelmässig  keine  Zwangsvor- 
ichrift  hinsichtlich  der  Befolgung  eines  bestimmten  Studienplanes, 
sondern  es  bleibt  den  Docenten  überlassen,  durch  freundschaftlichen 
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Rath  und  durch  den  inneren 
Studirenden  zu  leiten  und  ai 

(')  Solche  Privilegien  b 
im  privilegirten  Gerichtsstand« 
den  allgemeinen  Landesgesetze: 
nie  alle  übrigen  StaatsangehBi 
24.  April  1854  §.  91.  Bresl 
nigsberg  vom  4.  Mai  1843  ; 
§.  97.  Tübingen,  Discipl.* 
Geaetze  für  die  Studirenden  g. 

(s)  Roatock,  Discipl. -V 
lin,  Statuten  vom  31.  Oct.  lt 
1816  VI.  g.  10.  Bonn  vom  1 
1854  §.  90.  Königsberg 
vom  10.  Nov.  1865  §.  96.  B 
1849  §.  13.  Tübingen,  Diu 
delberg,  Diacipl.- Vorachrifte 
setze  für  die  Studirenden  g.  V 
den  vom  10.  Dec.  1819  §.  5. 

(3)  Die  Zulassung  zu  ak 
Familienstiftungen,    bedingt  dv. 

nnd  Bedürftigkeit,    sowie   durc     D     ..__    __„ 0__   

seit;  auch  wird  regelmässig  das  Indigenat  erfordert,  soweit  nicht  Aus- 
lander Stiftungen) ässig  zur  Theilnahme  berechtigt  sind.  Bonn,  Statut 
vom  1.  Sept.  1827  §.  145.  160  ff.  Halle  vom  24.  April  1854  §.119 
123.  130  ff.  Königsberg  vom  4.  Mai  1843  §.  95.  101.  113  ff.  Bre 
lau  vom  21.  Febr.  1816  X.  §.  1  ff.  Greifswald  vom  10.  Nov.  18 
§.  125.  134  ff.  Rostock  vom  SO.  Nov.  1837  g.  136.  182.  v.  Röni 
Preuas.  Unterrieb tawesen  II.  p  533  589.  Es  ist  nicht  gestattet,  dl 
Mehrere  zusammen  eine  Preisfrage  bearbeiten. 

(*)  Berlin,  Statuten  vom  31.  Oct.  1816  II.  %.  3.  19.  Bot 
vom  1.  Sept.  1827  §.  28.  Bayern,  Diacipl.- Satzungen  vom  1.  O 
1849  g.  29.  Tübingen,  Diacipl.  -  Statuten  vom  4.  Mai  1859  §. 
(2  Vorlesungen  im  Semester).  Heidelberg,  Discipl.  -  Vorschriften  v» 
19.  März  1868  g.  15.  Vgl.  oben  §.  306  Anm.  5.  Das  Belegen  v 
Collegien  kann  auf  Zeit  denen  erlassen  werden ,  die  sich  znr  Promoti 
Torhoreiten  oder  mit  einer  wissenschaftlichen  Arbeit  beschäftigt  sind. 

(6)  v.  Rönne,  PreuBS.  Untern  chtswesen  II.  p.  519.  601.  Bad* 
Verordnung  vom  6.  Mai  1868  Über  den  Öffentlichen  Dienst  in  der  Jos 
und  Verwaltung  §.  2  (3L/2  Jahre).  Oestreich,  Studienordnung  vi 
1.  Oct.  1850  und  25.  Sept.  1855.  v.  Stubenranch  a.  a.  O.  H.  §.  4S 
Eine  gesetzliche  Studienordnung,  welche  Stein,  Verwaltungslehre  Bd. 
p.  226  als  unentbehrliches  Element  des  Fachbildungsrechtes  beseichn 
ist  in  dieBem  Grundsatze  nicht  enthalten.  Philosophische  Studien  I 
alle  Studirenden  sind  vorgeschrieben  in  Königsberg,  Statuten  vi 
4.  Mai  1843  §.  24.  Bayern,  Discipl. -Satzungen  vom  1.  Oct.  18 
(8  ordentliche  Collegien  aus  dem  Gebiete  der  philosophischen  FaculU 
Baden,  Verordnung  über  die  Gelehrtenschulen  vom  31.  Dec.  1836  §. 
mit  Nachtrag.     Wchrer,   Repertorinm   p.  187.     Ein    zwangsweiser  ! 


>bt.    I.  Die  Univemitäte 

en  Prensa.  Univereitäti 
v.  Bflone  a.  a.  0.  II. 
den  nicht  an  die  Uni 
cbtet,  jedoch  vom  Dniv 
>ben  (s.  oben  §.  308  A 
orauasetzung  wissen  seh; 
theilweiae)  Befreiung  g 
tation  geordnet,  »etsct 
votane.  Bonn,  Statu! 
u  vom  21.  Febr.  181' 
fftr  die  Studir  enden  j 
42  §.  18  ff.  Rostoc 
iT  vom  11.  Febr.  1868. 
im,  Discipl. - Satzung 
irordnnng  vom  30.  Sej 
n,   Beglement  vom  1] 

_ .  .    Prensa.    Unterrichtawe 

p.  546  ff.    v.  Stubenraucb  a.  a.  0.  II.  g.  420. 

f7)  Die  zuweilen  den  Facti  1  taten  vorgeschriebene  Aufsicht  t) 
Fleisa  der  Stndirenden  hat  die  Erlaesung  von  Zw&ngevorschrifte 
mr  Folge.  Berlin,  Statuten  vom.31.Oct.  1816  II.  §.  3.  18.  B 
i  21.  Febr.  1816  II.  g.  17.  Bonn  vom  1.  Sept.  1827  §.  28. 
t  24.  April  1854  §.14.  28.  Greifswald  vom  10.  Nov.  186 
(s)  Die  von  manchen  FacnltBten  aufgestellten  StudienplHne 
die  Bedeutung  sachverständiger  Anleitung  und  sind  ohne  : 
bindende  Kraft.  8.  z.  B.  die  Stndienplftne  der  philosophiBcbei 
n  zn  Bonn  vom  1.  Oct.  1837  und  der  Akademie  zu  Mtlns 
Man  1866  bei  Wiese  a.  a.  0.  II.  p.  3.  11.  Indessen  wei 
direnden  der  Medioin  zn  den  praktischen  Collegien  und  zur  pra 
iDtzung  der  klinischen  Anstalten  nur  nach  vorheriger  Absolvir 
o  retischen  Grundwissenschaften  zugelassen.  Preussen,  Ci 
ipt  vom  22.  Juni  1827  und  vom  9.  Jan.  1830.  v.  Renne, 
terrichtsweaen  II.  p.  520.  567.  Auch  mit  den  zuweilen  bei 
sieht  über  die  Studien  und  den  sittlichen  Wandel  der  Stu< 
Theologie  bestehenden  Einrichtungen  ist  kein  Zwang  hinsieht 
hl  der  Vorlesungen  und  der  Befolgung  anderer  Rathschläge 
,  sondern  nnr  Bath  und  Leitung  beabsichtigt.  Hannover, 
ig  vom  9.  Dec.  1857  das  theologische  Epborat  zu  Göttingi 
e  Verpflichtung  der  Facultaten,  Stndienplane  zn  entwerfen, 
proeben  für  Halle,  Statuten  vom  24.  April  1854  §.  28  und  l 
U  vom  10.  Nov.  1865  §.  30.  Ueber  hodegetiBche  Rathsch: 
Gymnasien  s.  die  Prensa.  Min.- Verfügung  vom  24.  Jat 
ese  a.  a.  0.  I.  p.  146.  —  Ueber  Oestreich  vgl.  die  Stu 
ig  vom  1.  Oct.  1850  §.  44.  45  und  die  Verordnung  vom  20.  0 
saichtliclt  der  rechts-  und  Bta&ts  wissen  schaftlichen  Studien). 
traneh  a.  a.  0.  II.  p.  420. 

§.    313. 

Was    den  rXechtazustand    der  8  tu  direnden    betrifft,    eo 
wlben  1)  in  allen  Criminaleachen   unter  der  Jurisdiction 
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gemeinen  Gerichte,  wobei  ihnen  manchm 
stand  eingeräumt  ist  (') ;  2)  in  allgemoi 
Cognition   der  Polizeibehörden   des  Staa 

3)  in  ihren  PrivatrechtBverhältnissen  mei 
sitäts  -  Jurisdiction ,  welche  theiU  von  dei 
besonderen  hiefür  gebildeten  akademie 
wird  (3).    Insbesondere    ist    das  Schuldet 

Aufsicht  und  richterlichen  Cognition  der  universitär  unterstciir-,  um 
gemessen  dieselben  hiebei  zuweilen  das  Privilegium,  dasa  nur  gewisse, 
gesetzlich  anerkannte  Schulden  von  einem  bestimmten  Maximalbetrage 
beim  akademischen  Gerichte  gegen  sie  eingeklagt  werden  können  ('). 

4)  In  reinen  auf  die  Bewachung  der  Studien  und  Sitten  und  anf 
die  Beobachtung  der  Statuten  sich  beziehenden  Disciplinarsachen 
stehen  die  Studirenden  unter  den  zur  Handhabung  der  akademischen 
Disciplin  cönstituirten  UniversitätsbehÖrden  (6).  Disciplinarrergeben 
Bind  hauptsachlich:  a)  unziemliches,  ausschweifendes  und  unehren- 
haftes  Betragen    im   Allgemeinen;    b)   Beleidigungen 

und  jedes  ordnungswidrige  Benehmen  gegen  die  Uni 
den  und  deren  Hitglieder,  sowie  gegen  die  akadem 
c)  Streitigkeiten,  Injurien  und  Händel  der  Studirend 
insbesondere  Thätlichkeiten  und  Duelle  (B);  d)  Bruch  o 
des  Ehrenworts;  e)  Demonstrationen  (Verrufserklärunf 
Autorität  der  UniversitätsbehÖrden,  sowie  die  Abhält» 
Studenten  Versammlungen  oder  die  Anstellung  öffentl 
keiten  und  Feierlichkeiten  ohne  vorherige  akademisci 
liehe  Erlaubniss  (7j.  Die  Strafen,  welche  nach  dem  ( 
gebuDg  abgestuft  sind  und  theils  von  dem  Rector,  i 
akademischen  Gerichte  .oder  dem  Senate  erkannt 
werden ,  sind  (8) :  a)  Ehrenstrafen  (Verweis ,  consi 
Dimission,  Relegation)  (9) ;  b)  Freiheitsstrafen  (einfac 
ger  Carcer);  c)  Verlust  akademischer  Beneficien,  theil 
in  Verbindung  mit  anderen  Strafen  C0);  zuweilen  auc 
fen.  5)  Endlich  findet  eine  Bewachung  des  Fleisses, 
des  sittlichen  Tones  und  der  Eintracht  unter  den  Stuc 
die  akademischen  Behörden  und  Lehrer  insoweit  eta 
Studirende,  die  durch  Rohheit,  Unsittlichkeit ,  Un£ 
schwendung  beweisen,  dass  sie  der  Mitgliedschaft  im 
Verbände  unwürdig  sind,  verwarnt  und  auch  ohne  föi 
plinarstrafverfahren  ihren  Eltern  oder  Vormündern  z 
werden  können,  damit  diese  die  einem  akademischen 
wendige  Erziehung  an  ihnen  vollenden  ("). 

(')  Berlin,  Statuten  vom  81.  Oct.  1816  VI     §.  1< 
setze  für  die  Sttidirenden  §.  12.     Rostock,    Discipl.-V 


ftliche  unter  riebt.    I.  Die  Universität 

itende  Untersuchung  durch  das  aka 

ngsgeaetz  znm  Straf-  und  Polizeisti 

2  (Aufhebung  der  Verordnung  vom 

nngsrecht  4.  Aufl.  p.  241.     Badet 

Hechts  Verhältnisse  der  Akademiker 

|.  12.     Rostock,  Discipl.-Vorschri 

In  Göttingen   ist  die  Polizei-  und 

en  den   akademischen  Behörden  vo 

Zusammenwirkens    der    akademisc 

is  akademischen    und   communalen 

,  als  berath ende  Behörde  gebildet. 

uuug  Twi  i3.aj>iu  iu-1»  u..d  29.  Aug.  1852.     Polizeiordnung  c 

Göttingen  vom  25.  Mai  1859.      In  Leipzig    gehört   die  Bestraft 

nwidrigen  Handlangen  vor  das  Univ. -Gericht.  Regulativ  vom 

In  Preuesen  wird  die  akademische  Disciplin  und  Poli 

die  Stndirenden   von  den  akademischen  Behörden    geübt. 

vom  18.  Nov.  1819. 

(J)  Berlin,  Statuten  vom  81.  Oct.  1816  IV.  §.  5.  B 
pl.- Vorschriften  vom  4.  April  1849  §.  91.  Jena,  Gesetz 
renden  §.  17.  Aufgehoben  in  Baden,  Gesetz  vom  20.  Pet 
b  kann  ibid.  §.  8  bei  EhrenkrBnkungen  unter  Studirenden 
;te  statt  gerichtlicher  Anklage  eine  disciplin&re  Bestrafung 
[ers  beantragen.  In  Bayern,  üiscipl.  -  Satzungen  vom  l.C 
i  steht  der  akademischen  Behörde  ein  Vermittlungsamt  zu. 

(4)  Dieselben  beziehen  sich  hauptsächlich  anf  die  Kosten  d 
,    der  Verpflegung  und   der  Studien.     Preuasen,    A.  L. 
i  ff.     v.  Rönne,    Preuss.  Unterrichts wesen  II.  p.  584.     Je 

für   die  Stndirenden   §.  114  ff.     Rostock,    Disciplinarvo 

4  April  1849  §.  92.  93.  Leipzig,  Gesetz  über  die  li 
isee  der  Studirenden  vom  1.  Juni  1835  g.  2.  3.  7.  Badei 
21.  Juli  1823  (aufgehoben  durch  Gesetz  vom  20.  Febr.  186: 
Bayr.  Discipl in arsta taten  vom  1.  Oct.  1849  steht  das  Cn 
Stndirenden    unter   der   Competenz    der    gewöhnlichen    Civil 

können  wegen  der  der  Universität  zustehenden  Forderut 
b. anerkannter  anderer  Forderungen,   die  ohne  Zustimmung 

contrahirt  werden ,  vom  Rectorat  auf  Antrag  des  Glaub 
üsse  mit  Beschlag  belegt    werden.      Ebenso    in  Tübingen 

11.  Sept.  1865  und  Min.- Verfügung  vom  12.  Oct.  186 
3  Beschlagnahme  der  Zeugnisse  für  Glaubiger  ist  auch  ai 
iig.  Jena,  Gesetze  für  die  Stndirenden  §.124.  Rostock, 
tbriften  vom  4.  April  1849  §.  107. 

(&)  Leichtere  Fälle  werden  in  der  Regel  vom  Rector,  i 
akademischen  Gerichte  oder  dem  Senate  abgeurtheilt.  Pi 
.  R.  II.  12  §.  84  —  96  und  Anhang  §.  136—140.  Oe 
-Erlass  vom  13.  Oct.  1849.  Bayern,  Disciplinarsatzun 
t.  1849.  Baden,  Gesetz  vom  20.  Febr.  1868  g.  5.  Hei. 
iburg),  Discipl. -Vorschriften  vom  19.  März  1868  §.  19 
:ze  für  die  Stndirenden  §.  12.  17.  Tübingen,  Discipl. - 
4.  Mai  1859  §.  20.     v.  Rönne,  Preusa.  Unterrichtswesen  I 
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Pözl,  Bayr.  VerfaBsungsrecht  4.  Aufl.  §.92 
einer    besonderen    akademischen    Disciplin 
Völkerrecht  und  Politik  HI.  p.  188  ff. 

{ß)  Hierüber  entscheiden  jetzt  die  Be 
bucbes  von  1870  §.  201—210,  wornach  insbesondere  der  ord nun ga massig 
stattfindende  Zweikampf  mit  Festungshaft  von  3  Monaton  bis  5  Jahren 
bestraft  werden  soll.  Vgl.  noch  Berlin,  Statuten  vom  31.  Oct.  1816 
IV.  g.  9.  Jena,  Gesetze  für  die  Studirenden  §.  91  ff.  Rostock, 
DiBcipl.-Vorsebriften  vom  4.  April  1849  §.  41. 

(0  Berlin,   Statuten  vom  31.  Oct.  1816  VI.  §.  18  ff.     Bayern, 
Discipl.- Satzungen    vom    1.  Oct.  1849    §.  44.      Heidelberg,    Discipl- 
Vorschriften  vom  19.  März  1868  §.  29.     Tübingen,    Discipl. -Statuten 
vom  4.  Mai  1859  §.50.     Jena,    Gesetze    für  die  Studirenden  §.  62  ff. 
Rostock,  Discipl.-Vorschriften  vom  4.  April  1849  §.21.  —     Den  Stn- 
direnden ist  freigegeben,  zu  wissenschaftlichen ,    sittlichen  oder  gesellig 
Zwecken  Verbindungen  zu  bilden  und  Abzeichen    hiefür    sich    beizulegt 
solche  Vorbindungen    stehen    unter    den    allgemeinen   Staatsgesetzen    n 
den    besonderen  Discipl inargesetzen    und   es  müssen    ihre  Statuten   t 
Vorstände  sofort  angezeigt  werden.     Bnndesbeschlusa  vom  18.  Nov.  18 
art.  6.       Bayern,    Discipl.  -  Satzungen    vom    1.  Oct.    1849    §.  66  —  I 
Tübingen,  Discipl. -Statuten  vom  4.  Mai  1859  §.  44  ff.     Heidelbei 
Discipl. -Vorschriften    vom    19.  März  1868    §.  22  ff.     Früheres    (vergi 
liches)  Verbot    der    Studentenverbindungen ,    insbesondere    der    gehein 
und    bnrschenschaftlicben ;    Bnndesbeschluss    vom     13.  Nov.  1834    art. 
Preussea,  Gesetz  vom  7.  Jan.  1838.     v.  Rönne,  Unter  richtswesen 
p.  572  ff. 

(s)  Berlin,  Statuten  vom  '31.  Oct.  1816  VI.  §.  14.  Leipxie. 
Disciplinargesetze  vom  1.  Juni  1835  §.  85.  Bayern,  Discipl. -St 
ungen  vom  1.  Oct.  1849  §.  45  (hier  wird  auch  Nichteinrechnnng  ein; 
ner  Semester  in  die  gesetzliche  Studienzeit  als  Strafe  aufgeführt).  H 
delberg,  Discipl.- Vorschriften  vom  19.  März  1868  §.30.  Tttbing, 
Discipl. -Statuten  vom  4.  Mai  1859  §.  21.  Jena,  Gesetze  för  die  S 
direnden  §.  44.  Rostock,  Discipl. -Vorschriften  vom  4.  April  IE 
§.  23.     Geldstrafen  kommen  jedoch  nicht  durchgängig  vor. 

(a)  Die  Dimission  besteht  in  der  zeitweisen  Ausschliessung  von  i 
Univcrsitutsstudien ;  die  Relegation  ist  die  höchste  akademische  Str 
und  besteht  in  der  Erklärung,  dass  der  Straffällige  (abgesehen  von  ) 
materieller  Dispensation)  für  immer  unfähig  sei,  einer  deutschen  Unii 
sität  anzugehören.  Sie  wird  durch  Anschlag  am  schwarzen  Brette  ßi 
lieh  bekannt  gemacht  und  allen  Universitäten  zur  Veröffentlichung  n 
gethcilt.  Bayern,  Discipl.  -  Satzungen  vom  1.  Oct.  1849  §.  51. 
Tübingen,  Discipl. -Statu ton  vom  4.  Mai  1859  §.  24—26.  Jena,  t 
setze  für  die  Studirenden  §.  55  —  57.  Rostock,  Discipl.- Vorschrif 
vom   4.  April  1849  §.  24. 

(l0)  Halle,  Statuten  vom  24.  April  1854  §.  136.  Greifswa 
vom  10.  Nov.  1865  §.  141.  A.  L.  R.  II.  12  Anh.  §.  140.  v.  Ron: 
Preuss.  Unterrichtsweseu  II.  p.  599. 

(»)  Rostock,  Discipl.-Vorschriften  vom  4.  April  1349  §.  24.  I 
Halle,  Statuten  vom  24.ApriU854  §.28.  Greifswald  vom  10.  N 
1865  §.30.    Tübingen,    Discipl. -Statuten    vom  4.  Mai  1859    §.  i 
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*   vom    23.  Dec.  1859    i 
Benachrichtigung    der 


114. 

v-ocenten)  sind  in  der  ] 

theils  öffentliche  Professoren,  theils  Privatdocenten  (').  £ 
len  vom  Staate  ernannt;  die  letzteren,  aus  welchen 
rig  hervorgehen,  erhalten  die  Lehramtsbefugnisa  (ven 
Grund  einer  bei  einer  Facultät  bewirkten  JJabilita 
enschaftlicher  Unterschied  besteht  zwischen  diesen  be 
;n  an  sich  nicht;  jedoch  sind  die  Professoren  meist,  ■ 
:n  Professoren  immer,  für  bestimmte  Lehrzweige  aufg 
fliegen  insoferne  bestimmten  Verpflichtungen  binsi< 
Übung  ihres  Lehrberufes  (J).  Die  Zahl  der  ordentücl 
a  ist  regelmässig  festbestimmt  durch  die  Theilung  je 
riasenBchaft  in  eine  zusammenbangende  Keine  von  i 
>n  und  das  herkömmliche  Bedürfniss  des  Unterrichte 
Disciplin  ein-  oder  mehrfach  besetzt  sein  kann;  i 
ofalls  eine  Vermehrung  und  Erweiterung  stattfinde 
liss  der  fortschreitenden  Entwicklung  der  Wiasenscl 
Lehrbedarfe  (3).  Die  Zahl  der  Privatdocenten  ist  der 
e  nach  unbeschränkt  und  kann  die  Festsetzung  einei 
für  dieselben  nicht  gebilligt  werden  (*).  Ausserdem 
Universitäten  als  Lehrer  fungiren:  1)  Repetenten,  w< 
lepetitorien  und  Examinatorien  die  von  anderen  De 
inen  Vorlesungen  wiederholen,  theils  auch  selbständig 
nicht  geben  CB)i  2)  Privatgelehrte,  denen  von  ein 
Halten  einzelner  Vorlesungen  vorübergehend  gestatt 
kademische  Sprachlehrer  und  Lehrer  der  freien  Küi 
nmeister),  welche  von  der  obersten  Unterrichtsbebörd« 
len;  wenn  dieselben  von  der  philosophischen  Facul 
misa  zu  Vorlesungen  erlangt  haben,  sind  sie  hinsich 
lesungen  als  Privatdocenten  zn  betrachten  (')■ 

(»)  Statuten    von   Jena    von    1829    §.  6.     Bsrlin    vo 
>   I.    §.  3.     Breslau  vom   21.  Febr.    1816    I.    §.  3. 
ept.  1827  §.  34.     Halle  vom  24.  April  1854  §.  10.     G 

10.  Nov.  1865  §.  12.  Königsberg  vom  4.  Mai  1843 
,  Gesets  vom  30.  Jan.  1866  §.  12.  Zürich,  Gesetz  vc 
i  §.  128.  v.  Rönne,  Preuss.  Unter  richtsweaen  II.  p.  48 
r.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  %.  222. 


bre 
Do 


btif 

loigwr    eidlicher    Verpflichtung    und   üiinfunrung   ihi 

massigen  Sitz  in  der  Facnltät  uDd  im  Senate  einzun 

■a    zukommende    Berathungs  -    und    Abatimmui 

i  (1U) ;    2)  Vorlesungen    Über  alle  Disciplinen  ihr 

;  verwandte  Lehrzweige  zu  halten  (");  3)  die  mil 

randenen  Prüfungen  zn  übernehmen;  4)  haben  si 

ihrer  Professur  dotationB-  oder  Yertragsmassig  i 

,    sowie  auf  die  anderweitigen  Nebeneinnahmen 

ihrenden  Yorlesungahonorare  (IZ).    Im  Uebrigen 

.tsdiener  betrachtet  und  es  ist  ihnen  als  solchen 

gordnong,  sowie  eine  besondere  Amtstracht  (Lut 

torröcke)  "verliehen,   in  welcher  sie  bei  feierlichen  Gfi 

scheinen  müssen  (lä). 

(')  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichtswesen  II.  p.  49 
nraltungsrecht  8.  Aufl.  §.  222.  v.  Stubenrauch  i 
§.  418.  Die  Honorarprofessoren  sind  (ordentliche) 
»reo,  ohne  eine  ordentliche  Professur  einzunehmen 
haben  keine  Rechte  in  der  Facnltät,  wohl  aber  zuw. 
sie  Gehalt  beziehen ,  hängt  von  den  Umständen  ab. 
n  1.  Sept.  1827  §.  16.  84.  Jena  von  1829  §.  < 
April  1854  §.  11.    Bayern,  Verordnung  vom  16/ 

(2)  Vgl.  §.  Sil  Anm.  2. 

i3)  Ihr  Anatellungspatent  mnss  vom  Monarchen 
stock,  Statuten  vom  SO.  Nov.  1837  §.110.  Jena 
BOnne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  IL  §.  508. 
htswesen  II.  p.  496.  v.  Mohl,  Staatsrecht,  Völkern 
-  p.  168  ff.  v.  Stubenranch  a.  a.  0.  I.  §.  54.  D 
chlagene  Wahl  der  Professoren  durch  die  Studiren 
isionen,  ebenso  wäre  die  ausschliessliche  Ernennung 
machen  Lehrkörper  unthunlich.  Hinsichtlich  der  Ans' 
wren  in  den  katholisch  -  theologischen  Facultäten  (/ 
ebofs)   vgl.  für  Bonn   die  Statuten   der  katholisch  -  tl 
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cultSt  daselbst  vom  18.  Oct.  1834  §.  3 
vom  26.  Aug.  1776  und  das  Reglement 
Preuss.  Unter  richtswesen  II.  p.  411;  b< 
ster,  deren  Statuten  vom   12.  Nov.  18,' 

(*)  Bonn,  Statuten  vom  1.  Sept. 
24.April  1854  §.13.  Königsberg  voi 
wald  vom  10.  Nov.  1865  §.15.  Rost 
(mindestens  10  Standen  wöchentlich), 
vom  1.  Oct  1849  §.  69.  Zürich,  Gei 
(10—12,  resp.  4—6  wöchentliche  Stand 
Verpflichtung  nur  auf  eine  H&uptvorlesu 
liehe  Vorlesung  per  Semester.  Beson 
Professoren  (Colloquium,  Antrittsrede,  E 
nicht  mehr  durchgangig  beobachtet, 
vom  17.  Sept.  1870.  Oestreich,  » 
Jena,  Statuten  von  1829  §.  27.  28. 

(6)  Rostock,  Statuten  vom  80. 
1829  §.  24  (fflr  die  Besitzer  auswärtige] 
vorgeschrieben).  Abgesehen  hievon  ist 
der  Besitz  des  Doctorgrades  nicht  absolut 
es  kann  daher  vorkommen,  dass  orde 
licher  Ernennung  ein  akademisches  Lei 
ihrer  Facnltät  zu  sein ,  was  jedoch  nichi 

(s)  Jena,  Statuten  von  1829  § 
1837  §.  6.  Der  Professor  eloqnentiae  l 
ausserdem  die  besondere  Verpflichtung, 
in  deren  Namen  in  lateinischer  Sprache 
kündigungen  (Programme,  Einleitungen 
ladungs*,  Begruasungsadresseii  etc.)  abzi 
31.  Oct.  1816  III.  §.  40.  Brnslau  i 
Königsberg  vom  4.  Mai  1843  §.  5b.  nair 
$.  17.     Jena  von  1829  g.  41.    Rostock  vom  ! 

(7)  Rostock,  Statuten  vom  30.  Nov.  1837  §.6.  1 
(•)  Rostock,    Statuten   vom   80.  Not.  1887    §.  118.     Jona  von 

1829  §.  28.     Halle    vom    24.  April  1854   §.  15.     Greifswald   vom 
10.  Nov.  1865  9.  16. 

(«)  Die  Entlassungsfrist  betragt  in  der  Regel  3  —  4  Monate.  R«i 
stock,  Statuten  vom  30.  Nov.  1837  §..119.  Halle  vom  24.  Apif 
1854  §.  15.  Jena  von  1829  §.  28.  Ueber  die  Verpflichtung  zur  All 
lieferung  von  Pflichteiemplaren  der  Schriften  akademischer  Docenten  an  dl 
Universitätsbibliothek  vgl.  v.  Rönne,  Preuss.  Unterriehtswesen  II.  p.53j 

(l0)  Rostock,  Statuten  vom  SO.  Nov.  1837  §.  5.  8. 
1829  §.  29.  Greifswald  vom  10.  Nov.  1865  §.  14.  Die 
bestimmt  sich  nach  der  Zeit  der  Reception  auf  der  betreffen« 
einer  anderen  Universität.     Vgl.  unten  §.  321.  322. 

(").  8.  oben  §.  808  Anm.  7. 

(|S)  Die  Gehalte  werden  neuerdings  mehr  und  mehr  ve 
von  Fall  zu  Fall  festgesetzt ,  doch  wird  dabei  ein  Normaleta 
gelogt.      Die  feste    und  gleiehm aasige  Dotation    der   Profesau 


.     Das  Hemfsreclit.     Titel  II 

Issen  aber  bei  Collisionei 
al)  hinter  ihnen  zurücktrt 

k,    Statuten  vom  30.  Nov. 

§.  22.  30.  v.  Rönne,  I 
lerige  Vernehmung  der  Fac 
;hnet  werden. 

?rpflichtnng  richtet  sich  na( 
■illigten  Gehaltes.  Roatoi 
na,  Statuten  Ton  1829  §. 
Statuten  vom  1.  Sept.  182! 
Ilen  sie  zn  don  Facultätssit 
ürnng  der  Vorlesungen  ab; 

k,  Statuten  vom  30.  Nu 
Halle  vom  24.  April  185* 

13. 
i  dürfen    sie    auch    Vorlesu 
lonorar  (privatim)  angekUm 
tüch  (publice)  abhalten. 

onn,    Statuten  vom  1.  Se| 

Nov.  1837   8-  104.     v.  R 

501  ff. 

§-    317. 

iten  Bind  diejenigen  akademiechen  Lehrer,  w*>l«hfl 
im  wissenschaftlichen  Lehrberuf  (venia  legen« 
hmigung  der  Staatebehörde  von  einer  Facultä 
ngt  haben  (')■     Hiezn   ist  ordnungsmäßig  d( 
-  oder  UniversitätsBtatnten  geregelte  Nach« 
ischaftlichen  Befähigung  und  der  sittlichen  Ii 
Insbesondere    werden   verlangt:    I)   ein    cur 
Sittenzeugniss  (testimonium   morum);   2)  Z< 
te  olaBBiBohe  Vorbildung   (Gymnasialmaturiti 
detes  akademisches  Studium  in  derjenigen 
he  die  venia  legendi  nachgesucht  wird;  8) 
ifung  f3);  4)  die  Vorlage  einer  Belbst  verfasst 
:r  Durchbildung  zeugenden  und   zum  Druck   •>•>  «v- 
litationBBchrift ;    5)  die  Abhaltung  einer  öffentlichen 
einer  Probevorlesung.    Herkömmlich  wird  auch  der 
«r-(Licentiaten-)  Grades   der    einschlägigen  Facultät 
usserdem  mass  ein  mehrjähriger  Zeitraum  seit  Voll- 
ademiachen    Studiums    verflossen     Bein;    diejenigen, 
den  Staatsdienst  bezüglichen  "Wissenschaften   Tonn- 
agen,  müssen  überdies  die  Befähigung  zum  Eintritt 
iit  Auszeichnung  erlangt  haben  (6).     Confessionelle 
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fication  für  auswärts  Promovirte).  I 
21.  Juni  1842.  ü  est  reich,  Min.- 
wesent  liehe  Verpachtung  kann  jodo 
mehr  gemacht  werden. 

(6)  Das  Gleiche  muss  auch  von 
lieh  vom  ärztlichen  Berufe  (Approbatk 
darauf  zn  sehen ,  dass  Niemand  zum 
werde,  der  nicht  die  bezügliche  pract: 
Grade  erlangt  hat.  Rostock,  Stai 
Jena  von  1829  §.  34  nnd  Nachtrag. 
1834  art.  39.  PreuHs.  Cab. -Ordre 
Preuss.  Unterrichtswesen  II.  p.  383.  < 

(6)  Prenssen,    Min. -Rescript 
Prenss.  Unterrichtswesen  II.  p.494. 
1827  §.  6.     8.  noch  oben  §.  303. 

(7)  Preussen,  Min. -Rescript 
Preuss.  Unterrichts wesen  II.  p.  494. 

(e)  Also  namentlich  wegen  erw 
keit.  Rostock,  Statuten  vom  30.  1 
§.  34.  36  and  Nachtrag.  Halle  toi 
wald  vom  10.  Nov.  1865  §.  20.  C< 
art.  39.  v.  Rönne,  Preuss.  Unterr: 
dem  Bundestage  angeordnete  polizeilic 
hin  weggefallen  ist  (unten  §.  325),  s 
kein  Grund  mehr  ftir  die  Entlassui 
werden. 

(°)  Jena,  Statuten  von  1829  § 
aämmtiiehe  Fächer  ihrer  Facnltät  lee 
wofür  sie  sich  habilitirt  haben. 

(l°)  Halle,  Statuten  vom  24. 
vom  10.  Nov.  1865  §.  20.  Insbesonc 
Zeugnisse  mit  derselben  gesetzlichen 
ausstellen.     Oestreich,  Min. -Erlast 

{*')  Prenssen,  Rescript  vom 
Unterrieb  tswesen  II.  p.  527.  Hai 
§.  20.  Greifswald  vom  10.  Nov. 
1869  §.35.  36.  Zürich,  Uuiv.-Ordi 
Min.-Erlass  vom  15.  Dec.   1349.     v. 

(12)  Soweit  nicht  gewisse  Lehr: 
vom  Staate  zugewiesen  sind.    Oestn 


Die  Lehrverfassung  der  Ur 
Gliederung'  der  gesammten  Wiesen! 
Eine  Faouttät  ist  ein  durch  die  Th 
ter    selbständiger   akademischer    I 


III.     Das  Beruf  «recht. 

'rivatdocenten ,  und 
iden;  im  engeren  £ 
rde)  nur  aus  den  füi 
lieben  Professoren  (3) 
eigentliche  Mitgliedei 
Rechte  auszuüben  u 
gemeinschaftlich  veri 
,t  kann  nur  sein: 
tätswissenschaft  vom 

aufgenommen  ist  (&) 
andere  Leistungen, 
ums  oder  das   Haifa 

der  Facultäten  meis 
ines  Mitgliedes  auB  ä 
er  Universität  und  d 
tr  Regierung  (7).  D 
Bche  (a).  Die  Leiti 
läftsführung ,  sowie 
dem  Vorstande  (I)ec. 
ahr   im   Turnus   unU 

von  ihnen  gewählt  ' 
h  BedürfnisB  auf  Eil 
gliedes;  sie  besitzet 
itatuten;  auch  wird 
I.  Sie  haben:  1)  d: 
örigen  Docenten,  int 
l);  2)  für  die  Vollst 
ichtB  innerhalb  einer 
onBverzeichnisBe  zusai 
rer  Docenten  in  ihr  I 

Anträge  auf  Besetzu 
aebrung  der  Lehrkri 
)  Gutachten  auf  Er 
bzugeben;  6)  die  H 
i  vollziehen;    7)  den 

zu  ertbeilen  und  di 
('*);  8)  Preisfragen  a 
isee  nach  ihrem  Erm 
jehrgebietes     vorkon 

durch  geeignete  BeB< 
lieteB  fortlaufend   zu 
wenn   sie  nicht   die 
lichtet,    an   allen  ih: 


Itliche  Unterricht.    1.  Die  Universita 

tglied  hat  gleiche  Rechte  und  '. 
Anspruch  auf  die  Facultätaeinna] 
teils  schriftlich  (durch  Missivc 
Stimmenmehrheit  gefasat ;  bei ! 
lee  Decans  den  Ausschlag  ("). 
so  steht  unter  der  Aufsicht  des 


Das  Lehrgebiet  der  Faeultatea  ka 
phischen  Facult&t  schwankend  sei 
den  eigentlich  philosophischen  aue) 
irischen  ,  archäologischen ,  matht 
Disciplinen;  die  8  tatita  wissen  schaff 
ler  Juristen  facult&t.  Vgl.  Jena, 
l  31.  Oct.  1816  §.  4.     Bonn  von 

1.  April  1654  §.  6.  Königsb. 
i  vom  21.  Febr.  1816  g.  4.  Gre 
:k    vom    80.  Nov.  1837    g.  89. 

125. 

vom  30.  Nov.  1837  §■  77. 
n  1820   §.  9.     Berlin  vom  31. 

10.  Nov.  1865  %.  24.-  Bonn  vo 
April  1854  g.  23.  Rostock  von 
i  als  weitere  Facult&t  nur  die  aks 
;udironden  bezeichnet.  Königsbi 
LI.  12.  Breslau  vom  21.  Febr 
866  8.28.  Zflrich,  Gesetz  von 
:t  genannten  Universitäten  bilden 
tandige  wissenschaftliche  Geaammt 
Decan  hat.  Deber  Oestreieh  (V 
Btubenraucha.  a.  0.  IL  §.  41 
i  vom  SO.  Nov.  1887  g.  77.  82. 
.  24.  27.  Die  Statuten  und  Bescl 
den  akademischen  Unterricht  siofa 
ltliche   Übrige  Angehörige    der  Fe 

idliche  Verpflichtung   in   der  Facu 

rom  31.  Oct.  1816  IL  §.  2.  Jen 
L  Nachtrag  von  1862  hiezu.  B 
i  vom  24.  April  1854    §.  23.  24. 

2.  Breslau  vom  21.  Febr.  1814 
7  §.  78.  80.  Jedoch  können  ai 
;ungen  ad  2  erfüllt  sind,  von  der 
r  in    eine  Facult&t  (Spruchcollegi 

.  vom  30.  Nov.  1837  §.  81. 
vom   81.  Oct.   1816   IL    §.  14. 
2.     Bonn  vom  1,  Sept.  1827  §.  i 
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von    1829    §.  9.      Rost 
»a     »™ji   1054  §.  23. 

n  Dpcan  eto' 
<11  besonders 
shun.  Das 
iu3  mit  eige 
1829  §.  14 
tuten  vom  3 
25.  Halh 
om  4.  Mai  1 
öreifawa 
v.  18S7   §.  : 

na,  Statute 
S7  §.  94.  95. 
erlin,  Stat 
'.  1837  §.  81 
ezu  sollen  ai 
■n  vom  31. 
-21.  122.  I 
,  Mai  1843 
reif  awald 
17  §.  85. 
nsverzeicnnis 
f  der  Genehi 
od  gehärt. 
weit  nicht  it 
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i  unmittelbarer  Correspondenz  mit  der  vor- 
b.  jedoch  Jena,  Statuten  von  1829  §.  11. 
n  vom  30.  Nov.  1837  §.  100.  Jena  von 
Uen  Irrungen  der  Facultaten  unter  einan- 
in  Mitgliedern   auf  diesem  Wege  vermittelt 


Hu«  VerfauiMf}  der  Univer»ltäten. 
g.     320. 

rporation  im  Ganzen  bildet  sieh:  1)  ans 
en  Mitgliedern  im  engeren  und  weiteren 
len  fflr  die  Facult&teo  gemeinsamen  wis- 
1  wnaohaftliüliftn  Instituten;  3)  aus  dem  Beamten-  und  Dienstpersonal (*). 
reität  ist  es,  die  Einheit  und  Harmonie  in  der 
uenschaftlichen  Lebens  aufrecht  zu  halten,  alle 
neinsamen  Angelegenheiten  oder  die  Angelegen- 
«ultäten  vom  Standpunkte  der  Einheit  des  Gan- 
id  nach  innen  und  aussen  die  Einheit  und  Frei- 
aft  darzustellen  und  zu  vertreten.  Die  Universi- 
it  daher  auf  der  Lehr- Verfassung  der  Facultaten; 
er  Hauptsache  aus  denselben  Elementen  wie  diese 
,ch  gleichen  Grundsätzen;  sie  ist  daher  unmöglich 
benso  kann  die  letztere  nur  durch  die  aus  dem 
Ergänzung  und  Belebung  Bestand  haben.  Die 
ing  hegt  daher  nicht  in  dem  von  der  Regierung 
en  Nebeneinanderbestehen  der  Facnltäten,  sondern 
»mmenachlusa  derselben  zu  corporativer  Einheit. 
Zusammenschlug«,  nicht  durch  die  Thätigkeit  der 
ng  des  Staates,  werden  die  Facultaten  zu  wissen- 
irpern,  im  Gegensatz  zu  blossen  Fachschulen  (ä). 

iren  der    Secretär,    Quästor,    Pedelle,    Famulus    (Ca- 
ThllrhUter  und  Logiscommissarius.    Der  Secretär  ins- 
Ictnariatsgescbäfte    zu   besorgen    und   das   Archiv  zu 
jtertt&lteD,     Die   Wahl    and  Anstellung    derselben    ist    regelmässig   Sache 
der  Universität,    zuweilen    steht    ihr  jedoch  nur   ein  Vorschlagsrecht  zu. 
'*"-*,  Statuten  von   1829  §.  58  —  62.    Berlin  vom  31.  Oct.  1816  V. 
ff.   Bonn  vom   1.  Sept.  1827  §.  70  ff.     Halle  vom  24.  April  1854 
7ff.    Königsberg  vom  4.  Mai  1843  §.  59.    Breslau  vom  21.  Fe- 
w  1816  V.  g.  1  ff.    Greifswald  vom  10.  Nov.  1865  8.  74  ff.    Ro- 
ck vom  30.  Nov.   1837  §.   126  ff. 

P)  Diese  Sätze  sind  zwar  <n  den  Gesetzen  und  Statuten  nicht  aus- 
glich ausgesprochen,  sie  folgen  jedoch  mit  Notwendigkeit  aus  der 
tlich  bestehenden  Verfassung  der  deutschen  Universitäten.  Im  Wesen 
«lben  liegt;    1)  die  corporative  Selbständigkeit  und  Einheit  der  Wie- 
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Benscbaft  im  System  des  Berufareclitea ; 
nach  den  Hauptt heilen  der  Wissenschaft 
Organe  für  die  wissenschaftlichen  Lehre 
wissenschaftliche  Lehrwesen  im  Ganzen. 
Gegenstand  der  Staatsverwaltung  nur  i: 
auch  das  locale  und  das  religiöse  Leben 
wird  die  Aufgabe  der  Zukunft  sein,  det 
versitftten  wieder  zur  reineren  und  vollei 
dem  Polizeistaate  augehörige  Behandlun 
und  Fachbildungsschulen  anf  ihr  geeigne 

8-    321. 

Die  corporative  (gesetzgebende 
der  Universität  und  ihre  Vertretung 
massig  der  Gesammtheit  aller  ordentli 
menen  Facaltätemitglieder  zu  unter  d 
ten  Vorstandes ,  des  Rectors  (').  In< 
Modificationen :  1;  die  Besorgung  ge 
Schäfte  ist  dem  Kentor  allein  (ä) ;  2)  c 
sondere  ökonomischer,  richterlicher  un 
der  Regel  einem  oder  mehreren  Am 
Rectors  (3);  3)  manchmal  ist  die  lai 
einem  aus  den  ordentlichen  Professors 
Vorsitz  des  Rectors  übertragen  (*).  Di 
versität  bildende  Organ  ist  mithin  en 
ordentlichen  Professoren  (grosser  Sena 
Rath),  oder  ein  diese  reprfisentirende 
stellter  Körper  (Senat,  engerer  Rath); 
ordentlichen  Professoren  als  solche  nui 
recht  zu  den  Universitätsämtern  und  c 
organische  Normen  und  Einrichtunge 
Rector  und  Senat  werden  aus  der  ' 
Professoren  auf  einen  bestimmten  Zeitr; 
oder  wechseln  nach  einem  bestimmten 
der  des  (engeren)  Senats  werden  nicht 
solche  ein,  nämlich  ausser  dem  Rector: 
ten  Amtsjahre;  2)  die  Decane  der  F 
sitfitsrichter,  wo  ein  solcher  besteht  0 
Senates  leisten  den  Handschlag  auf  tre 
nng  zum  Besten  der  Universität  (lu). 

(')  Jena,  Statuten  von  1829  §.  i 
Rostock,  Statuten  vom  80.  Nov.  188 
1854  §.  40  ff.  Basel,  Gesetz  von  18fi 
Zürich,  Gesetz  vom  23.  Dec.   1859    §. 
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ein  Jahr;  bei  den  Senatsmitgliedern  l 
2jahrige  Wahlperiode  vor  mit  theilweii 
Berlin,  Statuten  vom  81.  Oct.  1816  I 
ordnang  vom  22.  Hai  1862  §.  1.  8.  Ht 
Königsberg  vom  4.  Mai  1843  §.  29.  I 
§.  1  ff.  8.  Greifswald  vom  10.  Nov. 
30.  Nov.  1827  §.  29  ff.  Bonn  vom  1. 
der  Cab.-Ordre  vom  7.  Aug.  1854  Er 
Minister  aus  drei  durch  Wahl  aufgestellt 
Regulativ  vom  2.  Juli  1832  findet  mittt 
In  Leipzig,  Statut  vom  23.  Mai  1851 
ipso  jure  eintretenden  Senatsmitglieder  \ 
Bestätigung  der  Wahlen  durch  die  Staa 
lieh,  jedoch  nicht  selten  zumal  auf  den  '. 
ben.  Die  Wahlfähig keit  und  die  Former 
seinen  in  den  Statuten  geregelt;  meist 
gewisse  Dauer  der  Mitgliedschaft  verlauj 
Verpflichtung  für  jeden  Wahlfähigen,  i 
sationsgrunde  die  Wahl  anzunehmen;  W 

(")  In  Jena,  Statuten  von  1829 
von  Semester  zu  Semester  1)  unter  den 
FacultBten  nach  der  Ordnung  ihrer  Mit$ 

(")  Jena,  Statuten  von  1829  %. 
III.  §.  14.  Heidelberg,  Verordnung 
vom  1.  Sept.  1827  §.  45.  Halle  vom 
vom  21.  Febr.  1816  in.  §.  13.  Greifs 
In  Oestreich  (vgl.  oben  Anm.  4)  koi 
der  nicht  vor.  Die  Zusammensetzung  c 
dem  ist  Übrigens  von  zweifelhaftem  Wt 

(s)  Preusaen,  Reglement  vom 
Statuten  vom  31.  Oct.  1816  IV.  §.  2. 
Königsberg  vom  4.  Mai  1853  §.  33. 
Breslau  vom  21.  Febr.  1816  IV.  §. 
1865  §.  41.  49.  Nach  der  richtigen  A 
versitatsrichter  nur  an  den  gerichtlich 
nehmen. 

(<°)  Bonn,  Statuten  vom  1.  Sept 

§.     322 

Zum  Geschäftskreise  des  akad 
Angelegenheiten  der  Universität,  » 
Schüssen  oder  Deputationen  oder  besi 
gericht,  Juristenfacultät)  ausschlieasli 
dere('):  1)  die  Wahl  des  Rectors 
Aemtern;  2)  die  Ausübung  des  jus  s 
ung  Über  neue  Einrichtungen,  soweit 
3)  die  Berathung  über  die  Rechte  de 
deren    Verbesserung    und   Entwickln 


tan 
.eh 
ain 

)an 
hör 
sit 
Uic 

D. 
rd. 

di, 
rt  t 
1  d 
ber 
idei 

n  t 

™™chen  beiden  getbeilt.    Jen»,  Statuten  v< 

0  III.    Heidelberg,  Verordnung  vom  2 

;berg,  Statuten  vom  4.  Mai  1843  §.  87 

i  III.    §.   19.     Greifawald  vom  10.  Nc 

30.  Nov.  1837  §.  9.    Leipzig,  Statut 

(?)  Jena,    Statuten   von    1829    g.  68. 

27.  Nov.  1865  §.  3.     Rostock,  Statute 

(3)  Vgl.  oben  §.  320  Anm.  1. 

(*)  Insbesondere    können    Wegweisung 

vom    Senate    ausgesprochen    werden.     Vg 

Oct.  1816  IV.    §.  8  ff.     Breslau  vom  2 

üngen,  Discipl.  Statuten  vom  4.  Mai  IE 

0  vom  30.  Nov.   1837  %.  9  Ziff.  10.  Diseip 

1  8-  78. 

(")  Die  Verbandinngen   sind    auch   hier 

dlich;    mündliche  Abstimmung  ist  zuweile 

l  gmstSnde  der  Verhandlungen  sind  bei    der  Ei 

nen;    über  jede  Sitzung  ist  ein  Protokoll  zu  I 

3"i  Secretar,   doch  sind  auch  gehebne  Sitzung 

i  von  1829  §.  81  ff.  Bonn  vom  1.  Sept.  1 

.  Oct.  1816  III.    §.   34.    Breslau   vom  5 

ille  vom  24.  April    §.    57.    62.      Greifst 

61.  63.     Rostock  vom  30.  Nov.  1837  g. 

ir-  and  Polizeisachen   der  Studirenden    refi 

ssessor,  Amtmann),    wenigstens  als  Correfo 

29  8.  84.     Berlin,  Statuten  von  1816  IV 

$5  §.  60.     In    der  Regel    entscheidet    die 

«h  ist  bei  wichtigeren  Sachen,    namentlich 

is  höhere  Majorität  vorgeschrieben. 
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f6)  Jena,  Statuten  vi 
IH.  §.  20.  29.  Bonn 
,  Mai  1843  g.  46.  H 
;  vom  30.  Nov.  1837  j 
(?)  Berlin,  Statuten 
t.  1827  §.  57.     Rost< 


Der  Itector  ist  die  en 
mit  den  hergebrachte 

(').  Er  hat  (!)  1)  di< 
rufen  und  zu  leiten  u 

bei  Stimmengleichhei 
logen  vorzubereiten  u 
in   dringenden  Fällen 

Geschäftsführung  in  : 

Verwaltung  der  Red 
tion  der  Studirenden 
iademiachen  Lehrer 
das  Archiv  und  alle 
8)  die  Ausübung  der  al 
t,   soweit  sie  nicht  d 

iet  (*).  In  letzterer  B 
ler  ein  besonderes  Ui 
-  (Amtmann,  Syndicuc 
mannt  wird  (B);  2)  o 
m  Gerichtsbarkeit  ein 
t  oder  eine  besondere 
!  zum  Theil  mit  Juris 
lector  in  allen  Sachen 
ein  Mitglied  der  Juris 

Seite  gestellt  (").  D 
lere  Einkünfte,  welc 
i  einem  Antheile  an 
nsbesondere  auch  an  den  Promotionegebühren  bestehen  (8). 

')  Caput  et  prineeps  Senatus  totiusque  Uuiversitatia.  Göttingen, 
von  1736  §.  7  ff.  Jena,  Statuten  von  1829  §.  75.  Berlin  vom  j 
,  1816   III.    §.  11.  20.  45.     Breslau  vom   21.  Febr.    1816  DJ.' 

Bonn  vom  1.  Sept.  1827  §.  48.  49.  67.  Halle  vom  24.  April- 
.  53.  Königsberg  vom  4.  Mai  1843  §.  38.  35.  GreifswaloV: 
i.  Nov.  1865  §.  54.  Rostock  vom  30.  Nov.  1837  §.  50.  Der 
itritt   und   die  Vereidigung  des  Reetors    erfolgt   vor   dem    verBaro- 

Senate,  zuweilen  Öffentlich  in  der  Aula  unter  Abhaltung  einer 
srede.  Au  manchen  Universitäten  ist  dem  Regenten  oder  einem 
3e   des  RegentenhanseB  die  RectorwQrde  honoris  causa  abertragen ; 


2.  I 

8„-,  -••--B>»-  -  -  ™- ir   c 

renden   Rectors    in    Verhinderungsfällen    ist    dessen   Amtsvorgir 
oder  Prorector  in  diesem  Sinne). 

(*)  VgL  Jena,  Statuten  von  1829  §.  76  —  78.  85.  Be 
•'.  Ort.  1816  m.  §.  20  ff.  Bonn  vom  1.  Sept.  1827  §.  49  fl 
m  24.  April  1854  §.  54.  56  ff.  Königsberg  vom  4.  1 
SS  ff.  Breslau  vom  21.  Febr.  1816  III.  §.  20  ff.  Gr< 
n  10.  Nov.  1865  §.  55.  Rostock  vom  30.  Nov.  1887  §.  1 
ijern,  Organ  isationsrescript  vom  26.  Jan.  1804  IV.  §.  3. 

(3)  Bezüglich  der  richterlichen  Geschäfte  vgl.  oben  §.  32! 

(4)  Berlin,  Statuten  vom  81.  Oct.  1816  TU.  §.  42  IV. 
in  vom  1.  Sept  1827  §.49.     Königsberg  vom  4.  Mai  II 

eslau  vom  21.  Febr.  1816  III.  §.  42.  IV.  §.  3.  Greifs* 
.  Nov.  1865  §.  73.  Rostock  vom  SO.  Nov.  1837  §.  51. 
jhtoren  Vergehungen  gebührt  dem  Bector  die  Entscheidung  t 
an  jedoch  die  Instruction  dem  Universität«  rieht  er  übertragen; 
1  geschehen  bei  den  Fallen,  die  vor  den  Senat  geboren. 

(<■)  Vgl.  Preussen,  Reglement  vom  28.  Dee.  1810  un 
19  bei  v.  Rönne,  Preuss.  ünterrichtswesen  II.  p.  465  ff 
ttnten  vom  1.  Sept.  1827  §.  68.  69.  Halle  vom  24.  Ä 
66.  Königsberg  vom  4.  Mai  1848  §.  57.  Für  Göttin 
Verordnung  vom  29.  Aug.  1852  betr.  die  Gerichtsbarkeit 
Hingen. 

(5)  S.  2.  B.  Jena,  Statuten  von  1829  g.  64  und  Regn 
Juni  1821.  Berlin,  Statuten  vom  31.  Oct.  1816  IV. 
eslau  vom  21.  Febr.  1816  IV.  §.  5.  14.  Göttingen,  V. 
n  29.  Ang.  1852.  Hieher  gehören  namentlich  Civilklagen  g 
rode,  deren  Gegenstand  rein  pecuniftr  ist;  auch  Notariatsgew 

Studirenden  kann  der  Univ.  -  Richter  vornehmen.  —  In  1 
golativ  vom  28.  Febr.  1829  besteht  das  Univ. -Geriebt  aus  de) 
n  Univ. -Richter  nnd  einem  ans  der  Zahl  der  Professoren  < 
tgliede.  Siehe  noch  Tubingen,  Discipl.  -  Statuten  vom  4. 
34.  35  (_Rector  und  Universitats-Amtmann). 

O  Vgl.  Rostock,  Statuten  vom  80.  Nov.  1887  g.  68  ff. 
icil;  asseesor  perpetuus).     Tübingen,   Discipl. -Statuten  vo 
59  §.  34.  87  (Disciplinar-Commission).     In  manchen  Fallen  t: 
«s  Juristen -Facnltät  ein.     Rostock  ibid.  §.  68. 

(*)  Vgl.  Berlin,  Statuten  vom  81.  Oct.  1816  IV.  § 
iss.  Edict  vom  28.  De«.  1810.  Breslau  vom  21.  Febr. 
i  2.  3.  Rostock,  Statuten  vom  30.  Nov.  1837  §.  59  ff. 
wr  Zeit  nicht  vorhanden).  In  Erlangen  steht  neben  dem  ' 
in  Range  ihm  unmittelbar  folgend,  ein  Prokanzler.  Schon' 
Staatsrecht  p.  643. 

H  Rostock,  Statuten  vom  30.  Nov.  1837  §.  52.  Bres 
21.  Febr.  1816  HI.  §.47.  Berlin  vom  31.  Oct.  1816  II 
Bonn  vom  1.  Sept.  1827  §.  66.  Halle  vom  24.  April  18£ 
Königsberg   vom    4.  Mai  1848   §.  56.     Qreifswald    vom 
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1865  §.  56.     Manchmal    bezieht    der  Rector  ai 
sonderen  Univ.  •Stiftungen. 


Die  Vermögensverwaltung  an  den  Uni 
genstand  1)  das  aus  Stiftungen  und  sonstige: 
runde  eigentliche  Corporationsvennögen  der« 
mittein  fliessenden  Beitrage  für  die  Zwecke 
terrichts  (l).  Für  diese  Verwaltung  sind  eij 
gesetzt,  deren  Mitglieder  zum  Theil  vom  8) 
zum  Theil  von  den  Universitätsprofessoren  i 
werden  (2).  Die  Verwaltung  erfolgt  auf  Gr 
gierung  zu  genehmigenden  jährlichen  Etats 
Ausgaben,  worüber  sowohl  die  allgemeinen 
Verwaltung,  als  auch  die  besonders  hiefür 
tionen  flonniren  (9).  Das  Corporationsvenr 
geniesst  gewisse  Privilegien  (*)  und  darf  hg 
zogen  werden.  Die  bei  den  Universitäten 
für  Stipendien  und  Convicte  werden  von  de: 
gäbe  der  Sbftungsbestimmungen  verwaltet  (c 
mögensverwaltung  steht  unter  der  Aufsichi 
hörde  (6) ;  auch  kann  der  akademische  Sena 
nungen  und  Abschlüsse  zur  Einsicht  verlang 

(')  Das  Vermögen  [vieler  Universitäten    v 
Bteularisationeu    eingezogen ,    daher    beziehen 
jetzt  ihre  Dotation  aus  der  allgemeinen  Staatsc 

(2)  Bayern,  Rescript  vom  20.  Dec.  1 
fass  ungerecht.  4.  Aufl.  §.  92.  Rostock,  Stat 
§.  137.  Instruction  vom  17.  Jnni  1834.  J 
§.  56.  57.  Greifswald,  Statuten  vom  10. 
mische  Administration).  In  Heidelberg  bee 
mission  ans  dem  zeitigen  Rector,  dem  Referent 

Rechnungswesen  und  weiteren  Mitgliedern  aus  aer  Zi&ni  aer  ordenuiuij 
Professoren  und  Univ. -Beamten.  Instruction  vom  28.  Aug.  1856  t-l 
Verordnung  vom  27.  Nov.  1865  II.  §.  1  ff.     Vgl.  auch  obeH  g.  821.   I 

(3)  Vgl.  Rostock,  Statuten  vom  80.  Nov.  1837  6. 137. 
von  1829  §.  56. 

(*)  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichts wesen  II.  p.  477  ff.  P 
A.  L.  R.  n.  12  §.  67. 

(6)  Rostock,  Statuten  vom  30.  Nov.  1837  §.  136  (Inspet 
Stipendien  nud  Freitische).  In  Bonn,  Statuten  vom  1.  Bepi 
besteht  ein  besonderer  Verwaltungsrath  für  die  akademischen  Bt 
n2™  «T  Aufsicht  des  Curators.  In  Halle,  Statuten  vom  2' 
IBM  §.  8  eine  besondere  Deputation  fttr  die  Verwaltung  der  Witi 
Btiflnng  ans  sechs  Personen,    die   aus    allen  FacultBten   bestellt 
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ostitut  der  Curatoren  findet  sich 
iveraitftton.  Pablicandnm  vom  26. 1 
819.  Giro.  Rescripte  vom  2.  Apti 
t.  Rönue,  Pruoes.  Staatsrecht  8. A 
h  Mecklenburg,  Instruction  fui 
iv.  Rostock  vom  1.  Febr.  1887,  nei 
barg,  Gesetz  vom  28.  April  1870. 
lonn,    Statuten  vom  1.  Sept.  1827 

g.  9.  Königsberg  vom  4.  Hai 
1816  §.  2.  Greifewald  vom  1( 
;ruction  vom  26.  Ang.  1870.  Auf 
i  der  Schriftwechsel  der  akademiscl 
lit  dem  Ministerium  durch  die  Cura 
•  gehört  die  Aufsicht  aber  die  Erftt 
demiscben  Lehrer,  den  ordentliche: 
to,  die  zweckmässige  Ordnung  und 
i,  die  Beförderung  des  Fleisses  u 
direnden,  die  Führung  genauer  A 
iren. 

«er  Beziehung  sind  namentlich  anzi 
i  August  1819  und  die  Bundesbesc 
Nov.  1834;  die  hiedurch  angeord 
die  Universitäten  durch  ausserordei 
rurde  durch  den  Bnndesbeschluss  vc 

Preussen,  Bescripte  vom  18.  i 
lenburg,  Bescript  vom  27.  Mär 
chtswesen  II.  p.  395.  Preusfl.  Staa 
:hea  Staatsrecht  II.  g.  464. 


lenschaftlichen  Anstalten  sind  im 
iehranBtalten  zur  Förderung  der  ~\ 
»durch  auch  als  Hülfsanetalten  de 
der  freien  wissenschaftlichen  Thä 
mschaftlicher  Resultate,  theils  dnrcn  Darbietung  «w 
ide  Studien  nothwendigen  Süsseren  Hülfemittel.  Hiehw 
lie  wissenschaftlichen  Akademien ,  deren  "Wesen  in  d* 
Reinigung  hervorragender  Gelehrter  besteht,  um  durck 
iche  Forschung  und  Prüfung  die  Wissenschaft  au  f^ 
«h  vereinte  Kräfte  Werke  hervorzubringen,  welche  $» 
ner  Gelehrter  übersteigen.  Ihre  Wirksamkeit  umfafflt 
ibiet  der  allgemeinen  Wissenschaft,  obgleich  auch  ti« 
ng  nach  den  Haupttheilen  derselben  stattfindet  (Clw 
und  äussert  sich  vorzüglich  a)  durch  Berathung  ö1* 
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1864    p.  647  ff.      üeber    die  1858   von  König  Max  II.   gegründete    hi 
8 torische    Commission    zu    München    zum    Zwecke  der   Aufsuchi 
und  Herausgabe  werthvollen  Quellenmaterials  für  die  deutsche  Geschicl 
vgl.  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.  223. 

(3)  Stein,  Verwaltungslehre  Bd.  6.  p.  36. 

(4)  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichtswesen  II.  p.  611.  Preuss.  Si 
recht  II.  §.  254.  511.  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  8.  Aufl.  §.  23 
v.  Stubenrauch  a.  a.  0.  II.  p.  348.  853.  Stein,  Verwaltungal 
Bd.  6.  p.  39.  Vgl.  auch  v.  Hagke,  Ueber  die  Wiederherstellung  ei] 
deutschen  Reichsarchivs  und  über  Reformen  im  Archivwesen  in  HirtI 
Annalen  Bd.  1.  1868  p.  451  ff.  Ueber  die  Commission  zur  weiteren  Ai 
bildung  der  Statistik  des  Zollvereins  vgl.  ibid.  Bd.  3.  1870  p.  21  ff. 


Cftpitel  5. 
Der  Privatunterricht. 

§.    327. 

Der  Privatunterricht  ist  theils  1)  häuslicher  Unterricht  a) 
Hauslehrern  (Instructoren ,  Informatoren),  welche  von  einer  Fi 
als  Mitglieder  des  Hausstandes  zum  Unterrichte  von  Familien* 
hörigen  aufgenommen  sind,  oder  b)  von  Privatlehrern,  die  vei 
massig  auf  eigene  Bechnung,  nicht  als  Glieder  des  Hauses,   in 
milien  Unterricht  geben;    theils   2)  Unterricht  in  Privatanstalten 
Er  läuft  im  Allgemeinen  dem  öffentlichen  Unterrichte   parallel 
hat  mit  diesem  Zweck  und  Gegenstände  gemeinsam;  jedoch  ftu 
hier  der  Natur  der  Sache   nach  eine  freiere  Gestaltung  nach 
einen   oder    der  anderen  Seite  statt.    Er  bildet    eine    nothwen« 
Ergänzung  des  öffentlichen  Unterrichts  für   diejenigen,    welche 
demselben  nicht  theilnehmen  können  oder  wollen,  und  dient  zugU 
zur  speciellen  Befestigung,   Erweiterung  und  Vorbereitung  des 
steren.    Auoh   der  Privatunterricht  ist   kein  Gewerbe,   sondern 
Berufszweig  und  wird   in   seiner  Ausübung   von    den   allgem« 
Grundsätzen   des  Berufes  und  des  Unterrichtes  im  Besonderen 
herrscht  (2). 

0)  v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichtswesen  I.  p.  288  ff.  Preoa 
Staatsrecht  3.  Aufl.  I.  §.  198.  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aoi 
§.  214.  220.  v.  Stubenrauch  a.  a.  0.  II.  §.  432.  Stein,  Yerwatt; 
ungslehre  Bd.  5.  p.  145.  v.  Mo  hl,  Staatsrecht,  Völkerrecht  und  PoB- 
tik  HI.  p.  88  ff. 

,  (2)  Bund  es- Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  6.  Ocst* 
reich,  Patent  zur  Gewerbeordnung  vom  BO.Dec.  1859  §.V.h.  Bayern* 
Gewerbeordnung  vom  30.  Jan.  1868  §.  32  Ziff.  11. 
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§.    329. 

Privat-  Unterrichtsanstalten  können  sowohl  von  Privatpersonen 
als  auch  von  Vereinen  und  Corporationen  gegründet  werden.    Ew 
steren  ist  dies  in  der  Regel  freigegeben,  jedoch  muss  in  allen  Fal- 
len der  erforderliche  Befähigungsnachweis  hiefür  erbracht  werden  ( 
Im  Einzelnen  ist  dabei  Folgendes  zu   beachten.    1.    Die  Errieh 
von  Unterrichtsanstalten   für    schulpflichtige  Kinder    ist  nur    un 
Erfüllung  der  folgenden  Bedingungen  gestattet  (2) :  a)  sittliche  W 
digkeit  .  der    Unternehmer ,    Vorsteher    und    sämmtlicher    Le 
b)  Befähigungsnachweis  der  Vorsteher  und  Lehrer;  c)  der  L 
muss  mindestens    die  Zwecke   der   allgemeinen  Volksschule    si 
stellen  und  darf  nichts  den  guten  Sitten  Zuwiderlaufendes  oder 
Staat  Gefährdendes  enthalten,    auch   dürfen  die  Einrichtungen 
Anforderungen  der  Gesundheit  nicht  entgegenstehen;    d)   die 
nung  von  Privatlehranstalten  setzt  den  Nachweis   der   gesetzli 
Erfordernisse  und  deren  Anerkennung  durch  die  Staatsbehörde  vor* 
aus;   Wechsel  im  Personal,    Lehrplane    oder  Local   sind   jed 
anzuzeigen  (3) ;  e)  diese  Schulen  stehen  unter  der  Aufsicht  der 
schulbehörde  und  der  Schulbehörden  des  Staates;  dieselben  könn 
Visitationen  und  Prüfungen  anordnen  und  den  letzteren  beiwohnen 
f )  ihre  Schliessung  kann    von  den  Staatsbehörden   verfügt  werd 
wegen  Mangels  der  gesetzlichen  Erfordernisse  und  wiederholter  Be- 
strafung  wegen  Uebertretung   der   gesetzlichen  Vorschriften,   au 
wegen  Nichterfüllung  der  von  den  Staatsbehörden    auf  Grund  des 
Gesetzes  gemachten  Auflagen  (4).    2.  Auch  die  Errichtung  von  Lehr- 
und  Erziehungsanstalten  für  nichtschulpflichtige  Kinder    bedarf  der; 
vorherigen  Anzeige  und  Anerkennung  bei  der  competenten  Staats- 
behörde (5).    Das  Recht,  staatsgültige  Zeugnisse  auszustellen,  wirf 
nur   solchen  Anstalten    ertheilt,    deren  Organisation   und  Lehrpli 
dauernd  nicht  wesentlich  von  dem  der  entsprechenden    öffentliche^ 
Bildungsanstatyen  abweicht  (6).    Sie  stehen   unter   der  Aufsicht  der 
Staatsbehörden  und  können  geschlossen  werden,  wenn  der  Lehrplan 
oder  dessen  Ausführung  gegen  die  guten  Sitten  oder  die  Anforderungen 
der  Gesundheit  verstösst  (7).    Sicht  der  blossen  Anerkennung,  son- 
dern besonderer  Genehmigung  durch  die  Staatsgewalt  bedürfen  die- 
jenigen Lehr-  und  Erziehungsanstalten,   welche   von  Corporationen 
und  Stiftungen  gegründet  werden  (8).     Sie  unterliegen  gleichmässig 
der  fortlaufenden  Staatsaufsicht  wie  alle  übrigen  Privatlehranstalten (*). 

(0  Preussen,  A.  L.  R.  IL  12  §.  8.  Verf.-Urk.  vom  81.  Jan. 
1850  art.  22.  Instruction  vom  31.Dec.  1839  §.1.  Ocstreich,  Staate- 
grundcesetz  vom  21.  Dec.  1867  art.  17.  Volksschulgesetz  vom  14.  Mai 
1869  §.70.     Bayern,    Verordnung    vom    28.  Juni  1862.     Polueirtrtfr 


Im  AUg. 

eben  selbst  und  kann  nur  im  leben- 
dem etwas  wirken.  Hiedurch  wird 
»tandtheil  des  gesellschaftlichen  Le- 
:or  der  socialen  Entwicklung ;  zugleich 

socialen  Rechteidee  unterworfen  (*), 
ÜerberufeB:  1)  den  Geist  der  Menschen 
ollendete  Erfüllung  der  Formen  mit 
tünstlerische  Befähigung  im  Tolke  zu 
,    bringt  entsprechende  Einrichtungen 

macht  die  Kunst  zu  einem  Gegen- 
rsrechts. 

Lehrerin  der  Volker  geworden.  Hegel 
htigen  politischen  Einfluss  der  Kunst  in 
neters  vgl.  Schiller,  Deber  die  astbe- 
9.  Brief.  Daher  ist  die  Kunst  vor  Al- 
is Httlfitmittel.  Schmid's  Encyclopädio 
etik  §.   15. 

Wolf  hatten  zwischen  einem  niederen 
i,  zwischen  dunklen  und  deutlichen  Vor- 
i  unterschieden.  Auf  dieser  Grundlage 
gik  des  niederen  Erkemitni  ssver  mögend 
't  der  sinnlichen  Erkcnntniss  oder  der 
i Empfindung  Aesthetik.  Siehe  G.  Fr.  Meier,  Anfangsgründe  aller  schö- 
""  Wissenschaften  1748.    Baumgarten,  Aesthetica  1750. 

3)  Thiersch,  Aesthetik  §.  43. 

*)  Vgl.  Aber  den    engen  Zusammenbang   der  Kunst   mit   der  Ent- 

itg    von  Recht     und  Staat    und    des    religiösen  Lebens  Thiersch, 

tik  g.  43. 


Die  Mittel,  deren  die  Kunst  sich  bedient,  sind  sinnliche  For- 
cut geistigem  Inhalte.  Jede  Form  setzt  aber  einen  äusseren 
roraus,  der  von  dem  Künstler  nach  seiner  Idee  gebildet  wird; 

Stoff  im  allgemeinen  Sinne  zu  nehmen  und  Alles  darunter  au 
ifen  ist,  was  als  Object  künstlerischer  Formgebung  benutzt 
n  kann.  In  diesem  Sinne  zerfällt  der  Stoff  in  zwei  Kategorien, 
chdem  er  dem  körperlichen  Organismus  des  Menschen  oder 
en  Menschen  umgebenden  äusseren  Natur  angehört;   und  hie- 

sind  im  Allgemeinen  darstellende  Künste  (Mimik  mit  Tanz, 
rast,  Dichtkunst)  und  bildende  Künste  (Baukunst,  Malerei, 
tnr)  zu  unterscheiden  (')■  Indessen  hat  diese  Eintheilung  mehr 
theoretischen  Werth,  da  im  Leben  die  verschiedenen  Künste 
ler  Erhöhung  der  Wirkung  willen  vielfach  zusammenwirken 
sine  zur  Unterstützung  der  anderen  dient  (2). 

15 
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(Idee)    bedingt  ist,    so  hangt  die  Fähigkeit  hi 
künstlerischen  Begabung  und  Ausbildung    dqr^~ 
der  Tiefe  und  Reinheit  der  Geistescultur  ir//" 


^ 


es  kann  daher  der  Kunst  nur  die 

der  Darstellung  der  Formen  der  Schönt/ ^  * 

(l)  Sehe  Hing,    Philosophie   de  / g 
liehe  Werke  Stuttg.  u.  Angab.  1859^/^Jr 
lesungen   über   die  Aesthetik,    ter  ££*$  P  ß 
I.  p. 
Er  bezeichnet 


■*  l  58$ 
rbeiTBcheai 
Job  losgelöst 
t  und  Muäk- 
/  j0  Beim  und 

ang  ^richteten 
dürfte  auch  die 
ziistrativen  Stand- 
er die  Verwaltung 
1859  p.  7.  81. 

jehmlich  aber  in  der 


—  57.     Carrifere,    A/y/* 
1863.   Eckard t,  V// ' 


Geschichte    der   A  / 
Springer,   Die 
1852  —  57.      r 


Schmid's  F 


in 


.-  ist   theils  Lehr-,  theils  ausübender  BeraL 
der  Kunst  steht  dem  Unterricht  im  Allgemeinen 
^  ^    t^s&te  un<*  'äu^  m*fc  dessen  verschiedenen  Richtungen! 
^/''Jj&tißt  ßich  daher  gleichfalls  in  einen  elementaren,  höheren! 
chiy     ^^'  flji»/Üicheii  Unterricht  theilen ,  nur  dass  auf  der  höchsten 
Qr       Pj^^e  Kunst    selbst    sich   nicht   zugleich    als  Wissenschaft' 
*£(e,  d*      Jas  Studium  der  Natur  und  der  Meister  der  Ifm^t 
*#&  ,p  fcchnmssig  und  wissenschaftlich,  gebildeter  Kunstjünger 
y°n  ^ten  inuß8  (*)•     ^em  entsprechen  au°h  die  verschiedenen  An- 
hi0lütr€für  den  Unterricht  in  den  Künsten ,  zum  Theil  selbständig, 
s^%,ejl  BMt  dem  allgemeinen  Unterricht  verbunden  (2).    Der  ele- 
^ßfe  Unterricht  in  gewissen  Künsten   von   allgemein  bildendem 
^^e  (Gesang >   Zeichnen,    Gymnastik)   ist  obligatorisch  wie  der 
vjfcsschulunterricht  überhaupt;    auf  der  höheren  Stufe  wenigstem 
rr  diejenigen,  welche  die  höheren  Anstalten  besuchen.    Dem  allge-: 
meinen  reiht  sich  der  specielle  Kunstunterricht  an,    und   zwar  efe» 
mentär  in  den  Gewerbe-  und  sonstigen  technischen  Schulen,  beem 
ders  aber  in  den  Fachbildungsanstalten  für  die  verschiedenen  m 
deren  und  höheren  Künste  (3).    Die  höchste  Stufe  der  Kunstbil 
kann  zwar  zum  Theil  auf  Akademien  und  Universitäten ,  jedoch  ial 
der   Hauptsache   bei   dem  eigentümlich   originalen  Character  de*l 
künstlerischen  Meisterschaft  nur  durch  Selbstbildung  und  StndkiM 
der  Werke  der  Kunst  und  Natur  erreicht  werden.     Die  sorgsam 
und  eifrige  Pflege  des  Kunst -Unterrichtes  ißt  noth  wendig,   sw 
um  den  verschiedenen  Berufs-  und  Erwerbszweigen  dieses,  wi< 
Element  erfolgreichen  Schaffens  in  möglichster  Vollendung,  zu  ^ 
ren  und  zu  entwickeln;  als  auch  für  das  Leben  des  Volkes  sei >^  .1 
weil  die  vollendete  Wahrheit  der  Form  die  Wohnung  aller  i8h^^*"V 


Cap.  1.    Im  Allgemeinen. 

r  Ist  und  nicht  nur  der  Lebensbefriedigung  unerechöpf- 
%  n eilen  eroffhet,    sondern  geradezu  als  eine  Bedingung 

**  selbst  sich  darstellt,  da  ohne  ästhetische  Bildung  im 

£       ~  ;stigen  Einheit  aller  Dinge  auch  die  Erkenntniss  •'•* 


%     %l  1^e  Befähigung  zur  Freiheit  Oberhaupt  gefährdet 

^  ■&     \  Inhalt  des  Lebens,  der  entsprechenden  Form 

a.%*  -und    dahinschwinden  muss.     Aus  denselben 

%*h\  Nadigung   der  ästhetischen  Bedürfnisse  des 

*  ^  ^  **n<*  Darbietung  von  Werken  der  Kunst 

C  *%?/&  ^  *^g,   insbesondere  der  localen  Verwalt- 

^  *^t  ^  ^C  ^®*                  4luc^  mu88    den  in  der  Gesellschaft 

f  y*~  ^  ^  Gesellschaften  für  ästhetische  Zwecke 

-.  V  j;  andere  sociale  Zwecke  allgemei- 

.  v,i  o  etc.)  zugesprochen  werden  (5). 


«a 


J 


r*3 


,«< 


-  wäre  die  Meinung,    dass  der  Künstler  in   seiner  natür- 

-ogabung  Alles  vorfinde,    was  er  zur  Ausübung  seiner  Kunst  be- 

-*rt;   nicht  blos  ist  ihm  die  nur  durch  mühsame  Uebung  zu  erlangende 

Tollendete  Beherrschung  der  Technik  nöthig,   sondern  er  muss  augh  auf 

!  der  Höhe  der  Bildung  seiner  Zeit  stehen   und   diese   im   reinsten  Masse 

i  und  vollsten  Umfang  in  sich  aufzunehmen  fähig   sein ;    hiezu   ist  wissen-  ^  jj 

•  Khaftliche  Ausbildung  erforderlich,  ohne  dass  der  Künstler  ein  Gelehrter  J 

;  n  sein  braucht.      T  hier  seh,    Aesthetik   §.  16.     Besonders   dem    neu  | 

|  schaffenden  künstlerischen  Genius   ist  tiefe  Bildung  ein  Bedürfniss ,    weil  £ 

»  sonst ,  wie  das  wissenschaftliche  Genie ,  nur  zu  leicht  im  Kampfe  mit  •  > 

den  Vorurtheilen  und  der  Unwissenheit  der  Menge  erlahmt.  ä 

(2)  Vgl.  oben  §.266.  281.  Auch  der  Privatunterricht  in  den  Künsten 
unterliegt  keiner  anderen  Beschrankung   wie    der  Privatunterricht  über- 

i  hupt. 

(3)  Vgl.  oben  §.  800. 

(4)  In  dieser  Hinsicht  ist  von  Seiten  des  Staates  verhältnissmässig 
uui  wenig  geschehen ,  selbst  wenn  man  das  in  Anrechnung  bringt ,  was 
an  Schöpfungen  durch  einzelne  kunstsinnige  Regenten  vorliegt.  Die  Ee-  "i 
gierungen  beschränken  sich  meist  anf  die  luxuriöse  Ausstattung  von  | 
Boftheafern  und  die  Anlegung  von  mehr  für  wissenschaftliche  und  Un-  ■ 
terrichtszwecke  dienenden  Kunstsammlungen    in  den  Hauptstädten,  wozu 

'  poch  hie  und  da  die  Aufstellung  monumentaler  Kunstwerke  kommt.    Es  .*■ 

wt  jedoch  kein  Zweifel,    dass  die  Kunst  ebenso  wie  die  Gesundheit  und  j 

der  Unterricht  zu  einem  allseitigen  Gegenstand  der  Verwaltung   werden  * 

und  die  ästhetische  Volksbildung  kräftig  und  vom  höheren  Standpunkte 
su8  gefördert  werden  sollte;  jedenfalls  muss  der  ganz  verwerfliche  Stand- 

,  Punkt  aufgegeben  werden ,  dass  die  Kunst  ein  Gewerbe  sei  und  nach 
fcu  Begehl  des  Gewerbebetriebs  behandelt  werden  müsse.  Siehe  über 
(sieht  realisirte)  Entwürfe  hieftir  Fr.  Kugler,  Grundbestimmungen  für 
die  Verwaltung  der  Kunstangelegenheiten  im  Preuss.  Staate.  Berlin 
1859.  Hier  werden  folgende  Grundsätze  aufgestellt:  1)  Die  Kunst  steht 
Dt  einem  gesetzlich  bestimmten  Verhältniss  zum  Staate.  2)  Die  Ans- 
tiftung det  Kunst  unterliegt  nur    aus  gesetzlich  zu   bestimmenden  Rück-  /_  I 


**i 


•j 


Das  Beruf eroe 

sIiIob  einer  Bot 
■hu 8  HüdUrfniss 
Schaffung,  Vor 
derung  der  ktl 
idlichen  Kunst - 
taatsbehörde  zu 
idigen  gebildet, 
a  Staatsmittel  * 
t.  Uebrigens  i 
igeude  Central  i 
it  dtsv  Ubrigei 
lieh  der  Gemei 
gl.  H.Grimm 
ahrb.  1872  Ho 
«besondere  bin 
.3-)  fechte.     Vj 


Ausübung  de 
von  Werken  di 
ler  Wissens  cha 
nicht  unterwoi 
welche  in  der 
ichen  Zweck  i 
uinder  mechar 
edoch  sind  di 
Musters  chutzee 
1  die  Ausübui 
er  äusseren  0 
in  (3).  Jedoch 
rie  für  die  W 
;e  gelten  aar. 
iräneserung  vo 

Kugler  a.  ». 
>adurch  werde  u 
der  Wahrheit, 
eren  Zwang  ge 
lucbll.  Titel  V. 
aber  das  Urtat 
ie  Aufführung  <: 
r  Werke  beziel 
i  (Entwurf  von 
Vgl.  oben  §.  2 

jgniBse  zuzuzähl 
oben  §.  69  Am 
z    1850    art.  2( 
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geben  vollen  (4).  3)  Die  Gegenstände  and 
ungen  unterliegen  in  der  Regel  keiner  vorb 
nehmigung;  auch  ist  eine  Beschränkung  a 
theatralischer  Darstellungen  unzulässig  ('•). 
Stellungen  stehen  unter  öffentlicher  Aufsicht 
öffentlichen  Anstand,  die  Schamhaftigkeit,  ( 
liehe  Ordnung  Verletzendes  aufgeführt  w 
Wendung  von  Kindern  für  Öffentliche  Yorstell 
gewissen  Alter  an  und  in  sittlich  und  phyei 
gestattet  f7).  6)  Die  Bezeigung  von  Beifall  c 
auf  unanständige  Weise  geschehen  und  Ruh 
aus  dem  Theater  entfernt  werden  (s).  II-  ] 
fährungen  ist  die  Erlaubniss  der  Behörden 
genommen  soweit  sie  auf  den  Strassen  odei 
oder  an  einem  Orte  vorübergehend  und 
stehenden  Betriebes  stattfinden;  auch  bedü 
sikgesellaohaften ,  bei  welchen  ein  höhere« 
nicht  obwaltet,  eines  Legitimationsecheinee 
der  (9).  III.  Den  gleichen  Grundsätzen  (. 
sonstige  niedere  künstlerische  Sohaustellun 
Lustbarkeiten  {'"). 

(')  Stein,  Verwaltungslehre  Bd.  6  p.  4 
(*)  Oestreich,  Patent  zur  Gewerbcor 
V.  c.  Bayern,  Gewerbegesetz  vom  20.  Jan. 
den,  Gewerbegesetz  vom  20.  Sept.  1862  art. 
26.  Nov.  1862.  Die  BundeB-Gewerbeordmin 
macht  hievon  eine  Ausnahme;  es  ist  dies  jet 
welchen  die  falsche  wissenschaftliche  Systema 
tritt.  Stein  a.  a.  0.  p.  42  unterscheidet  : 
ab  öffentliche  Büdungsan stalten  die  Erhaltui 
eigentlichen  Aufgabe  haben,  und  zwischen  so 
für  die  Unterhaltung  nnd  Erholung  um  des 
werden  und  daher  nie  eine  öffentliche  Datei 
Allein  nicht  nur  ist  die  Grenze  zwischen  be: 
ziehen,  sondern  es  wird  das  Theater  hauptsach 
der  Geschmacksrichtung  jedes  Volkes  beherrst 
entscheidende  Moment  der  fortschreitenden  Ei 
der  Kunstbedurfnigse  im  Volke  nicht  beachtet 
liehe  Ordnung  des  Theaterwesens  zur  Zeit  no 
namentlich  was  die  wesentlichen  Anfordern: 
und  die  rechtliche  Sicherstelltuig  des  Bühnenj 
senschaft  hat  jedoch  die  Pflicht,  dem  Theater 
ung  im  Systeme  des  socialen  Lebens  nicht  zu 
(s)  Bundes-Gewerbeordming  vom  21.  ■ 
eession  ist  nicht  durch  Prüfung  der  personl 
Nachweis  des  Bedürfnisses,    sondern  vorzüglii 


gliche  Kunst  auffuh 

artheilt  werden, 

ssigkeit  des  Bew 
sio  erstreckt  aicl 
jprten  Kunst  Irr, 
r liehen  Locals  u 
i  Erlaubnias  wird 
.bellt.  Bayern 
3.  Juli  1868  § 
itellungen  bedsr 
a,  Verordnung  ■ 
Verordnung  von 
ig    vom    25.  No 

ung  vom   21.  Ju 

;    des    Legitimst 

vom    S.  Juli  18' 

ein  Erlaubt!  issacb 

«n    ibid.    §.  9. 

n.- Verfügung  voi 

r  Gewerbcord  nur 

von  1869  §.  12. 

™  um  tnuniiH  uuunu^n.-.- niiuo.uehmuiigen    in    c 

werden.     Hofdccretc  vom  9.  Jan.  1795,  IS.  Juli  1 

t.  8t  üben  rauch   a.  a.  0.  I.  §.  199. 

b)  Bundes-Gewerbeordnung  vom  21.  Jim 
ich  der  vor  der  ersten  Darstellung  zu  er 
an  AuffUhrungsbewilligung  Oestreieb,  Vt 
jj.  3 — 5.     Ueber   anstbssige  Extemporationi 

'B)  Mecklenburg,  Instruction  zur  Bun 
ipt.  1869   §.  9.      E.  Sachsen,    Verordnu 

Oestreich,  Verordnung  vom  25.  Nov.  1 
nch  an  hohen  Feiertagen  nicht  gespielt  und  < 
mf  die  BDbne  gebracht   werden.     Ueber   v 

Betreffs  vgl.  v.  Stnbenrauch  a.  a.  0.  1 
P)  Vgl.  v.  Stnbenrauch  a.  a.  0.    II.    § 

durch  Decret  vom  17.  Febr.  1822  die  V 
12  Jahren  und  durch  Verordnung  vom  31. 
on  Kinderbai leten  untersagt.  Im  Bereiche 
ig  vom  21.  Juni  1869  müssen  die  Bestimm 
iaren  Anwendung  kommen. 

(*)  Oestreich,  Verordnung  vom  25.  Nov. 

Verfügung  vom    14.  April  1840.     In   auss« 

tlizeibebOrde   ermächtigt,    das  Gebäude    rtti 

Verbot  des  Mitnebmens  von  Hunden  in  ' 

wistrafgeBetzbuch  von  1871  art.  83. 

'  i-  (9)  Bundes-Gewerbeordnung  vom    21.  Jui 
('(      Jayern,  Verordnung  vom  3.  Juli  1868  §.2 

r:l       sllschaften,    sowie    auch    die  MiKtarmusi 
nicht  gebunden;  ferner  bedürfen  die Unto 
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chantants  etc.    der  oberpolizeilichen  1 
ion  vom  10.  Dec.  1850;   für  Wien  vt 

h  a.  a.  0.  II.  §.  851.  441. 

gehören  namentlich  die  Unternehmer 
.nischen  Kunstwerken  u.  a.  Seltenheit« 
ingspielen ,  Taschenspieler,  Marionet 
er  etc.  Bayern,  Verordnung  vom  i 
«Ordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  59. 
Sept.  1862.  Mecklenburg-Schw, 
[869.  t.  Stubenrauch  a.  a.  0.  II 
uiken  vgl.  oben  §.  260  Anm.  2.  Auch 
:i  ist  regelmassig  an  polizeiliche  Bei 
kr  Gebühren  zu  entrichten,  welche  zun 
an.  Preossen,  Mb. -Verfügung  vi 
13.  Schulpflichtige  Kinder  dürfen  zu 
ht  zugelassen  werden.  Preussen,  M 
—  lieber  Künste  und  Vergnügungen 
hes  BUrgerthum  im  M.  A.  I.  1868  p, 
der  deutschen  Städte  Verfassung  TIT.  1 
d  Aufführungen  wurden  im  Mittelalte; 
eben  oder  veranstaltet.     Kriegk  a.  i 


Titel  T. 

Der    Rechtsberuf. 

Cspltel  1. 

Im  Alhrcaeiiea. 

§.    337. 

»beruf  besteht  in  der  Aueübung 
ler  Erhaltung  und  Wiederherstellt 
die  nothwendige  Regel  der  mensch 
an  Gemeinschaft  (').  Wie  es  um 
e  Quelle  findet,  so  vollzieht  es  s 
an  freien  Rechtshandlungen  und  Re 
olke  ls).  Insofern  besitzt  das  Rec 
verbindlichen  geistigen  Ordnung  ■ 
sse,  deren  Vollziehung  lediglich  < 
sb  bedingt  ist  und  unter  diesen 
erschied  und  ohne  Beschränkung  < 
leren  und  genauen  Anwendung  dei 
erkehre  bedarf  es  jedoch  vielfach 
wortlichen  Rechtskenntniss,  welche 
Lseige  «Aneignung    und  Ausübung 


llgerneiiien. 

wird  das  Recht 
t  and  die  Ausöl 
t  rnssB  nothwenc 
igen.  Der  Rechti 
■ellsehaft  seibat  b 
tkategorien:  1)  ! 
j)d   Feststellung 

Vertretung  bei 
)  technische  Hfl 
a  von  dem  social 
Stellung  des  Rec 
etzgebung  und  Ri 
d  Erforschung  d 
besitz  berufsmässig 
ort  hieber  diejeni 
he  im  ständigen 
und   insofern  in 


ites  bernht  nicht  t 

._,    ___    ___ Bren  Notbwendigke 

geistige  Anforderung  im  Bewußtsein  des  Volkes  lebt  (opinif 
die  Handlungen,  Zustande  and  Thatsachen  in  demselben 
«einer  Ordnung  unterwirft.  Daher  bildet  das  Recht 
iw  Freiheit,  es  ist  vielmehr  der  im  Volke  lebendige  Ae 
aelbst.  Gesetze,  die  von  Anfang  an  nicht  vollzog 
owenig  für  die  Einzelnen  verpflicbteud.  wie  diejenig« 
i  entgegengesetzten  Gebrauch  obsolet  geworden  sin 
abierant).  Die  freie  Anwendung  des  Rechtes  im  V 
Erklärung  darin,  dass  das  Recht  selbst  im  Volkelt 
Sge  seiner  geistigen  Natur  von  Jedem  als  Lebens 
bij  kann.  L.  32  D.  de  legibus  1.  4.  Wie  nnn  am 
:llen  Existenz  gekommen  sein  mag  (oben  §.  7),  so  1 
re  Vollzug  des  Rechtes  in  den  millionen fachen  V« 
»Verhältnisse  im  Volke  selbst  und  es  bedarf  hiezu 
r  einer  Ermächtigung  von  Seiten  der  Staatsgewalt  i 
Anleitung  oder  Prüfung,  wie  denn  auch  im  E 
tniBS  des  Rechts  im  Volke  principiell  Vorausgesetz 
C.  de  Legibus  1.  14.  Thibant,  Fandecten  §.29 
tefnnctionen  des  Staates  und  die  berufsmässige 
ts  gleichfalls  in  der  Realität  der  Dinge  begründet  ; 
an  sieb  ebenso  nothwendig  wie  das  Recht  im  Allg 
(3)  Der  an  sieb  jedenfalls  bedenkliche  Satz,  dai 
e  Jedermann  bekannt  sein  muss,  der  als  Th&tsache 
hrift  erhoben  werden  kann ,  hat  daher  znr  nothi 
ng,  dass  im  Volke  berufsmässige  Einrichtungen 
be  für  Jeden  das  Bedürfniss  der  Rechtsknnde  befriedi 
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Hiednrch  wird  der  sociale  Rechtsbernf,  da  die 
stand  der  allgemeines  Volksbildung  sein  kann 
bestand  theil  des  Volkslebens  selbst,  er  ist  mit) 
dem  in  der  Gesellschaft  begründet  und  unterli* 
schreitenden  Entwicklung  der  socialen  Einrichti 

(4)  Die  Staatsgewalt  selbst  ist  an  und  ffi 
wenigstens  wäre  eine  positive  Verpflichtung  hie; 
funetionen  der  Staatsgewalt  sind  daher  am  und 
digsr  Ausübung  unabhängig  und  dies  gilt  hei: 
banden  Factoren,  für  die  Geschworenen  n.  dgl. 
nothwendig  der  Grundsatz  ausbildete,  dass  g 
fnnctionen,  so  namentlich  das  Richteramt,  nur 
werden  können,  so  ist  doch  dies  nicht  aufge 
Riehterspröche  ihre  bindende  Kraft  nur  aus  de 
Gewalt,  nicht  ans  ihrer  Hechts  Verständigkeit  e 
dar  Entscheidung  gehen  muss,  das  als  solch  i 
Inhalt  der  Entscheidung  sei,  von  Allen  resped 
sind  anch  irrationelle  Gesetze  und  fehlerhaft! 
rechtsgültig,  wenn  sie  gleich  in  gewissen  Bei 
hinsichtlich  ihrer  Analogien  und  Consequenzen , 
den  müssen.  Dem  socialen  Rechtsberafe  dagegei 
Bedeutung  Überall  nicht  beiwohnen.  Vgl.  L. 
gibus  1.  3.  L.  1.  D.  de  re  jud.  42.  1.  L.  t 
Ronand,  Lehrbuch  des  gem.  deutschen  Civilpi 

(5)p  flieher  gehören  z.  B.  Gesefagebungs 
diei>,  Staatsfiscale ,  Finaneprocuratoren ,  auch  di 
im'  weiteren  Sinne  hicher  gerechnet  werden. 


Capttel  2. 

las  Netai'iat. 

Quellen:  Preussen,  Allgemeine  Gericktso 
über  die  Organisation  der  Gerichte  vom  2.  Jan.  li 
11.  Juli  1845  und  vom  25.  April  1822  (für  die  1 
Notariatsordnung  vom  18.  Sept.  1853.  Bayern, 
II.  §-  6.  Notariatsordnung  vom  10.  Nov.  1861.  j 
nung  vom  3.  Juni  1859.  Wüttemberg,  Jv".  0.  t 
N.  0.  vom  28.  Mai  1864.  Geschäftsordnung  voi 
schweig,  N.  0.  vom  19.  März  1850.^  Meckl 
25.  ÄprÜ  a8S,  28.  Jan.  1786,  ff.  Jan.  1848  und 
Meiningen,  Gesetz  über  die  für  die  Bechtspft 
32.  Juni  1850  ort.  31.  Hamburgi  N.  O.  von  : 
9.  Nov.  1820.  Oestreick,  N.  0.  vom  21.  Mai  li 
ten  der  Oestr.  Monarchie).    Beiehsnotatiatsoränung 

Literatur:  v.  Sonne,  Preuss,  Staatsrecht 
Bayr.  Verwaltungencht  3.  Aufi.  §,  06,  ■  V.  Stilb 
Brinkmann,  Genturia  quautionum  praeUearuni 
AUd.    1633.     A.   Volehmann,     Notariaishmtt   t 


i  und  Vertat  de«  Notariat«. 

6er  Jena  1763.    H.  Kupptri 
■he   Anleitung  für  Notarim. 
iriatswesen  und  dessen  Reform 
'.germanischen  Gerichtsverfahren 

„..._..    _.  .,„..,.,, Notariat  nach  den  Bestimmung 

jenemen  SeeM»  Bonn.  1843—46.  J.  Merkel,  Das  Notariat  und  die  u 
tieks  Gerichtsbarkeit  Leipz.  1860.  G.  Ch.  Bösl,  Da»  Notariat.  Ein  1 
w  Geschichte  und  Kritik  diese»  Instituts.  Nördl.  186t  Mittermai** 
tsriat  im  StaatsUxikon  von  Sotteck  und  Welcher  Bd  9.  O.  Bohl: 
Grauen  und  Zieh  der  neuen  Reichsnotariatsordnung ,  in  Behrendts  Zeit 
für  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  in  Preussen  Bd.  5.  ließ  1.  1871.  8 
rat1«*!/,  Das  Notariat.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte'  und  Revision  dt 
Troppau  1862.  W.  Häusler,  Das  Preuss.  Notariat.  Breslau  1845.  1 
Hasdbvch  des  Notariats  in  Preussen  nebst  der  freiwilligen  Gerichtsbark 
Gtrichtt  und  mit  Rücksicht  auf  das  übrige  Deutschland,  Frankreieh  u.  a 
der.  Dnsttld.  1868.  E.  F.  Koch,  Formularbuch  und  Commentnr  zum- 
ntttgesets  für  instrumentirende  Gemchtspersonen  und  Notarien.  8\  Ausg. 
Im.fflO.  G-  Ch.  Rö»l,  Commtntar  zum  Bayr.  Notariatsgesttee  vom  IC 
minebst  Verordnungen  etc.  Nord*.  1862.  J.  C.  Er  die,  Das  Bayr. 
nttigtsttz  für  die  Landestheile  diesseits  d.  Rh.  Manch.  1862.  E.  Bru 
Emdbuth  des  Notariats  in  Bayern  dies»,  d.  Rh.  Regensb.  1866.  F.  i 
Sie  Gesetzgebung  über  das  Notariat  in  der  Bayr.  Pfalz  Neustadt  18 
Zeitschrift  für  das  Notariat  und  die  freiwillige  GerichtsbarKeit  in  Bayen 
susgeg.  von  E.  Graf  Nördl.  von  1864  an.  ff.  G.  Hermann,  Anleite 
4k  Notariatspraxis  nach  den  K.  Sachs.  Gesetzen  und  der  A  D.  W. 
Fermdaritn  für  Notariatsgeschäfte  Dresd.  1891.  v.  Bxrltey,  Entwurf 
Instruction  für  die  Gerichtsnotarien  in  Würtemberg.  Stuttg.  1821.  Kai 
Das  Würtemb.  Gesetz  über  Notariatswesen  vom  14.  Juni  1843  etc.  StutU 
S.  F.  Belitz,  Vollständiges  Handbuch  für  Notarien  zunächst  in  den  < 
»««016.  Landen  Parchim  1833.  C.  H,  C.  TroUche,  Der  Mecklenbu 
tilprocess  1866  I.  p.  478  —  485.  Zugschwert,  Erklärung  de»  Institu 
Setare  nach  der  Oestr.  N.  0.  Wien  1851  J.  Schimkowsiy,  Handb* 
«tun  Oettr.  N.  0.  Wien  1871.  A.  Benaud.  Lehrbuch  de»  gem.  da 
CkUproccstes  1867  §.  118.  G.  W.  Wetzell,  System  de»  ord.  Owljw 
%  M.  Atttere.  Quellensammlung  bei  Lässig,  Sammlung  der  Notariatt 
McA  gemeinem  und  K.  Sachs.  Rechte  nebst  der  longobardischen  und  frän 
Gesetzgebung  Leipz.  1843.  Wcittrt  Literatur-  s.  bei  Bösl,  Anhang  und 
isla.  a,0.  p.  29. 

I.    Erwerb  und  Verlud  des  Notariate. 


Der  Beruf  des-  Notar»  iet,  .Rechtshandlungen  und  reol 
Thalsaohen  auf  Ansuchen  von  Parteien  oder  im  Auftrage  vo 
hörden  in  der  durch  die  Rechtsordnung  bestimmten  Form,  i 
nennen  und  zu  beglaubigen  {}),  Das  Notariat  besteht  ledigl 
4ar  geordneten  Ausübung  der  Reohtakunde  zum  Zieche  der  go 
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Feststellung  und  Sicherung  : 
wederein  Gewerbe  (*),  noch 
hingen  der  Notare  beiwohnen 
AnaflusB  der  Staatsgewalt,  aon 
aufgestellten  Normen  bedingt 
und  unparteilicher  Geschäfts: 
nicht  einzelnen  Parteien  in 
Rath  und  Beistand ,  vertritt 
sondern  die  an  sich  vom  Pari 
Rechtsform,  durch  de.ren  Beol 
ung  Ton  Rechten  bedingt  ers< 
Inhaltes  der  Rechtsgeschäfte  : 
er th eilung  vom  Standpunkte 
jedoch  verpflichtet,  zu  verb 
Schäften  seine  Mitwirkung  zu 
jede  Amtshandlung  untersagt 
(Richtergewalt)  erfordert  {'). 
Beziehungen  zugleich  mit  den 
gewiesenen  sog.  niohtstreitigei 
mangelhafte  Ausscheidung  d 
denen  gesellschaftlicher  Orgar 

(*)  Reichsnotar  iateordnuni 
Notariatsordnung  vom  19.  MB 
21.  Mai  1855  §.  1.  Bayern 
Prenssen,  Verordnung  vom  ! 
ist  es,  wenn,  wie  in  Bayern 
1853,  die  Notare  als  Beamte  d 
werden.  Renaud  a.  a.  0.  § 
3.  Aufl.  II.  §.  364.  Ganz  ve 
willkürliche  Gerichtsbarkeit  ft 
punkte  der  freiwilligen  Gericht: 
ventivjustiz  3.  Aufl.  p.  409  ff. 
IL  2.  §.  159. 

i2)  Bundes-Gewerbeordi 
Gewerbegesetz  vom  30.  Jan.  U 
setz  vom  20.  Sept.  1862  §.  33 
nung  vom  20.  Dec    1859  V.  f. 

{■')  Zwar  werden  zuweilen 
vom  19.M(lrz  1S50  g.l-  Bayt 
in  der  Literatur  (Renaud,  L 
9.118.  v.  Moni,  Präventivjusti: 
PBzl,  Bayr.  Verwaltungsrccht  ' 
allein  sie  stehen  nicht  im  Dienst 
Pensionsrechte,  und  werden  nur 
ten  gerechnet.  Strafgesetzbuch 
Falle  ihrer  Verohelicbung  die  d 
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3.  Juli  1862),  beweist  nicht  dagegen,  da 
irsonen  (z.  B.  Lehrern)  gilt.  Die  Notare 
Ite  Berufspersonen  mit  öffentlichem  Cha- 
Desterley  a.  a.  0.  II.  g.  3.  Wetzeil, 
ranzOs.  Gesetze  vom  25.  ventöse  an  XI. 
b  Notare  .als  Öffentliche  Beamte  (fonction- 
iat  jedoch  ein  Ausfiass  des  daselbst  herr- 
8.  auch  Block' s  Dictionnaire  de  la  po- 
maire.  Ueber  die  Gerichts-  und  Amts- 
las  Gesetz  vom  14.  Jnni  1843;  über  Ge- 
voin  28.  Mai  1864  und  Geschäftsordnung 
Repertormm  p.  317.  lieber  den  Einflnss 
ä  Notariat  b.  Oest'erley  a,  a.O.  II.  g.6. 
Urdigkeit  der  von  den  romischen  Tabel- 
i  gründete  sich  ursprünglich  auf  die  Zu- 
btnng  einer  bestimmten  vorgeschriebenen 
ie  Ermächtigung  und  Beeidigung,  wobei 
lici  zur  Beurkundung  gerichtlicher  Vor- 
Oeeterley  a.  a.  0.  I.  §.  6.  Merkel 
'ilprocess  §.  24.  Renaud,  Civilprocess 
:hte  die  Noth wendigkeit  einer  höheren 
oder  Pabst)  nicht  mehr  entspricht ,  viel- 
nliche  Approbation  (Irnmatriculation)  der 
muss  nunmehr  die  Quelle  der  notariellen 
ftsmässigen  Geschäftsführung  durch  Per- 
Befähigung gesucht  werden. 

zuweilen  in  gewisser  Richtung  eine  Con- 
erBumt.  So  ist  in  Oestreich,  N.  0. 
otaren  auch  die  Abfassung  von  Privat- 
Streitsachen  zur  Ueber reic hang  bei  den 
llen  Pflichten  beeideter  Sachwalter  unter- 
ste-. Recht  Nov.  73.  SO.  Euler  a.  a.  0. 
[n  Mecklenburg  können  die  Notarien 
»wohnliche  Vertreter  und  Beistände  der 
tnr-  und  Procuraturpraxis  steht  ihnen 
im    10.  Mai  1862.     Trotscbe  a.  a.  0. 

i  11.  Juli  1845  §.  2-4.     Rosl  a.  a.  0. 

zbtsgeschafte ,  zu  deren  Rechtsgültigkeit 
;igung  gebOrt,  dem  Notariat  entzogen 
.  ff.  Merkel  a.  a.  0.  p.  20.  30.  Im 
ersuche  aus  dem  Gebiete  der  sog.  frei- 
1830.  Andererseits  verlangt  die  Unab- 
folke,  dasa  die  einer  richterlichen  Cog- 
■te  der  freien  Berufstätigkeit  überlassen 

(tabelliones)  waren  keine  Beamten  und 
ictio  volnntaria  nicht  auf  sie  erstreckt; 
ig  unter  einem  Vorstande  vereinigt  und 
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übten  ihr  Geschäft  unter  der  Aufsicht  de 
im  Wesentlichen  darin  bestand,  für  Ai 
Schafte  (instrumenta)  und  schriftliche  Eio| 
zu  verfassen,  wurde  ursprünglich  von  f 
Standes  betrieben;  später  mussten  sie 
Seh  reibe  ku  na  t  and  von  gutem  Rufe,  sow: 
ihr  Geschäft  an  öffentlichen  Orten  ans  < 
publice*,  forenses,  oft  auch  amannenses 
Rechtsgeschichta  I.  p.  49.  304.  Oesterl 
Ctailprocess  p.  145.  v.  Bethinatin-Hol 
cess  III.  Bonn  1866  §.  144.  Merkel  i 
§.  2.  Von  dem  römischen  ging  das  Int 
oanonisefae  Recht  Ober  (jndices  ehartnlarii 
Deutschland.  Ihre  Ernennung  stand  dem 
sowie  dem  Papst,  den  oomites  palatini 
begabten  Standen  zu,  zuweilen  auch  den. 
sich  (z.  B.  in  Mecklenburg)  auch  heute  i 
vieler  Mussttnde  wurde  eine  Reihe  tob 
Reiohsnotariatsordnuig  vom  8.  Oefc.  1512 
nitäten  and  Form  der  Notariatsiusti'nmt 
römischen  Rechte.  Rösl  a.  a.  0.  §.4. 
Schafte  in  so  grosser  Ausdehnung  unter  i 
richtsbarkeit  auf  die  Gerichte  übergingen 
der  verwiegenden  Schriftlichkeit  des  Proo 
um  sich  greifenden  Eiufliiss  der  Geistlichki 
barkeit,  und  in  dar  durch  die  Grand-  n« 
Gerichtsunterth&nigkeit  des  Volkes,  cf. 
oben  §.  146,  wogegen  bezüglich  des  A< 
Stande  auf  die  diesen  zustehende  Siegelm 
verweisen  ist.  Das  in  seiner  Reinheit  be 
daher  als  ein  wichtiger  Bestandteil  der 
bens  bezeichnet  werden. 


Du  Notariat  kann,  sein«  Natur  i 
geübt  werden ,  ob  erfordert  sogar  ein 
diger  Tüchtigkeit  und  Erfahrung  ('). 
ist  daher  bedingt  1)  durch  den  Nachv 
nethohen  and  practischen  Befähigung  i 
nähme  in  den  Beruf.  In  emterer  Bezi 
langt  das  die  Befähigung  zum  Richte) 
dingende  Bestehen  der  vorgeschriebe 
sowie  eine  mehrjährige  practiflche  Uab 
Ua;  diu  lenttere  kaum  jedoch  denen  « 
Richteramt  oder  der  Advocatur  in  da 
fiSnuöohe  Au&ahtn*  in  den  Beruf  erfc 
pSohrang  xa  den  geeetulionen  ObKegeu 
durch-  .Eintragung  der  Mezu  T  — 
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iteliuDg)  von  Saiten  des  Staates  »ach  den 
des  Verkehres  und  Reehtslebens  (4).  Das 
das  Regelmässige.  In  allen  Fällen  muae  die 
der  hiemit  verbundene  Amtsantritt  öffent- 
•erden  (6).  Die  käufliche  Erwerbung  bereits 
schifte  ist  nach  deutschem  Rechte  unetatt- 
iat  unvereinbar  mit  der  Verwaltung  eines 
Gemeindeamtes  (7J,  nach  manchen  Gesetzen 
l8);  auch  soll  der  Notar  sich  des  gewerbs- 
□nonlässigen  Erwerbegeschäften,  inbesondere 
kJer-  und  Commiasionsgesohäfte  enthalten  (9). 
tariats  von  Seiten  nicht  recipirter  Penonen 
■nd  sind  deren  Aufsätze  bei  keinem  Gerichte 


neydopadie  §.  157.  y.  Jagemann  im  Rechts- 
sl a,  s.  0.  |.  57.  Vgl  auch  Not.  60.  Reichs- 
12   §.  84.     Oesterley  a.  a.  0.   I.   §.  5.    Das 

höheren  Geistlichen  und  Beamten  zu  gestandene 
fkeit  (RBsl  a.  a,  0.  §.  22.  Merkel  a.  a.  0. 
■fase uii gerecht  4.  Aufl.  §.  49.  50)    ist    mit  dem 

Rechtsprincip  unvereinbar. 

g,   N.  0.  vom  19.  Mars  1850  §.  5.    K.  Saoh- 

1859  §.  6.     Oestreioh,   N.  0.  vom  21.  Mai 

g  vom  ll.Oct.  1854  betr.  die  Vorschriften  für 

ayem,  N.  0.    vom    10.  Nov.  1861   art.  2.  3. 

rin,   Verordnung  vom  6.  Jan.  1848.     Hanao- 

ipt.   1853   g.  2.     Gerichtsverfassnngsgesetz    vom 

8.  Nov.  1850    art.  78.     Prenssen,     Gesetz    vom    6.  Mai    1869   §.  1. 

y.  Rönne,    Preusa.  Staatsrecht    8.  Aufl.    IL    §.  364.     MerkeJ  a.  a.  0. 

cl  83  ff.     Trotache  a.  a.  0.    p.  479.  480.      Ausserdem    wird  meist  ar- 

dae  ludigenat,  Selbständigkeit,  Unbescholtenheit  und  ein  gewisses 

25  —  30  Jahre).     Nach  der  Reichs-N.  0.  von  1512    §.  1    waren 

Ungläubige,  eigene  Leute,  Ehrlose,  die  im  geistlichen  Bann  oder 

Eeichsacht  waren  und  alle,  die  als  Zeugen  unflihig  waren. 

')  Dieser  altere  Modus  der  blossen  Approbation  und  Bestätigung, 
der  Immatriculation  der  Notare  (Reichs-N.  0.  von  1512  §.  1. 
id,  Bavar.  von  1756  II.  6)  hat  sich  noch  erhalten  in  Mscklea- 
Schwerin,  Verordnung  vom  26.  Jan.  1786  (Immatriculation 
eidignng  von  einem  Land esger ich te).  Trotsche  a,  a.  0.  p.  479. 
')  Braunschweig,  N.  0.  vom  19.  Harz  1850  §.  6.  S.  Sach- 
I.  0.  vom  3.  Juni  1859  §.  5.  Hannover,  N.  0.  vom  18.  Sept. 
.  1.  2.  Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art.  1.  5.  Oest- 
N.  0.  vom  21.  Mai  1855  §.  10.  12  —  15.  Justiz  -  Min.  -  Entschl. 
L  Mai  und  19.  Sept.  1856.  Die  Zahl  der  Notare  und  die  Ver- 
g  derselben  nach  Sprengein  wird  besonders  festgesetzt.  Die  Er- 
g  der  Notare  erfolgt  regelmässig  auf  Grund  von  Gutachten  des 
ßhofs  oder  der  Notariatskammer.     Preussen,    Verordnung    vom 
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36.  Gesetz  vom  6.  Mai  1869  a 
bt  8.  Aufl.  IL  §.  364. 
äich,  N.  0.  vom  21.  Mai  1855  j 
tffirz  1850  §.6.  K.  Sachsen,  ] 
at  ist  vor  dem  Antritt  seines 
eidigen.     Bayern,    N.  0.    vom 

0.  vom  21.  Mai  1855  §.  17. 
tfärz  1850  §.  8.  K.  Sachsen, 
r,  N.  0.  vom  18.  Sept.  1853  JL< 

ErSffnung  der  Bernfsthätigkeit 
ir    vorherigen  Erlegung    der    gest 

Ton  den  Notaren  zu  erhebenden 
Cantion   abhängig  gemacht.     0 

16.  23-  33.  Hannover,  N. 
ern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  18( 
ition  wird  bis  zn  deren  VervolUt 
;keit    verfügt     Oesterley  a.  a 

gentliche  Suceession  in  das  Amt 
i.  0.  IL  p.  157. 

schweig,  N.  0.  vom  19,Mara 
Hai  1855  §.  9.  E.  Sachsen,  1 
1,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art 
853    §.  3    (Ausnahmen   bei  seh« 

•n,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861 
Mai  1855  §.  9  (ausgenommen 
Rheinpreussen,  Verordnu 
Landestheilen  Prensseng,  w 
;  hat,  ist  das  Notariat  in  der 
i,  kann  jedoch  auch  selbständig 
Iten  beim  Übertribunal  soll  das  '. 
dnnng  vom  2.  Jan.  1849  §.  30. 
te,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl. 
.rdnung  vom  6.  Jan.  1843  ist  dt 
ten  oder  den  im  Staats-,  Cotnir 
aten  Angestellten  gestattet.  Tri 
raunschweig,  N.  0.  vom  1 
Notariat  und  Advocatur  gestatt« 
eich,  N.  0.  vom  21.  Mai  18 
Sept.  1853  §.  8.  Bayern,  N. 
chsen,  Advocatenordnung  vom 
..  Nov.  1859  §.  8  die  gewerbsi 
>n  betr.  (Maklergeschäft  xngelasse 
sehe  a.  a.  0.  p.  481. 

§.     340. 

lt  Kur  Ausübung  des  Notaria 
TodeB(l):  1)  durch  freiwilliger 
mit  dem  Notariat  im  compati 


r^ 
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Verlust  der  Staatsangehörigkeit;  4)  durch  Enthebung  vom  Amte  in 
Folge  geistiger  oder  körperlicher  Unfähigkeit  (3);  5)  durch  Ent- 
lassung zur  Strafe  (4).  Nach  manchen  Gesetzen  erlischt  die  Nota- 
riatsbefugniss  ferner,  wenn  der  Notar  in  Concurs  geräth  oder  unter 
Curatel  gesetzt  wird ;  oder  wenn  er  der  ihm  gesetzlich  obliegenden 
Cautionspflicht  nicht  Genüge  leistet  (6).  Die  Beendigung  der  Nota- 
riatsbefugniss  ist  in  jedem  Falle  zur  Darnachachtung  für  Jedermann 
öffentlich  bekannt  zu  machen;  die  nach  solcher  Bekanntmachung 
ron  einem  früheren  Notare  aufgenommenen  Rechtshandlungen  ent- 
behren der  Eigenschaft  von  Notariatsacten  (6).  Die  TJebernahme 
und  Verwahrung  der  Acten  von  ausser  Amt  getretenen  oder  ver- 
storbenen Notaren  liegt  theils  den  Gerichten  ob,  theils  sind  hiefür 
besondere  Notariatsarchive  errichtet  C7). 

(')  Oestreich,  N.  0.  vom  21.  Mai  1855  §.  21.  K.  Sachsen, 
N.  0.  vom  3.  Juni  1859  9.87.  Hannover,  N.  0.  vom  18.  Sept.  1853 
§.  81.    Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art.  103.  117. 

(2)  Derselbe  muss  ausdrücklich  erklärt  und  das  Amt  bis  zum  Dienst- 
antritte eines  Nachfolgers  oder  Amtsverwesers  fortgeführt  werden. 
Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art.  103.  Auch  ist  zuweilen  die 
Genehmigung  des  Austrittes  durch  das  Justizministerium  vorgeschrieben. 
K.  Sachsen,  N.  0.  vom  3.  Juni  1859  §.  87.  Oestreich,  N.  0.  vom 
21.  Mai  1855  §.  21. 

(3)  K.  Sachsen,  N.  0.  vom  3.  Juni  1859  §.  88. 

(4)  Der  Entlassung  soll  in  der  Regel  die  Suspension  vorhergehen; 
such  kann  dieselbe  nur  durch  strafrichterliches  oder  Discipliuar- Erkenn t- 
nias  ausgesprochen  werden.  Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art.  117. 
118.  Oestreich,  N.  0.  vom  21.  Mai  1855  §.21.  22.  164  —  180. 
Hannover,  N  0.  vom  18.  Sept.  1853  §.  81.  E.  Sachsen,  N.  0. 
vom  3.  Juni  1885  §.  87.  Baden,  N.  0.  vom  28.  Mai  1864  §.  66  ff. 
Braun  schweig,  N  0.  vom  19.  März  1850  §.  25.  Die  Dienstentlass- 
ung erfolgt  sowohl  wegen  gemeiner  Verbrechen  und  Vergehen  als  auch 
wegen  Dienstflbertretungen. 

(*)  Oestreich,  N.  0.  vom  21.  Mai  1855  §.  21.  Hannover, 
N.  0.  vom  18.  Sept.  1858  §.  81. 

(«)  Hannover,  N.  0.  vom  18.  Sept.  1853  §.  82.  83.  K.  Sach- 
sen, N.  0.  vom  8.  Juni  1859  §.  89.  Oestreich,  N.  0.  vom  21.  Mai 
1855  §.  85.  178. 

(7)  Braunschweig,  N. 0.  vom  19. März  1850  §.21.  Preussen, 
Gesetz  vom  11.  Juli  1845  §.37.  Oestreich,  N.  0.  vom  21.  Mai  1855 
i  120.  129.  Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art.  100  (üebergabe 
an  den  Nachfolger  oder  an  einen  anderen  Notar  durch  das  Gericht). 

II.    Der  Wirkungskreis  der  Notare. 

§.    341. 

Der  Wirkungskreis  der  Notare  uxnfasst  im  Allgemeinen  (0*: 
1)  die  Abfassung  von  Frotocollen   über  in  ihrer  Gegenwart  vorge- 

Boetler,  Verwaltongsreebt  I.  i.  16 
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»bene  re 
len;  2)  die  Vornahme 
igten  oder  zufolge  < 
isfertigung  von  Urku: 
;  4)  die  Ausstellung 
Thatsachen  auf  Gran.' 
vertrauter  Urkunden  i 
a  jedoch  die  Notare 
Behörden,  soweit  Jen 
lend  den  Gerichten  ( 
i  sind  (').  Letzteres 
ornahme  der  Adoptit 
en,  Erklärung  des  ] 
Führung  der  Grund - 
Lehenssachen ,  der  A 
tung  gerichtlicher  Dej 
hme  von  Testamenten 
e  Gerichte  und  Aewfc 
Beglaubigung  und  Ve 
irn  um  richterliche  Cc 
ilt  (7).  Die  von  den 
&mäesig  aufgenommei 
gen  und  Zeugnisse  hi 
i  ober  das,  was  sie  ei 
>ei  deren  Errichtung  < 
nen  Förmlichkeiten  i 
che,  sondern  gegebei 
deren  materielle  nnc 
iduug  nach   den  allg 

ilt  c-o. 

N.  0.  vom  21.  Mai 
59  §.  1.  Baden,  N. 
irdnung  vom  18.  Febr 
irt.  11  ff.  Eine  Erweit 
ä,  wenn  letzteres  Gesi 
barkcitsclausel  bei  rot 
rgleichen  (ibid.  art.  21' 
ng  vom  25.  April  18 
55  §.  3  und  Verordnur 
[Vlira.   7. 

in  namentlich  die  Aufnahme  von  Verlaasenachafts- 1 
Abnahme  von  Siegeln,  Inventuren,  gerichtliche" 
bietungen ,  Versteigerungen ,  Rechnungsrevisionen, 
genetheilungon.     Eine  Genehmigung   der  Behörden  J 
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t  erforderlich,  sie  können  jedoch  auch  im  Auf- 
genommen werden.  Eins  principielle  Unter- 
scheidung der  notariellen  Geschftftstbätigkeit  wird  dadurch  nicht  bedingt. 
Oestreich,  N.  0.  vom  21.  Mai  1855  9.  188  ff.  K.  Sachsen,  N.  0. 
vom  3.  Juni  1859  §.  1.  Baden,  N.  0.  vom  28.  Mai  1864  g. 
Bayern,  N.  0.  vom  10.Nov.1861  art.llff.  19.  29.51.52.  Freust.. 
Justiz -Min. -Verf.  vom  8.  Oct  1849  betr.  die  Abhaltung  aussergeri cut- 
licher Mobiliar -Aactionen  durch  Notare.     Rüsl  a.  a.  0.  §.  89. 

(3)  Diese  Berechtigung  erstreckt  sich  nicht  auch  auf  Gelder,  öffent- 
liche Schuldverschreibungen  und  andere  zum  öffentlichen  Verkehre  die- 
nende Wertpapiere.  Die  blosse  Aufbewahrung  verleiht  nicht  den  Cba- 
racter  von  Notariats  Urkunden.  Ueber  jeden  Hintcrlegungsact  ist  ein 
Protocoll  aufzunehmen.  Oestreich,  N.  0.  vom  21. Mai  1855  §.90—92. 
In  Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art.  36  ist  die  Empfangnahme 
von  Geldern  und  Wertpapieren  auf  Grund  Bpecieller  Vollmacht  geglättet. 

(*)  K.  Sachsen,  N.  0.  vom  3.  Juni  1859  §.  2.  Bayern,  N.  0. 
vom  10.  Nov.  1861  art.  11.  Diese  Concurrenz  der  Gerichte  und  Notare 
ist  jedoch  nicht  rationell;  vielmehr  sollte  Alles,  was  eine  richterliche 
Cognition  erheischt,  den  Gerichten,  und  Alles,  was  lediglich  durch  die 
Beobachtung  der  Rechtsform  bedingt  ist  oder  zur  fides  publica  gehört, 
den  Notaren  ausschliesslich  zugewiesen  sein.  Merkel  a.  n.  0.  p.  28  ff. 
Bösl  a.  a.  0.  p.  67  ff. 

(fc)  Das  ErfordernisB  der  gerichtlichen  oder  amtlichen  Mitwirkung 
muss  für  jeden  einzelnen  Fall  durch  specielle  Rechtsvorschriften,  insbe- 
sondere des  Civil-  und  Verwaltnngsrechts  ausgesprochen  sein.  Vgl, 
Merkel  a.  a.  0.  p.  30  ff. 

(°)  Brannscbweig,  N.  0.  vom  19.  März  1850  §.  1.  Hanno- 
ver, Gerichte verfassungsgosetz  vom  8.  Nov.  1850  %-  21.  N.  0.  vom 
18.  Sept.  1853  §.  9.  Bremen,  Gerichts-  und  Notariatsordnung  vom 
9.  Nov.  1820.  K.  Sachsen,  N.  0.  vom  3.  Juni  1859  §.  1.  93.  —  Tes- 
tamente und  Codicille  müssen  in  Frenssen,  A.  L.  R.  T.  12  §.  66  ff, 
in  der  Regel  vom  Testator  selbst  den  Gerichton  übergehen  odor  zu  ge- 
richtlichem Protocoll  erklärt  werden.  Anders  in  Oestreich,  N.  0. 
vom  21.  Mai  1855  §.  59  ff.  Hannover,  N.  0.  vom  18.  Sept.  1853 
§.  44.  Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art.  61.  Zuweilen  ist  nicht 
die  Aufnahme,  wohl  aber  die  Annahme  odor  Vorwahrung  von  Testa- 
menten den  Notaren  untersagt.  Das  Nähere  ist  aus  den  angeführten 
gesetzlichen  Bestimmungen  zu  entnehmen.  Vgl.  auch  Wächter,  Das 
Hotariats-Testament.  Vorschläge  zu  einer  einheitlichen  Tostaioentaform. 
Hamburg  1871. 

i7)  Da  im  socialen  Rechtsberuf  keine  Gerichtsbarkeit,  sondern  nur 
die  freie  Rechtsanwendung  liegt,  bo  kanu  den  Notariatsuctcn  auch  nur 
die  Wirkung  freier  (solenner)  Rechtshandlungen,  nicht  aber  richterlicher 
Verfügungen  zukommen.  Die  Grenze  zwischen  beiden  läset  sich  nicht 
abstract  bestimmen,  sondern  hängt  von  der  fortschreitenden  Entwicklung 
dos  concreten  Rechtslebens  ab. 

(B)  Braunschweig,  N.  0.  vom  19.Märzl850  §.18.  Oestreich, 
S.  0.  vom  21.  Mai  1855  §.  2.  K.  Sachsen,  N.  0.  vom  3.  Juni  1859 
g-  3.  Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art.  80.  Hannover,  N.  0. 
vom  18.  Sept.  1853    §.  9.  44.     Preussen,    Verordnung    vom   11.  Juli 

16« 
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1845  §.  40.  41.  Verordnung  vom  25.  April  1822  art.  88.  Diese  Be- 
weiskraft erstreckt  sich  auch  auf  anerkannte  Privaturkunden,  über  welche 
ein  Notariatsact  aufgenommen  wird.  Oestreich,  N.  0.  vom  21.  Mai 
1855  §.  42.  Vgl.  Oesterley  a.  a.  0.  IL  §.  79  ff.  Wetzeil,  Civil- 
process  §.24.  Ren  and,  Civilprocess  §.  118.  Pözl,  Bayr.  Verwalt- 
ungsrecht 8.  Aufl.  §.  66. 

(9)  Oestreich,  N.  0.  vom  21.  Mai  1855  §.  4.  K.  Sachsen, 
N.  0.  vom  3.  Juni  1859  §.4.  Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861 
art.  148.  Preussen,  Verordnung  vom  11.  Juli  1845  §.  42.  Hanno- 
ver, N.  0.  vom  18.  Sept.  1853  §.  49.  50.  Die  gesetzwidrige  Vornahme 
eines  Notariatsactes  wird  regelmässig  die  Unverbindlichkeit  des  betreffen- 
den Geschäfts  nur  dann  zur  Folge  haben,  wenn  die  Errichtung  einer 
öffentlichen  Urkunde  Bedingung  der  Rechtsbeständigkeit  ist. 

§.    342. 

Bei  der  Ausübung   des  Notariats   sind    die   in    der  Natur  der 
Sache    liegenden    und    gesetzlich    ausgesprochenen   Berufspflichten 
strenge  zu  beobachten.     Insbesondere  sind  die  Notare   verpflichtet: 
1)  bei  ihren'  Amtshandlungen  sorgfältig  darauf  zu  achten,  dass  die- 
selben mit  rechtlicher  Gültigkeit  zu  Stande    kommen;    sie   müssen 
daher  a)  alle  vorgeschriebenen  allgemeinen  oder  besonderen  Förm- 
lichkeiten erfüllen  (0;    b)  nichts  aufnehmen,    was   gegen  ein  Straf- 
gesetz  oder  gegen  gesetzliche  Verbote    und   die   guten  Sitten  ver- 
stoßet (2) ;   c)   sich    über    die  Identität  und  Dispositionsfähigkeit  der 
Parteien   vergewissern  (3) ;    d)   durch    angemessene  Befragung   den 
Willen  der  Parteien  zur  sicheren  Kenntniss  bringen  (4)  und  e)  die- 
selben über  die  Bedeutung  der  Rechtshandlung  belehren  (&).    2)  Sie 
dürfen  keine  Notariatsacte  vornehmen,    bei  denen  sie  selbst  direct 
oder  indirect  (durch  Verwandte  und  Angehörige)    irgendwie  bethei- 
ligt sind  oder  ein  Interesse  haben,   und  überhaupt  niemals  in  der- 
selben Sache  zugleich  als  Notare   und   in   anderer  Eigenschaft  (Ad- 
vocat,  Mandatar)  handeln  (6).     3)  Sie   dürfen  nur  an  ihrem  Wohn- 
sitze und  innerhalb  des  ihnen  angewiesenen  Sprengeis,    der  in   der 
Regel  mit   dem  Bezirk  des  am  Wohnsitze   befindlichen  Ober-   oder 
Untergerichtes  zusammenfallt,  Amtshandlungen  vornehmen,   jedoch 
ohne    Unterschied    des   Wohnsitzes   der    ansuchenden    Parteien  Q; 
auch  dürfen   sie  ausserhalb  ihres  Amtssitzes    weder    wohnen   noch 
irgend  ein  Geschäftslocal  errichten  (8).    4)  Amtshandlungen,    welche 
dem  Gesetze  nicht  widerstreiten    und   zu  welchen    sie   von  disposi- 
tionsfähigen Personen  aufgefordert  werden,    dürfen  sie  niemals  ver- 
weigern,   widrigenfalls  sie   den  Requirenten    für  allen  daraus   ent- 
stehenden Schaden  haften  (»).     5)    Sie   sind   ausserdem  verpflichtet 

a)  zur  Verwendung  des  gesetzlich  vorgeschriebenen  Stempelpapier» («0: 

b)  zur  tührung  des  ihren  Namen  und  ihre  Bezeichnung ■  als  Not« 
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iuigeu  Dieuntsiegels  (ll);   c)  zur  B 

„     leit  (1SJ.    6t  Die  Benützung  von  ( 

und  nöthi gen  falls  die  Aufstellung  geeigneter  Stellvertreter   i 

gestattet;  auch  ist  die  Verwendung  gedruckter  Formulare  zuli 

(>)  Oeetreich,  N.  0.  vom  21.  Mai  1855  §.  50.  51.  1 
H.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art.  60  ff.  Oesterley  a.  a.  0.  II. 
Ausser  den  gewöhnlichen  Formen  der  Protocolle  bestehen  fttr  B 
urknnden  noch  besondere  ans  der  Ueberschwäu  glich keit  des 
Kanzlei  styl  os  herstammende  Formalien,  welche  neuerdings  mehr 
feil  kommen.  8.  i,  B.  Reicbsnotariatsordnung  von  1512  §.  2. 
lieh  ist  nur ,  dasB  die  Notariatsurkunden  als  solche  ansdrllcklich 
net  und  die  Person  des  Notars  unzweifelhaft  festgestellt  wird. 

(E)  E.  Sachsen,  N.  O.  vom  3.  Juni  1859  §.  12.  Oee 
N.  0.  vom  21.  Hai  1855  §.  S7.  Bayern,  N.  0.  vom  10.  H 
art.  45.  Baden,  N.  0.  vom  28.  Mai  1864  §.  83.  Preussen 
vom  11.  Juli  1845  §.  2.  Auch  solche  Geschäfte,  welche  zw 
strafbar,  aber  verboten  und  ungültig  sind  oder  durch  welche  die 
umgangen  werden ,  sollen  vom  Notar  nicht  beurkundet  werden, 
reich,  K.  0.  vom  21.  Mai  1855  g.  87.  Vgl.  noch  Bayern,  N. 
10.  Oct.  1861  art.  45.  Preussen,  Gesetz  vom  11.  Juli  18' 
Wenn  die  Parteien  ungeachtet  der  ihnen  gewordenen  Recbtsb 
auf  einem  an  sich  nicht  rechtswidrigen  Geschäfte  beharren ,  m 
vom  Notar  im  Protocolle  bemerkt  werden. 

(:|)  Notlügen falls  müssen  Identitätszeugen  aufgenommen 
Die  Znlässigkeit  von  Stellvertretern  der  Parteien  ist  nach  den 
liehen  civilrechtlichen  Normen  zu  beurtheilen.  Braunschweif 
vom  19.  März  1850  §■  11.  Oestreich,  N.  0.  vom  21.  1 
§.37.  46.  Sachsen,  N.  0.  vom  3.  Juni  1859  §.  13.  21.  Hai 
N.  0.  vom  18.  Sept.  1853  §.  14.  15.  Bayern,  N.  0.  vom 
1861  art.  62.  Baden,  N.  0.  vom  28.  Mai  1864  g.  83.  39.  40. 
der  Möglichkeit  lichter  Zwischenräume  (lucida  intervalla)  könnt 
riatsacte  auch  mit  Geisteskranken  anfgenommen  werden ,  jedot 
ausdrücklicher  Hervorhebung  dieses  Um  Standes.  Geistige  In< 
einer  Partei  verpflichtet  den  Notar  zur  Belehrung  und  Erwähn 
selben  im  Protocoll.     Preussen,  Gesetz  vom  11.  Juli  1845  §. 

(*)  Dunkle  und  zweideutige ,  sowie  nachtheilige  oder  sonst 
liehe  Bestimmungen  muss  der  Notar  auf  ausdrückliches  Verlar 
Parteien  zwar  aufnehmen,  jedoch  unter  Erwähnung  der  von  ihm 
erhobenen  Vorstellung.  Oestreich,  N.  0.  vom  21.  Mai  1855  { 
K.  Sachsen,  N.  0.  vom  8.  Juni  1859  §.  14.  Hannover 
vom  18.  Sept.  1853  1. 16.  Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861 
Baden,  N.  0.  vom  28.  Hai  1864  §.  41. 

(')  Die  Unterlassung  solcher  Belehrung  hat  verschiedene 
je  nachdem  dieselbe  als  ein  notwendiges  Erfordernis»  die  I 
stlndigkeit  des  Actes  bedingt,  wie  z.  B.  bei  den  InterceBsic 
Frauenspersonen,  oder  nicht.  Merkel  a.  a.  0.  p.  45.  Erst 
nach  den  geltenden  Bestimmungen  des  Civilrechtes  zu  beurthei 
zweiten  Falle  kann  die  Unterlassung  nur  Disciplinar  strafen  fUr 
tar  xar  Folge  haben.     Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art. 
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ihweig,  N.O.  vom  19.Mttrz  18 
i  1845    §.  5.  6.     Oestreich, 
.  Sachsen,   N.  0.  vom  3-  Jnni 

18.Sept.  1853  §.27.  Bayern, 
den,  N.  0.  vom  28.  Mai  186 
Febr.  1792.  Verwandtschaft  mit 
loch  kein  rechtlicher  Bohinderun 

Oesterley  a.  a.  0.    II.    §.  SS 

er  halb  des  Sprengeis  anfgenom: 
Urkunde  angesehen.  Oestreu 
:.  Hannover,  N.  0.  vom  18. 
m  10.Nov.1861  art.  9.  Baden 
och  Preussen,  Gesetz  vom  11 
N.  0.  vom  19.  März  1850  §.  3. 
.  10  (nur  die  Verpflichtung,  nick 
gen  ist  hier  anf  einen  bestimmt« 
hweig,  N.  0.  vom  19.  März  1 
:.  Sept.  1853  §.  7.  Oestreich 
rn,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  * 
rt.  120.  Auch  die  Vereinigung 
ibeu  Geschäftsbetrieb    ist   unstatt 

hweig,  N.  0.  vom  19.März  18i 
li  1845  §.  1.  Hannover,  N 
ichsou,  N.  0.  vom  3.  Juni  18 
nsitz).  Oestreich,  N.  0.  vom 
■m  10.  Nov.  1861  art.  43.  149. 
Rttsl  a.  a.  0.  §.  87.  Trotscb 
er  Partei  oder  Auftrag  einer  Be 
;  nicht  ausüben. 

Erhebung  und  Ablieferung  der  < 
Notare  persönlich  vorantwortlic 
[  art.  5.  Oestreich,  Verord 
.  1858.    Braunschweig,  N.  0 

ad  die  Notare  zur  gerichtliche] 
und  ihres  etwaigen  Handzuges 
N.  0.  vom  19.  Mfirz  1850  g.  7. 
§.16.  Hannover,  N.  0.  vom 
0.  vom  3.  Juni  1859  §.  8.  1 
).  Mecklenburg,  Verordnung 
'.  I.  p.  482.  Oesterley  a.  a. 
ich,  N.  0.  vom  21.  Mai  1855  j 
1859  §.15.  Hannover,  N.  ( 
N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art. 
Die  Strafe  betragt  hienach  bis  5 
ie  Verfolgung  soll  nur  auf  Antra 
äilcn  vorkommende  Bestimmung, 
niederzuschreiben    habe    (K.    S  8 
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>ver,    N.  O.    vom   18.  Sept.  185 
N.  0.    vom    10.  Nov.    1861    art. 

Baden,   n.  u.   vom   a».  Mai   1864  §.  42.   52,   71.     Merkel 

p.52. 

|  §■     343. 

1  Bei  der  Aufnahme  von  Protoeollen  hat  der  Notar  alles 

Geschehene  und  Verhandelte  mit  diplomatischer  Genauigl 
sündig,  getreu  und  deutlich  zu  protocolliren ;  Ort,  Zeit 
tonen  genau  zu  bezeichnen;  die  ganze  Niederschrift  der 
wirtigen  vorzulesen,  das  Protocoll  mit  der  Bemerkung  der 
Vorlesung,  die  jedoch,  wenn  die  Bemerkung  fehlen  sollte, 
Biimiren  ist,  abzuschließen  und  mit  seinem  Tor-  und 
unter  Beifügung  seiner  Eigenschaft  als  Notar  und  seines  ] 
Siegels  zu  unterschreiben;  Einheit  des  Actes  ist  an  sich  ni< 
derlicli,  jedoch  in  der  Regel  die  Unterschrift  der  Parteien 
ren  Handzeichen  (').  Zu  jeder  protokollarischen  Terhandl 
der  Notar  zwei  tangliche  Notariatezeugen  oder  statt  derselfc 
ihm  bekannten  zweiten  Notar  beizuziehen;  dieselben  haben 
handlung  vom  Anfang  bis  zum  Schlüsse  beizuwohnen  und  p 
tu  unterzeichnen  (').  Auch  der  zweite  Notar  ist  für  die  I 
ung  der  gesetzlichen  Vorschriften  verantwortlich  (3).  Bereii 
tete  Privaturkunden  können  die  Eigenschaft  von  Notariat»! 
erlangen,  wenn  der  Inhalt  derselben,  sowie  Unterschrift  ui 
ton  den  Parteien  anerkannt  werden  und  hierüber  ein  No 
aufgenommen  wird.  In  diesem  Falle  ist  der  Notar  nicht  ■ 
tet,  von  dem  Inhalte  der  Urkunde  Eenntniss  zu  nehmen;  j 
kann  die  Vorlesung  von  den  Beseitigten  abgelehnt  werden 
Verhandlung  vor  dem  Notar  und  die  Abfassung  der  Protocc 
in  deutscher  Sprache  geschehen  (a);  ist  ein  Betheiligtor  der  d 
Sprache  nicht  mächtig,  so  ist  ein  verpflichteter  Dollmetschi 
tiehen,  welcher  alle  Eigenschaften  eines  Notariatszeugei 
mius  (6).  Ausfertigungen  oder  Abschriften  der  Protocolle 
von  den  Parteien  verlangt  werden;  von  dritten  Personen  n 
Zustimmung  der  Betheiligten  oder  nach  richterlicher  Vc 
Dieselben  müssen  den  meritoriseben  Inhalt  des  Protocolls  vt 
wiedergeben,  also  auch  alle  etwaigen  Abänderungen,  Herich 
und  Zusatzprotocolle  (T).  So  lange  ein  Notar  seine  Act< 
verwahrt,  steht  nur  ihm  das  Recht  zu,  Ausfertigungen  t 
■cfariften  davon  zu  ertheilen  ("). 

(')  Sog.  Schreibzeugen  (für  illitarati)  sind  gemeiniglich  nii 
wendig.  Abänderungen  und  ZnsBtzo  sind  in  besonderen  Anm 
ab  solche  anzubringen.     Besondere  Vorschriften  sind   zn   beoba- 
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Hangen  mit  Blinden,  Tauben  und  Stummen  (Zuziehung  von 
ersonen);  ferner  bei  letztwilligen  Verfügungen.  Braun- 
N.  0.  vom  19.  März  1850  §.  12-14.  18.  Preussen,  Oe- 
L.  Juli  1845    §.  10-  15.     Ä.  L.  R.  II.  S.  §  4.  5.     Hanno- 

vom  18.  Sept.  1853  §.  32  —  36.  K.  Sachsen,  N.  0.  vom 
•9  §.  22.  23.  29.  38-44.     Oestreich,   N.  0.  vom  21.  Hai 

ff.     Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art.  63  ff.     Baden, 

28.  Mai    1864    §.  53  —  61.      Merkel    a*.    a.    0.     p.  50  ff. 

a.  a.  0.   p.  149.      Oesterley  a.  a.  0.   IL    §.  56  ff.      Vgl. 

X.  de  probat.  2.   19  (loca  designando,  tempora  et  persona«). 

N.  0.  von  1512   §.  2  ff.    verwies    anf   die    SolennitSten    der 

Rechte  und  auf  jedes  Ortes  Gewohnheit, 
raunschweig,  N.O.  vom  19.Marzl850  g.  10.     Prenssen, 

11.  Juli  1845  §.  7.  Hannover,  N.  0.  vom  18.Sept.1858 
£.  Sachsen,  N.  0.  vom  3.  Juni  1859  §.  16ff.     Oestreich, 

21.  Mai  1855  §.  48-45.  Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov. 
■  3—56  {Anwesenheit  der  Zeugen  oder  des  zweiten  Notars  nur 
lesung  und  Unterschrift  erforderlich).  Baden,  N.  O.  vom" 
64  §.  46  (Verwendung  eines  zweiten  Notars  an  Stelle  der 
tatthaft). 

Sachsen,    N.  0.  vom   3.  Juni    1859    §.  17.     Oeetreicfc, 

21.  Mai  1855  %.  43. 

>g.  Recognitionsurkunden.  E.  Sachsen,  N.  0.  vom  3.  Juni 
[.  Hannover,  N.  0.  vom  18.  Sept.  1853  §.  IS.  37.  38. 
i,  N.  0.  vom  21.  Mai  1855  §.  42.  79.  Bayern,  N.  0- 
Tov.  1861  art.  22.  Preussen,  Gesetz  vom  11.  Juli  1845 
Urkunden,  auf  welchen  nur  die  Unterschrift  der  Parteien  oder 
nnung  der  Unterschriften  auf  derselben  beglaubigt  wird,  er- 
nrch  nur  in  Bezug  auf  die  Unterschrift,  resp.  deren  Aner- 
lie  Eigenschaft  Öffentlicher  Urkunden. 

ayern,    N.  0.  vom    10.  Nov.  1861    art.  73.     K.  Sachsen, 

3.  Juni  1859  g.  9.  34.  Baden,  N.  0.  vom  28.  Mai  1864 
streich,  N.  0.  vom  21.  Mai  1855  g.  47  (in  der  im  Nota- 
i  Üblichen  Sprache).      Zu  Amtshandlungen    in    einer    fremden 

besondere  Genehmigung  erforderlich.  S.  dagegen  Preussen, 
i    11.  Juli  1845   §.  24.   25.    Baden,    N.  0.    vom    28.  Hai 

oetreicb,  N.  0.  vom  21.  Mai  1855  §.  47.  K.  Sachsen, 
3.  Juni  1859  §.  29-33.     Preussen,  Gesetz  vom  11.  Juli 

ff.  Hannover,  N.  0.  vom  18.  Sept.  1853  §.  43.  Baden, 
28.  Mai  1864  §.  45.     Bayern,    N.  0.  vom    10.  Nov.  1861 

iraunschweig,  N.  0.  vom  19.  Man  1850  g.  17.  Oest- 
0.  vom  21.  Mai  1855  g.  66  ff.  E.  Sachsen,  N.  0.  vom 
59  §.  33.  54.  Hannover,  N.  0.  vom  18.  Sept.  1853  §.19. 
!n,  N.  0.  vom  28.  Mai  1864  g.  30.  Bayern,  N.  0.  vom 
861  art.  84  ff.  93.    Preussen,    Gesetz    vom   11.  Juli  1645 

estreich,  N.  0.  vom  21.  Mai  1855  §.  66.  E.  Sachsen, 
3.  Juni  1859  §.53.     Bayern,    N.  0.  vom    10.  Nov.  1861 
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§•  344. 
erlangen  der  Beteiligten  Zeugnisse  aus- 
igkeit  »od  Abschriften;  2}  Über  dos  Lo- 
ar  den  Zeitpunkt  der  Vorweisung  von 
Yotestation  Ton  Wechseln;  4)  Über  die 
igen;  5)  aber  die  Aechtheit  von  Un- 
lerbietung  von  Leistungen,  Aufforderung 
ichkeiten ,  Aufkündigung  von  'Verträgen 
iger  von  rechtlichen  Folgen  begleiteter 
in;  7)  endlich  in  allen  übrigen  Fällen, 
durch  das  Gesetz  oder  in  einer  den  Ge- 
;n  "Weise  durch  den  Willen  der  Bethei- 
i  der  Beglaubigung  von  Abschriften  ins- 
3  ihm  vorgezeigten  Schriften,  von  denen 
,  „  zu  vergleichen  und,  wenn  übereinetim- 

befniiden,  dies  zu  bestätigen;  in  der  Yidimationsclausel  ist 
n,  ob  die  Urkunde  im  Original  oder  in  beglaubigter  Ab- 
irgezeigt  wurde.  Diese  Yidimirung  beweist  jedoch  nur  die 
sit  der  Abschrift,  nicht  die  Aeohtheit  der  abgeschriebenen 
Yon  einer  einfachen  Abschrift  darf  ein  Zeugniss  nicht 
lt  werden  (!).  Zur  Ausstellung  eines  Lebenszeugnissee  ist 
ob,  dass  die  Partei  persönlich  vor  ihm  erscheint  und,  wenn 
ribe  nicht  bekannt  ist,  zwei  dem  Notar  bekannte  gläub- 
igen beigezogen  werden  ,■  welche  deren  Identität  zu  be- 
rermogen  (3).  Bei  allen  übrigen  Zeugnissen  hat  der  Notar 
anzugeben ,  worauf  seine  Eenntniss  der  von  ihm  bestatig- 
wchen  beruht,  und  das  Zeugniss  nicht  blos  durch  Unter- 
;  seines  Yor-  und  Zunamens  und  seiner  amtlichen  Eigen- 
ondern  auch  durch  Beidrüokung  seines  Amtssiegels  abzu- 
l ,  sowie  den  Tag  der  Ausstellung  anzugeben  (*)■  Zeug- 
3  von  dem  Notar  stets  in  deutscher  Sprache  auszustellen, 
m  Sprachen  nur  zufolge  besonderer  Ermächtigung  (*). 

Hiezu  ist  die  Zuziehung  oder  Mit  Unterschrift  von  Zengen  nicht 
!h.  K.  Sachsen,  N.  0.  vom  3.  Juni  1859  §.  58  ff.  Oest- 
i.  0.    vom   21.  Hai  1855    g.  76  ff.     Hannover,    N.  0.  vom 

1853  §.  48.     Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art.  11.  82. 

hweig,   N.  0.   vom    19.  März   1850   §.  16.    Baden,    N.  0. 

Hai  1864  §.  47.  Bei  Wechselprotesten  insbesondere  sind  die 
*n  der  A.  D.  W.  0.  art.  88—90  zu  beobachten. 
K.  Sachsen,  N.  0.  vom  8.  Juni  1859  §.  59  —  68.  Oest- 
S.  0.  vom  21.  Hai  1855  §.  77.  Patent  vom  9.  Aug.  1854 
84.  Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art.  83.  Preussen, 
m  11.  Juli  1845  §.  23  (nach  den  bestehenden  Gesetzen). 
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(*)  Oestreich.  N.  0.  vom  21.  Mai  185 
N.  0.  vom  8.  Juni  1859  §.  64.  Hannover 
1853  §.  48. 

(*)  K.  Sachsen,  N.  0.  vom  3.  Jnni  185! 

(6)  Oeatreieh,  N.  0.  vom  21.  Mai  1855 
N.  0.  vom  3.  Juni  1859  §.  66.  Die  erlangte 
rückgezogen  werden,  wenn  sieh  ein  Notar  eine 
nügender  Sprachkenntniss  schuldig  macht. 


Der  Notar  ist  verpflichtet,  alle  voi 
Protokolle  mit  Ausschluss  der  Recognitiont 
Entwürfe  zu  allen  von  ibm  ausgestellte! 
nabine  der  Vidimationazeugniase ,  ferner 
über  alle  von  ihm  abgefaasten  Recognitio 
von  ihm  verabfolgten  Ausfertigungen  ur 
über  alle  Vidimationazeugnisae  ihrer  Zeit] 
fenden  Nummern  zu  den  von  ibm  zu  hal 
men  und  in  seiner  Verwahrung  an  halten  (' 
Acten  ist  nur  den  Betheiligton,  deren  Rechtsi 
Stellvertretern  und  Bevollmächtigten  geatatU 
unter  Zuatimmung  der  Betheiligten  oder  a« 
ständigen  Behörde  ('■').  Ausserdem  muss  j» 
torium  (Register)  mit  ununterbrochener  Zi 
Rubriken  führen:  a)  Geschäf tszabl ;  b)  Datui 
und  Zunamen,  Stand  und  Wohnort  der  Fi 
Rechtsgeschäfts  hinsichtlich  seines  Gegenatai 
deB  dafür  verwendeten  Stempels;  e)  etwaig 
wie  2)  ein  alphabetisches  Verzeichniss  alle 
eine  Amtshandlung  vorgenommen  hat  (*). 
eines  Notars  zur  Ausübung  seines  Berufes  ei 
Tod  abgegangen  ist,  sind  die  von  ihm  gl 
Notariatssiegel  ungesäumt  an  dasjenige  G< 
welchem  er  seinen  Wohnsitz  hatte  (5). 

(l)  Braunschweig,  N.  0.  vom  19.  Mi 
ver,  N.  0.  vom  18.  Sept.  1853  §.  21.  47. 
21.  Mai  1855  §.  95.  K.  Sachsen,  N.  0.  vo 
Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art.  82. 
11.  Juli  1845  §.  16.  In  Baden,  N.  0.  von 
dio  Verwahrung  der  Urkunden  durch  die  Ab 
S.  schon  Reichs-N.  0.  von  1512  S.  i.  Eösl 
kel  a.  a.  0.  p.  56  ff. 

(s)  Brannschweig,  N.  0.  vom  19.  Mt 
sen,  N.  0.  vom  3.  Juni  1859  g.  67.  Bave 
1861  art.  93.    Baden,  N.  O.  vom  28.  Mai  1 
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(3)  Braunschweig,  N.  0.  vom  19.  März  1850  §.  20.  Oest- 
reicfa,  N.  0.  .vom  21.  Mai  1855  §.  101.  Hannover,  N.  0.  vom 
18.  Sept.  1853  §.  17.  E.  Sachsen,  Ausführungsverordnung  zur  N.  0. 
f.  9.  Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art.  77.  78.  Baden,  N.  0. 
vom  28.  Mai  1864  §.  63.  Preussen,  Gesetz  vom  11.  Juli  1845  §.  36. 
Dieses  Register  ist  von  dem  Gerichtsvorstande  zu  zeichnen  und  demselben 
am  Schlüsse  jedes  Jahres  vorzulegen. 

(4)  Oestreich,  N.  0.  vom  21. Mai  1855  §.105.  Hier  wird  auch 
ein  Verzeichnis«  aller  unter  Curatel  gestellten  und  in  Concurs  verfallenen 
Personen  verlangt.  Vgl.  Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art.  48. 
Bosl  a.  a.  0.  §.  88. 

(5)  Braunschweig,  N.  0.  vom  19.  März  1850  §.  21.  Oest- 
reich, N.  O.  vom  21. Mai  1855  §.97.  107  (Notariatsarchiv).  K.  Sach- 
ten, N.  O.  vom  3.  Juni  1859  §.  70.  Hannover,  N.  0.  vom  18.  Sept. 
1853  §.  59  ff.    Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art.  100. 


.    Vi 


1* 


.+?* 


§.    346. 

Der  Notar  bezieht  für  seine  Amtshandlungen  die   durch   die 
Taxordnung    bestimmten   Gebühren    und  Verlage  (l);    der   Betrag 
derselben  muss  jedesmal  sowohl  auf  der  Urschrift,  wie  auf  den  Aus- 
fertigungen in  den  einzelnen  Sätzen  bemerkt  werden  (2).     Dieselben 
können  vertragsmäßig  nicht  in  bindender  Weise  erhöht  werden  (3), 
jedoch  können  Notare  das  Mehr  annehmen,    was   ihnen  aus  freiem 
Antriebe  gegeben  wird  (4).     Für  die  Gebühren  und  Verlage  haften 
alle  diejenigen,  welche  die  Vornahme  einer  Amtshandlung  verlangt 
öder  das  Geschäft  abgeschlossen  haben,   ungetheilt;  vor  deren  Be- 
richtigung ist  der  Notar  nicht  verpflichtet,    die  Ausfertigung  eines 
Actes  herauszugeben  (B).    Dieselben  werden  auch  fällig,    wenn  eine 
Ton  ihm  angefangene  Amtshandlung  ohne  sein  Verschulden  unvoll- 
endet bleibt  (6).  Gebühren  für  Notariatszengen  oder  für  den  zweiten 
Notar,  ebenso  die  Vergütung  für  Reiseauslagen,  können  im  Voraus 
verlangt  werden  (*).    Für  ein  durch  Verschulden  des  Notars,  insbe- 
sondere   wegen    Formgebrechen,    unwirksames    oder   mangelhaftes 
Document  sind  Gebühren  und  Verläge  nicht  zu  entrichten  und  haftet 
der  Notar  den  Parteien  für  den  dadurch  bewirkten  Schaden  (8).   No- 
tare, welche   die   in    der  Taxordnung   bestimmten   Ansätze   über- 
schreiten, werden,  auch  von  Amtswegen,  zur  Zurückerstattung  des 
soviel  Abgeforderten  angehalten  (9).     Die  Gebühren  -  und  Verlags- 
forderungen der  Notare  sollen  auf  deren  Antrag  durch  das  für  den 
Schuldner  zuständige  Gericht  ganz  in  derselben  Weise  wie  schuldige 
Gerichtskosten  eingebracht  werden  (10).    Beschwerden  über  die  Hohe 
von  Notariatsgebührenforderungen  sind  nach  allenfallsiger  Vernehm- 
ung der  Notariatskammer    bei    den   zuständigen   Gerichten    anzu- 
bringen (ll). 
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aunschweig,  N.  0.  vom  19. Mira  1850  §.24.  Oestr 
II.  Mai  1855  §.  109.  Tarif  zur  N.  0.  §.  1-80.  Baj 
.0.  Nov.  1861  art.  104  (Garantie  eines  Mini  malein  kommet» 
tscasse).  K.  Sachsen,  N.  0.  vom  3.  Juni  1859  §.  75  ff. 
vom  8.  Jnni  1838.  Hannover,  N.  0.  vom  18.  Sept.  1858 
K.  Beber,  Die  (Bayr.)  Notariatsgebuhren  nach  den  Ver- 
>m  19.  Jan.  1862  und  7.  Juli  1863.  2.  Aufl.  Landsh.  1868. 
k  a.  0.  I.  p.  484.     Oeaterley  a.  a.  0.  I.  p.  283  ff. 

Notariatsgebuhren    sind  speciell:    Honorar. 

Gekosten,  Seh  reib  gebühren.     Oestreich,  N.  0.  vom  21. 1U 

K.  Sachsen,  N.  0.  vom  3.  Juni  1859  §.  79.     Bayern, 

0.  Nov.  1861  art.  108  110  (die  Erhebung  höherer  Gebtth- 
f  dem  Document  augesetzt  sind ,  wird  mit  Suspension ,  ii 
^s falb  Dienstentlassung  bestraft). 

streich,    N.  0.  vom  21.  Mai  1855  §.  HO.     K.  Sachsoi 

1.  Juni  1859  §.  76. 

..  Merkel  a.  a.  0.  p.  199  Aum.  81.  Ueber  die  Frage,  ofc 
ein  Jabrgehalt  ausgesetzt  werden  darf,  Tgl.  Oeaterlej 
p.  297. 
aunschweig,    N.  0.    vom   19.  März  1850   §.  24.     Oest 

0.  vom  21.  Mai  1855  §.  111.  112.  K.  Sachsen,  N.  <) 
i  1859  §.  77.  78.  Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  18K 
on  dieser  Verpflichtung  gegen  den  Notar  wird  die  Kv 
ng  nuter  den  Parteien  nach  den  gewöhnlichen  Grundsatz» 
t.  Merkel  a.  a.  0.  p.  72. 
streich,    N.  0.  vom  21.  Mai  1856  §.  112.     K. 

1.  Juni  1859  §.  78. 
Sachsen,  N.  0.  vom  3.  Jnui  1859   §.  78.     Ueber  die  G<* 
Hebe  des  bei  Verhandlungen    an  Stelle   von  Zeugen  fungirei 

Notars  vgl.  Oestreich,  N.  0.  vom  21.  Mai  1855  §.  113. 
streich,  N.  0.  vom  21.  Mai  1855  §.  117.  172.  K.  Sacl 
vom  3.Juni  1859  §.80.  Hannover,  N.  0.  vom  lS.Sept 
Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art.  149.  Preusse: 
11.  Juli  1845  §.  43.  Die  Haftverbindlichkeit  der  Notare, 
in  sie  im  Auftrage  des  Staates  gehandelt  haben ,  nach  dei 
che  Verhaftung  bestimmenden  Grundsätzen  vom  Staate  a 
,  richtet  sich  im  Allgemeinen  nach  den  Regeln  der  Haft 
lernfe;  ein  grobes  Versehen  ist  bei  der  Uebertretung  der 
Formvorschriften  anzunehmen 
.streich,  N  0.  vom  21.  Mai  1855  g.  118.  K.  Sachsen 
3.  Juni  1859  §.  81.     Bayern,    N.  0.   vom   10.  Nov.  1861 

raunschweig,    N.  0.   vom  19.  März  1850    §.24.     Oest- 
0.  vom   21.  Mai  1655    §.  119.    K.  Sachsen,   N.  O. 
)  §.  83. 

»yern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art.  112.  Oestreich, 
21.  Mai  1855  §.  116.  K.  Sachsen,  N.  0.  vom  3.  Juni 
(Entscheidung  durch  das  Appell ationsgericht  mit  Becurs 
linisterium).     Baden,  N.  0.  vom  28.  Mai  1864  §.  65  (Jn- 


Cap.  2.    D»9  Notariat.     III.  Die  Öffentliche  Aufsicht  über  die  Notare. 

Hl.    DI«  fiHenlliche  Aufsicht  Über  die  Notar». 
%■     347. 

Die  Ueberwachurg  des  Notariata-wesens  und  die  Disciplim 
Aber  die  Notare  steht  zunächst  der  obersten  Justizbeb 
ustiEininisterium)  und  unter  diesem  jedem  Obergerichte  in  sei 
:e  zu  (').  Zu  diesem  Zwecke  haben  die  letzteren  von  Zei 
äit  die  Geschäftsführung  der  in  ihrem  Bezirke  wohnhaften  Ni 
iridiren  zu.  lassen;  auch  Gerichte  und  andere  öffentliche  Behö: 
enn  ihnen  Pflichtverletzungen  eines  Notars  bekannt  werden, 

der  Aufsichtsbehörde  zur  Anzeige  zu  bringen  (').  Pflich 
tsungen  der  Notare  sind,  eventuell  nach  Hassgabe  der  für  St 
euer  geltenden  Vorschriften ,  strenge  zu  bestrafen  (3).  Wo 
otariat  mit  der  Advooatur  verbunden  werden  kann,  kommt 
Advocatenkammern  gegen  ihre  Mitglieder  eingeräumte  Dia 
ugewalt  auch  dann  zur  Anwendung,  wenn  dieselben  bei  Atieül 
Notariatsberufes  sich  eines  mit  der  notwendigen  Ehrenhafti) 
telben  nicht  vereinbaren  Verhaltene  schuldig  machen,  insb« 
3  unehrenhafte  Mittel  anwenden,  um  eich  Kundschaft  zu  ei 
,  oder  wenn  sio  ihre  Amtspflichten  in  einer  Weise  verle 
odnrch  das  Öffentliche  Vertrauen  in  diesen  Berufszweig  geschv 
ird(4).  Zuweilen  bestehen  hiefür  besondere  Notariatskammen 
blichen  Befugnissen  wie  die  Advocatenkammern  (El). 

(')  Oestreich,    N.  0.    vom   21.  Mai  1855   §.  159  ff.    K.  S 

N.  0.  vom  S.  Juni  1859  §.  84.  Hannover,  N.  0.  vom  18. 
853  S-  76  ff.  Baden,  N.  0.  vom  28.  Mai  1864  g.  65  ff.  Br 
hweig,  N.  0.  vom  19.  März  1850  3.  26  (richterliche  Diecip 
iborde).  Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art.  113  ff.  145 
bbte  und  Staatsanwälte). 

(*)  Oestreich,  N.  0.  vom  21.  Mai  1855  §.  160.  167.     K.  £ 

N.  0.  vom  8.  Juni  1859  §-  85.     Ausführungsverordnung  zur  '. 

16.     Bayern,  N.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art.  125.  127. 

{*)  Die  Strafen  sind  in  der  Begel  Verweis,  Geldstrafe,  Suspei 
Sntlaraung.  Oestreich,  N.  0.  vom  21.  Mai  1855  §.  162  ff.  Ha 
'er,  N.  0.  vom  18.  Nov.  1853  §.78  ff.  Bayern,  N.  0.  vom  10. 
1861  art.  113  ff.    Baden,  N.  0.  vom  28.  Mai  1864  §.  66  ff. 

(')  K.  Sachsen,  N.  0.  vom  S.  Juni  1859  %.  86. 

(*)  Oestreich,  N.  0.  vom  21.  Mai  1855  §.  130-158.    Baj 

5.  0.  vom  10.  Nov.  1861  art.  146  (Vertretung  des  Standes  in  1 
;Uf  dessen  innere  Angelegenheiten ,  Erstattung  von  Outachten ,  Vei 
' Im g  dienstlicher  Streitigkeiten   zwischen  den  Notaren).      Baden,    '. 

Tom  28.  Mai  1864    %.  72  ff.     Die  Notare  bildeten   in  Ravenna   sch< 

6.  Jahrhundert  eine  Zunft  (schola)  mit  einem  Vorsteher  (pritnice 
fbeoso  im  9.  Jahrhundert  in  Constantinopel  nach  einer  Novelle  des 
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aers  Leo  Sapiens,  welche  ihre  Ergänzung  durch  W 
durch  den  Praefectus  urbi  genau  beschreibt;  das  W< 
richtung  bestand  wohl  auch  schon  früher  und  allgen 
Hollweg,  Rom.  Civilprocess  III.  p.  170.  Oesterle 


Capttel  3. 
Die   Aivacatrr. 

Quellen:  Preussen,  A.  G.  0.  III.  77.  Ve 
1849  und  30.  April  1847.  Bayern,  G.  0.  von  1763 
vom  23.  Märt  1813,  28.  Jan.  1822,  12.  Marx  1856.  Neu 
Ordnung  von  1769.  K.  Sachsen,  Adeocatenordnung  vi 
Ausführungsverordnung  vom  gleichem  Datum ,  llannove 
geseU  vom  8.  Nov.  1850  §.  69  —  83.  Baden.  Anwalt»! 
1864.  Brauns  chweig,  Advocatenordnung  vom  19. 
bürg,  Anwaltsordnung  vom  18.  Juni  1858.  Oestrei 
vom  6.  Juli  1868. 

Literatur:  v.  Bönne,  Preuss.  Staatsrecht  3. 
Pari,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.  75—78.  v.  . 
reich.  Verwaltungsgesctekunde  I.  %.  17.  Wetzeil,  Sys 
processes  §.  8.  A.  Renaud,  Lehrbuch  des  gem.  deuti 
1867  %.62—69.  C.  H.  E.  Tratsche,  Mecklenb.  Civüpn 
G.  L.  Maurer,  Geschichte  des  altgerman.  und  uament 
verfahrene  Heidelberg  1834.  Bamdohr,  Ueber  die  Or, 
tenstandes  Hann.  1801.  Wangemann,  Der  Advocatens, 
Gans,  Von  dem  Amte  der  Fürsprecher  vor  Gericht 
J.  H.  Beschorner,  Die  Beform  des  Advocatenstandes 
und  Leipi.  1840.  Steinacker,  Die  Aufgabe  des  Adr. 
stitutionellen  Staate  Braunschweig  1841.  A.  St.  v.  Haf, 
form  der  Advocatur  Magdeb.  1845.  A.  v.  Hagen,  Die 
in  Deutschland  und  besonders  in  den  altpreuss.  Provinzen 
Organisation  der  Advocatur  in  Preussen,  Oestreich,  So- 
den, Wärtemberg,  Mecklenburg,  Schweiz,  Frankreich  um 
B.  Gneist,  Freie  Advocatur,  die  erste  Forderung 
Preussen  Berlin  1867.  A.  Fr.  Ilaak,  Ueber  Dr.  Gneisfe 
1868.  H.  Jaques,  Die  freie  Advocatur  und  ihre  l 
Wien  1868.  S.  Hanle,  Freigabe  der  Advocatur  (Ref 
waltstage  zu  Nürnberg)  Nürnb.  1869.  Mittermaier, 
gen  Stellung  des  Advocatenstandes ,  Civ.  Archiv  Bd.  15.  j 
Beschorner,  Die  Advocatenordnung  für  das  K  Sache 
keit  auf  das  Adrorntenwiscn  daselbst,  Civ.  Archiv  Bd. 
lungen  des  4.  und  7.  deutschen  Juristentages  Berlin  1864 
Staatsuiirttrbuch  art.  Advocatur  (von  Brater).  Löning's 
U's  Staatsu-örterlmch  I  p.  23  ff.  S.  noch  Hinschius 
gtbuni,  und  lieehtspfiege  in  Preussen  I.  p.  613.  683.  II. 


Cap.  3.    Die  Ailvocatnr.     I.  Die  Ausübung  des  Advocatenb- 
i  l.    Di«  Ausübung  de»  Aavocatmberufei. 

§.     848. 

Der  Beruf  des  Advocaten  ist  zunächst,  Anderen  auf 
in  IteohteaDgelcgenheiten  rechtskundigen  ltath  und,  in 
durch  Vortrag  (Fürsprache)  vor  den  Gerichten,  Beistand 
reo  (').  Nach  deutschem  Rechte  ist  damit  regelmässig 
die  rechtliche  Vertretung  der  Parteien  (Procuratur,  Arn 
"i  i.  die  Befugniss  auf  Grund  erlangter  Vollmacht  Bechtsl 
SBr  sie  mit  bindender  Kraft  vorzunehmen  und  namentlic 
picht  schriftliche  oder  mündliche  Anträge  zu  stellen  oder  E 
abzugeben  (2J.  Die  Advocatur  in  diesem  vollen  Umfangt 
•in  Staatsamt,  da  sie  nicht  in  der  Ausübung  öffentlicl 
lesteht  und  auch  nicht  aus  einem  Auftrage  der  Staatsge 
psitet  werden  kann  (*) ;  noch  ein  Gewerbe ,  da  mit  ihr  z 
nässig,  aber  nicht  wesentlich  Erwerbsabsichten  verbünde) 
kre  Ausübung  den  Grundsätzen  der  reinen  Erwerbsthätij 
Bterliegt  (4).  Die  Advocatur  ist  vielmehr  gleich  dem  N 
Kialer  Bernfszweig,  dessen  "Wesen  in  der  freien  Anwc 
techtskun.de  für  das  Parteiinteresse  der  Einzelnen  beste 
seht  der  Advocat  auch  nicht  in  einem  Vertragsverhältni 
lern  Clienten,  sondern  er  steht  ihm  als  von  ihm  erwählt 
tändige  VertranensperBon  zur  Seite,  um  in  bestimmten  J 
leiten  nach  den  Regeln  des  Reohtes  seine  Sache  zu  fühn 
vertreten  (ü).  Die  berufsmässige  Ausübung  der  Advocat 
war  in  der  Hauptsache  in  der  durch  die  Rechtsordnung  1 
Unterstützung  und  Vertretung  vor  den  Gerichten  und  Bei 
rird  jedoch  damit  auch  in  der  Regel  anderweitiger  rech 
Rath  nnd  Beistand  verbunden,  soweit  das  Bedürfniss  frei' 
Isbens  in  der  Gesellschaft  dies  mit  sich  bringt  (''). 

(')  Wetzeil,  Civilprocess  §.8.  ltenaud,  Civilprocess 
Uning  a.  a.  0.  p.  26. 

1  (2)  An  sich  Bind  die  beiden  Functionen  allerdings  sehi 
Verschieden ,  als  zur  Advocatur  nothwendig  Rechtskenntniss 
«iratur  dagegen  lediglich  die  Bevollmächtigung  der  Partei  ( 
4«sen  scheint  ihre  Verbindung  zu  einheitlicher  Berulsllbung  dei 
Jlerhtslebcu  und  der  durchgehe  iids  gelehrten  Berufsbildung  i 
beistände  mehr  angemessen  ;  auch  wird  durch  die,  Trennung  ( 
ifnhrnng  vertheuert  und  verzögert.  In  den  meisten  deutsch 
»insbesondere  mit  Aosnabme  der  Lander  des  französischen  Ht 
steht  die  Verbindung  beider  Functionen ,  doch  ist  sie  auch 
ausgeschlossen,  v.  Könne,  PreuSB.  Staatsrecht  3.  Aufl.  11. 
POzl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  S.Aufl.  p.176.  Brix  a.  a.  0, 
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Prenssen,  Verordnung  vom  2.  Jan.  1849. 
i    23.  Mari  1813    und    28.  Jan.   1822.      Oas 
g    vom    6.  Juli  1868    §.  8.      E.  Sachsen, 
uni  1859  §.  1.     Die  Bezeichnung  der  Advocatc 
«neidend,  so  in  Prenssen,  Oldenburg,  A 

Bades,  A.O.  vom  22.Sept.18G4.  DasSyste 
Braunschweig,  A.  Ü.  vom  19.  März  1850 
ichte  Rheinpreussens,  Decret  vom  19.  Dec.  1 
vom  31.  Mlirz  1859  §.  27.  28.  Gericht» 
*ov.  1850  §.81.  Wttrtemberg,  Verordr 
t.  Brix  a.  a.  0.  p.  234;  zum  Theil  aui 
iwerin   (Rostock)   vgl.  Brix  a.  a.  0.    p.  25 

Regel  Niemand  zum  Anwalt  ernannt  werd 
-ociit  ist.  Vgl.  für  das  System  der  Verbindui 
hiv  Bd.  15  p.  280.  Steinacker,  Die  A 
des  p.  69.  Bescborner,  Die  Reform  dos 
lerbach,  Betrachtungen  Über  Oefientlichkeit  l 
mch  die  Beschlüsse  des  zweiten  deutschen 
..  0.  p.  XVI  ff.  Preuss.  Gerichtszeitung  1860 
12.  Andererseits  v.  Hagen,  Reform  der  Ad 
Stellung  der  römischen  cognitores  (procurator 
llweg,  Rom.  Civilprocess  III.  p.  167. 

(3)  Wetzell,  Civilprocess  p.  84.  Hage 
orangen  VI.  47.  Löning  a.  a.  0  p.  27.  D; 
a  die  Advocatur  blosse  Privatsache  sei,  vie 
jig  des  socialen  Berufsrechts  und  es  sind  mi 
e  Rechte  und  Pflichten  verbunden.  Nach  d 
0  §.  359  sind  die  Advocaten  und  Anwalte  i 
sieht  von  der  Kategorie  der  Beamten  ausgesc 
(*)  Vgl.  Oestreich,  Patent  zur  Gewerb 
9  V,  f.  Bnndes-Gewerbeordnnng  vom  21.  I 
rerbegesetz  vom  30.  Jan.  1868  §.  32  Ziff.  9. 
.    vom    20.  Sept.    1862   §.  88.      K.   Sachse 

Oct.  1861  §.  1.  Vgl.  auch  den  Beschluss  de: 
js  (Brix  a.  a.  0.  p.  XVI):    die  Frage  der  Ac 

Gewerbe  rechts,    sondern    der  Justiz  Verfassung 

(&)  Die  Vertragskategorien  des  Privatrechts 
ominatcontract)  sind  daher  auf  die  Advocat 
n,  Civ.  Archiv  Bd.  12.  p.  200  ff.  Wetzt 
naud,  Civilprocessrecht  §.  64.  Nach  letzt« 
len  Beistand  beneficii  loeo  (L.  1  pr.  D.  si  m< 
ung  des  rOmiscben  Rechtes,  welche  der  he 
snberufs  nicht  mehr  entsprechen  dürfte.  Be 
rocatur  anfänglich  eine  freie  Kunst  und  ein  ] 
i  Stande,  in  der  früheren  Kaiserzeit  ein  unfc 
rate  stehendes  edleres  Gewerbe,  in  der  spatei 
nstes  (militia) ,  durch  welche  der  Staat  der 
gerichtlichen  Rede  nicht  mächtigen  Parteien 
nöthige  Hülfe  leistete,  v.  Beth  mann  -  Hol 
3988  III.   1866  p.  161  ff.    Es  war  daher  jedem 
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ausschliesslich  hier  concessionirter    und    in   einer  Matrikel  verzeich- 
Advocaten  beigegeben.    Sie  bildeten  Collegien  mit  einem  Vorsteher 
verschiedenen   Abstufungen,    die    nach    der  Dienstzeit   zurückgelegt 
len;  sie  hatten  ausserdem  Corporationsrechte  und  verschiedene  Privi- 
;ien.    Sie   standen  daher    auch  unter  der  Disciplinargewalt  des  betref- 
iden  Magistratus  und  die  Advocatur  war  die  Vorschule  zu  den  höheren 
rtaimtern.      In    weitergehender  Weise    wurden    auch    in    Preussen 
ih  das  Corp.  jur.  Fridericianum ,    zufolge    der  C.  0.    vom    14.  April 
.780  9  an  Stelle  der  Advocaten   sog.  Assistenzräthe  als  besoldete  Staats- 
iener  aufgestellt,    welche    den  Parteien    gerichtsseitig    von  Amtswegen 
igeordnet  wurden  und  den  Richter  bei  Ausmittlung  der  Wahrheit  un- 
nützen und   controliren   sollten;    für    die  Besorgung  der  nichtproces- 
lischen  Geschäfte  sollten  die  Justiz- Commissarien  dienen.     Diese  Ein* 
itung  erwies  sich  schon  nach  kurzer  Zeit  als  unhaltbar,     v.  Rönne, 
jus*.  Staatsrecht    8.  Aufl.   II.    §.  370.     Doch   werden  auch  jetzt  noch 
lie  Rechtsanwälte  in  Preussen   als  Staatsdiener  angesehen   und    rangiren 
tinter  dem  jüngsten  etatsmassigen  Mitgliede   des  Gerichts,    bei  dem   sie 
ingestellt    sind.     A.  G.  0.    III.  76.  3.      Rescript    vom    27.  März  1818. 
r.  Rönne  a.  a.  0.  p.  101.     Auch  in  Bayern  werden  sie  als  öffentliche 
wiener  betrachtet.     Pözl,   Bayr.  Verwaltungsrecht    3.  Aufl.    p.  177.     S. 
kdagegen  die  Verordnung  vom  12.  April  1800  und  Seuffert,    Commen- 
tar  zur  G.  0.    I.    p.  344.      Ueber  die  allmähliche  Ausbildung  der  Advo- 
ktur  zu  einem  besonderen  Berufszweig    seit    dem .  15.  Jahrhundert    und 
las  frühere  Amt   der  Fürsprecher  vgl.  Maurer,    Geschichte  des  altger- 
tan.    und  namentlich   altbayr.  Gerichtsverfahrens   Heidelb.  1824    §.  13. 
— 100. 

(3)  Dies  ist  namentlich  da  der  Fall,    wo    die  Advocatur  mit   dem 
totariat  verbunden  werden  kann. 


§.    349. 

Auch  die  Advocatur  kann  ihrer  Natur  nach  .nur  von  Rechts- 
idigen  geübt    werden  (1).     Hiezu  gehört   1)   der  Nachweis   der 
[erdnungsmässig  erlangten  Befähigung    und    2)   die  öffentliche  Auf- 
lahme in  den  Advocatenberuf.    In  ersterer  Hinsicht  wird  erfordert: 
|a)  die  Zurücklegung  des  vorgeschriebenen  3— 4jährigen  wissenschaft- 
lichen Rechtsstudiums  auf  einer  Universität  auf  Grund  der  erlangten 
.Gymnasialmaturität ;    b)  das  Bestehen  der  juristischen  Abgangsprüf- 
igt2);   meist  ausserdem  noch  c)  die  Zurücklegung  einer  mehrjäh- 
frigen,  theils  gerichtlichen,*  theils  advocatorischen  Vorbereitungspraxis 
:vnd  d)  das  Bestehen  einer  zweiten  vorzugsweise  auf  den  Nachweis 
,practischer  Befähigung  und   umfassender  Rechtskenntnisse  gerichte- 
ten (für  den  Staatsdienst  qualificirenden)  Prüfung  (3).     Die   weitere 
'Vorschrift  der  Erwerbung   der  juristischen  Doctorwürde    muss   als 
fr  guläre  Ausnahme  bezeichnet  werden  (4).    Die  Aufnahme  in  den 
J  Ivocatenberuf   erfolgt  entweder    1)   durch  Ernennung  von  Seiten 
\i  8  Staates  (5),  oder  2)  durch  Eintragung  in  die  Advocatenliste  bei 
<   a  Gerichtehofe  oder  dem  Ausschuss  derjenigen  Advocatenkammer, 

o eil er,  Venraltangnecht  I.  2.  17 


■\." 


258 


Buch  III.   Das  Berufsrecbt.    Titel  V.    Der  Rechtsberuf. 


in  deren  Bezirk  der  Bewerber  seinen  Wohnsitz  nimmt  (^^TOe  Er- 
nennung durch  den  Staat  wird  nur  denen  zu  Theil;  welche  die  er- 
forderlichen Befähigungsnachweise  erbracht  haben,  wobei,  wenn  die 
Zahl  der  Advokatenstellen  eine  geschlossene  ist,  regelmässig  die 
durch  die  Anciennität  bestimmte  Reihenfolge  eingehalten  wird;  es 
können  jedoch  auch  Personen  aus  dem  Richterstande  ohne  specieDe 
Vorbereitung  zur  Advocatur  ernannt  werden  und  gilt  in  diesem  Falle 
die  Befähigung  zum  Richteramte  für  hinreichend  (7).  Nach  dem 
Systeme  der  freien  Advocatur  hat  der  Bewerber  seine  Einschreibung 
(Immatriculation)  selbst  zu  erwirken;  dieselbe  kann  bei  dem  Nach- 
weise der  gesetzlichen  Befähigungsmomente  nur  denen  verweigert 
werden,  welche  durch  ein  Straf-  oder  Disciplinarerkenntniss  zw 
Ausübung  der  Advocatur  unfähig  geworden  sind  (8).  Der  Wohnsitz 
der  Advocatcn  kann  frei  gewählt  und  verändert  werden  (9) ;  jedoch 
ist  mit  der  Ernennung  durch  den  Staat  in  der  Regel  die  Anweisung 
eines  bestimmten  'Wohnsitzes  (J0)  und  zuweilen  auch  eines  geschlos- 
senen Wirkungskreises  (ll)  verbunden.  Vor  dem  Beginne  ihrer  Be- 
rufsthätigkeit  werden  die  Advocaten  auf  die  Beobachtung  der  Ge- 
setze und  die  Erfüllung  ihrer  Berufspflichten  vereidigt  (12). 


(')  Die  Ausübung  der  Beruf Bgeschäfte  der  Advocaten  durch  Nicht- 
berechtigte ist  bei  Strafe  verboten;  Honorarverträge  zwischen  solchen 
und  ihren  Auftraggebern  sind  nichtig.  Insbesondere  ist  das  Geschäft  der 
sog.  Winkeladvocaten  (Bauernkönige)  strenge  untersagt.  Bayern,  G.  0. 
von  1753  II.  §.  8.  Verordnung  vom  18.  Febr.  1811.  K.  Sachsen, 
Verordnung  vom  28.  April  1845.  Braun  schweig,  A.O.  vom  19.  März 
1850  §.  6.  Diese  Bestimmung  erstreckt  sich  jedoch  nicht  auf  die  Stell- 
vertretung für  Andere. 

(2)  So  in  Mecklenburg,  Verordnung  vom  21.  April  1887  und 
27.  Jan.  1857.  T  rot  sehe  a.  a.  0.  I.  p.  437.  Die  Doctorwürde  befreit 
von  diesem  Examen  nicht. 

(3)  Vgl.  Preussen,  Verordnung  vom  2.  Jan.  1849  §.  37.  Geseti 
vom  26.  April  1851  art.  15.  Gesetz  vom  6.  Mai  1869  §.  1  (Befähigung 
zum  Richteramt),  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  IL  §.  370. 
p.  101.  Bayern,  Verordnung  vom  2.  Sept.  1814.  Pözl,  Bayr.  Ver- 
waltungsrecht 8.  Aufl.  §.75.  K.  Sachsen,  G.  0.  vom  3.  Juni  1859 
§.  2.  Verordnung  vom  9.  Juli  1836  und  16i  Nov.  1859.  Hannover, 
Gerichtsverfassungsgesetz  vom  8.  Nov.  1850  §.  78.  79.  Bekanntmachung 
vom  8.  Jan.  1856  die  Prüfung  und  weitere  Ausbildung  für  den  Justii- 
dienst  betr.  Baden,  A.  0.  vom  22.  Sept.  1864  §.  1.  Verordnung  vom 
6.  Mai  1868  betr.  den  öffentlichen  Dienst  in  der  Justiz  und  öffentlichen 
Staatsverwaltung.  Braun  seh  weis,  A.  0.  vom  19.  März  1850  §.4. 
Gesetz  vom  5.  März  1850  über  die  Einrichtung  einer  Oommission  snr 
Prüfung  der  Candidaten  der  Rechte  und  die  von  diesen  zu  bestehenden 
Prüfungen.  Vgl.  auch  K.  G.  0.  von  1555  I.  18.  §.  1.  Oestreich, 
A.  O.  vom  6.  Juli  1868  §.  1.  2.  Ausserdem  wird  in  der  Regel  noch, 
der  Indigenat,   Unbescholtenheit   und  ein  gewisses  Alter   (25  Jahre) 
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ist  nicht  gestatte 
9.  Urämisch  wai 
l.  0.  vom  18.  Juni 
schranbnng  der  Rec' 

Güriehtsbczirko,  je 
se  Beschränkung  an 
j    fQr    das   Obertri 

§.  3.  Gesetz  von 
tsrecht  8.  Aufl.  II. 
9.  März  1850  §.  5 
ar  Oberger  ichtsadvo 
iten,  bei  welchen  sii 
8.  Juni  1858  art.  1 
>zl  u.  a.  0.  p.  177) 
over,  Gerichtsverl 
rg,  Verordnung  tc 
14  %.  7  (jedoch  ist 
h  5  jährige  unnnter' 
.  Juni  1859  §.  1. 
d  betr.  §.  9.  Beim 
zur  gerichtlichen  P: 
les-Gesetz  betr.  die 
«hen  vom  12.  Juni 
aunschweig,  A.< 
.  Juli  1868  §.  5.  I 
,  A.  0.  vom  3.  Jun 
a.  0.  §.  8. 


fugniss  zur  Ausübt 
ä  taats  an  g  e  höri  g  k  e  i 
ier  Ausübung  ein 
oder  Gewerbes  ( 
che  oder  disciplini 
!  teh  finden  Gesetze 
vom  Berufe  verfü| 
dvocatenatellen  an 
nversalsuccession  i 

streich,  A.  0.  v 
Juni  1859  §.  74. 
Oldenburg,  A.  ( 
eig,  A.  0.  vom  1 
:  Anwaltspraxis  auc 
irloren. 

Ier  Kegel  ist  den  A 
mit  Ausnahme  des 
en   untersagt,   welc 
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det  werden.  —  Für  die  angemessene  Versorgung  der  Wittwen 
Waisen  von  Advocaten  bestehen  zuweilen  eigene  Pensionsanstalten,  z.  B. 
in  Bayern,  Verordnung  vom  27.  Juni  1808  (unter  Leitung  und  Ver- 
waltung eines  Centralausschusses  der  Advocaten).  Pözl,  Bayr.  Ver- 
waltungsrecht 3.  Aufl.  §.76.  Preussen,  Circ.  Rescripfc  vom  18.  Juni 
1860.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  8. Aufl.  II.  §.339  p.493  Anm.l5fc 

§.    352. 

Der  Advocat  soll  durch  Redlichkeit   und  Ehrenhaftigkeit  im 
Benehmen  die  Ehre  und  Würde  seines  Berufes  wahren  (l).     Er  ist 
verpflichtet,  die  von  ihm  übernommenen  Rechtssachen  dem  Rechte 
gemäss  zu  fuhren  und  die  Rechte  und  Interessen  seiner  Partei  gegen 
Jedermann  mit  Eifer,    Treue  und  Gewissenhaftigkeit  zu   vertreten, 
insbesondere  auch  Verschwiegenheit  über  die  ihm  anvertrauten  An- 
gelegenheiten zu  beobachten  (2).    Er  muss  die  Vertretung  oder  auch 
nur  Berathung  einer  Partei  ablehnen,    wenn   er  die  Gegenpartei  in 
derselben  oder  in  einer  zusammenhängenden  Sache   vertreten   hat 
oder  in  solcher  Sache  früher  als  Richter   oder  Staatsanwalt  thätig 
war;    ebensowenig   darf  er  beiden  Theilen  in  derselben  Sache  die- 
nen (3).     Er   muss   die  ihm  von  der  zuständigen  Behörde  zugewie- 
sene Vertretung  anner  Parteien  oder  solcher  zahlungsfähiger  Par- 
teien übernehmen,    deren  Vertretung  kein  Advocat  freiwillig  über* 
nimmt;  kann  jedoch  im  letzteren  Falle  Ersatz  seiner  Auslagen  und 
Sicherstellung  seiner  Gebühren  verlangen  (4).     Nach  erledigter  oder 
sonst  beendigter  Vertretung  einer  Partei  hat  er  auf  deren  Verlangen 
die  in  seinen  Händen  befindlichen  Acten  und  Urkunden  hinauszu- 
gehen,   kann  jedoch  Schriftentwürfe,    Briefe,   Nachweise  über  ge- 
leistete und  resp.  noch  nicht  erstattete  Zahlungen,   sowie  die  ihm' 
ertheilte  Vollmacht  zurückbehalten  (6).    Die  Advocaten  sind  wegen 
aller  Versehen  und  Verschuldungen  zum  Nachtheile  ihrer  dienten 
denselben  ersatzpflichtig,  sofern  diese  nicht  selbst  dabei  eine  Schuld 
trifft  (6). 

(1)  Oestreich,  A.  0.  vom  6.  Juli  1868  §.  10.  Baden,  A  0. 
vom  22.  Sept.  1864  §.  12. 

(2)  Daraus  fliesst  auch  die  Verpflichtung  der  Advocaten,  über  die 
ihnen  aufgetragenen  Geschäfte  geordnete  und  vollständige  Handacten  za 
halten.  K.  Sachsen,  A.  O.  vom  8.  Juni  1859  §.  10.  20.  Olden- 
burg, A.  0.  vom  18.  Juni  1858  art.  10.  Baden,  A.  0.  vom  22.8epi 
1864  §.10.12.16.  Oestreich,  A.  0.  vom  6.  Juli  1868  §.9.  W  et  seil 
a.  a.  0.  §.  8.  Pözl  a.  a.  0.  p.  181.  Auch  soll  der  Advocat  wissend 
lieh  keine  ungerechte  Sache  vertreten  oder  fortführen.  Mecklenburg, 
Verordnung  vom  18.  Sept.  1845.  Oldenburg,  A.  0.  vom  18.  Juni 
1858  art.  5  §.  3.  K.  Sachsen,  A.  0.  vom  8.  Juni  1859  §.  12.  h 
den  Reichsgesetzen  war  besonders  auch  das  muthwillige  Appelliren  mit 
Strafe  bedroht.    J.  R.  A.  von  1654  §.  120   fin.    Dep,  Absch.  von  1?  Kl 
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strafen  sind  regelmKsai 
Verlast  des  Wahlrechts 
in  den  gemeinen  8trafg< 
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Concession  an  erforde 
dergleichen  Geschäfte 
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zum  Abschlüsse 
Entlastung  aus 
die  unter  Täter] 
fr&uen  bedürfer 
mundes  oder  El 
in  jedem  Falle 
Vertrages  beda 
schriftlichen  Foi 
(arrha) ,  sowie 
Beweis  des  abg 
bei  mehreren  II 
der  Zeit  nach  < 
haltenen  Miethg 
noch,  auch  für  ■ 
des  Gesindererc 
polizeilicher  Am 
ortspolizeilichen 
solcher  Gesinde 
derlich  ("). 

(')  In  den 
polizeilichen  und 
erstere  insoweit 
der  Dienstzeit  ot 
handelt,  wobei  j 
massige  Ansprtlcl 
17.  April  1812, 
Ordnung  vom  19. 
27.Febr.  1847.  ' 
bardt  a.  a.  0.  ! 
Scheidung  zwischt 
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)  ton  Ordnungen  Vgl 
ns   Gesindewesen 
ienschaft    Berlin  1 
ner   zweckmässigen 
gliche  Art  gutes  G 
h    eines  Entwurfs 
Der  Grundsatz    de 
ih  alt  bar. 
(3)  Dieselben  werden  regelmässig  nur  der  Gattung    nach 
«■halten  jedoch  ihre  concreto  Festsetzung  durch  die  Üblichen  B 
Ist Hanswirthschaft.  Gengier,  Deutsches  Privatrecht  I.  p.  445 
Irer.  Deutsches  Privatrecht  §.  181. 

\       {*)  Phillips    Grundsatze    des  deutschen  Privatrechts   T. 
■  iu^tand,  Lehrbuch  des  deutschen  Privatrechts  §.  182. 

ssenschaft  IH.  %.  27.  I.  §.  94.  Daher  werden  a 
der  norm alm aasigen  UmzugsvergUtung  bei  Verse tzo 
für  Transport  und  Reisekosten  der  Familie  zu  letzterer 
ten  gezahlt.  Prenss.  General-Steuerdirections- Verftl 
1851.  Ucbrigens  darf  daraus  nicht  geschlossen  wen 
istbotenwesen  einen  Bestand  th eil  des  Privat-Familienrei 
l  Prenssen,  Ges. -Ordnung  vom  8.  Nov.  1810  g.  ] 
im  19.Ang.  1844  §.  1.  Baden,  G.  0.  vom  3.  Febr. 
bsen,  G.  0.  vom  10.  Jan.  18S5  §.  1  —  3.  Solche  Pei 
eine  bestimmte  Geschäfte  im  Haushalt  übernehmen  (Li 
en  Dienstleistungen  eine  besondere  Vorbereitung  erfordi 
in,  Hauslehrer),  ferner  Gewerbe-  und  Handlungsgehu 
llfen  etc.  stehen  nicht  im  Verhältnis«  des  Gesindes. 
>m  1.  Mai  1810  §.  2.  4.  A.  L.  R.  II.  5  §.  177—186 
ih  T.  p-  430.  Ackermann  a,  a.  0.  p.  6.  Dagege 
ichte,  Entscher,  Feuerburschen,  Kellner,  Marqneure  < 
cum  Gesinde.  Vgl.  Wien,  Magistratserlass  vom  19. 
r  a.  a.  0.  II.  p.  179.     Genglor  a.  a.  0.  I.  p.  445. 

)  Prenssen,  G.  0.  vom  8.  Nov.  1810  §.  2-7.  Rb 
.  Aug.  1844  §.  2  —  4.  K.  Sachsen,  G.  0.  vom  10. 
4.  Nötigenfalls  kann  jedoch  der  er  forderliche  Consei 
supplirt  werden.  Der  verdiente  DienBtlohn  wird  Eige 
E.  Sachsen,  Bürg.  G.  Buch  §.  1610. 
)  E.  Sachsen,  G.  0.  vom  10.  Jan.  1835  §.  13. 
)  Prenssen,  G.  0.  vom  8.  Nov.  1810  §.  22—24.  R' 
.  April  1844  §.  9.  10.  K.  Sachsen,  G.  O.  vom  10. 
Weimar,  G.  0.  vom  18.  Juni  1823  §.  6.  Nieder 
om  20.  Nov.  1850  g.  1.  Baden,  G.  0.  vom  3.  Febr. 
är  Wiener  G.  0.  vom  1.  Mai  1810  §.  23  ist  der  Ruc 
Tagen  unter  Verzicht  auf  das  Miethgeld  gestattet.  Das 
•enn  nichts  Anderes  verabredet  ist,  in  der  Regel  auf 
bnet  werden.  Anders  Rhein.  G.  0.  vom  19.  April  lt 
»r,  G.  0.  vom  18.  Juni  1823  §.  6.  Der  Ein-  und  A 
Dienste  mnss  unter  Vorzeigung  des  vorgeschriebenen  Di 
■  Ortspolizeibehorde  angezeigt  werden.  Bayern,  Pol 
h  von  1871  art.  107.  Baden,  Polizeistrafgosetzbuch 
18* 
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gedient  hat,  ausgenommen  wenn  derselbe  berecl 
sofort  und  ohne  Aufkündigung  zu  verlassen,  in 
Lohn  und  Kost  für  die  Dauer  des  laufenden  Tel 
Kündigungsfrist  bereits  abgelaufen  ist,  auch  des 
gewährt  werden  musB  (a).  Wenn  eine  Herrscha 
ans  anderen  als  geBetzmässigen  Ursachen  vor  A 
entläest,  muss  sie  ihm  gleichfalls  Lohn  und  Kot 
noch  rückständigen  Dienstzeit  geben,  ausser  sow< 
Unterkommen  findet  (7).  Die  Herrschaft  ist  vc 
sinde  beim  Abzug  ein  der  Wahrheit  gemässes  1 
geleistete  Dienste  und  Verhalten  auszustellen 
durch  falsches  Zeugniss  angerichteten  Schaden; 
deter  Beschuldigungen,  die  das  Fortkommen  hii 
sinde  ein  ZeugniBS  von  der  Polizeibehörde  nacl 
anf  Kosten  der  Herrschaft  ausgestellt  (8).  Diei 
unter  polizeilicher  Aufsicht  gehalten  werden  (-). 

(')  Doch  muss  im  letzteren  Falle  die  geseb 
beobachtet  werden.  Preussen,  G.  0.  vom  8.  N< 
107.  Dies  gilt  auch  beim  Ableben  eines  Famili* 
besondere  Bedienung  ein  Dienstbote  angenommen 
Rhein.  G.  O.  vom  19.  April  1844  %.  29.  K.  St 
10.  Jan.  1835  §.  79—82.  Baden,  G.  0.  vom 
Bnrckhardt  a.  a.  0.  p.  241.  S.  jedoch  Gengl 
der  das  römische  Successionsprincip  (§.  6.  J.  3. 
angewandt  wissen  will.  Im  Falle  der  Versussernng 
Besitzes,  Verpachtung  oder  Pachtwecbsels  dauert 
contract  des  ländlichen  Gesindes  auch  hinsichtlich 
K.  Sachsen,  G.  0.  vom  10.  Jan.  1835  §.  93. 

(2)  Eine  vierzehntHgige  Frist  für  die  Aufbeb 
ges,  wenn  nicht  sofort  eine  längere  Dauer  der 
wird,  schreibt  hier  vor  die  K.  Sachs.  G.  0.  vom  1 

(9)  Preussen,  G.  0.  vom  8.  Nov.  1810  : 
G.  0.  vom  19.  April  1844  §.  33.  K.  Sachsen. 
1835  §.  25.  98.  Weimar.  G.  O.  vom  18.  Juni 
G.  0.  vom  S.Febr.  1868  §.  11.  Niederöstroicb 
1850  §.  21.  Gleiches  gilt  auch  bei  dauernden  Vt 
oder  wenn  die  Herrschaft  eine  längere  Reise  in  ei 
t ernimmt  und  sich  zu  kostenfreier  Rücksendung 
Ablauf  der  Dienstzeit  nicht  verbindlich  macht;  je« 
sinde  zuweilen  entfernte  Reisen  überhaupt  nicht  mi 

(*)  Hieher  gehört  auch  Schwangerschaft  di 
boten,  jedoch  wohl  nicht  in  jedem  Stadium  de 
G.  0.  vom  8.  Nov.  1810  g.  117  —  135.  Rhein. 
1844  §.  32.  K.  Sachsen,  G.  0.  vom  10.  Jan.  1 
G.  0.  vom  18.  Juni  1835  §.  42  Baden,  G.  0 
§.  10.  NioderUstreieb,  G.  0.  vom  20.  Nov. 
sondere   ist  hartnackiger   Ungehorsam    und    gesetzt 
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recheidendo  Merkmal  des  Erwei 
.her  darin,  dass  die  Erwerbso 
ler  an  eich  unfreien  Natur,  v 
von  den  Einzelnen  in  ausschlieft! 

der  Gemeinschaft  der  Bonützun 
Möglichkeit;  ist  zwar  als    absolu 

von  selbst  enthalten,  jedoch  ; 
:it  im  Rechte  anerkannt  und 
irdnung  der  Güterverwendung 
ierepmch  (e).  Die  Ordnung  de 
;e  des  Besitzes  bildet  daher  e 
ig  und  ist  mit  der   fortschreit 

der  gleichm&ssigen  Fortbildung 
ift  ist  demgemäss  an  sich  n 
ir  Folge,  dasB  der  Besitz  als  R 
I  die  ErwerbBth&tigkeit  ledig] 
rden  mflsste;  dies  würde  einen 
iren  voraussetzen,   welcher  zur 

durch  den  höchsten  Grad  dt 
te  (:).  Uebrigens  kann  der  Erv 
g  gleich  dem  Berufe  nach  den  ( 
geübt  werden  und  ist  von  Bffei 
.abhängig  (s).  Aus  der  Thatsac 
me  Bedürfnisse  haben,  welche 
jeeten  (Consumtion)  befriedigt 
uch  alle  einzelnen  Menschen  Ei 
[mehr  bringt  es  der  Bestand  d 

mit  sich,  dass  sich  der  in  de: 
rwerb    nach  bestimmten  Grund* 

en  Rechta  beständig  in  nothw 
n  vertheilt,  wcsshalb  die  Bei 
irliche,  sondern  nur  als  rechtlic 

können  (9).  Die  wissenschaftlich. 
det  einen  notwendigen  Bestan 

tos  (»). 

Vermögen  bildet  den  Inbegriff  de 
ir  und  nmfasat  alle  besonderen  Ai 
en-  und  Forderungsrechte,  die 
ie  Unterscheidung  der  einzelnen 
3  ohne  Belang  ist,  so  erscheint 
ff,  der  auch  mit  .den  Ausdrücken 

werden  kann,  wobei  jedoch  an 
»er  Bezeichnungen    nicht  gedacht 

8.  4.      Du  wesentliche  Merkmal 


nt 
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3ewn-tbsehaftung    des   landesherrlichen  Vermögens  (Domänen,   1 

hat  bisher  die  Erkennung  und  Beachtung  jenes  Unterschiedes  i 
i  Grade  getrübt.  In  der  socialen  Rechtssphäre  können  die  Caraenl 
3schiift.cn   nur  als   (practische)  Lehrfächer   anerkannt   werden;  i 

%.  300.  Röscher,  System  I.  §.  20.  Daraus  folgt  die  Fehl 
keit  der  Begründung  selbständiger  cameraliati scher  (staatawirtl 
lieber)  Facultäten.     8.  oben  §.  304. 

(B)  Vgl.  oben  §.  241  ff. 

(6)  Die  Erscheinung,    dass  die  Natur,   obgleich  an  sich  selbst 
:a  und  eine  innerlich  zusammenhängende  Einheit,  von  den  Menst 
Qcke  getrennt  und  der  personlichen  Herrschaft  Einzelner  unterwori 
n  kann,  findet  nothwendig  ihre  Erklärung  und  Rechtfertigung  c' 
r  Natur,  sondern  im  Menschen;   da   nun    der  Mensch  alles,   wa 

nur  vermöge  und  in  den  Grenzen  seiner  Freiheit  thun  kann, 
auch  die  Befriedigung  der  natürlichen  Bedürfnisse  in  der  Form 
.i liehen  Erwerbs  nur  Ausfluss  dieser  Freiheit   sein   und  die  Reg 

Freiheit  muss  hier  gleichfalls  wie  überall  im  Rechte  liegen, 
rbsrecht  in  der  menschlichen  Gesellschaft  ist  daher  wie  alles 
tgischen  und  geschichtlichen,  wie  selbstverständlich  auch  der 
liehen  Notwendigkeit  unterworfen,  und  die  Gesetzmässigkeit 
ihlichen  Erwerbes  ist  in  dieser  Hinsicht  weder  unveränderlich 
IIb  Volker  gleich.  Die  Theorie  der  sog.  wirtschaftlichen  S 
,e  ist  daher  gänzlich  verwerflich  und  irrthümlich.  Siebe  Roe 
0.  Abschnitt  1.  Von  wirth  ach  aftli  eben  Naturgesetzen  könnte 
prechen,  sofern  man  unter  Naturgesetz  die  im  Wesen  der  I 
aupt   enthaltene   Gesetzmässigkeit  versteht,    also  Alles,    was 

Regel  geschieht,  die  nicht  auf  menschlicher  Absicht  beruht, 
r,  System  I.  §.  13  Anm.  5  (5.  Aufl.).  Insofern  wäre  alle  Gese 
gkeit  eine  natürliche  und  Alles  auf  Haturnoth  wendigkeit  zurück 
i,  auch  die  Aeusserungen  der  Freiheit  und  das  Recht  gleich  i" 
in  äusseren  Thatsacben.  Hierauf  ist  jedoch  zu  erwidern,  dass 
'  der  verschiedenen  Dinge  verschieden  ist  (?,.  B.  die  Natur 
iben  verschieden  von  der  der  Thiere,  der  Pflanzen  etc.)  und 
ich  verschiedenartige  Naturgesetze  unterschieden  werden  mos 
icht  der  Verdunkelung  der  wissenschaftlichen  Begriffe  zu  verfall 
falls  kann  man  nicht  in  demselben  Sinne  von  »Natur  der  Natu 
len,  wie  von  »Natur  der  menschlichen  Seele«  u.  s.  w.  und  dal 
:int  der  Ausdruck  Naturgesetz ,    da  alle  Gesetzmässigkeit  überha» 

vom  Menschen  herrührt,  in  jener  allgemeinen  Bedeutung  als  ei 
rrende  Tautologie. 

(")  Die  Gütergemeinschaft  ist  deBswegen  nichts  Undenkbares,  w 
anze  Organismus  des  Eigentbums  auf  sie  als  dessen  letztes  Ziel  hi 

und  sie  daher  in  beständiger  Hervorbringung  durch  die  Freihi 
genthuma  begriffen  ist.  Mit  dem  Eigentbum  mtässte  auch  die  Recht 
der  Ehe  und  Familie   aufhören,    welche    den  Gedanken    des  Eigc 

in  der  Sphäre  des  Gemüthslebens  fortsetzen.  Zur  Zeit  sind  a 
Projecte  aber  lediglich  Hirngespinste  ohne  realen  Inhalt.  Vj 
dhon,  Widersprüche  der  politischen  Oekonomie  Cap.  12.  Est 
>ns  daran  zd  erinnern,  dass  das  Eigentbum  in  bestandiger  Ix* 
;  von  der  öffentlichen  Gewalt  und  zugleich  in  steter  quantitative 
me    begriffen    ist,    ein    Entwicklungsprocess ,    dar    langsam,    ab« 


!.     Erwerb  und  Production. 

'Ohren  rousa,  mit  welchem  die  f 
wrhaupt  aufhören  wird.  Vgl.  n( 
ieu  §.  241  Anm.  2. 
twicklung  Bind  Eigenlhum  und  '. 
sgemeinschaft  gebnnden  und  di 
oder  Leuten  niederen  Standes  ü 
dreien  und  Reichen  liegt  hauptsä 
|  Beschäftigung  mit  den  Staatsangelegenheiten  ob.  Dies  wi 
|  im  Hittelalter  der  Fall,  nur  dass  hier  der  Gewerbebetrieb  i 

■  ■ich  in  Co  rpo  ratio  neu  (Zünften)  selbständig  machte    und  An 

■  Öffentlichen  Gewalt  erhielt.     Durch  die  Grundentlastung  mit 
I  wurde  die  sociale  Freiheit  des  Besitzes    und    damit    auch 

■  hergestellt,    ohne    dass  aber  dadurch  Besitz   und  Erwerb  zi 
I  __..„. i.,„  geworden  wären.       Vgl.  oben  Buch  II.  und  Roe 

Sichtliche  Entwicklang  der  volkswirthschaftlichen  Id 
;.     Rost.  1872. 

)  Ein  natürliches  System  der  Production  besteht  da 
;nkte  der  Consumtion  nicbt  und  es  können  aus 
Drlichen  Gleichheit  aller  Menschen  Gesetze  der  Prt 
et  werden.  Vielmehr  sind  die  Bedürfnisse  eines  Jec 
ir  geseilte haftli che n  Kategorie  anzuerkennen,  der 
lOrfnisszustand  der  Menschen  stellt  sich  daher  in 
ig  stets  als  einCulturzustand  heraus  und  er  ist  ah 
idig  wie  jede  andere  geschichtliche  Thatsoche,  in 
xus,  gegen  welchen  von  pseudomoralischem  Standpt 
gepredigt  wird.  Bastiat,  Harmonies  economiques 
ober  die  Grundlebren  der  von  Adam  Smith  begrll 
laftstheorie  2.  Aufl.  Abschn.  3. 

°)  Gewöhnlich  werden  in  wissenschaftlicher  Hinsich 
aaftliche  Systeme  unterschieden,  das  Mercantil-,  I 
Instriesystem ,  welchen  als  Abarten  die  verschiede 
nd  com mun istischen  Theorien  angereiht  werden.  Ii 
rtheilung  der  wissenschaftlichen  Erscheinungen  wei 
nsammenhang  mit  dein  praktischen  Leben    bestimmt 

richtiger  folgende  Systeme  zu  unterscheiden  seit 
tt-fassnng  ist  ein  Bestandteil  der  politischen  Verfaf 
athtttigkeit  unterliegt  nach  allen  Seiten  der  Vorschr. 
lewalt  (des  Staates  und  der  Öffentlichen  Corporati 
,  welches  im  ganzen  Mittelalter  und  zum  grOssten 
ieren  Zeit  herrschte  nnd  seinen  Abschlusa  theüs  i 
tolizei  des  Staates  (unter  Verdrängung  der  Corpora 
in  der  internationalen  Regelung  des  Verkehres  dnr 
Uschutz  erhielt,  fand  seinen  theoretischen  Ausdruck 
er  Polizei  und  Staatskunst  und  in  zerstreuten  L 
nzelne  wichtigere  Fragen  der  Wirtschaftspolitik  (Ge 

Zollwesen ,  Getreidehandel,  Handelsbilanz  etc.).  Di 
äystemes  gehören  auch  die  Theorien  des  eameralis 
jetriebes  an,  so  namentlich  v.  Seckendorf,  Der 
it  1656.      v.    SchrOder,    Fürstliche    Schutz-    nn< 

U.    System    der  socialen  Erwerbsverfassnng   und  t 

ialen  Erwerbs  von  den  Vorschriften  der  Öffentlichen 

19  ■ 
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ses  System,  welches  in  der  zweiten  Hälfte  des 
Den  geistigen  Anfang  nahm  nnd  in  dem  gegen* 
aber  noch  nicht  vollendeten  Ausführung  kam , 
mehrere  theoretische  Systeme,  welche  dem  n 
Übertriebene  und  Überstürzende  Anwendung  ga 
methodische  nnd  vollständige  Forschungen  die  wi 
des  Erwerbslebens  in  hohem  Grade  förderten: 
reichthums  ^PhysiokratiBmus,  begründet  dnrcb 
economiqae  1758);  21  Theorie  des  Freihandels 
system,  begründet  dnrcb  A.  Smith,  fnquiry  ii 
of  the  wealth  of  nations  1776);  3)  die  Thec 
Communismns  (St.  Simon,  Pourier,  Owe 
C.  Marx,  F.  Lassalle).  Diese  drei  Haupti 
Wirthscbaftstheorie  haben  sämmtlich  das  Gerne 
Wege  der  Speculation  absolut  gültige  Wirthi 
und  dieselben  durch  abstracto  Folgerungen  aus 
zu  construiren  suchen.  Den  hervorragendsten 
stein  des  A.  Smith,  welches  zwar  von  der  A 
thumsquelle  ausgeht ,  jedoch  auf  die  Arbeitet 
freien  Austausch  der  Prodncte  das  Hauptgewicht 
durch  gänzliche  Vernachlässigung  der  socialen 
bei ta Verhältnisse,  für  die  Interessen  des  Capita 
ßrtang,  das  sog.  Manch  i- sterthum  I  ein  vorzügliche 
zelne  Seiten  dieser  Richtung,  so  namentlich  die 
die  Bildung  und  das  gegenseitige  Verhältnis»  d 
meuszweigu  wurden  fortentwickelt  durch  II.  Malt 
und  D.  Ricardo,  Principles  of  political  ecoi 
hiehor  gehören  auch  die  freihändlerischen  Seh: 
insbesondere  dessen  Harmonies  äconomiques 
Buchungen  über  den  Einfluss  der  Transportkoi 
auf  die  geographische' Entwicklung  der  Erwer 
nen.  Der  isolirte  Staat  1826.  1850.  Währet 
typische  Vertreter  der  Freiheit  des  Capitals  w 
lismus  die  Sache  der  freien  Arbeit  und  liefe 
kritisches  Material  gegenüber  dem  Smithianismi 
zu  erheblichen  positiven  Hos ul taten  zu  gelang 
dieser  Richtung  von  C.  Marx,  Das  Capital 
Oekonomie  I.  1867  ist  mehr  eine  umfassende 
Capital  und  enthalt  abgesehen  von  Einzeih  ei 
Wissenschaft.  Den  Standpunkt  der  positiven 
nationalem  Boden  vertreten  dagegen  haupts&c) 
tionale-  System  der  politischen  Oekonomie  18' 
ciples  of  social  science  3  Bde.  Philadelphia 
L.  Stein,  Verwaltnngslehre  Bd.  1  —  7.  1864 
üwecke  bestimmt  sind  die  Werke  von  J.  B. 
politique  1802.  M.  Chevalier,  Cours  d'öcon. 
Mill,  Principles  of  polit.  economy  1852.  K 
politischen  Oekonomie  3  Bde.  liierst  1826.  V 
Volkswirtschaft  2  Bde.  zuerst  1854.  Kritische 
hon,  Widerspruche  der  Nationalökonomie  od 
2  Bd.'.  Deutsch  von  Jordan  (fehlerhaft  durcl 
tik).     H.  Hoesler,    üeber    die  Grundlehren  d 
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jeder  Stufe  (Unternehmung)  a 
verbindenden  Factor  zur  Seif 
griffe  der  Arbcitstheihiug  und 
lang  bewirkt,  dass  die  einz< 
selbständigen  Unternehmungen 
Ib  der  Unternehmungen  werde 
Lndigkeit  nur  durch  den  Besi 
iunden  werden  können.  Hie 
keit  der  selbständigen  Erwerl 
Die  Grenze  der  Arbeitsthc 
ng  der  Aibeitsvenichtimgen 
rird  daher  technisch  durch  di 


□lieh  wird  nur  die  Arbeit  (m 
'roduetionsfactor  (G Uterquelle)  ai 
rVerkzeug    derselben.     Siehe  A.  ! 

Carey,  Principles  I.  cap.  6.  II 
Roseher,  System  I.  §.  46.  < 
Gesichtspunkt  bei  Schaffte, 
ilität  ist  es,  wenn  L.  B.  Say, 
ie  Production  nicht  in  der  Heri 
i  nützlichen  Eigenschaften  der 
alten  die  verschiedenen  Berufs) 
odnetivität,  d.  i.  die  Fähigkeit  : 

wird ;  auch  die  AuaUbnng  der 
'roduetion.  Vgl.  H.  Roesler, 
ith   begründeten   Volks wirthscha 

er  a.  a,  0.  Abschnitt  4.  Zu  fa' 
i  man  die  Arbeit  als  eigen üit 
Werkzeug  der  Production  bezeio 
lehr  die  Arbeit  nur  die  nothwe 
Zwecke  der  Production  bedient 
a  aller  Irrthumer  bei  A.  Smith 
chaft  gegen  das  Eigenthum  (als 
cht  wenig  beigetragen  und  ist 
ernen  Socialismus;    er    liegt    auc 

Theorie   Carey's   zu  Grunde. 
ie  Natur  in  ihrem  ganzen  Uinfa 
.«■stimmt,   sowohl  im  Boden  und 
Werkzeugen,  als  auch  in  der  mei 
r  Naturgesetze  zur  Anwendung  k 

der  Anordnung   des  Besitzes   di 

Bewegung  setzt  und  erhält;  t 
ist  lediglich  das  Zusammenwirki 

einheitlicher    Richtung.      Vgl. 
i  Hirth'a  Annalen  des  deutscht 


gel  auf  Rechnung  de 

i  werden,    ho  dass  il 

g    trifft,     obgleich    : 

insbesondere    auch 

ndung  von  Besitz  un 

>    manicbfaltig ;    insb 

fnd  folgende  Fälle  zu  unterscheiden :    I.  Besitz  und  Arbeit  sind 

verbanden,    dies   ist   in   der  Regel    nur   beim  Eleinbetri 

Genossenschaft    möglich.     II.    Besitz    und   Arbeit    Bind    g 

Besitz  wird  von  einer  Person ;    b)  von  mehreren  Personen 

ft    (offene,     Oommandit-,    A ctien gesell schaft) ;     c)    von   i 

d  in  ungleicher  Gemeinschaft  (Pacht,  Miethe,  Darlehen)  v 

sitz   and  Arbeit  sind  an  sich  getrennt,    aber  durch  Gemt 

vinoes   und  Verlustes    verbunden  (Partnerskip ,    Accordart 

fle,  System  §.  109  ff.     Die  specielle  Darstellung  dieser  G 

gehört    dem  Privatrechte,    insbesondere    dem   Handelsret 

.  Endemann,  Deutsches  Handelsrecht  1865  g.  13 ff.  32 fl 

sich  die  verschiedenen  Modalitäten    des  Betriebes    theils 

:hmungen    im    Ganzen,    theils    nur    auf  einzelne  Tbeile   d 

3  (gemeinschaftliche  Maschinen,  Verkaufsh allen  etc.). 

')  Die  einzelnen  Unternehmungen  tragen  daher  teebnie 
h  den  Cbaracter  des  Productionszweigs ,  dem  sie  angehört 
h  werden  drei  Hauptzweige  der  Produclion  unterschieden 
g  der  Naturstoffe  (Urprodnction) ;  2)  Bearbeitung  dersel 
ate  Gebrauchszwecke  (Gewerbe) ;  3)  Umsatz  der  Producte 
ansport) ,  wozu  von  Manchen  noch  die  sog.  persönlichen 
;en  gerechnet  werden,  die  jedoch  nicht  dem  Erwerb,  sondi 
etc.  angehören.  Roesler,  Grundsätze  der  Volks wirthscbi 
8.  auch  Ran,  Lehrbuch  I.  g.  95  ff.  Roseber,  System  I 
üntheilung  ist  jedoch  nicht  durchaus  zutreffend,  auch  1 
«entlichen  Unterschied  der  Erwerbszweigo  und  Erwerbsa 
itet.  Der  frohere  Streit  über  die  Producta  vi  tat  der  verscl 
;ionszweige  ist  jetzt  ein  überwundener  Standpunkt,  jedo' 
rischen  der  Produktion  selbst  und  der  Beförderung  der  I 
atersebieden  werden.     Vgl.  Koseber,  System  I.  §.  59  ff. 

ä}  Eine  Conseqaenz  de«  modernen  Prineips  der  socialen  f 
.  Vgl.  z.  B.  Über  die  frühere  Gebundenheit  der  Erwerl 
en  §.  127  ff.  169. 

■')  Die  Verkennung  dieses  Unterschiedes  war  eine  Folge  der 
g  des  Prineips  der  socialen  Erwerbsfreiheit  durch  den  Gl 
ssez  faire-laissez  passer.  Offenbar  sind  aber  Mass  und  ( 
ind  Creditanstalten ,  Verkebrsan stalten  etc.  keine  gewöl 
«zweige  und  können  nicht  nach  gleichen  Grundsätzen  wi 
en  werden.    Jener  Irrthum ,    gegen    den   die  neuere  Praxi 

reagirte,  hat  die  allseitigen  Interessen  der  Erwerbszn 
Grade  gefährdet,  namentlich  auf  dem  Gebtote  des  Cretl 
rswesens,  denn  es  mUssen  sich  ganz  unzulässige  Folgen  i 
.  B.  Eisenbahnen,  Notenbanken  etc.  ebenso  wie  einzelne  1 
te  oder  Fabriken   betrieben  werden  können.      Siebe  Roei 

Annalen  1872  p.  525.  536  ff. 
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Ä.  Smith,  Weajth  of  nationa  I.  Cap.  1. 
hienaeh  die  technische  Organisation  der  Arb. 
einleuchtend,  dasa  diese  Organisation  nichl 
reaaen  des  Besitzes ,  sondern  auch  durch 
>ens  der  Arbeit  und  der  ganzen  Gesellschaft 
s    die   schädliche   Ausartung    der    Arbeit 8t  he 

und  intellectueller  Hinsiebt  verhütet  werd< 
i  Arbeitstheilnng  zugleich  zu  einem  Gegeos 
)enn  dieselbe  bedeutet  die  ganze  technische 
i  Vertheilung  der  Arbeitslast  über  die  Einzc 
Alter  sei  nssen ,  die  Tages-  und  Jahreszeiten, 
i  Arbeitspflichten  für  die  einzelnen  Arbeitt 
trengung  n.  a.  w. ,  insbesondere  auch  sind 
lebens,  der  Kindererziehnng  und  des  Unten 
-,  Ueber  die  Grundlehren  der  von  A.  SmitI 
aftstheorie  2.  Aufl.  Abschnitt  2.  Boscher, 
terliegt  noth  wendig  die  Arbeitstheilnng  eine 
aprocesa  zufolge  der  Fortbildung  der  Tecbni 
und  der  Bevölkerung  und  der  Erweiterung 
ital  I.  p.  318  ff. 


e  Produktivität  der  Erwerbathätigkeit   be 
it  und  Qualität  der  durch  sie  gewonnene] 
b  darf  nicht  blos  vom  Standpunkte    des 
isses,  sondern  er  moss  auch  vom  Rtandy. 

angelegt  werden;  wesshalb  hiebei  anc 
-ch  Geistes-  und  Characterbildung  angt 
ht  zu  nehmen  iat  (').  In  dieser  Hinsicht 
ten  Berufe-  and  Erwerbathätigkeit  ein  et 
äh  reu  der  Zusammenhang  anerkannt  wer 
■oberer  Producti  vi  tat  liegen  hauptsächlich: 
snheit  der  natürlichen  Productionsverhäh 
Fruchtbarkeit  des  Bodens  und  Climas;  2 
ung  und  günstigen  socialen  Stellung  der 
i  und  moralischen  Tüchtigkeit  der  Besit 
1  Arbeit  im  Geaammtsysteme  der  Prod 
ich  persönlich  gegliederte  Einheit  bilder 
i  vi  tat  in  den  einzelnen  Unternehmungen  i 
ie  aller  übrigen  bedingt  und   daher  eine 

derselben  wünschenswert!).  Dies  gilt  z 
iale  und  staatliche  Verbindung,  dann  aber 
rkehr  erweiterten  wirtschaftlichen  Bezie 
rechlichen  Gesellschaft  i3). 

i  Dieae  Entwicklung  ist  eine  harmonische,  d 
:llschaft  in  jeder  Hinsicht    sowohl   die  BefS 
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verschiedenen  individuellen  Verzweigung  nach  den  Grundsätzen 
Privatrechts  in  Betracht;  er  umfasst  daher  die  Gesammtheit 
rechtlichen  Erscheinungsformen  des  Vermögens.  Die  Gegenständ 
des  Besitzes  sind  theils  bewegliche  (Capital),  theils  unbewegli 
Sachen  (Grund  und  Boden);  auch  müssen  in  weiterer  Beziehung 
Gegenstände  der  socialen  Vermögensrechte  (Buch  II.  Titel  5) 
zugerechnet  werden.  Der  innere  Grund  des  Besitzes  liegt  nicht 
absoluter  wirtschaftlicher  Notwendigkeit,  er  ist  vielmehr  einAi 
fluss  des  Rechtslebens  der  Menschen  Oberhaupt  und  mit  diesem  foi 
schreitender  Entwicklung  unterworfen.  Ursprünglich  ist  der 
ein  Attribut  der  öffentlichen  Gewalt  und  daher  entweder  ausschli 
lieh  dem  Staate  oder  doch  nur  denen  zuständig,  welche  zur 
Übung  öffentlicher  Rechte  im  Staate  befähigt  oder  wenigstens 
Mitglieder  der  Staatsgemeinschaft  sind;  demzufolge  sind  die  Uii 
freien  von  allem  rechtlichen  (freien)  Besitze  ausgeschlossen  und 
durch  auch  von  der  persönlichen  Selbständigkeit  des  Erwerl 
Hieraus  erklärt  sich  andererseits  die  ursprüngliche  Unfreiheit 
arbeitenden  Glasse  gegenüber  dem  Besitze;  und  als  nothwen 
Folge  davon,  dass  der  Ertrag  der  Arbeit  den  Arbeitsherren 
sitzern)  ausschliesslich  gehörte  und  nur  diesen  die  rechtliche 
fügung  darüber  zustand.  Pie  Vertheilung  des  Arbeitsertrages 
sehen  Besitz  und  Arbeit  war  daher  die  ursprüngliche  Folge 
obrigkeitlichen  Gewalt  des  Besitzes  und  der  persönlichen  Unfrei 
der  Arbeit.  Hiedurch  wurde  auch  bewirkt,  dass  der  Besitz  (Gi 
besitz)  ursprünglich  und  lange  Zeit  hindurch  zum  grossen  Th 
in  den  Händen  der  öffentlichen  Gewalt  und  ihrer  Organe 
befand  und  der  Besitzerwerb  durch  die  Einzelnen  aus  Rück» 
der  damit  verbundenen  öffentlichen  Berechtigungen  in  hohem  G: 
beschränkt  blieb.  Auch  der  durch  stadtischen  Gewerbfleiss 
stehende  gewerbliche  Besitz  in  der  Rechtsform  der  Meisters 
wurde  durch  die  städtische  Verfassung,  insbesondere  durch 
Zunftverfassung,  mit  obrigkeitlicher  Gewalt  verbunden  und  dad 
zu  einer  Quelle  öffentlicher  Herrschaft  über  die  Arbeit,  deren 
ung  und  Ertrag  daher  gleichfalls  nach  bestimmten  Vorschriften 
öffentlichen  Rechtes  der  Verfügung  der  Meisterschaft  unterlag.  Di 
öffentliche  Rechtsstellung  des  Besitzes  wurde  zwar  allmählich, 
zwar  schon  im  römischen  Reiche ,  gemildert  und  seit  dem  Mi 
alter  und  in  der  neueren  Zeit  in  ihren  manichfaltigen  Gestal 
fortschreitend  beschränkt  und  schliesslich  ganz  beseitigt;  es 
auch  Unfreie  (Leibeigene)  und  reine  Privatpersonen  zum  Besitze 
gelassen;  der  Antheil  der  öffentlichen  Gewalten  am  Besitze,  inal 
sondere  das  Staats-  und  landesherrliche  Eigenthum  mehr  und  m< 
aufgehoben ;  ebenso  die  persönliche  Unfreiheit  der  arbeitenden 
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Arbeit  als  solche,  da  sie  selbst  keinen  Werth  besitzt,  wird 
h  absolut   von   allem  Erwerbe   ausgeschlossen   und    folglich 

Existenz  willen  gezwungen,  mit  dem  Besitze  eine  Verbini 
igehen,  durch  welche  sie  sich  der  wirthscbaftlichen  Verfü) 
letzteren  unterwirft,  mit  anderen  Worten  mit  dem  Werthe 
r  selbst  identificirt.  Die  Notwendigkeit  einer  solchen  Verl 
ist  jedoch  keine  einseitige,  sondern  auch  auf  der  Seite  des 
*  vorhanden,  da  dieser  nur  durch  Prodaction  d.  i  eben  i 
irkung  der  Arbeit  den  socialen  Erwerb  betreiben  kann, 
besteht    das   sociale  Verhaltniss   zwischen  Besitz   und  A 

die  sociale  Erwerbeverfassung  in  ihren  Grundzügen  in  Fo 
:  1)  die  Arbeit  steht  zur  Verfügung  des  Besitzes  als  eigent 
thsubstanz  des  letzteren  und  muss  nach  dessen  Anordi 
stet  werden;    2)  das  ganze  System  der  Prodaction,   insbt 

die  Arbeitstheilung,  wird  von  dem  Besitze  zum  Theil  i 
irkung  des  Staates  bestimmt;  3)  der  Productionsertrsg 
AusfluBB  der  zwischen  Besitz  und  Arbeit  bestehenden  Gen 
it  nnd  muse  unter  beide  nach  dem  Gesetze  der  W 
.ng  (§.  365)  fortlaufend  zar  Vertbeilung  kommen;    4)  der 

der  Arbeit  (Arbeitslohn)  bestimmt  sich  nach  der  Quai 
Qualität  der  Arbeitsleistung,  der  des  Besitzes  (Rente,  Zins)  i 
Grosse  des  Werthbe träges  (Capitalstammes)  in  jeder  Vi 
rang  (5);  5)  das  Verhältnis»  zwischen  Besitz  und  Arbeit  ' 
i  freie  Vereinbarung  nach  den  Grundsätzen  der  socialen  R« 
trog  geregelt  (") ;  6)  die  Verfügung  des  Besitzes  über  die  Ai 
sckt  sich  nur  auf  die  gemeinschaftliche  Verfolgung  des  Er* 
kes,  in  allen  übrigen  Beziehungen  steht  die  Arbeit  dem  Be 
gegenüber  mit  voller  Gleichberechtigung  in  der  Gesellschaft; 
;z  ist  daher  auf  reine  Erwerbsmacht  reducirt  und  jeder  obrigt 
n  oder  herrschaftlichen  Gewalt  über  die  Arbeit  entkleidet  f 

(>)  Vgl.  oben  Buch  II.  Titel  II.  Cap.  2,    insbesondere  hinsiehi 

leallasten  und  der  nhrigou  Abgaben  des  OflVnt liehen  Rechtes. 
gen  Rechte  ist  die  Natu  ralverth  ei  long  der  Guter  wesentlich 
im  Familien  verbände  vorbanden,  sowie  in  gewissen  öffentlichen 
n,  so  beim  Militär,  in  Gefangnissen  u.  dgl.  Auch  das  System 
ralbesoldungen  ist  grösstenteils  aufgehoben.  Ein  anderer  Be 
Jaturalwirthsehaft  (geldloser  Tauschhandel  Schaffte,  System  §■ 
i  äsen  schaftlich  ohne  Belang  nnd  insofern  unrichtig ,  als  hier  nnf 
Waaren  in  unvollkommener  Weise  die  Function  des  Geldes  crfnl 
(?)  Durch  die  Geldwirthschaft  wird  die  organische  Structnr 
Ischuft  und  die  Noth  wendigkeit  der  Gütervertheilung  auf  Gn 
Iben,  d.  i.  nach  dem  organischen  Character  eines  Jeden  (B* 
it,  Beruf,  Bedürfnis?  etc.)  nicht  aufgehoben,  mithin  ist  nicht, 
Adam  Smith  regelmassig  angenommen  wird,  der  Austausch 
acte  nach   dem   Massstabe   der  produetiven   Leistungen  eiw*  J** 
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urung  sind  entscheidend ;  dieselbe  ist  daher  nur  a< 
inisation  des  Besitzes  und  der  Arbeit  denkbar,  wel 
niss  zwischen  beiden  klar  und  bestimmt  ordnet. 
Hofrechte,  im  Zunftrecht«  u.  dgl.  Die  Neubil< 
auf  dem  Boden  des  socialen  Rechtes  unter  Mi 
enden  Organe  Überhaupt  (Gesetzgebung,  Wissen 
ares  Postulat  der  Gegenwart,  welches  mit  dem 
>eit  nicht  im  Widerspruch  steht.  Roesler  a 
z  urthümlich  ist  die  in  der  Smith'schen  Theor 
ung,  dass  die  Volkswirtschaft  nur  ein  Aggre 
fteu  sei,  in  der  Alles  der  individuellen  Bestie 
-lassen  bleibeu  müsse,  eine  Vorstellung,  die  < 
:no  der  naturgesetzlichen  Ordnung  der  Volks« 
idet  werden  kann.  Nach  dieser  Seite  sind  nan 
erbegeaetze  durchaus  mangelhaft. 
(;)  Vgl.  oben  §.  175. 


Capitel  3. 

Werls   und   freis, 


Da  Production  nur  durch  Verbindung  der 
;  möglich  ist,  so  liegt  die  produetive  Erwt 
mungen  offenbar  in  der  durch  den  Besitz  gel 

Arbeit.  Die  quantitative  Erwerbskraft  dei 
1  Ausdruck  des  Werthes  und  jeder  für  Erwerbe 
rthbetrag  als  Capital  bezeichnet.  Der  Wert 
d  Erwerbsmass  der  Güter  und  das  Capital  d 
;enthum,  Vermögen)  unter  dem  Gesicntspu 
er  ist  der  Werth  gleich  den  naturalen  Gegei 
rmögens-)  objeet,  jedoch  ideeller  Art,  da  er  1 
inten  Productivität  in  der  Volkswirtschaft 
;elnen  Gütern,  ohne  Bücksicht  ihrer  körperlii 
chaffenheit,  als  verfügbare  Arbeitspertinenz  i 
lig  ist  das  Capital  in  sich  nothwendig  ein 
leich  es  in  jedem  correspondirenden  Beb 
«11t  werden    kann  (s).     Die  einfache  und 

der  Dinge  ergibt  nun,  dass  der  Werth  steig 
niss    der   Productivität    der  mit  dem   Besitz 

und  dass  eben  dadurch  auch  die  Zu-  ode 
les  bedingt  wird  (3).  Die  Werthbildung  ist  c 
a,  sondern  an  diejenigen  Gesetze  gebunden, 
ning  die  Productivität  der  Arbeit  gefordert  v 

bat  demnach  um  so  höheren  oder   geringe! 


Werth  und  Preis. 

Teiche  es  dem  Besitzer 
fatend,  dass  bei  zunehr. 
egeuseitige  Verhältnias  dt 
i  Productionsertrage  nie] 
er  der  Werth  des  Besitz 
ar  wird  zwar  der  absolute 
ilative,  d.  L  der  "Werth' 
sine  stets  annehmende  Y 


Werth  kein  Gegenstand  i 
11  r  an  körperlichen  Object 
et  lieh  dargestellten  und  re 
ten  etc.),  diese  sind  ("legen 
erliche  Gestalt  erhalten  ha' 

socialen  Rechtsgemeinsoba 

seinem  Besitze  anhaftend' 
md  dadurch  seinem  privat 
gt,  dass  Vermögensrechte 
ist,  auch  nur  sociale  Rech 
die  Hypothek  als  Recht  ai 
)r,  Hypothek  und  Orundaci 
Verwaltungslebre  p.  260  ff 
undbuchswesen   der  Verwe 

die  accessorische  Natur 

1  in  einem  Grundstück  i 
i  Capital  ist  von  dem  Ora 
;ten  verschieden;  und  so  ii 
älien  die  durch  Geld,  das 
st  das  Capital  nicht  das 
et  den  quantitativen  Besit 

Maschinen,  Werkzeuge  et 
motzen,  Ändert  hieran  nicht 
len  Froducte,  die  Robstol 
echnisch  zu  fordern;  2)  < 
>n  selbst  begründet  und 
leits  ab  schnitte.  Die  natu: 
Ige  Übertriebener  Reaction 
Hervorhebung  der  Wichtig 
j,  namentlich  seit  Hume 
hzuweisen  suchte,  dass  dei 
eit  des  Geldes,  sondern 
atz  Hume's  ist  nur  richtig, 
Neuerdings  hat  man  (sei 

auf  alle  nicht  von  der  N: 
fsmittel  der  Pro  du  cti  vi  tat 
(kraft,  den  Staat,  die  W: 
ichscapitals  hat  man  scha: 
irkung    des   persönlichen   ( 
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als  Productionsertrag  aufzufassen  sei.  V 
42.  43.  Siehe  dagegen  schon  A.  Smith,  V 
selbst  auch  über  den  Unterschied  zwischen 

Capital).    Auch  die  Grundstücke  geboren  z 
>ductiver  Besitz    uuter  den  Gesichtspunkt 
§■  182. 

>er  Werth  ist  die  Vermöge  nsqualitat  der  Gl 
in  welchem  der  Besitz  eines  Gutes  Verfügung 
i  Substanz  des  Werthes  ist  daher  stets  eit 
r  Arbeit  (W=A)  und  das  Wesen  des  Wer 
Stellung  zweier  Werthobjecte,  sondern  nur 
q  Besitz  und  Arbeit  erkannt  werden,  we 
em  Werth  einander  gleichgesetzt   werden    ti 

daher  ans  der  Unterordnung  der  Arbeit  u 
lel   mit  der  Prodnctivitat  der  Arbeit.     Irr 

1)  aus  dem  Grade  der  Nützlichkeit  (wirtl 
1  der  Güter  im  Gebrauche  (Sav,  Traiti 
1.  §.  57.  Röscher,  System  I.  §.  4.  Schä 

Menge  der  zur  Herstellung  eines  Gutes  e 
Ricardo,  Carey,    Bastiatl;     3)  aus    d 

und  Angebot  oder  dein  Verhältnis^  der  Gt 
Montesquieu,  Genovesi).  Indessen  la 
jien  in  der  Regel  durch  einander.  Mit  den  he 
stehen  mehrere  Tbatsachen  in  unauflöali 
■th  der  sog.  freien  Naturgüter,  sofern  sie  at 
(währende  Steigen  des  Uüterwertbes  trotz 

insbesondere  das  Steigen  des  Bodenwertr 
ises  im  umgekehrten  Verhültniss  zur  Zunt 
seit  A.  Smith  a.  a.  0.  I.  cap.  4  Übliche 
-  und  Tausch  werth  kann  nicht  zngegeben  v 

dem    Begriff  des  Werthes  die    vulgäre    Sc 

weitigen  Rücksichten  verbindet.   Vgl.  im  Allj 

cap.  4.  5.   Carey.  Principles  I.  cap.  6. 

Roesler,    Ueber    die  Grundlehren   der    \ 

Vo  lks  wir  thachafts  theo  rie  2.  Aufl.  Abscbn.  i 

der  Volkswirtschaftslehre  I.  Wien  187 
en). 

)er  Grund  hievon  liegt  darin,  dass  mit  zi 
1  Arbeitsteilung  der  Arbeitsertrag  im  Gau; 
produetiven  Besitzes  (Capitales)  annimmt,  I 
iflclben  Verhftltniss,  wie  die  Capitalbildung 
kcn  des  Zinsfusses  und  Steigen  des  Capilal 
e  und  gleichbedeutende  Erscheinungen;  di 
ht  möglich.  Dies  lässt  sich  durch  folgenc 
Man  denke  sich  einen  Grundbesitzer,  der  d 
eitern  gewonnenen  Bodenertrag  jahrlich  z< 
slohn)  vertheilt,  zur  anderen  Hälfte  seit 
fgesinde  und  Gefolge  verzehrt.  Nimmt  nu 
r bei tsth eilung  zu,  dann  werden  seine  bisher 
ich  fortschreitend  in  Handwerker ,  Kauflei 
erwandeln  und  dem  Herrn  einen  neuen  I 
■d  bezüglich  der  früheren  Landarbeiter  eix 
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IV.    Erwerberecbt.    Titel  I 

Jen  Fällen  mit  der  Arbeitsleistung  seibat 
ieliach  aus  allgemeinen  socialen  Fortschritten  entspring 
m  Besitze  noch  ausser  seiner  Verfügung  über  Arbeit  i 
>hen  (a).   Hieraus  folgt  die  naturliche  Notwendigkeit  ob 

Ungleichheiten  in  der  Gesellschaft;  insbesondere  1) 
der  Capitalansammlung ;  2)  Ungleichheit  des  Arbeitslöhne 
druck ,  Ausbeutung  und  Noth  für  alle  diejenigen 
önliche  und  andere  Verhältnisse  zu  unproductiver  Arbeit 
tzwungen  werden  (3).  Im  Allgemeinen  zeigt  sich  die  Wirf 

Ungleichheiten  darin ,  dasB  es  für  Viele  schwer  und  i 
h-d,  durch  Arbeit  und  sonstige  Thätigkeit  die  für  den  L 
alt  und  die  Behauptung  ihrer  socialen  Stellung  nothwe 
-thbeträge  zu  erschwingen  (4).  Diese  Wirkungen  mi 
ider  Productivität  im  Allgemeinen  fortwährend  an  I 
lmen.  Das  natürliche  Gesetz  der  wirtschaftlichen 
.st  demgemäss  kein  harmonisches  und  kann  bei  reit 
*  desselben  nicht  für  Alle  Theile  der  Gesellschaft  gif 
Wirkungen  hervorbringen  (5).   Daraus  ergibt  sich  die  Kt 

socialer  Einrichtungen,  durch  welche  das  der  natürlif 
er  Dinge  entspringende  Uebermass  der  ökonomischen  1 
n  beschränkt  und  ein  harmonischer  und  gerechter  ZusM 
.om  Standpunkte  der  Gemeinschaft  herbeigeführt  ' 
erforderlich:  1}  daes  in  der  Gesellschaft  eine  recht 
in  der  Erwerbsthätigkeit  bestehe,  durch  welche  . 
Lusbeutung  und  Unterdrückung  geschützt  wird  (6);  2)  dl 
;te  Erhöhung  der  Productivität  bestrebte  Erwerbstenda 
is  durch  die  allgemeinen  körperlichen  und  geistigen  i 
i  wahrhaft  gedeihlichen  Culturlebens  in  der  rechten  We 
werde  (T);  3)  dass  die  nicht  unmittelbar  bei  derErwerl 
betheiligten  Classen  der  Gesellschaft  durch  die  Veranda 
"erth  Verhältnisse  nicht  in  ihrer  Culturwirksamkeit  gesd 
j  ihrer  Culturexistenz  verkürzt  werden.  Dass  das  fr 
issen  der  Erwerbstendenz  die  Harmonie  der  WirthBchaJ 
Verhältnisse  von  selbst  mit  sich  bringe,  wird  auch  du 
mg  nicht  bestätigt  (e). 

;1.  Roesler,  Uebcr  die  Grundlehren  der  von  A.  Smith 
■rolkswirthschaftstheorie  2.  Aufl.  p.  227  ff. 
es  ist  namentlich  im  Fabrikwesen  der  Fall,  wo  die  Maschiiu 
sen  nur  von  der  Arbeit  bedient  werden  und  an  sich  I 
i  Arbeitsleistungen  erfordern.  Die  nothwendige  Folge  da« 
massige  Verlängerung  der  Arbeitszeit,  Ausdehnung  der  FnneT 
arbeit  und  ein  im  Ganzen  höchst  abstumpfender  und  i 
laracter  der  Arbeit.  Logischer  Weise  lassen  sich  alle  diag 
au  nicht  vermeiden,  wenn  die  nothwendige  Hohe  des  Arbeit* 


Werth  und  Preis. 

e  der  Fabrikarbeit  in  Uebewinst 

■effeu  daher  den  Besitz  an  de 
eh  der  kleine  Besitz  sieh  im  oft 
i  befindet,  vesahalb  der  Gros 
;r  Kleinbetrieb;  die  Ungleiehhe) 
Iner,  weil  sie  die  grossere  Hasse 
iuung  aller  Ökonomischen  Unglel 
ltige  Einsicht  in  ihre  Ursachen 
etiBchen  Theorien  der  neueren 
Je  Heilmittel  nicht  darin ,  die  5 
zu  beherrschen. 

Wiche  Folge  davon  ist  das  mehr  n 
irfälschung  der  Güter,  insbesonc 
weil  der  Preis  der  guten  Waar< 
»th  wendige  Wirkung  hie  von  ist 
hen  und   geistigen  Organismus 

ss  die  seit  den  Physiokraten  he 
in  Harmonie  der  wirthsohafttiohe 
p  des  laissez-faire  als  entschiede 
orfen  werden.    Diese  Theorie  fai 

dass  im  Verkehr  das  allgemein' 
beim  Tausche  stets   nur  Gleiche 

wenn  man  von  zufälligen  und 
bwankungen  absehe.  Allein  die 
■e  Chimäre,  da  in  der  Geldwii 
eidet  und  gleiche  Werthe  durcl 
;e  bracht  werden.  Die  Herr  sei 
.schreitende  Auseangung  nnd  Ver 
n  nicht  Schutzmittel  und  Schrat 
•tax  ein  allgemeines  Gesetz  der  nal 
>ren  Organismen  durch  die  stark* 
nschliche  Gesellschaft  eine  Gerne 
angskriege  Aller  gegen  Alle  Gre 
des  laissez-faire  ist  Überdies 
3  Missbräuche  und  Irrthumer  i 
ist  ganz  unhistorisch,  ein  ladig 
positive  Wahrheit  für  alle  Folge 

des  socialen  Rechtes  muBs  die  I 
3Bondere  der  Arbeits  Verhältnisse 
ten  selbst  überlassen  bleiben; 
ng  hierüber  ausgeschlossen,  nc 
:htsformen,  namentlich  die  Bild 
St  von  Corporationsbeschlassen , 
ätc. 

>  Polizei  anch  von  dem  Gebiete 
sein  kann ,  um  die  Anfordern! 
Sicherheit  etc.  zu  handhaben. 


I 
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(B)  Bekanntlich  existirt  eine  äusserst  zahlreiche 
eher  die  Schattenseiten  der  modernen  Wirthschaftsci 
grellen  und  übertreibenden  Farben  geschildert  werden 
hervorzuheben  Fr.  Engels,  Die  Lage  der  arbeitend 
Und  2.  Ausg.  Leipz.  1848.  v.  Ketteier,  Die  Art 
Christentbum  3.  Aufl.  Mainz  1864.  E.  Marx,  Das  ( 
polit.  Oekonomie  Hamburg  1867.  Vgl.  anch  Ville 
l'etat  physiqne  et  moral  des  ouvriers  1840.  Beck 
paaperisme  en  France  1852.  Dass  der  Pauperismus 
streitbar ;  in  Deutschland  sind  diese  Verhältnisse  wedei 
noch  so  genau  erforscht  wie  im  Auslande. 

§.     367. 

Der  Preis  ist  der  Regel  nach  die  Vergütung 
Güter  (*).  Er  steigt  und  fallt  daher  regelmässig  i 
Werthes  und  kann  strenge  genommen  nur  in  Teil 
baren  Werthbeträgen,  in  naturalen  Gütern  nur  nac 
ihnen  anhaftenden  Werthbetrages  entrichtet  werdei 
sen  des  Preises  folgt  nun:  1)  in  naturalen  Gebrau 
die  "Werthzahlung  regelmässig  nicht  stattfinden  ('); 
Gelde  jederzeit,  jedoch  nur  nach  den  Yorschriftei 
Geldordnung  (3) ;  3)  an  Stelle  des  Metallgeldes  k( 
Surrogate  zur  Zahlung  gebraucht  werden  (*);  fei 
Credit,  d.  i.  die  von  den  körperlichen  Objecten  losgi 
form  (&).  Die  Regel,  dass  der  Preis  dem  Werthe 
in  allen  denjenigen  Fällen  getrübt,  in  welchen  die 
Motive  nicht  zur  vollen  oder  alleinigen  Geltung  gel 
dere  kann  durch  Speculation,  Hoth,  Liebhaberei,  i 
ungen  und  Anschauungen,  oder  durch  die  mit  d 
Objectes  anderweitig  verbundenen  V ortheile  eine  , 
regelmässigen  Preise  bewirkt  werden.  Innerhalb  di 
auch  der  Satz,  dass  die  Preise  durch  die  jeweilige 
d,  h.  durch  das  Yerhältnias  von  Angebot  und  Na< 
werden,  eine  gewisse  practischo  Richtigkeit;  da  jed 
wegung  offenbar  durch  das  Gesetz  der  Werthbil 
wird,  so  können  Nachfrage  und  Angebot  nur  als  i 
ungaformen  der  Werthbildung  erfasBt  werden  und 
ständiges  Gesetz  der  Preisbildung  nicht  constituire 
ourrenz  insbesondere  hat  im  Allgemeinen  nur  die 
unter  den  Betheiligten  eine  durchschnittliche  Gleich 
eine  einseitige  Erhöhung  oder  Erniedrigung  der  Pre 
wird.  Da  der  Preis  in  jedem  einzelnen  Falle  das 
sultat  der  verschiedensten  zusammen-  und  entgeg 
Sachen  ist,  so  kann  die  Regelmässigkeit  der  Preise 
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Pgl.  auch  Bernhardy,  Versuch  einer  K 
i.  67—236.  Komorzyuski,  in  der  Tüb. 
869  p.  189  ff.  Menger  a.  a.  0.  p.  172  ff. 
)  Pretia  reram  non  ex  affectione  nee  utilitat 
r  fungi.  Fedina  in  L.  32  pr.  D.  ad  leg. 
nchungen  Ober  die  Statistik  der  Preise  von 
rift  1872  p.  1  ff.  üeber  die  Geschichte  der 
i  I.  §.  127  ff. 

8)  Bund  es- Gewerbeordnung  TOm  21.  Juni 
der  freien  Freiare gnlirung  gehört  dem  offen 
Eisbildung  eine  öffentliche  Angelegenheit  ist 
äätzen  des  Privatrechtes  nicht  erklärt  werd 
inm  als  solches  wird   durch  Öffentliche  Prei 

S.  Roesler  in  Hirth's  Annalen  1872  p. 
irthschaft  wurde  durch  ein  allgemeines  Systei 

eingeleitet ,  insbesondere  hinsichtlich  der 
8.  2.  B.  die  Eeichspolizeiordnnng  von  II 
von  1623.  KursRcbBiBche  Polizeiordnung  < 
,  Polizeiordnnng  von  1654.  Vgl.  Rösche 
g.  169. 

Capltel  4. 
Die  ■atimle  ErwerbsgtMfisscha 


Die  produetive  ErwerbBgemeinschaft  ei 
:,  als  die  Gemeinschaft  der  Arbeit  und  fo 
der  Erwerbfluuternehmungen  reicht.  I 
im  Allgemeinen  durch  den  gegenseitige: 
cte  begründet,  wofür  der  Werth  den 
t  dermassen,  daas  alle  Güter  auf  jede 
shenden  Gesetze  der  Werthbildung  abge 
i  nun  in  allen  einzelnen  Unternehmungen 
rodnetivität  der  Arbeit  gleich,  so  wäre  ai 
las  ProcentrerhaltnisB  der  Yertheilung  d 
g  nnd  Arbeit  gleich,  und  ebenso  wäre  der 
letea  erforderliche  Arbeitsaufwand  überall 
Werthbotrag  wäre  folglich  auch  das  pro« 
v  gleichen  Quantität  von  Arbeit,  gleich  v 
ung  oder  Erwerbsgattnng  er  entstünde. 
Produetes  wäre  mithin  die  reine  and  har 
UrwerbsbedÜrfniase  nach  dem  Gesetze  der 
»  Grad  der  Productivität  der  Arbeit  in 
Hingen  fortwährend  ungleich,  zufolge 
rliohoa  Fruchtbarkeit,    der  Lage,   der  t< 
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D"  uferet««  Verühciwi  d-r  U 
»Hm  UMerra»as^?m  cd  Enobmi 
Gre«z*»  me  gedacht  werden:  ja  es  Ha 
■«■  Iadrndaen .  Arbeiter  wie  Internen] 
de".  In  der  Xarar  der  Dinge  begrind. 
Anorduuige«  an  sieh  nicht  beseitigt  we 
insbesondere  die  Lsadwirtbsehaft  gegenö 
Handel  (>j,  das  Handwerk  gegenüber  1 
Hebe  Erwerb  gegenüber  dem  städtischen, 
barere  Land  gegenüber  dem  reicheren  n 
bildetere  Berölkerang  gegenüber  der 
nothwendig  in  der  schwächeren  Pontioc 
mit  Schwierigkeiten  and  Misserfolgen  kä 
die  Production  selbst,  sondern  nur  dm 
Productivität  hervorgebracht  werden.  H 
bilduog,  obgleich  sie  einem  allgemeiner 
unterliegt,  dennoch  in  subjeetiver  Bei 
concreten  Resultate  hervorbringt  nnd  di 
des  regelmässigen  Austausches  gleicher 
thum  beruht.  Vielmehr  werden  im  prs 
duete  nur  nach  Verhältnisa  ihres  Wertl 
Werthbetrago  überall  durch  ungleiche  Ai 
Darin  liegt  ein  relativer  Verlust  an  Ar 
lieber  Selbständigkeit  für  den  schwächen 
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ung  des  Verkehres  selbst  erstrebt  werden;  insbe 
paukte  der  wirtschaftlichen  und  politischen  1 
Staaten  unter  einander,  also  der  international 
Das  hieraus  fliessende  Princip  des  Schutzes  der 
thätigkeit  durch  Einfuhrverbote  oder  Eingangszo 
Iändiacher  "Waaren  ist  in  der  wirtbBcbaftlichen  \ 
dernen  Staaten  durchgängig  anzutreffen,  wenn 
Eintreten  der  Staaten  in  eine  höhere  und  allgem 
allmählich  gemildert  und  schrittweise  beseitigt  we 
in  einem  Lande  zur  Deckung  des  Werthes  der  e 
im  Vergleich  zum  Auslände  mehr  Arbeit  geleist 
folgt  daraus  für  das  ungünstiger  situirte  Land 
seines  Werthbesitzes ,  welche  zu  der  durch  schw 
verursachten  noch  hinzutritt  und  sich  durch  bestä 
in  das  Ausland  hauptsächlich  im  ungünstigen  E 
conrsee  äussert.  Die  Notwendigkeit  des  Sehn 
Erwerbsarbeit  gegen  internationale  Ausbeutung,  äa 
in  der  Lehre  von  der  Handelsbilanz,  in  Verbindi 
Pflege  der  Productivität,  ist  in  den  modernen  Sti 
von  entgegenstehenden  durch  den  Irrtham  der  notl 
des  Tausches  veranlassten  Theorien,  seit  Jahr! 
sehende  Praxis  der  Verwaltung  geblieben ,  wem 
lieh  mit  der  fortschreitenden  Ausgleichung  der  1 
civilisii'ten  Staaten  ihre  Voraussetzungen  verloi 
schlösse  hieran  das  System  des  Freihandels  in 
Staaten  mehr  und  mehr  zur  Geltung  gelangen  k 


(')  Es  ist  demgemftsB  die  Aufgabe  der  wirtl 
ung,  nach  den  Grundsätzen  des  socialen  Rechte  V 
dingungen  der  Productivität  für  alle  Erwerbszweigi 
befördern;  2)  jedem  Erwerbszweig  die  sein  Gedeihen 
sichernde  rechtliche  Ordnung  zu  verleihen;  3)  das 
Besitz  und  Arbeit  in  allen  Erwerbszweigen  nach  d 
massigen  Erwerbes  zu  regeln  und  der  fortschreite] 
anf  diesem  Gebiete  lebendige  Anerkennung  zu  versc 
geht  die  Notwendigkeit  einer  socialen  Bechtsordnuni 

(*)  Für  die  Notwendigkeit  der  internation 
Handelsverkehres,  welche  den  Hauptgrund  »atz  des  1 
dete,  sind  in  neuerer  Zeit  besonders  und  mit  Erfolg  a 
Nationales  System  der  polit.  Oekonomie  1841.  H. 
of  social  seience  8  Bde.  Philadelphia  1859.  Vgl. 
Lehre  von  der  internationalen  Arbeitsteilung,  1 
p.  276  —  820.  Stein,  Handbuch  der  Verwaltung 
waltungsrechts  p.  371  ff.  Proudhon,  Widerspr 
Oekonomie  II.  cap.  9.  Duhring,  Kritische  Gase 
Ökonomie  und  des  Socialismus  Berlin  1871.   Das  nati< 


Im  Allgemeinen. 

[«meine  System  der  Pi 
Boretikern  des  Freihan 
tith,  in  der  Regel  Ai 
sind  ausser  A.  8m i 
lomiqnes.  J.  St.  Mi 
den  nnd  M.  Cheval 
«hrboch  II.  §.  205  ff. 
(.  8»y,  Traite  I.  cai 
2.     H.  Boesler,  Gra 


Htel  II. 

n  Erwerbsanstalt 

hpltel  1. 

Allfcatiien. 
g.    371. 

it  Menschen  ist  gebt 
in  welchen  sich  Mas 
itae  haben  zwar  die 
halten  jedoch  ihren  1 
Leben  der  Geaellachi 
id  Werthmass  der  ( 
i  Regelmassigkeit  w 
Da  diese  Verhalte 
massig  bestehen,  so  1 
richtongen,  um  die 
chmässig  nnd  ordnui 
irken:  1)  dass  jene 
er  Einzelnen  dienen,  . 
rbszweige ;  2)  dass  sie 
erbsunternehmnngen 
notwendigen  Rflck 
t  verletzt  werden  di 
ge  unter  der  Leitung 
den  in  der  Gemeinst 
ie  sind  daher  Verwa 
n  den  Organen  der 
g  Organe  des  Staate 
en  betreffen:  1)  M. 
L)  den  Verkehr  und  ' 
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K.  Versicherung.     Dagegen   kann    nicht  Gegenstai 

Betriebes  sein:  1)  was  nicht  in  dem  Leben  der  ( 
Grund  findet,  sondern  lediglich  den  Zwecken  der 
2)  was  zwar  als  allgemeines  BedürMss  sich  gelti 
wesentlich  Iocalen  nnd   speciellen  Rücksichten    - 

I  Öffentlichen  Erwerbsanstalten    können  nnr  nach 

.  leben  der  Gesellschaft  liegenden  Regeln  nnd  Be 

*r  werden. 

,  (')  Der  wichtige  Unterschied   iwischen  den  1 

fi,  Erwerbszweigen  wurde  bisher  unter  dem  Einflüsse  d 

t  theorie    der   modernen  Nationalökonomie  gänzlich  üt 

*  ,  griff  der  freien  Erwerbstbatigkeit  auch  auf  die  erst» 

man   dann   regelmässig  als  Bestandteile  des  Dmsa 

qualificirte.      Man  hat  einige  Zeit  hindurch  darin  so 

;.'".  Fortschritt  erblickt  nnd  der  Privatindustrie  grosse  Vo 

lj  liehen  Verwaltung    zugeschrieben.      Vgl.    Bau,    Lei 

£-.  v.  Mobl,  Polizeiwissenschaft  8.  Aufl.  II.  §.  174  ff. 

*  flnaez  Wissenschaft  1821  I.  §.  390  ff.    (derselbe  spric 
(■.'■                     sogar   von  Staatsgewerben   oder  Monopolen,  i.  B.  3 

8.  noch  Bau,    Finanz  Wissenschaft    §.  166  ff.,    wo  v 
i  Regals    die    verschiedensten    Betriebszweige    zusamt 

weil  sie  dem  Staate  Einnahmen  abwerfen  (mit  dem 
man  die  ganze  Justiz  und  Verwaltung  in  der  Fina 
Im  Ganzen  den  richtigen  Standpunkt  nimmt  eir 
IL  Theil ,  nur  wird  das  Theilungsprincip  durch  d 
Entwehrung,  dann  der  Feuerpolizei  und  des  Wassei 
(s)  Gleichviel ,  ob  das  BedDrfniss  Allen  oder 
Tbeile  gemeinsam  ist  oder  nicht  ■  z.  B.  Wasser , 
<  Fleisch  etc.     Diese  Bedürfnisse  können  nur  individu 

wahrend  die  Erwerbsanstalten  unmittelbare  Einritt 
schaft  sind,  über  die  dem  Einzelnen  eine  Verfügung 
und  aus  der  Gemeinschaft  ihre  Norm  empfangen ,  ■ 
derjenigen  Verhältnisse  bezwecken,  in  welchen  di 
ihrer  Eigenschaft  als  Glieder  der  Gesellschaft  d 
,.  stehen.     Je    mehr   das  Princip   der  freien  socialen 

greift,  desto  wichtiger  ist  es,  diesen  Unterschied 
Geltung  zu  bringen.  Nicht  erschöpfend  ist  der 
Handbuch  p.  144,  wornach  »der  allgemeine  Theil 
Verwaltung  die  Gesammtbeit  derjenigen  Thätigkeib 
auf  die  allen  Arten  von  Unternehmungen  gemeinsa 
ziehen.«  Die  öffentliche  Betriebsverwaltung  dient  je 
den  Bedürfnissen  der  Consumtion  nnd  bildet  insol 
Prodnction. 

(3)  Doch  kann  die  Vorsorge  für  solche  Be 
Gegenstand  gemeinsamer  Thätigkeit  worden,  z.  B 
in  Privatcorporationen  (Co nsum vereinen)  u.  dgl.  I 
die  Formen  der  Gern  ein  schaftsbil  düng,  nicht  die  Gr 
der  öffentlichen  Vorschrift  unterliegen.  Dieser  U 
Communismus  nicht  beachtet,    der    die    ganze  Cons 
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schaftlichen ,  vollkommen  feststehenden  Ei 
sind:  1)  Längenmaese ;  2)  FlachemnasBe,  i 
HohI-)masBe;  4)  Gewichtemaese.  Grundlagt 
im  deutschen  Reiche  ist  nunmehr  das  Mete 
Theihmg  und  Vervielfältigung  (3).  Hiebei 
mittelbar  als  Längenmass  (die  Meile  =  7 
ungsmass)  (s) ;  als  Fllchenmass  das  Quadr 
masfl  der  tausendste  Theil  des  Cubikmeters 
GewichtamasB  das  Kilogramm  (=  1000  Grai 
haltung  der  gesetzlichen  Masseiuheiten  diei 
Urgewicht,  welche  ans  bestimmtem  Mater! 
vom  Staat  (Krone  Preussen)  aufbewahrt  v 
bigten  Copien  des  Urmasses  und  Urgewiohti 
trolirung  der  im  wirklichen  Gebrauch  befii 
wichte  dienenden  Normalmasse  und  Normal; 
richtig  erhalten  (10). 

(')  Die    gesetzliche  Regelung   des  Mass- 
Sache  des  Reiches.     Reichsverfassung  von  1871 

(a)  Tgl.  Stein,  Handbuch  p.  225.  v.  1 
2.  Ann.  II.  §.  182.  Rau,  Lehrbuch  II.  §. 
Masssysteme ,  Tob.  Zeitschrift  1861  p.  125  ff 
aber  Masse  und  Gewichte,  sowie  Ober  die  Cel 
Abänderung  derselben  verknüpft  sind,  Tob.  2 
Outachten  der  Sachverständigen- Commission 
Koller,  Archiv  II.  p.  8*5  ff.  Bin  festes  von  1 
ges  Naturmass  existirt  weder,  noch  könnte  ei 
fortschreitende  Leben  der  Gesellschaft  bedingtet 
Dinge  unabänderlich  zu  Grunde  gelegt  werden. 
standene  Metermass  (Meter  =  der  lOmilliont 
Quadranten)  wurde  allerdings  zunächst  als  Nt 
hat  sich  jedoch  spater  seine  Unrichtigkeit  a 
ahnliches  ist  gegen  das  auf  die  Länge  des  St 
englische  System  von  1824  zu  erinnern.  Wede 
Frage  stehende  Natnrobject  fehlerfrei  zn  messe 
loren  gegangenes  Originalmass  je  wieder  in  di 
werden.     Vgl.  Edinburgh  Review  Nr.  155  p.  1 

(3)  Bundesgesetz  vom  17.  Aug.  1S6S 
Baden  und  Sudhessen  (Bandes Verfassung 
Nr.  11),  Würtemberg  (Vertrag  vom  25.  Kc 
Bayern  (Reichsgesetz  vom  26.  Nov.  1871). 
trisehe  Gesetz  schon  durch  Gesetz  vom  10.  Nov 
Gesetz  vom  29.  April  1869  angenommen.  In 
deröst reichische  (Wiener)  Mass  und  Gewicht;  v. 
I.  §.  263.  Das  metrische  System  besteht  ausse 
sen  afrikanischen  Besitzungen  seit  1843)  auch  i 
lien.  Spanien,  Portugal,  Griechenland,  in  Tl 
einer  Anzahl    amerikanischer  Staaten.      S.   das 


data  and  Gewicht. 

legen  das  metrische  8ya 
*ae,  Gewichte  und  Mttn 
eatscbe  Maas  Berlin  18fi 
ratsche  Massordnungen  i 

7.  Äug.  1868  art.  3  — ( 

les  Meter  heisst  Centin 
[illimeter  (Strich);  10 
.ometer.  Bnndesgeset 

eter;  Hectar  =  1000C 
868  art.  3. 
Hectoliter  (Fass)  =  II 
.z  vom  17.  Ang.  1868  i 
-  2  Pfund;  Decagramm 
iogramm;  Tonne  =  1 
)  Gramm  ;  Centigraram  : 
tq    =    VlOOO  uramm.      Bundesgcsetz    vom 

1b  UrmasB  gilt  derjenige  Platinstab,  welcher 
Regiernng  sich  befindet,  im  Jahre  1863  darc 
r  französischen  Regiernng  bestellte  Commissi* 
ichen   Archiv    zq  Paris  aufbewahrten  Metre  d 

bei  der  Temperatur  des  schmelzenden  Eises  gl 
iden  worden  ist ;  das  Urgewicbt  wurde  dageg 
lit  dem  im  Pariser  Archiv  zn  Paris  aufbewahr 
?leich  0,999999842  Kilogramm  befunden.  E 
ug.  1868  art.  2.  5.  Nach  der  Erklärung  < 
iller,  Archiv  II.  p.  338)  bleibt  jedoch  als  da 
1  Urgewicht  das  richtige  Meter   und   das  rieht 

Crmass  ein  am  ein  Minimum  zn  grosser  Ple 
ein  am  ein  Minimum    zn  kleines  Platinküogn 

eine  grossere  Genauigkeit  bis  jetzt  meohaniso 

Inndesgesetz  vom  17.  Ang,    1868  art.  9. 

g.    378. 

Zumessen  und  Zuwägen  im  öffentlichen  T 
r  gesetzlichen  Mass-  und  Gewichtsordming  < 
ig  gestempelten  (geaichten), Masse  und  1 
re  Gewichte  und  Waagen  gebraucht  we 
nd  Stempelung  werden  nur  diejenigen  S 
Blassen,  welche  den  im  Gesetz  ausdrück 
er  deren  Hälften ,  sowie  ihrem  Zwei-,  Fun 
shen  entsprechen;  auch  ist  die  Aiohung  u 
hectoliter  und  der  fortgesetzten  Hattnnu 
.    Der  Gebrauch  unrichtiger  Masse,  Gewic 
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ersagt,  auch  wenn  dieselben  im  Ueb 
gesetzlichen  Massordnung  (§.  372)  er 
rozen  der  im  Öffentlichen  Verkehre 
gen  von  der  absoluten  Richtigkeit  sii 
rdnung  näher  bestimmt  P).  Alle  alte 
le  und  Grössenbezeichnung  den  gel 
a    nicht    entsprechen,    dürfen  im   Bf 

gebraucht  werden  (').  Hinsichtlich 
isonders  wichtiger  Gegenstände  ist  üb 
):  1)  bei  dem  Verkaufes  weingeistige 
e  dürfen  zur  Ermittlung  des  Alcoholg 
i  Alcoholometer  und  Thermometer  ang 
'ässeni  zum  Verkaufe  kommende  Wei 
hen  Fässern,  auf  welchen  die  den  1 
üiter  durch  Stempelung  beglaubigt  : 
l  Gasmesser,    nach  welchen  die  Verg 

Leuchtgas  bestimmt  wird,    müssen 

als  Masse  und  Messwerkzeuge  für  B: 
alk  und  andere  Mineralprodi!  cte  sin< 
itenmosse,  Rahmen-  oder  Aufsetzmaei 
£efässe  und  KummtmasBe  von  besti 
jkeit  und  GebrauchsfShigkeit  vorgesi 
gesetzlichen  Gewichte  abweichendes  J 
itatt(ILI);  jedoch  sind  für  das  Münz 
mnzen  besondere  Bestimmungen   erla 

Messens  und  Wagens  mit  den  get 
l  Gewichten  ist  an  sich  Sache  der  I 
och  zuweilen  öffentliche  Mess-  und 
isa,  über  die  von  ihnen  vorgenommei 
id  Messens  und  die  sich  hiebei  ergeb. 
;en  mit  der  Beweiskraft  öffentliche] 
Die  Aufsicht  über  Mass  und  Gewi 
ster  Visitationen  und  die  Bestrafung 

□nd  Gewichtsordnung  steht  den  Poliz 

nndesgesetz  vom  17.  Aug.  1868  ar 
i  dieses  Gesetzes  .sind  erst  mit  dem  1 
Masse,  Gewichte  und  Messwerkzeuge,  die 
an desge biete l  ge&icht  und  mit  dem  vors 
«glaubigt  sind,  dürfen  im  ganzen  Umfat 
hen  Verkehre    angewandt    werden,     ibid 

bestimmt  von  den  Massen,  Gewichten 
n  Aicbungsstellen  eines  nicht  zum  Nor 
taates,  dessen  Mass  und  Gewichtswesen 
feaicht  und  beglaubigt  sind.     Bundesg 
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id  Gewichtsordnung  von  1868.  — 
Tischen  Systems  wurde  die  Uui- 
asse  und  Gewichte  in  die  neuen 
tr  hierauf  bezüglichen  Verhaltniss- 
1  ff.  S.  auch  Reductionstab  eilen 
Masse  und  Gewichte,  nebst  Preis- 
,ur  Verwandlung  englischer  Masse 
ron  H.  Hertzer  und  L.  Duske 
p.  48  —  90.  Preussen,  Min.- 
iv.  1869  nnd  16.  Jan.  1870  Ober 
ieechaftsboreiebe  der  Katasterver- 
und  Begulirungsarbeiten ,  in  der 
id.  p.  91  — Hl.  Bayern,  Be- 
Die  in  Bayern  bestehenden  Feld- 
1878  noch  in  Geltung  bleiben. 
-  Beim  Gebrauche  werden  obri- 
.elsgewichte  unterschieden.     Aicb- 

ng.  1868  art.  14.  8.  die  nähere 
vom  16.  Juli  1869  §.  1—39  und 

ug.  1868  art.  10.  Aichordnung 
41.  47.  S.  die  Bekanntmachung 
Bemerkungen  der  Normal- Aich- 
Eletke  a.  a.  0.  p.  191. 
369  §.  90.  Bekanntmachung  der 
'ebr.  1870    betr.   die  vom  1.  Jan. 

g.  1868  art.  11  —  13.  Siebe  die 
streich  bei   v.   Stubenrauch 

siehe  in  der  Aichordnung  vom 
r  Messapparats  für  Flüssigkeiten, 
Uchtigung  unterliegen  (Petroleum) 
1872. 

lezüglich  desjenigen    ausländischen 
Igebinden    weiter    verkauft    wird. 
,rt.  12. 
ug.    1868    art.    13.     Aichordnung 


^ichnngscommission  vom  15.  Febr. 
ig  der  Masse   nnd   Messwerkzeuge 

nd  andere  Mineralprodncte.    Nach- 

ug.  1868  art.  7.  Jedoch  haben 
;hte  zu  gelten.  Aichordnung  vom 
der  Normal  -  Aichungscommission 
i  betr.  und  A  ich  gebühren  täte  vom 

21 


■•  ~ 


322    Bach  IV.    Erwerberecht.    Titel  IL    Die  Öffentlichen  ErwerbsansWta. 

(")  Bundesgesetz   vom    17.  Aug.    1868   art.   8.      Mi 
vom    24.  Jan.  1857    art.  1    (Zollpfund  von  500  Grammen  mit  seil 
diger  Eintheilung  in  Tansendtheile   und    weiterer   decimaler  Absti 
Ueber    die  Aichung    und  Stempelung  der  Goldmünzgewichte   s.  die 
kanntmachung  vom  31.  Jan.  1872. 

(12)  Oestreich,    Gesetz   vom    19.  Juni  1869  über  die  Errichi 
öffentlicher  Wäge-  und  Messanstalten.     Die  Bewilligung  zur  Errichi 
solcher  Anstalten  steht  den  Gewerbsbehörden  zu,  ebenso  die  Bestätig 
der  das  Mess-  und  Wägegeschäft   besorgenden  Personen,    welche  die 
forderliche  Befähigung  haben  müssen  und  gerichtlich    auf  ihre  Pflicht 
zu  beeidigen    sind.      Der  Eigenthümer    der  Anstalt  übernimmt  für 
darin  vorgenommenen  Operationen  die  volle  Verantwortlichkeit  und 
tet  für  jeden  durch  unrichtige  Gewichts-  und  Massangaben  ei 
Schaden    nach    den  allgemeinen  Gesetzen.     Die  Abnahme  von  Geb1 
muss   in   den  Grenzen  des  behördlich  genehmigten  Tarifs   erfolgen 
unterliegen  diese  Anstalten  allen  sonstigen  für  deren  Betrieb  er! 
Anordnungen.     Jede  Abmessung  und  Abwägung  ist  in  ein  Acteni 
einzutragen  und  sind   den  Parteien  gleichlautende  Ausschnittsbollete 
Bescheinigung  auszufolgen.     Für  die  Errichtung  solcher  Anstalten  h 
die  Gemeinden  vor  den  Privatpersonen  gesetzlichen  Vorzug ;  ein  Moi 
oder  Baunrecht  gegenüber  irgend  Jemandem  ist    damit  nicht  verbnu< 
Vgl.  auch  oben  §.  354. 

(13)  Die  Uebertretung  der  Vorschriften  der  Mass-  und  Gewi< 
polizei    durch  Gewerbtreibende    wird   mit  Geldstrafe   bis    zu    30 
oder  Haft  bis  zu  4  Wochen  bestraft.     Strafgesetzbuch  von  1870   §. 
S.  auch  das  Bayr.  Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art.  141. 


§.    374. 

Zur  Besorgung  der  durch  das  gesetzliche  Mass-  undGewic 
wesen  veranlassten  Geschäfte  bestehen  öffentliche.  Aemter,   weh 
sowohl  das  Bedürfniss  des  Verkehres  nach  gesetzlichen  Massen 
Messwerkzeugen   zu   befriedigen,   als  den    Gebrauch  derselben 
überwachen  haben  (*).    1)  Aichungsamter,  welche  von  den  Bun< 
regierungen    errichtet   und  unterhalten  werden  müssen  und  a\ 
Personal  von   der  Obrigkeit  bestellt  wird  (2) ;  sie  können  auf 
zelne  Zweige  des  Aichungsgeschäftes  beschrankt  sein  oder  m< 
Zweige  desselben  umfassen  (3).     Diesen  Aemtern  steht  ausschlk 
lieh  das  Geschäft  der  Aichung  und  Stempelung  der  Masse, 
Waagen,   Gefässe  und  sonstigen  Messwerkzeuge,  d.  L   die  5ffc 
liehe  Beglaubigung  der  gesetzlichen  Beschaffenheit  derselben  zu 
und  sie  werden  mit   den  hiezu   erforderlichen,   nach   den  Noj 
ma8sen  und  Normalgewichten  hergestellten  Aichungsnormalen 
Normalapparaten  versehen  (6).     Sie  erheben  für  die  von  ihnen 
geführten  Aichungsarbeiten  die  taxordnungsm&^sigen  Gebühren 
die  Auslagen  für  etwa  dabei  verwendetes  Material  (6).    2)  ^ufei< 
behörden   (Aiohungsinspectionen   oder  Commissionen) ,    welche  diu] 


Mass  and  Gewicht, 

sich  oder  mehrere 
r  die  GeBchäftsfühn 
3)  Die  Normal  -  Ale 
le  bestellt  und  un 
dasB  im  gesammten 
immenden  Kegeln  u 
gehandhabt  wird  (e) 
und  soweit  nöthig  t 
die  AichongsSmter  z 
len  nothigen  Instrui 
tieren  Vorschriften  ö 
tige  Beschaffenheit  c 
Seiten  der  Aichunga 
i ;  3)  zu  bestimmen , 
ehre  oder  nur  zu  b 
'erden  dürfen,  und 
atzusetzen;  4)  das 
i  Gesetze  festgestellt 
ie  Zulassung  anderv 
mg  zn  entscheiden  ( 
beobachtende  Veri'ah: 
«m  zu  erhebenden 
i  technische  Seite  d 
regeln  ("). 

17.  Aug.  1868  art.  1 
in gabefa Orden  bei  Kli 
«rechtes  finden  auf  ! 
.  Not,  1871  §.  3. 
17.  Aug.  1868  art.  15- 
jussen,  Oeaets  vom 
Staate  und  Instructiot 
it    besteht    aus    rainc 

Mitglied  oder  Deput 
itztere  können  nur  so' 
i  Qtialification  für  dii 
ena  von  den  zuatändi 
anerkannt  und  besebei 
eanstalten,  ausgenomi 
ch  bestimmt  sich  a 
1869  §.  1.  3.  Für  1 
Ipril  1869  art.  11. 
äsetz  vom  30.  Jan.  lf 

Verordnung  vom  9. 

p.  74. 
npelnng    der  Fracisio: 

und  Alcoholoraeter  si 
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m  Sitze  der  Aichungsinspectoren  zu  errii 
q  zustehen  nach  der  Preuss.  Instruction 
)ie  Prüfung  wird  sowohl  an  nenen,  als 
Wehen,  also  schon  mit  dem  Aichungsst 
i  vorgenommen,  an  letzteren  hinsichtlich 
■der  der  äussersten  Grenzen  der  im  offen 
den  Abweichungen  von  der  absoluten  I 
eaets  vom  17.  Aug.  1S68  art.  10.  , 
869  §.  79  ff. 

Die  Normale  sind:  1)  Aichungsnormale 
normale,  nach  denen  die  Richtigkeit  dei 
ichungsarbeiten  beartbeilt  wird,  oder  Cc 
itignng  der  Oebranchsnormale  an  der  1 
ormale,  nach  denen  die  Anfsichtsbehordi 
ich  nngaa  teilen  richtig  halten ;   3)  Copien  < 

welche  bei  der  Herstellung  und  Rieht 
enen.  Sodann  muss  jede  Ai  oh  ungsa  teile 
erforderlichen  Waagen ,  Apparaten  und 
und  Ersetzung  der  Normale,  sowie  m 
und  Siegeln  versehen  sein.  SBmmtlieti 
ietes  haben  aich  neben  den  jeder  Stelle  ei 
Anstimmenden  Stern  pelze  ichens  zur  Beglau 
Gegenstände  zu  bedienen.  Dieses  Stemp* 
ormal-Aichungscommission  erlassenen  Be 
1  mit  der  Inschrift  D.  R.  Bnndesgese' 
üchordnung  vom  16.  Juli'  1869  §.  49- 
71.  Die  Normal -AichungscommisBion  v 
tanuntlicher  Aichungsatellen  des  Bundes 
der  von  ihnen  geführten  Stempel. 
Lichungsordnung  vom  16.  Juli  1869  §. 
ausgeführten  Prüfungen  haben  die  Aicha 
idbescheinigungen  auszustellen,  auf  den 
Quittung  ertheilt  wird.  Aichgebnhren- 
)ec.  1869  nebst  Nachtragen  .vom  80.  Jn 
i  Satze  sind  Sfach  abgestuft:    1)  für  die 

innerhalb  des  Locals,  wobei  die  Verg 
Aichamtslocal  auszuführende  Berichtigu 
;  des  Aich  meisten*  mit  den  Betheiligt* 
fung  ohne  nachfolgende  Stempelang.  —  '. 
[ov.  1869. 

insbesondere  gehört  hieher  auch  die  Ffl 
■ende  Vergleich ung  der  im  Gebranch  d 
hungsnormale  mit  den  Normahnassen  und 
>m  17.  Aug.  1868  art.  17.  Preussen, 
l.  Instruction  vom  6.  Jan.  1870  §.  34 
den  Gemeindebehörden  und  Aichinspectoi 
reis  bei  Kletke  a.  a.  0.  p.  150  (Decks 
Jimdesgesetz  vom  17.  Aug.  1868  art. 
skanzlers  vom  16.  Febr.  1869.  Instructi< 
lission  besteht  ans  einem  Director  (ml 
1  Bureaupersonal)  und  beigeordneten  Mit$ 
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Bau,  Lehrbuch  11.  §.  232  ff.  Roseher, 
WeaUk  of  nations  I.  5.  Busch,  Abhandlung 
Rücksicht  auf  Staatswirthschaft  und  Handi 
Versuch  einer  neuen  Tlteorie  des  Geldes  11 
Geldes  und  der  Münze  1817.  Nebenius,  L 
9.  Helfferich,  Ueber  die  periodischen  Seht 
Malle  1843.  Hermann,  Ueber  den  gegenw 
in  Deutachland,  Rau's  Archiv  Bd.  t  p.  51 
i<m  Gelde,  mit  besonderer  Besiehung  auf  den 
i ,  Die  Zeichen  der  Zeit  im  deutschen  Münzwese* 
und  Bankwesen  in  Preussen  1846.  Oppenhe 
Mac  Culloch,  Geld  und  Banken,  übers,  v 
A.  Sottbeer,  Die  Goldfrage  und  ihr  Ein 
■andeltreibenden  Lander,  Tüb.  Zeitschrift  1862 
Münztnesen  in  Bluntschli's  Staatsuiörterb* 
vit,  Beiträge  zur  Lehre  vom  Gelde  1863.  H 
sondere  der  Wiener  Münzvertrag  von  1857,  dit 
'andelseereine  1865.  Tellkampf,  Prineipien 
'.  Sammlung  von  Freisschriften  (von  H.  Gf 
'.ahn,  R.  Bach,  J.  G.  Kellermann)  heran 
u$  des  deutschen  Handelstages  1868.  Fr.  He. 
\len  Münzeinigung  und  die  Reform  des  Münzu 
uf  Süddeutschland  1869.  A.  Soetbeer,  Denk 
inigung,  in  Hirth's  Annalen  IL  1869  p. 
eine  nationalökonomische  Studie.  Wien  16 
etrachtungen  des  neueren  Münzwesens  1795.  Cl 
fünzgesetzgebung  1822.  Karmarsch,  Beitr 
t  1856.  v.  Praun,  Gründliche  Nachricht  vor 
besondere  von  dem  deutschen  Münzwesen  älter 
84.  v.  Savigny,  Obligationenrecht  1841  1. 
9  rechtliche  Begriff  des  Geldes  und  des  Inka 
Idschmidt,  Handbuch  des  Handelsrechtes 
it.  s.  namentlich  bei  Rau,  v.  Mohl,  Goldschmk 
k  813  ff.). 

%.    375. 

Umsatz  der  Güter  nach  ihrem  Werthi 
ültige  Anwendung  1)  eines  Werthmas» 
hdimensionen  aller  YermÖgensobjecte  t 
stimmt  werden  können,  wie  die  körpei 
der  Dinge  durch  die  körperlichen  Mb 
und  2)  eines  Zahlungsmittels ,  durch  i 
sr  als  solcher  und  unabhängig   von    dt 

Gebrauchsobjecten  entrichtet  werden  ki 

m  werden  vom  Gelde  erfüllt,  welches  d 

ige  and  selbständige  Form  der  Wertue 

Beide  Functionen  sind  zwar  nicht  ideti 
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ge  auseinanderzuhalten;  sie  hängen  jedoch  prao- 
nmen  und  unterliegen  gemeinsamer  Entwicklung,  eo 
oh  den  Fortschritt  der  Werthbildung  die  Production 
■thmassordnung  entspringende  Begrenzung  der  Zabl- 

Werthe  beständig  zu  Überschreiten  bestrebt  ist  ('). 
aas  die  reale  Katar  des  Geldes  nicht  absolut  fest- 
idern  mit  der  geeammten  Production  im  beständigen 
jh  entwickelt  (3).  Er  kann  daher  Geld  geben,  in 
rechnet,  aber  nicht  gezahlt  wird(4);  oder  in  welchem 
cht  gerechnet  wird.  In  beiden  Fällen  spricht  man 
an  Geldarten,  die  aber  richtiger  als  verschiedene 
ldungsformen  des  Geldes  zu  bezeichnen  sind.  Als 
das  Geld  in  der  heutigen  civilisirten  Gesellschaft 
i  Staate  festgesetzte  und  durch  Prägung  (analog  der 
bigte  Metallquantität;  zur  Zahlung  kann,  abgesehen 
bereinkunft  jeder  öffentlich  anerkannte  und  seib- 
etrag verwendet  werden.  In  letzterer  Beziehung 
ld  im  eigentlichen  Sinne  (Metallgeld,  Münze)  und 
cheiden(6).  Die  Feststellung  der  Werthmassordnung 
he  Beglaubigung  der  Werthe  kann  nur  durch  den 

Aufsicht  und  Leitung  desselben  durch  andere  Tor- 
erfolgen (6). 

Handbuch  der  Verwaltungslehre  p.  229.  Boesler  in 
1872  p.  540  ff.  Eine  andere  zuweilen  hervorgehobene 
Jos,  die  der  leichtesten  Aufbewahrung  der  Werthe,  ist 
blich,  weil  das  Geld  seiner  Natur  nach  zur  Circulation 
rrthumliche  Auffassungen  des  Geldes:  1)  als  blosses 
«ich  den  Rechenpfennigen;  2)  als  ausschliesslicher  Reich- 
Alterthum  durch  die  Midaasage  persiflirt) ;  3)  als  blosse 
.ufsfahiger  als  jede  andere;  4)  als  Gegensatz  und  Hin- 
ihuns  (Coraequenz  des  Communismus).  Vgl.  Röscher, 
und  die  dortigen  Literaturbelege.  Es  ist  zu  bemerken, 
Geldes  nur  langsam  und  stufenweise  sich  verwirklicht; 
anfanglich  als  Geld  die  häufigste  und  currenteste  Waaro 
daher  peeunia),  die  roheete  (nicht,  wie  Röscher 
ichste)  Form  des  Geldes;  2)  sodann  die  seltenste  und 
(edles  Metall),  womit  der  Gegensatz  zwischen  Geld 
zu  entwickeln  beginnt ;  zunächst  nach  dem  Gewicht, 
,  wodurch  die  Noth wendigkeit  der  öffentlichen  Werth- 
ben  ist.  Auf  diesem  Standpunkte  steht  das  Römische 
>.  de  contrah.  emt.  18.  1 :  electa  materia  .  .  .  publica 
natio;  8)  hieran  schliesst  sich  die  Reihenfolge  und  Com- 
chiedenen  Wahrungen  und  MUnzfQsse  und  4)  auf  deren 
UmBhliche  Ausbildung  des  unkörperlichen  Geldes  (Cro- 
iae  Eigenthum  und  die  Production  werden,  desto  allge- 
tiger  wird  der  Gehrauch   des  Geldes    und   desto  ausge- 
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dehnter  und  sorgfältiger  die  Geldordnnng. 
das  Geld,  weil  sie  das  Eigenthum  überbau] 
phantasten  wollen  die  edlen  Metalle  entwed 
mm  schmutzigsten  Gebrauche  verwenden  ' 
öffentlichen  Meinung  zu  discreditiren.  Im 
ordnnng  wird  das  Geld  zu  einem  Gegenstai 
daher  die  allgemeine  Opposition  gegen  di< 
ung  des  Geldes  dnreh  die  Regierungen ,  ge 
das  particulare  nnd  oicIubiv  nationale  Htt 
der  staatlichen  Münzhoheit  auf  die  durch  < 
Geldes  gegebenen  administrativen  Functior 
lösung  des  Geldes  vom  Staate  durch  die 
Credit*. 

(!)  Je  mehr  die  Prodnction  durch  Ai 
desto  allgemeiner  und  sicherer  wird  die  W 
daher  der  Werth  vieler  Producte,  die  als 
reu,  mehr  und  mehr  von  seiner  naturalen 
stens  zeitweise  losgelöst  werden  und  die  E 
culations-)fahigkeit  erhalten  kann.  Hierar 
vortreten  der  manichfaltigen  Arten  der  Cre< 
checke;  sodann  der  Formen  des  öffentlicl 
nach  ist  daher  das  Geld  so  wenig  eine  Sac 
aber  geschichtlich  zur  Sache,  soweit  der 
deuheit  an  die  Producte  eines  naturalen  Tr 
Werth  des  Geldes  ist  eben  das  Moment,  ' 
turalen  Prodncten  als  solchen,  also  auch 
unterscheidet.  Wenn  daher  die  Volkswirthe 
zur  Erleichterung  des  Zahlungsverkehr  es  ir 
als  Werthmass  dienenden  Gelde  loszumacb 
letzteres  als  Geld  qnalificiren,  sondern  d< 
in  seiner  Einheit  nur  in  manich  faltiger 
Gesellschaft,  er  unterliegt  gewissermasse 
beitstheilung.  Der  Smithianismus  hat  auc 
durch  seine  naturalis!  renden  Abstractionei 
Opposition  gegen  das  Mercantilsystem  vi 
scher  a.  a.  0.  §.116  einigermasson  zugib 
besten  zu  begreifen,  wenn  sie  sich  auf  t 
versetzten. 

(3)  Vgl.  Anm.  1. 

(*)  Z.  II.  Rechengüld,  meist  nur  a' 
Systeme.  Klüber,  Oeffentl.  Recht  §.  i 
geld  nach  dem  Girobanksystem.  Roesle 
schaftslehre  §.  64.  —  S.  auch  Momms* 
lin  1860  p.  X. 

(6)  Hieher  gehören  namentlich  das 
Geld  und  die  verschiedenen  Formen  der  ( 

(8)  Durch  die  Reichsverfassung  von 
Ordnung  des  Munzwesens  der  Gesetzgel 
Reiches  unterstellt.  S.  auch  Prenssen, 
Recht  die  Münzen,    Mass   und  Gewicht 


i  Geld. 

3  art.  50.  Die  Auffassim 
leoht  §.  415.  v.  Rönne, 
i,  Handbuch  p.  229  ist  • 
s  in   der  Sphäre  das  sog. 


Dze  ist  ein  körperlich  ei 

, 0 % , ...wicht  (Schrot)   vom  So 

gJinbigtes  Stück  (edles)  Metall.  Als  MetaUwaare  ist  das  G 
gewöhnliches  Frodnct  und  folglich  den  allgemeinen  Gesefa 
Werthbildung  unterworfen;  andererseits  ist  das  Metall  im  Ge 
der  SnsBere  Träger  eines  bestimmten  Werthbetrages  und  ui 
insoferne  der  Öffentlichen  nnd  nnTeränderlichen  Werthachätz 
Die  hieraus  entspringende  Disparität  zwischen  der  Münze  a 
und  als  Metallwaare  beweist,  daas  die  Münze  den  strengen 
des  Geldes  (§.  375)  nicht  erreicht  nnd  insoweit  unvollko 
Geld  ist  (a).  Die  Münzprägung  ist  zwar  äuBserlich  ein  tecl 
Prodnetionsprocess ,  sie  kommt  jedoch  in  rechtlicher  Beziehi 
«entlieh  als  öffentlicher  Beglaubigungsact  in  Betracht  (;|).  1 
erfolgt  ausschliesslich  durch  den  Staat  (Reiohsgewa.lt)  nacl 
gäbe  einer  gesetzlichen  Münzordnung,  in  welcher  folgende  Ä 
enthalten  »ein  müssen:  1)  die  Währung,  d.  i.  die  Bestimm 
Metalles,  welches  zu  Geld  geprägt  wird;  in  dieser  Bezieh« 
n  unterscheiden :  a)  einfache  und  Doppel  -  (gemischte)  W 
je  nachdem  nur  eines  oder  mehrere  Metalle  neben  einander 
ftingiren;  b)  obligatorische  und  facultative  Währung,  je  t 
der  wirkliche  Gebrauch  der  verschiedenen  der  Währung  ents] 
den  Geldarten  auf  gesetzlicher  Torschrift  oder  auf  freier 
barung  beruht  (4);  2)  die  Bestimmung  des  Münzgewichtes ,  ■ 
körperlichen  Masses  für  die  Ausprägung  der  einzelnen  Geldst 
3)  des  MünzfusseB,  d.  i.  der  Wertheinheit ,  sowie  deren  1 
nnd  Vervielfältigung  im  Yerhältniss  zum  Münzgewichte  (6) ; 
"Knickung  (Legirung),  d.  i.  die  verhältoiesmässige  Mischu 
schiedenen  (edlen  und  unedlen) Metalles  in  den  Geldstücken; 
lergrenze  (Remedium,  Passirgewicht,  tolerance),  d.  i.  die  g 
zulässige  Abweichung  des  wirklichen  Metallgehaltes  der  Mür 
der  an  sich  vorgeschriebenen  mathematischen  Genauigkeit  (J) 
Stimmungen  über  das  zulässige  Maximum  der  Abnützung  d 
*en  im  Verkehr  (Gewichtsverlust)    und    die  hieraus   entsp 

rendigkeit  ihrer  Einziehung  und  Umprägung  (s);  7)  I 
über  die  äussere  Form,    Stempelung   und  Bezeichn' 

ul  (Rundung,  Durchmesser,  Rand,  Dicke,  Avers,  Reve: 
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')  Die  moderne  Theorie,  welche  Allee 
unkte  unterwirft,  erklarte  das  Geld  für 
»tallwerth    der  Münzen    für   identisch    n 

entsprang  dann  die  Theorie,  daes  de 
ative  Verhältnis«  der  Güter-  und  Meta 

man  weiter  schloss,  dass  die  edlen  Mt 
in  und  einen  rein  imaginären  Werth  i 
inknnft  erhielten,  der  nach  Verhältnis 
(Locke,  Hume).  C.  Marx,  Das  Ca 
I.  p.  190  ff.  Diese  Theorie,  von  Adai 
.  11  dadurch  auf  die  Spitze  getrieben, 
tbare  Luxusartikel   erklärte,    die    nur 

haben  könnten,  ist  im  Grunde  nur  < 
lterüchen  Geldtheorie ,  wobei  der  Gesell 
tnzhoheit  des  Regenten  gesetzt  wurde. 
swar  den  Werth  des  Geldes  bestimmt 
i  im  Anschlags  an  den  Metall  werth,  n 
estimation  die  lediglich  den  Marktwert) 
chwankungen  ausgeschlossen  werden.  1 
linheiten  könnte  daher  nicht  beliebig  ei 
adenem  Werthe  (Leder,  Eisen)  gewählt 
ation  (Nominal werth)  nur  bei  practiso 
aalwerthe  von  Bestand  ist.  Indessen 
mgestossen,  daes  der  Werth  des  Geld« 
ist,  Ueber  die  Folgen  einer  bedeutendi 
il-  und  Realwerth  des  Geldes  Tgl.  I 
irthschaftstheorie  §.  48  p.  279  ff. 

2)  Die  Unvollkommenheit  liegt  darin, 
veränderlichen  identificirt  wird.  Nur  iE 
te,  die  einer  Öffentlichen  Taxe  unter! 
t  der  Werthbildung  auf  dem  Markte  er 
nheit  wird  daher  nur  von  denen  gel 
andelawaare    machen,   insbesondere  im 

entsprang  das  frühere  Verbot  des  Ei 
ar  Edelmetalle  bei  strenger  Strafe.  S 
i  des  finances  en  France  III.  cap.  7. 
blos    dem  mercantilistischen   Irrthum 

ihren  Grund  in  dem  Bestreben,  den  '. 
internationaler  Handclsspeculationen  fre 
).  sieht  man,  wie  zu  seiner  Zeit  das  Ii 
;  wurde. 

3)  Bei  fremden  Münzen  tritt  daher  an 
.rifirung  (Valvation).     Bau,  Lehrbuch 

*)  Im  Allgemeinen  wird  Geld  nur  aus 
t;  da  das  Kupfer  nur  zu  Scheidemünze] 
ractUch  nur  die  Gold-  und  Silberwähr 
inrch  die  Währung  zugleich  die  Wert 
n  des  Geldmetalles  bestimmt,  so  dase 
i  Moment  bezieht.  A.  M.  ist  Stein 
ichmidt,  Handelsrecht,  I.  2  §.104.  Di 
nterschieden  werden,  je  nachdem  beide 
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(mittel  (Parallel  wahrnng),  oder  nur  eines  von  bei- 
den Function  dient,  du  andere  dagegen  nur  als 
:hte  Wahrung).  Tgl.  Grote  in  der  angefahrten 
thriften  p-  7.  v.  Savigny,  Obligationenrecht  I. 
namentlich  der  Fall,  so  ferne  Goldmünzen  als  Viel- 
mflnte  geprägt  werden.  Doch  ist  der  Unterschied 
eh.      Eine    facultative  Währung    hatten    z.  B.    die 

Vertrage  vom  24.  Jan.  1867  (§.  380).  Gleiches 
m  Papiergelde,  wenigstens  Banknoten,  nnd  vom 
soweit  es  nicht  reprobirt  ist.  Die  facnltative  Au- 
prten  wird  indessen  durch  die  positiven  Verkehrs- 
!in  zu  starkes  Gewicht  legt  auf  den  staatlichen 
Goldschmidt,  Handelsrecht  §.  104  p.  1129  ff. 
I  wurde  bemerkt,  dass  die  Zahrungsfunction  des 
;  wie  die  Werthmassfanction  and  hienach  muss  sich 
nng  richten;  das  Werthmass  bleibt  in  der  Eegel 
rch  stabil,  wahrend  der  Verkehr  sich  bereits  selb- 
»1  bedient  and  allmählich  auch  mit  diesen  rechnet, 
is  Münzwesen  1860  p.  VIDI. 

rieht  unterscheidet  sich  hanfig  vom  gewöhnlichen 
lltiger  bemessen  und  feiner  abgetheilt  werden  muss. 
izgewicht  war  die  Kölnische  Hark  =  233,855  Gramm ; 
ach   dem  Wiener  Münzvortrag    vom    24.  Jan.  1857 

Gramm;  der  zehnte  Theil  des  Tansendtheils  wird 
)lglich~  '/so  Gramm.  Elflber,  Öffentliches  Rocht 
;,  Lehrbuch  II.  §.236. 

lern  Münzvertrage  vom  24.  Jen.  1857  ist  der  Tha- 
ils  30.  Theil  des  Pfandes  feinen  Silbers.  Man  eu- 
eren oder  leichten  Mflnzfass,  je  nachdem  aus  dem 
ieht  weniger  oder  mehr  Wertheinheiten  geprägt 
handlang  vom  Geldumlauf  VI.  §.  16. 
im  soll  nnr  die  erlaubte  Grenze  eines  unabaicht- 
d  es  darf  davon  nicht  in  bewusster  Absicht  zum 
ise  Gebrauch  gemacht  werden.  Bau,  Lehrbuch  IL 
ler,  Grundsätze  §.  48.  Die  Legirong  tragt  theils 
.ftigkeit  der  Münzen  im  Verkehre  bei,   obwohl  dies 

theils  verhindert  sie  einigermaesen  die  Verwendung 
ilswaare. 

>uch  IL  g.  238.  Di«  Kosten  der  Einziehung  fallen 
,  Vgl.  Münzvertrag  vom  24.  Jan.  1867  art.  17. 
com  3.  Juni  1857  §.  23.  Oestreicb,  Münzpatent 
rt.12.    Goldschmidt,  Handelsrecht  I.  2  p.  1139 

eussen,  Verordnung  vom  21.  Juni  1858.  Bayern, 
iug.  1858. 

§.    377. 

serie  hat  sieh  zwar,  im  einseitigen  Hinblick  auf 
Geldes,   gröeitentheils  für  die  anMohliessliobq 
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Znlässigkeit  der  einfachen  (Silber-  oder  C 
Practiach  hat  jedoch  im  Alterthum  wie  in 
mischte  Währung  durchgängig  vorgehenden 
seit  uralter  Zeit  Gold-  und  Silberwährung, 
zu  der  ursprünglichen  und  vorherrschend 
auch  Goldmünzen  als  gesetzliches  Zahlung 
der  ursprünglichen  Kupferwährung  zur  I 
vorgeschritten,  ohne  mit  der  einen  die  an 
sen;  neben  der  Kupferwährang  bestand  sc] 
Währung  nach  dem  Gewichte,  später  nel 
Münze  eine  Gold  Währung  nach  Gewicht ;  a 
es  kein  Recht  auf  ausschliessliche  Gold- 
dera  es  konnte  in  jeder  legalen  Reichs-, 
münze  gezahlt  werden,  wenn  man  sich  a 
den  Grundsätzen  der  ObligationBschulden 
vorwiegend  des  Goldes  bedient  haben  moc 
itand  ferner  anfänglich  im  Frankenreichc 
Carl  d.  Gr.  durch  Silberwährung  ersetzt  (6 
in  den  letzten  Jahrhunderten  des  Hittelalfa 
lien  her  und  die  Reiehsgesetzgetmng  hat 
welche  an  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  1 
später  meist  überwiegend  Silberwährung  i 
dem  bei  dem  allmählichen  Niedergang  de 
MQnzwesen  unter  dem  Einfrass  der  Vielsti 
splitterung  gekommen  war,  ist  aus  den  s 
besonders  in  Preussen  unter  Friedrich  d.  G 
1760  und  29.  März  1784;  später  Geseb 
nnd  in  Oestreioh  unter  Maria  Theresia 
von  1753;  später  vom  I.  Nov.  1821)  (*),  so 
nng  des  Zollvereines  durch  die  allgemeint 
Zoll-  und  Handelsvereine  gehörigen  Staat 
zuletzt  durch  den  zwischen  Oestreioh  (un 
und  den  durch  die  Münzconvention  von  IE 
Zollvereins  -  Staaten  andererseits  abgeschlo 
trag  vom  24.  Jan.  1857,  von  welchem  jede 
trag  vom  13.  Juni  1867  wieder  zurücktrat 
-  hervorgegangen,  wobei  die  Goldwährung 
ver  Weise  bestehen  blieb  C9).  Durch  das 
1871  betr.  die  Ausmünzung  von  Reichsgol 
.Reiche  der  Uebergang  zur  Doppelwäl 
obgleich  die  Herstellung  der  reinen  Gold« 
Seiten  lebhaft  angeregt  worden  war  (i0). 
Währung  wird  die  gesetzliche  Feststellung 
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oben  Gold  und  Silber  im  Ansobluas  an  den  dauern- 
derselben  nothwendig  (").  Die  Doppelwährung 
ir  Weise  ausgeführt  werden:  1)  entweder  werden 
en  einander  zur  Ausprägung  der  Oourant-( Haupt-) 
t,  so  dass,  abgesehen  von  der  Scheidemünze,  für 
Wertb-  und  Zahlungsfunctionen  die  volle  Bein- 
;  besteht;  oder  2)  es  wird  die  Hauphnünze  nur  in 
und  daa  Silber  in  Theilstücken  der  Haupt- Gold- 
ige) ").  Erstores  System  verdient  nicbt  nur  dann 
q  bisher  die  reine  Silberwfihrang  bestand,  die  Cir- 
ärwiegend  mit  Silbermfinze  angefüllt  ist;  es  ent- 
1  dem  Princip  der  socialen  Gleichberechtigung  der 
en  (").  Die  wirthsonaftücbe  Einheit  des  neuen 
n  Bezug  auf  das  Münzwesen  noch  nicht  zur  rollen 
St- 

irbnch  I.  §.277b-d.  II.  §.283.  Schaffte,  System 
satse  der  polit.  Oekonomie.  Deutsch  von  Bo  st  beer  in. 
nidt,  Handelsrecht  I.  2  §.  104.  Für  die  gemischte  Wfthr- 
i  aufgetreten  Geyer,  Zettelbankwesen  p.  128  ff.  Wo- 
argent.  Question  monetairs.  Memoire  lu  le  7.0ct.  1868 
H  acailemi.es  de  l'institnt  imperial  de  France  Paris  1868; 
i  Econ.  Juin  1867  p.4S0ff.  J.  Prince-Smith,  Wahr- 

Hirth's  Annaion  1869  p.  148,  Gegen  den  Einwand 
eines  factinch  nicht  vorhandenen  identischen  Doppel- 
Jüich  an  die  principale  Abhängigkeit  des  Werthes  der 
rar  Verwendung  als  Geldmaterial  nnd  an  die  Solida- 
3er  Geldmetalle  zn  erinnern.  Vgl.  Aber  das  geschicht- 
tnise  der  beiden  Metalle  zn  einander.  Boesler, 
für  Deutschland  Bau,  Lehrbuch  II.  §.  233  Anm.  c. 
dschmidt,  Handelsrecht  I.  2.  p.  1075.  1082.  1126 
Hieben  Nach  Weisungen. 

asiatischen  Silber-  und  Goldfasae  entwickelten  sieb  die 
liseben  MunzfUase;  insbesondere  der  Aeginaische  mit 
tater  oder   Didrachmon   (12,40  Gr.)    und   Halbstater 

Attische  mit  der  Hauptmünze  Drachme  (4,866  Gr.); 
Jbe  Phokäische  Goldstater  (8,40  Gr.)  die  Grundlage 
eikos,  des  Attischen  Stater,  des  Makedonischen  Phi- 
les  Bömiscben  Aureus  (8,186  Gr.)   geworden,     Gold- 

p.  1082.  Mommaen,  Komisches  Mümwesen  p.  1  ff. 
chische  und  Römische  Metrologie  1862.    J.  Brandts, 

und  Gewichtswesen  in  Vorderasien  bis  auf  Alezander 

meine  Goldmünze  war  ursprünglich,  besonders  seit 
,  spater  seit  Constantin  der  solidus  C/72  rom-  Pfund 
i  Siliquae  (Silbermünzen) ,  welcher  sich  bis  in  das 
als  Bog.  Byzantiner  Weltmünze  erhalten  hat;  die 
var  der  Denar  (ursprünglich  '/i*  Pfund  —  4,55  Gr.). 
a.  G.  p.  1082.  —  L.  65  §.  1  D.  verb.  obligat.  45.  1 : 
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Stipulanti  denarios,  ejnsdetn  qnantitatis  aureoB 
Als  Grand  hievon  wird  angegeben,  dass  Silber-  ai 
verschiedene  Bezeichnungen  derselben  Sache  (Geld 
Vgl.  Mo  mm  Ben,  Geschichte  des  römischen  Mü 
Mommsen,  Römische  Geschichte  5.  Aufl.  Berli 
p.  404  ff. 

(5)  Das  Carolingische  Münzgewicht  für  Silbe 
zn  12  Unzen  im  Gewicht  von  407,920  Gramm,  e 
(Schilling)  zu  je  12  denarii  (Pfennig).  Ad  Stelle 
dem  12.  Jahrhundert  die  Mark  fein,  Ursprung) 
8  Unzen  im  Gewicht  von  eigentlich  283,779  Gr..  z 
angenommen ,  als  sog.  Kölnische  Mark  zum  Reich 
sciimidt,  Handelsrecht  I.  2.  p.  1083.  Soetb 
deutschen  Geschichte  Gott.  1862  ff.  J.  H.  Mal 
geschichte  I.  1860. 

(6)  Reichem  ünzordnungen  von  1524.  1551. 
nung  von  1559.  Die  MUnzordnnng  von  1559  bes 
zwischen  Gold  und  Silber  wie  1  zn  1 1  */i ,  so  dan 
ber  zu  10  Fl.  13'/2  Kr.  in  den  groben  Sorten  ai 
(alter  Beichsfusa).  Durch  die  fieichsschlttsse  von 
1.  Sept.  1738  wnrde  der  Achtzehngulden-  oder 
18  Fl.  oder  12  Thaler  auf  die  feine  Mark  (Münzre 
zwischen  Kursachsen,  Kurbraudenburg  und  Brauns 
ReichsmUnzfasB  erhoben  mit  Bestimmung  des  aus 
catens  zn  4  Fl.  Durch  das  kaiserliche  Münzedic 
wurden  die  bisherigen  Beichsgegetze  erneuert,  jee 
Erfolg-  Daneben  bestanden  mehrfache  Territorial 
Ausser  dem  Leipziger  Fasse  sind  nervo  rznheben  1 
sächsische)  HOnzfuBB  von  1667  zu  15%,  später  z 
ventionsfuss  (20  Guldenfuss)  begründet  durch  eii 
sehen  Oestreich  und  Bayern  vom  21.  Sept.  175 
(Graumannische)  Münzfuss  (14  Th.  oder  21  Fl.  '. 
Fuss  bei  Brabanter  Krön  thalern  (im  oberrheinisc 
Edict  vom  29.  April  1793;  5)  der  Süddeutsche  : 
der  spater  in  den  24l/a  FL  Fuss  überging.  Vgl. 
Bech.t  des  deutschen  Bundes  §.  425  ff.  Herrn 
Bd.  1.  p.  58  ff.  Goldschmidt,  Handelsrecht  '. 
Allgemeinen  J.  Co.  Hirsch,  Münzarchiv  des  dei 
v.  Praun,  Gründliche  Nachricht  von  dem  Müns 
besondere  aber  vom  deutschen  Münzwesen  alte 
3.  Aufl.  1784.  Cleynmann,  Aphorismen  ans 
gesetzgebung  1817.  Cleynmann,  Materialien  für  ; 
J.  H.  Müller,  Deutsche  Mü  Urgeschichte  I.  1860. 

(7)  v.  Rönne,  Preuss,  Staatsrecht  3.  Anfl. 
nischer  14  Thalerfuss).    Klflber  a.  a.  O.  §.428. 

(8)  Conventdona-(20  Fl.)  Fusa.  KlUber  a, 
henranch  a.  a.  O.  IL  §.  527- 

(*)  Auf  Grund  dieser  Einigung  bestanden  ii 
gende  nfünzsysteme:  1)  der  Tfaalerfuss,  der  'fr. 
30  Groschen   zn   12  Pfennigen;    b)   in    30  Grosci 


r 
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e)  in  48  Schillinge  Sa  12  Pfennigen;  d)  in  40  Schillinge  (21/i  M 
12  Pfennigen;  2)  der  Gnldenfuss  (Süddeutsch),  der  Golden  ein 
in  60  Kreuzer  zn  4  Pfennigen;  3)  die  Thaler- Goldwährung  (L 
Pittole  a  5  Thaler,  der  Thaler  eingeteilt  in  72  Grote  zu  5  Sc 
in  Bremen ;  4)  die  facultative  Goldwährung  (Goldkronen  %.  880). 
Denkschrift  von  Soetbeer  betr.  die  deutsche  Mflnzeinignng  in  I 
Annalen  1869  p.  729  ff.  Ferner  die  Motive  zum  Reicbsgeset 
4.  Dec.  1871  in  Hirth'a  Annalen  1872  p.  647  ff.  üeber  den  I 
Zustand  s.  Klüber  a.  a.  0.  §.  419. 

(10)  S.  z.  B.  die  Beschlüsse  des  deutschen  Handelstages  v 
1868  II.  (Goldwährung  mit  consequenter  DnrchfDhrang  des  I 
tVBtemes)  in  Hirth's  Annalen  I.  1868  p.  974.  Denkschrift 
[Soetbeer  betr.  die  Einführung  der  Goldwährung  in  Deutschland 
1856;  betr.  die  deutsche  Münzeinigung  vom  Mai  1869.  Hirth'i 
len  1869  p.  729  —  812.  Sammlung  von  Preisschriften ,  heraus 
vom  bleib.  Ausschuss  des  deutschen  Handelstages  1868.  (Ausf 
:Iiiteratur&ngaben  in  Hirth's  Annalen  1869  p.  813  ff.  1872  p.  6> 
i'snch  das  Fromemoria  des  Bundesrathes  des  Nordd.  Bundes  (Erwt 
Lmtd  Prägen  zur  Münzcnqußte)  in  Hirth's  Annalen  1870  p.  451 
[-  (")  Dasselbe  ist  übereinstimmend    mit    der    französischen  1 

tfetzgebung  auf  1  :  15^2  festgesetzt  worden.  Motive  zum  Beici 
hom  4.  Dee.  1871  a.  a.  0.  p.  657. 

r  (12)  Das  erstere  System  besteht  in  Frankreich,  wo  die  Gold 
rein  Mehrfaches  der  Silbermünze  repr&sentiren ,  obgleich  hier  net 
■nch  minderwei-thige  Silbermünzen  für  den  Verkehr  geprägt  werd 
■stetere  in  England ,  WO  Zahlungen  in  Silber  nur  bis  zu  40  S 
■esetzlich  angenommen  zu  werden  brauchen.  Goldschmidt,  E 
[recht  I.  2.  p.  1132. 

:  (i3)  Hiebe!  kann  daher  das  Silbergeld  noch  längere  Zeit 
Meinem  vollen  Zahlwerthe  behaupten,  da  es  auch  zu  grosseren  Zal 
Verwendet  werden  kann.  Die  dem  Beichsgesetze  vom  4.  Dec.  1 
Brande  liegende  Bechnnngseinheit  ist  zwar  nicht  eine  Silbermünz 
Hern  der  zehnte  Theil  einer  Goldmünze  (die  Mark)  und  es  ist  hii 
feine  Goldwahrung  als  Endziel  der  deutschen  MUnzreform  ins  A 
Bsst.  Indessen  sind  zur  Zeit  noch  die  im  Umlauf  befindlichen 
^Ünzen  den  Goldmünzen  zum  Zweck  der  Zahlungen  völlig  gleich] 
jAo  dass  wenigstens  factisch  noch  die  Gold-  und  Silbermflnzen  die 
»eine  Währung  haben.  S.  angef.  Motive  dieses  Gesetzes  a.  a.  0. 
»gl.  E.  Sevd,  Die  Münz-,  Wahrungs-  und  Bankfragen  in  Deut 
jHbarf.  1871.  Rede  des  Abg.  Dr.  Mohl  im  Reichstage  zum  Geset 
4.  Dec  1871  (Hirth's  Annalen  1872  p.  704  ff.). 

§.    378. 

Das  Wesen  der  Münze  besteht  in  der  öffentlichen  Bog! 
mg  ihres  Metallgehaltes  (Stoffwerthes)  nach  Vorschrift  der 
Ordnung.  Nur  vollwichtige,  vom  Staate  nach-  gesetzlicher  Vo: 
geprägte  Münzen  Bind  daher  wahres  (uralaufsfähiges)  Geld;  je 
Sem  wirklichen  Metallgehalte  nicht  übereinstimmende  Beglau 
(Hennwerth)  ist  unwirksam  und  stellt  jeder  anderen  nnanwem 
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ehen  Vorschrift  gleich  (').     Dieser  Grand; 

Modificationen  und  Ausnahmen  aue  Rflel 
iweckmässigkeit  und  des  Staatsinteresses: 
Tenze  und.  der  zulässigen  Abnutzung 
ichtlich  der  Scheidemünze,  deren  Meta 
eu  gering,  deren  TJmlaufsfähigkeit  dahei 
Rücksichten  der  Münzrerwaltung  kann  i 
Unzen  herabgesetzt  werden,  um  sie  dei 
[ausser  Cours  zu  setzen)  (4);  b)  beim  Ueb 
stem  der  Werth  der  älteren  Münzsorten, 
re  bleiben  Bollen ,  so  festgesetzt  werden ; 
dssen  des  neuen  Systems  und  den  praet 
ten  entspricht  (6);  4}  die  Staatsgewalt  kai 
tend  einen  höheren  Werth  beilegen,  um 
len  Geldbedarfs  ohne  weitere  Umstände  i 
Ügen  (6).  Die  Massregel  der  letzten  Art 
re    Contrahirung   einer    öffentlichen    Seht 

dem  Staat  obliegt  (■),  und  kann  nur  dun: 
atsnothwendigkeit  gerechtfertigt  werden; 

ehr  im  Gebrauche.  Als  Regel  ist  demnac 
fang  der  Münze  durch  den  Staat  nur  die  al 
irung  eines  bestimmten  nach  Verhältnis* 
aftenden  Werthes  ist.  Der  hienaeh  mit 
irangscours  bezieht  sich  nur  auf  die  den 
lbar  beigelegte  Coursfähigkeit ;  er  schlies 

Zahlungen  auch  in  anderen  (selbst  aosläj 
rten  geleistet  werden,  soferne  nicht  ein 

2)  dass   der  Cours  aller  anderen  Münzen 

oder  durch  den  Orts-  und  Handelage  brau 
eidschuld  als  solche  ist  nicht  eine  numei 
Stsschuld,  sie  kann  daher  in  jeder  hie 
iseig  beglaubigten  Metallquantität  entrich 

)  In  der  sog.  Münzhoheit  des  Staates  kann 
ht  enthalten  sein ,  den  Münzen  einen  von 
.enden  Nennwerth  beizulegen.  Vgl.  schon  K 
taatsreent  §■  74.  Ueber  das  hanfige  Eiusc 
egen  Verletzungen  dieses  Grundsatzes  durcl 
loser,  Landeshoheit  in  Polizeisachen  1773 
waren  berechtigt,  hiegegen  Beschwerde  zu 
iren«  des  Munzregals,  auch  durch  Verpachtui 
iferte  schon  der  Reicbsabschied  von  1570 
Mtlnuedict  von  1759  §.  11  ff.  Pütter,  In 
846.  KlOber  a.  a.  0.  §.  430.  4SI.  Ra< 
ff. 
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i.  Ueber  die  nachtheiligen  Folgen  der  Übermässigen 
ss  im  Verkehre,  wenn  der  Durchschnittsmetallgehalt 
ictzlichen  Gehalt  sinkt,  dass  im  Verkehre  auf  diese 
icht  genommen  werden  mugs ,  vgl.  H  o  f  f  m  a  n  n, 
.42  —  50.     Boesler,    Grundsätze   der  Volkswirth- 

Oeffentlicbes  Recht  §.  422.  Ran,  Lehrbach  II. 
gny,  Obligationen  recht  I.  §■  40.  Goldschmidt, 
102.  Vgl.  schon  Molinaeus,  Tractatus  de  obu- 
tachten  der  Pariser  Münzpräfeetur  erklärt,  dass  die 
;eschlagen  werde  ad  commercia  exercenda  et  solvenda 
ad  commutandum  majores  nnmmos  Tel  snpplendnm 
'leiht  Übrigens  zu  erwägen,  ob  nicht  auch  die  min- 
ung  der  Scheidemünze  ein  verkehrter  Ueberrest  der 
Mflnzpolitik  auf  Kosten  der  ärmeren  Classen  des 
tigt  werden  könnte. 

m  gewisse  Münzen,  namentlich  fremde,  vom  Staate 
rden.  Klttber,  Oeffentlicbes  Recht  §.  430.  Rau, 
246. 
iv,  Obligationenrecht  I.  §.42,  Hartmann,  Ueber 
iff  des  Geldes  §.  12.  Goldschmidt,  Handelsrecht 
•lies  Geld  nur  auf  öffentlicher  Anerkennung  beruht, 
»  beigelegte  Werth  (Nennwerth)  entscheidend.  Vgl. 
i.  I.  II.  §.  787.  790.  792.  K.  Sachsen,  B.  G.  B. 
eh,  B.  G.  B.  §.  988.  989.  Patent  vom  24.  Juli 
13.  Münzvertrag  vom  24.  Jan.  1887  art.  4.  16. 
■et«  vom  4.  Mai  1857  §.  8.  Bayern,  Verordnung 
.  5.  6.  Beicbsgesetz  vom  4.  Dec.  1871  §.8.  Wo 
•Echrift  vom  Staute  nicht  getroffen  ist,  bleibt  die 
theiligten  überlassen,  wobei  nicht  der  Name,  son- 
Ultige  Metallgehalt  der  beiderlei  Münzen  hinsichtlich 
Zahl unga Verbindlichkeiten  entscheidet,  so  dass  der 
i  gebührenden  Werthquantität  keinen  Verlust  erlei- 
.  et  liberat.  46.  3.  Gegen  die  Feststellung  einer 
ition  ist  Grote  in  der  Sammlung  von  Pro  ia  Schrift  an 
■ns  ungenügenden  Gründen. 
w  unugnuwd,  Beläge  rnngsmünzen.  S.  Goldschmidt  a.  a.  0. 
n.  1204  nnd  die  dort  Citirten. 

(v)  Auch  wenn  die  Einlösung  nicht  förmlich  versprochen  wurde, 
her,  Oeffentliches  Recht  §.  424.  Ein  berühmtes  Beispiel  hiofttr 
in  die  sog.  Ephraimiten  Friedrichs  d.  Gr. 

(*)  Ueber  gewisse  Ausnahmen  sowohl  zum  Vortheil  als  zum  Nach- 
l  des  Schuldners  vgl.  Goldschmidt,  Handelsrecht  I.  2.  p.  1150  ff.; 
:  hat  die  besondere  Natur  einer  schuldigen  Leistung  (Wechsel-,  Bank-, 
'männische  Schuld)  Einflnss  anf  den  Zahlungsmodus.  —  Vgl.  auch 
idscheid,  Pandecten  g.  286  Note  8.  14.  J.  A.  Grnchot,  Die 
■e  von  der  Zahlung  der  Geldschuld  nach  heutigem  deutschen  Rechte 
in  1871. 

C9)  Nur  hierauf  ist  zn  beziehen  L.  42   D.  de  fidejoss.  46.  1 :    qnia 
nt   aestimatio    rernm,    quae    merois   nomero    habentnr,    in    pecunia 
erata  fieri  potest ,  ita  pecunia  quoque  merce  aestimanda  est. 
iBilar,  Terwaltangareeht LI.  22 
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§:    379. 

In  dem  geltenden  Münzsysteme  ist  zwischen  Silber-  und  Gold- 
münzen zu  unterscheiden.  Bezüglich  der  ersteren  sind  folgende 
Grundsätze  zn  beobachten:  1)  Ausschliessliches  Münzgewicht  ist 
das  Zollpfund  in  der  Schwere  von  500  Grammen  mit  selbständiger 
Eintheilung  in  Tausendtheile  und  weiterer  decimaler  Abstufung  (*). 
2)  Auf  Grundlage  der  Silberwährung  beträgt  der  Münzfass  in  den 
einzelnen  Bundesstaaten  theils  30  Thaler,  theils  52l/2  Gulden  (Süd- 
deutsche Währung)  auf  das  Pfund  feinen  Silbers;  enterer  ist  zu- 
gleich als  yereinsmünzfuss  für  alle  Staaten  gültig  (2).  3)  Die  Ans- 
münzung  ist  in  jedem  Staate  auf  solche  Stücke  zu  beschränken,  die 
der  dem  vereinbarten  Münzfusse  entsprechenden  Rechnungsweise 
gemäss  sind;  als  zulässige  kleinste  Theilstücke  der  Hauptmünzen 
sind  anerkannt  das  Ve  Thalerstück  und  resp.  */*  Guldenstück  (*). 
4)  Bei  der  Ausmünzung  der  groben  Silbermünzen  (Haupt-  und 
Theilstücke)  und  der  Scheidemünze  ist  der  Landesmünzfuss  genta 
einzuhalten;  Abweichungen  unter  dem  Yorwande  des  Remediumi 
sind  nur  insofern  gestattet ,  als  die  absolute  Genauigkeit  nicht  ein- 
gehalten werden  kann  (4).  5)  Das  Mischungsverhältniss  beträgt  900 
Tausendtheile  Silber  und  100  Tausendtheile  Kupfer;  die  Abweichung 
im  Mehr  oder  Weniger  darf  im  Feingehalt  nicht  mehr  als  3,  im 
Gewicht  (Schrot)  bei  den  Einthalerstücken  nicht  mehr  als  4,  bei  den 
Zweithalerstücken  nicht  mehr  als  3  Tausendtheile;  bei  den  Ve  Tb* 
lerstücken  im  Eorn  nur  5  und  im  Schrot  nur  10  Tausendtheile  be- 
tragen. Die  Probe  des  Feingehaltes  soll  auf  nassem  Wege  erfol- 
gen (5).  6)  Die  Ausmünzung  der  Thalerstücke  soll  mindestens  16  Stück 
auf  100  Seelen  der  Landesbevölkerung  betragen;  die  Ausmünzung  der 
Zweithalerstücke  bleibt  dem  Ermessen  jedes  Staates  überlassen,  die 
der  Theilstücke  soll  sich  auf  das  nothwendige  Bedürfniss  be- 
schränken (6).  7)  Die  Vereinsmünzen  sollen  bei  allen  Zahlungen 
an  öffentlichen  Cassen,  sowie  im  Privatverkehre,  namentlich  auch 
bei  Wechselzahlungen  unbeschränkte  Gültigkeit  kaben ;  sie  sind  auch 
dann  anzunehmen,  wenn  das  Zahlungsversprechen  auf  eine  be- 
stimmte Landesmünzsorte  lautet,  doch  ist  Niemand  genöthigt,  eine 
Zahlung,  die  den  Werthbetrag  der  kleinsten  groben  Münze  erreicht, 
in  Scheidemünze  anzunehmen  (?).  8)  Die  nach  dem  14  oder  30  Tha- 
lerfusse  von  nicht  zum  Münzvereine  gehörigen  Staaten  ausgegebenen 
und  als  solche  bezeichneten  Courantmünzen  werden  im  Verkehre 
zugelassen,  doch  ist  zu  ihrer  Annahme  Niemand  verpflichtet  (*). 
9)  Die  ausgegebenen  Münzen  sind  von  Zeit  zu  Zeit  auf  ihren  Fein- 
gehalt und  ihr  Gewicht  zu  prüfen;  fehlerhafte  Stücke  sind  von  dem 
Staate,  der  sie  ausgab,  einzuziehen;  dasselbe  muss  bei  aflmählidter 
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Verschlechterung  durch  den  Umlauf  (erheblicher  Ve 
Metaüwerthes)  geschehen  (9).  10)  Kein  Staat  darf 
groben  Bilbermünzen  im  Wertbe  herabsetzen  odei 
setzen,  als  nachdem  eine  Eintösungefrist  von  mindest« 
festgesetzt  und  mindestens  drei  Monate  vor  deren  A 
bekannt  gemacht  wurde.  Das  Gleiche  ist  bezüglii 
Geldsorten  zu  beobachten,  deren  "Umlauf  im  eiohe 
ausdrücklich  gestattet  ist  (").  11)  Torbehalten  bleib 
im  kleineren  Verkehre  und  zur  Ausgleichung  der 
grosseren  Zahlungen  die  Ausprägung  von  Scheiden: 
oder  Kupfer  nach  Verh&ltniss  des  Bedürfnisses  im 
jedoch  in  Silber  nicht  über  der  Hälfte  der  kleinsten 
in  Kupfer  nicht  über  6  resp.  5  Pfennige  und  2  Ki 
keinem  leichteren  MÜnzfusse  als  zu  34'/2  Thaler  i 
60%  Gulden  im  Guldenfusse;  für  Kupfermünzen  ist  ■ 
Verhältnis«  von  112  Thaler  und  196  Gulden  für  ■ 
Kupfer  nicht  zu  überschreiten  (")■  12)  Jeder  Staat  mi 
Scheidemünze  zum  Nennwcrthe  bei  näher  zu  bezeici 
auf  Verlangen  gegen  grobe  Münze  umtauschen,  je« 
nicht  unter  20  Thaler  resp.  40  Gulden,  bei  Kupl 
5  Thaler  und  resp.  10  Gulden.  Diese  Verpflichtung 
nicht  auf  durchlöcherte,  absichtlich  beschädigte  o 
Stücke,  welche  Überhaupt  von  Niemandem  angen* 
müssen  ("). 

(<)  Mnnzvertrag  vom  24.  Jan.  1857  art.  1. 
früheren  14  Thalerfuss  ausgeprägten  Münzen  sollen  in  a 
nach  dem  jetzigen  30  Thalerfuss  geprägten  glcichstehei 
von  Jen  -Münzen  des  521/?  GuldenfusseB  im  Verh&ltmss  2 
froheren  24','z  Guldenfuss  geprägten  gleichnamigen  Mll 
trag  vom  24.  Jan.  1657  art.  4.  9.  Preussen,  Gesetz  ' 
§.S.  10.  Hannover,  Gesetz  vom  S.Juni  1857  §.9.  II 
sen,  Vorordnung  vom  18.  Mai  1857  §.  2.  Bayern, 
25.  Aug.  1858  §.  5.  6.  10.  Die  im  umlaufe  beßfidlicl 
•eilten  zum  Coorse  von  2  fl.  42  kr.  aufrecht  erhalten ,  ; 
eingezogen  werden.     Mtlnchener  Convention  vom  7.  Aug. 

(2)  Mtlnzvertrag  vom  24.  Jan.  1857  art.  2. 
Convention  vom  7.  Ang.  1858.  Bayern,  Verordnnni 
1858  §.  2  —  5.  Die  groben  Münzen  des  Thalerfusses 
Doppelthaler,  das  '/3  und  Ve  Thalerntllck;  der  Thaler 
Groschen  ä  12  resp.  10  Pfennige.  Preussen,  Gesetz 
§.  2.  3.  7.  Hannover,  Gesetz  vom  3.  Juni  1857  §. 
iea,  Verordnung  vom  18.  Mai  1857  §.  2.  Die  groben 
denfasfies  sind  der  Golden,  Doppelgulden  ,  das  !/s  nnd 
der  Gulden  theilt  sich  in  60  Kreuzer  k  4  Pfennige.  A 
gelten    jedoch    nur    das   Ein-  und  Zweithalerstück.      H 
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24.  Jan.  1857  art.  8.     Ausserdem  war  für  Oestreich  und  Liechten- 
stein der  45  Guldenfuss  vorgeschrieben. 

(3)  Münzvertrag  vom  24.  Jan.  1857  art.  5. 

(4)  Münzvertrag  vom  24.  Jan.  1857  art.  6.  Prenssen,  Ge- 
setz vom  4.  Mai  1857  §.6.  Hannover,  Gesetz  vom  3.  Juni  1857 
§.18.     K.  Sachsen,  Verordnung  vom '18.  Mai  1857  §.  4. 

(6)  Daher  wiegen  18Va  Doppelthaler,  27  Thaler  und  936/i0  Sechs- 
telthalerstücke  je  ein  Pfund.  Münzvertrag  vom  24.  Jan.  1857  art.  7.  10. 
Preussen,  Gesetz  vom  4.  Mai  1857  §.5.  6.  Hannover,  Gesetz  vom 
3.  Juni  1857  §.  20.  E.  Sachsen,  Verordnung  vom  18.  Mai  1857 
§.  4.  Bayern,  Verordnung  vom  25.  Aug.  1858  §.  9.  Münchener  Con- 
vention vom  7.  Aug.  1858  art.  5.  Die  Abweichung  im  Mehr  oder  We- 
niger darf  in  der  süddeutschen  Währung  im  Feingehalt  bei  den  Zwei- 
gulden, Gulden  und  Halbgulden  nicht  mehr  als  3  Tausendtheile,  bei  den 
Viertelgulden  nicht  mehr  als  5  Tausendtheile;  im  Gewichte  bei  den 
Zweigulden  nicht  mehr  als  3  Tausendtheile,  bei  den  Gulden  nicht  mehr 
als  5,  bei  den  Halbgulden  nicht  mehr  als  7  und  bei  den  Viertelgulden 
nicht  mehr  als  10  Tausendtheile  betragen. 

(6)  Münzvertrag  vom  24.  Jan.  1857  art.  5.  11. 

(7)  Münzvertrag  vom  24.  Jan.  1857  art.  8.  14.  Preussen, 
Gesetz  vom  4.  Mai  1857  §.  10.  Hannover,  Gesetz  vom  3.  Juni 
1857  §.  10.  16.  Bayern,  Verordnung  vom  25.  Aug.  1858  §.  11.  13. 
Es  ist  jedoch  gestattet,  Zahlung  in  Vereinsmünzen  zu  bedingen  mit  der 
Wirkung,  dass  dieselbe  lediglich  in  Vereinsmünzen  zu  leisten  ist.  Siebe 
schon  die  Reichsmünzordnung  von  1559  §.11.  Die  gemeinen  Reichs- 
münzen sollen  von  männiglich  im  Reiche  in  Kauffen  und  Verkauften  und 
sonst  in  Bezahlung  bis  auf  den  ein  Kreuzer  inclusive  für  Wehrschalt 
ausgegeben  und  genommen  werden. 

(8)  S.  Hannover,  Gesetz  vom  3.  Juni  1857  §.13. 

(9)  Münz  vertrag  vom  24.  Jan.  1857  art.  12.  13.  Münchener 
Convention  vom  7.  Aug.  1858  art.  7.  14.  18.  19.  Nothwendige  Ein- 
ziehung beim  Verlust  von  2  und  resp.  l1/2%  des  Normalgewichtes. 
Hannover,  Gesetz  vom  3.  Juni  1857  §.  23.  Verfälschte,  durch- 
löcherte oder  sonst  anders  als  durch  den  Umlauf  am  Gewichte  verrin- 
gerte Stücke  werden  zur  Einziehung  nicht  angenommen. 

(t0)  Münzvertrag  vom  24.  Jan.  1857  art.  13.  Münchener  Con- 
vention vom  7.  Aug.  1858  art.  8.  14.  Hannover,  Gesetz  vom  3.  Juni 
1857  §.  21.  22. 

(u)  Münzvertrag  vom  24.  Jan.  1857  art.  14.  Preussen,  Ge- 
setz vom  4.  Mai  1857  §.7—9.  K.  Sachsen,  Verordnung  vom  18.  Mai 
1857  §.  5.  Bayern,  Verordnung  vom  25.  Aug.  1858  §.  12.  Münchener 
Convention  vom  7.  Aug.  1858  art.  10.  11.  (Gemeinschaftliche  6  und  3 
Ereuzerstücke  zu  einer  Ausmünzung  von  58  El.  aus  dem  Pfund  feinen 
Silbers).  Hannover,  Gesetz  vom  18.  Juni  1857  §.  15.  25.  Der  Ge- 
brauch fremder  Scheidemünze  kann  abgesehen  von  ausdrücklicher  Zu- 
lassung aus  besonderen  Gründen  (Grenzverkehr)  verboten  werden. 

(12)  Münzvertrag  vom  24.  Jan.  1857  art.  15.  17.  Hannover, 
Gesetz  vom  3. Juni  1857  §.16.  K.  Sachsen,  Verordnung  vom  18.  Mai 
1857  §.6.  Bayern,  Verordnung  vom  25.  Aug.  1858  §.  14.  15.  Mün- 
chener  Convention  vom  7.  Aug.  1858  art.  14.  19. 


Cap.  3.    Dae  Geld. 


Neben  der  Silberwährung  wurde  durch  die  neu 
setzgebung  auch  die  Goldwährung  eingeführt,  welche 
fscultativer  Weise  bestanden  hatte  (') ,  nach  folgenden 
1)  Es  werden  Reichsgoldmünzen  ausgeprägt  zu  10  i 
Ton  welchen  auf  ein  Pfund  feinen  Goldes  139'/2  und  re 
gehen  (-)'.  2)  Das  Mieehungsverhältniss  derselben  bet 
Bendtheile  Gold  und  100  Tausendtheile  Kupfer,  so  das. 
markstücke  und  62,775  Zwanzigmarkstucke  je  ein  Pfu 
3)  Die  Abweichung  von  der  absoluten  Richtigkeit  i 
Weniger  soll  im  Gewichte  nicht  mehr  als  2Vj,  im  Fei 
mehr  als  2  Tausendtheile  des  Gewichtes  betragen  (*). 
äugen,  welche  gesetzlich  in  Silbermünzen  zu  leisten 
in  Reichsgoldmünzen  dergestalt  geleistet  werden,  dt 
markstöck  zum  Werthe  von  3'/3  Thaler  oder  5  Guide; 
Zwanzigmarkstück  zum  Werthe  von  6a/3  Thaler  od 
40  Kr.  gerechnet  wird  (°).  5)  Reichsgoldmünzen ,  < 
um  nicht  mehr  als  5  Tausendtheile  hinter  dem  Nora 
rückbleibt  (PasBirgewicht),  und  welche  nicht  durch  ge 
gesetzwidrige  Beschädigung  am  Gewicht  verringert  si: 
'  allen  Zahlungen  als  Tollwichtig  gelten  (6).  ß)  Diejeni 
ten,  welche  das  Passirgewicht  nicht  erreichen  oder 
Circulation  eingebüset  haben,  dürfen  von  öffentliche] 
wieder  aasgegeben  werden  und  Bind  resp.  auf  Koste 
nun  Einschmelzen  einzuziehen  (T).  7)  Die  Ausprägt] 
münzen,  deren  Beträge  der  Reichskanzler  bestimmt,  e 
Erlass  eines  Gesetzes  über  die  Einziehung  der  groben 
auf  Kosten  des  Reiches  auf  den  Münzstätten  derje 
Staaten,  welche  sich  dazu  bereit  erklärt  haben;  die  zt 
fenden  Goldmünzen  der  deutschen  Bundesstaaten  buk 
wegen  einzuziehen  (8);  auch  ist  der  Reichskanzler  er 
allmähliche  Einziehung  der  bisherigen  groben  Silb 
deutschen  Bandesstaaten  anzuordnen  (9). 

(1)  Nach  dem  Münzvertrage  vom  24.  Jan.  1857  er 
ten  als  Vereinsgoldmflnzen  Kronen  und  halbe  Kronen  zu 
Vioo  des  Pfundes  feinen  Goldes  (von  Oestreich  auch  Dal 
ausgeprägt  werden ,  ihr  Werth  sollte  jedoch  in  Silber  ni 
sitzen  der  gewöhnlichen  Preisbildung  im  Verkehre  bestimi 
hatten  die  Eigenschaft  eines  gesetzlichen  Zahlungsmittels 
mand  war  zu  ihrer  Annahme  gesetzlich  verpflichtet.  D 
den  einzelnen  Staaten  für  je  6  Monate  ein  Cours  der  ( 
Öffentlicher  Cassencoure  bestimmt  und  öffentlich  bekannt  g 
Vgl.  auch  Preussen,    Uesetz   vom   4.  Mai  1857    §.  14. 
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om    3.  Juni  1857    g.  36.    38.     K.  Sachaen,    Verordnung  vom 

1857  g.  10.  14.  Bayern,  Verordnung  vom  25.  Aug.  1858 
0.  Diese  Goldkronen  standen  in  keinem  festen  und  rationellen 
ias  weder  zu  den  Münzen  der  Silberwährung,  noch  zd  den  Mflm- 
i  anderer  Lander;    sie    konnten    sich    daher  weder  im  nationalen 

internationalen  Verkehre  einbürgern  und  der  Verkehr  in  Deutscb- 
r  auf  die  schweren  Silbermünzen  und  auf  Papiergeld  angewiesen, 
»beistände  führten  zur  endlichen  Einführung  der  Gold-  neben 
irw&hrung  durch  das  Reichsgesetz  vom  4.  Dec.  1871.  Siehe  die 
und  Verhandlungen  hieza  in  Hirth's  Annalen  1872  p.  647  1 
ptsächlich  von  dem  Handelsstande  der  Seestädte  (durch  Soet- 
efürwortete    ausschliessliche  Goldwährung    (§.  377    Anm.   10}  ist 

wenigstens  zur  Zeit  nicht  zur  Geltung  gelangt  und  wird  auch 
•ucksetzung    der  grosseren  Hasse  des  Volkes   in    ihren  Interesses 

ihrem  Recbtsbewusstsein    nicht    zur    Geltung    gelangen    können; 

hätte  zur  Folge,  dass  der  Goldverkehr  der  ärmeren  Classeu,  die 
lere  Zahlungen  empfangen  und  ausgeben,  nur  in  schlechter  Ys- 
leidemünze)  stattfinden  würde,  was  geradezu  wie  eine  einseitige 
ung  des  Consums  dieser  Classen  wirken  muss.     Vgl.  auch  §.377 

Reichsgesetz  vom  4.  Dec.  1871  §.  1—3.  Da  aus  einem  Pfände 
)  Thaler,  also  9mal  der  Werth  von   10  Mark  ausgeprägt  wirf, 

anter  Zugrundelegung  des  Werihverhältnisses  zwischen  Silber 
1  von  1:15V?  aus  einem  Pfunde  Gold  9  mal  15>/2  =  139 Vj 
ke  zum  Werthe  von  10  Mark  zu  prägen.  Nach  dem.  Entwürfe 
e  Mark  in  10  Groschen  ä  10  Pfennige  getheilt  sein;  es  wnrfr 
m  Reichstage  der  Antrag  auf  unmittelbare  Theilung  in  100  Pfen- 
renommen,  wodurch  die  Bezeichnung  von  10  Pfennigen  als  Gro- 
ach  Analogie  des  französischen  aous)  im  Verkehre  nicht  ansge- 
i  ist.  Anch  wurde  die  gleichfalls  im  Entwürfe  vorgeschlagene 
tung  von  30  Mark  Stücken  (=  10  Thaler)  vom  Reichstage 
it. 

Beichsgesetz  vom  4.  Dec.  1871   §.  4.     Ueber  die  äussere  Fora 
•zen  vgl,  §.  5  ibid. 
i  Reichsgesetz  vom   4    Dec.  1871  §.  7.     Das  Verfahren  bei  Aue- 

der  Goldmünzen  unterliegt  der  Beaufsichtigung  des  Reiches  und 
tn  Bundesratbe  festgestellt.  Die  Toleranz  ist  nach  den  Motive» 
wurfs  dahin  zu  verstehen,  dass  nur  bei  einzelnen  Mflnistuckai 
te  Maximum  der  Abweichung  zulässig  ist,  während  im  Gansei 
3  normale  Feingebalt  ausgebracht  werden  muss. 
I  Reichsgesetz  vom  4.  Dec.  1871.  Auch  wurde  zugleich  daa 
liss  znr  Lttbischen  nnd  Hamburger  Curantwährong   (10  Mark  — 

ö'/a  Schilling)  und  zur  Bremischen  Goldwährung  (10  Mark  = 
aler  Gold)  festgestellt;  die  Feststellung  eines  Wertausdruckes 
Hamburger  Bankvaluta    (10  Mark  =  6  Mark   9  ,3/„  Schilling) 


<  Beichsgesetz  vom  4.  Dec.  1871  §.  9. 
I  Reichsgesetz  vom  4.  Dec.  1871  §.  9. 

vom    4.  Dec.    1871    g.   6.    11.      Zur    AnsfOkmag 
aiing  hat  der  Bundesrath  unterm  7.  Dec.  1871 
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dass  vorerst  100,000  Pfand  fein  auszumünzen  seien,  zu  9/10  in  20  Mark- 
stücken und  zu  Vio  iQ  10  Markstücken,  und  dass  für  die  sämmtlichen 
Kosten  der  Prägung  Seitens  der  Reich scasse  den  Münzstätten  für  je  ein 
Pfund  in  10  Markstücken  ausgemünztes  Feingold  oder  für  139V2  10  Mark- 
stücke 6  Mark  und  für  je  ein  Pfund  in  20  Markstücken  4  Mark  ver- 
gütet werden.     Hirth's  Annalen  1872  p.  816. 

(3)  Reichsgesetz  vom  4.  Dec.  1871  §.  11.  Diese  Befagniss  ist  nur 
im  administrativen  Sinne  zu  verstehen;  das  Recht  zur  Ausübung  legis- 
lativer Acte  (Ausser  Cours  -  Setzung ,  Devalvirnng)  ist  darin  nicht  ent- 
halten. Erklärung  des  Reichskanzleramts- Präsidenten  in  der  3.  Berath- 
ang des  Gesetzes  (Hirth's  Annalen  1872  p.  846). 


Capitel  4. 
Der    Credit. 

I.    Im  Allgemeinen. 

§.    381. 

Der  Credit  ist  die  Verfügung  über  einen  Werthbetrag  (Werth- 
snmme)  an  sich  ohne  Verbindung  mit  einem  äusseren  "Werthob- 
jecte  (*)•  Zwar  ist  der  Werth  die  allgemeine  Vermögensqualität  der 
Güter  (Producta)  und  folglich  ohne  Beziehung  auf  letztere  nicht 
denkbar;  allein  die  wirtschaftliche  Entwicklung  läset  bei  höherer 
Ausbildung  der  Productions-  und  Verkehrsverhältnisse  unter  gewis- 
sen Voraussetzungen  die  ideelle  Lostrennung  des  Werthes  von  den 
Producten  zu,  wodurch  er  zu  einem  selbständigen  Gegenstand  recht- 
licher Verfügung  für  wirtschaftliche  Zwecke  werden  kann.  Hie- 
durch  tritt  der  Credit,  meist  in  Obligationsgestalt,  also  in  Bezieh- 
ung auf  bestimmte  Personen  (2) ,  als  eine  besondere  Gattung  des 
Vermögens  (Capitals)  in  der  Volkswirtschaft  hervor  und  stellt  sich 
insbesondere  als  reines  (unkörperliches)  Werthvermögen  dem  Gelde 
zur  Seite.  Wer  Credit  hat,  kann  somit  über  Werthbeträge  verfügen 
ohne  gleichzeitige  und  gleichmässige  Verfügung  über  Producte,  auf 
welche  dieselben  sich  beziehen,  wesshalb  der  Credit  auch  nicht 
nothwendig  den  Besitz  verkehrsfähiger  Sachen  von  gleichem  Werthe 
erfordert,  sondern  als  insoweit  selbständiges  Productionsergebniss 
für  die  Einzelnen  sich  darstellt  (3).  In  objectiver  Hinsicht  kann  der 
Credit,  gleich  den  Sachen,  zu  einem  Gegenstand  des  Verkehres 
werden  und  es  entsteht  hieraus  ein  besonderer  Zweig  productiver 
Thätigkeit,  welcher  die  ordnungsmässige  Begründung,  Befestigung 
und  Ausbreitung  von  Creditverhältnissen  zur  Aufgabe  hat.  Soweit 
der  Credit  nicht  blos  zwischen  einzelnen  Privatpersonen  versirt,  son- 
dern allgemeine  Geltung  erlangt,    kommt  ihm  auch  ein  öffentlicher 
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Character  zu  und  Bteht  er  als  öffentliche  Er? 
der  Aufsicht  and  Leitung  des  Staates  (*).  Da 
Werthobject  auch  Umlaufafähigkeit  besitzt  und 
neben  dem  Gelde  gebraucht  werden  kann,  so 
dit  bezügliche  productive  Thätigkeit  wesentlich 
Sicherung  des  Güterumläufe«  und  damit  der  I 
Zwecke  und  er  muss  als  ein  beBonden  w: 
mittel  der  Productivität  im  Allgemeinen  bezeic 

C1)  Im  practischen  Erwerbsleben  wird  der 
reo  Gelde  geachtet,  d.  h.  die  dem  Gelde  zukom 
kann  in  gewissen  Grenzen  auch  durch  den  Credit 
nun  das  Geld  als  Zahlmittel  zur  Vergütung  des  7 
so  musa  die  gleiche  Function  auch  dem  Credit  ei 
Credit  hat  (wie  das  Eigenthnm  und  das  Capital) 
und  objeetive  Bedeutung  eines  Vermögensrechtes 
objectes;  er  entsteht  wie  jedes  Werth vermögen 
ist  von  der  Gesetzmässigkeit  der  Productionsverb! 
gewöhnlichen  Definitionen  des  Credits :  1)  Vertraut 
keit  einer  Person;  2)  Fähigkeit  über  fremde  G 
Entrichtung  des  Gegenwerthes  zu  verfugen,  treffe 
Sache.  Vgl.  Roesler,  Das  Wesen  des  Credits  i 
Darlehens  in  Goldschmidt's  Zeitschrift  für  Han 
wo  die  Literatur  eingehend  erörtert  ist.  Bei  d< 
richtige  Begriff  des  Credits  als  pecunia  credita 
der  stricti  juris  obligationes  vor.  Vgl.  Roesler 
Vgl.  insbesondere  Stein,  Handbuch  der  Volkswir 
Nur  ist  zu  bemerken,  dass  der  Credit  ebenso  v 
schreitenden  Entwicklung  unterliegt  und  sich  v 
und  einfachen  Gestalt  des  Darlehens  immer  meb 
bei  höherer  Entwicklung  der  Begriff  des  Darlehens 
gelegt  werden  kann. 

(a)  Der  Credit  tritt  zwar  häufig  in  der  Fi 
Sprechens  auf  und  zieht  insoweit  die  rechtliche  Nc 
ung  (solutio)  nach  sich,  doch  ist  dies  nichts  West 
Bestehen  des  uneinlOslichen  Papiergeldes,  uokündba 
hervorgeht. 

(s)  In  Geld  kann  der  Werth  der  Güter  nur 
wirklichen  Umsatz  im  Verkehre.  Der  Credit  er, 
Verfügung  in  Bezug  auf  Güter,  welche  1)  Uberhs 
den  Verkehr  gegeben  werden  (stehendes  Capital); 
Verkehr  treten  können,  aber  zur  Zeit  des  Wert 
denselben  eingetreten  sind  ( Lagervorräte  etc.);  ! 
durch  Production,  sondern  durch  andere  Rechtstit 
erhält  (persönlicher  Credit).  Hieduroh  wird  die 
Production  in  hohem  Grade  von  dem  unmittelbar 
hängig  und  folglich  in  ein  höheres  Stadium  der 
Auf' Grund  der  Productivität  im  Ganzen  komm 
and  jeder  Einzelperson  unter  gewissen  Voraussetz 
gewissem  Umfang  zu,  über  welchen  wie  über  baat 
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kann;   der  Credit   involvirt   daher  eine  weitere  and  feinere  V« 
der  Cspitalbildung  im  System  der  Erwerbsgemeinschaft. 

(*)  An  sich  wird  der  Credit  ausgegeben  (emittirt),  wie 
Sa  er  aber  nicht  wie  diesen  eine  körperliche  Bache ,  sondern 
liebes  Vermögen  ist,  so  bedarf  es  1)  eines  äusseren  Träge: 
welch  eil  er  gleich  dem  Celde  zur  körperlichen  Erscheinung  gelt 
2)  der  Beobachtung  bestimmter  Rechts  formen ,  durch  welch 
Credit  liegende  Vermögen  rechtliche  Existenz  gewinnt.  Beim  9 
Credit  müssen  die  Grundsätze  des  Öffentlichen  Rechtes  beobachti 
Daher  stehen  Wechsel,  Anweisungen,  gewöhnliche  Schuldverscl 
hinsichtlich  der  subjektiven  Berechtigung  der  Emittirung  (A 
und  der  materiellen  Rechtsfolgen  unter  den  Grundsätzen  de 
Papiergeld,  Banknoten  etc.  unter  den  Grundsätzen  des  Verwalte 
Demnach  kann  das  Recht,  für  den  allgemeinen  Umlauf  bestimn 
papiere  (an  porteur)  auszugeben,  nicht  von  selbst  in  der  pi 
liehen  Fähigkeit,  obligatorische  Verbindlichkeiten  einzugehei 
sondern  es  ist  dies  eine  unter  staatlicher  Aufsicht  stehende 
Berechtigung.  Preussen,  Cab.-Ordre  vom  17.  Juni  1883. 
Gesetz  vom  5.  Juni  1860.  Bundesgesetz  vom  8.  Juni  1871 
Inhaberpapiere  mit  Prämien.  Bundesgesetz  vom  16.  Juni  187 
§.  384.  A.  H.  ist  Ooldschmidt,  Handelsrecht  I.  2  §.  106 
Daher  können  auch  Papiere  auf  den  Inhaber  in  der  Regel  nur 
Öffentlichen  Behörde  oder  von  der  Anstalt,  welche  sie  emittirt  i 
Coars  gesetzt  werden.  K.  Sachsen,  Gesetz  vom  8.  Juni  1 
Bayern,  Min . -Entschliessung  vom  30.  Aug.  1855  und  10. 
betr.  die  Vinculirung  der  von  den  Gemeinden,  Stiftungsverwa.lt 
erworbenen  Papiere  au  porteur.  S.  noch  Beschorner,  Eiset 
§.  39.  —  Mit  dem  Münzregal  darf  übrigens  jenes  Recht  nieb 
binduug  gebracht  werden. 

(B)  Die  Credherzeugung  ist  an  sich  wie  die  Wertherze 
Allgemeinen  die  Sache  der  Production ;  dagegen  die  Organiei 
Entwickhing  der  allgemeinen  Bedingungen  der  Creditbildung 
den  Öffentlichen  Angelegenheiten,  gleich  dem  Mass-  nnd  Gewic 
Verkehrswesen  etc.  Der  Credit  verhalt  sich  zum  Baargelde, 
die  Eisenbahn  zur  Landstrasse. 


Credit  hat  an  sich  Jeder,  dem  die  Verfügung  aber  eine 
betrag  zusteht.  Daraus  folgt  nicht,  dass  jeder  Besitzer  ehn 
ohjeetes  auch  stets  zu  dem  gleichen  "Worthbetrage  Crei 
Denn  da  das  Wesen  des  Credits  in  der  ideellen  Lostren 
Werthea  von  den  äusseren  "Werthobjecten  besteht,  so  1 
selbständiger  weiterer  Einflüsse,  um  diese  Lostrennung  im 
teu  Verkehre  aufrecht  zu  erhalten.  Die  Creditfähigkeit  l 
Allgemeinen  sowohl  auf  der  Fähigkeit,  Werthe  durch  Producta  t 
zubringen,  als  auch  auf  der  Fähigkeit,  diesen  Wertben  im 
möglichst  selbständige  Geltung  zn  verleihen  (Fundation) 
Höbe  des  Credits  der  Einzelnen  wird  daher  bestimmt  dar 
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der  Gesellschaft  herrschende  Produktivität  im  AlLgemeiuen  und  durch 
die 'Wirksamkeit  der  Einrichtungen,  welche  behufs  der  Anerkennung 
efestigong  des  Credites  bestehen.  In  dieser  Hinsicht  ist 
in  Privat-  und  öffentlichem  Credit  zu  unterscheiden,  je  naeb- 
t  Credit  einer  Person  nur  von  Einzelnen  anerkannt  wird  oder 
itlicher  Geltung  steht  (-)-  Letzteres  ist  insbesondere  der  FsB 
taste;  in  das  System  des  öffentlichen  Creditwesena  gehören 
ich  alle  Einrichtungen,  welche  bestimmt  sind,  den  Privateredit 
Itung  des  öffentlichen  zu  erheben  oder  mit  öffentlichen  Ga- 
zu  versehen.  Hiedurch  wird  der  Credit  zu  einem  Gegen- 
der  socialen  Verwaltung,  deren  Aufgabe  es  ist  1)  den  Öftent 
Credit  unmittelbar  in  Umlauf  zu  bringen  (Papiergeld) ;  2)  dea 
redit  vom  Standpunkte  der  öffentlichen  Ordnung  and  Sicher- 
organisiren  (Creditan stalten)  (3). 

)  Die  Vermittlung  zwischen  dem  Credit  und  den  Producten  bildet 

tallgeld,  gegen  welches  daher  der  Credit  zeitweise  umgewechselt 
muss;  inaoferne  bedarf  der  Credit  der  Stütze  des  B aarge ld es  (Me- 
i  des  Credits).  Jene  Umwechselung  bestimmt  sich'  nach  den  all* 
:n  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  des  Gutem  ml  auf  es;  sie  ist  dt- 
entlichen  Charakters  und  kann  nicht  kraft  Privatrechts  geltend 
t  werden,  ausgenommen  soweit  wie  beim  Wechsel  etc.  ein  prirnt- 
her  Vertrag  zu  Grunde  liegt.  Gold  Schmidt,  Handelsrecht  L 
i.  Neben  der  sog.  Metallfundation  des  Credits  wird  anch  dessen 
merfundation  hervorgehoben.  Stein,  Handbuch  p.  241.  Boes- 
rundsätze  der  Volkswirtschaftslehre  §.  67. 
')  Dem  Privatcredit  gehören  vornehmlich  an  Wechsel,  Anweit- 
md  einfache  Schuldverschreibungen  (Hypotheken);  dem  öffentlichen 
insbesondere  alle  Inhaberpapiere,  deren  Geltung  nothwendig  der 
:hen  Basis  bedarf  und  daher  nicht  auf  Grundsätze  des  Privatrechti 
t  werden  kann.  Stein,  Handbuch  p.  242  —  244.  8.  die  vtr 
ien  Versuche,  das  Inhaberpapier  privatrechtlich  so  constrniren  bä 
igny,  Obligationenrecht  IL  p.  92  ff.  Gengier,  Deutsches  Pri- 
tl.  p.l70ff.  v.  Gerber,  Deutsches  Privatrecbt  §.161.  Kuntie, 
von  den  Inhaberpapieren  Leipz.  1857.  S.  auch  v.  Savignj 
.  p.  90.  Unger,  Rechtlich«  Natur  der  Inhaberpapiere  1857. 
i  Rechtsphilosophie  4.  Aufl.  II.  1.  p.  409,  wo  die  publicistLwho 
der  Obligationen  an  portenr  anerkannt  ist ;  ferner  die  Citate  bei 
chmidt,  Handelsrecht  I.  2.  p.  1200  Anm.  8  (bezüglich  des  Pa- 
M. 

3)  Sowohl  das  Papiergeld,  als  auch  die  verschiedenen  Creditan- 
gehören  daher  au  den  öffentlichen  Erwerbseinrichtungen  und  bÜ- 
n  Inhalt  der  öffentlichen  Ordnung  des  Creditwesens;  verschied» 
lind  die  dorn  Privatrechte  angehörenden  Rechtsgeschäfte  Aber  Cre- 
mte, insbesondere  der  Wechsel  vertrag ,  die  Uebertragung  von  Cre* 
arungen  u.  dgl.  m. 
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II.    Du  Papiergeld. 

Quellen:  Beiehsverfassung  von  1871  ort.  4  Zi\ 
IG.  Juni  1870  betr.  die  Ausgabe  von  PapieryeU.  Um 
1370  bttr.  die  Gründung  öffentlicher  Darlehenscnssen  im 
Wientcasstntcheinen.  Münzvertrag  vom  34.  Jan.  185', 
Verordnung  vom  4.  Febr.  1806  (Tresor scheine).  Cab.-C 
Gesetze  vom  17.  Juni  1833.  15  April  1848.  19.  Mai  3 
Kurbetten,  Gesetze  vom  36.  Aug.  1848  und  34.  Märt 
vom  33.  Jan.  1840.  16.  Febr.  1849.  7.  Juni  1856  und  4. 
ten,  Gesetz  vom  6.  Sept.  1855.  Verordnung  vom  36. 
Gesetz  vom  4.  Sept.  1866.  Würtemberg,  Gesetz  vom 
Gesett  vom  3.  Märt  1849  und  5.  Juni  1860.  Mee 
Verordnung  vom  30.  Mai  1870.  Oestreich,  Getett  vc 
Literatur:  v.  Rönne.  Freut*.  Staatsrecht  3.  4 
Baur.  Vtrwaltttngsrecht  3.  Aufl.  §.  305.  Wehret, 
t.  Eirehttetter,  Commentar  tum  A.  B.  G.  B.  1868  j 
buch  der  Verwaltungslehre  p.  339  ff.  Hau,  Lehrbuch  . 
Paliteiurittentchaft  3.  Aufl.  IL  g.  184.  Wagner,  art. 
tfi  StaatstcÖrterbueh  Band  7.  Nebeniut,  Der  öffentli 
Roetler,  Grundsätze  der  VolksKirthschaftslehrc  §  7t 
f.  150  ff.  Goldschmidt,  Handeltrecht  I.  3.  §.  107. 
ton  den  Inhaberpapieren  1857  §.10I/f.  v.  Savigny,  0< 
Klüber,  Oeffenllichet  Recht  des  deutschen  Rundet  §.  >, 
Preuss.  Papiergelde  (Zeitschrift  für  Gesetzgebung  und  . 
Bd.  3.  p.  101  ff.).  A.  Wagner,  Geschichte  und  Krit 
tettilperiode  (Zeitschrift  für  Staatswissenschaft  Bd.  1'. 
GM-  und  Credittheorie  der  Peel' sehen  Bankacte  1863. 
tic*  of  currency  Lond.  1844. 


Das   Papiergeld    begreift   im  Allgemeinen 

Wertharten,  welche  die  (Zahlung« -)  Function  des 
versehen.  Es  wird  ausgegeben  in  der  Form 
künden,  welche  nicht  nothwendig  Schuldurkun 
Im  weiteren  Sinne  gehören  dahin  alle  Creditun 
rar  Entrichtung  von  Werthbetragen  an  Andere 
uoten,  Anweisungen,  oheks  u.  a.  m.)^);  im  ei 
vom  Staate  oder  mit  dessen  Genehmigung  von 
Personen^)  (Gemeinden,  Corporationen)  ausgegel 
in  öffentlicher  Geltung  stehenden  Geldpapiere. 
Münze  and  Zwangscours  (volle  Gültigkeit  und 
allen  Zahlungen  auch  unter  Privaten)  sind  dei 
wesentlich  (*).  Ersteros  ist  jedoch  die,  Regel  (c 
sieht  entscheiden   in  Ermangelung  einer   auadri 
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suchen  Grundsätze  über  Geldzahl 
gangbarer ,  auf  die  gesetzliche  Wähl 

abgesehen  von  besonderen  Verein- 
fmständen,  in  der  Kegel  nicht  verw< 
piergeld,  wenn  es  auch  auf  Wähn 
irung  ist,  so  hat  es  einen  selbstSi 
betrage,  worauf  es  lautet,  gleichi 
inn  {"')-  Die  Coursschwankungeo  de 
dem  Credit  des  Emittenten  und  doi 
■ung  bezweckenden  Einrichtungen 
i  Zustande  der  Productivität  und 
ie  selbständige,   wenn   auch  entleh 

ebensowenig  beim  Paricours  des  ! 
gen  von  demselben  vorhanden,  dt 
einen  bestimmten  Werthbetrag  in  d 
adessen  ist  mit  dem  Papierconrse  fa 
besonderen  Werthrechnung  vermin 
geld  nicht  selbst  Werthmass  ist,  & 
fünzbetrag  der  Landeswährung  lau 
Uvea  Geld  oder  das  Metallgeld  re 
ad  nicht  selbst  ein  Werthbetrag  sei 
ine  körperliche  Sache  ist,  sondern 
1  Yerhältniss  der  Sachen  (Product 
ntität,  kann  er  auch  durch  den  Cred 
x  Existenz  gebracht  werden. 

er  Aussteller  muss  daher  nicht  noth 
stimmte  Verpflichtungen ,  insbesonder 
i ;  auch  wo  dergleichen  Verpflichtung« 
,  z.  B.  in  einem  Gesetze,  ansgesproer. 
das  Papiergeld  regelmässig  als  un- 
Preuasen,  Verordnung  vom  17.  , 
jc.  1824.  Gesetze  vom  18.  nnd  30.  A 
251.  m.  §.487.  v.  Savigny,  Obli 
ist  jedenfalls  insofern  richtig,  als  c 
lurch  administrative  Rücksichten  gebe 
i.  a.  0.  p.  1203.  Indessen  können 
öffentliche  Atilehen,  namentlich  schwe 
■sieht  und  Erklärung ,  sie  binnen  best: 
irückzuzahlen  nnd  es  können  solche  E 
S.  z.  B.  das  Bundesgesetz  vom  21.  J 
heu  Geldbedarf  der  Militär-  nnd  Mb 
eh  ung  des  Bundeskanzlers  hiezu  vom  i 
icht  dagegen  die  Wechsel,  welche  n 
begründen  und  einen  öffentlichen  C 
ort,  Wecbselrecht  p.  49.  Bremer, 
Wechselrecht  p.  13.    Ebensowenig 
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ihrer  Natur  nach  in  jedem  einzelnen  Fall  zur  Einlösung 
wie  die  Wechsel.  S.  ttber  den  Verkehr  mit  Zinscoupo 
Handelsblatt  (Herausgeg.  von  Dr.  Ä.  Meyer)  1871  N 
denburg,  Der  Verkehr  mit  verfallenen  Coupons  und  Di' 
in  Goldschmidt'a  Zeitschrift  ffir  Handelsrecht  Bd.  4. 
item  des  Zeltelbank wesens  p.  13.  16  und  die  dort  angef 
kammerberichte  in  der  Freuss.  Statistik  XI.  1867.  Ph.  ( 
and  Praxis  des  Zettelbankwesens  München  1867  p.  133. 
gegen  können  Coupons,  insbesondere  in  gewissen  Verki 
Gelds arrogate  benutzt  werden.  8.  Oestreich,  Erlass  vo 
durch  welchen  die  Coupons  der  Staatsobligationen  als  Stt 
toi  an  allen  Cassen  zugelassen  wurden.     Stein,  Eandbui 

(3)  Ueber  Privatpapiergeld   vgl.  Wagner,    Zettelb: 
ßoldschmidt  ,  Handelsrecht  I.  2.  p.  1200  Anm.   10. 

(«)  Ooldschmidt,  Handelsrecht  I.  2  §.  108. 
such  Üneinloslicbkeit  kein  wesentliches  Erfordertes  für  ! 
richtig  Wagner,  Zettelb  an  kwesen  p.12  u.  a.  Schafft 
Die  Frage  der  Baareinlöeung  ist  eine  administrative ;  sie 
dem  Wesen  des  einzelnen  Papiergeld  Stückes ,  sondern  m 
lammtaystem  des  Creditumlaufes  und  dem  ganzen  jeweili 
Volkswirt  hschaft,  insbesondere  auch  mit  Rücksicht  auf 
Emittenten  und  die  vorhandene  Menge  anderweitiger  Cre 
beantwortet  werden.  Keinen  Zwangsconrs  besassen  auch 
des  Bandesgesetzes  vom  21.  Juli  1870  ausgegebenen 
tcheine.  8.  auch  das  Preuss.  Edict  vom  7.  Sept.  181' 
damals  coarsirenden  Tresorscheine  und  die  Gab. -Ordre  vor 
t.  Renne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Ann.  IL  §.  479.  S.  da 
Gesetz  vom  4.  Dec.  1866  betr.  die  Emission  unverzine 
Weisungen  art.  2:  diese  Cassen  an  Weisungen  gelten  in  Ba 
tiches  Zahlungsmittel  nnd  werden  daher  auch  von  allen H 
ihrem  vollen  Nennwerthe  an  Zahlungsstatt  augenommen. 

(*)  Vgl.  §.  384. 

(6)  Vgl.  oben  §.  378,  Wenn  es  in  den  Gesetzen 
dasa  Papiergeld  nur  nach  freier  Uebereinknnft  der  Part 
gegeben  werden  könne  (Preassen,  Verordnung  vom 
g.  1.  Edict  vom  7.  Sept.  1814  8-  VI.  Verordnung  toi 
i  7.  Cab.-  Ordre  vom  21.  Dec.  1824.  Gesetz  vom 
K.  Sachsen,  Gesetz  vom  6.  Sept.  1855  §.  5.  Bund 
21.  Juli  1870  g.  2),  so  ist  damit  nur  der  Zwangscoun 
Staates  ausgeschlossen ,  es  kann  jedoch  darin  keine  Aufh 
meinen  Grundsätze  über  Geldzahlung  liegen.  In  der  Ke 
piergeld  ein  particulärer  Zwangsconrs  bei  den  Öffentlich 
rtnmt  (Steuer tun dation) ;  auch  umgekehrt  findet  zuweilen 
gewissen  Cassen ,  z.  B.  Zollcassen,  aus  administrative 
finanziellen  Gründen  statt.  Goldsohmidt,  Handelsret 
Anm.  55.  56.  Letzterer  vertritt  jedoch  noch  die  nnri 
dass  Private  Staatspapiergeld  Überhaupt  nicht  zu  nehm« 
dagegen  auch  Keyssner  a.  a.  O.  p.  112.  126.  133. 
schrift  für  Rechtspflege  und  Gesetzgebung  in  Preussen  I. 
welchem  Rechte  ein  Einzelner  conrsirendes  Papiergeld  zurüi 
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ist  unerfindlich;  dagegen  ist  es  Sache  des  Emittenten,  sein  Papier  coro* 
fähig  zu  machen,  d.  h.  zu  öffentlicher  Geltung  zu  erheben. 

(J)  An  sich  muss  daher  Papiergeld  nur  zum  Cours  genommen  wer- 
den ,  nach  Analogie  einer  eingetretenen  Münzveränderung,  da  jede  Geld- 
schuld eine  Quantitätsschuld  ist.  Goldschmidt,  Handelsrecht  1 2. 
p.  1217  gegen  Schäffle,  System  §.  78.  Wenn  die  Annahme  zum  Nens- 
werth  gesetzlich  vorgeschrieben  ist,  wird  das  Agio  auf  die  Preise  ge- 
schlagen und  dies  findet  factisch  im  Verkehre  regelmässig  statt.  Dia 
Frage,  ob  bereits  begründete  Geldschulden  in  entwerthetem  Papiergelde 
zu  dessen  Nennwerthe  bezahlt  werden  können,  muss  daher  in  jenem  Falk 
bejaht  werden;  wer  die  Berücksichtigung  des  Agios  bei  der  Preisbe- 
stimmung unterlässt,  hat  den  Schaden  zu  tragen. 

(8)  Soweit  die  Berechnung  des  Papiercourses  gesetzlich  ausgeschlos- 
sen ist,  besteht  allerdings  factisch  eine  Papierwährung,  die,  mit  Silber- 
oder Goldwährung  verbunden,  das  Vorhandensein  der  DoppelwfibroBg 
ergibt.  Da  jedoch  der  dem  Papiergelde  anklebende  Creditwerth  keini 
äussere  feste  Grösse  ist,  sondern  leicht  erheblichen  Schwankungen  unter- 
liegt, so  ist  die  Aufrechthaltung  eines  festen  Werth Verhältnisses  zwischet 
Metall  und  Papiercredit  gegen  die  Natur  der  Sache  auch  dem  Staate 
nicht  möglich ,  wie  denn  die  Erfahrung  lehrt ,  dass  Gesetze ,  welche  det 
Zwangscour s  des  Papiergeldes  zum  Nennbetrage  vorschrieben,  wo  dies* 
nicht  von  selbst  sich  erhält,  nur  unheilvoll  wirkten  und  in  Kurzem  »• 
rückgenommen  werden  mussten.  S.  Preussen,  Verordnung  vom  4. Febr. 
1806  (Zwangscours  der  Tresorscheine  zum  Nenn werthe) ,  aufgehoben  dnrck 
Verordnung  vom  1.  Juni  1807.  Frankreich  (Assignaten),  Gesetz  vom 
18.  Sept.  1790  und  4.  Germinal  an  IV.  (4.  April  1796),  aufgehobea 
durch  Gesetz  vom  5.  Therm,  an  IV.  (23.  Juli  1796);  der  Zwangscomt 
völlig  beseitigt  durch  Gesetz  vom  16.  Pluv.  an  V.  (4.  Febr.  1797).  Ver* 
einigte  Staaten,  Gesetz  vom  8.  März  1863  und  20.  Juni  1864,  n 
rückgenommen  am  30.  Juni  1864.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3. Aul» 
IL  §.  479.  Dalloz,  Repert.  legisl.  Paris  1855  t.  35  §.  15.'  16.  30. 
Gold schmidt,  Handelsrecht  I.  2.  p.  1211.  —  Nicht  hieher  gehört 
der  Cours  bei  den  Wechslern,  da  diese  auch  für  Währungsgeld  eine  Pro- 
vision nehmen  und  namentlich  im  Auslande  selten  zum  vollen  Comt 
wechseln. 

§.     384. 

Die  Ausgabe  (Emission)  von  Papiergeld  ist  nur  dem  8ta$tm 
oder  mit  Genehmigung  des  Staates  und  nur '  auf  Grund  eines  « 
Antrag  der  betreffenden  Landesregierung  erlassenen  Reichsgesetat 
gestattet  (1).  Hiebei  sind  folgende  Grundsätze  massgebend:  1)  D* 
Papiergeld  darf  nur  auf  Silber  und  in  dem  gesetzlich  bestehend* 
Landesmfinzfu88  ausgestellt  werden  (2);  2)  Papiergeld,  welches  iä 
Zwangscours  ausgegeben  wird,  ist  jederzeit  auf  Verlangen  der  Inte" 
ber  gegen  vollwerthige  Silbermünzen  umzuwechseln  (3);  3)  das  stt 
Zeit  umlaufende  Papiergeld  kann  nach  stattgefundener  EinxiehüBf 
durch  neues,  jedoch  nicht  zu  geringerem  Nennwerthe,  ersetzt  ▼«• 
den  (4) ;   4)  der  Gebrauch  des  von  einem  anderen  Staate  ausgegeb*  < 
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oen  Papiergeldes  kann  tob  staatlicher  Genehmigung  al 
macht  werden,  häufig  wird  dabei  die  Einhaltung  eines 
Minimums  der  Nennbeträge  und  die  Errichtung  von  Aus? 
cassan  im  Inlande  zur  Pflicht  gemacht  (6) ;  5)  das  von  d 
Staaten  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  ausgegebene  Paj 
messt  gegenseitigen  rechtlichen  Schutz  gegen  Fälschung  i 

(')  Bundesgesetz  vom  16.  Juli  1870.  Baden, 
5.  Juni  1860.  Vgl.  oben  §.  381.  Nach  der  Reichsverfassni 
art.  4  Ziff.  3  unterliegt  die  Emission  von  fundirtem  und 
Papiergelde  der  Aufsicht  und  Gesetzgebung  des  Reiches.  -- 
Consolidation  des  deutschen  Staatspapiergeldes  Hirth,  in  de 
des  deutschen  Reiches  1871  p.  1103  ff.  —  Die  Papiergi 
der  Staaten  des  Nordd.  Bundes  betrug  nach  amtlicher  Nach 
H&ra  1870  circa  40';,  Hill.  Thaler,  wovon  circa  20 '/2  Hill, 
and  12  Hill,  auf  das  K.  Sachsen  fallen. 

C)  Münzvertrag  vom  24.  Jan.  1857  art.  22. 
(*)  Mfluzvertrag  vom  24.  Jan.  1857  art.  22.  Bay 
vom  4.Sept.  1866  §.  5.  Nach  dem  Prenss.  Gesetze  vom  1 
!■  2  war  den  damals  ausgegebenen  Cassenecheinen  keine  baai 
sondern  nur  die  allgemeine  Zahlung!  an  nähme  an  Öffentliche) 
gesichert.  Eine  theil weise,  aber  practisch  nicht  sehr  erl 
gelinng  der  Einlösung  liegt  in  der  Vorschrift,  dass  dieselbt 
wiasem  grosserem  Betrage  stattfinden  soll.  Z.  B.  Wttrten 
frt»  vom  1.  Juli  1849  (20  Fl.).  Das  Papiergeld  von  Walde 
iCourant  oder  in  Preuss.  Papiergeld  eingelöst  werden.  Gesetz 
1863.  Oestreich,  Gesetz  vom  5.  Mai  1866  betr.  die  Ueb 
früheren  Banknoten  zu  1  und  5  Fl.  als  StaatBnoten;  Zeitpu 
der  Einlösung  sollten  durch  ein  besonderes  Gesetz  bestin 
Tgl.  noch  E.  Sachsen,  Gesetz  vom  6.  Sept.  1855  und  Van 
26.  Jan.  1857  wegen  Anfertigung  und  Ausgabe  nener  Cassei 
(*)  Reichsgesetz  vom  16.  Juni  1870  §.  2. 
(*)  Prenssen,  Gesetz  vom  14.  Hai  1855  und  25.  Mai 
ordnnng  vom  18.  Mai  1864  betr.  das  Verbot  der  Zahlung! 
ausländischen  Banknoten  nnd  Ähnlichen  Wer th zeichen.  t 
Verordnung  vom  8.  Juli  1855  und  18.  Mai  1857  die  Verw« 
der  Werthzeichen  als  Zahl  mittel  betr.  Bayern,  Verordnu 
lad  24.  Nov.  1855.  Baden,  Verordnung  vom  21.  Dec. 
Vention  der  TbOring.  Staaten  vom  21.  Jan.  1856.  Wag 
jWnkwesen  p.  38. 

t  (6)  S.  das  mit  dem  Zollvertrage  vom  19.  Febr.  1853  i 

Äetselben  abgeschlossene  Münzcartel.  Münzvertrag  vom  \ 
■rt.  25.  Bayern,  Verordnung  vom  25.  Aug.  1858.  Bu 
vom  21.  Juli  1870  über  die  Gründung  von  Darlehenscoai 
Ausgabe  von  Darlehen  scassen  seh  einen  §.  19.  S.  auch  St 
*on  1870  §.  146  —  152.  360  Nr.  4-6. 
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Quellen:  Beichsverfassung  von  1871  ort.  4  Nr.  4.  Beichsgesetz  tm 
27.  März  1870.  Preussen,  Normativbestimmungen  für  die  Errichtung  tm 
Privatbanken  vom  25.  Sept.  1848.  Ordnung  der  Preuss.  Bank  vom  5.  Ort-  184$ 
und  Gesetz  vom  7.  Mai  1856.  Städtische  Bank  in  Breslau,  Statuten  um 
10.  Juni  1848.  Magdeburger  Privatbank,  Statuten  vom  30.  Juni  1856. 
Königsberger  Privatbank,  Statuten  vom  13.  Od.  1856.  Berliner  Castm- 
verein,  Statuten  vom  15.  April  1850.  Oe streich,  Nationalbank,  Gesetz  w» 
27.  Dec.  1862  (Privilegium  vom  15.  Juli  1817  und  1.  Juni  1841).  Leipziger 
Bank,  Statuten  vom  20.  Dec.  1838 *  (12.  März  1839)  nebst  Nachträgen  von 
24.  Febr.  1845.  5.  Jan.  1849  und  16.  Jan.  1855.  Bayern,  K.  Bank  zu  Nürn- 
berg, Verordnung  vom  4.  Od.  1850.  Hypotheken-  und  Wechselbank  zu  Mün- 
chen, Statuten  vom  1.  Dec.  1851  (Gesetz  vom  l.Juli  1834  und  13.Aprü  184$. 
Bostocker  Bank,  Statuten  vom  27.  Febr.  1850.  Frankfurter  Bank,  Sta- 
tuten vom  11/20.  April  1854.  Darmstädter  Bank  für  Süddeutschland,  ab- 
tüten vom  5. Nov.  1855.  Bremer  Bank,  Statuten  vom  23.  Jan.  1856.  Go\ 
Bank,  Statuten  vom  24.  Juni  1856.  Hannoversche  Bank  für  Handel 
Gewerbe,  Statuten  vom  22.  Juli  1856.  Badische  Bank  in  Mannheim,  G*-] 
setz  vom  16.  März  1870.    Statuten  von  1870. 

Literatur:    N.  Hocker,  Sammlung  der  Statuten  aller  Actienbankml 
Deutschlands   mit  Statist.  Nachweisen   und    Tabellen   Cöln   1858.     v.    RönnSf] 
Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  IL  §.  485.    Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  A* 
§.  190.     v.   Stubenrauch  a.  a.  0.  H.   §.  515.     Bau,   Lehrbuch   J.    §. 
304  ff.   II    %.  247  — 254.     v.  Mohlt   Polizeiwissenschaft   3.  Aufl.  II.   §. 
M.  Wirth,  Nationalökonomie  3.  Band.    Boesler,  Grundsätze  der  Vol 
Schaftslehre   §.  63  —  73.     Stein,     Handbuch    der    Verwaltungslehre    p.  290 
Schaffte,   System  §.  256—261.    Hübner,   Die  Banken  Leipzig  1854.    Ni 
benius,   Der  Öffentliche  Credit  2.  Aufl.  1829.    Niebuhr,    lieber  die   hex 
Gestaltung  des  Bankwesens,   in  Bau's  Archiv  N.  F.    V.  1846  p.  113 — < 
A.  Wagner,   Beiträge  zur  Lehre  von  den  Banken  1857.    A.  Wagner, 
Geld-  und  Credit -Theorie  der  Peel  sehen  Bankacte  1862.    A.  Wagner, 
der  deutschen  Zettelbankgesetzgebung  unter  Vergleichung  mit  der  a\ 
Freib.  1870.    C.  Schwebemeyer,   Das  Actiengesellschafts-,  Bank-    und  Vt 
Sicherungswesen  in  England  Berlin  1857.     J.  L.  Teilkampf,    Princip 
Geld-  und  Bankwesens  Berlin  1867.    Geyer,    Theorie  und  Praxis  des 
bankwesens  1867.    E.  Nasse,  Die  Preuss.  Bank  und  die  Ausdehnung 
Geschäftskreises  in  Deutschland  Bonn  1866.    Macculloch,  Geld  und  Bt 
übers,  von  Bergius  und  Teilkampf  1859.     Macleo d,   History   and  practxct 
banking   Lond.  1855.     Macleo d,  Dictionary   of  polit.   economy  Land.  11 
ort.  banking,  banknote,   currency  etc.     Cour  c  eile -Seneuil,    Traue   theor. 
prat.  des  Operations  des  banques  2.  Aufl.   Paris  1853.     Wolowsky, 
des  banques  Paris  1864.    J.  E.  Hörn,  Liberti  des  banques.    Paris  1866. 
geschichtlicher  Hinsicht:  Hüb n er  a.  a.  0.  p.8ff.    Bau,  Lehrbuch  X.  §.3I0j 
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»eineinen  Bind  productive  Erwerbsnnter- 
.ufgabe  haben,  den  Umlauf  des  Oredites 
i  zur  Hebung  der  Erwerbsthätigkeit  bei- 
he  Gegenstand  des  Geschäftsbetriebes  der 
Kredit,  hauptsächlich  in  seiner  Eigenschaft 
ia  jedoch  der  Creditumlauf  vielfach  der 
jung  des  Metallgeldes  bedarf,  so  müssen 
Geldumlaufes  in  den  Bereich  des  Bank- 
p).  Die  Banken  sind  daher  Anstalten  für 
auf.  Der  Bankbetrieb  ist  entweder  rein 
etrieb  ohne  öffentliche  Berechtigungen  und 
irliegt  insofern  lediglich  den  allgemeinen 
-  und  Handelsbetriebes^);  oder  er  be- 
ld  Sicherung  des  öffentlichen  Geld-  nnd 
inBoferne  unter  der  Aufsicht  und  Leitung 
nach  (private)  Bankgeschäfte  und  (öffent- 
lterscheiden ;  die  letzteren  gehören  in  die 
Erwerbsan  stalten  und  sind  deeshalb  noth- 
socialen  Verwaltung  (*).  Die  sog.  Bank- 
□dung  und  Verwaltung  öffentlicher  Banken 
es  privaten  Erwerbsbetriebes ,  ist  weder 
e  gerechtfertigt,  noch    in   der  Erfahrung 


Baukord  nulig  von  1846  §.  1  (hier  ist  auch 
.asigen  Steigerung  des  Zinsfusses  hervorgebo- 
Mi  1860  8.2.  Bremer  B.  0.  von  1856  §.1. 
gäbe  der  Bankverwaltung  ist  es,  den  Credit 
gsmittel  zu  orgaoisiren  und  ihm  die  jederzeit 
'ohl  in  den  Banken  selbst  als  auch  im  freien 
die  Bank  Verwaltung  erhält  somit  der  Credit 
Umlaufe  erforderliche  Sicherung  nnd  Be- 
t  Banknoten,  au  deren  Stelle,  soweit  der 
illgeld  gebraucht  werden  muss.  Damit  steht 
lanken  auch  die  Baarzahlungsmittel  der  Ein- 
riehen ,  um  sie  einheitlich  zu  verwalten  und 
gemäss  zu  dirigiren.  Jenes  geschieht  durch 
ld  Gewährung  von  Darleihen  gegen  Sicherheit, 
i  Depositen.  Die  blossen  Depositenbanken, 
nitteUt  blosser  Umschreibung  von  Metallein- 
;n  gehören  der  älteren  Epoche  an.  S.  Stein, 
.ehrbuch  I.  §.  288-285. 
i.  23 
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Die  fundamentale  Unterscheidung  z\ 
lüften  als  gewöhnlichem  Erwerbszw 
altiing  ist  bisher  viel  zu  wenig  beact 
ictiver  Th&tigkeit  das  nivellirende  Pr 
sgte.  DU  Privatbankgescbäfte  sin< 
nungen,  die  von  einzelnen  Personei 
Rechtsstellung  auf  blossen  Gewint 
ib  Generbebetriebes,  insbesondere  di 
jldwecbsel ,  Disconto  -,  Contocorrent  - 
bcn  werden;  das  Recht,  Iukaberp&f 
geben,  steht  ihnen  nicht  zu,  änderet 
regung  von  der  staatlichen  Aufsicht 
aber  die  heutige  Gestaltung  des  Bank 
:6  p.  139.  Solche  Privatgeschäfte  k( 
nnebmen ,  auch  ist  ihre  Verfassung 
ichgebildet.  S.  z.  B.  die  Statuten  t 
ir  Hamburger  Vereinsbank,  der  Nied 
Wien,  des  Seh aafhausen' sehen  Bankve 
>.  158.  248.  411.  565. 

Stein,  Handbuch  p.  294  ff.  Hieran 
ne  Öffentliche  (Noten-)Bank  (im  St* 

das  gesammte  Öffentliche  Bankwesen 
usb,  gleich  den  Eisenbahnen,  Tel 
eatschland,  das  keinen  centralisirten  '. 
ilisation  der  Notenemission  in  einer 
widersprechen.  Vgl.  über  den  Vor 
kamtes  Roesler  in  Hirtb's  Annale 

In  der  englischen  Theorie  stehen  sie 
genüber,  von  denen  die  eine  (cum 
r  Noten  als  Bestandteile  der  gesät 
e  (banking  principle)  den  freien  G 
igkeit  der  rein  bankmassigen  Fundin 
Gegensatz  zum  englischen  Bankgeaeti 
eiheit  der  Notenausgabe  verlangt.  L 
lieh  vertreten  in  England  von  Took 
iciple  1844.  History  of  prices  1839 
of  eurrencies  1844;  nach  diesen  v< 
von  den  Banken  1857.  Geld-  und  ( 
1862.  Das  erstere  (s.  namentlich  L 
publicatione  on  metallic  and  paper  < 
oretisch  nicht  erschöpfend  begründet 
rendigkeit  der  staatlichen  Regnlirung 
der  Praxis.  Die  Baufreiheit,  im  E 
erderhliche  Utopie.  Der  richtigen  A 
ind  Banknoten  von  einander  verschi 
letzteren  in  gleicher  Hinsicht  wie  Jen 
des  Öffentlichen  Schnldenwesens  un 
Ermächtigung  und  staatlichen  Begul 
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sowohl  vom  Staate  als,  di 

esellscbaften)  gegründet  n 

le   ist  die  besondere  Gene] 

de«  Staates  erforderlich,    die    sich  auch  auf  die  Statuten  e 

nach  denen   die  Bankverwaltung  geführt  «erden    soll  (■). 

kommen  folgende  Funkte  in  Betracht:  1)  die  Hohe  des  Unt 

ungscapitals  (Stammcapitals),    die    Art   der  Aufbringung   d 

und    seine  Yertheilung    über    die  Antheilsscheine   der  Thei 

(Zahl  und  Betrag  der  Actien)  (2) ;  2)  die  Bedingungen  einer  < 

späteren    Erhöhung    des   Stammcapitals  (3);    3)   die   Gründi 

Zweigbanken  (Filialen,  Bankcomptoirs)  unter  der  centralen 

,    der  Hauptbank  (*);   4)  die  Yertheilung  des  Geschäftsgewinn 

I  die  Theilnehmer  (ö) ;    5)  die  Zeitdauer   der  Concession    um 

etwaige  Verlängerung  (c);    6)    die  Veröffentlichung  der  Banl 

g,  der  wichtigeren  Anordnungen  der  Bankverwaltung  und 

bnisse   und  des  Standes  ihrer  Geschäftsführung  (7).    Die 

messen  die  Rechte  der  juristischen  Personen  und  es  stehe 

ben    den   dem  Fiscus    zukommenden  Privilegien  f8)   gewii 

;hte  im  Rechtsverkehre  zu,  durch  welche  der  Bankbetric 

Dgig  gestellt  und  das  demselben  gewidmete,  insbesondere  i 

derangen  bestehende  Bankvermögen  den  Eingriffen  Einze 

und   blosser  Privatberechtigungen    entzogen    werden    soll 

brigen  gelten   die  in  Betreff  der  Kaufleu to  'gegebenen  I 

gen  auch  für  die  öffentlichen  Banken  innerhalb  der  Grenz 

neu  Geschäftsbetriebes  (10).      Die  Auflösung  einer  Bank  s 

•eben  vom  Ablaufe  der  Concessionsdauer  durch  verfaesun 

a  Mehrheitsbeschlnss  der  Theilhaber,    in  gewissen  Fällen, 

ntlich  bei  starker   Verminderung  des  Bankcapitals,    itucl 

rfügung  der  Regierung  erfolgen  (");  hiebei  ist  zum  Zw 

sherung  aller  Bankgläubiger,    insbesondere  der  Noteninhi 

irdnetes  LiquidationBverfahren  durchzuführen,   welches  ui 

ifnicht  der  Regierung  steht  (12). 

(l)  Preuasen,  Normativbestimmungen  von  1848.  Bayo 
rbegesetz  vom  30.  Jan.  1868  art.  8.  Oestroich,  Vereinige 
.  Nov.  1867  §.  2.  S.  noch  das  Bundesgesetz  vom  27.  M 
tr.  die  Ausgabe  \  von  Banknoten.  Diese  Bestimmung  wurde  d 
ei  gäbe  der  Gründung  von  Actien  gesell  Schäften  nicht  aufgehobei 
iggesetz  vom  11.  Juni  1870  betr.  die  Commanditgesellsehi 
:tien  und  die  Actiengesellschaften  §.  3.  Auch  die  spätere  Abi 
r  Statuten  unterliegt  der  staatlichen  Genehmigung.  Freus 
crauog  von  1846  §.  16.  67.  Bayr.  Hyp.-  und  Wechselbank, 
n  1851  §.  82.    Gesetz  vom    1.  Juli  1834   §.  3.     Bremer  £ 
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1856  §.  83.  —  Die  deutschen  Backen  sind  meist  gesell 
ternehmungen.  Die  Preussische  Bank  ist  ein  gemischtes  '. 
jedoch  Torwiegend  unter  staatlicher  Verwaltung.  Cah.-Ord: 
1846.  Bankordnucg  von  1846  g.  9.  39  ff.  Beines  Staats 
E.  Bayr.  Bank  zu  Nürnberg,  welche  mit  ihren  Filialen 
Ober  ganz  Bayern  erstreckt.  Sie  steht  anmittelbar  untt 
ministerium,  wird  lediglich  von  E.  Bankbeamten  verwalt 
Aufgabe,  1)  als  Wecbselbank  dem  Verkehr  und  Handel  i 
zu  nutzen;  2)  als  Leihbank  durch  Vorlehen  an  Eauflent« 
und  Gewerbsleute  die  Produetion  zn  unterstützen  und  zn  lief! 
an  andere  Private,  Landwirtbe,  Anstalten  etc.  gegen 
Sicherheit  Darlehen  zu  gehen.  Dire  Fonds  bestehen  1)  an 
capitale  des  Staates  and  den  Cautionscapitalien  der  Bankbei 
Beservefond ;  3)  aus  den  gerichtlichen  und  administrati 
welche  nach  dem  Gesetze  vom  25.  Jali  1850  im  ganzen  I 
der  Bank  gegen  Schuldscheine  angelegt  werden  müssen;  4 
standscapitalien ,  welche  gleichfalls  bei  der  Bank  nach  dei 
25.  Juli  1850  angelegt  werden.  Ausserdem  ist  die  Bai 
jedoch  nicht  verpflichtet,  auch  von  Privaten,  Gemeindi 
gegen  verzinsliche  Banknoten  anzunehmen.  Der  Staat  i 
volle  Garantie  der  E.  Bank.  Verordnung  vom  4.  Oc 
städtisches  Institut  ist  die  städtische  Bank  in  Breslau, 
10.  Juni  1848,  von  der  Stadt  Breslau  gegründet  und  dot: 

(2)  Da  die  meisten  Banken  Actienbanken  sind,  so  v 
capital  regelmässig  durch  Actien Zeichnung  mit  oder  ohr 
des  Staates  aufgebracht.  Siehe  Frankfurter  B.  0.  v 
(20  Hill.  Fl.  in  40000  Actien  a  500  Fl.  Weimar,  B. 
§.  3  (5  Millionen  Thaler  in  25000  Actien  a  200  Th.). 
B.  O.  von  1854  §.  4  (1  Million  Thaler  in  5000  Actien 
Darmstädter  B.  O.  von  1855  §.  4  (20  Mill.  Fl.  in 
a  250  Fl.)-  Leipziger  B.  O.  von  1838  §.  4  (lljt  Mil 
tien  ä  250  Th.).  Complicirter  werden  die  Verhältnisse 
tbeilignng  des  Staates  und  die  Zuweisung  gewisser  Fonds 
Das  Betriebscapital  der  Preuss.  Bank  besteht:  1)  aus  u 
ten  und  vom  Staat  eingeschossenen  Capital  und  dem  sta 
bildenden  Reservefond;  2)  aus  den  der  Bank  nnter  Garan1 
gesetzlich  überwiesenen  Depositen  der  Behörden ,  Kirchen, 
ungen  u.  a.  öffentlicher  Anstalten.  Das  von  Privatperson 
sende  Capital  beträgt  zunächst  10  Mill.  in  10000  Actiei 
dasselbe  konnte  um  5  Mill.  nach  Anordnung  des  Chefs  de 
werden.  B.  O.  von  1846  §.10.  Gesetz  vom  7.Mai  1856  § 
Prenss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  258.  485.  —  Die  O] 
Bank  dürfen  nicht  eher  beginnen,  bevor  ein  bestimmter 
des  Stamm capitals  durch  Zeichnung  gedeckt  und  davon  eir 
tutenmässiger  Betrag  eingezahlt  ist.  Die  Actien  kennen  a 
und  auf  den  Inhaber  lauten.  Im  Uebrigen  siehe  über 
hältnisse  der  Actionäre  das  A.  D.  U.  G.  B.  insbes.  art.  1 
nach  dem  Bundesgesetze  vom  11.  Juni  1870  betr.  die  Coi 
Schäften  anf  Actien  und  die  Actiengesell Schäften. 

(3)  Auch  hiefür  bedarf  es   der  Genehmigung    des  Sta 
Actionäre  und  werden  die  ersten  Theilnehmer  (Gründer)   n 
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0.  von  1854  art.  3.  Rostoeker  B.  0. 
.  0.  von  1856  §.4.  6.  83.  Gothaer  B.O. 
er  B.  0.  von  1849  und  1855  §.  4.  Statu- 
r  allmählichen  Erhöhung  des  Capitata  auf 
chener  Hyp.  -  und  Wecbselbank  Statuten 
Jankordnung  der  Preusa.  Bank  von  1846 
igner  über  das  BedUrfniss  und  die  Art  der 
loren  nnd  der  Staat  hat  sich  das  Recht  vor- 
al  der  Bank  zu  jeder  Zelt  auf  das  Doppelte 
Gesetze  vom  7.  Mai  1856  und  24.  Sept.  1866. 

ls  besondere  Staatsgenehmigung  vorgeschrie- 
den  Statuten  im  voraus  enthalten.  Ro- 
.  3.  Preuss.  B.  0.  von  1846  §.  39.  100 
0.  von  1854  §.4.  Mflnchener  H.u.W.B. 
ier  B.  0.  von  1856  §.2.  Hannover  B.O. 
r  B.  0.  von  1849  §.  3  (Verpflichtung  der 
ir  Errichtung  von  Filialen). 

ier  Bankverwaltung  ist  regelmassig  zu  ver- 
ler meist  in  festem  Betrage  angesetzten  Zin- 
2)  zur  Anlegung  eines  verhältnismässigen 
ung  einer  Dividende  unter  die  Theilnehmer; 
bleiben ,  als  der  Reservefond  durch  Verluste 
1  Der  Reservefond  dient  zur  vollen  Ver- 
i  Actiencapitals  und  bildet  einen  Theil  des 
t.  Preuss.  B.  0.  von  1846  §.36.37.  Ge- 
■  cker    B.  0.    von    1850    §.  11.    110.    112. 

1854  §.  65—69.  S.  jetzt  namentlich  das 
m  Bundesgesetze  vom  II.  Juni  1870.  Dem 
ich    andere    (zufällige)    Zuflüsse   überwiesen 

Höhe    ist   verschieden,    auf   '/io — '/3   deB 

Ier  Concession  durch  den  Staat  ist  regel- 
Mnnchener  H.  u.  W.  B.  Stat.  von  1851 
ar,  B.  0.  von  1856  §.  3  (50  J.).  Bad. 
J).  DarmsUdter  B.  0.  von  1855  g.  3. 
L846  §.  16  ist  die  Kündigung  der  Privat- 
zu  10  Jabreu  in  Anspruch  genommen.  Un- 
äsion,  jedoch  Auflösung  durch  Gesellschafts- 
r  B.  0.  von  1856  §.  15.  Die  Concession 
n  Staate  im  Falle  der  Nichtvollziehung  der 
icher  Vorschriften  zurückgezogen  werden. 
0.  von  1846  §.  99.  Bremer  B.  0.  von 
Privatactienbank  Stat.  von  1857  §.  12.  37. 

1855  §.  47.  52.  Kflnigsberger  B.  0. 
r  B.  0.  von  18S8  §.  94.  9.  Die  Wirkungen 
riebe,  hinsichtlich  der  Controle  durch  das 
i   sehr  Überschätzt.     Wagner,    Zettelbank- 

ir-,  Sportelfreiheit ,  privilegirten  Gericbts- 
0.    von  1846    §.114—116.     Rostooker 
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B.  0.  von  1850  §.  33.  36.  Darmst&d 
Bremer  B.  0.  von  1856  §.  1.  Gothne 
Ueber  die  Stempelfreiheit  der  Banknoten 
10.  Juni  1869  betr.  die  Wechselstemp  eistet 
früheren  Portofreiheit  das  BundeBgesetz  voi 
hebung  der  Portofreiheiten  §.  6. 

(_B)  Hieher  gehört  namentlich:     1)   I 
den  Banken  nnr  unter  voller  Gewahr   der 
langt  werden;    2)  die   den  Banken  anvertra 
sind  der  richterlichen  Arrest  Verfügung  entw 
Concurrenz  richterlicher  oder  sonstiger  Stau 
kauf  ihrer  Pfänder  durch   verpflichtete  Mu 
sind  berechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  die 
den    oder   Zurückfordernden    za    prüfen, 
g.  31.  35.     Preuss.   B.  0.  von   1846  §.  1 
W.  B.  Stat.  von  1851    §.  20.     DarmstS 
Leipziger  B.  0.  von  1838   §.  35.  36.     £ 
nung    vom    28.  Oct.  1865    betr.    die    den 
Ausnahmen  von  den  allgemeinen  Justizgeee 
Öffentlichen  Aufgebots  und  der  gerichtlichei 
vernichteter  Bankantheilspapiere    kommen 
piere    geltenden  Vorschriften   analog   zur 
von  1846    §.  119.      Münchenet    B.  0. 
B.  0.  von  1856  art.  28.     Leipziger  B.  C 
Gesetz    vom    2.  Juni    1860    Ueber    Amorti 
jährung  von  Inhaberpapieren.     Bender,  I 
papieren  1825  g.  10  ff.  —    Oestreich, 
die  Amortisimng  der  von  Privatpersonen  i 
cit.  Verordnnng  vom  28.  Oct.  1865  art.  6 
tisirung  von  Talons    ist   in  Oestreich    i 
2.  Juli  1868;    das  Erlöschen    der  Talons 
nng    des   betreffenden  Werthpapiers    and 
letzteren  bewirkt  werden. 

(10)  D.  H  G.  B.  art.  5.  Nach  den 
1870  betr.  die  Commanditgesellschaften  et 
(")  Darmstadter  B.  0.  von  18£ 
von  1838  g.  97.  114.  115-  Gothaer  B. 
mer  B.  0.  von  1856  §.  16.  32.  Rosto. 
114.  Concessionspatent  der  Frankfurt! 
und  B.  0.  art.  72.  Die  Auflösung  durch 
wesentlicher  Verletzung  der  Bankatatuten 
(")  Bostocker  B.  0.  von  1850 
B.  0.  von  1854  art.  78.  78.  Bremer  B. 
ziger  B.  0.  von  1838  §.  115.  116.  Ha 
§.  42.  43.  Preuss.  B.  0.  von  1846  g. 
B.  0.  von  1851  §.  18  und  Darmstadte 
der  Betrag  der  ausgegebenen  Banknoten 
werden. 
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29.  Febr.  1856 ,  die  jedoch  in  den 
,  IV). 

rpfiichtung  zur  Annahme  von  Depo 
att.  Rostocker  B.  0.  von  18! 
\  1854  art.  13.  22.  Bremer  B.  ' 
3.  0.  von  1855  §.  12.  Hannov 
er  B.  0.  von  1838  §.  14.  Gothi 
zugleich  bestimmt,  daas  von  den 
Geldern  mindestens  die  Hälfte  stets 
l  dem  Einlfisungafond  für  die  Bank 
(Verzinsung  nnr  bei  mindestens 
attet).  Prensa.  B.  0.  von  1846 
inahme  und  Verzinsung  der  Depos 
regen  2,/a  nnd  2  "/o  gesetzlich  ver 
Den  Preussischen  Privatbank* 
ositen  untersagt.  Normati  vbestin: 
.nnahme  gerichtlicher  und  bebördl 
ht    auch    der  Münchner  Hyp.-    i 

g.   12.      Vgl.   Roesler,    Lebrbncl 
abnng  p.  373  ff. 
chsel  müssen  in  der  Regel  2  —  3  s 

selbst  oder  am  Orte  von  Filialen  i 
e  Verfallzeit   darf   3  Monate    nicht 

Annahme  von  Discontowechseln  fir 
ar  B.  0.  von  1850  §.  15.  Fran 
.  Darmstädter  B.  0.  von  185 
5.63.  Hannover  B.  0.  von  1856 
j.  15.    Preuss.  B.  0.  von  1846  §. 

62.  63.  (Hier  können  auch  auf  fn 
idische  in  höchstens  6  Monaten  rückz 
contirt  werden).  Aach  in  der  B 
Beschränkung  auf  Platzwechsel  nicl 
;a  Wechsels  als  Zahlungsmittel  im  i 
rundsatze  des  Wechselcourses  vgl.  '. 
itibler,  Lehre  vom  Wechselconrs 
Stnttg.1862.  Goldschmidt,  Han 
läse  gegen  sichere  Bürgschaft  wen 
).  von  1838  %.  16. 
s.    B.  0.    von    1846    §.  5.  6.      R. 

Frankfurter  B.  0.   von  1854  a: 
§.  66  —  77.     Darmstädter  B. 

von  1856  §.  68.  Gothaer  B.  ( 
D.  von  1856  §.  13.  Leipziger  1 
lombard  ist  ausdrücklich  ansgeschlo 
§.  68.  In  der  Bad.  B.  0.  von  1 
t  Vorschüsse  auf  Niederlagsscheine 
dien,  sowie  anerkannt  solider  Pri 
dgeschäft  A.  Wagner,  Zettelbankj 
cker  B.  0.  von  1850  g.  18.  L 
lnehener  B.  0.  von  1851  §.  43. 
potbekengeschäft  besonders  zur  Pili 
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uf  verwendet  werden.  Das  Hvpotheken- 
a  den  Banken  getrennt,  so  bei  der  Preus- 
■^u,  UUUWE.f  *..«.»*..._»  and  Darmstädter  Bank.  Principiell  not- 
wendig ist  diese  Ausschliessung  nicht,  da  die  Mittel  der  Banken  nicht 
Mus  in  Noten  bestehen ,  besonders  wenn  ihnon  gesetzlich  öffentliche  De- 
ponien Oberwiesen  sind.  Es  bestehen  übrigens  zahlreiche  Anstalten, 
velcbe  das  Geschäft  der  hypothekarischen  Creditvertnittlnng  ausschliess- 
lich betreiben.  S.  v.  Rodbertns-Jagetzow,  Zur  Erklärung  und  Ab- 
hälfe der  heutigen  Creditnoth  des  Grundbesitzes  1869  I.  p.  2. 

0)  PreuBSen,  Cab.-Ordre  vom  31.  Jan.  1841.  B.  0.  von  1846 
l  7.  Frankfurter  B.  0.  von  1854  art.  16.  21.  Rostocker  B.  0. 
tob  1850  §.  18.  28.  29.  Munchen'er  B.  0.  von  1851  §.  78  and  Zu- 
i  vom  2.  Juli  1858.  Darmstädter  B.  0.  von  1855  §.  12.  Bre- 
■  B.  0.  von  1856  §.  65.  66.  Gothaer  B.  0.  von  1856  art.  13. 
inover  B.  0.  von  1856  §.  13  (hier  ist  zur  Sicherheit  des  Conto- 
anis such  Verpfändung  von  Grundeigen  thum  gestattet),  lieber  den 
iit  verbundenen  Gebranch  der  Bankanweisungen  (cheks)  vgl.  Fr.  Mit- 
raler in  Goldschmidts  Zeitschrift  für  Handelsrecht  Bd.  10  1866 
-39. 

(8)  Bostoeker  B.  0.  von  1850  §.  19.  Preuss.  B.  0.  von  1846 
.  Mttnchener  B.  0.  von  1851  §.  79.  Frankfurter  B.  0.  von 
[  art.  22.  Leipziger  B.  0.  von  1838  §.  20—23.  Gothaer  B.  0. 
1856  art.  21.     Hannover  B.  0.  von  1856  §.  13. 

(9)  Rostocker  B.  0.  von  1850  §.  38.  Frankfurter  B.  0.  von 
r  art.  26.  Darmstädter  B.  0.  von  1855  §.  12.  Bremer  B.  0. 
1856  §.  71.  Gothaer  B.  0.  von  1856  art.  13.  Leipziger  B.  0. 
1838  §.  89  (nur  auf  eine  Zweigbank  oder  auswärtige  Agentur).  Diese 
ere  haben  vor  den  Noten  den  Vortheü  voraus,  dass  sie  auf  beliebige 
ige  gestellt  and  für  manche  Geldbedürfniaso ,  so  zu  Reisen  oder  « 
sendangen  bequemer  gebraucht  werden  können.  Wagner  a.  a.  0. 
92  ff. 

(10)  Der  Ankauf  von  Werthpapieren  dient  vorzüglich  zur  zeitweiaen 
baren  Anlegung  grosserer  Cassenbestände.  Der  Ankauf  und  die  Bo- 
ra g  ihrer  eigenen  Actien  ist  den  Banken  regelmässig  nicht  gestattet. 

toeker  B.  0.  von  1850  §.  15.  16.  Preuss.  B.  0.  von  1846  §.  2.  4. 

nkfurter  B.  0.  von  1854  art.  23.  25.  Bremer  B.  0.  von  1856 
S.  67  (Ankauf  ausländischer  Staatspapiere  nnd  ähnlicher  Effecten  un- 
igt).    Gothaer  B.  0.  von  1856  art.  14.  15.  17.   Leipziger  B.  0. 

1849  §.  15.  17.  Darmatädter  B.  0.  von  1855  §.  12.  üeber  den 
auf  der  eigenen  Actien  zum  Zweck  der  Reducirung    des  Bankcapitals 

Wagner  a.  a.  0.  p.  88.  440. 

{")  Gothaer  B.  0.  von  1856  art.  20.  Hannover  B.  0.  von 
5  §.  13. 


Ein  regelmässiger  Zweig  der  Öffentlichem  Bank  Verwaltung  be- 
it  in  der  Anagabe  von  auf  jeden  Inhaber  lautenden  Banknoten 
i  Zwecke  der  Befestigung  und  des  Öffentlichen  Umsatzes  des  im 
tde  vorhandenen  Geschäfts  credita  (').    Dieselben  können  wie  baa- 
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res  Geld  im  gemeinen  Verkehre  gebrauch!,  w 
der  Yindication  und  Amortisation  nicht  unter 
cours  von  Seiten  des  Staates  ist  ihnen  jedoch 
gelegt,  auegenommen  an  den  öffentlichen  Cas 
emittirenden  Bank  seibat  (3).  Hiebei  sind 
Punkte  zu  beachten.  1)  Genehmigung  des  St 
ung  des  geflammten  Emission  sbetrages  auf  ei 
des  eingezahlten  Stammcapitals  oder  auch  au 
3)  Festsetzung  der  Betrage  (Appointa),  am 
Koten  lauten,  sowie  des  gegenseitigen  Verh 
betrages  der  verschiedenen  Notenclassen  unte 
capitale  (G) ;  4)  die  Noten  dürfen  nur  in  bee 
Form  auf  feste  Beträge  der  geltenden  Lande 
und  unter  Controle  (und  Mitvollziehnng)  des 
stellten  Commissärs  ausgegeben  werden  (8);  5 
Bank  und  ihren  Filialen  (B)  in  Zahlung  anzun 
Zögerung  und  weitere  Bedingungen  (Legit 
schrift)  im  vollen  Betrage  auf  Verlangen  d 
Münze  der  Währung  umzuwechseln;  für  die  1 
dem  Stammcapital  noch  sämmtliche  übrige  Ac 
weise  (lü) ;  6)  zur  jederzeitigen  Sicherung  der 
von  der  Bank  hinreichende  Baarvorräthe ,  mi 
tenbetragee  in  Gasse  vorrätnig  gehalten  wer 
die  Deckungsmittel  bestehen  zu  lj3  in  disconi 
laufenden  Wechseln  und  zu  einem  weiteren  I 
öffentlichen  Wertpapieren ,  deren  Zinsen  re 
den  (u) ;  7)  die  circulirenden  Noten  können 
öffentlicher  Bekanntmachung  unter  Beatimn 
präclusiven  Frist  und  unentgeltlich  gegen  e 
den  (");  8)  die  Banknoten  gemessen  gleich 
strafrechtlichen  Schutz  des  Staates  (19). 

C1)  Ueber  Banknoten  im  Allgemeinen  vgl. 
führte  Literatur.  Es  ist  festzuhalten,  dass  die  B 
sind,  den  öffentlichen  Umlauf  des  aus  den  prodi 
tirenden  Privatcredits  zu  bewirken,  wozn  die 
tionen  (§.  387)  planmassig  ineinander  zu  wirke 
1)  die  Banknoten  vertreten  nicht  die  Stelle  des 
blos  die  der  Wechsel;  2)  sie  sind  keine  bloss« 
eine  Öffentliche  (social rechtliche)  Einrichtung; 
Schuldscheine  der  Banken  ist  nicht  das  Weseatl 
zur  Einlösung,  sondern  zum  Umlauf  bestimmt  sii 
auf  der  produktiven  Thatigkeit  des  Publikums 
trieb  der  Bankoperationen  beruht,  so  kann  ihre 

b  sein,  und  hierin  besteht  ihr  wesentlicher 
,  sie  bilden  jedoch  neben  diesem  einen  Best 
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ner,  Zettelbankgesetzgebung  p.  15. 22,  dessen  Ber 
wirthachaftlicho  Gründe  jedoch  der  veralteten  nat 
des  Erwerbslebens  angehört.  —  Eine  Verpflicl 
Banknoten  wurde  der  Oestreioh.  Nationalbank  a 
fnr  den  Gesammt  betrag  der  als  Staatenoten  erl 
zur  Einziehung  übernommenen  früheren  Banknote 
vom  5.  Mai  1866. 

<&)  Rostock,  B.  0.  von  1850  §.  87  (bis 
ten  Stammcapitals).  Frankfurter  B.  0.  von 
doppelten  Höhe  des  eingezahlten  Grundkapitals, 
Darmstädter  B.  0.  von  1855  §.12  (bis  zum! 
ten  Actiencapitals).  Bremer  B.  0.  von  1856  § 
von  1851  §.  13.  Hannover,  B.  0.  von  1856 
von  1346  §.  29  (21  Hill.);  nunmehr  ist  der  Fr 
vom  7.  Mai  1856  §.  1  unbeschrankte  Notenausg 
seu  des  Verkehres  gestattet.  Für  die  Preuss.  P 
sammtbetrag  der  Notenausgabe  durch  die  Norn 
15.  Sept.  1848  auf  die  Totalsumme  von  7  Mi.ll. 
die  Regierung  für  eine  dem  BedUrfniss  der  ve 
entsprechende  Vertheiliing  dieser  Summe  Sorge  t 
Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  485.  Gage 
Hohe  des  Notenumlaufes  ist  Wagner,  Zettelbar 

(6)  Die  zu  niedrige  Stückelung  der  Noten  i 
selben  hauptsächlich  auf  dem  Geschäftacredit  ber 
zu  weit  von  diesem  im  allgemeinen  Verkehre  enl 
sem  Grunde  sind  Einthaler-  oder  Einguldennoten 
sten  Appoints  sind  durchschnittlich  5  — 10  Th. 
B.  0.  von  1846  §.  29  (25  Th.).  Rostocke: 
(10  Th.).  Frankfurter  B.  0.  von  1854  art. 
ner  B.  0.  von  1851  10  Fl.).  Darmstadtei 
(5—500  FL).  Gotbaer  B.  0.  von  1856  art.  9 
B.  0.  von  1856  §.  18  (unter  20  Th.  nicht  ohn 
gierung).     Leipziger  B.  0.  von  1838  §.  38  (n 

(T)  Abweichend  hievon  gestattet  die  Go 
art.  9  die  Ausgabe  von  Noten  auch  in  den  in  a 
geltenden  Währungen. 

(8)  Rostocker  B.  0.  von  1850  §.  87.  P 
S-  30.  Frankfurter  B.  0.  von  1854  art.  78. 
1851  §.  15.  21.  Darmstädter  B.  0.  von  1t 
ziger  B.  0.  von  1838  §.  38.  Hannover  B. 
Bremer  B.  0.  von  1856  §.  73  (in  Goldvaluta: 
nehmignng  des  Senates). 

CO  In  Bezug  auf  die  Filialen  ist  die  Einlös 
dem  jeweiligen  Cassabestand  abhängig  gemacht 
(von höchstens  72 Stunden)  gestattet.  Rostocke 
Preuss.  B.  0.  von  1846  §.  32.  Darmstadtei 
Leipziger  B.  0.  von  1838  §.  38. 

(,0)  Diese  Verpflichtung  ist  jedoch  keine  pr 
liegt  vielmehr  der  administrativen  Normirung; 
lOsnng  besteht  daher  nicht  in  der  Schuldzahlung 
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von  Em  p feh  In nga karten  und  anderen  Drucksachen 
in  Form  oder  Verzierung  dem  Papiergeld  und  anc 
den  Papieren  ahnlich  sind,  mitStrafe  bedroht. 
art.  146—149.  860. 

3.  Blnkverfuiung. 
§.  389. 
Durch  die  Bankverfassung  Verden  g 
stellt:  1)  für  die  fortlaufende  Erfüllung  der 
Banken  entsprechenden  Aufgaben  der  Banki 
'Wahrung  des  ökonomischen  Interesses  der  1 
die  Ueberwftchnng  der  Geschäftsführung  dt 
beiden  Seiten.  Demnach  stellen  eich,  obw> 
Abweichungen  im  Einzelnen  und  in  der  an 
als  regelmässige  Bestandteile  der  Bankverfs 
waltungsorgan ,  welches  wieder  zerfällt  in 
Bchlussfassung  und  Leitung  aller  Bankangelej 
rath,  Chef  der  Bank)  und  in  ein  vollziehend« 
ersteren  handelndes  Organ  (Direction  mit  Com: 
Aufsichtsorgan,  welches  die  GeBammtheit  dei 
der  Verwaltung  vertritt  und  in  wichtigeren 
hat  (BankausBcbues,  Centralaueachuss)  (3); 
Banktheilnehmer  zur  unmittelbaren  Wahrun 
Beschlossfassung  in  gewissen  Fällen  (Genera 
ben  werden  zuweilen  durch  eine  Abtbeilung 
ten  (4).  Ausserdem  steht  die  Bankverwaltu: 
bestimmten  Aufeicht  der  Staatsgewalt  (<•). 

(')  Abweichungen  kommen  namentlich  vo 
Actienbetheiligung  gegründeten  Banken.  So  w 
zu  Breslau,  Stat.  vom  10.  Juni  1848  durch 
und  einen  Bankdirector  verwaltet.  Die  Proua 
§.  89  ff.  wird  verwaltet  durch  einen  vom  Staat 
ten  Chef  und  unter  diesem  von  einem  Hauptb 
wird  die  Staatsaufsicht  von  einem  besonderen  B 
die  Antheils berechtigten  werden  theils  durch  dii 
durch  einen  Centralausscbuss  und  Depntirte  < 
K.  Bayr.  Bank  *u  Nürnberg  wird  durch  E.  B 
des  Finanz tni niste rs  verwaltet.  Verordnung  vom 
reich.  Nat.  Bank  wird  verwaltet  von  einer  Diro 
Gouverneur  und  12  Direktoren,  die  vom  Staat 
von  einem  Aosschuss  von  100  Mitgliedern,  di 
liehen  Einberufung  des  Ausschusses  die  grösste 
Beiden  steht  ein  von  der  Staatsverwaltung  b< 
als  Auf  sich  tsorgan  gegenüber,     v.  Stubenrau< 

(2)  In  den  Statuten  der  Münchener  Ba 
umgekehrt  das  beschliesaende  Organ  Bankdirectc 


*.». 
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keiten  und  gerichtlichen  Verhandlungen;  er  hat  die  zum  Geschäft« 
betrieb  erforderlichen  Einrichtungen  zu  treffen,  das  Unterpenofli 
anzustellen  und  deren  Dienstinetructionen  zu  bestimmen.  In  rem 
massig  wiederkehrenden  Versammlungen  hat  er  über  die  inzwischen 
vorgekommenen  Geschäfte ,  über  den  Bestand  der  Cassen  und  im 
Portefeuilles  sich  zu  unterrichten  und  die  Grundsätze  der  laufende! 
Verwaltung  zu  bestimmen,  so  insbesondere  den  Zinsfuss  bei  V<tf 
Schüssen,  den  Discontosatz,  den  Beleihungebetrag  der  Effecten  u.  a.  % 
Er  lässt  an  bestimmten  Tagen  die  Bücher  und  die  Bilanz  abscUiet 
sen,  nach  welcher  er  den  Reingewinn  festsetzt,  und  legt  sie  de* 
Ausschusse  vor;  auch  hat  er  periodisch  eine  Uebersicht  der  ßt&ttg* 
fundenen  Geschäfte  und  der  Cassenabschlüsse  zu  veröffentlichen  rai 
dem  Ausschusse,  sowie  der  Generalversammlung  mitzutheilen  (*). 

(*)  Münchener  B.  0.  von  1851  §.  25—32.  Bremer  B.  0.  vqj 
1856  §.  33—43.  Darmstftdter  B.  0.  von  1855  §.  17-22.  Franl 
furter  B.  0.  von  1854  art.  41—44.  Gothaer  B.  0.  von  1856  aitl 
—61.  Hannover  B.  0.  von  1856  §.  17—21.  Bostocker  B.  0. « 
1850  §.  75  — 107.  Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  im 
besoldet,  erhalten  jedoch  in  der  Regel  eine  Tantieme  aus  dem  BeiH 
winn.  Bei  der  Preussischen  Bank,  Stat.  von  1846  §.  48  —  54  El 
die  gesammte  Bankverwaltung  dem  Chef  der  Bank  ob.  .    j 

"    §.  391.  j 

Zur  laufenden  Besorgung  der  Bankgeschäfte  im  Einzelnen  nai 
Massgabe  der  Statuten  und  unter  Mitwirkung  und  nach  den  An« 
nungen  (Instructionen)  des  Verwaltungsrathes  ist  ein  Director  (H 
rectorium)  aufgestellt,  welcher  meist  vom  Verwaltungsrathe  aus  da 
Kaufmannsstande  auf  Widerruf  ernannt  wird  und  gegen  einen  fest! 
Gehalt  und  Antheil  am  reinen  Gewinne  fungirt.  Er  hat  im  Yfl 
waltungsrathe  Sitz  und  Stimme,  kann  jedoch  nie  den  Vorsitz  daa 
führen.  Er  darf  keine  selbständigen  Handelsgeschäfte  als  Nebengj 
Schäfte  betreiben  und  muss  der  Bank  ungetheilt  seine  Thätigke 
widmen.  Schriften  und  Urkunden  werden  vom  Director  und  eine! 
oder  mehreren  weiteren  Directionsmitgliedern  (Buchhalter)  vollzöget 
und  dadurch  für  die  Bank  verbindlich.  Die  speciellen  Bestimmung* 
hinsichtlich  der  Wirksamkeit  des  Directors  und  seines  Verhältnis* 
zum  Verwaltungsrath,  so  namentlich  über  die  Vertheilung  ihres  M 
derBeitigen  Geschäftskreises  sind  in  einem  besonderen  Regulativ  4 
ordnen ;  nach  den  Vorschriften  des  letzteren  hat  der  Director  & 
Geschäfte  zu  führen,  eventuell  den  Beschluss  des  Verwaltungsrath« 
einzuholen.  Er  ist  der  unmittelbare  Vorgesetzte  des  ihm  beigegeben* 
Comptoirpersonals ,  welches  seinen  Anweisungen  zu  gehorchen  hal 
Sämmtliche  Mitglieder  des  Directionspersonales  wie  des  Verwaltung! 
rathes  sind  zur  Beobachtung  des  Bankgeheimnisses  verpflichtet  (% 


J 


m.  Di, 

51    8- 

:.  0.  toi 
Gotha 
.  22—2 
1846  £ 
§■  75- 


is  eine 

von  (15  —  20)  Banktheilnebmern ,    welche  ' 

letzteren  oder  deren  Repräsentation  eus  it 

Utimmter  Erfordernisse  (')  und  auf  eine  g 

(3—5)  gewählt  und  theilweise  jährlich  erat 

Allgemeinen  die  Geeammtheit  der  Theilnel 

waltcng  zu  vertreten :  insbesondere  1)  die  Mi 

rathes  zu  wählen,  wo  diese  nicht  anderen  0 

hing)  übertragen  ist;  2)  die  Geschäfts führn 

u  controlliren;  3)  die  jährlichen  Rechnung 

loniren  und  zu  justificiren;  4)  auf  den  Yorscl 

iber  die  Vermehrung  des  Capitalstockes , 

Jid  über  alle  diejenigen  Gegenstände  zu  b 

en  Statuten  der  Yerwaltungsrath  an  seil 

it;    5)    in  zweifelhaften  Fällen  auf  Antra 

ner  die  Zulässigkeit  und  Nützlichkeit  in 

egeln   zu  entscheiden  und  überhaupt  das 

lindung  mit  dem  Terwaltungsrath  zu  f5 

raltuDgsrathe  vorgelegte  Bilanz   durch   eii 

litte  oder  einen  sachverständigen  Revisor 

ier  nächsten  Generalversammlung  der  Acti 

pafcnn  Decharge  ertbeilt  wird.    Der  Aussch 

s  auf  Berufung  des  von  ihm  gewi 

Terwaltungsrath  oder  eine  gewis 

if  antragen,    und  beschliesst  nach 

ne  Mitglieder  fungiren  unentgeltli 

rstattet.  Zur  fortlaufenden  Control 

und  im  Einzelnen  werden  aussi 

mch  eine  Anzahl  von  Deputirten 

hufs  Ausübung  ihrer  Pflichten  b 

Jg  gegenüber  beigelegt  sind  (2). 

f  {')  Solche  wind  regelmässig  Wohnsitz  am 

Tuinoliches  Geschlecht,  Besitz  einer  gewissen  Ä 

frftiid  der  Amtsdauer  bei  der  Bank  dcponirt  w 
n«n  die  Mitglieder  des  Ausschusses  nicht  zu 
nltungsrathes  sein. 

BoetUr,  VermltanRirocht  I.  3. 
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(a)  Münchener  B.  0.  von  1851  §.  25- 
General  Versammlung^.  Bremer  B.  0.  von  185 
farter  B.  0.  von  1854  art.  33  —  40.  Gotha 
52—61.  Leipziger  B.  0.  von  1838  §.  49  — 
von  1850  §.  50-66.  Preuss.  B.  0.  von  1846 
sc  hu  bs  and  Deputirte  desselben). 


Die  Generalversammlung  der  Bankthei 

Meistb eth eiligten  (2)\  tritt  regelmässig  auf  V 
Schusses  oder  der  Verwaltung  einmal  im  Ja! 
Frist  nach  Ablauf  des  Rechnungsjahres  zuBan 
ausserordentlicher  Weise  auf  Antrag  einer  l 
Theilnehmern  berufen  werden;  das  Stimmn 
Yerhältniss  des  Actienbeßitzes  ausgeübt,  so 
Anzahl  von  Actien  eine  Stimme  trifft,  wobt 
zulässig  ist  Folgende  Gegenstände  unterliegei 
rathung  und  Beschlussfassung :  1)  der  Bericht 
ober  die  Geschäftsresultate  des  verflossenen  i 
abschluss  der  Verwaltung;  3)  die  Wahl  oder 
esse  It emotion  der  Hitglieder  des  Ausschüsse 
VerwaltungsratheB ;  4)  Ergänzung  oder  Verl 
mit  Vorbehalt  der  Genehmigung  des  Staates 
Bankcapitales ;  6)  die  vom  Verwaltungarathe, 
von  einzelnen  Mitgliedern  zur  Berathung  gel 
ten  der  Bank,  insbesondere  die  allgemeinen  Gr 
betriebcs,  Errichtung  von  Zweigbanken  etc. ;  7) 
dauer  der  Bank  oder  deren  Auflösung.  Die  Ei 
lang  muBS  nach  den  statutenmäßigen  Vors 
durch  bestimmte  Öffentliche  Blätter  unter  Ei: 
aten  und  Angabe  derjenigen  Berathungsgegen 
vorgeschrieben  ist,  erfolgen;  die  Theilnahnx 
hörige  Legitimation  und  Erlangung  einer  Ein 
Vorsitz  führt  theils  der  Vorsitzende  des  Aussc 
der  Verwaltung.  Die  Boschlusafassung  erfolgt 
wobei  eine  im  Minimum  bestimmte  Anzahl 
wesend  Bein  muss;  die  Abwesenden  sind  an 
den  gefassten  Beschlüsse  gebunden  (3). 

(')  Actionär  ist,  wer  eine  oder  mehrere  A> 
der  Bank  gilt  jedoch  nur  derjenige  als  Actior 
Bankbuch  eingetragen  ist ;  die  Umschreibung  im  1< 
cessionen  zu  verhüten,  einige  Zeit  vor  und  nac 
lung  sistirt.  Rostocker  B.  0.  von  1850  §.  < 
mer  B.  0.  von  1856  hat  Stimmrecht  nur,  wer 


[TÖSS 

der 

, „.  „.  .„„  .„„„  a.  ...  Ui      „..     „._   ....™-..alun 

1  betheiligten   vertritt   die  Gesammtheit   der    Bünkantheilseigm 

aus  deren  Mitte  durch  diejenigen  200  Personen   gebildet,     d 

Stammbüchern  der  Bank  die  gross tc  Anzahl  von  Bankanthei 

in  Prenssen  wohnhaft  und  dispositionsfahig  sind.     Es  kann 

Bankantheils   ihren  Versammlungen  beiwohnen 

Berat hnng    und    Beschlussfassung    zu    betheiligf 

Nat.  *  Bank   besteht   der  Bankausscbuss   aus  dei 

iie    nach  dem  Ausweis  des  Actienbucbes  6  Moi 

Einberufung  des  Ausschusses  die  grössto  Anzahl 

3tubenrauch  a.  a.  0.  II.  p.  539. 

mer   B.  0.   von  1856    §.  20—82.     Darmst! 

32—40.    Frankfurter  B.  0.  von  1854  ort.  I 

von  1856  art.  62—73.  Hannover  B.  0.  von 

iger  B.  0.  von  1838  §-  66-74.     Rostocke 

74.    Preuss.  B.  0.  von  1846  §.  61-67. 

4.    Staatuufticht  Über  die  Banken. 

§.     394. 
tat  übt  auf  Kosten  der  Banken  durch  einen  C 
itorium  (a)  die  Beaufsichtigung  jeder  öffentlich 

materieller  Beziehung  aus.  Hierin  ist  dasRoci 
■eh  Einsicht  der  Bücher  und  Verhandlung' 
ind  dem  Zustande  der  Bank  und  ihrer  Filii 
i  nehmen,    insbesondere  auch   Casaenrevisi 

sich  zu  überzeugen,  dass  die  Bestimmungei 
dich  hinsichtlich  der  Notenausgabe  und  de 
;häftsreglements  genau  erfüllt  'werden,  und  i 
le  ohne  Störung  des  Geschäftsbetriebes  recti 
Auch  kann  der  Bankcommissär  jeder  ihm  d 
enden  Generalversammlung  und  jeder  Versa 

beiwohnen    und    es  ist   ihm  Abschrift    alle 

Der  vorgesetzten  Staatsbehörde  ist  von  alle 
des  Ausschusses  und  der  Gencralvnrsammlur 
.nzeigo  zu  erstatten  und  jährlich  das  Ergebr 
Eutheilen;  der  Staat  ist  jedoch  für  die  Ope 
□er  "Weise  verantwortlich  (;i).  Zuweilen  sind 
echte  gegenüber  einer  Bank  beigelegt,  so  nai 
lf  unentgeltliche  Besorgung  der  in  ihren  Gi 
gelegen  bei  ten  des  Staates  durch  die  Bank  un 
unverzinsliches)  Anlehen  zu  entnehmen  (4). 
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l 

finden  für  die  Geschäfte   der  Banken  mit  d< 
Grundsätze  Anwendung,  wie  für  deren  Gesell 

[k  (')  Rostocker  B.  0.  von  1850  §.  43.   F 

|  1854    art.  75.     Münchener   B.  0.    von    1851 

K  B.  0.  von  1855    §.  51.    Bremer   B.  0.    von  li 

B.  0.  von  1856  §.44.    Leipziger  B.  0.  von  I 
Nat.-Bank,  Privilegium  vom  15.  Juli  1817  §.  89 
a.  a.  0.  n.  §.  515.    Wagner,  Zettelbankgeaetz 
j-~  geringschätzige  Kritik  dieser  Einrichtung  Ubertri 

i\  ■       jedoch  diejenige  Controle,   welche  in  der  Betheili 

£'.  Verwaltung  selbst  besteht,    dadurch  dass  er  Mit 

!•;  rathes  ernennt  mit  gleichen  Rechten  wie  die  üb 

.«■'  ungsrBthe.    8.  Meininger  B.  0.  von  1856  §.  1 

l  1856  art.  56. 

f.  (a)  Prenss.  B.  0.  von   1846   §.  41.     Das 

;.'  stehen:    1)   ans  dem  Präsidenten  des  Stautsrathe 

^  Justi '/.minister ;  8)  dem  jedesmaligen  Finanzminis^ 

;:  Präsidenten  des  Handelsamts  und  5)  einem  vom 

'  nennenden  Mitgliede. 

(»)  Rostoeker  B.  0.  von  1850  §.  48-4 

t  von  1851  §.  21.  22.    Bremer  B.  0.  von  1856 

i*  B.  0.  von  1855  §.  51.  52.    Frankfurter  B.  ( 

C  Hannover  B.  0.  von  1856  §.  44.     Leipzig« 

\-  —45.     Breslauer  Bank,  Stat.  von  1848  §.  26 

(*)  S.   z.  B.  Frankfurter   B.   0.  von  1 

B.  0.  von  1856  §.  85.     Prenss.  B.  0.  von  18- 

1;  B.  0.  von  1851  §.  5.  Darmstädter  B.  0.  voi 

:  einer  Abgabe  zum  Zweck  der  Beförderung  des  I 

keit  der   bandarbeitenden   Classen    nach   der  0 

art.  32. 

(6)  Prenss.    B.    0.    von    1846   §.    91.    1 
1851  §.  24. 

IV.    Die  Crsdltinstallen. 

Quellen:    Statuten  der  Berliner  Handelsge 

'  der  Coburg.  Gothaischen  Crcdiigeselhchaft  zu  C 

der  Darmstädter  Sank  für  Industrie  und  Handel 
'  Dessauer  Greditanstalt  für  Industrie  und  Handel 
Leipziger  Allgemeinen  Creditanstalt  vom  3.  Mai  '. 
Handdscompagnie  vom  23.  Juli  1856;  der  Oestreii 
Wien  vom  6.  Nov.  1855:  der  Preuseischen  Han 
berg  vom  19.  Juli  1856;  des  Schlesischen  Bankvei 
1850 ;  der  Mitteldeutschen  Creditbank  in  Meinin 
Literat ur:  Hocker,  Sammlung  der  SU 
Deutschlands  Cöln  1868.  Bau,  Lehrbuch  II.  §.  312 
aätxe  der  Volkswirthschaflslehre  §.  79.  Stein,  Hand 
p.  303-309.  H.  Pickford's  Volkstcirthschafilicl 
1858.  p.  653  ff.    Deutsche  Vierteljahrssehrift  Hr.  75 
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ein  nnanzgeeehiehtl icher  1 
-665.  Hübner,  Die  Bi 
■etzteres  geschieht  namei 
urcb  welche  eine  gemeir 
i  and  Co  Urnen  der  Creditot 
Unternehm  au  gen  der  ( 
iura.  d.   und  die  statisti 

üea  ist  wenigstens  insowe 
a  Circo  lationamittel  (Crec 
[Jrundaatzen  der  Erwerb) 
insbesondere  auch  der  I 
TgL   auch  Oestro  ich,   \ 

Gewerbeordnung  vom  20 
s  vom  30.  Jan.  1868  art. 

1856  art.  64-68;    der 
iger  von  1856  §.  1. 
gl.  insbesondere  Stein, 
onthümlicbo  Aufgabe    der 
uugacredit. 


seiner  Katar  nach  niel 
üteu  umfasBt  im  Allge 
die  blosse  Herstellung 
der  Productivität  und  d 
sind  die  Creditanstalten 
aller  Art  zu  betreiben, 
austeilen,  zu  discontiren 
ung  zu  übernehmen  un< 
Art  zu  geben  (*),  auc 
Gelder  und  Werthpa] 
)ewahren(4);  2)  Commis 
ernehmen,  insbesondere 
ir  Andere,  sowie  die  Ein 
)ividendenscheinen  und  d 
mg  Dritter  (&);  3)  alle  A 
Mvatschuldverschreibun 
i  zu  verpfänden  oder  g 
u  (6) ;  4)  industrielle  um 
ternch  muntren  aller  Art 
und  die  Umgestaltung 
m  und  für  alle  derglei 
m  auszugeben  (7) ;  5)  A 
nates,  von  Kreisen,  Gen 
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§.  10;    der  Leipziger  von  1856   §.  18.  14; 
1856  §.  1;   der  Wiener  von  1855  %.  4—7;  d< 
§.  14. 

C1)  Statuten  der  Dessauer  Creditanstal 
Coburg-Gothaor  von  1856  §.  9;  der  Bari 
Darmstadter  von  1853  §.  10;  der  Leipzig 
Magdeburger  von  1856  §.  1;  der  Wiener 
nigsberger  von  1856  §.  5;  der  Breslau 
Meininger  von  1856  §.  14.  Solche  ünternehi 
Schiffsbau.,  Bergbau,  Chansaeen,  Eisenbahnen, 
schusscassen  etc. 

(8)  Dessaner  Statuten  von  1856  §.  13; 
1856  §.  9;  Darmstadter  von  1853  §.  10;  La 
Wiener  von  1855  §.  4;   Meininger  von  18! 

(3)  Statuten    der  Coburg-Gothaer  Cre 

(10)  Statuten  der  Darmstadter  Credit 
der  Leipziger  von  1856  g.  14.  18;  der  Cob 
§.  9;  der  Dessauer  von  1856  §.  14  (nicht  an- 
der Wiener  von  1855  g.  5.  Zu  Geldzahlunge 
Schreibungen  im  allgemeinen  Verkehre  nicht  gi 
Mitteldeutsche  Creditbank  zu  Meiningen,  8 
§.  14.  15  ist  sowohl  berechtigt  anf  eigene  BecV 
scheine  nicht  unter  10  Thlr.  auszugeben,  dere 
der  Bank  vorrathig  sein  muss,  als  auch  eine 
richten. 

(u)  Statuten  der  Dessaner  Creditanstal 
der  Coburg-Gothaer  von  1856  §.  9;  der 
8.  22;  der  Darmstadter  von  1853  g.  4;  < 
§.  3.  Zum  Betrieb  ihrer  Geschäfte  sind  die  < 
Filialen  und  Agenturen  im  In-  oder  Aaslande  ; 
nehmigung  des  Staates  zuweilen  vorgeschrieben 

(1!)  S.  z.  B.  die  Statuten  der  Coburg 
von  1856  §.  9. 

§.     397. 

Die  regelmässige  Rechtsform  der  Credita 
schaft  und  zwar  meist  der  stillen-  (Commandit  ■ 
wodurch  das  Rechtsverhältnis»  der  Theilnehme 
wird.  Die  Appoints  ihrer  auf  den  Namen  oder ' 
gehen  in  der  Regel  auf  einen  niedrigen  Sai 
kleineren  verfügbaren  Capitalien  für  ihren 
zu  machen.  Ueber  die  Berechnung  der  Gew: 
der  Mitglieder  und  die  Auszahlung  der  erstei 
eines  Reservefonds  gelten  analoge  Bestimmu 
ken.  Ebenso  ist  die  Verfassung  der  Credita) 
nachgebildet,  nur  dass  meist  das  zwischen  c 
and  dem  Verwaltungsrathe  stehende  Mittel 
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edit  hat,  und  Jeder  muas  seine 
Uung  (Taxirung)  unterwerfen.  Di 
im  Theil  im  Verkehre  in  der  Form 
at,  kann  kein  öffentlicher  Zablu 
ehmuogBcredit  nnd  beruht  nicht  a 
tionsfactoren ;  von  dem  der  Cre 
eden,  dass  er  nicht  von  grossen  pi 
izelnen  Privatunternehmern  (Land 
lt  wird.  Gänzlich  verschieden  s 
lekeninstitute ,  welche  mit  den  1 
ron  diesen  getrennt  sein  können 
Gesellschaften  annehmen.     Vgl.  St 

2.     Die  Raal-Cred 

Quellen:    Preussen,  Cab.-Ordre 

chen  Landschaft  vom  9.  und  15.  Ju 
\aftsreglement  vom  14.  Juni  1777  ur 
mt  vom  19.  April  1787  und  3.  Mai 
.  Dec.  1808.  Statut  des  neuen  Cred 
i  1857.  Reglement  der  Pommerscken 
es  Catenberg-Grubenhagen-HiMesheim 
Aug.  1825  und  23.  Jan.  1838.  Vera. 
irschaftlichen  Creditinstituts  /Vir  das 
790.  Verordnung  vom  4.  Febr.  1847. 
esitier  in  Ostfriesland  und  Ilarlinger 
menschen  ritterschaftlicken  Creditvert 
er'sehen  Landeacreditnnstalt  com  18.  , 
.  ein  provincialstämlisehes  Institut  m 
Landescreditcasse  vom  23.  Juni  1832 
■tilständischer  Verband  des  Regierung^ 
,  Wiesbaden  vom  16.  Febr.  1849  (an 
■indischer  Verband  des  Regierangsbei 
idtischen  Pfandbriefs- Instituts  vom  8. 
er  Jlypothekenvereins  vom  31.  Dec. 
ischen  ritterschaftlichen  Creditvereins 
■tatuten  des  landwirthschaftlichen  Cre 
lecklenburg,  Statuten  des  rittersc 
Bayern.  Gesetz  vom  11.  Sept.  1825 
etr.  Statuten  der  Münchener  Hypol 
1—61.  Verordnung  vom  1.  Febr.  18G-. 
iteratur:  o.  Rönne,  Preuss. Staats, 
tungsrecht  3.  Aufl.  §.  165.  Hau,  L 
II.  §.  133-136.  v.  Mohl,  Polhe, 
Handbuch  der  Verwaltungslehrc  p, 
'andwirthschaftliche  Creditvereine  18h 
indbriefe  in  den  E.  Preuss.  Staaten 
r-  und  Xeumärkischcn  Ititterxchaft  ] 
ng    des    schlcsischen    Landschaftssgali 
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ches  später  in  fast  allen  Preußischen  Provins 
sehen  Staaten  eingeführt  wurde  (Kar-  und  Ne 
Westpreussen  1787,  Ostpreusaen  1788,  Po 
Bremen- Verden  1826,  Caleaberg- Grube nhagei 
land  1828,  Mecklenburg  1818,  Chur-Esth-  u 
berg  1826).  Vgl.  Kohlschfltter  a.  a.  0. 
Rijijne,  Landescultur Gesetzgebung  Preussens 
Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  429.  Neuerdings 
brieferedits  auch  auf  den  städtischen  Grundb» 
in  Berlin  nnd  Dauzig.  v.  BSnne  a.  a.  0.  [ 
p.  378.  Ueber  die  preuss.  Hypotheken  Institute 
(2)  Vgl.  des  Näheren  die  Vereinsstatut« 
Beschlüsse  der  Generalversammlung  (Über  d 
ändernngen,  Uebemahme  neuer  Verbindlich} 
die  Genehmigung  der  Regierung. 

§.  400. 

Die  Grundsätze  für  die  Verwaltung  c 
vereine  sind  folgende :  1)  Hitglied  kann  ; 
mer  deB  Bezirke  werden,  für  welchen  der 
früher  häufige  Beschränkung  auf  rittersc 
die  Bedingung  einer  gewissen  Höhe  des  -1 
Bind  neuerdings  vielfach  beseitigt  (');  de 
freigestellt,  jedoch  häufig  an  eine  bestimm 
den  ('-).  2)  Jedem  Mitgliede  wird  auf  einen  1 
des  Schätznngswerthea  seiner  Besitzungen  gc 
Ben  Credit  gegeben ;  die  Schätzung  erfolgt 
Sätzen  unter  Mitwirkung  von  Mitgliedern 
Credit  wird  gegeben  entweder  unmittelb 
welches  der  Verein  selbst  von  den  Oapitali; 
zinslichen  Creditscheinen  des  Vereines,  • 
selbst  nach  dem  Conrse  im  Verkehre  zu 
diese  Weise  in  den  Verkehr  kommenden  l 
Obligationen)  werden  in  bestimmten  App< 
Talons  im  Namen  des  Vereins  meist  auf 
darf  ihr  Gesammtbetrag  den  der  gesammte 
tal  forde rungen  des  Vereines  nicht  üborst* 
Zinsen  nnd  sonstige  Kosten  musa  von  den 
persönlichen  Verbindlichkeit  Hypothek  in  d 
dass  die  Eintragung  innerhalb  eines  bestimm 
ten  Taxe  des  Gutes  ('/a-^)  und  regelmässig 
5)  Der  Schuldner  ist  berechtigt,  das  er.1 
ganz  oder  theilweise  unter  Einhaltung  d 
durch  Rückgabe  der  Pfandbriefe,  zurüekai 
die  Rückzahlung  des  Capitales  regelmässig 


^werberecht.    Titel  II.    Die  öffentlichen  Erwerbsanttalt 

57  §.9;  für  Ostfricsland  von  1828  g.  4:  : 
;  für  Sachsen  von  1844  §.  13.  Notwendige  Mitgüe 
n  ständischen  Verband  einer  Provinz  begriffenen  Güi 
euss.  Instituten;  Kohlschütter  a.  a.  0.  p.  216. 
tatuten  des  Credit  Vereins  für  Posen  von  1857 

1857  §.  60;  für  Ostfiiesland  von  1828  §. 
>  §.  7  ff.;  für  Sachsen  von  1844  §.  14.  25  ff.; 
fechselbank  von  1851  §.  60.  Bayr.  Hypothekei 
I  §.  182  und  Instruction  vom  13.  Mai  1823,  Beil. 
mg  nach  dem  Reinertrag  s.  Jager  a.  a.  0.  p.  69;  Ob 
incip  v.  Rodbertus-Jagetzow,  Erklärung  und" 
i  Creditnoth  des  Grundbesitzes  I.  II.  1869;  und  d 
Hildcbrand'a  Jahrbüchern  1868  II.  Heft  4.  5.  1 
ih  den  Bericht  der  von  dem  3.  Congresse  Nordd.  Lan 
n  Commission  znr  Prüfling  der  Rententheorie  i 
1. 

u  Falle  werden  die  Schuldbriefe  des  Vereins  den  GU 
ausgegeben ,  wobei  zuweilen  die  Wahl  freigestellt  i 
.  auf  den  Namen  oder  auf  den  Inhaber.  Stet,  des  Ci 
friesland  von  1828  §.  15,  für  Calenberg  etc.  von  18 
remen  von  1856  §.  45;  der  Hannoverschen  Landete 
12  §.  43  nebst  Gesetz  vom  25.  Dec.  1869  §.  "  " 
■reditvereins  von  1844  §.  15;  von  1857  §.  1. 
iesbaden,  Gesetz  vom  25.  Dec.  1869  §.  5.  15;  der  Ü 
Weimar,  Gesetz  vom  17.  Nov.  1869  §.  15;    des  Cre. 

von  1857    §.    7.    8    (Appoints  von  1000  bis  10  T" 
i    1857    §.   1.  2.  7.  159—171.     Die  Amortisation 
*ch    den    allgemeinen  Grundsätzen    zulässig ;      Privalv 
2onrsfäbigkeit  derselben  nicht  auf.  —  Es  könm 
ile   der  Verein  «genossen    durch  Einzahlungen    u 
;   werden;     s.    die    Statuten    des   Sachs,    landwirthsc 

1866  §.  16.  20.  66. 

des  Creditvereins  für  Posen  von  1857  §.3;  für  Pol 
,  4.  5  (^s);  für  Ostfriesland  von  1828  |.  6  (*/3)i 
i6  §.  7.  8.  21  ff.  (ausnahmsweise  a;3l;  der  Hannü¥n 
tanstalt   von  1842    §.  21.  26    und  Gesetz  vom   25.  D« 

Creditvereins  für  Sachsen  von  1844  §.  23.     Bay. 
ept.   1825  §.  3.    Statuten  der  Münchener  Hypotb.- 

1851  §.  48.  Die  etwa  vorher  vorhandenen  Glaubig 
lssen  sich  zu  Gunsten  des  Vereins  heimzahlen  lassen.  - 
.Rüche  Creditveruin  für  Sachsen,  Stat.  von  1866  g.  5 
arische  Darleihen  in  4  (Hassen  (die  erste  unkündbar  t 
twerthes,  die  zweite  unkündbar  bis  2,;l;  die  dritte  küß 
iert.e  auf  bestimmte  Zeit  bis  3/4  des  Werthos). 

des  Creditvereins  für  Posen  von  1857  §.3;  für  Poi 
.  259  ff. ;  für  Ostfriesland  von  1828  §.  31.  33;  für  : 

30-34;  für  Sachsen  von  1844  §.  19.  Nach  manch« 
Falle  andauernder  schlechter  Wirthschaft  und  Deterio 
on  durch  den  Verein  stattfinden  bis  zum  vollständig! 
.tändigen  Zinsen  und  erwachsenen  Kosten. 
iigung  kann  Seitena  des  VereiuB  auch  auf  Umtausch  geg« 
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reditvereins  für  Posen  von 
§.  258  ff.  283  ff. ;  für  Si 
nd  Wecbselbank  von  1851 
aaeh  den  Statuten  des  Crec 
Ür  Bremen  von  1856  §.  51 
1842  §.  48. 
den  Banken  nur  bis  zu  ein' 

yfitem)  lag  nicht  im  Plan 
orsprungucn  oesienenaen  ureuiLvereine,  sondern  wurde  erst  später  I 
den  Lüneburger  Verein  1790)  eingeführt,  indem  dadurch  die  Verhi 
einer  planmässigen  Schuldentilgung  mit  dem  Pfandbrief  System  bi 
wurde;  die  regelmässige  Amortiaationsquote  beträgt  ',2%-  Die  von 
Gute  geleisteten  AmortisationsbetrSge  machen  ein  untrennbares  Zt 
desselben  aus.  Statuten  des  Creditvereins  für  Posen  von  1857  §. 
29.292;  für  Pommern  von  1857  §.  2.  3.  172.  234.  283  ff. ;  für  Os 
knd  von  1828  §.  17  ff.;  fUr  Bremen  von  1856  §.  27.  50.  55  ff. 
Buchsen  von  1844  §.  16.  53;  der  Hannoverschen  Lsndescreditansta 
1842  §.  29.  45.  52.  Gesetz  vom  25.  Dec.  1869  §.  6;  des  Sachs.  L 
Creditvereins  von  1866  §.  23.  Kohlschotter  a.  a.  0.  p.  214.  J 
a.  i.  0.  p.  29  ff.    Ran,  Lehrbuch  II.  §.  117  ff. 

(I0)  Die  Execution  besteht  theils  in  Mobiliaresecution ,    theils 

Illustration  oder  Snbhastation.    Statuten  des  Creditvereins  für  Pose 

1857  §.  24—28;  für  Pommern  von  1857  §.  217—219.  180  ff.;    fü 

friesland  von  1828  §.  23—28;  für  Bremen  von  1856  §.  36—38.  * 

|    Bjtt.  Hyp.-  nnd  Wechselbank  von  1851  §.  51.  59.   Vgl.  auch  die 

!    reich.    Verordnung  vom  28.  üct.   1865  Über  die  den  Creditanstalt 

kommenden  Ausnahmen  von  den  allgemeinen  Justizgesetzen  art.  4.  £ 

:  Handbuch  p.  283. 

(u)  Statuten  des  Creditvereins  für  Pommern  von  1857  §.  3 
!  Oitfriesland  von  1828  §.  2.  19;  für  Bremen  von  1856  §.  49;  der 
;  noverachen  Landescreditanstalt  von  1842  §.  50;  des  Sachs,  erbl.  ( 
Vereins  von  1844  §.  57;  des  Sachs,  landwirtbsch.  Creditvereins  vor 
§.  17  (hier  wird  die  Solidarhaft  selbst  auf  die  persönliche  subsidiäre 
nng  erstreckt).  Eine  Ausnahme  findet  statt  bei  dorn  Würtemberg 
Creditverein.  Statut  von  1831;  doch  soll  hier  ein  Ueberschuss  von 
doppelten  Jahresbeitrag  fortgezahlt  werden,  zur  Vermehrung  dt 
servefonds  an  Stelle  der  früheren  wechselseitigen  Bürgschaft.  — 
sind  die  Mitglieder  znr  vollständigen  Versicherung  ihres  landwirtht 
liehen  Besitzes  verpflichtet.  —  Da  der  Schuldner  dem  Vereine  anc 
aonlicb  haftet,  so  ist  dieser  befugt,  sich  nach  seiner  Wahl  wegen 
Forderung  an  das  Mobiliar-  oder  Immobiliarvermögen  des  Seht 
m  halten.  —  Verschieden  von  dem  Realere ditsystem  selbst  ist  die 
thekenordnnng,  deren  gute  Einrichtung  jedoch  ein  wesentliches  Erl 
niss  für  die  Sicherheit  nnd  Leichtigkeit  des  Credits  bildet,  v.  Bit 
a-  a.  0.  p.  15  ff. 

3.     Die  industriellen  Creditvereins  (Vor*chussvereine). 

Quellen:    Statuten    des    Vorschussvereins    «w   Delitzsch    reeiä 
K.  Not.  und  3.  Dec.  1667;    der  Eisleber  Ltiscontugesdkchaß  vom  li 
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1856;  des  Creditvcreines  zu  Cassel  vom  23.  Juni  16 
schussvereines  der  Grube  Fritdrichsthal-Quiers 
des  Vorsekussvereines  zu  Bielefeld  vom  22.  März  1 
Altana  vom  13.  Dcc.  1867;  der  Handwerkerbank  tu 
185$;  des  Darlehensvereins  zu  Freiberg  vom  14.  . 
batik  zu  Gotha  von  1869;  des  Vorschussvereins  zu 
1870:  der  Gewerbebank  zu  dessen  vom  22.  Sept 
14.  Juni  1867;  des  Darlehensvereins  zu  Artern  vom 
gem.  Spar-  und  Vorschussvereines  zu  Malle  vom  A'oi 
eins  zu  Breslau  vom  28.  Mai  1868;  der  Gewcrbeb 
22.  März  1869 ;  der  Creditgescllschaft  zu  Königsberg 
Ilypotheken-Credit-  und  Yorschussvereins  zu  Leubus  «■ 
des  Creditvere'ms  zu  Meisten  und  Normalstatut  für 
bei  Schulze- Delitzsch,  Vorsehuss-  und  Oreditverei 
1867  p.  256  ff. 

Literatur:  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  i 
Po  gl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  1871  §.  100. 
Schaft  3.  Auß.  II.  p.  530.  Stein,  Handbuch  der 
Verwaltungsrechts  p.  284.  309.  Sehulze-Delitzsc 
vereine  als  Volksbtinken  4  Aufl.  1867.  —  Die  Gese. 
rechtliche  Stellung  der  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenoss 
Die  Entwicklung  des  Genossemehaftstcesens  in  Deut» 
Organ  des  allgemeinen  Verbandes  der  Erwerbs-  und  W 
Berlin  1870.  Hallbauer,  Uebcr  Vorsehuss-  und  Ct 
Die  Creditgenossenschaften  in  ihrer  Bedeutung  für  Stac 
hoff,  Das  Wuchertiium  und  dessen  Bekämpfung  dure 
ditvereine  12.  Aufl.  1869.  v.  Sickerer,  die  Geno. 
Deutsehland  Erl.  1872. 

§.    401. 

Die  industriellen  Creditvereine  (VorschuBS 
sind  dazu  bestimmt,  ihren  Mitgliedern  geraein 
der  Grundlage  industrieller  Arbeit  zu  gewähre 
her  vorzugsweise  dem  Creditbedürfniss  der  hl 
welche  den  Bedingungen  des  Kcalcredits  und 
organisirten  Creditgewährung  nicht  zu  genüget 
ausnahmsweise  ist  ihre  Thätigkeit  auch  auf 
Credit  ausgedehnt  ('•).  Ihre  Verfassung  ist  de 
Institute  nachgebildet.  Sie  haben  daher  regt 
waltungsrath  (Ausschluss,  Cnratorium)  zur  all] 
Beaufsichtigung  des  Geschäftsbetriebes,  insbc 
w&hrung;  2)  eine  zuweilen  mit  dem  ersteren  ve 
führende  Direction  mit  dem  erforderlichen  Con 
Generalversammlung  der  Mitglieder  mit  den  I 
meinen  Controle  und  Entscheidung;  bei  gross 
serdem   zuweilen   ein    besonderer    Aufsichtera 
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diese  Vereine  durch  besondere  Com- 
t  geübt  (4).    Dieselben  stehen  zugleich 
mit  anderen    auf   socialer  Selbsthülfe   beruhenden  Erwerbsgen  ossen- 
schaften  in  einem  allgemeinen  Verbände  zum  Zwecke    1)  der  Aus- 
bildung  ihrer   Verfassung    und  Förderung   ihrer   Angelegenheiten; 
2)  der  Wahrnehmung  gemeinsamer  Interessen  mit  vereinten  Mitteln 
und   Kräften;    3)    der  Anknüpfung    gegenseitiger    GeBchäftsbezieh- 
ungen.    Die  Organe  dieses  Verbandes    sind:    1)   eine  Anwaltschaft, 
welche  insbesondere    die  Interessen    des  Genossenschaftswesens  vor 
dem  Publicum,    sowie    auch   der  Gesetzgebung  und   den  Behörden 
gegenüber  zu  vertreten  und  durch  Bath  und  Belehrung,  Mitwirkung 
bei  der  Abfassung   der  Statuten  und  Vermittlung   des  Geschäftsver- 
kehres unter  ihnen  zu  fördern  hat;    2)   ein  derselben  beigegebener 
engerer  Ausschuss;    3)  Landes-  nnd  Frovincial  -  Unterverbände  (6). 
Ferner  besteht   seit    1865    für    dieselben    ein    Centralbankinstitut 
ntsche  Genossenschaftsbank  in  Berlin),  welches  neben  dem  Be- 
b  von  Bankgeschäften  aller  Art  vorzüglich  die  Aufgabe  hat,  den 
Vereinen  wünschenswerthen  Bankcredit   zu   gewähren  (6).     Die 
lstriellen  Creditvereine  haben  die  Rechte  einer  Corporation,    so- 
le  de  als  eingetragene  Genossenschaften  organisirt  sind  (*) ;  aus- 
lern  nur,   soweit  sie  ihnen  vom  Staate  besonders   verliehen   sind 
r  vermöge  der  allgemeinen  Gesetzgebung  Über  juristische  Perso- 
znstehen  (BJ. 

(')  Die  genossenschaftliche  Bewegung  auf  dem  Gebiete  des  indu- 
striellen Credits  fand  ihren  ersten  Anstoss  1849  in  den  Rohstoff-  Asso- 
ciationen der  Tischler  nnd  Schuhmacher  zu  Delitzsch,  denen  sich  1850 
die  Vorschuss  vereine  zu  Delitzsch  und  Eilenburg  anschlössen  unter  un- 
mittelbarer Leitung  von  Schulze,  der  sich  um  die  Begründung  und 
Entwicklung  dieses  Creditzweiges  hohe  Verdienste  erwarb  nnd  noch  jetzt 
als  Anwalt  an  der  Spitze  der  deutschen  Erwerbsgenossenschaften  steht. 
Die  Zahl  der  Vorach  ubs voreine  betrug  1855  erst  circa  15,  war  jedoch 
schon  1860  auf  circa  220  mit  einem  Umsatz  von  10  Mill.  Th.  gestiegen; 
nach  dem  Jahresbericht  von  1868  waren  1558,  nach  dem  von  1872  da- 
gegen 1750  in  Wirksamkeit  mit  einem  Geschäftsbe trage  von  mindestens 
300  Mill.  Th.  Vgl.  H.  Schulze-Deli  tzsch,  Vorschuss-  und  Credit- 
yereiae  4.  Aufl.  p.  1.  11  ff.  Jahresbericht  für  1869  über  die  auf  Selbst- 
hülfe  gegründeten  deutschen  Erwerbs  -  und  W  i  rth  ach  ai'tsgenossen  sc  haften 
Leipz.  1870.  Die  Zukunft  dieser  Vereine  besteht  darin,  d&ss  sie  den 
Credit  der  industriellen  Arbeit  fortschreitend  organisiren  und  dadurch 
nutichst  im  Gebiete  der  Industrie  die  vrirthschaftlicho  Unabhängigkeit 
der  Arbeit  vom  Capital  bewirken;  sie  werden  daher  dahin  zu  trachten 
haben,  auch  zur  Emission  von  Circulationsmittelu  allmählich  zu  gelungen. 
Zugleich  wirken  sie  vermöge  der  Ansammlung  kleiner  Beiträge  jetzt 
schon  capital bildend  für  die  Arbeit  und  bereiten  dadurch  die  Fundation 
des  Arbeitscredits  durch  Selbsthülfe  vor.  Fehlerhaft  ist  es,  diese  Cre- 
ditvereiuo    iu    das    Gebiet    des    Armenwesens    zu    verpflanzen ,    wie    bei 

BoeUsr,  Venrallnngurecht  I.  1.  '^5 


r.T ' 
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y.  Eönne,  Preuss.  81 
Verwalte ngsrecht  §.  IC 
genen,  jedoch  nicht  zu 
cassen  dem  Gedanken  i 

(2)  So  steht  nai 
das  K.  Sachsen,  Sta, 
ganzen  Anlage  nach  a 
Held,  Die  ländlichen 
ihre  Beziehung  zur  Ai 
lehnscassenvereine  als  1 
vBlkerung.  Neuwied  li 
Creditvereme  in  ihrer  A 
Wiesbaden  1868.  B.  Mi 
2.  Aufl.  1862.     Schul 

(ä)  Vgl.  die  angel 

(4)  S.  jedoch  die 
14.  April  1864  §.  36. 

(B)  S.  das  organu 
genschaften  bei  Schub 
Volksbanken  4.  Aufl.  1 
bände  ist  den  einzelnen 
schaftsberichte  für  1865 
beigetreten. 

(6)  Dieselbe  ist  i 
Capital  von  270000  T 
Creditvereine  4.  Aufl.  1 
p.  211  das  Statut  der 

i7)  Nach  dem  Bu 
rechtliche  Stellung  der 
oben  §.  90.  94  ff. 

(9)  Nach  der  ric 
porationsrechte  in  aller 
nngen  biefür  erfüllt  air 
porationsrechte  ertheilt 
und  dem  landwirthschi 
§.  1.  Im  K.  Sachset 
Anwendung.  S.  anch  i 
1869  p.  17. 


Die  Grundsätze 
vereine  sind  in  den  S 
den  freien  Vertrag  de 
migung  des  Staates  8 
Inhalt  derselben  ist 
selbständigen  und  im 
ihren  Unterhalt  durch 
mögen;  der  Eintritt  1 
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Die  Darlehen  werden  gewährt:  a)  aus  dem  durch  die  geschäft- 
len  Einnahmen  (Provisionen,  Zinsen  etc.)  gebildeten  Vereinsver- 
Imögen;  b)  ans  den  dnrch  die  statutenmässigen  Wochen-  oder  Mo- 
lats- Beiträge  der  Mitglieder  gebildeten  Fonds  (Stammantheile,  Gut- 
kaben)  (4) ;  c)  ans  den  anf  den  Namen  des  Vereins  aufgenommenen 
Sarlehen,  Depositen,  Spareinlagen  und  Contocorrentbeträgen  (6). 
8)  Die  Mitglieder  haben  ein  nicht  nothwendig  ausschliessliches  Recht 
auf  Creditgewährung ,  deren  Höhe  nach  Verhältniss  des  Cassabe- 
•tandes  vom  Yerwaltnngsrathe  (zuweilen  auch  von  der  Directum 
«der  der  Generalversammlung)  bestimmt  wird;  es  wird  jedoch  bis 
»nr  Höhe  des  eingezahlten  Guthabens  oder  auch  einen  gewissen 
Betrag  darüber  unbedingt,  für  erheblich  grossere  Summen  nur  gegen 
besondere  Sicherheit  (Bürgschaft,  Pfand)  Credit  gegeben,  regelmässig 
In  auf  3  Monate  Frist  mit  der  Möglichkeit  der  Prolongation  (6). 
I)  Für  die  erhaltenen  Vorschüsse  ist  ein  fester  Zins  (Disconto)  und 
le  nach  der  Hohe  des  Vorschusses  sich  berechnende  Provision  zu 
richten,  woraus  die  Zinsverbindlichkeiten  des  Vereines  und  die 
tawaltungskosten  bestritten  werden,  auch  ein  Reservefond  angelegt 
letzterer  gehört  zum  eigentlichen  Vereinsvermögen  und  bildet 
len  Theil  des  Betriebsfonds  (*).  5)  Aus  «den  Ueberschüssen  wird 
die  Mitglieder  eine  Dividende  nach  Verhältniss  ihrer  Stamman- 
le  (Guthaben)  entrichtet,  jedoch  erst  dann  ausbezahlt,  wenn  ein 
isser  Normalbetrag  der  letzteren  erreicht  ist.  6)  Der  Austritt 
abgesehen  von  besonderer  Verabredung  jederzeit  gestattet,  jedoch 
mit  dem  Schluss  eines  Rechnungsjahres  und  unter  Einhaltung 
statutenmässigen  (3  —  6 monatlichen)  Kündigungsfrist;  die  Aus- 
sen (sowie  die  Erben  verstorbener  Mitglieder)  können  die 
Ickerstattung  ihres  eingezahlten  Guthabens  und  der  ihnen  gutge- 
iebenen  Dividenden  fordern;  im  Falle  der  solidarischen  Verhaft- 
tritt die  Befreiung  der  Austretenden  von  der  Mithaftung  für  die  Ver- 
idlichkeiten  des  Vereins  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Frist  (von  1—2 
fahren)  ein  (8).  7)  Die  solidarische  Haftung  aller  Mitglieder  ist  die 
Pegel  und  zum  Theile  gesetzlich  vorgeschrieben;  sie  ist  jedoch  an 
ftch  kein  wesentliches  Erforderniss  und  kann  auch  auf  einen  ge- 
Betrag, insbesondere  im  Verhältniss  des  Einschusses  limitirt 
»den  (9).  8)  Die  Auflösung  erfolgt  ausser  im  Falle  der  Insolvenz 
BeBchluss  der  statutarischen  Mehrheit  (2/3  — 3/*)  der  Mitglieder; 
diesem  Falle  werden  vorbehaltlich  der  Deckung  etwaiger  Ver- 
ischulden  die  Guthaben  zurückgegeben  und  das  vorhandene  Ver- 
svermögen in  der  Regel  nach  Köpfen  unter  die  Mitglieder  ver- 
It  0°). 

|         (1)  Vgl.  oben  §.  90.     So  ferne  die  Creditvereine  sich  lediglich  als 
JTereine  constituiren ,    ist  jedenfalls  Anzeige  der  Constituirung    und   der 

25* 
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Statuten  erforderlich;  oben  §.  75 
vereine  p.  13;  doch  ist  dieser  St 
liehen  Genehmigung  der  Statuten 
bnnden ,  bo  namentlich  Steuerfrei 
Pfänder  mit  Ausschluss  der  Recht 
Creditvereins  zu  Meise en  §.31; 
Freiberg  vom  14.  April  1864 
9.  Mai  1864. 

(a)  Vgl.  bezüglich  des  Folgen 

(3)  Beim  Eintritt  ist  ein  der 
zu  entrichten.  —  Minderjährige 
kOnnen  daher  nicht  Mitglieder  wer 
ihrer  Ehemänner.  —  Die  gleichze 
einen  ist  meist  unzulässig;  Tgl.  hi 
Ehrenmitgliedern  (welche,  ohne  ai 
zu  machen ,  dessen  Zwecke  geisi 
a.  a.  0.  p.  13.  Entwicklung  etc. 
durch  den  Vorstand  läsat  nur  d: 
lnng  an. 

(')  Die  eingezahlten  Beiträgt 
können  aber  während  der  Dauer  i 
werden,  sondern  werden  nebst  d 
in  einem  besonderen  Conto  gut  ges 
der  Dividende  nur  bis  zu  einer  gen 
echuss  -  und  Creditvereine  4.  Aufl. 

(D)  Ueber  das  Verhältnis«  zv. 
Fonds  lässt  sich  ein  festes  Frincip 
dem  allgemeinen  Vereinstage  zu 
sollte  der  erstere  stufenweise  auf  1 
letzten  Falle  also  auf  '/a  des  gesai 
nach  dem  Geschäftsberichte  für  IS 
centsatz  1859  circa  27,  1869  circ 
in  der  Zwischenzeit.  Vgl.  Seh 
4.  Ana.  pag.  73.  Geschäftsberichl 
nähme  von  Darlehen  in  laufender 
von  Sparcassen  mit  Credit  vereint 
p.  465.  412  ff.     Vorschuss-  und  C 

(8)  Regelmässig  erfolgt  die  V 
seimassiger  Form.     Schulze  a.  a. 

(')  Die  regelmässige  Hohe  de 
glied  er  Vermögens.     Vgl.  Schulze, 

(*)  Vgl.  oben  §.  94.  Die 
Tod  auch  durch  Ausschliessung  a 
bei  Nichterfüllung  der  statutenm! 
znweilen  auch  bei  einzelnen  Handli 
haltung,  womit  die  Vereinsangehö 
Bedeutung  nach  unverträglich  ist. 

(»)  Oben  §94  ff.  Für  die  ». 
desgesetz  vom  4.  Juli  1868)  ist  di« 
Die  Grunde  der  Solidarhaft  liegen 
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Sicherheit,  theils  in  dem  vorwiegend  persönlichen  Character  der  indu- 
striellen Creditvereine  im  (Gegensatz  zu  den  Capitalgenossenschaften.  Vgl. 
Schulze  a.  a.  0.  p.  41  ff.  53. 

(l0)  Die  Vorschrift  der  Vertheilung  nach  Köpfen  findet  sich  in  den 
meisten  Statuten;  s.  auch  Schulze,  Entwicklung  etc.  p.  396.  Nach 
Verhältniss  der  Stammanthcile  soll  die  Vertheilung  erfolgen  nach  den 
Statuten  des  Creditvereins  für  Meissen  §.  46;  für  Altona  §.  49;  für 
Freiberg  §.  46. 


VI.    Die  Sparcassen. 

Quellen:  Pr süssen,  Reglement  vom  12.  Dec.  1838.  Gesetz  betr.  die 
Landesbank  in  Wiesbaden  vom  25.  Dec.  1869  §.  22  —  30.  Bayern,  Verord- 
nung vom  26.  Febr.  1823.  Min. •Erläse  vom  30.  Jan.  und  4.  März  1843.  Ge- 
setz vom  4.  Juni  1848.  K.  Sachsen,  Verordnung  vom  22.  Nov.  1838.  Mini- 
sterialbeschluss  vom  13.  Oct.  1842.  Confirmationsdecret  betr.  die  Leipziger  Spar- 
tas* vom  26.  Sept.  1825.  Oestreich,  Regulativ  vom  26.  Sept.  1846.  Bä- 
lden, Gesetz  über  die  Organisation  der  Verwaltung  vom  5.  Oct.  1863  $.41  2Kff.3. 
,  Verordnung  vom  12.  Juli  1864. 

Literatur:  v.  Rönne,  Freuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  IL  %.386.  Pözl, 
Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.  99.  Blätter  für  administrative  Praxis  in 
Bayern  IL  p.  417.  III.  p.  193.  Funke  a.  a.  0.  II.  p.  535  ff.  v.  Stuben- 
pfauch  a.  a.  0.  IL  §.  358.  Hämmerle}  Sammlung  der  Polizeigesetze  1869 
f.352.  Baut  Lehrbuch  IL  $.365—367.  v.  Mohl,  Polizeiwissenschaft  3.  Aufl. 
ST.  §.  122.  Stein,  Handbuch  p. 447.  B ermann ,  Ueber  Sparanstalten  1835. 
Deutsche  Vierteljahrsschriß  1838  Heft  4  p.  241  ff.  v.  Malchust  Die  Sparcas- 
•m  in  Europa  1838.  v.  Mangoldt,  Ueber  die  Aufgabe,  Stellung  und  Ein- 
richtung der  Sparcassen  Tab.  1847.  Schmid,  Das  Sparcassenwesen  L  Berl. 
1863.  Ducpitiaux,  Des  caisses  d'Spargne  Brux.  1831.  De  Gerando,  De  la 
bienfaissance  publ  III.  p.  164.  Richardson,  Annais  of  banks  for  savings 
Lond.  1818  (Deutsch  von  Krause  1818).  Tidd  Pratt,  History  of  saving- 
banks  Lond.  1833. 

§.    408. 

Die  Sparcassen  sind  Anstalten  für  die  einheitliche  Verwaltung 
und  verzinsliche  Anlegung  kleiner  Geldbeträge  (').  Sie  tragen  inso- 
ferne  zur  Capitalbildung  auch  in  den  ärmeren  Classen  und  zur 
Fundirung  des  allgemeinen  Creditsystemes  bei,  insbesondere  befördern 
sie  die  Creditfähigkeit  der  Einleger  und  schaffen  durch  Ausstellung 
tob  Sparcassebüchern  eine  weitere  Gattung  des  umlaufsfähigen  Cre- 
dit« (*).  Als  Anstalten  für  den  productiyen  Geld-  und  Creditumlauf 
haben  sie  einen  gemeinnützigen  Character  und  stehen  unter  den 
Grundsätzen  des  öffentlichen  Rechtes  (3).  Sparcassen  können  entweder 
▼on  Gemeinden  und  anderen  öffentlichen  Verbänden  (Bezirken, 
Kwisen)  oder  yon  Privatpersonen,  insbesondere  von  Vereinen  ge- 
gründet und  verwaltet  werden  (4).     Hienach   sind  öffentliche  und 
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Privatsparcaasen  zu  unterscheiden. 
die  Genehmigung  des  Staates,  aus 
wegen  der  damit  verbundenen  Hai 
der  Gemeindevertretung  und  der  C 
zirkaaparcasaen  die  der  betreffend! 
Die  Errichtung  von  PrivatsparcaBsei 
öffentlichen  Genehmigung;  jedenfaU 
genseitigkeit  beruhen,  von  dem  G 
Verwaltung  der  ihm  anvertrauten  C 
Sparcassevereinen  kommen  die  all 
eine,  insbesondere  über  wirthscha 
wendung  (6).  Die  Sparoassen  könn 
begründet  oder  mit  anderen  öffe 
Yorachussvereinen  (l0),  Leihhäusern 
verbunden  werden.  Für  jede  Spari 
durch  welches  die  Grundsätze  der 
hältnisse  der  Einleger  festgesetzt  vi 
bestehenden  gesetzlichen  Yorschrif 
örtlicher  Verhältnisse  abweichen  um 
abgedruckt  sein  (°).  Die  SparoasBt 
Aufsicht  des  Staates,  welche  gegei 
sich  analog  wie  bei  den  Banken 
weilen  zu  einer  durch  besondere  Co 
den  Controle  erweitert;  auch  ist  d 
Geschäftsbetriebes  vorgeschrieben  ('' 
haben  die  Rechte  juristischer  Pei 
nur  so  weit  dies  nach  den  allgeme: 
der  Fall  ist  (">). 

(*)  Als  älteste  Beispiele  der  moc 
in  Hamburg  gegründete  allgemeine  \ 
die  Erspar ungscasae  in  Oldenburg  vo 
wurden  ähnliche  Anstalten  in  einer  Rt 
boten)  gegründet  (Bern  1787;  Basel  1 
1801;  Zürich  1805;  Aarau  1811;  B 
sachlich  die  1810  von  dem  Pfarrer 
Dumfries  in  Schottland)  errichtete  Cai 
Lehrbuch  II.  §.  365  Anm.  a.  Ueber 
setzgebung  (neuerdings  Verbindung  j 
banks)  vgl.  Stein,  Handbuch  p.448. 
art.  caisses  d'öpargne. 

(*)  Die  Sparcasaen  befördern  zui 
stand  des  Volkes,  indem  durch  aie  de 
geweckt  und  die  Ansammlung  von  F 
befördert  wird.  Ausserdem  ist  die  d 
productiven  Landeacapitals  eine  sehr 
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Regulativ  vom  26.  Sept.  1846 
rdnung  finden  auf  die  Errichtung 
bestreich,  Patent  zur  Gewerbeo 

n ,  Gewerbeordnung  vom  30. 
atwurfe  p.  80.     Von  einzelnen  Fi 

Gewinn  berechnete  Unternehmung 
ien  fehlt,  nicht  gegründet  werden 
.  1842.  Funke  a.  a.  0.  TL  p.  ! 
*)  Vgl.  oben  §.  90  ff.  401.  402. 
>t.  1846  §.  22.     Motive  zu  §.  16 

Preussen,  Reacript  vom  18. 
ich  BUtter  für  administrative  Pte 

853. 
!)  Sparcassentontine   der  München.' 

PÖbI,  Bayr.  Verwaltungsrecht  § 
368.      L.  Moser,    Die   Gesetze 

ff. 

'°)  Vgl.  oben  §.  402.  Schulze, 
")  Oestreieh,  Regulativ  vom 
gnng  der  Sparcaseen  mit  anderen 
1  berechneten  Anstalten  ist  nicht  j 
zämter)  und  Leihgeschafte  v.  Stt 
3  a.  a.  0.  II.  p.  5S7.  v.  Bonn 
$86.  Pözl,  Bayr.  Ver  waltun  gare 
}rium  p.  250.  Dia  Leihhäuser  a 
nale  Anstalten  und  dazu  bestim 
idung  versatzfähiger  Effecten  al' 
m  und  festen  Zinses  Darleihen  zi 
titel)  der  Ueberbringer  braucht 
hlungsfrist  kann  prolongirt  werde 
r  werden  zum  Vortheil  der  Anstt 
:huas    kann   von   dem  Schuldner   £ 

mehrjähriger  Frist  in  Anspruch 
hrdre  vom  28.  Juni  1826.  Oes 
ind   13.  März  1772.     Bayern, 

Polizeistrafgesetzbuch  von  187: 
>efreiheit  finden  anf  die  LeihhSns 
eich,  Patent  zur  Gewerbeordnn 
>egesetz  vom  30.  Jan.  1868  §.  1 
rom  21.  Juni  1869  §.  35  kann 
untersagt  werden,  welche  wegen  e 
i  oder  Vergehen  gegen  das  Eigent 

12)  Rau,  Lehrbuch  II.  §.  365  An 

,3)  Wo  die  Genehmigung  des  Stau 
if  den  Inhalt  der  Statuten;    auch 

Rechte  nur  durch  staatliche  Bewil 
teglement  vom  12.  Dec.  1838  §.  : 
om  26.  Sept.  1846  §.  4.  6.  16.  2 
eh.    Gemeindesparcassen   bei    Ha 

cn,  Verordnung  vom  4.  Dec-  18£ 


VI.  Die  Sparcassen. 

12.  Dec.   1888   §.  1 

,    _.0 .._.    _..  _.r„   _..S    §.  25  —  27.  80. 

Aufsicht  erstreckt  sich  besonders  auf  die  Herstellung  un 
an  gemessener  Controlmass  regeln  für  die  Einlagen  and  1 
auf  die  gesicherte  Bewahrung  der  Cassabestände  und  die  ! 
wal  tu  nga  kosten ;  bei  den  genossenschaftlichen  Sparvereinen 
trole  hauptsächlich  in  der  Notwendigkeit  der  Errichtung 
Statuten  und  deren  gerichtlicher  Eintragung  und  Veröffer 
namentlichen  Uebersichten  des  Geschäftsbetriebes  sollen  die 
leger,  die  Summe  der  eingelegten  Capitalien,  die  Art  de 
der  letzteren,  die  Guthaben  der  Interessenten  an  Capital  > 
den  zn  Gunsten  der  Anstalt  sich  ergebenden  Ueberschusa 
waltungskoaten ,  zuglaich  aber  auch  die  Vergleichung  alle 
mit  den  Ergebnissen  des  Vorjahres  genau  ersichtlich  mach 
(">)  Prenssen,  Bescript  vom  25.  Ang.  1862.  Oei 
gnlativ  vom  26.  Sept.  1846  §.  26.  Als  Klager  oder  £ 
igen  die  Spareaasen  dem  gesetzlich  oder  in  den  Statuten 
ihenen  Gerichtsstände;  Beschwerden  über  Statuten  widrij 
id  jedoch  bei  den  Verwaltungsbehörden  anzubringen. 
schtsvergünati  gongen  derselben  vgl.  Funke  a.  a.  0.  II. 
i  soll  namentlich  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Ste 
cht  zulässig  und  die  eingezahlten  Gelder  und  deren  ffilli 
ie  die  darüber  ausgestellten  QuittungsbOcher  sollen  keim 
ig  oder  Inhibition  unterworfen  sein.  Ueber  Stempelfrei 
«ebucher  b.  Oestreich,  Regulativ  vom  26.  Sept.  184f 
uidesgesetz  vom  10.  Juni  1869  aber  die  Wechselstemp 
um  auf  Sparcassebflcher  keine  Anwendung  finden;  s. 
irc.  Verfügung  vom  10.  April  1847. 

(|B)  Soferne  Sparcassen   als  Stiftungen    oder  Corpora 
erbindang  mit  Creditvereinen  gegründet  werden,    komm 
eben  Grundsätze  hinsichtlich'  des  Erwerbs  der  juristischer 
[   in  Anwendung.     Vgl.  oben  Buch  I.  Titel  HI.  cap.  2.  3. 

§.     404. 

Die  Verwaltung   der  Sparcassen  unterliegt   fo!g< 

m.     Jede  Person  ist  berechtigt,   Einlagen    zn  m 

ah    für   gewisse   Classen   der  Bevölkerung    besond 

,    so    können  Einlagen,    durch  welche  sie  ihren 

ck  entfremdet  würden,  zurückgewiesen  werden  (') 

'   m  Einlagen  findet  in  keiner  Weise  statt  (2).     Regeln 

I  Minimum  und  ein  Maximum  für  die  Annahme  und  V 

Spareinlagen  festgesetzt,  sowie  ein  Maximum  des  Ges 

I  dessen  Verwaltung  und  Verzinsung  für   eine  Person   ^ 

■    easse  auf  ihre  Verantwortlichkeit  übernommen  wird ; 

kt  Schranken    sind  die  Öffentlichen  Sparcassen  zur  I 

Verzinsung   von   Einlagen    verpflichtet,    bei    den  Spa: 

(Vorschussvereinen)  entscheiden  hierüber  die  Statuten  l 

läge  wird  zn  einem  festen  Fasse    von  der  Anstalt  vi 


394    Bnch  IV.    Erwerbwecht.    Titel  IL 

sollen  die  entsprechenden  Zinstabelle 
buch  abgedruckt  werden;  die  an  d< 
Zinsen  werden  dem  Capitale  zugei 
zinst  (*).  Für  alle  Einlagen  einer  Fei 
Nummern  Sparcassebücher  auf  den  3 
dieselben  können  jedoch  durch  cinf: 
tragen  werden  und  es  wird  der  Betr 
ger  des  Buches  ohne  Legitimation 
Die  Rückforderung  der  Guthaben  t 
tutenmässigen  Kündigungsfrist  jeden 
soweit  der  Cassabestand  es  erlaubt, 
entsprechenden  Zinsabzugs  (Disconto 
Beobachtung  der  Kündigungsfrist  : 
Spareassegelder  sind  als  selbständige 
walten  O  und  es  ist  dabei  vorzügl 
und  vollkommene  Sicherheit  der  An 
Grunde  dürfen  Bparcassegelder  nur 
halb  der  ersten  Werthshälfte),  inläi 
briefen,  in  Vorschüssen  an  Tersatzhä 
Anstalten  oder  auf  sonstige  völlig  s 
Die  Gelder  von  Gemeindesparcasse 
einer  vollkommen  gesicherten  Yen 
Einlösung  yon  Communal- Schuldobl 
von  Comnmnalschulden  überhaupt 
Anstalten  verwendet  werden  (s).  D: 
gesetzliehen  Schranken  ist  der  ftpa 
Die  ZinsüberschÜBBe  werden  verwe 
waltungskosten  und  zur  Anlegung  e 
etwa  verbleibende  Ueberschuss  fäl 
kann  also  namentlich  zur  Befriedigt 
bedürfnissen ,  jedoch  möglichst  im 
Anstalt,  verwendet  werden  ( l0J. 
mittel  ist  den  Sparcassen  nur  ausne 
kurzen  Tilgungsfristen  gestattet  (u). 

(J)  Preuasen,  Reglement  vom 
Regulativ  vom  26.  Sept.  1846  §.  1. 
1843  §.  1.  2.  Letzteres  bezeichnet  al 
cassen  hauptsächlich  bestimmt  sind, 
schied  des  Standes  und  der  Classe,  da 
ter,  Taglöhner;  das  Gesetz  vom  4.  . 
Militairs  vom  Unteroffizier  abwärts. 
die  ausdrücklich  vom  Staate  genehm 
Sachs.  Verordnung  vom  27.  Juni  18! 
§.  366. 
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(')  Tgl.  Über  dessfallsige  unzulässige  Vorschläge,  insbesondere  durch 
Lohnabzüge,  Hermann  a.  a.  0.  p.  11.  Bau,  Lehrbuch  II.  §.  365 
Anm.  f. 

(;t)  Preussen,  Reglement  vom  12.  Dec.  1636  §.  11.  12.  Gesetz 
vom  25.  Dec.  1869  betr.  die  Landesbank  in  Wiesbaden  §.  23.  Oe  st- 
reich, Regulativ  vom  26.  Sept.  1846  §.  7.  6.  K.  Sachsen,  Verord- 
nung vom  14.  Jan.  1841.  Bayern,  Rescript  vom  4.  März  1843  §.  5 
(30  Kr.  —  300  PI.)  Ran,  Lehrbuch  II.  §.  866  Anm.  b.  Wenn  die 
Sparsmnme  den  erlaubten  Maximalbetrag  übersteigt,  soll  für  den  Einleger 
damit  ein  Öffentliche  pupülarische  Sicherheit  gewahrendes  Papier  einge- 
kauft und  als  Deposit  aufbewahrt  werden,  wobei  er  aber  nur  die  ge- 
wöhnlichen Sparcasse zinsen  beziehen  soll.  Nach  dem  Bayr.  Rescript 
Tom  4.  März  1843  §.  6  soll  jede  Verzinsung  aufhören,  wenn  das  Gut- 
haben 400  PI.  übersteigt.  Auch  sollen  Beträge,  die  lange  Zeit  ohne 
irgend  eine  Präsentation  liegen  geblieben  sind ,  nicht  weiter  verzinst 
werden.  Prenss.  Reglement  von  1838  §.  16.  Nach  dem  Oestreich. 
egulativ  vom  26.  Sept.  1846  verjähren  Spareasseforderungen  in  40  Jah- 
n  und  fallen  verjährte  Forderungen  dem  Reservefond  anbeim. 

(4)  Preussen,  Reglement  vom  12.  Dec.  1838  g.  11.  18.  Bayern, 
eseript  vom  4.  März  1843  §.  9.  10.  Oestreich,  Regulativ  vom  26. 
pt.  1846  §.  10.  11.  16.  Der  Zinsfuss  der  Sparcassen  ist  niedriger  als 
ir  LandeszinsfnBS ,  um  aus  der  Differenz  die  Verwaltungskosten  decken 
id  den  Reservefond  anlegen  zu  können ,  und  stuft  sich  zugleich  nach 
i  Grosse  der  eingelegten  Capitalien  in  fallender  Progression  ab;  erst 
m  einem  gewissen   Betrag    an    findet    überhaupt    eine  Verzinsung  statt 

Th.,  1  Fl.  —  30  Kr.)     Hau,  Lehrbuch   II.   §.  866  Anm.  c.  f.    Zu- 
akij  ist  der  Zins  auch  verschieden  nach  den  Classen  der  Einleger;  ibid. 

(5)  Daher  können  Sparcassebücher ,  wie  Inhaberpapiere,  obgleich 
( in  Wirklichkeit  keine  solchen  sind,  im  Fall  des  Verlustes,  der  Ver- 
chtung  etc.  auch  amortisirt,  und  es  kann  die  persönliche  Zahlung  an 
d  Eügenthümer    oder   dessen  Bevollmächtigten   (Cessionar)    durch   aus- 

uiflcklich  in  dem  Sparcassebucb  vorzumerkende  Erklärung  vorbehalten 
wwrtftn..  Oestreich,  Regulativ  vom  26.  Sept.  1846  §.  18—17.  Preus- 
Reglement  vom  12.  Dec.  1838  §.  14.  15.  Gesetz  vom  25.  Dec. 
§.  24.  25.  K.  Sachsen,  Verordnung  vom  6.  Pebr.  1836  nnd 
i  1838.  Die  Ausstellung  auf  Nummern  und  Devisen  statt  anf  Na- 
t  unbedingt  untersagt  nach  dem  Bayr.  Rescript  vom  4.  März 
§.  3 ;  das  Gleiche  muss  nach  der  Absicht  des  Gesetzes  auch  von 
m  Namen  gelten.  Vgl.  jedoch  Scbnlze,  Die  Entwicklung  des 
snschafts wesens  in  Deutschland  p.  419. 

})  Preussen,  Reglement  vom  12.  Dec.  1838  g.  10.  12.  Oest- 
reich, Regulativ  vom  26.  Sept.  1846  §.  9.  Bayern,  Rescript  vom 
*.  März  1848  §.  7. 

t7)  Preussen,  Reglement  vom  12.  Dec.  1838  §.  6.  Oestreich, 
Regulativ  vom  26.  Sept.  1846  §.  22. 

(s)  Preussen,  Reglement  vom  12.  Dec.  1838  §.  5.  8.  Gesetz 
vom  25.  Dec.  1869  §.29.  Oestreich,  Regulativ  vom  26.  Sept.  1846 
§.  19.  Bayern,  Min.  -  Verfügung  vom  9.  Sept.  1846  §.  19.  Das  Aus- 
leihen von  Sparcassegeldern  anf  blosse  Schuldscheine  unter  Bestellung 
von  Bürgschaft   ist   gestattet,     nicht    aber   unter   Verpfandung    auslan- 


Jam 
f. 
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11.     Dam,  Handbuch  des  heutigen 

f.     Eichhorn,    Deutsches  Prwat- 
kt  des  deutsehen  Bundes  §.  408  — 
II.  §.  174.     Hau,  Lehrbuch  IL 
2ff.    Gneist,  Verwaltung,  Justin, 
ch    der  Verwaltungslehre  p.  179  ff. 
übersetzt  aus  dem  Französischen. 
StUtg.  1825  Bd.  1.    J.  Scholz    der   Dritte,    Das  Baurecht  1839  §.  117  —  127. 
K.  Arnd,    Der  Strassen-    und    Wegebau   in  staatsvnrthschaftlicher    und  tech- 
nischer Besiehung   Darmstadt  1831.    F.  Fielt,    Die  Verwaltung  des  Strassen- 
und  Brückenbaues  Cassel  1831.      Entwurf   einer   Wegeordnung   für    den  Treues. 
von  1862  nebst  Motiven  (von  B.  Jacobi).     Zur  Frage  von  der  Gestall- 
ter  Wegebau -Gesetzgebung    im  Deutschen  Reiche.      Denkschrift    vom  Lan- 
womieratk  Griepenkerl.    Braunschw.  1871. 

§.    406. 

Die  Strassen  im  Allgemeinen    sind  diejenigen  Wege,   welche 
je  öffentlicher  Rechtsvorschrift  für  den  allgemeinen  Gebrauch 
'erkehrsmittel  auf  festem  Boden  bestimmt  sind  (').     Man  pflegt 
Classen  zu  unterscheiden:  1)  Staatastrassen  (Chausseen,  Haupt-, 
is-,  Heer-,  Provinzialetrassen) ,   welche  den  ganzen  Staat  oder 
grössere  Theüe   desselben   durchziehen;    2)    Diatricts -  (Kreis-, 
[-,    Vicinalstrassen),    die    zur  Verbindung    kleinerer   Districte; 
emeindewege  (Orts-,  Communications wege) ,    die  zum  allgemei- 
Verkehr   innerhalb    der    Ortschaften   oder   zwischen    einzelnen 
Ortschaften   dienen  (2).      Zu    den   öffentlichen  Wegen  gehören  auch 
die  Nebenlinien  der  grossen  Strassen ,    wodurch    dieselben  in  unmit- 
telbare Verbindung  mit  Ortschaften   oder  mit  anderen  Strassen  ge- 
bracht werden  (3).     In   technischer  Hinsicht   werden   hauptsächlich 
ahieden  die  chaussirten    (Kunst-,    Dammstraasen,    Chausseen) 
ie  nicht  chaussirten    (mit  Steinunterlage   versehenen)  Strassen; 
aatsstrassen  sind  der  Regel  nach  chaussirt,  doch  können  auch 
rigen  Strassen  dies  sein  (4).    Die  technische  Beschaffenheit  der 
3n,   insbesondere  der  Staatskassen ,  im  Einzelnen,    so  nament- 
as  System  der  Befestigung  (B) ,   die  Richtung,    die  Breite  des 
Fahr-  und  Fussweges,  die  Steigung,  Krümmung  (Gurre)  und  Wölb- 
ung, die  Anlegung  von  Brücken,  Gräben,  Durchlässen,   Brüstungen 
(Mauern)    und  Dämmen,    die    Bepflanzung    mit   Bäumen,  ist  für 
die  einzelnen   Arten   der  Wege  meist    besonders    vorgeschrieben; 
ebenso  das  WaldauBlichten   an  Staatsstrassen,    die  Aufstellung  und 
Erhaltung  von  Stnndensäulen ,  Wegweisern  und  Ortstafeln  (,;).     Alle 
öffentlichen  Wege    stehen  unter  der  Oberaufsicht   deB  Staates    und 
müssen  nach  Massgabe  der  Bedürfnisse  deB  Verkehrs  und  Transports 
angelegt   und    erhalten  werden;    insbesondere  muss  jeder  Ort  mit 
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unmittelbar  angrenzenden  0: 
aden  sein  (J). 

[')  OefTentlicho  Wege  sind  dabei 
i  Gebrauche  nicht  kraft  Priv 
)r,  ob  ein  Weg  ein  öffentlicher 
,ltungnbehörden.  L.  2  §.21  D. 
r,  Wegegeaetz  Ton  1851  §.  2. 
13.  Verordnung  vom  1.  Aug. 
Verwaltun  garecht  8.  Aufl.  §.  1 
estimmte  Art  des  allgemeinen  0 
m-,  Schulweg)  wird  der  offen 
oben.  Hannover,  Wegages 
t  die  Vermuthnng  fflr  jede  Art 
n  Viehtrieb.  K.  Sache.  Veron 
irf  von  1862  §.  3.  —  Der  Sta 
»er,  Oeflentliches  Recht  des  dec 
^gefallen. 

(s)  Bayern,  Verordnung  vom 
■  ehseu,  Chausseebanedict  vom 
g.7.  8.  11.  22.  35.  Hannove 
Wegegeaetz  vom  29.  Juli  185! 
862  g.  19.  2».  28  (daneben  at 
werden  ärarische  und  Gemeindet 
ibenrauch  a.  a.  0.  II.  §.  52! 
eben  die  Landes-,  Concurrenz- 
etz  für  Nie  de  röstreich  vom  21. 
Strassen    1.  und  2.  Classe,    Qt 

vom  23.  Juni  1866.     Die  Beg 

15  §.  1  und  H.  7  §.  87  (Land 
;ht,  genau;    cf.  v.  Binse,   Prei 

ad.  Gesetz  vom  14.  Jan.  1868  %. 
Gemeinde wege.  Ueber  die  Beg 
lad.  Gesetz  vom  14.  Jan.  18t 
29.  Juli  1851  §.  9.     Preuss.   F 

fUr  Niederostreich  vom  21.  Ma 
he  Recht  vgl.  Ph.  Fritsoh, 
3.  var.  tom.  I.  p.  1  Nr.  14). 
jure  (exercit.  carios.  I.  Nr.  34 
{.  Danz,  Handbuch  des  gern 
hörn,  Einleitung  §.  272  (He 
.  —  Bei  den  Römern,  gehörte; 
-Ogino,  consulares,  praetoriae ; 
rel  qua«  in  vicos  ducant);  3) 
unt  in  villas  vel  in  alias  coli 
i  viae  urbicae,  die  unter  der  Ve 
m.     L.  2  §.  21.  22.  24  D.  ne  c 

loco  et  itin.  publ.  43.  7.  Das 
ä  war  auch  bei  den  Römern  du 
h  (ut  ea  publice  iretur,  commea 
i,    obgleich    die   grossen  Strassei 
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tionen)  und  von  Privaten  (GeseUachaf 
Falle  wird  -vielfach  zur  Beatreitimg 
hülfe  bewilligt  und  werden  den  solch 
Vorrechte  der  vom  Staate  gebauten  1 
zum  StrasBenban  ist  eine  öffentliche  '. 
rechtlich  erzwungen  werden  (*).  Im 
denen  ob,  denen  eine  Strasse  zu  Gut 
hinsichtlich  der  Staats-  und  Provinz» 
hinsichtlich  der  diesen  gesetzlich  zug 
Gemeinden  hinsichtlich  der  Ortsstras 
Hurwege  (6) ;  4)  auch  Privatpersonen 
Bedürfniss  öffentliche  Wege  herzuste 
allen  Fällen  berechtigt,  bisherige  Pr 
wandeln  oder  die  letzteren  in  eine  b< 
Die  Unterhaltung  bestehender  StrasB 
jenigen  ob,  der  sie  gebaut  hat  und 
pflichtet  ist;  ausserdem  sind  die  Ge 
ein  Strasaenzug  geht,  schuldig,  dense 
auf  ihre  Kosten  zn  reinigen  und  zu  u 
ihr  eigenes  Terkehrshedürfnisa  dies  e 
uhrigen  zum  Zwecke  dea  Weges  j 
Werke  gelten  durchweg  als  Beatas 
Wegepflicht  begreift  eonach  in  sich  d 
Yerbesaerung  der  Wege  und  deren 
gesetzlichen  Torschriften  und  der  . 
Behörden;  Streitigkeiten  hierüber  w 
hörden  entachieden  und  privatrechtlit 
den  Civil-Recbtsweg  verwiesen  (l0). 
Benbaa  und  deren  Beaufsichtigung  a 
allen  Fällen  der  Staatscaaae  ob  (")> 

0)  Vgl.  die  K.  Preuss.  Erlasse 
Vorrecht«  für  den  Bau  und  die  Unterhalt 
26.  Jan.,  9.  Febr.,  16.  Febr.,  9.  Mai 
Rescripte  vom  7.  April  1853,  8.  Aug. 
1855  mit  einem  Statuten  -  Entwurf  füt 
v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Au 
sind  hauptsächlich  der  Anspruch  auf  Uel 
Baumaterialien  zum  Strassenbau  nach  de 
und  auf  Leistung  von  Strassen diensten 
senden  Grundstöcke,  soweit  letzteres  Rc 
ner  die  Erhebung  von  Ghansseegeld.  S. 
recht  §.  192.  Die  Expropriation  für  t 
zugelassen.  S.  Baden,  Gesetz  vom  20 
Bayern,  Expropriationsgesetz  vom  17. 
für  Kiesgruben.    Verordnung  vom  3.  Jul 


'■L       — 

C2)  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecbt  §.  192.  Ueber  die  Nothwen- 
digkeit  der  Anlegung,  Veränderung  oder  Einziehung  einer  Strasse  ent- 
scheidet die  Staatsgewalt  im  geordneten  Instanzenzuge  unter  Mitwirkung 
der  Verfassungen) assigen  Repräseritativorgane.  Sachs.  Entwurf  von 
1865  §.  15.  Hannover,  Wegegesetz  von  1851  §.  31.  Bei  Strassen, 
die  für  militärische  Zwecke  wichtig  sind,  haben  auch  die  Militärbehörden 
ihre  Stimme  mitabzugeben.  Landstrassen  im  Interesse  des  allgemeinen 
Verkehres  unterliegen  jetzt  der  Gesetzgebung  und  Beaufsichtigung  des 
Reiches.  Reichs verfassnng  von  1871  art,  4  Ziff.  8.  —  Von  der  Wege- 
pilicht kann  durch  Verjährung  und  andere  privatrechtliche  Titel  gegen- 
über den  Behörden  eine  Befreiung  nicht  erlangt  werden.  Preuss.  Re- 
seript  vom  17.  Aug.  1868.    Hannover,  Wegegesetz  von  1851  §  23. 

(3)  Preussen,  A.  L.  R.  II.  15  §.4.  11.  12.  K.  Sachsen,  Man- 
dat vom  28.  April  1781  §.  9.  Entwurf  von  1865  §.  9.  Bayern, 
Min. -Entschließung  vom  25.  Febr.  1837.  Pözl,  Bayr.  Verwaltungs- 
recht §.  192.  Hannover,  Chausseebangesetz  vom  20.  Juni  1851  §.  2. 
16.  Bauten,  die  dem  Zweck  der  Strasse  fremd  sind,  fallen  dem  Staate 
nicht  zur  Last  (Brücken,  Durchlasse  für  Mühlen  etc.).  Nach  dem  Bad. 
Strassen  gase  tz  vom  14.  Jan.  1868  Titel  4.  5  haben  die  Kreis  verbände 
und  Gemeinden  an  den  Laudstrassen  neben  dem  Staate  einen  bestimmten 
Antbeil  zu  tragen. 

(*)  Als  solche  Strassen  können  nur  jene  erklärt  werden,  denen 
eine  besondere  auf  einen  Di  «tri  et  beschränkte  Wichtigkeit  zukommt. 
Bayern,  Gesetz  betr.  die  Districtsräthe  vom  28.  Mai  1852  art.  27.  28; 
mit  Zuschüssen  ans  Kreismitteln ,  Landrathsgesetz  vom  28.  Mai  1852 
art.  15.  Blätter  für  administrative  Praxis  in  Bayern  VI.  p.  81.  Han- 
nover, Wegegesetz  von  1851  §.  30.  31.  35.  Die  gesetzliche  Vertretung 
des  Wegverbandes,  der  in  der  Regel  ein  obrigkeitlicher  Bezirk  ist,  be- 
stimmt alljährlich  die  zum  Bau  und  zur  Unterhaltung  durch  Umlagen 
aufzubringenden  Mittel,  vorbehaltlich  gewisser  Einwirkung  der  höheren 
Verwaltungsstellen  und  Vertretungen.  Oestreich,  Landesgesetz  für 
Nieder  Ostreich  vom  21.  Mai  1868  betr.  die  Herstellung  und  Erhaltung 
der  Öffentlichen,  nicht  ärarischen  Strassen  und  Wege  (Landesfonds ,  Oon- 
currenzfonds  aus  den  betheiligten  Gemeinden).  In  Preussen,  Provin- 
zialfonds  für  den  Bau  von  Bezirksstrassen  für  Westphalen,  Rheinprovinz 
(Regulativ  vom  20.  Jan.  1841),  Posen  (Verordnung  vom  21.  Juli  1843), 
Prenssen  (Regul.  vom  1. Juli  1854).  v.  Rönne,  Wegepolizei  p,  172— 178. 
(5)  Baden,  Gesetz  vom  14.  Jan.  1868  §.  4.  5;  vom  20.  Febr.  1868. 
Der  Umstand,  dass  ein  Weg  durch  das  Gebiet  einer  Gemeinde  führt, 
begründet  für  sie  allein  noch  keine  Bauverpflichtung.  Die  Gemeinde- 
pflicht bezieht  sich  1)  auf  die  wirklichen  Gemeindewege  und  Ortsplätze; 
2)  auf  den  Strassenzug  innerhalb  der  Gerne  in  de  grenzen  antheils  weise. 
Hannover,  Chausseebangesetz  von  1851  §.  8.  Preussen,  A.  L.  R. 
IL  7  §.  37.  Oborkib.-Erk.  vom  23.  Mai  1864.  Illing,  Handbuch 
D.  p.  129.  E.  Sachsen,  Mandat  vom  28.  April  1781  §.  9.  16.  Ge- 
setz vom    12.  Jan.  1870.      Bayern,    Gemein  de  Ordnung    vom    29.  April 

1869  art. 38.  Oestreich,  Landesgesetz  für  NiederGstreich  vom  21. Mai 
1863  §.  15.  Diese  Bestimmung  findet  auch  auf  die  Besitzer  selbständiger 
Gutsbesirke  (Rittergüter,  Domänen)  analoge  Anwendung.  Baden,  Ge- 
setz vom  14.  Jan.  1868  §.  20.     K.  Sachsen,  Wegegesetz  vom  12,  Jan. 

1870  §.  2.     Meiaert  a.  a.  0.  §.  14. 
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(G)  In  Concurrenz  mit  den  ( 
1868  §.  4  (im  Falle  der  haar. 
Wegen  für  Waldungen ,  Salinen 
nover,  Wegegesetz  vom  28.  J 
Verpflichtungen  noch  dem  K.  8 
§.  7.  —  Werden  neue  Wege  oc 
des  Baues  von  Eisenbahnen  n. 
pflichtung  zu  deren  Herateilung  t 
nere  Unterhaltung  ist  Sache  der 
Mehrkosten  Ersatz  zn  leisten  ist. 

(7)  Hannover,  Chanssee 
den,  Gesetz  vom  14.  Jan.  1868 
auf  die  Staatscasse).  E.  Sacb 
Entwurf  von  1865  §.  4.  8  ff.  ü 
das  Bedürfniss  es  gestattet,  na 
ganz  oder  theil weise  eingezogen  i 

(6)  Baden,  Gesetz  vom  1 
ordnnng  vom  31.  Jan.  1821  und 
5.  Juli  1849.  K.  Sachsen,  M 
L.  R.  IL  15  §.  13.  14.  16.  Ha 
§.  3.  26.  Wegegesetz  von  1851 
auch  innerhalb  der  Städte  von 
andererseits  können  Geldbeiträge 
anstatt  durch  Baarzabluug  duret 
sondere  ist  das  Offenhalten  dei 
der  Gemeinden  innerhalb  deren 
der  Nachbar  gerne  Juden  gegen  Ve 
8.  März  1832.  Verordnung  von: 
sen,  Mandat  von  1781  §.  6.  E 
Hannover,  Chausseebaugesetz 
Schäften  wird  das  Rein-  und  C 
Gehwege  durch  ortspolizeiliche  V 
entspringenden  Verpflichtungen  d 
und  können  privatrecbtliche  Eil 
macht  werden.  Bayr.  Ob.  Apj 
a.  a.  0.  n.  p.  843.  Prenssen 
(für  Berlin).  Min.  -  Rescript  v 
v.  Rönne,  Polizeiwesen  II.  p.  8 

(9)  Insbesondere  verpflichte 
Unterhaltung  der  Brocken.  Bai 
Hannover,  Cbansseegesetz  voi 
Andere  ZubehÖrungen  der  Stross 
brücken,  Stützmauern,  Parallel? 
lasse,  Materiallagerungsplatze ,  i 
werden  in  rechtlicher  Beziehung 
behandelt.  Hannover,  Wegegi 
Entwurf  von  1865  §.  42  ff.  ] 
Interesse  der  Adjacenten  zu  er 
dem  Zustand  zur  Zeit  des  Straf 
nisae  und  Aendernngen  haben  di< 
§,  406  Anm.  7,     Für  Beschädige 
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den  Chausseebau  (Wasserandrang,  Vorsumpfung ,  Trockenlegung,  Ver- 
sandung etc.)  soll  nach  Umständen  billige  Entschädigung  geleistet  wer- 
den.    Hannover,  Chausseebaugesetz  von  1851  §.  106» 

(tu)  Yür  den  Wegebau  ist  nach  Massgabe  der  Bedürfnisse  und 
Oertlichkeiten  auf  die  den  Umständen  nach  zweckmäßigste  Weise  zu 
sorgen.  K.  Sachs.  Verordnung  vom  8.  Sept.  1845.  Bayern,  Verord- 
nung vom  7.  Jan.  1845  betr.  die  Erbauung  und  Unterhaltung  der  Di- 
strictsstrassen  §.1.  Preussen,  Bescript  vom  17.  Aug.  1868.  Han- 
nover, Wegegesetz  vom  29.  Juli  1851  §.  22.  23. 

(i!)  Hannover,  Wegegesetz  vom  28.  Juni  1851  §.  20.  Baden, 
Gesetz  vom  14.  Jan.  1868  §.  12.    Pözl  a.  a.  0.  §.  192. 

§.    408. 

Die  Benützung  der  öffentlichen  Strassen  zu  jeder  Art  von  zu- 
lässigem (*)  und  an  sich  möglichem  Verkehr  und  Transport  steht 
Jedermann  frei,  jedoch  nur  unter  Beobachtung  der  bestehenden 
Strassenordnungen  und  besonderer  obrigkeitlicher  Anordnungen  und 
gegen  Entrichtung  einer  Gebühr,  soweit  diese  rechtmassiger  Weise 
erhoben  werden  darf  (2).  In  ersterer  Beziehung  ist  namentlich 
für  die  Kunststrassen  in  der  Regel  vorgeschrieben  (3): 
1)  die  allgemeine  Einhaltung  eines  gleichmassigen  Wagen-  und 
Schlittengeleises;  2)  eine  bestimmte  Breite  und  Beschaffenheit 
der  Badfelgen  nach  Massgabe  der  Raderzahl  und  der  Bespann- 
rm8  (4)>  3)  ein  Maximum  der  Bespannung  und  Belastung  der 
Fuhrwerke,  sowie  der  Breite  der  Ladung;  4)  eine  bestimmte  Be- 
schaffenheit der  Hufeisen;  5)  gewisse  Regeln  für  das  Ausweichen 
und  Vorbeifahren  (5).  Ferner  sind  regelmassig  verboten:  gewisse 
Arten  des  Einsperrens  und  Hemmens  beim  Bergabfahren ;  das  Spur- 
halten (6)  und  Fahren  mit  aneinandergelegten  Wägen;  das  Schlei- 
fen von  Ackergerathen,  Bäumen  und  Steinen;  das  Fahren  und 
Reiten  auf  den  Fusswegen;  das  Treiben  und  Weidenlassen  von 
Schaafheerden  in  den  Strassengraben  und  an  den  Böschungen  und 
Dämmen.  Häuser,  Fabriken,  Schiessplätze,  Steinbrüche  etc.  dürfen 
nur  in  einer  durch  die  Sicherheit  und  das  Interesse  des  Strassen- 
zuges  gebotenen  Entfernung  angelegt  werden.  Endlich  wird  jede 
fohrlässige  oder  vorsätzliche  Beschädigung  oder  Zerstörung  von 
Strassen  und  deren  Zubehör,  und  jede  den  freien  Verkehr  hem- 
mende Handlung  polizeilich  bestraft  (7).  Zur  Sicherung  der  Ge- 
meindewege und  des  Verkehres  auf  denselben  können  von  den  Ge- 
meindebehörden polizeiliche  Anordnungen  erlassen  werden  (8). 

0)  Gewisse  Wege  (Fuss-,  Kirchen-,  Schul-,  Leichenwege  etc.) 
dürfen  nur  nach  Massgabe  ihrer  speciellen  Bestimmung  benützt  werden. 
Hannover,  Wegegesetz  von  1851  §.17.  18.  Vgl.  oben  §.  406  Anm.  1. 
Ueber  öffentliche  Fusswege  (und  deren  bedingte  Benützung  zum  Reiten, 


lob  IT.    Enrerbsreet 

ib,  Schabkarren  et 
Motive  p.  114. 
)  Aufgehoben  ist  < 
80.  Aug.)  1830. 
n.  Hessen  mit  d 
thenzollern.  AI 
ad  die  Gcleitsabga 
rasse;  so  ausdrück" 
rt  a.  a.  0.  p.19.  j 
j  vom  11.  Juni  IS 
tz  vom  23.  Jan.  1£ 
gesetzliche n  Vorach 
werden.  Verein  szol 
lliche  Nutzung»-  oc 
reck  einer  Strasse  < 
in  unzulässig  ist , 
i  werden;  im  Uebi 
ikeiten  hinsichtiich 
rundsatze.  Hans 
iBetz  von  1851  g. 
ObBt  etc.)    erstrec 

')  Vgl.  Preussen, 
etr.  den  Verkehr  a 
3.  Jan.  1852.  Ca) 
Gesetz  vom  12.  Mt 
i.  Octbr.  1868  für 
■>.  Oestreich  n.  E. 
fttr  Wien  vom  2E 
.  1865  p.  118  ff) 
tung  des  die  Kunst 
sbst  Landtagsabschi 
ach  von  1871  art. 
□d  Ausfuhr  ungsvarc 
i  von  1851  §.  16 
;  eines  gleichen  Vi 
.  IL  §.  464.  P  ö  z 
')  Der  Zweck  diesei 
gen  den  Druck  de* 
and  so  ein  starkes 
.  8.  33. 

0  Ueberhaupt  ist 
sn  und  Tbiere  geffi 
ten  und  Ortschafte 
ril  1842  das  Auswt 
n,  Verordnung  von 
•  Polizeidirection  M 
ipt-  und  Residonzs 
1.  IL  15  §.  26  ff. 
;  vom  27.  Juli  181 
0  Gegen  dieses  Vei 


r 
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(7)  Strafgesetzbuch  von  1870  §.  305.  366.  Si 
(B)  Hannover,  Wegegesetz  von  1851  §.  75 

§.    409. 

Die  Erhebung  von  StraBsenabgaben  (Ghanast 
Fahrgeldern),  welche  dazu  bestimmt  sind,  di< 
und  Capitalersatz)  des  Baues  und  der  Unter 
heretellung  von  Strassen  zu  decken,  und  nur  i 

■  »chnittlich  erforderlichen  Höhe  erhoben  werdi 
folgenden  Grundsätzen  ('):     1)  Chaussoegeld    s 

.  für  die  Benützung  von  chausBirten  Haupt-  ui 
■.  von  Brücken  erhoben  werden  und  nur  von  dei 
"  torhaltung  derselben  obliegt  (s) ;  2)  nur  mit  Gi 

tes  oder  soweit  das  Hecht  dazu  in  hergebra 
',  wird  (") ;  3)  nur  auf  Grand  eines  vom  Staate  ge 
c  lieh  bekannt  gemachten  Tarifs  (' ) ;  4)  nur  für 
r  nng  einer  Strasse  und  nach  Massgabe  derseU 

schuldig,  sich  an  der  Erhebungsstätte  auch 
'  Entrichtung  der  schuldigen  Gebühr  zu  melden, 
■'  ren  und  Umgehen  der  Erhebungsstätte  zum  H 
i  tigten  wird  mit  Geldbusse  bestraft  (ö) ;  6)  der 
[  mues  seinerseits  solche  Anstalten  treffen,  wel< 
t'dermann  kenntlich  machen,  und  für  prompte 
!  Meldenden  sorgen  (T);  7)  von  Gemeinden  könnt 

*  gelder  au  den  Thoreu  nicht  mehr  gefordert  we: 
.*en  Fällen  tritt  Befreiung  von  der  Chausseegel 
'  Terhütuug  von  Strassenfreveln  und  Defraudat 
~  die  Strassen wärter ,    Aufseher    und    Gensdarme 

*  andere  Polizei-,  Forst-,  Zollbeamte  und  die  0 
angewiesen  (>0).  Die  unmittelbare  Aufsicht  üt 
Anordnung  und  Ausführung  von  Bauarbeiten, 

.  Verwendung  der  Umlagen  und  etwaiger  Beihi 

<  Mitteln  steht  unter  Aufsicht  der  oberen  Behöi 

der  etwa   bestehenden  Vertretungen  (Kreisver 

■  waltungsbehörden  oder  den  besonders  bestellt« 
.  welche  in   technischen  Angelegenheiten   sich 

.  Beihülfe  von  Technikern  zu  bedienen  haben  (" 
..  öffentlichen  Wege  und  Plätze  sind  von  der  Ei 
i.  Steuer  befreit  (ia). 

(')  Prenssen,  A. L. B.  II.  15  §.  90  ff.     Ve 
1838.    Gesetz  vom    20.  März  1837   betr.  die  Besl 

«ebreitungen.     Oestreich,  Gesetz  vom  17.  Mai  ] 


408    Buch  IV.     Etwerbsrecct.    Titel  11.    Die  offen  tlic 

der  öffentlichen  nicht  anriechen  Strassen  and  Brtie 
Hannover,  Wegegesetz  von  1851  §.64.  Gesetz 
vom  7.  Mär*  1848  und  13.  Juli  1856  (Befreiungen 
Gesetz  vom  9.  Nov.  1833.  Verordnung  vom  22.  Ol 
10.  Nov.  1853.  Zollvereins  vertrag  vom  30.  März 
vom  8.  Juli  1867  art.  22.  Besondere  Pflaster-  un 
len  nicht  mehr  erhoben,  sondern  die  Ortspflaster 
dergestalt  eingerechnet  werden,  dass  davon  nur  di 
dem  allgemeinen  Tarif  zar  Erhebung  kommen.  Di 
hören  nicht  zu  den  gemeinschaftlichen  Zolleinnahi 
di'm  privaten  Genuss  der  einzelnen  Regierange: 
art.  10.  —  Strassen  abgaben  können  unr  von  öffei 
ben  werden.  Verschieden  davon  ist  die  Erhebung  < 
gcld)  für  die  Benutzung  von  Privatwegen  oder  E 
rechtlich  biezu  befugte  Personen,  worauf  die  Grün 
Wegerechts  keine  Anwendung  finden.  K.  Säe 
5.  Febr.  1841.     Funke  a.  a.  0.  H.  p.  853. 

(*)  Hannover,  Wegegesetz  von  1851  §.  61 
suta  vom  9.  Dec.  1833  §.  3.  Jedoch  kann  nach 
8.  Juli  1867  art.  22  auch  auf  unchaussirten  La 
welche  die  unmittelbare  Verbindung  zwischen  den 
Vereinsstaaten  bilden  und  auf  welchen  ein  grössere 
verkehr  stattfindet,  Chausseegeld  erhoben  werden. 

(8)  A.  L.R.  II.  15  §.90.  K.  Sachsen,  Vei 
1836.  Hannover,  Wegegesetz  von  1851  §.  6 
hcbnng  von  privatrechtlich  erworbenen  Wegegeldbc 
ständige  Entschädigung  stattfinden;  ibid.  §.  67. 

(*)  Preuseen,  A.  L.  R.  II.  15  §.  91.  93. 
1828  und  29.  Febr.  1840.     Hannover,    Gesetz  i 
12.  Aug.   1858.      K.    Sachsen,    Chausseegeldtaril 
Als  höchster  zulässiger  Tarifsatz  soll    das    im  Prt 
bestimmte  Chausseegeld  gelten,   ausgenommen  bei 
oder  Privatpersonen    oder   auf  Actten   angelegten  ( 
nur   Nebenstrassen    sind    oder    nur   locale  Verbini 
schaften    oder   Gegenden    mit    grösseren   Städten 
Haupthan delsstrassen  bezwecken.     (Für  Oldenburg 
Verbindlichkeit,  die  dermaligen  Chausseegeld  Sätze  r 
vertrag  vom  8.  Juli  1867    art.  22).     Vertragsmas 
zelnen  Fällen  Ermässigung  des  Chausseegelds  eintreten  uuer  diu  uwi 
ment  abgeschlossen  werden.     Preussen,    Rescripte    vom  30.  Nov.  IS 
28.  Mai  1852  und  4.  März  1858: 

(6)  Hannover,  Wegegesetz  von  1851  §.  65.  Für  das  Pa 
von  geringeren  Strecken  der  Chausseen ,  als  zu  einer  Hebestelle  vol 
dig  gehören  ,  ist  ein  verhältniss massig  ermassigtes  Chausseegeld  n 
richten,     Mecklenburg,  Verordnung  vom  24.  Febr.   1863. 

(aJ  Preussen,  A.  L.  R.  II.  15  8.113— 116.  120.  122.  129. 
Ordre  vom  29.  Febr.  1840.  Regulativ  vom  7.  Juni  1844.  K.  f 
sen,  Verordnung  vom  24.  Mai  1839  and  3.  Juni  1844.  Funke  a 
II.  p.  855. 

(7)  Preussen,  A.  L.  R.  U.  15  g.  117.  118. 
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i-,  wiixm-u-ag  vuui  8.  Juli  1867  Art.  22  (oben  Aum.  1).  Siehe 
schon  die  PreuBS.  Verordnung  vom  16.  Juni  183S  §.  9.  v.  Rönne, 
PreuBS.  Staaterecht  3.  Aufl.  II.  §.  465. 

(9)  Alle  Fuhren  zum  Zweck  der  Bodenbestellung  mit  Einschluss 
der  Boden  Verbesserung ,  sofern  das  betreffende  Grundstück  landwirt- 
schaftlich benfitzt  wird,  sind  von  der  Entrichtung  eines  Wegegeldes  auf 
Chausseen  nnd  Landstrasaen  für  den  Hin-  und  Ruckweg  befreit.  (Aus- 
serdem die  Chausseedienstp  flichtigen ,  ferner  die  Pferde  und  Fuhrwerke 
des  Monarchen,  der  Armeen,  Posten  etc.).  Preussen,  Cab. -Ordre  vom 
29.  Febr.  1840.  K;  Sachsen,  Chausseegeldtarif  vom  9.  Nov.  1833. 
Hannover,  Gesetz  vom  4.  Dec.  1834  §.  8.  Gesetz  vom  13.  Juli  1856 
und  Mhi.-Erlass  vom  IS.  Juli  1856.  Reichsgesetz  über  das  Postwesen 
vom  28.  Oct.  1871  §.  16. 

(10)  Preuasen,  Regulativ  vom  7.  Juni  1844  betr.  das  Verfahren 
bei  Chausseepolizei-  nnd  Chauaseegeld Übertretungen,  v.  Rönne,  Preuaa. 
Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  464.     K.  Sachsen,  Mandat  von  1781  §.  22. 

(")  Die  Polizeibehörden  haben  auch  darüber  zu  wachen,  das«  die 
bestehenden  Verpflichtungen  hinsichtlich  der  ordentlichen  Instandhaltung 
der  Wege,  Brücken  etc.  erfüllt  werden;  im  Falle  von  Streitigkeiten  ist 
das  Notlüge  ohne  Säumnis»  im  Verwaltungswege  anzuordnen.  K.  Sach- 
sen, Mandat  von  1781  §.  23.  24.  Preusaen,  Rescript  vom  17.  Ang.  1868. 
Illing,  Handbuch  II.  p.  128.  Funke  a.  a.  0.  II.  p.  832.  Von  allen 
für  die  Landes vertheidigung  wichtigen  Anlagen  und  Abänderungen  von 
Strassen  oder  Wasserbauten  iat  die  Militärbehörde  (Generalstab)  sogleich 
in  Kenutniss  zu  setzen.  Bayern,  Verordnung  vom  21.  Sept.  1823.  — 
Zar  technischen  Ausführung  und  Beaufsichtigung  des  Strassenwesens  müs- 
sen durchgängig  besondere  mit  den  erforderlichen  Fachkenntnissen  aus- 
gerüstete Personen  aufgestellt  werden  anf  Kosten  der  dazu  Verpflichteten. 
Pick  a.  a.  0.  §.  49  ff.     Meinert  a.  a.  0.  §.  23  ff. 

<12)  Bayern,  Grundsteuergesetz  vom  15.  Aug.  1828  art.  36,  Oest- 
reich,  Grundsteuergesetz  vom  24.  Mai  1869  §.  2.  K.  Sachsen,  Ver- 
ordnung vom  9.  Dec.  1843. 

III.     Die    Wasserstrassnn. 


§•    -410. 

Die  'Wasserstrasseii  als  gesellschaftliche  Verkehrsmittel  Bind 
1)  die  natürlichen  Binnengewässer ,  insbesondere  die  Flüsse;  2)  die 
Canäle;  3)  das  Meer.  Hienach  scheidet  sich  die  Schifffahrt  in  FIuss-, 
Csnal-  und  SeeBchifffahrt ;  in  technischer  Besiehung  in  Segel-  oder 
Dampfschifffahrt  nnd  in  Flossfahrt  Im  Allgemeinen  ist  der  Betrieb 
der  Schiff-  nnd  Flossfahrt  zum  Zweck  der  Beförderung  von  Perso- 
nen oder  Waaren  auf  den  Wasserstrassen  für  eigene  oder  fremde 
Rechnung  in  der  Regel  freigegeben,  soweit  das  Recht  der  Poatan- 
stalt  dadurch  nicht  verletzt  wird;  es  müssen  jedoch  die  für  den 
Schiißaurtebetrieb   geltenden  gesetz-   und   vertragsmäasigen  Bestim- 
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mungen  beobachtet  werden  (')•  Die 
auf  einer  doppelten  Grundlage :  1) 
(Flosse)  und  der  hiedurch  bedingtet 
tat)  des  letzteren;  2)  auf  der  beruf 
ung  der  Schiffe  durch  den  Schiffer  t 
rend  die  das  Eigenthum  und  die  t 
Schiffe  zum  Transport  betreffenden 
dem  Privatrechte,  insbesondere  abc 
angehören  (*),  bilden  diejenigen  Ii 
Ausübung  der  Schifffahrt  als  solche 
Verwaltungsrechtes ;  in  nutnohen  I 
Verkehres,  insbesondere  in  Kriegszt 
kommen  auch  die  Grundsätze  des  Vi 
die  Reichsverfassung  sind  die  0: 
Schutzes  für  die  deutsche  Schifffalir 
wie  der  Flösserei-  und  Schifffahrtsbi 
Staaten  gemeinsamen  Wasserstrassei 
sowie  die  Fluss-  und  sonstigen  "Wa 
Beaufsichtigung  des  Reiches  untersb 
teischiffe  aller  Bundesstaaten  als  ein] 
naturlichen  und  künstlichen  Wassei 
zugelassen  und  behandelt  (4). 

(')  Bon  des- Gewerbeordnung  vt 
Gewerbeordnung  vom  '30.  Jan.  1868 
Gewerbeordnung  vom  20.  Dec.  1859 
Binnengewässern  au  den  concessionirtet 
schifffahrt  vom  Gewerbegesetze  ausgenc 
V.  m.  Zu  den  Gewerben  im  strengei 
hanpt  nicht  gerechnet  werden,  da  de 
liehen  Natur  nicht  Gegenstand  der  fn 
Stein,  Handbuch  p.  189  ff. 

(*)  D.  H.  G.  B.  Titel  V.  8.  « 
1869  Über  die  Errichtung  eines  oberst 
§.  13  ff.  Ueber  die  Anwendung  der 
gewöhnliche  Schiffer,  die  an  sich  nick 
den  die  Landesgesetze,  ibid.  art.  10. 
Goldschmidt,  Handelsrecht  I.  §. 
Corpus  jnris  nantici  Lttb.  1790.  v.  W 
rechts  10.  §.  141-288.  PShl's  Dar: 
—  33.  v.  Kaltenborn,  Grundsätze 
1851.  A.  Miruss,  Seerecht  1838.  IE 
der  civilisirten  Nationen.  Gengier, 
Der  Schiffsbau  gehört  zu  den  gewbhnli 
Ausnahmst  estimmun  gen  aus  Gründen 
mehr  statt.  Vgl.  über  die  frühere  Bi 
sog.  Baofreiheite-   und  VolkBfuhrungsg 
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1  Boid  Bein  muss  und  den  Hafen-  und  '. 
>m  Voranzeigen  iBt  (4).  2)  Für  die  Füh 
isaen  odei  Seen  ist  die  Erlangung  eines 
!s  erforderlich,  welches  nur  auf  Grund  d 
ireh  mehrjährige  Uebung  erlangten  Befäh 
Itigkeit  eines  solchen  Patentes  auch  für 
■taaten  richtet  sich  nach  den  hierüber 
(a).  3)  Vom  Staate  -werden  die  Hafen 
fen)  bestimmt,  wo  abgesehen  von  Ung 
^  Umständen  regelmässig  ein-  und 
ferner  die  näheren  Vorschriften  über  die 
der  Schiffe  während  der  Fahrt  (Begegnen 
die  Einhaltung  des  Fahrweges,  Benutze 
simum  der  Befrachtung  etc.  f6).  4)  Für 
dürfbissen  der  Schifffahrt  und  der  ErleicJ: 
inenden  allgemeinen  Anstalten  (Häfen, 
:.)  sind  die  an  jedem  Orte  besonders  vi 
und  Gebühren  zu  entrichten,  welche  den 
Herstellungs  -  und  Unterhaltungskosten 
die  Erhebung  eigentlicher  Flusszölle  fi 
les  Befahrens  -sowie  der  Lootsenzwang  s: 
»geschafft  <7).  5)  Die  Schifffahrt  darf  dur 
in  oder  an  Flüssen  nicht  gehemmt  werd 
ung  unter  öffentlicher  Aufsicht  (*).  6) 
isser  und  die  Leinpfade  stets  in  gutem 
e  Linie  des  Fahrwassers  möglichst  (durc 
heu  (■') ;  von  Zeit  zu  Zeit  sind  durch  "W 
esichtigungen  vorzunehmen,  um  die  Beet 
lie  "Wirkung  der  zum  Nutzen  der  Sei 
geln  und  die  etwa  eingetretenen  Hindern! 
hifffahrt  zu  untersuchen  und  festzustellen  i 
j  der  Schiffelente ,  welche  mit  Dienstbfle 
,  steht  unter  polizeilicher  Aufsicht  ("). 
ügenthümer  sind  den  Ufereigenthümern 
,  den  sie  bei  Ausübung  der  Schifffahrt  v 
n  auch  für  die  Beobachtung  der  im  Inte: 
lassenen  Vorschriften  verantwortlich  (13). 

)  Oben  §.  216.  —  Auf  einfache  Waaserfa 
a  Nachen,  Spazierfahrten,  in  Gondeln  etc.  find 
lifffahrtsordnungen  keine  Anwendung;  vgl.  i 
■dnung  für  den  Bodensee  vom  22.  Sept.  186' 
2)  Reichsverfas3ung  von  1871  art.  54.  Bnn 
L.  Juni  1869    §.  31.      Bezüglich    der   Angeht 
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1857  art.  12.  13.  Bayern,  Beka 
die  Dampfacbifffahrt  auf  dem  Rhein 
30.  Jan.  1868  art.  8.  Oeatreich, 
§.  16.  20.  —  Deber  die  znrAusfer 
patente  sind  von  den  Strom gerichti 
und  Schifferrollen)  zu  fahren.  Frei 
1842  betr.  die  Mittheilungen  der  stei 

(G)  Rheinschifff&hrtaacte  von  1 
aehifffahrtapoliz  ei  Ordnung  vom  9.  Mi 
Floesordnnng  für  den  Rhein  vom  2 
polizeiordnung  für  den  Rhein  vom 
von  1857  art.  23.  Bayern,  Seh 
Donau  vom  4.  Juli  1865.  Oeat 
Fahrten  auf  der  Donau  durch  den  8 
Polizeireglement  für  den  Schifffahrt 
1842,  9.  Mai  1845  und  4.  Mai  181 
2.  Jan.  1864  betr.  die  atrom-  nn 
auf  der  Elbe.  Preussen,  Cab.-Ordi 
25.  Nov.  1850  betr.  die  Ruhrechif 
4  Jan.  1862  betr.  die  Ruhrstrompt 
betr.  den  Dampf ach ifffahrtsver kehr 
sowie  auf  den  schiffbaren  Gewässern 
vom  26.  Nov.  1857  betr.  die  Schifffi 
vom  4.  Juni  1845  nnd  5.  Mai  18 
der  Mosel.  Baden,  Neckarschifffe 
18.  Juli  1845.  Mecklenburg,  ' 
die  Polizeiordnang  für  die  Eide,  Hi 
schiffbaren  Seen,  CanSlo  nnd  Seh 
fahrt  sordnvmg  für  den  Bodenaee  vor 

(7)  Reichsverfassung  von  1871 
1870.  Abgaben  von  der  Flösserei  : 
für  die  Benützung  besonderer  zur  E 
Anstalten  erhoben  werden  nnd  wir< 
Entschädigung  geleistet,  wenn  aie 
und  nicht  einem  Bundesstaate  zusti 
vom  1.  Juni  1870  betr.  die  Saale  t 
den  Neckar.  Bundesgesetz  vom  11. 
Eibzolle.  Vertrag  zwischen  dem  Nor 
1870  betr.  die  Aufhebung  des  Elbzol 
1866  betr.  die  Aufhebung  der  Rhei 
24.  Dec.  1866  betr.  die  Schifffahrt 
Erlass  vom  17.  Sept.  1867  betr.  di 
in  Schleswig -Holstein.  Verordnung 
Lippe-Schi  fffahrtsabgaben) ;  vom  14. 
Aufhebung  der  bisher  in  Eurhesaen 
erhobenen  Abgaben.  Baden,  Veri 
Aufhebung  der  Neckarzölle.  Min.-. 
Aufhebung  der  Schifffahrtsabgaben  i 
und  dem  Neckar.  Min. -Erlass  vom 
der  Rhein-  und  Nebenzölle.  Rhein 
DouauachiffEahrtaacte  von  1657    ar 
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■80.  MSn  1856  art.  15.  Zollbilndniss  vom  8.  Juli  1867  Art.  25.  —  In 
ptrenaaen  waren  schon  durch  Verordnung  vom  11.  Jnni  1816  und  Ge- 
F Beti  Yom  26.  Mai  1818,  sowie  nach  dem  Zollgesetze  vom  23.  Jan,  1838 
1  §.  21  alle  privatiyen  Staats-,  Communal-  und  Privatzölle  auf  Wasser- 
:  atraeeen  aufgehoben  worden  —  Lootsen  gebühren  können  nur  bei  wirk- 
licher Benützung  von  Lootsen  erhoben  werden.  Rheinschifffahrtsacte  von 
I  1868  art.  26.  K.  Sachsen,  Elbscbifffahrts Ordnung  vom!  2.  Jan.  1861 
i  §.22  (oberhalb  Hamburg).  Baden,  Verordnung  vom  20.  Oct.  1848  und 
|  25.  Jan.  1850.  Dagegen  Lootsenzwang  auf  der  Donau  (Acte  von  1857 
i  art.  38).  Vgl.  das  Frciiss.  Lootsenreglement  auf  dem  Rhein  vom 
\   24.  Juni  1844. 

(B)  Rbeinschifffahrtsacte  von  1868  art.  29.  30.  Donanschifffahrts- 
acte  von  1857  art.  40.  Internat.  Schifffahrtsordnung  für  den  Bodensee 
vom  22.  Sept.  1867'art.  6.  Bayern,  Wassergesetz  vom  28.  Mai  1852 
art.  10.  11.  Preussen,  Circ.  Verfügung  vom  81.  Oct.  1844  betr.  die 
Anlegung  von  Schiffsm üblen  in  Öffentlichen  Flüssen.     Vgl.  oben  §.  216. 

(9)  Bheinschifffahrtsacte  von  1868  art.  28.  Donauschi  ff fahrtsacte 
von  1857  art.  36.  41.  Bodenseeschifffahrtsordnung  von  1867  art.  3.  Pariser 
Friede  von  1856  art  17. 

(10)  Eheinschifffahrtsacte  von  1863  art.  31.  Donauschifffahrtsacte 
von  1857  art.  37.  Bayern,  Instruction  für  die  Plusswarte  am  Main 
vom  16.  Mai  1843;  an  der  Donau  vom  26.  April  1847. 

(")  Preussen,  Gesetz  vom  8.  Juli  1856  betr.  die  Einführung  von 
Dienstbachern  für  Schiffsleute.  K.  Sachsen,  Elbscfaifffahrteordnang  vom 
2.  Jan.  1864  §.72—86.  Baden,  Polizeistrafgesetzbuch  von  1863  §.  149. 
Bheinschifffahrtsacte  von  1868  Schlussprotocoll  §.  4.  Auf  die  Bemannung 
von  Seeschiffen,  welche  einen  Strom  befahren,  finden  die  für  Flussschiffs- 
lente  geltenden  Bestimmungen  keine  Anwendung. 

{1J)  Bheinschifffahrtsacte  von  1868  art.  34.  Boden  seeschifffah  rtsord- 
nnng  vom  22.  Sept.  1867  art.  23.  Preussen,  Verordnung  vom  14.  Aug. 
1846.     Vgl.  oben  §.  217  Anm.   6. 

(L3)  Bheinschifffahrtsacte  von  1868  art.  9  —  14.  Donauschifffahrts- 
acte von  1857  art.  22.  Hannover,  Gesetz  vom  20.  Dec.  1856  (betr. 
die  Unterweser).  Baden,  Verordnung  vom  1.  Oct.  1864.  Im  Allgemeinen 
sind  die  Gewässer,  auf  welchen  erhebliche  Gttterversendungen  stattfinden, 
als  Zollstrassen  anzusehen,  wenn  sie  den  Grenzbezirk  durchschneiden;  die 
Hafen  am  Meere  mit  den  dazu  angewiesenen  Einfahrten  sind  die  Zoll- 
itrassen  von  der  Seeseite;  wo  die  Zollgrenze  durch  ein  schiffbares 
Gewässer  gebildet  wird,  sollen  die  erforderlichen  Landungsplätze  bestimmt 
werden.  Vereinszollgesetz  vom  1.  Jnli  1869  §.  17.  86  —  58.  —  Die  Er- 
richtung und  Aufhebung  von  Freihäfen  zur  Erleichterung  des  Handels 
bleibt  abgesehen  von  vertragsmassigen  Verpflichtungen  dem  Ermessen  je- 
der einzelnen  Uferregierung  überlassen.  Ehe  in  schiff  fahrtsacte  von  1868 
art.  8.  27.  SchlnssprotocoU  §.  8.  Donauschifffahrtsacte  von  1857  art.  26.  — 
Strafgesetzlicher  Schutz  der  Schifffafart  auf  den  Wasserstraßen  gegen 
Zerstörung  oder  Beschädigung  der  für  ihr  Bedürfniss  errichteten  Wasser- 
bauten und  Störung  des  Fahrwassers.     Strafgesetzbuch  von  1870  g.  321. 
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In  Bezng  auf  daa  Recht  der  Schifffi 
die  gemeinsamen  und  die  privativen  FIüsi 
Laufe  das  Gebiet  mehrerer  oder  nur  eine 
beide  Arten  von  Flüssen  steht  an  sich  di 
der  Öffentlichen  Gewalt  jedes  Staates  : 
strecken  zu,  soweit  nicht  durch  Staatsvei 
ongen  übernommen  sind  (<).  Letzteres 
Staaten  hauptsächlich  durch  die  Zoll- 
schehen  (2).  Unter  den  gemeinsamen  sin 
besonders  hervorzuheben,  bezüglich  derei 
acten  verpflichtende  Bestimmungen  für 
halten  sind  (3).  Die  allgemeinen  Grnndsi 
mnngen  zu  Grunde  liegen,  Bind:  1)  F 
Ausnahme  der  Binnenfahrt  (cabotage), 
Staaten  für  die  Zwecke  des  Handels,  t 
verkehres(*);  2)  gleichförmige  dem  Han 
günstige  Schifffahrtspolizei;  3)  Erhebung 
liebst  niedrigen  Abgaben  für  die  Ben 
richtungen  und  zn  den  Kosten  der  Schill 
Stromarbeiten  im  Interesse  der  Schifffabi 
Staaten  znr  Unterhaltung  der  Leinpfad« 
derniase  der  Schifffahrt  (6) ;  5)  Aufhebur 
pel-,  Umschlags-,  Niederlags-,  Torkauf 
von  FluBsgerichten  zur  Cognition  der  bi 
vorkommenden  Streitigkeiten  und  Cont 
besonderen  Commissionen  für  die  Verwi 
legenheiten  (fl).  Diese  Grundsätze  wurde 
neneren  Verträge  und  Gesetze  znr  Ausfi 
auf  die  übrigen  Flüsse  angewendete0). 

(■)  v.  Rönne,  Prenas.  Staatsrecht  3. 

(s)  Vgl.  insbesondere  das  ZollbÜndnisf 
Reichs  Verfassung  von  1871  art.  54. 

(■')  Wiener  Congressacte  vom  9.  Juni 
läge  16.  Deutsche  Bundesacte  von  1815  art 
15.  Hai  1820  art.  65.  Pariser  Friede  vom 
acte  für  die  Donaumündungoii  d.  d.  Galaei 
Paris  durch  Protocoll  vom  28.  Harz  1866.  Ii 
1870  betr.  die  Revision  der  auf  die  Schifl 
auf  der  Donau  bezüglichen  Bestimmung«! 
30.  Man  1856  (Bund.  G.  Bl.  p.  104).  — 
§.  567  ff.  Die  Don  au  seh  ifffahrta  frage ,  in  il 
Congressfl  bis  zum  Abschlags  der  Donauschi 
dargestellt  in  der  Sammlung  der  betr.  volkei 


F 


Cap.  5.    Verkehr.    III.  Die  Waseerstrasaen.    2.  Die  FluBsschifffahrt.    417 


(4)  Donauschifffahrtsacte  von  1857  art.  1.  8.  15.  Rheraschifffahrts- 
acte  von  1868  art.  1.  7.  Schlussprotocoll  §.  1.  Binnenfahrt  im  weiteren 
Sinne  ist  die  gesammte  Fahrt  zwischen  den  Uferplatzen  eines  Flusses  ohne 
■Unterschied  der  politischen  Grenzen,  im  engeren  Sinne  nnr  die  Fahrt 
swischen  den  Uferplätzen  eines  und  desselben  Gebietes;  im  Gegensatz  zu 
.beiden  steht  die  Schifffahrt  zwischen"  dem  offenen  Meere  und  den  Ufer- 
plitzen  eines  Flusses.  Die  Binnenfahrt  wurde  fortschreitend  als  eine  ge- 
meinschaftliche Berechtigung  der  Angehörigen  aller  Uferstaaten  ange- 
sehen und  allmählig  freigegeben.  Insbesondere  ist  die  Freiheit  der  Binnen- 
itehifffahrt  auf  dem  Rheine  (Acte  von  1868  art.  1)  schon  duroh  Verträge 

swischen  Preussen  und  den  Niederlanden  von  1887  und  1852  angebahnt. 
Vgl.  die  angef.  Schrift  über  die  Donauschiflfahrtsfrage  p.  18  ff. 

(5)  Pariser  Friede  von  1856  aTt.  15.  16.  Donauschifffahrtsacte  von 
1856  art.  20.  21.  Rheinschifffahrtsacte  von  1868  art.  27.  Nach  der  Reichs- 
verfassung  von  1871  art.  54  steht  die  Belegung  fremder  Schiffe  oder  de- 
ren Ladung  mit  anderen  oder  höheren  Abgaben  als  von  den  Schiffen  der 

■Bundesstaaten  oder  deren  Ladung  zu  entrichten  sind,  keinem  Einzelstaate 
^sondern  nur  dem  Bunde  zu. 

(*)  Preussen,  A.  L.  B.  II.  15  §.  79.  Bheinschifffahrtsacte  von 
.1868  art.  28.  Donauschifffahrtsacte  von  1857  art.  87.  89.  S.  auch  das 
LBundesgesetz  vom  11.  Juni  1868  betr.  die  Uebernahme  einer  antheiligen 
[Garantie  des  Bundes  für  die  zur  Herstellung  der  dauernden  Fahrbarkeit 
1 des  Sulinaarmes  der  Donaumündungen  von  der  Europäischen  Donauschiff- 

r  scommission  aufzunehmenden  Anleihe. 
C7)  Donauschifffahrtsacte  von  1857  art.  3.  Rheinschifffahrtsacte  von 
11868  art.  5.  Zollbündniss  vom  8.  Juli  1867  art.  24.  —  Auch  das  Strand- 
.recht  an  Flussufern  ist  aufgehoben  ibid.  art.  32. 

i  (8)  Rheinschifffahrtsacte  von  1868  art.  33—40.  E.  Sachsen,  Ver- 

ordnung vom  11.  Sept.  1868  betr.  die  Competenz  der  Eibstromgerichte. 
rPreussen,  Gesetz  vom  7.  März  1870  betr.  die  Rheinschifffahrtsgerichte. 
^Justiz* Minist. -Verf.  an  sämmtliche  Rheinzollgerichte  vom  25.  Oct.  1847 
ibetr.  die  Führung  der^  Untersuchungen  wegen  verübter  Defraudation  der 
^Bheiiwchiffiahrtsabgaben. 

I  (9)  Centralcommission  für  den  Rhein  in  Mannheim.  Rheinschifffahrts- 

!  acte  von  1868  art.  43 — 47  (auch  als  Appellationsinstanz  von  den  Rhein- 
gerichten).    Donauschifffahrtsacte  von  1857  art.  44. 

(W)  Die   wesentlichen   Bestimmungen   für  die   Schifffahrt   auf  den 
wichtigeren  Flüssen  seit  der  Wiener  Congressacte  sind  folgende:  1)  Rhein. 
!  Gründung  einer  Centralcommission  und  einer  gemeinschaftlichen  Verwalt- 
[  tmgsbehörde.  Bestimmung  von  Maximalsätzen  für  die  Rheinabgaben  a)  Rhein- 
J6fle(Octroi)  b)Recognitionsgebühren.  Rheinschifffahrtsordnung von  1831  und 
jl850.  Convention  von  1846  betr.  die  Dampfschifffahrt,  Vertrag  vom  10.  Aug. 
.1856  betr.  die  Ertheilung  von  Schifferpatenten.   Convention  vom  17.  Oct. 
,1868  nebst  Schlussprotocoll  von  gleichem  Datum.     2)  Main.   Vereinbar- 
fing vom  20.  Mai  1846  betr.   die  Gebühren  und  Abgaben.     Bayr.  Ver- 
ordnung vom  13.  März  1818  Aufhebung  des  Wasserzolls  und  freie  Schiff- 
jahrt,  für  Fremde  nach  dem  Grundsatz  der  Reciprocität.  Schifffahrts-  und 
•flossordnung  vom  3.  Febr.  1843.    3)  Donau  und  conventioneile  Neben- 
flüsse (Hier,  Inn,  Saale,  Salzach).  Teschener  Friede  zwischen  Bayern  und 
Pestreich  vom  13.  Mai  1779  art.  5.  (Gemeinsamkeit  der  Grenzflüsse  zwi- 
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sehen  beiden  Ländern).  Oestreich. -Bayr.  Vertrag  vom  14.  April  1816. 
Oestreich. -Russ.  Vertrag  vom  25.  Juli  1840,  ratif.  am  20.  Sept.  18Ä 
(Anwendung  der  Grundsätze  des  "Wiener  Congresses  auf  die  Dobm}. 
Vertrag  zwischen  Oestreich,  Bayern  und  Würtemberg  vom  2.  Dec.  1851 
Pariser  Friede  vom  30.  März  1856  art.  15 — 20.  (Anwendung  der  Graut 
Sätze  des  Wiener  Congresses;  Niedersetzung  einer  Commission  der  Gro* 
mächte  und  der  Türkei  und  einer  Commission  der  Donauuferstaataa). 
Donauschififahrtsacto  vom  7.  Nov.  1857.  Schifffahrtsacte  für  die  Dom*' 
mttndungen  Galacz  2.  Nov.  1865.  4)  Elbe,  Schifffahrtsacte  vom  23.  Juri 
1821  und  13.  April  1844.  5)  Weser,  Schifffahrtsacte  vom  10.  Sept.  188 
und  28.  Febr.  1842.  6)  Bodensee,  Vertrag  zwischen  der  Schweiz  uri 
Bayern  vom  2.  Mai  1853;  zwischen  Oestreich  und  dem  Zollverein  vom 
19.  Febr.  1853;  zwischen  den  deutsehen  Bodenseeuferstaaten  vom  14.  Mai 
1854  und  vom  22.  Sept.  1867.  Vgl.  des  Näheren  C.  F.  Wurm,  Ffllf 
Briefe  über  die  Freiheit  der  Flussschifffahrt  Leipz.  1858.  Heffter, 
Europ.  Völkerrecht  der  Gegenwart  4.  Ausg.  1861  p.  451—454. 

3.    Die  Canalschifffahrt 

Quellen:  Reichsverfassung  von  1871  art.  54.  ZoUvertrag  vom  S.  M 
1867  art.  25.  Pr  süssen,  Rangfahrtsordnung  für  den  Friedrich  -Wtihelm3ca*i 
vom  18.  Jan.  1835.  Polizeiordnung  für  denselben  vom  29.  Aug.  1836.  Pt>Um> 
Ordnung  für  den  Finowcanal  vom  18.  Aprü  1836.  Rescript  vom  7.  Dec.  18S6* 
betr.  die  Dampfschi/ffahrt  auf  den  Canälen.  Bayern,  Canalordnung  fix  im 
Ludwigscanal  vom  9.  Jan.  1842;  für  den  Frankenthaler  Canal  vom  20.  Jm 
1844.  Oestreich,  Instruction  für  den  Wiener  Donaucanal-Inspector  tm 
10.  Juni  1811. 

Literatur:  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  459.  G+ 
werbepolizei  I.  p.  433  ff.  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.  196.  F.G*- 
Schnürer,  Das  Schifffahrtsrecht  in  Bezug  auf  den  Ludwigscanal  in  Bayern 
Erl.  1843.  A.  Miruss,  Seerecht  I.  §.  146.  147.  Rau,  Lehrbuch  II.  §.  Ä7. 
v.  Wiebeking,  Tfieoret.  pract.  Wasserbauhunst  1814  III.  v.  Maillard.  An- 
leitung zu  dem  Entwürfe  und  der  Ausführung  schiffbarer  Canäle  1817.  Hucrnt 
de  Pommeuse,  Des  canaux  navigables  1822. 


%.    413. 

Die  Canäle,"  als  künstliche  Wasserstrassen  für  den  öffentlichem 
Verkehr,  können  sowohl  vom  Staate  oder  anderen  öffentlichen 
ganen  0) ,  als  auch  von  Privaten  (Gesellschaften)  gebaut  und  ver» 
waltet  werden;  im  letzteren  Falle  ist  die  Genehmigung  des  8 
erforderlich  und  kommen  im  Allgemeinen  dieselben  Rücksichten 
für  die  Erbauung  von  Eisenbahnen  in  Anwendung  (2).  Als  öffemV 
liehe  Verkehrsmittel  stehen  alle  Canäle  unter  der  Aufsieht  des  S 
tes;  insbesondere  hinsichtlich  der  Ausübung  der  Canal-  und  H 
polizei  und  der  Erhebung  von  Canalgebühren.  In  letzterer 
ung  ist  bestimmt,  dass  Canal-,  Schleussen-,  Hafengebühren  efct 
.nur  bei  Benützung  wirklich  bestehender  Einrichtungen  erhoben  wer* 
den  und  die  zur  gewöhnlichen  Herstellung  und  Unterhaltung  erfor* 
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derlicben  Kosten  nicht  übersteigen  sollen,  mit  Ausnahme  der  Ab- 
gaben für  die  Befahrnng  der  nicht  im  Staatseigentum  befindlichen 
künstlichen  Wasserstrassen  (3).  Die  von  Privatunternehmern  erbau- 
ten Canäle  können  daher  einen  höheren  Gewinn  abwerfen,  der 
jedoch  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  analog  wie  bei  den  Eisen- 
bahnen auf  ein  billiges  Mass  ermSssigt  werden  kann.  Alle  Canal- 
abgaben  sollen  ferner  von  den  Angehörigen  aller  Bundesstaaten  auf 
völlig  gleiche  Weise  wie  von  den  eigenen  Angehörigen  und  ohne 
Rücksicht  auf  die  Bestimmung  der  Waaren  erhoben  werden  (*). 

(*)  Kreisversammlung  in  Baden,  Gesetz  über  die  Verwaltungsor- 
ganisation  vom  5.  Oct.  1863  §.41.  Der  Bayr.  Ludwigs-Donau-Main-Canal, 
ursprünglich  von  einer  privilegirten  Actiengesellschaft  gebaut  (Gesetz  vom 
1.  Juli  1834),  ging  später  vertragsmässig  auf  den  Staat  und  dessen  Ver- 
waltung über.  (Vertrag  vom  19.  Mai  1851  und  17.  Febr.  1852).  S.  auch 
das  Gesetz  vom  4.  März  1852  die  Aufbringung  des  Bedarfs  für  den  Lud- 
wigscanal  betr. 

(*)  Insbesondere  hinsichtlich  der  Expropriation.  Preussen,  A.  L.  R. 

!     L  11   §.  5.    Bayern,    Expropriationsgesetz  vom  17.  Nov.  1837    art.  1. 

A.  9.    Hannover,  Gesetz  vom  16.  Sept.  1846  betr.  die  Veräusserungs- 

pflicht  behufs  der  Anlegung  von  Schiffscanälen  und  Häfen  und  Schiffbar- 

machung  von  Flüssen.    Vgl.  oben  §.  196.  ^ 

i  (3)  Zollbündniss  vom  8.  Juli  1867  art.  25.     Reichsverfassung  von 

1871  art.  54. 

(4)  Zollbündniss  vom  8.  Juli  1867  art.  25.  Fremden  Schiffen  oder 
deren  Ladungen  können  andere  oder  höhere  Abgaben  als  denen  der  Bun- 
desstaaten nur  vom  Reiche  auferlegt  werden.  Reichsverfassung  von  1871 
art.  54. 


§.     414. 

Die  Ausübung  der  Schifffahrt  auf  den  Canälen  wird  durch 
besondere  Canalordnungen  geregelt  und  steht  unter  der  unmittel- 
baren Aufsicht  der  hiefür  bestellten  Canal-  oder  Strompolizeibehör- 
den (1).  Die  hauptsächlichsten  Bestimmungen  in  jener  Hinsicht  sind 
folgende:  1)  Die  Schifffahrt  auf  den  Canälen  für  die  Zwecke  des 
Handels  ist  frei  gegen  Entrichtung  der  ordnungsmässigen  Gebühren 
und  Einhaltung  der  oanalpolizeüichen  Vorschriften.  2)  Jedes  einen 
Canal  befahrende  Schiff  muss  die  vorgeschriebene  Beschaffenheit 
(Länge,  Breite,  Tiefgang)  besitzen  und  von  einer  Aichbehörde  ge- 
aicht  sein  (2) ;  hierüber  ist  ein  stets  an  Bord  zu  haltender  Aichschein 
zu  fuhren.  3)  Jedes  Canalschiff  muss  ferner  die  erforderliche  Aus- 
rüstung besitzen  und  von  einem  tauglichen  Schiffer  geführt  werden. 
4)  Während  der  Fahrt  sind  die  besonderen  Bestimmungen  über  das 
Verhalten  der  Schiffe  zu  beobachten,  insbesondere  über  das  Ziehen 
der  Schiffe  durch  Menschen  oder  Thiere,  Einhalten  des  Fahrweges, 
Vorausfahren  und  Ausweichen,   das  Passiren  der  Schleussen,   die 
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Beleuchtung  der  Schiffe  zur  Nachtzeit  und  über  das  in  den 
nur  auf  kurze  Zeit  und  ohne  Hindernisa  für  vorüberfahrende 
zu  gestattende  Stilleliegen.  5)  Die  Benützung  des  Canalwasaen 
anderen  Zwecken  als  zu  denen  der  Schififahrt  ist  durchweg  yafcfrj 
ten;  der  Ziehweg  darf  nur  zum  Ziehen  der  Schiffe  und  als  offint  | 
licher  Fussweg  benutzt  werden,  die  Böschungen  und  Ufer  sind  j< 
Benutzung  entzogen.  6)  Die  Benützung  der  Canalhäf en .  zum 
den  und  der  dort  befindlichen  Einrichtungen  zum  Aus-  und 
den ,  Umladen  und  zur  Niederlage  der  Ganalgüter  muss  nach  des] 
Bestimmungen  der  Hafenordnungen  und  den  Anweisungen  der  Ht-i 
fenmeister  geschehen;  auch  die  Benützung  der  übrigen  Anlande 
platze  unterliegt  der  Aufsicht  der  Canal-  und  SeUenssenwaita 
7)  An  Gebühren  sind  nach  dem  jeweilig  geltenden  Tarif  zu  eat*] 
richten:  a)  Aichungsgebühren ;  b)  Canalgebühren  auf  Grunc 
eines  Fahrscheines  von  beladenen  oder  unbeladenen  Schiffen ;  c) 
fen  -  und  Lagergebühren  (3).  8)  Die  Uebertretung  der  Cf 
nungen  und  die  Defraudation  der  Canalgebühren  hat  Geld- 
Gefängnissstrafe,  bei  beharrlichem  Ungehorsam  Ausschluss  von 
Ganalfahrt  zur  Folge  (4). 

(*)  Als  Canalbehörden  für  jeden  Canal  sind  regelmässig  aufzufuhm^ 
ein  Canalamt,  Canal-  und  Schleussenwärter,  Hafenmeister,  Aichungs- 
Erhebungsbehörden.     Bayern,  Verordnung  vom  15.  Juli  1852  betr. 
Verwaltung  und  den  Betrieb  des  Ludwigscanales.    S.    auch  die  Preasi 
Verfügung  vom  13.  Jan.  1862  betr.  die  Competenz   zur  Festsetzung 
Polizeistrafen  wegen  Canalcontraventionen. 

(*)  Nach  den  Massverhältnissen  werden  verschiedene  Classen  ai 
schieden.  Bayern,  Canalordnung  von  1842  §.  25—28.  Verordnung 
25.   März    1843    betr.    die  *  Aichung    der   den  Ludwigscanal    bei 
Schiffe.     Für  die  Flossfahrt   auf  den   Canälen  sind  hinsichtlich   der 
Bchaffenheit  der  Flösse  besondere  Bestimmungen  zu  erlassen. 

(3)  Die  Canalgebühren   sind  regelmässig  von  allen  Schiffen  in 
chem  Betrage  zu  entrichten;    doch  finden  zuweilen  Befreiungen  statt; 
soll  nach  dem  K.  Preuss.  Erlasse  vom   30.  Aug.   1852   darauf  g< 
werden,  dass  königl.  Fahrzeuge  oder  solche  Gefässe,  welche  mit  könij 
oder  Armee-Effecten  beladen  sind,  von  der  Zahlung  städtischer  Canal- 
Hafenabgaben  befreit  bleiben. 

(4)  Vgl.   im  Allgemeinen  die    oben   p.  418   angeführten  Cani 
nungen.  —     Vorschriften  zur  Verhütung  der  Verunreinigung  der 
Preuss.  Cab.-Ordre  vom  24.  Febr.  1816.   —    Auch  die  Schiffe  auf 
Canälen  und  die  hiefür  dienenden  Wasserbauten  stehen  unter  straft 
lichem  Schutze.    Strafgesetzbuch  von  1870  §.  321.  325.  326. 


4.    Die  Seeschifffahrt 

Quellen:    Reichsverfassung  von  1871  art.  54.  55.    Bundesgesets 
25*  OcU  1997  betr.  die  Nationalität  der  Kauffahrteischiffe.  Gesets  über  die 
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j.  1867  S.  1. 32—37.  Bundes-Gew«rbeordnung  vom  31  Juni 
en  vom  35.  Sept.  1869  betr.  die  Prüfung  der  Seeschiffer 

Bekanntmachung  vom  30.  Mai  1870.  Reichsverordnung 
r  Verhütung  des  Zusammenstostens  der  Schiffe  auf  See. 
ung  (nach  den  Beschlüssen  de»  Beichstages)  von  1872. 
3  ff.  528—556. 

Könne,  Preuss.  Staatsrecht  3*Auß.  U.  %.458.  v.Stu- 
.  §.  639.  Stein,  Handbuch  p.  191  ff.  A.  Mirua»,  Das 
ssckifffakrt  Leips.  1838.  Bomberg,  Marine  und  Ste- 
ffi Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  nnd  Rechis- 
iche  1871  I.  Nr.  X. 

g.    415. 

iiältnisse    der  zum  Verkehr  durch  die  Seefahrt 
[Kauffahrteischiffe)    werden    bestimmt  durch  die 
esangehörigkeit   ihres    Eigentümers    (Rheders). 
iio  ToräuaBerung  solcher   Schiffe,   insbesondere 
luslander,  ist  an  sich  freigestellt,   nur  können 
Hg  kein  Miteigenthum  an  inländischen  Schiffen 
solches,  wenn  es  durch  Erbgang  entsteht,  hin- 
i  Jahresfrist  auf  irgend  eine  Weise  gelost   Verden  (').     Gehört 
*  mehreren  Miteigentümern,  so  muss  resp.  kann  von  ihnen 
jspondentrheder    (Schiffsdisponent,    Bohiffsdirector)    bestellt 
mr  rechtsgültigen  und  verbindlichen  Vornahme  derjenigen 
i  nnd  Rechtshandlungen ,  welche  der  Betrieb  der  Rhederei 
jh  mit  sich  bringt  (').     Die  Kauffahrteischiffe  der  deutschen 
uten  haben  als  Nationalflagge   ausschliesslich  die  Bnndes- 
führen  und  stehen  dadurch  unter  dem  Schutz  des  Reiches 
am  Genüsse  der  Rechte,  welche  den  Schiffen  des  Reiches 
n;  zur  Führung  der  Bundesflagge  sind  sie  jedoch  nur  be- 
wenn  sie  in  dem  ausschliesslichen  Eigenthum  solcher  Per- 
h  befinden,  denen  das  Bondesindigenat  zukommt  (s).    Für 
Führung  der   Bundesflagge    bestimmten  Kauffahrteischiffe 
en  an  der  See  gelegenen  Bundesstaaten    öffentliche,    der 
Jedermanns  offenstehende  Schiffsregister  zn   führen;  jedes 
un  nur  in  dem  Schiffsregister  desjenigen  Hafens  eingetret- 
en ,   von  welchem  ans  die  Seefahrt  mit  ihm  betrieben  wer- 
[Heimaths-,    Registerhafen)  (4).    lieber  die  Eintragung  des 
n  das  Register  ist  eine  mit  deren  Inhalt  übereinstimmende 
ZeugnisB    der   erbrachten  Nachweisungen   enthaltende  TJr- 
lertifieat)  auszufertigen,  wodurch   das  Recht  des  Schiffes, 
esflagge  zn  führen,  beglaubigt  wird ;  dieses  Recht  darf  we- 
ler  Eintragung  in  das  Register,  noch  vor  der  Ausfertigung 
Seats  ausgeübt    werden  (6).     Kleinere  Fahrzeuge  (Küsten- 
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fahrer,  Leichter),  können  durch   die   Landeegesetze  zur 

der  Bundesflagge  auch  ohne  Erfüllung  dieser  Bedingungen  for  b* 

fugt  erklärt  werden  (6). 

(0  D.  h.  durch  gänzliche  oder  theilweise  Veräusserung  an  eines 
Ausländer  geht  die  Nationalität  des  Schiffes  verloren ;  s.  Mecklenburg, 
Einführungsgesetz  zum  H.  G.  B.  vom  28.  Dec.  1863  §.  42.  Die  im  Mit- 
telalter hie  und  da  vorkommenden  Verbote,  den  Fremden  Schiffe  zu  bawa 
oder  zu  verkaufen  (Miruss  a.  a.  0.  I.  §.  151),  sind  jetzt  regelmtaf ■ 
beseitigt;  dagegen  kann  die  Veräusserung  eines  Schiffsparts,  in  Folge  derar 
das  Schiff  das  Recht  zur  Führung  der  Nationalflagge  verlieren  würde, 
rechtsgültig  nur  mit  Zustimmung  aller  Mitrheder  erfolgen.  H.  6.  B.  tri 
470.   Vgl.  auch  v.  Stubenrauch  a.  a.  0.  II.  §.  529. 

(*)  Die  Bestellung  eines  Correspondentrheders  ist  nach  demILG.R 
art.  459  nicht  obligatorisch  und  kann  nur  durch  einstimmigen  Beschh« 
aller  Mitrheder  erfolgen;  an  sich  und  zunächst  bestimmt  sich  das  Reckte-, 
verhältniss  der  Mitrheder  nach  dem  zwischen  ihnen  abgeschlossenen  V<v»j 
trag  und  es  entscheidet  regelmässig  bei  Beschlussfassungen  die  Mehrheit- 
der  Stimmen,  ibid.  art.  456  ff.  Nach  dem  Mecklenburg.  Einführung^ 
gesetze  vom  28.  Dec.  1863  §.  57  muss  jedes  Schiff,  welches  mehret 
Eigentümern  gehört,  einen  Correspondentrheder  haben.  Eine  Aend< 
in  den  Personen  der  Mitrheder  ist  ohne  Einfluss  auf  den  Fortbestand  dir] 
Rhederei  H.  G.  B.  art.  472.  - 


(3)  Bundesgesetz  vom  25.  Oct.  1867  §.  1.  2.  Dies  erstreckt 
auch  auf  das  Eigenthum  juristischer  Personen  und  Actiengesellschaften, 
die  im  Bundesgebiete  ihren  Sitz  haben.  Das  (auch  im  englischen  Rechte 
herrschende)  Princip  der  Nationalität  aller  Eigenthümer  war  schon  früh* 
in  den  meisten  deutschen  Particulargesetzgebungen  anerkannt.  Preus- 
sen,  Einführungsgesetz  zum  H.  G.  B.  vom  24.  Juni  1861  art.  83  §.  L 
Hamburg,  Gesetz  vom  22.  Dec.  1865  §.  1.  Bremen,  Gesetz  tob 
11.  Juni  1859  §.  1.  Lübeck,  Gesetz  vom  8.  Aug.  1864  §.  1.  Oldenbur 
Gesetz  vom  31.  Aug.  1865  §.  1;  in  Mecklenburg  (Gesetz  vom  31.  Ji 
1865)  sollte  es  genügen,  wenn  drei  Viertel  des  Schiffes  Nationalen 
ten.  Koller,  Archiv  Bd.  I.  p.  23.  Vgl.  noch  das  Bremer  Handels 
1864  p.  328.  —  Die  Farbe  der  Bandesflagge  ist  schwarz  -  weiss  -  wäk 
Reichsverfassung  von  1871  art.  55.  Verordnung  vom  25.  Oct.  1867  het& 
die  Bundesflagge  für  Kauffahrteischiffe.  Daneben  kann  auch  eine 
cielle  Landesflagge  geführt  werden ;  dieselbe  hat  jedoch  nicht  mehr  Ä 
Bedeutung  einer  Nationalflagge  im  völkerrechtlichen  Sinne,  sondern 
eine  ähnliche  wie  Stadt-  oder  Nummernflaggen.  Deutsche  Kauffahrteh' 
schiffe  dürfen  daher  nicht  mehr  unter  der  Landesflagge,  sondern 
unter  der  Bundesflagge  als  Nationalflagge  fahren.  Motive  zu  §.  1 
Bundesgesetzes  vom  25.  Oct.  1867.  S.  auch  Oestreich.  Min.-Erlass  voof; 
31.  Jan.  und  16.  März  1849;  über  die  Führung  einer  Ehrenflag 
Oestreich.  Patent  vom  16.  April  1850.  v.  Stuben  rauch  a.  a.  O.  II.  §.  521; 

(4)  Die  durch  den  Nachweis  der  Richtigkeit  aller  einzutragend« 
Thatsachen  und  des  Rechtes  zur  Führung  der  Bundesflagge  bedingte  fit* 
tragung  in  das  Schiffsregister  muss  enthalten  1)  den  Namen  und  die  Gat- 
tung des  Schiffes;  2)  seine  Grösse  und  die  hienach  berechnete  Tragfähig- 
keit; 3)  Zeit  und  Ort  der  Erbauung  und  eventuell  den  Thatbestand.  wa*'i 
durch  es  das  Recht  zur  Führung  der  Bundesflagge   erlangt  hat;    4j  das 
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imen  and  nähere  Bezeichnung  des  Rheders  and  resp. 
>n  Rechtsgrund,  auf  welchem  die  Erwerbung  des  Ei- 

oder  der  einzelnen  Schif&parten  beruht;  7)  die  Na- 
•a  oder  Mitrheders;     8)  den  Tag  und  die  besondere 

Eintragung.  Bandesgesetz  vom  25.  Oct.  1867  §.  3 — 7. 
135.  9.  auch  Preussen,  Gesetz  vom  24.  Juni  1861 
.usstellung  der  Messbriefe  wird  vom  Reiche  geregelt. 

1871  art.  54.  Bekannt  ni.  des  Bundesrat  hes  vom 
ich  Mecklenburg-Schwerin,   Verordnung   vom 

die  Vermessung   der  Seeschiffe  nebst  Anweisung  zur 

a  Tom  25.  Oct.  1867  §.  8—15.  Zum  Nachweis  die- 
eepass  (Mirnss,  Seerecht  I.  g.  220.  223  ff.)  nicht 
Lendernngen  in  den  wesentlichen  Thatsachen  müssen 

Eintragung  im  Register  und  zum  Vermerk  auf  dem 
•  werden.  Wird  ein  fremdes  Schiff  ausserhalb  des 
linem  Bundesangehörigen  erworben,  so  kann  die  Ein- 
sregister und  das  Certincat  durch  ein  ConsulntBatteat 

ahrea,  abgesehen  von  durch  höhere  Gewalt  eingetre- 

ersetzt  werden.  Bundesgesetz  vom  25.  Oct.  1867 
tretung  der  bezüglichen  Vorschriften  wird  mit  Geld- 
hlr.,  die  unberechtigte  Führung  der  Bundesflagge 
hiff  bis  zu  500  Thlr.  bestraft,  üeber  den  Biel-  oder 

a.  a.  0.  §.  152.  237. 

tz  vom  25.  Oct.  1867  g.  17.  H.  G.  B.  art.  438.  S. 
ung  vom  27. Febr.  1862.  Mecklenburg-Schwerin, 
ig  zum  H.  G.  B.  vom  28.  Dec.  1863  art.  50. 

§■  416. 
und  Bedienung  der  Schiffe  erfolgt  durch  die 
lieselbe  besteht  1)  aus  dem  Schiffer  (Capitata) 
iffsmatinschaft  (')■  Führer  eines  zum  deutschen 
ichiffes  kann,  abgesehen  von  vorübergehenden 
in,  wer  a)  das  Reichsindigenat  besitzt;  b)  nach 
irforderlichen  Fahrzeit  die  vorschriftsmäBsige  Schif- 
n  hat;  o)  volljährig,  selbständig  und  im  Besitze 
Ihrenrechte  ist  C2).  Demselben  liegt  die  Führung 
er  erste  Befehl  auf  demselben  ob;  er  hat  bei 
ungen,  namentlich  bei  der  Eingehung  und  Er- 
im  auszuführenden  V ertrage,  die  Sorgfalt  eines 
re  anzuwenden  und  haftet  gegenüber  allen  Be- 
Befrachter, Empfänger,  Schiffsgläubiger,  Schiffs- 
□  durch  sein  Verschulden,  namentlich  durch  Ver- 
legenden Pflichten  entstandenen  Schaden  (:i).  Er 
dafür  zur  sorgen,  dass  das  Schiff  in  seetüohti- 
g  ausgerüstet,  bemannt,  verproviantirt  und  bela- 
iss   die  zum  Ausweis  für  Schiff,   Besatzung  und 


i 
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Ladung  erforderlichen  Papiere  an  Bord  sind;  2)  im  Auslände  fyl 
dort  geltenden  gesetzlichen  Vorschriften,  insbesondere  die  FoSaa^l 
Steuer  -  und  Zollgesetze  (ö)  genau  zu  beobachten ;  3)  yom  Begast, 
des  Ladens  bis  zur  Beendigung  der  Loschung  das  Schiff  gleichzog 
mit  dem  Steuermann  nur  in  dringenden  Fällen  zu  verlassen  und  fir 
das  Interesse  des  Schiffes  und  der  Ladung  nach  Möglichkeit  Sorge 
zu  tragen ;  4)  die  Führung  des  Journals  durch  den  Steuermann  u 
beaufsichtigen ,  in  welches  für  jede  Reise  alle  erheblichen  Begebe* 
heiten  einzutragen  sind  C6).  Auch  im  Falle  eines  mit  den  Schub* 
Offizieren  abgehaltenen  Sohiffsrathes  ist  der  Schiffer  für  die  Ton  Um 
getroffenen  Massregeln  stets  allein  verantwortlich  0.  Ausserhalb 
des  Heimathshafens  ist  der  Schiffer  Dritten  gegenüber  kraft  seilet 
Anstellung  befugt,  für  den  Rheder  alle  Geschäfte  und  Rechtshaak. 
lungen  vorzunehmen,  welche  die  Ausrüstung,  Bemannung,  Verpaß 
viantirung  und  Erhaltung  des  Schiffes ,  sowie  überhaupt  die  Auf* 
fuhrung  der  Reise  mit  sich  bringen;  ebenso  auch  zur  Eingehung 
von  Frachtvertragen  (8).  Der  Schiffer  ist  verpflichtet,  bei  der  A» 
kunft  in  einem  inländischen  Hafen  sich  unter  Vorlage  der  Sdrift* 
papiere  bei  der  Ortsbehörde,  in  einem  ausländischen  Hafen  beof 
Consul  zu  melden.  Er  hat  ferner  den  Rheder  von  dem  Zustand  da 
Schiffes,  von  den  Begebnissen  bei  Reisen  und  von  den  von  ih* 
abgeschlossenen  Frachtverträgen  in  fortlaufender  Kenntniss  zu  *■ 
halten,  ihn  geeigneten  Falles  um  Yerhaltungsmassrogeln  anzugeh« 
und  jedesmal  bei  der  Rückkehr  Rechnung  zu  legen  (9).  Der  Schiffer 
kann  unbeschadet  seiner  Entschädigungsansprüche  jederzeit  troll 
entgegenstehender  Verabredung  entlassen  werden,  er  muss  tim 
regelmässig  solange  im  Dienst  bleiben,  bis  das  Schiff  in  den  Bei* 
mathshafen  oder  in  einen  inländischen  Hafeil  zurückgekehrt,  in  aflflt 
Fällen  bis  die  laufende  Reise  beendet  ist  (10). 

(1)  H.  Q.  B.  art.  445.  554.  Ausserdem  können  anch  noch  antat 
Personen  auf  einem  Schiffe  angestellt  sein  (Schreiber,  Maschinisten,  Ast 
wärter  etc.) ;  für  dieselben  gilt  vorbehaltlich  besonderer  Verabredung  du 
gleiche  wie  für  die  Schiffsmannschaft.  Deutsche  Seemannsordnung  T« 
1872  §.  2.  3. 

(2)  Bundes-Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  31.  Du 
Erforderniss  des  Befähigungszeugnisses  gilt  auch  für  den  Lootsendieutr 
Vgl.  bezüglich  der  Schifferprüfung  des  Näheren  die  Bekanntmachung  d* 
Bundeskanzlers  vom  25.  Sept.  1869  und  des  Bundesrathes  vom  30.  Ä 
1870.  Es  wird  unterschieden  die  Prüfung  für  die  grosse  (europäische  odtf< 
außereuropäische)  und  für  die  kleine  Fahrt ;  sodann  für  die  EüstenÜhiiHaiut 
Die  auf  Grund  der  bestandenen  Prüfung  ertheilten  Zeugnisse  gelten  ffe 
das  ganze  Bundesgebiet,  bei  Lootsen  für  das  im  Zeugnisse  angefühlt»' 
Fahrwasser.  Hinsichtlich  des  Nachweises  der  Befähigung  zur  Führung 
von  Küstenschiffen  entscheiden  die  Landesbestimmungen.  Bekanntmachung  ' 
vom  25.  Sept.  1869  §.  4.  Vgl.  z.  B.  Mecklenburg-Schwerin,  Ver-: 
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crdnung  vom  30.  März  1865  (ausser  den  erforderlichen  persönlichen  Eigen- 
schaften wird  verlangt  das  Bestehen  der  Steuermannsprüfnng  oder  der 
Nachweis  der*  durch  45  monatliche  Seefahrt  erlangten  Befähigung  im  Ge- 
tanen der  gewöhnlichen  Schiffsinstrumente).  —  Vgl.  noch  Oestreich, 
Marineedict  vom  25.  April  1774.   v.  Stnbenrauch  a.  a.  0.  II.  §.529. 

(3)  H.  G.  B.  art.  478.  479. 

(4)  Hierüber  hat  das  Seemannsamt  Untersuchung  zu  pflegen  und 
erforderlichen  Falles  für  geeignete  Abhülfe  zu  sorgen,  wenn  ein  Schiffs- 
Offizier  oder  mindestens  drei  Schiffsleute  eine  darauf  bezügliche  Beschwerde 
«heben.  Deutsche  Seemannsordnung  von  1872  §.  47.  —  Vgl.  auch  hin- 
oehtlieh  der  Versicherungsfolgen  H.  G.  B.  art.  825. 

(6)  Begelmässig  darf  die  Ueberschreitung  der  Grenze  zu  Wasser  nur, 
auf  Zollstrassen  (Häfen  mit  den  dazu  angewiesenen  Einfahrten)  und  zur 
Tageszeit  stattfinden;  ausgenommen  sind  Fischerfahrzeuge,  die  nur  frische 
Erzeugnisse  des  Meeres  einfuhren,  Bergungen  von  Strandgut,  oder  bei 
besonderer  und  ausdrücklicher  Erlaubniss  des  zuständigen  Zollamtes.  Ver- 
«nszoilgesetz  vom  1.  Juli  1869  §.  17.  21. 

(*)  H.  G.  B.  art.  480—489.  504  ff.  Durch  Landesgesetze  (8.  z.  B. 
Mecklenburg,  EinfÜhrnngsgesetz  von  1868  §.  57)  kann  bestimmt 
werden,  dass  auf  kleineren  Fahrzeugen  (Küstenfahrern  etc.)  die  Führung 
des  Journals  nicht  oder  nur  beschränkt  erforderlich  sei.  Ueber  die  Ver- 
kürzung oder  Aenderung  der  Schiffsrationen  während  der  Beise  vgl.  See- 
ttannsordnung  von  1872  §.  46.  Ueber  ältere  Bestimmungen  vgl.  A.  L.  B. 
IL  8  §.  1458  ff.  Code  de  commerce  IL  4.  art.  221  ff.  Miruss,  See- 
recht  L  §.  272.  344  ff. 

CO  H.  G.  B.  art.  485.    Miruss* a.  a.  0.  I.  §.  274. 

(*)  H.  G.  B.  art.  495-497.  Zur  Aufnahme  von  Darlehen  und  Ein- 
fohung  anderer  Creditgeschäfte  ist  der  Schiffer  nur  in  den  Grenzen  des 
Jor  die  Erhaltung  des  Schiffes  oder  für  die  Ausführung  der  Beise  not- 
wendigen Bedürfnisses  befugt.  Von  der  Noth wendigkeit ,  Zweckmässig- 
keit oder  Wirklichkeit  der  Verwendung  ist  jedoch  die  Gültigkeit  eines 
aolchen  Geschäfts  nicht  abhängig,  abgesehen  vom  Falle  des  bösen  Glau- 
bens. Zum  Verkauf  des  Schiffs  ist  der  Schiffer  nur  im  Falle  dringender 
Notwendigkeit,  die  wo  möglich  gerichtlich  festzustellen  ist,  berechtigt; 
ibid.  art.  499.  Ueber  die  Rechtswirkungen  der  von  dem  Schiffer  in  sei- 
ner Eigenschaft  als  Schiffsführer  abgeschlossenen  Geschäfte  für  den  Rhe- 
4er  vgL  art.  502  ff.  —  In  Nothfallen  können  zur  einstweiligen  Vertret- 
ung des  Schiffers  auch  andere  taugliche  Personen  bestellt  werden.  Meck- 
lenburg, Einführungsgesetz  zum  H.  G.  B.  von  1863  §.  56. 

00  H.  G.  B.  art.  508.  Preussen,  Verfügung  vom  12.  Aug.  1845 
ud  26.  Jan.  1846  betr.  die  Meldungen  der  Preuss.  Schiffer  bei  den 
Gongulatsbeamten  in  ausländischen  Häfen.  Mecklenburg,  Einführungs- 
gesetz zum  H.  G.  B.  von  1868  §.  58.  Ueber  die  Notwendigkeit  der  ge- 
richtlichen Verklarnng  vorgekommener  Unglücksfälle  und  deren  Beweis- 
kraft s.  H.  G.  B.  art.  490—494.  526.  Mecklenburg,  Einführungsge- 
letz  von  1863  §.  59.     . 

(1(0  H.  G.  B.  art.  515  ff.  521.  Ueber  die  Ansprüche  des  Schiffers 
im  Falle  der  Erkrankung,  Verletzung  oder  Tödtung  vgl.  art.  523—525. 
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§.     417.  ] 

Zur  Schiffsmannschaft  gehören  1)  der  Steuermann,  deren  tfwll 
mehrere  sein  können ;  2)  die  Schiffsmänner  (Matrosen,  Schiffsjungen)  f1}  I 
Der  Steuermann  muss  1)  das  Eeichsindigenat  besitzen;  2)  diewM 
schriftsmassige  Steuermannsprüfung  bestanden  haben;  3)  im  Beate] 
der  bürgerlichen  Ehre  sein ;  die  übrige  Schiffsmannschaft  kann  andk  I 
aus  Ausländern  bestehen  (2).  Die  An-  und  Abmusterung  der  Schifr  ] 
mannschaft  muss  vor  der  Musterungsbehörde  des  betreffenden  Hm 
fens  erfolgen  (3).  Ueber  deren  Rechte  und  Pflichten  entscheidet  &  1 
auf  Grand  des  Heuervertrages  und  etwaiger  besonderer  Yeratari- 1 
ungen  von  der  MusterungsbehSrde  anzufertigende  Musterrolle  (4).  Kl  1 
Schiffsleute  sind  verpflichtet  9  in  Ansehung  des  Schiffsdienstes  dflj 
Anordnungen  des  Schiffers  unweigerlich  Gehorsam  zu  leisten  und  H  j 
jeder  Zeit  alle  für  Schiff  und  Ladung  ihnen  übertragenen  Arbeitau 
zu  verrichten  (6).  Sie  sind  ausserdem  der  Disciplinargewalt  des  ScHM 
fers  und  seines  Stellvertreters  (Steuermanns)  unterworfen;  insbeM»! 
dere  ist  derselbe  befugt,  alle  zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung  toi] 
zur  Sicherung  der  Regelmässigkeit  des  Dienstes  erforderlichen  Mim- j 
regeln  zu  ergreifen  und  bei  Widersetzlichkeit  oder  bei  beharrlichem] 
Ungehorsam  alle  notwendigen  Mittel  anzuwenden,  um  seinen  Be-j 
fehlen  Gehorsam  zu  verschaffen  (6).  Jede  vom  Schiffer  hienach  g*] 
troffene  Verfügung  und  deren  Veranlassung  ist  in  das  Journal  äH 
zutragen  (7).  Die  Schiffsleute  sind  verpflichtet,  während  der  gaan 
Reise,  einschliesslich  etwaiger  Zwischenreisen,  bis  zur  Beendignagj 
der  Rückreise  im  Dienste  zu  verbleiben,  wenn  im  Heuervertnp] 
nicht  ein  Anderes  bestimmt  ist  (8) ;  sie  können  vom  Schiffer  die  An* ] 
Stellung  eines  Dienst-  und  Führungszeugnisses  verlangen  (9). 

([)  H.  G.  B.  art.  445.  528.  Deutsche  Seemannsordnung  von  MBj 
§.  3.  Unter  Schiffsmann  ist  übrigens  auch  jeder  Schiffsoffizier  mit  Aöfrj 
nähme  des  Schiffers  zu  verstehen ;  Schiffsoffiziere  sind  diejenigen,  wekW 
auf  dem  Schiffe  ein  Oommando  haben.  j 

(2)  Bundes-Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  81.  BkI 
kanntmachung  des  Bandeskanzlers  vom  25.  Sept.  1869  und  des  Bondn 
rathes  vom  30.  Mai  1870.  S.  auch  die  Preuss.  Anweisung  zur  AaßftiH 
ung  der  Gewerbeordnung  vom  4.  Sept.  1869  §•  7.  Mecklenburg*] 
Einführungsgesetz  zum  EL  G.  B.  von  1863  §.  61.  —  Die  BemanwUfl 
östreichischer  Schiffe  soll  wenigstens  zu  %  aus  östreichiBchen  Matro» 
bestehen,    v.  Stuben  rauch  a.  a.  0.  II.  §.  529. 

(3)  Die  Musterung  besteht  in  der  amtlichen  Verlautbarung  des  Hener* 
Vertrages  bei  einem  Seemannsamte;  die  Wahl  des  letzteren  ist  den  Co*.] 
trahenten  freigestellt,  die  Musterung  muss  daher  nicht  vor  dem  Seemann** , 
amte  des  Hafens,  wo  das  Schiff  liegt,  erfolgen.  Deutsche  Seemannsord^ 
nung  von  1872  §.  10.  11.  16.  64   (entgegen   der  Bestimmung  de«  Bai-' 


[.  Die  Wasserstraßen.    4.  Die  Seeschi  ffla 

ingen  des  Reichstags  vom  18.  Juni  18' 
Seefahrtsbuch  zu  führen,  welches  Über 
l&ltniase,  sowie  auch  Über  die  Milit-9 
it  zu  geben  hat;  ibid.  g.  5  —  9.  Seeina 
gebietes  die  Musternngsbeh Orden  der 
ilande  die  Consalate  des  deutschen  Rei 
eht  den  Landesregierungen  zu  and  erf 
§■  4. 

insordnnng  von  1872  §.  12  ff.  Die  M 
d  Nationalität  des  Schiffes,  Namen  uu 
Wohnort,  und  dienstliche  Stellung  jede 
mungen  des  Heuervertrages ,  inabeson 
se  und  Trank  gebührt;  im  übrigen 
e  vom  Bundesrathe  bestimmt.  Wird  ei 
mg  der  Musterrolle  angemustert,  so 
Musterung  in  die  Musterrolle  einzutraf 
hung  der  Hener,  wenn  ein  Schiff  li 
,,  s.  ibid.  §.  41.  —  Vgl.  auch  die  frül 

art.  529.  530  und  des  Freuss.  Geai 
techts Verhältnisse  der  Scbiffsmanuschaf 
Marineedict  vom  25.  April  1774.  Vc 
anfUhrung  eines  neuen  Formulars  für 
..  842  ff. 

insordnnng  von  1872  §.  31.  Diese  Verj 
miffes  und  in  dessen  Booten,  als  anc 
if  dem  Lande,  sowohl  anter  gewQhnlii 
lavarie  zu  erfüllen.  Scbiffslente,  wc 
im  Antritt  oder  der  Fortsetzung  des 
eis  Seemannsamt  auf  Antrag  des  Schiffer 
rden.   Vgl.  des  Naheren  ibid.  §.  24  ff. 

Entlaufen  mit  der  Heuer  oder  sich  V 
rnommenen  Dienste  zu  entziehen,  wird 
straft.  Durch  Desertion  wird  auch  d 
Deutsche  Seem&nnsordnung  von  181 
tz  vom  26.  März  1864  §.  28  und  von: 
Ünfühmngsgesetz  zum  H.  G.  B.  von  18 
msordnimg  von  1872  §.  80.  Geldbusse 
Sperrung  darf  der  Schiffer  als  Strafe  i 
gen  die  Betheiligten  die  geeigneten  Si 
sie  nötigenfalls  während  der  Reise  fe 
n  Schiffer  auf  Erfordern  Beistand  le: 
ung,  Bowie  zur  Abwendung  oder  TTd 
iit.  Die  Untersuchung  und  Entscheid 
aemannsamte  zu;  ibid.  §.  82—104.  Vgl 
rz  1841  betr.    die  Aufrecbthaltung   de 

Mecklenburg,  Einführungsgesetz  ' 
I.  p.  829  ff. 

nsordnang  von  1872  §.  81. 
msordnung  von  1872  §.  54.  Als  Rück 
dem  Hafen,  von  welchem  das  Schiff  s< 
lahmen  von  diesem  Grandsatze  vgl.  ib 
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(9)  Deutsche  Seemannsordnung  von  1872  §.  17  ff.  Das  Zeugnis« 
wird  im  Seefahrtsbach  eingetragen  und  von  der  AbmustorungsbehÖrde 
kosten-  und  stempelfrei  beglaubigt.  Ueber  die  Entlassung  resp.  den  Aus- 
tritt der  Schiffsleute  vor  der  Beendigung  der  Dienstzeit  und  über  die 
Beendigung  des  Heuervertrags,  wenn  das  Schiff  verunglückt,  geraubt 
wird  etc.  Tgl.  ibid.  §.  56.  57.  61. 


§.    418. 

Ueber  die  hinsichtlich  der  Seesohifffahrt  bestehenden  Redte 
und  Verpflichtungen  entscheiden  sowohl  die  Gesetze  der  einzelnen 
Staaten,  als  auch  die  zwischen  denselben  abgeschlossenen  Handels- 
und Schifi^ahrtsyerträge  (*).  Die  frühere  Tendenz,  die  Schiffe  des 
eigenen  Staates  yor  den  fremden  Schiffen  zu  begünstigen  und  die 
letzteren  durch  lästigere  Vorschriften,  insbesondere  höhere  Abgaben 
von  den  inländischen  Häfen  und  der  inländischen  Frachtfahrt  mög- 
lichst fernezuhalten  (2J ,  macht  in  der  neueren  Zeit  mehr  und  mehr 
einer  gleichmäßigen  Behandlung  der  Schiffe  aller  Nationen  Platz; 
auch  bezüglich  der  Eüstenfrachtfahrt,  welche  früher  regelmässig  des 
Schiffen  des  eigenen  Landes  vorbehalten  war,  ist  jetzt  fast  durch- 
gehends,  vorbehaltlich  von  Ausnahmen  im  Falle  der  Reciprocitat,  der 
Unterschied  zwischen  Einheimischen  und  Ausländern  aufgegeben  f3). 
Fremde ,  wie  einheimische  Schiffe  sind  jedoch  gleichmäßig  den  an 
jedem  Orte  geltenden  Vorschriften  der  Hafenpolizei,  so  über  das 
Aufistellen  der  Schiffe,  Ein-  und  Ausladen  und  alle  Förmlichkeit« 
des  Schiffsverkehres,  und  der  Lootsenordnungen  unterworfen;  der 
Lootsenzwang  ist  der  Regel  nach  aufgehoben  (*).  Die  Hafen-,  Loui- 
sen-, Leuchtturms-  und  sonstigen  Abgaben  werden  meist  nach  Ver- 
hältnis8  der  Vermessung  und  der  Ladung  (Tragfähigkeit)  nach  Vor- 
schrift der  besonderen  Hafenordnungen  (*)  erhoben ;  sie  sollen  nicht : 
hoher  sein,  als  zur  Bestreitung  der  notwendigen  Kosten  für  Unter* 
haltung  der  Häfen  und  Einrichtungen  erforderlich  ist  (6).  Die  «Häfea 
sind  öffentliche  Anstalten;  ebenso  die  zur  Sicherheit  der  Seefahrt 
dienenden  Leuchttürme  und  Leuchtfeuer  (7).  Zur  Verhütung  tob  : 
Unglücksfällen  sind  auf  Grund  von  Staatsverträgen  Vorschriften  sc 
lassen  1)  über  die  Beachtung  der  zur  Vermeidung  von  Untiefen  an- 
gebrachten Boien,  Flaggen  und  Baken;  2)  Über  das  Föhren  Tita 
Signallichtern;  3)  über  Nebelsignale;  4)  über  das  Ausweichen  d$ 
Schiffe;  ausserdem  sind  namentlich  auch  die  Quarantainevorschriftef 
gegen  Einsohleppung  von  Epidemien  zu  beobachten  (*)•  Das  Strsudr 
recht  ist  aufgehoben  und  sind  Bestimmungen  erlassen  über  die  Ret- 
tung und  Erhaltung  gestrandeter  oder  in  Gefahr  befindlicher  Schill  _ 
und  Mannschaften,  wobei  den  Strandpolizei-  (Strandvoigten)  und  Lo^  . 
senbehörden,    sowie  den  Gonsulatsbeamten  eine  besondere  Fffid^ 


Cap.  5.  *  Verkehr.    III.  Die  Wasserstrassen.    4.  Die  Seesoh: 

Tätigkeit  mit  gewissen  aas  den  Grundsätzen  des  öfientl 
rechtes  entspringenden  Berechtigungen  obliegt  (a).  Alle  ! 
falle  müssen  einem  amtlichen  Verfahren  unterzogen  nnc 
liehen  Blättern  bekannt  gemacht,  insbesondere  aber  unm 
ans  den  Schiiispapieren  sieh  ergebenden  Eigenthümern 
sicherern  mitgetheilt  werden  (l0). 

(')  Die  deutschen  (Zollvereins-)  Verträge  der  neneren  Z 
«artigen  Ländern  sind  folgende:  mit  der  Argentinischen  C 
vom  2.  Jan.  1855;  mit  Belgien  vom  22.  Mai  1865;  mi 
1.  Febr.  1862  nebst  Zusatz  vom  14.  Juli  1869;  mit  China  i 
1661  nebst  Declaration  vom  2.  Sept.  1868;  mit  Frankreich 
1862;  mit  GroBsbrittanown  vom  30.  Mai  1865  nebst Deolarationei 
und  1.  April  1869;  mit  Harai  vom  19.  April  1870;  mit 
20.  Febr.  1869  nebst  Bekann tmachnn gen  vom  20.  Dec.  1869  i 
1870;  mit  Italien  vom  31.  Dec.  1865  und  14.  Oct.  1867;  n 
chenstaat  vom  8.  Mai  1868;  mit  Liberia  vom  81.  Oct.  186 
liko  vom  28.  Aug.  1869  nebst  Zusatzprotocollen  vom  26.  Nc 
26.  Aug.  1870;  mit  den  Niederlanden  vom  31.  Dec.  1851 
rationen  vom  1.  Dec.  1868  und  23.  März  1871 ;  mit  Oestreich  v 
1865  nnd  9.  Harz  1868  ;  mit  Persien  vom  25.  Juni  -185' 
Salvador  vom  13.  Jnni  1870;  mit  der  Schweiz  vom  18.  Ma 
Siara  vom  7.  Febr.  1862;  mit  Spanien  vom  22.  Febr.  187 
Türkei  vom  20.  Man  1865  nebst  Protocoll  vom  5.  Nov.  186: 
gnay  vom  23.  Juni  1856. 

(*)  Englische  Navigationsacte  von  1651.  Französin 
Dance  de  la  mar  von  1681.  Oestreich,  Editto  politico  di 
mercantile  vom  25.  April  1774.  v.  Stubenrauch  II.  §.529, 
buch  IL  §.  272a.  Block,  Dictionnaire  de  la  politique  I.  p. 
die  historische  Berechtigung  dieser  Tendenz  (sog.  Mercantili 
Fr.  List,  Nationales  System  der  polit.  Oekonomie  1841. 

(3)  Reichsverfassung  von  1871  art.  54.  Zollbundniss 
1867  art.  28.  Zollvereins vertrago  vom  7.  Sept.  1851  art.  I 
4.  AprjJ  1853  art.  19.  Strauch,  Das  heutige  Fremdenrec 
mit  Rücksicht  anf  den  Handels-  und  Gewerbebetrieb  der  i 
den  Grosstaaten  der  Gegenwart  (Gold  schmi  dt's  Zeitschrift 
recht  Bd.  13  p.  17).  Nur  von  der  Küstenfischerei  sind  die  fr 
gen  ausgeschlossen.  Vgl.  die  angef.  Vertrage  (Anm.  1)  und 
Gesetz  vom  5.  Febr.'  1855  betr.  die  Zulassung  ausländische] 
Xüstenfrachtfabrt.  Erlass  vom  13.  Aug.  1863  betr.  die  Eim 
Ton  Kflstenfrachtfahrern  zn  entrichtenden  Schifffahrtsabgaben, 
barg,  Bekanntmachung  vom  15.  Nov.  1867  betr.  die  Zi 
dänischen  Schiffe  znr,  Kastenschifffahrt  zwischen  den  Meck 
H.  noch  v.  Rönne,  Prenss.  Staatsrecht  8.  Anfl.  Tl.  %.  458. 
'auch  a.  a.  O.  II.  §.  529  (Oestreich.  Cabotage-Reglement  v 
(*)  Vertrage  mit  Japan  vom  20.  Febr.  1869  art.  12; 
-om  28.  Ang.  1869  art.  3.  8;  mit  Spanien  vom  80.  März  i 
it  dem  Kirchenstaat  vom  8.  Mai  1868  art.  6.  10;  mit 
'i.  Oct.  1867  art.  1.  2.  8;  mit  Oestreich  vom  9.  März  1! 
■~on  Schiffen,  die  in  Unglücks-  oder  Nothfällen  in  einen  Haß 
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werden  Schifffahrts  -  oder  Hafenabgaben  nickt 
Oestreich  vom  9.  Marx  1868  art.  13.  —  Das  P 
1853  betr.  die  Erleichterung  des  Lootsenzwangt 
Bezirksregiernngen  durch  polizeiliche  Verordnui 
können ,  in  welchen  die  Schiffe  beim  Besuch  < 
laufen  sich  der  Begleitung  der  Lootson  bediener 

(")  Miruss,  Seerecht  I.  §.  132  a— e.  E 
Beiordnung  ffir  die  Häfen  und  Binnen gewässei 
münde  vom  22.  Aug.  1838;  für  den  Hafen  i 
1822 ;  für  Königsberg  und  die  Fahrt  nach  dem  i 
1822 ;  die  Hafen-  und  Lootsenordnung  für  den 
10.  Oct.  1809;  die  Polizeiordnung  für  den  Ha 
ser  von  Danzig  vom  30.  Jan.  1821.  Dann  dl 
bergemtlnde,  Stolpemünde  und  Rügenwaldennt 
Hamburg,  Verordnung  vom  18.  April  1866 
Hamburgischen  Hafens. 

(6)  Reichsverfassnng  vor,  1871    art.  82. 
1867  art.  25. 

0  A.  L.  R.  n.  5  §.  80.  Code  Nap.  art. 
Erlaaa  vom  19.  April  1851.  Aach  die  Meeresufer 
Eigenthum.   v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3. 

(8)  Reichsverordnung  vom  23.  Dec.  1871 
Znsammenstossens  der  Schiffe  auf  See.  S.  seh 
machung  vom  9.  Sept.  1858  betr.  die  nachtli 
nalisirung  der  Seeschiffe;  und  vom  1.  Mai  1865 
Sturm- Warn  Signalen  an  der  Preuss.  Ostseekflste. 
Verordnung  vom  3.  Juli  1863  betr.  die  Massref 
nng  der  orientalischen  Pest  durch  den  Schiffsv 
Verordnung  vom  5.  Mai  1863  und  Bekanntmach 
Die  üebertretnng  dieser  Vorschriften  wird  mit 
bestraft.  Die  Zerstörung  der  zur  Sicherung  d 
Feuerzeichen  oder  anderer  zu  diesem  Zwecke  i 
andere  gefährdende  Handlungen ,  sowie  das  i 
Strandens  oder  Sinkens  eines  Schiffes  unterliege: 
nng.   Strafgesetzbuch  von  1870  §.  145.  322.  32 

(9)  Preussen,  A.  L.  R.  n.  15  §.  81  — 
von  1664;  Strandungsordnang  vom  10.  Nov.  1 
20.  Nov.  1741.  Publicandum  vom  31.  Dec.  180J 
1839.  Hannover,  Strand ungsordnung  vom  24. 
Holstein,  Strand  ungsordnung  vom  30.  Sept. 
lina  art.  218  und  den  Reichsabschied  von  1559  J 
anwohner,  sowie  alle  Lootsen  und  Schiffer  sii 
pflichtet.  Ansprach  auf  billigen  Bergelohn,  der 
das  Werthes  der  geborgenen  Sachen  nicht  Obers 
auch  zwischen  einheimischen  und  fremden  Schi 
macht  werden.  Vgl,  noch  v.  Gerber,  Dent 
Anm.  4.  O engler,  Deutsches  Privatrecht  I.  p 
I.  §.  85.  127  —  130.  Kletke,  Die  Fischerei  - 
Staate  1868  p.  160  —  187.  v.  Rönne,  Preuss 
8-  458  p.  435.  Insbesondere  soll  auch  gestran 
los   gewordenen   Sobiffaleuten   die  Rückkehr   in 
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s  Reichsgesetz  von   1872  betr.   die  Verpflichtung 

iffe    zur  Mitnahme   hülfsbe  dürftiger  Seeleute    (ge- 
;ig  vom  1.  März  1873  an. 

t  seetriftige  Schiffe   nnd  Guter,  Seeanswnrf  and 
inaT.    Strand  ungsordnung    vom     24.    Jnni    1846 

IV.     Die  Eisenbahnen. 

v. <,..<....  Jn».w<.,faRmmg  von  1871  art.41—47.  Bundes-Polizeireglement 
für  die  Eisenbahnen  vom  3.  Juni  1870  nebst  Nachtrag  vom  29.  Dec.  1871. 
Bundes- Betriebsreglement  für  die  Eisenbahnen  vom  10.  Juni  1870  nebet  Nach- 
trag  vom  22.  Dec.  1871und  5.  Äug.  1872.  Preussen,  Gesetz  vom  3.  Nov.  1838. 
Hannover,  Verordnung  vom  29.  März  1856  (Anlage  von  Eisenbahnen  durch 
Privatunternehmer  betr.).  Bayern,  Verordnung  vom 20.  Juni  1855.  Oestreich, 
Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  Novbr.  1851.  Eisenbahn  -  Concesrionsgesetz 
vom  14.  Sept.  1854. 

Literatur:  v.  Rönne:  Prews.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §,  467—471. 
Pill,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.  197—199.  v.  Stubenrauch  a.a.O. 
"  '  523.  Stein,  Handbuch  der  Verwaltungslehre  p.  208  ff.  v.  Mohl,  Poli- 
tstnschaft  3.  Aufl.  II.  §.  175.  Bau,  Lehrbuch  II.  §.  258  ff.  III.  (A. 
ner)  §.  Ä8S— 258.  Schaffte,  System  1867  %.  266ff.  Besehorner,  Das 
che  Eisenbahnrecht  1858.  W.  Koch,  Deutschlands  Eisenbahnen  1858. 
Bessel  und  Kühlwetter,  Das  Preuss.  Eisenbahnrecht  1855.  57.  F&r- 
ann,  Das  Preuss.  Eisenbahnwesen  1869.  Michel,  Das  Oestreich.  Eisen- 
echt 1860.  Pollanetss  und  v.  Wittelt,  Sammlung  der  das  Oestreich- 
bahnwesen  betreffenden  Gesetze,  Verordnungen,  Staatsverträge  und  eonstit. 
iden.  Allg.  TheÜ.  Wien  1870.  Hansemann,  Die  Eisenbahnen  und  deren 
läre  in  ihrem  Verhältnis»  zum  Staate  1837.  Fr.  List,  Das  deutsche  Eis- 
\nsystem  1841.  v.  Reden,  Die  Eisenbahnen  Deutschlands  1843.  Knie», 
Eisenbahnen  und  ihre  Wirkungen  1853.  v.  Weber,  Die  Schule  des  Eisen- 
cesens.  Kurzer  Abriss  der  Geschichte,  Technik,  Administration  und  Sta- 
der  Eisenbahnen  3.  Aufl.  1862.  Perrot,  Die  Eisenbahnreform  187t 
ot,  Zur  Geschichte  des  Verkehrswesens  1871.  Sax,  Oekonomik  der  Ei- 
inen.  Begründung  einer  systemat,  Lehre  vom  Eisenbahnwesen.  Wien  1871. 
ichter,  Das  Transportwesen  auf  den  Eisenbahnen  in  Deutschland  1872. 
nmori,  Beiträge  zur  Handels-  und  Verkehrsstatistik  des  deutschen  Reiches 
»einer  Nachbarländer  187L  Block's  Dictionaire  de  la  politique  I.  ort, 
w  de  fer.  G.  Palla,  DicHonnaire  Ugislatif  et  riglemmtaire  des  chemint 
■  1864.  Perdonnet,  Traue  iUmentaire  des  chemins  de  fer  3:  ta\  Paris 
Fairbairn,  PoliHcal  economy  of  railroads.  Land.  1836. 

t.     Errichtung  und  Verwaltung  dar  Elienbahnen. 
§.    419. 

Die  Eisenbahnen  im  Allgemeinen  sind  Anstalten  zur  Befördere 
toh  Personen  und  Gütern  auf  besonderen  Schienenwegen  durch 
endung  der  Dampf-  oder  Zugkraft  (').     Sie  dienen  entweder 
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ligenen  Gebranehe  des  Unternehmers 
btlich  ihrer  Anlegung;   und  Benüt/.un 

des  Privatrecbts,  sowie  andererseits 
ien   Genehmigung    und  Aufsicht  (3); 
ihr  bestimmten  Eisenbahnen  dagegen  i 
aussen    den  Bedürfnissen  des  offentl 
ndet  und  verwaltet  werden  (3).     "Wegi 

Vorzüge  der  Schnelligkeit  und  Regi 
ihr  nnd  Erwerb  von  hervorragender  v 
rifendem  Einflüsse  auf  die  Raumver) 
les  Absatzes;   in  ihnen  gelangt  die  i 

Erwerbsgemeinschaft  zu  besonders  wi 
bahnen  als  Anstalten  für  den  allgemt 
öffentliche  Einrichtung  und  können  c 
fisbetriebes  auf  sie  keine  Anwendung 
i8  der  socialen  Rechtsidee  entweder  » 

socialen  Verwaltungsorganen  (G-eaelle 
Jtet  werden.  Ein  ansschliesaliches  'S 
nlage  nnd  den  Betrieb  von  EiBenbah) 
■  in  der  Natur  der  Sache  noch  im  pof 
Reiche  gilt  andererseits  von  dem  aus 
tbahnen,  da  ein  solches  weder  durch 
durch  das  Hecht  der  freien  Erwerbsthi 
(6).  Das  gemischte  System  der  Staat 
a  Sinne)  verdient  daher  den  Vorzug' 
tbahnen  in  jedem  Falle  Öffentliche  A 

durchweg  den  Kechtsgrundaätzen  der  Ö 

(')  Die  Schienenwege  waren  zwar  schon 
rgwerken  im  Gehranch;  für  den  Sffentli 
loch  erst  im  Anfang  des  gegenwärtigen  ■ 
jland ,  wo  zuerst  von  dem  Ingenieur  G 
fwagen  auf  einer  Bahn  gebraucht  wurde, 
idung  vervollkommneter  Dampfwagen  au 
1830.  Die  Kitesten  Bahnen  des  Continoi 
iudweis-Linz  1828  —  1882)  waren  Pferd 
waren  die  ersten  Eisenbahnen  des  Contin 
d-Mecheln  1835;Paris-St.Gennainl887;  P 
-Potsdam  1839;  Wien-Brunn  1840  etc.   1 

a,  a.  0.  IL  p.  5.  W.  F.  C.  Schmei 
lahnwesens  Leipz.  1871.  G.  Stürmer 
3.  1872. 

('.)  Oestreich,  Erlass  vom  18.  Jnni 
spt.  1854  §.  1.  Bayern,  Verordnung 
lover,  Verordnung  vom  29.  März  185 
Eisenbahnen  zum  Privatgebranch  ohne  Lo 
fen  einer  Öffentlichen  Bewilligung  nur  da 

sie  berührt  werden.    Preussen,   Rea 
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Ueber  Bergwerkseisen  bahnen  vgl.  Oestreich,  Berggesetz  vom  23.  Mai 
1854  §.  131.  133.  Michel  a.  a.  0.  §.  25.  Bayern,  Berggesetz  vom 
20.  März  1869  art.  124.  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865 
§.  185.     Klostermann,  Commentar  hiezu  p.  263. 

(3)  Besonders  strenge  anerkannt  in  Frankreich,  Gesetz  vom 
15.  Juli  1845 :  les  chemins  de  fer  fönt  partie  de  la  gründe  voirie  et  par 
conseqnent  dn  domaine  public.  Stein,  Handbuch  p.  218.  Vgl.  auch 
Reichsverfassung  von  1871  art.  4  Ziff.  8  und  art.  41 — 47,  unten  §.  424.  — 
Eine  Eintheilung  der  Eisenbahnen  nach  dem  Umfang  der  Verkehrsgebiete, 
wofür  sie  hauptsächlich  bestimmt  sind,  analog  den  Strassen  (oben  §.  406), 
ist  zur  Zeit  noch  nicht  vorhanden,  überhaupt  befindet  sich  die  gesetzliche 
Regelung  des  Eisenbahnwesens  noch  in  den  Anfängen.  Doch  wurde  in 
Bayern,  Gesetz  vom  29.  April  1869  über  die  Ausdehnung  und  Vervoll* 
ständigung  der  Bayr.  Staatsbahnen  art.  2  der  Begriff  der  sog.  Vicinal- 
bahnen  von  nur  localer  Wichtigkeit  geschaffen,  welche  unter  gewissen 
Voraussetzungen  Aussicht  auf  Staatsunterstützung  haben  sollen.  S.  auch 
Franz  ob.  Gesetz  vom  12/19.  Juli  1865  (chemins  de  fer  d'intöret  local.) 

(4)  Oestreich,  Patent  zur  Gewerbeordnung  vom  20.  Dec.  1859 
v.  1.  Baden,  Gewerbegesetz  vom  20.  Sept.  1862  art.  33.  Bund  es- Ge- 
werbeordnung vom  21.  Juni  1869  §.  6.  Als  concessionspflichtige  Gewerbe 
werden  die  Privat -Eisenbahn -Unternehmungen  erklärt  in  Bayern,  Ge- 
werbegesetz vom  80.  Jan.  1868  art.  8,  womit  jedoch  die  Praxis  nicht  in 
Sinklang  steht.  Der  Standpunkt  einer  zwar  zulässigen,  aber  in  ihren 
Wirkungen  nicht  übersehbaren  und  daher  strenge  zu  beaufsichtigenden 
Privatindustrie  herrschte  Anfangs  in  Deutschland  vor  und  bethätigte  sich 
fioeh  in  dem  Preuss.  Eisenbahngesetze  vom  3.  Nov.  1838.  Vgl.  Bessel- 
Kühlwetter  a.  a.  0.  II.  §.  80.  v.  Rönne,  PreuBS.  Staatsrecht  3.  Aufl. 
IL  §.  467.  Insbesondere  wurden  Eisenbahnprojecte  als  eine  neue  Methode 
des  Actiensch windels  angesehen;  vgl.  z.  B,  den  Erlass  der  Regierung  zu 
Trier  vom  11.  April  1844  bei  Bessel  a.  a.  0.  IL  p.  1. 

(&)  Der  Standpunkt  der  Regalität  ist  überhaupt  im  heutigen  socia- 
len Hechte  unanwendbar,  nachdem  die  rechtliche  Unabhängigkeit  des  so- 
cialen Culturlebens  vom  Staate  zur  Regel  geworden  ist;  jedenfalls  ist  der 
ttreng  historische  Begriff  des  Regals  auf  moderne  Einrichtungen  wie  Ei- 
senbahnen und  dgl.  ganz  unanwendbar.  S.  auch  B  e  s  e  1  e  r ,  Deutsches  Pri- 
vatrecht II.  §.  92.  v.  Gerber,  Deutsches  Privatrecht  §.62.  Rey scher, 
Zeitschrift   für   deutsches   Recht   Bd.    18   p.  243  ff.    Zachariae,    ibid. 
p.  320.     Koch  a.  a.  0.  IL   p.  484  ff.,     der  hier   den  im    1.  Band  p.  3 
eingenommenen  Standpunkt  der   Regalität  aufgegeben  hat.     Ausschliess- 
Seh    Ar   Staatsbahnen    sind    Perrot   im    deutschen    Handelsblatt   1871 
Hr.  22  und  in  den  oben  cit.  Schriften  (mit  Uebertreibung  der  Nachtheile 
4er  Privatbahnen),    im   wesentlichen  auch   Rau   (Wagner),    Lehrbuch 
HI.   1872.    g.  240.     Stein,   Handbuch  p.  210   hält  die  Eisenbahnen  für 
«ine  principielle  Aufgabe  der  Staatsverwaltung,  erklärt  sich  aber  für  Ac- 
ilenbahnen  und  gegen  Staatsbahnen,  weil  der  Staat  das  grosse  hiezu  noth- 
wendige  Capital  nicht  beschaffen  könne  und  wegen  der  Rücksicht  auf  den 
Reingewinn  den  Aufgaben  der  Verwaltung   nicht  gewachsen  sei;     beides 
Wird  durch  die  Erfahrung  widerlegt.   —    Als  Ausfluss  der  Staatshoheit 
fim  Gegensatz  zum  Regal)    kann  indessen  der  Bau  und  Betrieb  von  Ei- 
Jtedbahnen  gleichfalls  nicht  bezeichnet  werden,   sondern  nur  die  Verwalt- 
nnd  gesetzliche  Regelung  des  gesammten  Eisenbahnwesens. 

oesler,  VeiwaUnngsrecht  I.  9.  28 
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(6)  Rau,  Lehrbuch  IL  §.  263.  v.  Mo  hl,  Polizeiwissensehaft  S-Anfl. 
II.  p.  425  ff.     One  ist,  Verwaltung,  Justiz,  Rechtsweg  p.  513, 

O  Daher  sind  die  zunächst  für  Privatbahnen  ^erlassenen  geeett- 
lichen  Bestimmungen  der  Sache  nach  auch  auf  die  Staatsbahnen  anzu- 
wenden. S.  auch  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.  198  Anm.1. 
Vogt,  Deutsche  Vierteljahrsschrift  1859  Heft  1  p.  1—64.  Koch  a.a.O. 
IL  §.  134  ff.  Beschorner,  Eisenbahnrecht  p.  1  ff.  Bessel-Kflkl- 
wetter  a.  a.  0.  IL  p.  1 — 18.  Zachariae,  Deutsches  Staats-  und  Bw- 
desrecht  IL  §.  192.  Batbie,  Droit  public  et  admimstratif  3.  edit  1869 
p.  459  ff. 

§.    420. 

Zur  Begründung  einer  öffentlichen  Eisenbahn  durch  Privatun- 
ternehmer ist  in  jedem  Falle  die  besondere  Genehmigung  der  ober- 
sten Staatsgewalt  erforderlich  (1).  Dieselbe  erstreckt  sich  1)  auf  <Kß 
Bewilligung  zu  den  Vorarbeiten  (Vor-,  Projectirungsconcesakmj^ 
welche  von  den  betreffenden  Grundeigentümern  auf  ihrem  Grand 
und  Boden  gegen  Entschädigung  gestattet  werden  müssen  (2);  2)  of 
die  Bewilligung  zum  Bau  und  Betrieb  der  Bahn  (Eisenbahncomee* 
sion),  welche  regelmässig  dem  Staatsoberhaupte  selbst  vorbehalte* 
ist  (3).  Das  Gesuch  um  letztere  muss  enthalten  (4) :  a)  den  Naclnreb 
der  erlangten  Projectirungsconcession ;  b)  die  Darlegung  der  Vot- 
theile  der  projectirten  Bahn  für  das  öffentliche  Interesse;  c)  4* 
gehörig  ausgearbeiteten  Plan  des  ganzen  Unternehmens,  sowie  <UL 
Project  nebst  Kostenanschlag  und  Zeitangabe  für  den  Beginn  vom 
die  Vollendung  des  Baues;  d)  die  Darlegung  der  Art  und  Wdij 
für  die  Beschaffung  der  erforderlichen  Geldmittel  (5) ;  e)  die 
schäftsführung  und  Leitung  in  ihren  wesentlichen  Grundzügen,  i 
besondere,  im  Falle  das  Unternehmen  ein  gesellschaftliches  ist, 
Inhalt  der  der  öffentlichen  Genehmigung  unterliegenden  G 
Statuten  (6) ;  f )  unter  Umstanden  kann  auch  die  Erlegung 
Caution  sowie  der  Nachweis  darüber  gefordert  werden,  dass 
ein  hinlänglicher  Fond  für  das  Unternehmen  gesichert  sei  O- 
Ertheilung  der  Concession,  welche  vom  Standpunkte  der 
den  Gesetze  und  etwa  vorhandener  Privatrechte  zu  prüfen  ist 
wobei  neben  den  wirtschaftlichen  auch  die  politischen  und 
sehen  Interessen  zu  erwägen  sind,  wird  nur  auf  eine  bes 
Zeitdauer  (8)  gegeben,  nach  deren  Ablauf  entweder  das  Eigen 
der  Bahn  (Grund  und  Boden  und  Bauwerke)  mit  Ausschluss 
Mobiliarvermögens  und  der  zum  Betriebe  erforderlichen  Ebni 
ungen  und  Realitäten,  welche  letzteren  gegen  Entschädigung 
übernommen  werden  können,  unentgeltlich  auf  den  Staat  ff 
oder  gegen  Entschädigung  von  diesem  erworben  werden  kam 
Abgesehen  hievon  kann  jedoch  auch   vertragsmässige  Uei 
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der  Ausführung   und   des  Betriebes    von   Privatbahnen   durch  den 
Staat  stattfinden  (,0). 

(*)  Preussen,  Gesetz  vom  8.  Nov.  1838  §.  1 — 5.  Circular-Re- 
seript  vom  30.  Nov.  1838  nebst  Instruction.  Hannover,  Verordnung 
rem  29.  März  1856  §.  2.  Oestreich,  Gesetz  vom  14.  Sept.  1854  §.  1. 
Bayern,  Verordnung  vom  20.  Jnni  1855  §.  1.  Beschorner  a.  a.  0. 
§.  13.  Bessel-Kühlwetter  a.  a.  0.  I.  §.  1-14.  v.  Rönne,  Preuss. 
Skatsrecht  3.  Aufl.  IT.  §.  468.  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl. 
§.  197.  Koch  a.  a.  0.  II.  §.  134.  Michel  a.  a.  0.  p.  23—25.  Gleiche 
Genehmigung  des  Staates  ist  auch  erforderlich  für  die  Verschmelzung 
mehrerer  Eisenbahngesellschaften  zu  einer  gemeinsamen  Unternehmung. 
Vgl.  z.  B.  die  K.  P  r  e  u  s  s.  Bestätigung  des  Vertrages  zwischen  der  Düs- 
seidorf-Elberfelder  und  der  Bergisch-Märkischen  Eisenbahngesellschaft  vom 
9.  Juni  1857  (G.  S.  p.  475).  Unrichtig  ist  die  Ableitung  der  Notwendig- 
keit der  Ooncession  aus  der  dem  Staate  zustehenden  Genehmigung  der 
Aetiengesellschaften  und  der  Zulassung  zur  Expropriation,  wie  noch  Bau, 
Lehrbuch  II.  §.  260  aufstellt;  der  Grund  liegt  vielmehr  in  dem  öffent- 
lichen Character  der  Eisenbahnen  als  allgemeiner  Verkehrsanstalten.  Wenn 
taue  Eisenbahn  das  Gebiet  mehrerer  Staaten  durchzieht,  ist  die  gemein- 
same Regelung  der  Verhaltnisse  durch  Staatsverträge  nothwendig.  Vgl. 
*.  B.  den  Vertrag  zwischen  Preussen  und  Russland  vom  14.  Febr.  1857 
Wr.  die  Herstellung  einer  Eisenbahnverbindung  zwischen  Königsberg  und 
St.  Petersburg;  zwischen  Preussen  und  Oldenburg  vom  1.  April  1857 
negen  Herstellung  einer  Eisenbahn  von  Bingerbrück  durch  das  Fürsten- 
tum Birkenfeld  nach  Neunkirchen;  zwischen  Preussen  und  Hessen-Hom- 
Jiorg  vom  7.  Mai  1857  über  die  Rhoin-Nahebahn.  Ueber  den  Einfluss  der 
Jteicbsverfassung  in  dieser  Hinsicht  s.  unten  §.  424. 

m 

(2)  Die  Vorconcession  verleiht  an  sich  noch  kein  Recht  auf  die  Ei- 
•enbahnconcession  selbst  und  kann  daher  gleichzeitig  mehreren  Bewerbern 
inrtheilt  werden;  sie  erlischt  mit  dem  Ablauf  dos  vorgesetzten  Zeitraumes 
Hfcfed  bei  Nichterfüllung  der  daran  geknüpften  Bedingungen.  Die  Vorar- 
Itoiten  begreifen  auch  in  sich  die  vorbereitenden  Massregeln  für  die  Bild- 
der  Gesellschaft,  durch  welche  das  Unternehmen  ausgeführt  werden 
Preussen,  Gesetz  vom  11.  Mai  1843.  Kurhessen,  Gesetz  vom 
Juli  1846  §.  6.  Hannover,  Verordnung  vom  29.  März  1856  §.  3. 
estreich,  Gesetz  vom  14.  Sept.  1854  §.1—4.  Bayern,  Verordnung 
m  20.  Juni  1855  §.  1  —  4.  Koch  a.  a.  0.  I.  p.  7.  Bessel-Ktihl- 
etter  a.  a.  0.  p.  15.  Michel  a.  a.  0.  p.  24.  Pözl,  Bayr.  Ver- 
tungsrecht  3.  Aufl.  §.  197.  Stein,  Handbuch  p.  215.  —  Ueber  die 
iehung  der  Bergbehörden  und  der  Borgwerksintoressenten  bei  dorPro- 
tirung  von  Eisenbahnen  vgl.  das  Preuss.  Rescript  vom  13.  Juli  1867; 
Widerspruchsrecht  gegen  die  Ausführung  einer  Eisenbahn  steht  ihnen 
t  zu.  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  153.  Oestreich, 
Ordnung  vom  2.  Jan.  1859.    Michel  a.  a.  0.  §.  29. 

P)  Preussen,  Gesetz  vom  3.  Nov.  1838  §.  3  —  5.    Hannover, 
Verordnung  vom   29.  März  1856  §.  6.     Kurhessen,  Expropriationsge- 
vom  2.  Juli   1846   §.   1.     Oestreich,    Gesetz  vom  14.  Sept.  1854 
2.  Bayern,  Verordnung  vom  20.  Juni  1855  §.  2.  Sachsen-Gotha 
»xopriationsgesetz  vom  28.  April  1842   §.  1.     Braunschweig,  Ver- 
dnung  vom  4.  Mai  1835  §.  1.    Mecklenburg-Schwerin,   Verord- 

28  • 
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nung  vom  6.  Jan.  1842  §.  1.  Die  Genehmigung  der  Bahnlinie  in  ihn* 
vollständigen  Durchführung  durch  alle  Zwischenpunkte  bleibt  der  oberste 
Regierungsbehörde  für  das  Verkehrswesen  vorbehalten.  Das  jedem  Staate 
für  sein  Gebiet  vorbehaltene  Goncessionsrecht  ist  nunmehr  unter  gewiaea 
Voraussetzungen  durch  die  Reichsverfassung  von  1871  art.  41  aufgeho- 
ben; vgl.  unten  §.  424. 

(4)  Preussen,  Gesetz  vom  3.  Nov.  1838  §.  1.  Hannover,  Ver- 
ordnung vom  29.  März  1855  §.  5.  Oe streich,  Gesetz  vom  14.  Sept 
1854  §.  5.    Bayern,  Verordnung  vom  20.  Juni  1850  §.  5. 

(b)  Ohne  ausdrückliche  Genehmigung  des  Staates  durften  fttr  Eism- 
bahnunternehmungen ,  ausgenommen  für  Deckung  der  vorläufigen  Koetea, 
weder  Actienzeichnungen  eröffnet  noch  Anmeldungen  dafür  angenommen 
werden  und  sollten  Verträge  über  Actienpromessen ,  Interimsscheine  und 
sonstige  auf  Eisenbahnunternehmungen  bezügliche  Papiere  vor  Einzahlung 
des  vollen  Betrages  nichtig  sein,  wenn  sie  nicht  sofort  von  beiden  Tfaar 
len  Zug  um  Zug  erfüllt  würden.  Preussen,  Rescript  vom  23.  8ea4 
1840  und  24.  Mai  1844.  Aufgehoben  durch  Gesetz  vom  1.  Juni  188R 
Eisenbahnunternehmungen  sind  ohne  besondere  Bewilligung  der  Regieruaj 
nicht  berechtigt,  Anleihen  mit  Ausgabe  von  Obligationen  oder  in  Fom 
von  Actienemissionen  oder  Aufzahlungen  auf  die  früheren  Acüen  ahn» 
schliessen.  Oestreich,  Gesetz  vom  14.  Sept.  1854  §.  10.  Preusse&f' 
Gesetz  vom  3.  Nov.  1838  §.  6.  Auch  zur  Gontrahirung  von  achwebeflfc 
den  Schulden  und  zum  Abschluss  von  Kauf-  und  Lieferungsgesch 
bei  dem  das  Kaufgeld  nicht  in  den  verfügbaren  Kassenbeständen 
laufenden  Betriebsüberschüssen  seine  Deckung  findet,  wird  die  Gene 
ung  der  Staatsbehörde  erfordert.  Preussen,  Rescript  vom  19. 
1857.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  469  Anm.  3. 
Betheiligung  des  Staates  an  Actienbahnen  durch  Einlage  von  Capital 
ebensowenig  ausgeschlossen  wie  bei  den  Banken.  Ran,  Lehrbuch 
§.  262.  Die  Formen  der  Staatshülfe  im  Allgemeinen  sind:  Subven 
Uebernahme  eines  Theiles  der  Actien  unter  Dividendenverzicht; 
Stellung  des  Unterbaues  oder  unentgeltliche  Lieferung  des  Areals; 
freiheit  für  Bau-  und  Betriebsmaterialien;  Zinsgarantie.  Schaffte, 
stem  8-  267. 

(6)  Bezüglich  der  Verwaltungsorgane  kommen  bei  Actienbahnen 
gewöhnlichen   Grundsätze  zur  Anwendung,    analog  wie  bei  den 
(oben  §.  889 ff.).  S.  auch  Beschorner  a.  a.  0.  §.  45  ff.  —  Activen 
beamten  ist  nicht  gestattet,   bei  der  Gründung  von  Actien-  und  am 
Erwerbsgesellschaften  sich  zu  betheiligen  oder  bei  deren  Verwaltung 
Stellen  anzunehmen,    mit  welchen  der  Bezug  von  Gewinnanteilen, 
senzgeldern,   Remunerationen  oder  sonstigen  Emolumenten  verbunden 
Oestreich,  Erlass  vom    1.  März   1860   und   5.   Nov.   1859.    Mich 
a.  a.  0.  p.  37.     Neuerdings  auch  in  Bayern. 

(?)  Oestreich,  Gesetz  vom  14.  Sept.  1854  §.  5.  Bayern» 
Ordnung  vom  20.  Juni  1855  §.6.  Hannover,  Verordnung  vom  29. 
1856  §.  5. 

(8)  Der  Termin  für  die  Dauer  der  Concession,    welche  regelnd 
zwischen  80  —  90  oder  99  Jahren  festgesetzt  wird,  beginnt  mit  dem  Ti 
an  welchem  die  Bahn  ganz  oder  theil weise  der  Benützung  des  Pub!" 
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übergeben  wird.  Bayern,  Verordnung  vom  20.  Jnni  1855.  §.  7.  Oest- 
reich,  Gesetz  vom  14.  Sept.  1854  §.  7«   Michel  a.  a.  0.  §.  3. 

(9)  Vgl.  Preussen,  Gesetz  vom  3.  Nov.  1838  §.  42.  Preussisch- 
Sftchsischer  Vertrag  vom  12.  Dec.  1856  betr.  die  Leipzig-Bitterfelder 
Bahn  art.  18.     K.  Sachs.  Concessionsdecret  für  die  Leipzig  -  Bitterfelder 

.  Bahn  vom  27.  Jan.  1857  §.  23.  Hannover,  Verordnung  vom  29.  März 
1856  §.31.  Oestreich,  Gesetz  vom  14.  Sept.  1854  §.  7.  8.  Bayern, 
Verordnung  vom  20.  Juni  1855  §.  7.  Die  Entschädigung  besteht  ent- 
weder in  dem  Ersatz  des  Anlagecapitals  oder  in  dem  25  fachen  Betrag 
der  Dividende.     Michel  a.  a.  0.  §.  23.     Schäffle,  System  §.  266. 

(10)  S.  z.  B.  den  Vertrag  zwischen  der  Preussischen  Staatsregierung 
und  der  Wilhelmsbahngesellschaft  vom  22.  April  1857  (G.  S.  p.  428). 

§•  421. 
Mit  der  Conoession  zum  Bau  und  Betriebe  einer  öffentlichen 
Eisenbahn  werden  auf  den  Unternehmer  regelmässig,  soweit  nicht 
die  Conceseionsurkunde  im  einzelnen  Falle  ein  Anderes  festsetzt, 
folgende  Befugnisse  übertragen:  1)  das  Recht,  eine  Eisenbahn  nach 
der  in  dem  genehmigten  Projecte  vorgezeichneten  Richtung  (zwischen 
den  festgesetzten  Endpunkten)  zu  bauen;  ein  ausschliessliches  Vor- 
recht dee  Transportbetriebes  auf  der  betreffenden  Strecke  ist  darin 
nicht  enthalten,  insbesondere  können  sowohl  Parallel-  und  Coneur- 
renz-,  als  auch  Zweig-  und  Fortsetzungsbahnen  vom  Staate  ander- 
weit gebaut  oder  concessionirt  werden  (*) ;  2)  das  Recht  der  Enteig- 
nung des  zum  Baue  und  Betriebe  notwendigen  Areals,  sowie  zur 
zeitlichen  Benutzung  fremden  Grundeigentums  für  die  Bedürfnisse 
des  Bahnbaues  gegen  Entschädigung  (2);  3)  das  Recht,  auf  der  er- 
bauten Bahn  Personen  und  Waaren  zu  befördern,  soweit  der  bezüg- 
liche Transport  nicht-  der  Postanstalt  ausschliesslich  durch  das  Gesetz 
vorbehalten  ist  (3) ;  4)  soferne  mit  dem  Eisenbahnunternehmen  die 
Gründung  einer  Actiengesellschaft  verbunden  ist,  erlangt  diese  durch 
die  Concesrion  die  Rechte  einer  juristischen  Person  (4) ;  5)  in  der 
Concession  ist  eine  Garantie  des  Staates  für  die  aus  der  Bahn  er- 
warteten Vortheile,  sowie  die  Zusicherung  einer  Entschädigung  für 
etwaige  Verluste  an  sich  nicht  enthalten  (5) ;  selbst  die  allenfallsige 
Zerstörung  der  Bahn  oder  ihres  Zubehörs  im  Kriege  durch  Freun- 
des- oder  Feindeshand,  sowie  die  auf  gleiche  Weise  erfolgende 
Hemmung  oder  Schliessung  des  Betriebes,  auch  als  blosse  Yorsichts- 
massregeL,  begründet  keinen  Rechtsanspruch  aus  öffentlichen  Mitteln, 
ßoferne  nicht  mit  der  Zerstörung  eine  Zwangsenteignung  verbunden 
oder  eine  Entschädigung  für  Kriegsschäden  durch  die  Landesgesetze 
zugesichert  ist  (*) ;  6)  das  Recht  der  Ausübung  der  Bahnpolizei  auf 
dem  der  Bahn  zugehörigen  Gebiete  C7). 

(*)  Beichsverfassung  von  1871  art.  41.  Eine  andere  Bestimmung 
galt  regelmässig  in  den  früheren  Gesetzen  bezüglich  der  Goncurrenzbah- 
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nen.     S.    PreuBsen,    Gesetz    vom    8.    Not.    1888    §. 

Verordnung  vom  29.  März  1856  §.  8.    Bayern,  Verord 

1855  §.  9-  K.  Sachs.  Coueessionsdecret  für  dio  Leipzi 

vom  27.  Jan.  1857  §.  2.   So  auch  in  Oestreich,  Gi 

1854  §.  9.     Als  Concurrenzbahnen  worden  diejenigen  Ltw*«««..,    ..=>..—  ■ 

dieselben  Endpunkte    ohne  Berührung    nener    strategisch,     politisch  oder  I 

commercioll  wichtiger  Zwischenpunkte  in  Verbindung  bringen. 

(!)  Dieses  Recht  erstreckt  sich  auf  den  ganzen  Umfang  dei 
betriebs,  also  auch  anf  Bahnhöfe  und  Häfon,  wenn  letztere  als  I 
theil  einer  Bahn  angelegt  werden  sollen;  ferner  auf  Schneeseh ntzv 
ungen,  zuweilen  auch  auf  Baumaterialien  (Eies,  Feldsteine,  Sand).  '. 
sen,  Gesetz  vom  3.  Nov.  1838  §.7.  9  ff.  Cab.-Ordre  vom  11.  Jni 
Prouss.  -Sachs.  Vertrag  vom  12.  Dec.  1856  betr.  die  Leipzig' 
felder  Bahn  art.  14.  Hannover,  Gesetz  vom  8.  Sept.  1840  und 
1844.  Verordnung  vom  29.  März  1856  §.  8.  Bekanntmachui 
15.  Mai  1857  betr.  die  Errichtung  eines  Hafens  und  Bahnhofe« 
Ausflüsse  der  Goesto.  E.  Sachsen,  Gesetz  vom  3.  Juli  1835. 
nnng  vom  24.  Dec.  1856  und  24.  Juni  1857.  Conccssionsdecret 
Sächsisch  -  Sehlasische  Eisenbahn  Gesellschaft  vom  22.  Aug.  184 
Oestreicb,  Gesetz  vom  14.  Sept.  1854  g.  9.  Bayern,  Ven 
vom  20.  Juni  1855  §.  9.  Ueschorner  a.  a.  0.  p.  93  ff.  B 
Kühlwetter  a.  a.  0.  I.  p.  24-132.  Koch  a.  a.  0.  I.  p.  8  i 
chel  a.  a.  0.  §.  26.     Vgl.  auch  oben  g.  196. 

0  Oestreich,  Gesetz  vom  14.  Sept.  1854  §.  9.  Bayer 
Ordnung  vom  20.  Juni  1855  §.  9.  Hannover,  Verordnung  vom  ; 
1856  §.  8.  22.  K.  Sachsen,  angef.  Conccssionsdecret  vom  22. Ai 
§.8.  Pr'eussen,  Gesetz  vom  3.  Nov.  1838  §.  26;  nach  letzte 
setze  §.  27  ff.  kann  nach  dem  Ablauf  der  ersten  3  Jahr«  die  Co 
zum  Tran sport betriebe  auf  beroits  bestehenden  Bahnen  auch  andi 
tci'uchmcrn  in  Conciirvcnz  mit  der  Eiaenbahngesellachaft  ertheilt 
gegen  Entrichtung  des  Bahngoldes  oder  der  zu  rogulirenden  Tei 
S.  auch  den  Eisenbahnvortrag  zwischen  Prenssen  und  Anha 
then  vom  26.  April  1839  art.  5.  Frouss.  Bescript  vom  14.  Ap 
und  Min.  -  Erklärung  vom  18.  Juli  1857  betr.  die  Eisenbahnen  i 
Berlin -Köthen,  Magdeburg- Leipzig,  Bitterfeld- Dessau.  Bessel 
wettor  a.a.O.  II.  §.134  —  136. —  Die  Beförderung  der  eigenen 
correspondonz  auf  der  Babn  durch  die  eigenen  Organe  der  Bahn 
ung  wird  dadurch  nicht  beanstandet.  Oestreich,  Min.-Erlass  vom 
1849  und  15.  Febr.  1850.  Michel  a.  a.  0.  p.  29.  -  Vgl.  nocl 
sub.  V. 

(*)  Preussen,  Gesetz  vom  3.  Nov.  1838  §.  3.  Angef. 
zwischen  Preussen  und  Anhalt  -  Köthen  vom  26.  April  1839 
Bayern,  Verordnung  vom  20.  Juni  1855  g.  11. 

(°)  Anders,  wenn  der  Staat  durch  besondere  Verpflichtung 
Garantien,  namentlich  für  ordentlicho  Verzinsung  und  Amortisir 
Anlagecapitals  Übernimmt.  Oestreich,  Gesetz  vom  14.  Sep: 
%.  10.  Concesai  on s Urkunde  der  Kaiserin  Elisabeth  -  Eisenbahagesi 
vom  8.  März  1856  §.  11.  Bayern,  Gosetz  vom  25.  Aug.  1843  1 
Uebernahme  einer  Zinsonge währschaft  fflr  die  Ludwigshafen  -  Be 
Eisenbahn.  Beschornor,  Bisen  bahnrecht  p.  14.  Hiebe]  a.  a.  I 
Schaffte,    System    §.  267.     Jaquos,    Die   Kochts  Verhältnisse  < 
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Zinsengarantie  versehenen  Eisenbahngesellschafben  und  die  Oestreich.  Ei- 
Benbahnpolitik  Wien  1864.  Vgl.  auch  über  die  Zinsgarantien  Bayr.  Eisen- 
bahnen Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  §.  197  Anm.  3;  über  diePreuss. 
Eisenbahnen  v.  Rönne,  Wegepolizei  p.  7  und  Sachregister  zur  Preuss. 
Gesetzsammlung  s.  v.  Staatsgarantie.  * 

(6)  Preussen,  Gesetz  vom  3.  Nov.  1838  §.  43.  Bayern,  Ver- 
ordnung vom  20.  Juni  1855  §.  9.  Hannover,  Verordnung  vom  29.  März 
1856  g.  29.  K.  Sachsen,  Goncessionsdecret  für  die  Sächsisch-Schlesische 
,  Eisenbahn  vom  22.  Aug.  1844  §.  16;  für  die  Leipzig-Bitterfelder  Bahn 
vom  27.  Jan.  1857  §.  20.  Koch  a.  a.  0.  II.  p.  500.  Dies  ist  besonders 
wichtig  für  Eisenbahnen,  welche  durch  Festungswerke  hindurch  ge- 
baut sind. 

C7)  Dies  erstreckt  sich  auch  auf  den  Erlass  strafpolizeilicher  Be- 
stimmungen. Preussen,  Gesetz  vom  3.  Nov.  1838  §.  23.  Gesetz  vom 
14.  Mai  1852.  Rescript  vom  23.  Oct.  1860  und  7.  Juni  1866.  Vertrag 
»wischen  Preussen  und  Anhalt  vom  26.  April  1839  art.  4.  Bayern, 
Verordnung  vom  20.  Juni  1855  §.  10.  Mecklenburg-Schwerin, 
Verordnung  vom  24.  Oct.  1864  §.  4  betr.  die  Priedrich-Franz-Bahu. 

§.  422. 

Die  Verwaltung  der  Bahn  steht  an  sich  dem  Unternehmer  zu, 
wobei  regelmässig  (bei  Actiengesellschaf ten)  die  Grundsätze  der  Ver- 
iassüng   solcher  Gesellschaften  zur  Anwendung   kommen  (l).    Die- 
i  ielbe  ist  den  in  den  allgemeinen  Gesetzen  und  in   der  Conoession 
besonders  enthaltenen  Vorschriften,    sowie,  den  zustandigen  Anord- 
nungen   der  Behörden    unterworfen  (2).     Insbesondere    sind    hiebei 
folgende  Verbindlichkeiten    zu   erfüllen:    1)   vor  dem  Anfang  des 
i  Baues  sind  die  Detailpläne  zur  Genehmigung  vorzulegen  (3);  2)  die 
f. Bahn  hat  allen  Schaden  zu  vergüten,  der  durch  den  Eisenbahnbau 
tin  öffentlichem  und  Privatvermögen  veranlasst  wird,  und  Vorkehr- 
huigen zu  treffen,   dass  Personen  und  angrenzende  Grundstücke  we- 
[  der  während  des  Baues  nooh  in  der  Folge  durch  den  Betrieb  Scha- 
nden erleiden  (4);   3)  bei  Unternehmungen,   welche  gleichzeitig  eine 
*  grosse  Arbeiterzahl  beschäftigen,   ist  für  deren  Unterbringung  und 
"Verpflegung,    sowie  auch  für  die  Behandlung  erkrankter  oder  ver- 
unglückter Arbeiter  zu  sorgen  und  sind  die  Kosten  für  ausseror- 
dentliche  polizeiliche  Aufsicht   und   ärztliche  Visitation  nach  Fest- 
setzung   der  Polizeibehörden  zu  übernehmen  (ö) ;   4)   die  Bahnver- 
,  waltung  hat  die  allgemeinen  Bauvorschriften,  sowie  alle  besonderen 
L.Vorschriften  zur  Sicherung  der  Bahn  und  des  Publicums  während 
m  Bauffihrung  und  später  zu  vollziehen  (6);    5)  den  Betrieb    der 
mahn  nach  den  Bedürfnissen  des  Verkehres  und  den  hiefür  erlas- 
senen  allgemeinen    und   besonderen  Anordnungen   einzurichten  (7) ; 
kS)  vor  der  Eröffnung  der  Fahrten  die  Genehmigung  der  obersten 
[•Staatsbehörde  hiezu  einzuholen,  der  eine  genaue  technische  Prüfung 
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der  Bahn  und  des  BetriebsmateriaLs  vorauszugehen  hat  (8);  7)  das 
Transportmaterial  und  den  Bahnkörper  fortwährend  in  ganz  ent- 
sprechendem Zustande  zu  erhalten  (9);  8)  für  den  Betriebs-  und 
Polizeidienst  nur  befähigtes  und  zuverlässiges  Personal  aufzuneh- 
men (10);  9)  mit  den  angrenzenden  Bahnen  in  Betreff  der  Fahr- 
ordnung,  des  Anschlusses,  der  wechselseitigen  Benützung  der  Bahn 
und  der  Betriebsmittel  und  überhaupt  bezüglich  der  Ordnung  der 
beiderseitigen  Verkehrsverhältnißse  Einvernehmen  zu  pflegen,  widri- 
genfalls die  Regierung  selbständige  Vorkehrungen  trifft  C11);  10)  die 
Vergütung  für  den  Personen-  und  Waarentransport  (Tarif,  Bahn- 
geld)(12),  die  Nebengebühren,  ferner  der  Fahrtenplan,  die  Fahrge- 
schwindigkeit und  jede  Aenderung  darin  unterliegen  der  Geneh- 
migung der  obersten  Staatsbehörde  und  sind  periodisch  zu  revidira 
und  öffentlich  bekannt  zu  machen  (t3);  11)  die  Benützung  der  Bahn 
von  Seiten  der  Postanstalt  bleibt  bei  allen  Fahrten  vorbehalten  ud 
muss  die  Beförderung  der  Postsendungen  und  der  sie  begleiteiden 
Postbeamten  nach  den  jedesmaligen  Bestimmungen  der  Postrer- 
waltung  erfolgen,  auch  ist  der  Bahnbetrieb  mit  den  Bedürfnissen 
des  Postverkehres  möglichst  in  Uebereinstimmung  zu  bringen  (u); 
12)  die  Errichtung  einer  Telegraphenleitung  längs  der  Bahn  auf 
dem  zu  ihr  gehörigen  Areal  oder  die  Benützung  ihrer  eigenen  Te- 
legraphen-Einrichtungen ist  unentgeltlich  zu  gestatten  (15);  13)  Tränt- 
porte  für  militärische  Zwecke  sind  nach  dem  Verlangen  der  Miliar- 
Verwaltung,  nötigenfalls  durch  ausserordentliche  Fahrten  eimn- 
richten ;  die  Uebemahme  des  Transportes  von  Truppen  oder  Militif- 
bedürfnissen  anderer  Staaten  unterliegt  der  Genehmigung  der  ein- 
heimischen Regierung  (l6);  14)  die  durch  die  Zollverhältnisse  be- 
dingten Vorschriften  sind  nach  den  besonderen  Reglements  hierüber 
genau  zu  beobachten  (17);  endlich  15)  alle  herkömmlichen  und  ge» 
setzmässigen  Staats-  und  öffentliche  Lasten  und  Steuern  zu  tragen, 
die  auf  dem  Bahneigenthum  und  Betriebe  ruhen  (18). 

(1)  A.  D.  H.  G.  B.  IL  3   art.  207  ff.     Bundesgesetz  vom  11.  Juri 

1870  (auch  in  Bayern   eingeführt  zufolge  Reichsgesetz   vom   22.  April 

1871  §.  10).   Vgl.  auch  oben  die  analogen  Einrichtungen  der  Bankanstal- 
ten §.  389  ff. 

(2)  Koch  a.  a.  O.  II.  §.  185.  Insbesondere  unterliegen  die  Eise* 
bahnen  zufolge  der  Reichaverfassung  der  Gesetzgebung  und  Beaufsichtig* 
ung  der  Reichsgewalt;  unten  §.  424. 

(3)  Insbesondere  kommen  hier  in  Betracht  die  horizontale  und  Ter» 
ticale  Projection,  die  Steigungen  und  Krümmungen,  Brücken  und  Dorcl*» 
l&sse,  Ober-  und  Unterbau,  Spur-  und  Geleisweite,  Anhaltepunkte,  Bahn- 
höfe; in  neueren  Concessionen  werden  die  Bahnen  häufig  verpflichtet,  d» 
Bahnfläche  für  2  Geleise  herzustellen,  namentlich  wo  die  spätere  Anleg- 
ung eines  solchen  den  Bahnbetrieb  beeinträchtigen  würde,   wie  bei  Tun* 
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ten  etc.  Pr aussen,  Gesetz  vom  3.  Nov.  1838  §.  4. 
s  vom  14.  Sept.  1854    §.  10.     Bayern,    Verordnung 

§.  10.    Hannover,  Verordnung  vom  29.  März  1856 

,  Concessionsdecret  für  die  Sächsisch  -Schi  eei  sehe  Bahn 
:  §.  5.  7;  für  die  Leipzig  -  Bitterfelder  Bahn  vom 
v.  Mo  hl,  Polizei  Wissenschaft  II.  p.  439.  Michel 
olz,  die  Behandlung  des  Eisen  bah  nhaues  in  Baden, 
14  p.  87. 
n,  Gesetz  vom  3.  Nov.  1838  §.  25.    Ob.  -Trib.-Erk. 

(Striethorst,  Archiv  III.  p.  300).  Oestreich, 
t.  1854  g.  10.  Bayern,  Verordnung  vom  20.  Juni 
jver,  Verordnung  vom  29.  Man  1856  §.  12.  Koch 
I.  §.  133.  Bessel-Ktthlwetter  a.  a.  0.  p.  141. 
anbabnreebt  p.  273  —  280.  Die  Haftpflicht  für  Be- 
rach  dann  ein,  wenn  kein  besonderes  Verschulden  der 
welche  hiebei  für  ihr  gesammtes  Dienstpersonal  unbe- 
at,  vorliegt,  ausgenommen  bei  eigenem  Verschulden 
er  unabwendbarem  äusserem  Zufalle, 
i,  Verordnung  vom  21.  Dec.  1846  betr.  die  beim 
:en  beschäftigten  Arbeiter.  Verordnung  vom  19.  Aug. 

Verordnung  vom  29.  März  1856  §.  11.  13.  K.  Sach- 
ionsdecret  vom  22.  Aug.  1844  §.  13.  Bayern,  Ver- 
um! 1855  §.  10.  Armenpflegegesetz  vom  29,  April  1869 

effs  der  Einfriedung  oder  Absperrung,    wo   die  Bahn 

hon  Weg,  Damm  oder  Brücke  geführt  wird,   u.  dgl. 

;  vom  14.  Sept.  1854  §.  10.    Bayern,  Verordnung 

§.    10.     Hannover,    Verordnung    vom    29.    März 

l,  Gesetz  vom  3.  Nov.  1838  g.  49.  Oestreich, 
t.  1854  g.  10.  Bayern,  Verordnung  vom  20.  Juni 
inover,  Verordnung  vom  29.  März  1856  %.  16. 
sessionsdecret  für  die  Leipzig-Bitterfelder  Bahn  vom 
13.  Mecklenburg-Schwerin,  Verordnung  vom 
dio  Friedr.- Franz -Bahn  §.  5.  7.  Vgl.  unten  snb  3. 
i  mit  den  genehmigten  Betriebsreglements  und  Ta- 
i  Transportverträge  sind  für  die  Betheiligten  unver- 
tichtspunkt  privatrechtlicher  Vereinbarung  hier  unan- 

0  ist  der  Verzicht  auf  dio  Anwendung  der  gesetzlich 
Ken,  nichtig.     Koch  a.  a.  0.  II.  p.  497. 

i,  Gesetz  vom  3.  Nov.  1838  §.  22.  Hannover, 
9.  März  1856  §.  15.  Bayern,  Verordnung  vom 
i.    Ob  streich,  Betriebsordnung  vom  16.  Nov.  1851 

i,  Gesetz  vom  8.  Nov.  1838  §.  24.  Hannover, 
i.  März  1856  g.  17.  K.  Sachsen,  angef.  Conces- 
Aug.  1844  g.  7.  Bayern,  Verordnung  vom  20.  Juni 
eich,  Betriebsordnung  vom  16.  Nov.  1851  §.  3. 

1  der  zur  Handhabung  der  Bahnpolizei  bestimmten 
ler  widerruflichen  Bestätigung  des  Staates.  Preus- 
z  vom  3.  Nov.  1838  §.  28.   Vertrag  zwischen  Preus- 
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Ben  und  Anhalt  vom  26.  April  1839  art.  4.  Hannover,  Verordnung 
vom  29.  März  1856  §.  19.  Bayern,  Verordnung  vom  20.  Juni  1855 
§.  10.  Oestro  ich,  Betriebsordnung  vom  16.  Nov.  1851  §.  3.  Auch 
bezüglich  der  höheren  EisenbahnbetHebsbeamten  kann  der  Vorbehalt  der 
Bestätigung  gemacht  werden,  welche  im  Falle  des  Missverhaltens  zurück- 
gezogen werden  kann.  Eine  Analogie  hiefür  bietet  die  Bund  es- Ge- 
werbeordnung vom  21.  Juni  1369  §.  53.  Michel  a.  a.  0.  §.9.  Die  An- 
stellung von  Ausländern  im  Bahndionst  ist  an  sich  freigestellt;  dieselben 
sind  hinsichtlich  ihrer  Dienstpflichten  den  inländischen  Gesetzen  unter- 
worfen. Concessionsurkunde  der  Pr.-Oestr.  Staatseisenbahngesellschaft  vom 

I.  Jan.  1855.  Michel  a.  a.  0.  p.  43.  Besondere  Vorschriften  bestehen 
hinsichtlich  der  Qualifikation  der  Locomotivführer  und  Maschinisten,  die 
nur  auf  Grund  spezieller  practischer  Ausbildung  und  vorschriftamässiger 
Prüfung    angestellt    worden     dürfen.       Oestreich,    Verordnung   vom 

II.  Febr.  1854,  7.  Mai  1855  und  15.  Sept.  1858.  Besondere  Berücksicht- 
igung der  gedienten  Militärpersonen  bei  der  Anstellung  im  niederen  exe- 
cutiven  Dienste.  Oestreich,  Verordnung  vom  19.  Dec.  1853.  Pr  aus- 
sen, Staatsminist.  -Beschluss  vohi  19.  Nov.  1851  und  Bekanntmachung 
des  Kriegsministeriums  vom  14.  Jan.  1852.  Bessel-Kühlwetter  a.a.O. 
IL  p.  64.  Den  verschiedenen  Gassen  des  Betriebspersonals  müssen  Dienitr 
instruetionen  ertheilt  werden,  welche  die  ihnen  obliegenden  Pflichten  nad 
die  zur  Erhaltung  der  Ordnung,  Sicherheit  und  Regelmässigkeit  des  Be- 
triebs geeigneten  Weisungen  genau  und  umständlich  bezeichnen.  Oest- 
reich, Betriebsordnung  vom  16.  Nov.  1851  §.  3.  14.  62.  Mich«! 
a.  a.  0.  §.  10.  Ueber  Uniformirung  der  Bahnbeamten  vgl.  Oestre  ch, 
Verordnung  vom  3.  April  1857.  Preussen,  Erlass  vom  30.  Nov.  1853. 
Michel  a.  a.  0.  §.  12.     Bessel-Kühlwetter  a.  a.  0.  IL  §.  93. 

(n)  Insbesondere  müssen  auch  die  für  den  Anschluas  anderer  Bah- 
nen (Fortsetzungsbahnen)  oder  das  Kreuzen  etc.  not h wendigen  baulichen 
Einrichtungen  auf  deren  Kosten  nach  Anordnung  der  Staatsbehörde  zu- 
gelassen oder  beschafft  werden.  Preussen,  Gesetz  vom  3.  Nov.  1&8 
§.  45.  Oestreich,  Gesetz  vom  14.  Sept.  1854  §.  10.  Bajern,  Ver- 
ordnung vom  20.  Juni  1855  §.  10.  Mecklenburg,  Verordnung  vo» 
24.  Oct.  1864  §.11.  K.  Sachsen,  Concessionsdecret  für  die  Sächsisefc- 
Schlesische  Bahn  vom  22.  Aug.  1844  g.  7.  14;  für  die  Leipzig- Bittar- 
felder Bahn  vom  27.  Jan.  1857  §.  6.  18.     S.  auch  unten  §.  424. 

('*)  Oestreich,  Gesetz  vom  14.  Sept.  1854  §.10.  Bayern,  Ver- 
ordnung vom  20.  Juni  1855  §.  10;  nach  dem  Gesetze  vom  23.  Mai  1846 
sollen  die  Tarife  für  Personen ,  Waaren  und  jeden  anderen  Transport  m 
ihren  Maximalbeträgen  von  Budgetperiode  zu  Budgetperiode  unter  Zu- 
stimmung des  Landtags  festgesetzt  werden.  Eingehende  zum  Theil  ab* 
weichende  Bestimmungen  enthält  das  Preuss.  Gesetz  vom  3.  Nov.  IMG 
§.  29—35;  doch  hat  auch  hier  in  fast  allen  Statuten  die  Regierung  sA 
das  Recht  der  Tarifgenehmigung  vorbehalten.  Bessel- Kühl  wettet 
a.  a.  O.  II.  §.  138.  Mecklenburg,  Verordnung  vom  24.  Oct.  1864 
§.6.  Preuss.« Säch 8.  Vertrag  betr.  die  Leipzig-Bitterfelder  Bahn 
1856  art.  6.  7.  Reichsverfassung  von  1871  art.  45 ;  hienach  ist  i 
sondere  auf  möglichste  Gleichmässigkeit  und  Herabsetzung  der 
hinzuwirken  (§.  424).  Bei  den  Staatsbahnen  soll  nach  den  allgemein 
Grundsätzen  (vgl.  oben  §.  409.  413)  der  Ertrag  des  Bahngeldes  dieK 
der  Unterhaltung  und  Verwaltung  nicht  übersteigen.  Bei  der  Eestae 
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des  Tarifs  auf  den  Actienbahnen  wird  auf  die  Rentabilität  der  Bahn,  auf 
die  Tarife  der  Nachbarbahnen  und  4dle  einschlagenden  Verhältnisse  an- 
gemessene Bücksicht  genommen;  es  bleibt  der  Regierung  vorbehalten, 
wenn  der  reine  Ertrag  15%  des  Einlagecapitals  übersteigt,  auf  eine  bil- 
lige Herabsetzung  der  Transportpreise  hinzuwirken.  Oestreich,  Gesetz 
vom  14.  Sept.  1854  §.  10;  in  mehreren  Concessionsurkunden  sind  jedoch 
der  Regierung  noch  weitergehende  Befugnisse  eingeräumt.  Nach  dem 
Preuss.  Gesetze  vom  3.  Nov.  1838  §.  40  soll  nach  vollendeter  Amor- 
tisation der  Ertrag  der  Unternehmung  die  Kosten  der  Unterhaltung  und 
Verwaltung  'nicht  übersteigen;  aufgehoben  durch  Gesetz  vom  21.  Mai 
1859.  Auch  wo  in  den  Gesetzen  oder  Statuten  das  Recht  der  Genehmig- 
ung insbesondere  Erniedrigung  des  Tarifs  der  Regierung  nicht  ausdrück- 
lich vorbehalten  ist,  folgt  es  doch  aus  der  Natur  der  Sache  von  selbst 
und  es  kann  das  Moment  eines  wohlerworbenen  Rechtes  auch  hier  nicht 
entgegengehalten  werden,  um  die  Erträgnisse  einer  Bahn  für  die  Gesell- 
schaftamitglieder  auf  einer  gewissen  Höhe  zu  erhalten.  A.  M.  Koch 
a.  a.  0.  n.  p.  498,  Was  vom  Betrieb  überhaupt  (Anm.  7),  gilt  insbe- 
sondere auch  vom  Tarif;  es  sind  also  Tarifbestimmungen,  welche  dem 
Gesetze  zuwider  laufen  oder  welche  die  öffentliche  Genehmigung  nicht  er- 
halten haben,  und  die  auf  Grund  derselben  abgeschlossenen  Verträge  un- 
verbindlich. Verschiedene  Arten  der  Tarife:  Maximal-,  Normal-,  Parti- 
cular-,  Abonnements-,  Differentialtarife.  Vgl.  über  Tarif wesen  Seh  äff  le, 
System  §.  268.  Scholtz,  Die  Preuss.  Eisenbahnen  in  Rücksicht  auf 
das  Tarifwesen.  Ratibor  1869.  Per  rot,  Die  Reform  des  Eisenbahnwe- 
sens im  Sinne  des  Penny-Portos  Bremen  1869  und  im  deutschen  Handels- 
blatt von  1871  Nr.  22. 

(13)  Bayern,  Verordnung  vom  20.  Juni  1855  §.  10.  Oestreich, 
Betriebsordnung  vom  16.  Nov.  1851  §.  4—6.  66.  Hannover,  Verord- 
nung vom  29.  März  1856  §.  21.  Preuss. -Sachs.  Vertrag  betr.  die 
Leipzig-Bitterfelder  Bahn  vom  12.  Dec.  1856  art.  6.  K.  Sachsen,  Con- 
cessionsdecret  für  die  Sächsisch  -  Schlesische  Bahn  vom  22.  Aug.  1844 
§.  10;  für  die  Leipzig-Bitterfelder  Bahn  vom  27.  Jan.  1857  §.9.  Meck- 
lenburg, Verordnung  betr.  die  Friedr.-Franz-Bahn  vom  24.  Oct.  1864  §.9. 

(14)  Reichsgesetz  betr.  das  Postwesen  vom  28.  Oct.  1871  §.  4. 
Preussen,  Gesetz  vom  8.  Nov.  1838  §.  36.  37.  Reglement  vom  1.  Jan. 
1868  über  die  Verhältnisse  der  Post  zu  den  Staatseisenbahnen.  Hanno- 
ver, Verordnung  vom  29.  März  1856  §.  22.  Oestreich,  Gesetz  vom 
14.  Sept.  1854  g.  10.  Betriebsordnung  vom  16.  Nov.  1851  9-  68.  69. 
Bayern,  Verordnung  vom  20.  Juni  1855  §.  10.  Bessol-Kühlwet- 
ter  a.  a.  0.  II.  p.  141  —  187.  Michel  a.  a.  0.  §.  15.  Für  den  Scha- 
den, der  einer  Gesellschaft  durch  Anordnungen  der  Regierung  aus  die- 
sem Grunde  entsteht,  kann  sie  keine  Vergütung  beanspruchen.  Preuss. 
Ob.-Trib.  Erk.  vom  7.  Sept.  1855.  Die  entgegengesetzte  Ansicht  (Bes- 
sel-Kühlwetter  a.  a.  0.  II.  §.  129.  Beschorner  a.  a.  0.  p.  294) 
beruht  auf  der  unrichtigen  Anwendung  des  Begriffs  eines  wohlerworbe- 
nen Rechtes,  als  welches  eine  bestimmte  in  einem  gewissen  Zeitpunkt 
geltende  Einrichtung  des  Betriebes  offenbar  nicht  gelten  kann.  S.  auch 
Koch  a.  a.  0.  IL  p.  495. 

(lb)  Hannover,  Verordnung  vom  29.  März  1856  §.  24.  Oest- 
reich, Gesetz  vom  14.  Sept.  1854  §.  10.  Bayern,  Verordnung  vom 
HO.  Juni  1855  §.  10.  Besohluss  des  Bundesrates  des  Nordd.  Bundes  vom 
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21.  Dec.  1868.  J.  Lndewig,  Die  Telegrapaie  iu 
rechtlicher  Beziehung  Leipz.  1872  p.  54  ff.  Zur  An 
phenlinie  für  fremde  Regierungen  igt  die  Genehmig 
ung  erforderlich. 

(IB)  Oestreich,     Betriebsordnung  vom  16.  1 
Gesetz  vom  14.  Sept.  1854  §.  10.    Bayern,  Yeroi 

1855  §.  10.  Hannover,  Verordnung  vom  29.  Mar; 
lenburg,  Verordnung  vom  24.  Oct.  1864  §.  10. 
1871  art.  47.    Koch  a.  a.  0.  IL  p.  500.     Die  ein 
chen  die  Bahnen  iu  solchen  Leistungen  verpflichtet  < 

derselben    wird    von   der  Staatsgewalt   lediglich   im 

bestimmt;  die  Vergütung  dafür  ist  entweder  besonderer  Vereinbarung  I 
vorbehalten  oder  es  ist  in  den  Reglements  eine  Ermässigung  der  gewöhn-  I 
liehen  Tarifsätze  für  den  Militärtransport  festgesetzt.  Michel  s 

(")  Vereinszollgesetz  vom  1.  Juli  1869  §.  59-73.  Baj 
ordnang  vom  20.  Juni  1855  §■  10.  Koch  a.  a.  0.  IL  p.  501 
a.  a.  0.  g.  50-57. 

(1S)  Preussen,  Gesetz  vom  3.  Nov.  1838  g.  88.  39. 
ver,  Verordnung  vom  29.  März  1856  §.  26.  Preusa.-Silct 
vom  12.  Dec.  1856  betr.  die  Leipzig-Bitterfelder  Bahn  art.  17 
sen,  Concessionsdecret  für  die  Sachs.-Schlesische  Bahn  vom  22 
§.  17.  Bayern,  Verordnung  vom  20.  Juni  1855.  Die  den  i 
auferlegten  Steuern  sind  theils  besondere  Abgaben  vom  Rein 
Unternehmung  (Preussen,  Gesetz  vom  30.  Mal  1853,  21 
und  16.  März  1867.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl. 
und  g.  528  p.  633),  theils  die  ordentlichen  Grund-  und  Gawc 
Oestreich,  Grundstenergesetz  vom  24.  Mai  1869  g.  2.  Bayei 
steuergesetz  vom  15.  Ang.  1828  art.  36.  Gewerbesteuergesetz 

1856  und  Ge  wer  beste  uertarif  sab  C.  Pözl,  Bayr.  Ver  waltun  gsri 
§.  197.  Michel  a.  a.  0.  §.  13.  Vgl.  oben  §.  199  Anm.  2. 
den  Co mnuinal steuern  sind  die  Eisenbahnen  in  der  Regel  ni 
Vgl.  oben  §.  116  Anm.  10.  Prensson,  Städteordnung  vt 
1853  §.  4.  Bayern,  Gemein degesetz  vom  29.  April  1869  i 
Wttrtemberg,  Gesetz  vom  18.  Juni  1849  art.  9.  Illing, 
IL  p.  151.  Koch  a.  a.  0.  I.  p.  163.  —  Debor  Zoll  erleichtern 
senbahnen  hinsichtlich  ihrer  Bau-  und  Betriebsbedürfnisse  vg 
a.  a.  0.  g.  6. 


Die  ertheilteConcession  CTliacht(')  1)  mit  Ablauf  des  Z 
für  welchen  sie  ertbeilt  wurde  (');  2)  bei  Nichteinhs 
Terminos,  welcher  für  die  Vollendung  der  Bahn  oder 
Bahnstrecken,  sowie  für  die  Eröffnung  des  Betriebes  ii 
ceBsionsurlnxnde  ausdrücklich  vorgeschrieben  wurde,  und 
erfüllong  anderweitiger  in  der  Concesaion  festgesetzter  B« 
wenn  nicht  ans  besonderen  rfleksiehtswürdigen  Gründen 
von  der  Regierung  erlangt  wird  (3),  Im  Falle  wiederholte 
folgung  der  Anordnungen  der  vorgesetzten  Behörden  (*) 
Zuwiderhandeina  gegen  wesentliche  Bestimmungen  der  C< 
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Urkunde  oder  Eisenhahnbetriebsordnung  kann  auch  die  öffentliche 
Sequestration  der  concessionirten  Eisenbahn  auf  Gefahr  und  Kosten 
des  Unternehmers  erfolgen  (6).  Ueber  die  aus  der  Concessionsverleih- 
nng  und  den  allgemeinen  oder  besonderen  gesetzlichen  Vorschriften 
und  Verordnungen  hervorgehenden  Rechte  und  Verpflichtungen  der 
Concessionirten ,  insbesondere  die  Befugniss  zum  Bau  und  Betriebe 
der  Bahn,  Aber  den  Umfang  und  die  Erlöschung  der  Concession,  über 
die  Einrichtung  des  Betriebes  etc.,  entscheiden  lediglich  die  Verwalt- 
ungsbehörden, soweit  nicht  Privatrechte  Dritter  berührt  werden  (*). 
Die  geeammte  Eisenbahnverwaltung  unterliegt,  neben  der  allgemeinen 
Aufsicht  durch  die  Polizeibehörden,  einer  besonderen  der  obersten 
Staatsbehörde  zustehenden  Staatsaufsicht ,  welche  durch  selbst&ndigö 
Organe  (Inspection,  Commissariat)  gefibt  wird  und  die  Wahrung  der 
Hechte  des  Staates  und  der  Interessen  des  Publicums,  sowie  die 
Interessen  der  Eisenbahnunternehmungen  selbst  als  gemeinnütziger 
Unternehmungen  zum  Gegenstände  hat,  zu  welchem  Zwecke  auch 
die  Einsicht  in  die  ökonomischen  und  Betriebsangelegenheiten  der 
Bahnen  gestattet  werden  muss(7). 

0)  Koch  a.  a.  0.  I.  p.  158  Anm.  2.  Michel  a.  a.  0.  g.  23. 
Die  Concession  verleiht  zwar  kein  Privilegium,  da  kein  Sonderrecht  darin 
Hegt,  aber  ein  wohlerworbenes  Recht,  das,  wenn  auch  kein  Privatrecht, 
doch  nicht  eigenmächtig  entzogen  werden  darf;  dadurch  ist  jedoch  das 
allgemeine  Recht  des  Staates  nicht  aufgehoben,  auf  dem  Wege  der  Gesetz-  » 3; 

gebung  das  System  der  Privatbahnen  überhaupt  aufzuheben  oder  einzelne 
Privatbahnen  an  sich  zu  ziehen ;  in  beiden  Fällen  aber  nur  aus  genügen- 
den Gründen  öffentlicher  Notwendigkeit  und  unter  gerechter  Entschädig- 
ung der  Betheiligten. 

(2)  Oestreich,  Gesetz  vom  14.  Sept.  1854  §.11.  Bayern,  Ver- 
ordnung vom  20.  Juni  1855  §.12.  Es  kann  auch  das  Recht  der  Einlösung 
der  Concession  noch  vor  Ablauf  der  Conoessionsperiode  vorbehalten  werden. 
Michel  a.  a.  0.  p.  84.    Vgl.  noch  oben  §.  420. 

(3)  Oestreich,  Gesetz  vom  14.  Sept.  1854  §.  11.  Bayern, 
Verordnung  vom  20.  Juni  1855  §.  12.  Hannover,  Verordnung  vom 
29.  März  1856  §.  88.  E.  Sachs.  Concessionsdecret  für  die  Leipzig- 
Bitterfelder  Bahn  vom  27.  Januar  1857  %.  8.  Preussen,  Gesetz  vom 
3.  Not.  1838  g.  47.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht.  3.  Aufl.  II. 
§.  470.  fin. 

(4)  Die  Befugniss  zum  Erlass  solcher  Anordnungen  im  Interesse  des 
Verkehres  ist  im  Zweifel  nicht  nach  dem  Wortlaut  der  Concessionsurkunde, 
sondern  nach  der  Natur  der  Sache  in  allseitiger  Würdigung  aller  Um- 
stände nach  den  realen  Anforderungen  des  Verkehrs  zu  bestimmen;  sie 
kann  daher  nicht  der  gerichtlichen  Entscheidung  unterliegen.  Preussen, 
Gesetz  vom  3.  Nov.  1838  §.  49.  Damit  stimmt  auch  Koch  a.  a.  0. 
IL  p.  503  über  ein,  der  jedoch  daneben  die  unrichtige  Ansicht  festhält, 
dass  die  Concession  als  ezceptionelles  Recht  aufzufassen  und  daher  stricte 
zu  iaterpretiren  sei.  —  Im  Falle  der  Ver  Wirkung  der  Concession  verbleibt 
zwar  der  Bahn  das  Eigenthum  an  Grundstücken,  Gebäuden  etc.  (vorbe- 
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haltlich  gesetzmäßiger  Enteignung) ;  die  Regierung  kann  jedoch  die  Oon- 
cession  zu  dem  fraglichen  Eisenbahnbau  einem  anderen  Unternehmer  er- j 
theilen  oder  denselben  auf  Staatsrechnung  ausführen.     Oestreich,  Ge- 
setz vom  14.  Sept.  1854   §.  11. 

(5)  0  est  reich,  Gesetz  vom  14.  Sept.  1854  §.  12.  Bayern, 
Verordnung  vom  20.  Juni  1855  §.  13.  Hannover,  Verordnung  vom 
29.  März  1856  §.  82.  Preussen,  Gesetz  vom  8.  Nov.  1838  f.  47. 
(öffentliche  Versteigerung  auf  Rechnung  des  Unternehmers). 

(6)  Oestreich,  Gesetz  vom  14.  Sept.  1854  §.  13.  Bayern, 
Verordnung  vom  20.  Juni  1855  §.  14.  Hannover,  Verordnung  von 
29.  März  1856  §.  32.   S.  auch  Anm.  4. 

O  Statuten  der  Sächs.-Schlesischen  Eisenbahngesellschaft  von  1844. 
§.43.  Oestreich,  Betriebsordnung  vom  16.  Nov.  1851  §.  73  ft 
Bayern,  Verordnung  vom  20.  Juni  1855  §.  11,  Hannover,  Ver- 
ordnung vom  29.  März  1856  §.  85.  Preussen,  Gesetz  vom  3.  Nov. 
1838  §.  46.  Regulativ  vom  24.  Nov.  1848.  v.  Rönne,  Preuss.  Staate- 
recht 8. Aufl.  IL  §.471.  Bessel-Kühlwetter  a.a.O.  II.  §.  85—66. 
146—152.  Koch  a.  a.  0.  IL  p.  498.  v.  Stubenrauch  a.  a.  0.  L 
§.  235.  Die  Eisenbahncommissäre  haben  auch  die  Befugniss  zun 
Erlass  und  zur  Vollstreckung  von  Strafbefehlcn  gegen  die  Eisenbahnge- 
sellschaften. Preussen,  Rescript  vom  8.  Oct.  1853.  Von  den  Eiaen- 
bahncommi8Sären  ressortiren  die  finanziellen  und  alle  Betriebeangelegen- 
heiten der  Eisenbahnen,  die  Fürsorge  für  die  Aufrechterhaltung  and  Be- 
folgung der  Gesellschafts-Statuten  und  der  den  Gesellschaften  auferlegte! 
Bedingungen,  die  Ueberwachung  der  Ausführung  der  vorgeschrieben« 
Bahnpolizeireglements  und  der  mit  der  Handhabung  der  letzteren  beauf- 
tragten Bahnbeamten,  insbesondere  auch  die  polizeiliche  Prüfung  nnd  Be- 
aufsichtigung der  Locomotiven.  Diese  Aufsicht  wurde  durch  das  Bundes- 
gesetz vom  11.  Juni  1870  betr.  die  Commanditgesellschaften  auf  Actien 
und  die  Actiengesellschaften  nicht  aufgehoben;  vgl.  §.  3.  dieses  G< 
A.  M.  zum  Theil  v.  Rönne  a.  a.  0.  §.  471. 


§•    424. 

Im  Gebiete  des  deutschen  Reiches  unterliegt  das  Eisenbahn- 
wesen der  Gesetzgebung  und  Beaufsichtigung  der  Reichsgewalt  (*)l 
Im  Interesse  einer  einheitlichen  und  den  allseitigen  Verkehrsbedürf- 
nissen  entsprechenden  Einrichtung  desselben  sind  überdies  folgend* 
verfassungsmässige  Bestimmungen  getroffen:  1)  Eisenbahnen,  dieser 
Verteidigung  Deutschlands  und  im  Interesse  des  gemeinsamen  Ter* 
kehres  f&r  nothwendig  erachtet  werden,  können  kraft  eines  Reicht- 
gesetzes  auch  gegen  den  Widerspruch  der  Bundesglieder,  deren  Gebiet  sie 
durchschneiden,  unbeschadet  der  Landeshoheitsrechte,  für  Rechnung 
des  Reiches  angelegt  oder  an  Privatunternehmer  conoessionirt  nnd  mit 
demExpropriationsrechte  ausgestattet  werden.  2)  DieBundeeregierungen 
sind  verpflichtet;  die  deutschen  Eisenbahnen  im  Interesse  des  allgemei- 
nen Verkehres  wie  ein  einheitliches  Netz  zu  verwalten  und  zu  diesem 
Behufe  auch  die  neu  herzustellenden  Bahnen  nach  einheitlichen  Nor* 
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men  anlegen  und  ausrüsten  zu  lassen.  3)  Es  sollen  übereinstimmende 
.Betriebseinrichtungen  getroffen,  insbesondere  gleiche  Bahnpolizeiregle- 
ments eingeführt  werden;  das  Reich  hat  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die 
Bahnen  jederzeit  in  einem  die  nöthige  Sicherheit  gewährenden  bau- 
lichen Zustande  erhalten  und  mit  dem  durch  das  YerkehrsbedÜrfniss 
erheischten  Betriebsmaterial  ausgerüstet  werden.  4)  Die  Bahnvcr- 
waltungen  sind  verpflichtet,  die  für  den  durchgehenden  Verkehr  und 
nur  Herstellung  in  einander  greifender  Fahrpläne  nothigen  Personen- 
züge mit  entsprechender  Fahrgeschwindigkeit,  desgleichen  die  zur 
Bewältigung  des  Güterverkehrs  nothigen  Güterzüge  einzuführen, 
auch  direete  Expeditionen  im  Personen-  und  Güterverkehr,  unter 
Gestattnng  des  Ueberganges  der  Transportmittel  von  einer  Bahn  auf 
die  andere,  gegen  die  übliche  Vergütung  einzurichten.  5)  Dem  Reiche 
sieht  die  Gontrole  über  das  Tarifwesen  zu;  es  soll  die  möglichste 
Gleichmäßigkeit  und  Herabsetzung  der  Tarife  erzielt  werden,  insbe- 
sondere bei  grösseren  Entfernungen  für  den  Transport  von  Kohlen, 
Cooks,  Holz,  Erzen,  Steinen,  Salz,  Roheisen,  Düngungsmitteln  etc. 
(thunfichst  der  Einpfennigtarif) ;  ferner  bei  eintretenden  Nothständen 
für  den  Transport  dar  wichtigsten  Lebensmittel  (Getreide,  Mehl, 
Hülsenfrüchte,  Kartoffeln).  6)  Den  Anforderungen  der  Reichsbehör- 
den in  Betreff  der  Benützung  der  Eisenbahnen  zujn  Zweck  der  Ver- 
teidigung Deutschlands  haben  sämmtliche  Bahnverwaltungen  unwei- 
gerlich Folge  zu  leisten;  insbesondere  ist  das  Kriegsmaterial  zu 
gleichen  ermäßigten  Sätzen  zu  befördern.  (2) 

(1)  Reichsverfassung  von  1871  art.  4.  Ein  Reichsgesetz  über  das 
Eisenbahnwesen  zum  Zwecke  der  Einführung  gleichmäßiger  Grundsätze 
über  die  Ooncessionirung,  den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen,  inson- 
derheit auch  behufs  der  Verwirklichung  der  in  den  art,  41  —  47  der 
Reichsverfassung  enthaltenen  Bestimmungen,  sowie  der  Herstellung  ge- 
eigneter Orgrtne  zur  Ausübung  der  dem  Reiche  in  Bezug  auf  die  Eisen- 
bahnen zustehenden  Befugnisse,  (s.  den  hierauf  zielenden  Beschluss  des 
Seichstages  vom  21.  April  1870)  ist  zur  Zeit  noch  nicht  erlassen.  Da- 
gegen wurden  in  Ausübung  jener  Befugnisse  das  Bahnpolizeireglement  vom 
3.  Juni  1870  nebst  Nachtrag  vom  29.  Dec.  1871  und  das  Betriebsregle- 
ment vom  10.  Juni  1870  zur  allgemeinen  und  ausschliesslichen  Befolgung 
Bekannt  gemacht.  Auch  wurde  von  dem  bleibendem  Ausschuss  des 
deutsehen  Handelstages  im  Jahre  1870  eine  Petition  auf  Errichtung  einer 
Reichs- Eisenbahn-Centralbehörde  an  den  Reichstag  gerichtet.  S.  Deutsches 
Handelsblatt  vom  25.  Mai  1871  und  die  Denkschrift  des  deutschen  Han- 
delstages betr.  das  Eisenbahnwesen  ibid.  vom  8.  Juni  1871. 

(2)  Reichsverfassung  von  1871  art.  41 — 47. 

2.    Eisenbahnverbinde. 
§.    425. 
Das  Bedfirfniss  einer  möglichst  einheitlichen  und  gleichförmigen 
Verwaltung  der  Eisenbahnen  wird  von  Seiten  der  Eisenbahnverwal- 
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tungcn  selbst  durch  freie  Verbindungen  zu  gemeinschaftlicher  Regelung 
und  Handhabung  des  Bahnverkehres  befriedigte1).  Diese Eisenbahn- 
verbände,  welche  sich  in  einen  allgemeinen  (2)  und  in  eine  Anzahl 
besonderer  Verbände  (3)  unterscheiden,  haben  zum  Zweck,  durch  ge- 
meinsame Berathungen  und  einmüthiges  Handeln  das  eigene  Interesse 
und  das  des  Publicums  zu  fördern,  insbesondere  einen  directen  Ver- 
kehr hinsichtlich  der  Personen-,  Gepäck-,  Equipagen-,  Vieh-  und  Güter- 
beförderung auf  den  unter  der  Leitung  verschiedener  Verwaltungen 
stehenden  Bahnen  unter  Zulassung  gegenseitiger  Wagenbenutznng 
und  Verwendung  der  Eisenbahnbeamten  einzurichten  und  zu  unter* 
halten  (4).  Der  jeder  deutschen,  d.  h.  in  Deutschland  ihr  Domkü 
habenden,  resp.  dem  betreffenden  Verbandsbezirk  angehörenden  Eisen?» 
bahnverwaltung  freistehende  Eintritt  erfolgt  lediglich  durch  Anmeld- 
ung bei  der  geschäftsführenden  Directum,  womit  die  Unterwerfung 
unter  die  von  sämmtlichen  Verwaltungen  bisher  angenommenen  und 
zu  dem  Ende  ihr  mitzuteilenden  Beschlüsse  nothwendig  verbunden 
ist(6).  Die  Besorgung  der  laufenden  Gesohäfte  liegt  einer  auf  2  resp. 
3  Jahre  in  der  Generalversammlung  gewählten  geschäftsf fi  hrewien 
Direction  ob ;  die  Kosten  für  die  Angelegenheiten  des  Vereins  werde* 
durch  Beiträge  der  Mitglieder  bestritten  (6).  Die  Beschlüsse  werden  in 
den  regelmässig  jährlich  einmal  stattfindenden  oder  auch  in  auaeeror» . 
dentlichen  Generalversammlungen  gefosst,  in  denen  jede  Verwaltung  als 
Mitglied  stimmberechtigt  istC7).  Zur  Abfassung  eines  verbindlichen  Ver- 
einsbeschlusses ist,  abgesehen  von  Wahlen  und  der  Bestimmung  der 
Zeit  und  des  Orts  der  Generalversammlungen,  Einstimmigkeit  der  ver- 
bundenen Verwaltungen  erforderlich.  Beschlüsse  der  Majorität  werde* 
für  die  der  Minderheit  angehörenden  Verwaltungen  nur  durch  deren  ans* 
drückliche  Annahme  bindend  (8).  Von  den  getroffenen  Vereins!»- 
Schlüssen  ist  keine  Verwaltung  einseitig  abzugehen  berechtigt,  viel- 
mehr sind  etwaige  Abänderungsanträge  vor  die  Generalversammlung 
zu  bringen  (9).  Ueber.  die  Ausführung  derselben  wachen  die  Verein»- 
Verwaltungen  gegenseitig;  sie  werden  zu  dem  Ende  in  Rayons  ein- 
geteilt und  für  jeden  Rayon  alljährlich  eine  Verwaltung  altemirend 
von  der  Direction  mit  der  Controle  beauftragt  (l0).  Der  Austritt  wm 
dem  Verein  steht  jeder  Verwaltung  jederzeit  frei,  jedoch  nur  an  den 
im  Statut  bestimmten  halb-,  viertel-  oder  jährigen  Terminen  unter 
Einhaltung  ömonatlicher  Kündigungsfrist  (u). 

(l)  Koch,  Eisenbahnen  IL  §.  2.  126—181.  Michel,  a.  a-  0. 
§.22.  Gold schmidt,  Zeitschr.  für  Handelsr.  Bd.  9.  p.  569  ff.  I* 
diese  Vereine  einen  administrativen  Character  haben,  so  lassen  sich  auf  9> 
die  privatrechtlichen  Kategorien  von  Verträgen  (Gesellschaft,  Mandat)  nicht 
anwenden.  Ihre  rechtliche  Natur  ist  vielmehr  die  des  Vereins  mit  de« 
Zweck  der  gemeinschaftlichen  Beförderung  des  allgemeinen  Verkehres  und 
mit  der  Eigentümlichkeit ,    dass  er  ans  lauter  juristischen  Personen  be-  ^ 
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steht,  deren  Gesammtbeschlüsse,  wenn  öffentlich  genehmigt  oder  zugelassen, 
fllr  das  Publicum  Gültigkeit  haben.  Vgl.  das  Bundes-Betriebs-Reglement 
vom  10.  Mai  1870  Einleitung.  A.  M.  Koch,  Eisenbahnen  II.  §.  131, 
welcher  meint,  dass  die  einen  bestimmten  Transport  im  directen  Verkehr 
ausführenden  Vereinsbahnen  als  Gesellschaften  zu  einzelnen  Handelsge- 
schäften für  gemeinschaftliche  Rechnung  anzusehen  sind  und  diese  Gesell- 
schaften für  jeden  einzelnen  Fall  durch  die  Vereinsbestimmung  vorbereitet 
wUrden,  eventuell  sich  für  die  Annahme  wechselseitigen  Mandats  entschei- 
den. Allein  die  Geschäftsführung  für  gemeinschaftliche  Rechnung  findet 
nicht  nothwendig  statt  und  die  solidarische  Haftung  sämmtlicher  an  einem 
Transport  betheiligten  Bahnverwaltungen  ist  durch  die  Betriebsreglements 
ausdrücklich  ausgeschlossen. 

C2)  Der  allgemeine  Verein  der  Eisenbahn  Verwaltungen  wurde  zunächst 
gegründet  1847  in  Cöln  durch  das  Zusammentreten  von  16  Verwaltungen 
preuss.  Eisenbahnen,  denen  später  auch  die  übrigen  Verwaltungen  der 
Staats-  und  Privatbahnen  beitraten;  seine  Verfassung  beruht  auf  den 
Statuten  vom  21.  Juni  1856  (Koch  a.  a.  0.  II.  a.  §.  2.  IL  b.  p.  327). 
Die  von  ihm  ausgegangenen  Reglements  sind  jetzt  durch  das  Bundes- 
reglement von  1870  ersetzt. 

(3)  Dieselben  bezwecken  eine  Vereinigung  im  Betrieb  auf  längere 
Ksenbahnstrecken  innerhalb  engerer  Verkehrsbezirke.  Es  gehören  hiezu 
namentlich:  1)  Der  norddeutsche  Eisenbahn- Verein  von  1848;  2)  der 
mitteldeut.  E.  V.  von  1852;  3)  der  Rheinisch-Thüring.  von  1858;  4)  der 
Ostfriesisch-Thtiring.  von  1856;  5)  der  Ostfriesisch-Rheinische  von  1856; 
6)  der  Westdeutsche  von  1857.  Siehe  die  Betriebsreglements  derselben, 
sowie  anderer  deutscher  Bahnen  bei  Koch  a.  a.  0.  IL  a.  §.  2.  Die  Sta- 
tuten des  Rheinisch-Thüring.  E.V.  vom  I.Mai  1858,  womit  die  der  übri- 
gen deutschen  Eisenbahn-Verbände  im  Wesentlichen  fibereinstimmen,  bei 
Koch  Eisenbahnen  ü.  b.  p.  327. 

(4)  Statuten  des  A.D.E.V.  von  1856  §.  1 ;  des  Rhein.-Thür.  E.  V. 
von  1858  §.  2.  Diese  engeren  Verbände  haben  gemeinschaftliche  Beamte, 
gemeinschaftliche  Wagen  etc.  und  besondere  Verbandszüge,  für  welche  be- 
sondere Fahrbillets  ausgegeben  und  Frachtbriefe  angenommen  werden. 
Bh.-Th.  E.  V.  von  1858  §.  6—9. 

(6)  Statuten  des  A.  D.  E.  V.  von  1856    §.  2.  13. 

(*)  Statuten  desA.  D.  E.V.  von  1856  §.8.  12;  des  Rhein.-Thür. 
E.  V.  von  1858  §.  3 — 5.  Die  gemeinschaftlichen  Kosten  des  von  letzte- 
rem eingerichteten  Verbandsverkehres  werden  unter  den  daran  Theil  neh- 
menden Verwaltungen  nach  Verhältniss  der  Einnahme  aas  dem  Verbands- 
verkehr vertheilt. 

CO  Statuten  des  A.  D.  E.  V.  von  1856  §.  4—8.  12;  des  Rhein.- 
Thür.  E.V.  von  1858  §.  10 — 14.  Das  Stimmrecht  bestimmt  sich  beim 
ersteren  nach  Verhältniss  der  Bahnlängen,  beim  letzteren  nach  Viril- 
stimmen. 

(*)  Statuten  des  A.  D.  E.  V.  von  1858  §.  11;  des  Rhein.-Thür. 
E.V.  von  1858  §.15.  Gegenstände,  über  welche  keine  Einstimmigkeit  zu 
erzielen  ist,  sollen  zu  dem  Ende  in  der  nächsten  Versammlung  wieder 
torgebracht  werden,  sofern  nicht  sofortige  Ausführung  ausdrücklich  be- 
dangen ist. 

(9)  Statuten  des  Rhein.-Thür.  E.  V.  von  1858  §.  17.     Dasselbe 
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muss  geschehen,  wenn  die  Ausführung  der  gültig  gefassten  Beschlüsse 
yon  einzelnen  Verwaltungen  ohne  zureichenden  Grund  unterlassen  wird. 
Statuten  de?  A.  D.  E.  V.  von  1856  §.  11.  Nach  den  Statuten  des 
Rhein.-Thür.  E.  V.  von  1858  §.  18  können  jedoch  Verbandsxöge 
innerhalb  3  monatlicher  Frist  einseitig  gekündigt  werden. 

0°)  Statuten  des  A.  D.  E.  V.  von  1856  §.  11. 

(")  Statuten  des  A.D.  E.  V.  von  1856  §.11.;  des  Rhein.-Thür. 
E.  V.  von  1858  §.  19. 

§.    426. 

Das  Verhältniss  der  einzelnen  Bahnverwaltungen  untereinander 
hinsichtlich  des  directen  Güterverkehres  ist  in  der  Hauptsache  f<4- 
gendermassen    geregelt   worden  (*).    Die  Umladung  der  Güter  beim 
Uebergange  von  einer  Bahn  auf  die  andere  soll  möglichst  vermieden 
werden,  zu  welchem  Zwecke  die  Verwaltungen  sich  gegenseitig  den 
Uebergang  ihrer  Wagen  auf  die  Bahnen  anderer  Verwaltungen  gestatten, 
soweit  der  eigene  Dienst  es  gestattet  (2).    Wenn  eine  der  Verwaltun- 
gen wegen  Nichtbefolgung  der  Zoll-  und  Steuervorschriften  bei  einer 
Sendung  in  Anspruch  genommen  wird,  so  hält  sich  dieselbe  zunächst 
an  die  Verwaltung,  bei  welcher  das  Versehen  vorgekommen  ist,  und  . 
diese  regressirt  sich  an  den  Absender  (3).  Der  alle  Bahnen  umfassende 
Tarif  soll  zunächst  nur  den  Frachtsatz  für  die  Normalclasse  enthal- 
ten und  rücksichtlich  der  Ausnahmen  auf  die  speciellen  Tarife  der 
einzelnen  Bahnen  und  engeren  Verbände  verweisen.    Für  sperrige  und 
voluminöse  Güter,  welche  einen  zu  ihrem  Gewicht  in  keinem  Verhall» 
niss  stehenden  grossen  Raum  einnehmen,  kann  ein  Frachtaufschlag 
bis  zu  100%  des  Normalfrachtsatzes  stattfinden ,    der  im  Tarif  aus* 
gedrückt  sein  muss.    Der  Normalsatz  soll  y2  Sgr.  pro  Zollctnr.  und 
Meile  nicht  übersteigen.    Alle  Tarif  bestimmungen  und  Abänderungen 
derselben,  sowie  Ausnahmen  von  dem  Frachtsatze  müssen  den  übri-  ■ 
gen  Verwaltungen  mitgetheilt  werden  (4).    Die  verschiedenen  Verwal- : 
tungen  setzen  sich  über  ihren  Antheil    an  der  Fracht  durch  Kadi* . 
nähme  resp.  Zahlung  auf  der  Uebergangsstation  in  der  Welse  ausein- 
ander, dass  die  vorhergehende  Verwaltung  sich  bloss  mit  den  unmittelbar 
auf  sie   folgenden   berechnet  (6).    Hinsichtlich   der  Haftpflicht  sind , 
folgende  Grundsätze  vereinbart:  1)  Entschädigungsregulirungen  asC1 
Grund  der  reglementarischen  Bestimmungen,  welche  von  der  Verwal- 
tung der  Bestimmungs-  resp.  der  Aufgabestation  im  Wege  der  Guts 
vorgenommen  werden,  werden  von  allen  betheiligten  Verwaltungen 
anerkannt;  höhere  Ansprüche  sind  auf  den  Recursweg  zu  verweisen, 
sofern  nicht  durch  übereinstimmenden  Beschluss  sämmtlicher  bethei» 
ligter  Verwaltungen  ein  gültiges  Zugeständniss  bewilligt  wird.    2)  Fir 
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gehenden  Gutem  haften,  wenn  nicht  ermittelt  wird, 

ig  die  Ursache  des  Schadens  zur  Last  fällt,  sämmt- 

ung  des  Schadens  Torhergehende  Verwaltungen  pro 

»cht;  hat  jedoch  auf  einer  Uebergangestation  eine 

e  stattgefunden,  so  geht  die  Verantwortlichkeit  auf 

Verwaltung  über,  sobald  diese  das  Gut  ohne  Vorbehalt 

wegen  entdeckter  Mängel  angenommen  hat.  3)  Entschädigungsansprüche 

wegen  verzögerter  Beförderung  haben  allein  diejenigen  Verwaltungen 

ertreten,  welche  an  der  Verzögerung  schuld  sind.    4)  Differenzen 

shen  den  verschiedenen  Verwaltungen  hinsichtlich  der  Beitraga- 

lt  zu  einer  Entschädigung    sollen   schiedsrichterlich   entschieden 

len(6).  Zweifel  über  die  Auslegungen  dieses  Vertrages  sollen  von 

General- Versammlung  entschieden  werden  (7). 

(')  Uebereinkommen  vom  21.  Jnli  1856.     (Koch,  Eisenb.  II. 

822.) 

(*)  Uebereinkommen  von  1856  §.2.  Die  Einigung  Aber  die  nSho- 
fedingungen  des  Ueberganges  bleibt  den  benachbarten  Verwaltungen 
assen.  Vgl.  das  Regulativ  betr.  den  Debergang,  die  gegenseitige  Be- 
ing  und  die  Behandlung  der  Bahnen  im  Bereiche  der  Bahnen  des  Rh  ein.  - 
r.,  Os  t  f  rieu.-T  httr.  u.  Ost  fr  ies.-R  hei  n.Eiaenb.- Verbandes  vom  6. 
1856.  Dasselbe  bestimmt  im  Wesentlichen  Folgendes:  1)  Jede  Ver- 
mg,  für  deren  Bahn  ein  fremder  Wagen  zur  Benutzung  kommt,  hat 
'  dem  Wagen- Eigeuthllmer  eine  Vergütung  zu  entrichten ,  nämlich 
ne  Wagenmiethe  (Achsmiethe)  für  die  innerhalb  der  gestatteten  Zeit- 
■jt  erfolgte  Benutzung  und  b)  eine  Strafmiethe  (Conveutionalstrafe)  für 
Iber  diese  Zeitgrenze  hinaus  geschehene  Benutzung.     Die  Strafe  wird 

berechnet,  wenn  die  Verspätung  durch  nicht  vorherzusehende  und 
wendende  Umstände  veranlasst  wird.  2)  Jede  Verwaltung  ist  verpflichtet 
emde  Wagen  auf  der  letzten  Bestimmungsstation  rasch  zu  entladen 
wenn  thuulich  mit  Rückladung  zu  versehen ,  sonst  aber  leer  zurUck- 
iden;  b)  dieselben  mit  8choming  zu  behandeln,  ihnen  dieselbe  Auf- 
samkeit  zu  widmen,  wie  den  eigenen  Wagen,  und  sie  ebenso  voll- 
lig  wieder  abzuliefern,  wie  sie  solche  empfangen  hat.  3)  Im  Fall  der 
lBdigung  fremder  Wagen  während  ihres  Gebrauches  sollen  geringfügige 
•raturen  (bis  zu  !/3  Thlr.)  immer  von  derjenigen  Bahn,  auf  welcher 
eseh&iligung  stattfand,  bestritten  werden,  von  der  Tragung  höherer  Re- 
ftrkosten  soll  der  Beweis  befreien,  daas  ihr  bei  der  stattgehabten 
lBdigung  kein  Verschulden  zur  Last  fällt.  Streitigkeiten  Über  Trag- 
der  Reparaturkosten  werden  von  dem  Verbände,  eventuell  von  einem 
dsgericht  entschieden. 

(3)  Uebereinkommen  von  1856     %.  5. 

(*)  Uebereinkommen  von  1856    §.  6. 

(")  uebereinkommen  vou  1856  g.  8.  9.  Die  Provision  für 
nahmen  ist  zu  Gunsten  der  Verwaltung  der  Aufnahmestation  in  der 
äieaer  bestimmten  HBhe  zu  erheben,  die  Provision  fUr  baare  Ausla- 
ut Gunsten  derjenigen  Verwaltung,  welche  die  Auslagen  gemacht  bat. 

(8)  Uebereinkommen  von  1856  §.10.12.  Wenn  eine  Verwaltung 
29* 
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yon  der  Bestimmung  des  Reglements  abweicht,    so  hat   sie  die   Folgen 
allein  zu  tragen. 

(7)  Uebereinkommen  von  1856  §.  13. 

3.    Der  Eisenbahnbetrieb. 

§.  427. 

Die  Grundsätze  des  Eisenbahnbetriebes  betreffen  1)  die  Sicher- 
heit des  Verkehres ;  2)  die  ordnungsmäßige  Beförderung  der  Perso- 
nen und  Waaren;  3)  die  Haftpflicht  der  Eisenbahnverwaltungen  für 
etwaigen,  dabei  eintretenden  Schaden.  I.  Das  Interesse  des  Ver- 
kehres verlangt,  dass  der  Bahnbetrieb  stets  in  solcher  Weise  erfolgt, 
dass  die  möglichste  Sicherheit  der  Personen  und  Waaren  gegen  Ge- 
fahren und  Beschädigungen  erzielt  wird,  ohne  doch  den  wesentlichen 
Bedürfnissen  des  Publicums  nach  Regelmassigkeit,  Pünktlichkeit 
und  Schnelligkeit  unnöthigen  Abbruch  zu  thun.  Die  hieraus  fliessen» 
den  Regeln  des  Bahnbetriebs  sind  für  alle  Bahnen  in  besonderen 
Reglements  zur  genauen  Nachachtung  vorgeschriebene1)-  Sie  betreffen 
1)  den  Zustand,  die  Unterhaltung  und  Bewachung  der  Bahn  und  der 
Bahngebäude  (2);  2)  die  Einrichtung  und  den  Zustand  der  Betriebt» 
mittel,  insbesondere  der  Locomoti ven (3) ;  3)  die  Einrichtungen  und 
Massregeln  bei  Handhabung  des  Betriebes  (4) ;  4)  die  Befähigung  und 
zweckgemässe  Dienstführung  des  Betriebspersonals  (insbesondere  der 
Locomotivführer,  Heizer,  Bremser,  Weichensteller,  Zugführer)  (5). 

(!)  An  die  Stelle  der  früheren  Reglements  in  den  einzelnen  Bundes- 
staaten ist  nunmehr  das  Bundes-Bahnpolizeireglement  vom  3.  Juni  1870 
nebst  Nachtrag  vom  29.  Dec.  1871  getreten. 

(2)  Bund  es- Bahnpolizeireglement  vom  3.  Juni  1870  §.  1  —  6.' 
Oestreich,  Betriebsordnung  vom  16.  Nov.  1851  §.  3.  41.  42.  — -j 
Oeffentliche  Fuhrwerke  dürfen  durch  die  Bahnbehörden  nicht  von  Bah*-- 
höfen  ausgeschlossen  oder  von  ihnen  ein  Stättegeld  erhoben  werden;  « 
es  wird  vielmehr  die  Zahl  der  auf  den  Bahnhöfen  aufzustellenden  Fuhr*  [ 
werke  nach  dem  Bedürfniss  des  Publicums  von  der  Polizeibehörde  be-  ' 
stimmt.  Preussen,  Re Script  vom  17.  August  1847.  Oestreich,  - 
Min.-Erlass  vom  16.  Oct.  1855.     Michel   a.  a.  0.    §.  32. 

(3)  Bundes-Bahnpolizeireglement  vom  3.  Juni  1870  §.  7 — 18. 
Oestreich,  Betriebsordnung  vom  16.  Nov.  1851     §.  21.  22. 

(4)  Bundes-Bahnpolizeireglement  vom  3.  Juni   1870     §.  19—50; 
über  die  Fahrgeschwindigkeit  insbesondere  vgl.  ibid.  §.25.     Oestreich,  ' 
Betriebsordnung  vom  16.  Nov.  1851  §.  25—40.     43—54. 

(B)  Vgl.  oben  §.  422.    Anm.  10. 

§.    428. 

II.    Die  Benützung  der  öffentlichen  Eisenbahnen  steht  unter 
Einhaltung  der  vorschriftsmassigen  Bedingungen  und  gegen  En  triebt- 
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ergötnng  Jedem  frei  and  dürfen  die  Bahn- 
od  Jemandem  diese  Benützung  eigenmächtig 
i  an  ungesetzliche  Bedingungen  knüpfen  (')■ 
i  in  dieser  Beziehung  als  Öffentliche  Anatal- 
welche  dem  Privatwillen  eine  freie  Dia- 
kann. Die  Normen  über  die  Benützung 
ransportzweoken  sind  daher  ,  nicht  privat- 
ntlicher  Natur  und  der  Grund  ihrer  Ter- 
in  ihrer  vertragsm&ssigen  Aufstellung  für 
lern  in  ihrem  administrativen,  in  den  Be- 
gtenRechtscharacter;  sie  müssen  daher  auch 
Natur  und  den  besonderen  Zwecken  des 
eleitet  werden  (2).  Ihre  Festsetzung  und 
er  staatlichen  Genehmigung  (3),  und  es  soll 
lüglichste  Gleichmäßigkeit  der  Betriebabe- 
den  (*).  Dieselben  sind  nothwendig  verachie- 
um  die  Beförderung  von  Personen  (b),  Iteiae- 
ihrzeugen  (*),  lebenden  Thierenf^)  und  Gtt- 


art.  422.  Dies  bezieht  sich  jedoch  nur  anf  die 
.ugwu.».^.  »u»  vu„uu..jh  bekannt  gemachten  Fahrten;  Extrafabrten 
7..  B.  werden  nnr  nach  dem  Ermessen  der  Verwaltung  gewahrt.  Bun- 
des-Betriebsreglement  vom  10.  Juni  1870  A.  §.  7.  —  Vgl.  im  Allge- 
meinen W.  Koch  a.  a.  0.  II.  Abth.  1859.  Das  deutsche  Eisenbahn- 
transportrecht Erl.  1866  (Goldschuiidt'a  Zeitschr.  f.  Handel  recht  Bd. 
8  u.  10).  Beschorner  a.  a.  0.  §.118—130.  Bessel-Kühlwetter 
a.  a.  0.  IL  p.  207  ff.  E.  Hillig,  Das  Frachtgeschäft  der  Eisenbahnen 
Leipzig  1864.  A.  Monsching,  der  Frachtverkehr  der  Eisenbahnen 
Hann.  1864.  A.  D.  H.  G.  B.  art.  422—431.  An  die  Stelle  der  frühe- 
ren Betriebsregie menta  (Vereine-Reglement  vom  1.  Dec.  und  21.  Juli  1856, 
^Aann  1.  Harz  1862  Über  den  Güterverkehr;  vom  27.  Juli  1857  nnd  9. 
rAng.  1864  aber  die  Personen-,  Gepäck-  und  Viehbeforderung.  Koch 
■  ».  a.  0.  U.  p.  322 ;  e.  ferner  über  die  Betriebsreglements  der  einzelnen 
Eisenbahnverbände ,  sowie  die  von  den  einzelnen  Regierungen  erlassenen 
Reglements  ibid.  p.  15  ff.)  ist  nun  das  Bundes-Betriebsreglement  vom  10. 
Juni  1870  nebst  Nachtrag  vom  22.  Dec.  1871  getreten.  8.  dessen  Er- 
läuterung von  Th.  Levin  in  Koller'e  Archiv  Bd.  4.  p.  778  ff. 

(2)  Die  Beortheilnng  nnd  Entscheidung  einzelner  Transport-  nnd 
Entschädig  an  gsstreitigkeiten  ist  daher  richtiger  eine  Verwaltungssache, 
da  Bio  nicht  auf  der  Anwendung  civilrechtlicher  Regeln,  sondern  dienst- 
licher Betriebsnormen  beruht  und  durchaus  administrative,  zum  Theil 
auch  specielle  Fachkenntnisse  voraussetzt.  Beschorner  a.a.O.  p.  271. 
Die  Betriebsreglements  dürfen  daher  nicht  als  Ausflnss  des  Privatwillens  der 
Contrahenten  angesehen  werden  (Koch  a.a.O.  II.  p.  125.  142.  Michel 
a.  a.  0.  §.  58),  vielmehr  sind  die  Rechtsverhältnisse  des  Eisenbahntrans- 
ports Öffentlicher  (administrativer)  Natur,  und  die  geltenden  Vorschriften 
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darüber  durch  sich  selbst  bindend,  unabhängig  von  der  ausdrückliche* 
oder  stillschweigenden  Zustimmung  der  Betheiligten. 

(*)  Spezialbestimmungen  einzelner  Eisenbahnverwaltungen  oder  Eisen- 
bahn verbände  haben  neben  dem  von  der  Bnndesgewalt  erlassenen  Reglement 
nur  Geltung,  wenn  sie  in  die  bezüglichen  Tarife  aufgenommen  sind  und 
mit  den  Festsetzungen  jenes  Reglements  nicht  in  Widerspruch  stehen,  die- 
selben vielmehr  nur  ergänzen  oder  wenn  sie  dem  Publikum  günstigere 
Bedingungen  gewähren.  Bund  es- Betriebsreglement  vom  10.  Juni  1870 
Einleitung. 

(4)  Reichsverfassung  von  1871  art.  43.  45. 

(6)  B  u  n  d  e  s  -  Betriebsreglement  vom  10.  Juni  1870  A.  §.  7—23, 
Michel  a.  a. 0.  §.  59 — 61. 

(6)  Bundes-Betriebsreglement  vom  10.  Juni  1870  A.  §.  4—33. 
Michel  a.  a.  0.  §.  71.  72. 

C7)  Bundes-Betriebsreglement  vom  10.  Juni  1870  A.  §.34.  Zur 
Beförderung  jeder  Leiche  muss  die  erforderliche  polizeiliche  Genehmigung 
nachgewiesen  werden. 

(8)  Bundes-Betriebsreglement  vom    10.  Juni  1870  A.  8.  85— 89. 

(9)  Bundes-  Betriebsreglement  vom  10.  Juni  1870  A.  %.  40—45, 
Lebende  Thiere  werden  nur  auf  bestimmten  Stationen  zur  Beförderuag 
angenommen;  eine  Verpflichtung  zur  Beförderung  wilder  Thiere  findet 
nicht  statt  und  ist  für  lebende  Thiere,  ausgenommen  kleines  Vieh,  die 
Verwaltung  Begleitung  zu  fordern  berechtigt.  Besondere  Bestimmung« 
gelten  für  Hunde  und  Pferde. 

(t0)  Bundes-Betriebsreglement  vom  10.  Juni  1870  B.  §.  1—25. 
Michel  a.  a.  0.  §.  62  ff.  Die  Bestimmungen  betreffen  hauptsächlich: 
1)  die  noth wendige  Beschaffenheit  (Verpackung)  der  Güter;  2)  die  vos 
der  Beförderung  ausgeschlossenen  oder  nur  bedingungsweise  zugelassenes 
Güter;  8)  die  Declarirung  der  Sendung  durch  den  Frachtbrief;  4)  die 
Beobachtung  der  Zoll-  und  Steuervorschriften;  5)  die  Berechnung  und 
Zahlung  der  Frachtgelder,  Nachnahme  und  Provision;  6)  die  Annahme 
und  Ablieferung  der  Güter;  7)  die  Lieferungszeit,  wobei  zwischen  ge- 
wöhnlicher und  Eilfracht  unterschieden  wird;  8)  die  Avisirung  und  Ab- 
lieferung der  Güter  (Lagergeld  und  Conventionalstrafe).  Die  Eisenbahn« 
übernehmen  Güter  zur  Beförderung  von  und  nach  allen  für  den  Güter- 
verkehr eingerichteten  Stationen,  ohne  dass  es  behufs  des  Uebergange* 
von  einer  Bahn  auf  die  andere  einer  Vermittlungsadresse  bedarf;  sie  sind 
jedoch  nicht  verpflichtet,  Güter  zum  Transport  eher  anzunehmen,  als  bis 
die  Beförderung  geschehen  kann.  B.  B.  R.  vom  10.  Juni  1870  B.  §.  1. 
10.     A.  D.  H.  G.  B.  art.  422. 

§.  429. 

III.  Die  Bahnverwaltungen  haben  für  körperliche  Beschädigung 
oder  Todtang  von  Beisenden,  welche  weder  durch  eigene  Schuld  der 
Verletzten  noch  durch  unabwendbaren  Zufall  herbeigeführt  wurde, 
den  entstandenen  Schaden  zu  ersetzen  und  können  sich  von  dieser 
Verpflichtung  weder  durch  Reglements  noch  durch  besondere  Ver- 
tragsbestimmungen befreien  f1).  Ebenso  sind  sie  ersatzpflichtig  fnr 
allen  Schaden,  welcher  bei  der  Beförderung  von  Gütern  durch  Yer- 
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hädignng  oder  Verspätung  entsteht,  mit  Aus- 
adens, welcher  durch  die  natürliche  Beschaffen- 
kage,  Schwinden,  Bruch),  besonders  hinsichtlich 
jckung  oder  Begleitung,  oder  durch  einen  un- 
Zufall (vis  major)  herbeigeführt  wird.  Die 
Eisenbahntransports  ist  als  ein  solcher  vom 
ldcr  Zufall  nicht  zu  betrachten ;  daher  erstreckt 
sbesondere  auch  auf  die  Beschädigung  durch 
i8  entstandenes  Feuer,  wobei  jedoch  der  Fall 
selbstverständlich  ausgenommen  ist  (2).  Im 
die  Ersatzpflicht  folgende  Grundsätze :  1)  die 
ier  Annahme  der  Güter  und  endigt  mit  dem 
in  Empfang  genommen  sein  moss;  bei  Gütern, 
)der  an  einen  sonstigen  Ort  (Lagerhäuser,  Pack- 
an)  gebracht  werden  müssen,  bis  zur  Abliefer- 
en Spediteur  (3) ;  2)  als  abhanden  gekommen 
4  Wochen  nach  Ablauf  der  Lieferungszeit 
stände,  die  der  Versender  selbst  verladen  und 
abzuladen  hat,  wird  nur  beim  Nachweis  he~ 
s  der  Bahn  Eisatz  geleistet  (4) ;  8)  Gewichts- 
vergütet, a)  wenn  sie  durch  natürlichen  Ab- 
3  Verpackung  entstehen,  b)  wenn  das  Manco 
um  nicht  übersteigt  (b);  4)  für  Leckage  und 
rkeiten,  Einrosten  von  Metallwaaren ,  Beschä- 
icher  "Waaren  etc.  wird  nur  bei  besonderem  Ver- 
tet(6);  5)  die  Entschädigung  geht  nur  auf  den 
er  Marktwerte ,  nie  auf  den  entgangenen  Ge- 
*  in  Folge  des  Verlustes  etwa  ersparten  Zölle, 
;  der  Werth  eines  Centners  wird  nie  hoher  als 
lmen,  falls  nicht  durch  besondere  Werthdecla- 
nnter  Berechnung  eines  Fraohtzusehlages  ein 

.. vorgesehen  wird  (0}   6)   besondere  Grundsätze 

gelten  ausserdem  in  Ansehung  des  Reisegepäckes  und  der  zur  Be- 
förderung übernommenen  Fahrzeuge  und  lebenden  Thiere  (g). 

)  Bundesgesetz  von  7.  Juni  1871  betr.  die  Verbindlichkeit  zum 
isersatz  für  die  bei  dem  Betriebe    von   Eisenbahnen  etc.  herbeige- 

TSdtungen  und  Körperverletzungen  (erläutert  von  W.  Endemann 
1871)  §.1.  4;-über  die  Höhe  des  Ersatzes  ibid.  §.3.  Oestreich, 
vom  5.  Mar/.  1869  betr.  die  Haftung  der  Eisenbahnunternehmangen 

durch  Ereignungen  auf  Bisenbahnen  herbeigeführten  körperlichen 
ungen  oder  Tödtungen  von  Menschen.  (Goldscbmidt's  Zeitschr, 
udelsr.  Bd.  13.  1869  p.  538).  Das  Verschulden  der  Unternehm- 
er ihrer  Leute  soll  Bteti  vermuthet  werden  und  wird  die  Unter- 
ig  von   der  nach    §.  1325  —  1327   des  B.  G.  B.  zu  vertretenden 
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Ersatzleistung  nur  durch  den  Beweis  befreit,  dass  das  Ereignis«  durch 
unabwendbaren  Zufall  (vis  major)  oder  durch  eine  unabwendbare  Hand- 
lung einer  dritten  Person  oder  durch  Verschulden  des  Beschädigten  ver- 
ursacht wurde ;  ibid.  §.1.  2.  Eine  von  der  Unternehmung  im  vornhinein 
angekündigte  oder  mit  ihr  vereinbarte  Ablehnung  oder  Einschränkung 
dieser  Ersatzpflicht  ist  ohne  rechtliche  Wirkung.  —  Beschorner,  Haft- 
pflicht der  Eisenbahnverwaltungen  beim  Personentransport.  Civ.-Arch. 
Bd.  41.  p.  393. 

(a)  H.  G.  B.   art.   895.     Preussen,    Gesetz    vom    3. Nov.   1838 
§.25.  Hannover,  Verordnung  vom  29.  März  1856  §.  30.     Mecklen- 
burg,   Verordnung   vom    24.  Oct.   1864    betr.    die  Priedr. -Franz-Bahn, 
§.  5.     Bundes-Betriebsreglement  vom  10.  Juni  1870  B.  §.  17—19.22. 
Diese  Ersatzpflicht  kann  nicht  durch  Verträge   im  Voraus  ausgeschlossen 
oder  beschränkt  werden.     Preussen,  Gesetz  vom 8. Mai  1869.     Haftbar 
sind,  unbeschadet  des  zustehenden  Rückgriffes,   nicht  sämmtliche   an   der 
Fracht  eines  Gutes  betheiligte  Eisenbahnen,    sondern  nur    die  erste  und 
diejenige  Bahn,  welche  das  Gut  mit  dem  Frachtbrief  zuletzt  übernommen 
hat,  woferne  nicht  einer  in  Mitte  liegenden  Bahn  nachgewiesen  wird,  dass 
der  Schaden,  dessen  Ersatz  gefordert  wird,  auf  ihrer  Bahn  sich  ereignet 
hat.     Uebrigens  haftet  jede  Bahn  unbedingt  für  ihre  Leute  und  für  andere 
Personen,  deren  sie  sich  bei  Ausführung    eines    von    ihr   übernommenen 
Transportes    bedient.     S.  auch    H.  G.  B.    art.   400.  429.     0  est  reich, 
Betriebsordnung  vom  16.  Nov.  1851    §.  19.    Miehel  a.a.O.  §•  74—79. 
Beschorner   a.  a.  0.    p.  273—280.     Bessel-Kühlwetter  a.  a.  0. 
IL  p.  128.  207  ff.     Koch   a.  a.  0.  IL  8.  133.     Goldschmidt,    über-; 
vertragsmässige   Beschränkung  der    Ersatzpflicht    der  Eisenbahnverwalt- 
ungen,  Giv.-Arch.  Bd. 41.  p.  406  ff.     Bosshirt,  über  die  Schadensersatz- 
pflicht der  Eisenbahn  Verwaltungen,  Civ.-Arch.  Bd.  44.  p.  297  ff.     Simon, 
Haftungspflicht  der  Eisenbahnen    oder    das  Recht    in  Bezug  auf  Unfälle 
und  Unregelmässigkeiten  beim  Eisenbahnbetrieb  in  England.     Deutsch  von 
v.  Weber    1868.     Ueber  vis   major    insbesondere  8.  Koch,    Frachtge- 
schäft p.  22  ff.     Hillig  a.  a.  0.    p.  32.     Mensching  a.  a.  0.    p.  46. 
Goldschmidt's   Zeitschr.    für  Handelr.,  Bd.  3.  p. 60—118.  331-385. 
Vis  major  ist  jedes  durch  menschliche   oder  Naturgewalt    herbeigeführte 
Ereigniss,  dessen  nachtheilige  Folgen  durch  menschliche  Kraft  und  Ein- 
sicht nicht  abgewendet  werden  konnten;    die  Beurtheilung    hängt  daher 
im  einzelnen  Fall  von  den  Umständen  und  von  dem  dienstlichen  Verhalten 
des  Frachtführers    und  seiner  Leute  ab;    casus  fortuitus  dagegen  bedeu- 
tet jede   ausserhalb    menschlicher    Berechnung    eingetretene    Thatsache. 
Hauptfälle  der  vis  major  sind  Schiffbruch;  Blitz,  Ueberschwemmung,  Erd- 
beben, Bergsturz,  grosser  Schneefall,  Feuer,  Raub  und  Plünderung  durch 
Räuberbanden  und  feindliche  Heere;  Diebstahl,  Einbruch  und  Brandstif- 
tung als  solche,  ohne  Anwendung  unwiderstehlicher  Gewalt,  z.  B.  Über- 
wältigung der  Wache,    sind   keine  vis  major.     A.  M.  Koch,    Prachtge- 
schäft p.  32.    Der  Beweis  der  Haftbefreiungsgründe  liegt  stets  den  Eisen- 
bahnen ob,    bis  zu  dessen  Erbringen   das  Gegentheil   angenommen  wird« 
Werden  also  z.  B.  Güter  durch  einen  Bahnhofebrand   zerstört,   so  moss 
die  Bahnverwaltung  den  Beweis  liefern,  dass  der  Brand  durch  vis  major 
entstanden  sei.     Koch  a.  a.  0.  p.  37.     Die  Ersatzpflicht  ist   nicht  bloss 
bei  den  gewöhnlichen  Personen-  und  Güterzügen  begründet,   sondern   bei 
jeder  Benützung  der  Schienen  auch  zum  inneren  Dienst  z.  B.  zum  Wasser- 
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einnehmen  etc.    Bessel-Kühlwetter  a.  a.  0.  IL  p.  131.    Preussen, 
Obertrib.  Erk.  vom  24.  April  1854. 

(3)  Bunde s -Betriebsreglement  vom  10.  Juni  1870.  §.  19.  20. 
H.  6.  B.  art.  430.  Bei  Gütern,  für  welche  als  Ort  der  Ablieferung  ein 
nicht  an  der  Eisenbahn  liegender  Ort  bezeichnet  ist,  besteht  die  Haft- 
pflicht der  Eisenbahn  nur  für  den  Transport  auf  der  Bahn  und  treten  für 
die  Weiterbeförderung  nur  die  Verpflichtungen  des  Spediteurs  ein,  aus- 
genommen dieselbe  findet  auf  von  der  Bahn  eingerichteten  Rollfuhren  statt. 

(4)  Bundes-Betriebsreglement  vom  10.  Juni  1870    §.  19.  22. 

(*)  Bundes-Betriebsreglement  vom  10.  Juni  1870  §.  22.  (l°/0  bei 
trocknen,  2%  bei  nassen  und  gewissen  anderen  speciell  namhaft  ge- 
machten Gegenständen.)*  Eine  solche  Befreiung  von  der  Haftpflicht  tritt 
nicht  ein,  wenn  und  soweit  nachgewiesen  wird,  dass  der  Verlust  nach 
den  Umständen  des  Falles  nicht  in  Folge  der  natürlichen  Beschaffenheit 
des  Gutes  entstanden  ist  oder  dass  der  angenommene  Procentsatz  dieser 
Beschaffenheit  oder  den  sonstigen  Umständen  des  Falles  nicht  entspricht. 

(6)  Bundes-Betriebsreglement  vom  10.  Juni  1870     §.  22. 

O  Bundes-Betriebsreglement  vom  10.  Juni  1870  §.  23.  H.  G. 
B.  art.  427,  Auch  im  letzteren  Falle  wird  jedoch  nur  der  wirkliche 
Schadensbetrag  innerhalb  der  Grenze  des  declarirten  Betrages  vergütet. 
Bessel-Kühlwetter  a.  a.  0.  II.  p.  129.  Preus*.  Obertrib.  Erk.  vom 
24.  April  1854.  Im  Falle  verspäteter  Lieferung  beträgt  der  regelmässige 
Ersatz,  vorbehaltlich  höherer  ausdrücklich  geschehener  Declaration  die 
halbe  oder  ganze  Fracht,  je  nachdem  die  Yersäumniss  24  Stunden  oder 
mehr  beträgt.  —  Ueber  Versicherungsverträge  der  Eisenbahnen  mit  Asse- 
curanzanstalten  bezüglich  ihrer  eigonen  und  der  zum  Transport  über- 
nommenen Güter  vgl.  Beschorner  a.  a.  0.  p.  281.  S.  z.  B.  den  Ver- 
trag der  Altona-Eieler  Etsenbahngesellsohaft  mit  der  See-,  Fluss-  und 
Landtransport- Versicherungsgesellschaft  Agrippina  in  Cöln  vom  26.  Oct. 
1853.    ibid. 

(8)  Bundes-Betriebsreglement  vom  10.  Juni  1870  A.  §.  29—31. 
38.  39.  44.  45. 


4.    Die  Bahnpolizei. 

§.    430. 

Zum  Schutze  der  Bahnen  und  des  Bahnverkehres  gegen  Stör- 
ungen und  Beschädigungen  müssen  alle  Handlungen  verboten,  ver- 
hütet und  unterdrückt  werden,  welche  mit  der  Ordnung  und  Sicher- 
heit des  Betriebes  unverträglich  sind(1).  Diese  Handlungen  können 
theils  die  Natur  gewöhnlicher  Verbrechen  und  Vergehen  annehmen 
und  unterliegen  sodann  der  allgemeinen  strafrechtlichen  Verfolgung; 
theils  haben  sie  einen  polizeilichen  Character  und  sind  insoweit  in 
den  Bahnpolizeireglements  besonders  aufgeführt.  Zu  jenen  gehört 
jede  vorsätzliche  oder  fahrlässige  Beschädigung  oder  Zerstörung  an 
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Eisenbahnanlagen,  Betriebs-  und  Transportmitteln  und  sonstigem 
Zubehör,  sei  es  dass  dadurch  Gefahr  und  Nachtheil  für  den  Betrieb 
oder  für  Personen  beabsichtigt  und  bewirkt  wurde  oder  nicht  (*) ;  zu  den 
letzteren  gehören  1)  alle  Handlungen,  die  einer  ausdrücklichen  Wei- 
sung der  Bahnbeamten  zuwider  laufen  (3);  2)  auch  ohne  solche 
Weisung  alle  Handlungen,  welche  zur  Sicherheit  und  Ordnung  des 
Betriebes  in  entfernterer  Beziehung  stehen  (4).  Die  Strafen  für  solche 
Uebertretungen  bestehen,  soferne  nicht  nach  den  allgemeinen  straf- 
gesetzlichen Bestimmungen  eine  härtere  Strafe  verwirkt  ist,  theilß 
in  Geld-  oder  yerhältnissmässiger  Gefängnissstrafe,  theils  im  Verlust 
des  Fahrgeldes,  vorbehaltlich  der  Haftverbindlichkeit  für  etwa  be- 
gangene Beschädigung  (6).  Die  Handhabung  der  Bahnpolizei  steht 
den  hiefür  bestellten  Bahnbeamten  zu,  insbesondere  den  verschiede- 
nen Classen  des  oberen  Betriebspersonals,  den  Bahnmeistern,  Bahn- 
wärtern, Weichenstellern,  Zugführern,  Portiers  (6).  Sie  müssen  ge- 
wisse zur  Ausübung  ihres  Berufes  nothwendige  Eigenschaften  besitien 
und  erhalten  besondere  Instructionen  für  ihre  Obliegenheiten  C7);  ihre 
Amtswirksamkeit  erstreckt  sich  auf  die  ganze  Bahn  und  deren  Anlagen 
und  ausserhalb  derselben  noch  soweit,  als  es  zur  Handhabung  der  , 
Bahnpolizei  erforderlich  ist  (8).  Das  übrige  Polizeipersonal  des  Staates 
und  der  Gemeinden  ist  zu  ihrer  Unterstützung  hiebei  verpflichtet^ 

0)  Bundes-Strafgesetzbuch  von  1870  §.  90.  305.  315.  316. 
Bahnpolizeireglement  vom  3.  Juni  1870  and  Nachtrag  vom  29.  Dec.  1871. 
Oestreich,  Strafgesetzbuch  von  18521.  §.  85—89.11.  §.  318.  319.  836. 
431—438.  Betriebsordnung  vom  16.  Nov.  1851  §.94—97.  Aeltere  Bestimm- 
ungen: Prenss  en,  Reglements  vom  27.  Juli  1850  u.  1.  Juli  1868.  Bayern, 
Vorschriften  über  den  Schutz  der  Eisenbahnen  und  des  Eisenbahnbetriebe 
vom  5.  Aug.  1844  und  26.  Febr.  1845;  neuerdings  vom  8.  M&rz  1863 
und  1.  Jan.  1872.  Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art.  88.  K.  Sach- 
sen, Gesetz  vom  13.  Aug.  1855  betr.  die  Beschädigung  der  Eisenbahnen 
und  Telegraphen.  Verordnung  vom  18.  Aug.  1856.  Hannover,  Gesets 
vom  8.  Aug.  1846  betr.  die  Bestrafung  der  Verbrechen  gegen  die  Sicher- 
heit des  Eisenbahnbetriebs.  Wtirtemberg,  Gesetz  vom  2.  Oct.  1849 
betr.  die  gerichtliche  Bestrafung  derer,  welche  den  Transport  auf  Eisen- 
bahnen gefährden.  Baden,  Polizeistrafgesetzbuch  von  1863  §.  157  und 
158.  Sachsen-Weimar,  Gesetz  vom  17.  Nov.  1846  über  die  Be- 
strafung der  Beschädigung  von  Eisenbahnen.  Mecklenburg-Schwe- 
rin, Verordnung  vom  31.Dec.1845  und  28.  Sept.  1846.  Beschorner, 
a.  a.  O.  §.91—113.  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  8.  Aufl.  §.  199. 
Schneidert  Krit.  Jahrb.  1847  Heft  I.  p.  17  ff. 

(2)  Strafgesetzbuch  von  1870  §.90.305.  315.316  und  Einffchrungs- 
gesetz  hiezu  vom  31.  Mai  1870  §.4.  Die  Strafe  wird  insbesondere  darnach 
abgestuft:  1)  ob  die  Beschädigung  zum  Vortheil  des  Feindes  gereicht; 
2)  ob  schwere  Körperverletzung  oder  der  Tod  eines  MenBchen  dadurch 
verursacht  wurde;  3)  ob  die  Handlung  während  des  Krieges  auf  dem 
Kriegsschauplatze  oder  in  einem  Theile  des  Bundesgebietes  verübt  wurde» 
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in  welchem  der  Kriegszustand  erklart  ist.  —  Ueber  Belohnungen  für 
Entdeckung  gemeingefährlicher  Störungen  des  Eisenbahn-  und  Telegraphen- 
betriebs s.  die  K.  Sachs.  Bekanntm.  vom  6. Nov.  1852.  Beschorner 
a.  a.  0.     §.  113. 

(3)  Bundes -Bahnpolizeireglement     vom   3.  Juni  1870   §.  51.  64. 
Oestro  ich,  Betriebsordnung  vom  16.  Nov.  1851  §.  93. 

(4)  Insbesondere  gebort  hieher  das  eigenmächtige  Besteigen  einer 
gebeizten  Locomotive,  unerlaubtes  Mitnehmen  geladener  Gewehre,  Aufgabe 
leicht  entzündlicher  Gegenstände  ohne  besondere  Declaration,  verbotenes 
Betreten  und  Ueberschreiten  des  Bahnkörpers,  der  Bahnhöfe  und  Halte- 
stellen durch  Menschen  oder  Thiere,  Mitnehmen  von  Hunden  in  Personen- 
wagen ,  unanständiges  Benehmen  Beisender.  Bundes-  Bahnpolizeiregle- 
ment vom  3.  Juni  1870  §.  52 — 66.  Oestreicb,  Betriebsordnung  vom 
16.  Nov.  1851  §.94—97.  Wer  imBabnzuge  ohne  gültiges  Fahrbillet  be- 
troffen wird,  hat  das  Doppelte  des  gewöhnlichen  Fahrpreises,  in  jedem  Falle 
aber  2  Thlr.  zu  entrichten ;  wer  wegen  Verspätung  kein  Billet  mehr  lösen 
konnte,  mnss,  wenn  er  überhaupt  noch  zugelassen  wird,  einen  um  10  Sgr. 
erhöhten  Fahrpreis  zahlen.  Andererseits  soll  auf  jedem  Bahnhofe  ein  dem 
Publicum  zugängliches  Beschwerdebuch  ausgelegt  sein.  Bundes -Bahn- 
polizeireglement von  1870  §.  71.  Ueber  die  Handhabung  der  Baupolizei 
in  der  Nähe  der  Eisenbahnen  und  Bahnhöfe,  in  deren  Umgebung  von  den 
Angrenzern  oder  anderen  Personen  keine  Anstalten  oder  Herstellungen  ge- 
troffen werden  dürfen,  welche  den  Bestand  der  Bahn  oder  ihres  Zubehörs 
oder  ihre  regelmässige  und  sichere  Benützung  gefährden,  insbesondere  auch 
Feuersgefahr  herbeiführen  könnten,  vgl.  Oestreich,  Betriebsordnung  vom 
16.  Nov.  1851  §.99.  100.  Preussen,  Min.-Rescript  vom  4.  Dec.  1847 
und  20.  März  1848.  Baden,  Verordnung  vom  19.  April  3844;  oben 
§.  189;  über  das  Durchlichten  der  Waldungen  auf  beiden  Seiten  einer 
Bahn  und  Entblössthalten  der  Nebenstrecken  von  Laub,  Moos  und  Nadeln 
Preussen,  Min.-Erlass  vom  11.  Sept.  1853.  Bayern,  Min.-Entschl. 
vom.  14.  März  1842.  —  Zum  Betrieb  von  Bahnhofsrestaurationen,  sowie 
zum  Bonstigen  Verkauf  von  Speisen  und  Getränken  innerhalb  der  Bahn- 
höfe und  Halteplätze  ist  die  Genehmigung  der  Bahnbehörden  erforderlich. 
Bayern,  Gewerbeordnung  vom  30.  Jan.  1868.  art  9.  Oestreich, 
Min.-Rescript  vom  12.  Oct.  1855.  Michel  a.a.O.  §.  31.  Den  zur  Be- 
nützung der  Reisenden  dienenden  Fuhrwerken  wird  ihre  Stelle  von  den 
Bahnpolizeibeamten  angewiesen,  unter  deren  Ueber  wachung  sie  stehen. 
Bundes-Bahnpolizeiregl.  von    1870  §.  53.  Vgl.  noch  §.  427  Anm.  2. 

(ö)  Bundes- Bahnpolizeireglement  vom  3.  Juni  1870  §.  63.  64. 
68.  Die  zur  Ausübung  der  Bahnpolizei  bestellten  Beamten  sind  ermäch- 
tigt, Uebertreter,  wenn  sie  auf  frischer  That  betroffen  oder  verfolgt  wer- 
den, und  nicht  sofort  Caution  leisten,  festzunehmen  ;  ibid.  §.  69.  70. 

(6)  Bundes-Bahnpolizeireglement  vom  3.  Juni  1870  §.  72. 

C7)  Bundes-Bahnpolizeireglement  vom  3.  Juni  1870  §.  73 — 76. 
Sie  treten  durch  ihre  Vereidigung  von  Seiten  der  competenten  Behörde 
in  die  Rechte  der  öffentlichen  Polizeibeamten  in  Bezug  auf  die  ihnen  über- 
tragenen Dienstverrichtungen  dem  Publicum  gegenüber  ein;  diejenigen 
Bahnpolizei beamten,  welche  sich  zur  Ausübung  ihres  Dienstes  ungeeignet 
zeigen,  müssen  sofort  von  der  Verrichtung  polizeilicher  Functionen  ent- 
fernt werden.  Bessel-Eühlwetter  a.*a.O.  §.94ff.  Michel  a.a.O.  §.11. 
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(8)  Bund  es- Bahnpolizeireglement  vom  3.  Juni  1870  §.  77.  O est- 
reich, Betriebsordnung  vom  16.  Nov.  1851  §.  102. 

(9)  Bnndes- Bahnpolizeireglement  vom  3.  Juni  1870  §.78.  O est- 
reich, Betriebsordnung  vom  16.  Nov.  1851  §.  101.  Andererseits  darf 
auch  den  vom  Staate  aufgestellten  Polizei-  und  Militärpersonen  das  Be- 
treten der  Bahn  und  ihrer  Realitäten  im  Dienst  nicht  verwehrt  werden. 
Oestreich,  Erlass  vom  13.  Nov.  1852.  Michel  a.  a.  0.  p.  71.  Jedoch 
steht  die  unmittelbare  Handhabung  der  Bahnpolizei  den  Ortepolizeibe- 
börden  nicht  zu.    Preussen,  Rescript  vom  23.  Oct.  1860. 


5.    Eisenbahnvergehen. 
§.    431. 

Eisenbahnvergehen  sind  alle  pflichtwidrigen  Handlongen  und* 
Unterlassungen  der  beim  Bahndienst  angestellten  Personen,  wohin 
auch  die  Directoren  der  Privatbahnen  zu  rechnen  sind  (*).  Ihre  Be- 
strafung erfolgt,  soweit  nicht  gemeine  Verbrechen  oder  Vergehen  mit 
begangen  sind  (a),  auf  disciplinärem  Wege  durch  die  Bahnbehörden 
unter  Controle  der  vom  Staate  bestellten  CommissSre  (3) ;  die  Strafe 
kann  ausser  den  gewöhnlichen  Strafarten,  insbesondere  Geldstrafe, 
auch  noch  in  Entlassung  oder  Suspension  vom  Dienste  bestehen  (*). 
Hieher  gehören  insbesondere  (5):  1)  die  Eröffnung  einer  Bahn  vor 
erhaltener  Bewilligung  oder  vor  Erfüllung  der  hiefur  vorgeschriebe- 
nen Bedingungen;  2)  Nachlässigkeit  in  der  Aufstellung  oder  Erhalt- 
ung der  zur  Verhütung  von  Schäden  vorgeschriebenen  Einfriedigun- 
gen, Absperrungsschranken;  Verbotstafeln  u.  a.  Schutzmittel  und 
Warnungszeichen;  3)  Anstellung  von  Individuen,  welche  die  durch  die 
Dienstvorschriften  geforderte  Befähigung  nicht  nachgewiesen  haben  . 
oder  zu  dem  Dienste,  für  welchen  sie  bestellt  wurden,  durch  gericht- 
liches Urtheil  als  unfähig  erklärt  sind  (6) ;  4)  Vornahme  einer  Fahrt 
oder  Gestattung  einer  solchen  bei  schadhaftem,  gefahrdrohendem  Zu* 
stände  der  Bahn  oder  mit  Betriebsmitteln  von  solcher  Beschaffenheit 
Endlich  kann  gegen  jedes  unbescheidene  und  ungehörige  Benehmen 
der  Bahnbediensteten  im  Verkehre  mit  dem  Publicum  Beschwerde 
erhoben  werden  (*). 

(*)  Die  bei  Privatbahnen  angestellten  Personen  haben  zwar  nicht 
dem  Staate  gegenüber  die  Rechte  und  Pflichten  der  öffentlichen  Beamten« 
sie  sind  jedoch  in  ihren  dienstlichen  Verhältnissen   den  sie  anstellenden  ' 
Verwaltungen    gegenüber   analog   wie  die  Angestellten  der  Staatsbahnen  ; 
zu  beurtbeilen ;  auf  ein  reines  privatrechtliches  Vertragsverhaltniss  ist  ihr» 
dienstliche  Stellung  daher  nicht  zurückzuführen,  wie  Bessel-Ktihlwet- 
ter  a.  a.  0.  II.  p.  26  es  darstellt.   Vgl.  aber  auch  das  Preuss.  Qesets 
vom  21.  Juli  1852  betr.    die  Dienstvergehen  der   nicht  richterlichen  Be-  , 
amten  und  die  Versetzung  derselben  auf  eine  andere  Stelle  oder  in   den  1 
Buhestand,  und  über  die  Anwendung  desselben  auf  die  Beamten  4er  Pfi-  { 
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vatbahnen  Bessel-Kühlwetter  a.  a.  0.  II.  §.  100.  Ueber  die  Stell- 
ung der  Bahnpolizeibeamten  s.  das  Preuss.  Eisen babngesetz  vom 3.  Not. 
1838  §■  23  und  das  Bundes  -  Bahnpolizeireglement  vom  3.  Juni  1870 
g.  73.  Die  Aber  die  Bahnbeamten  auszuübende  Disciplinargewalt  ist  in 
besonderen  schriftlichen  oder  gedruckten  Dien  st  Instructionen  zu  normiren. 
Michel  a.  a.  0.  §.  10. 

(*)  Bund  es- Strafgesetzbuch  von  1870  §.  230.  816.  819.  820. 

(3)  Bandes-  Bahnpolizeireglement  vom  3.  Juni  1870  §.  79. 

(*)  Oestreich,  Betriebsordnung  vom  16.  Not.  1851  §.  71  —  87. 
Michel  a.  a,  0.  §.  10.  18.     Benchorner  a.  a.  0.  p.  196. 

[*)  Vgl.  oben  §.  422. 

6)  Bnndes-Strafgesetzbncb  von  1870  §.  319.  320.  Oestreich, 
Metzbnch  vom  27.  Mai  1852  g.  482.  433.  Michel  a.  a.  0.  p.  43. 
lodere  anch  dürfen  zu  den  die  Zolllinie  überschreitenden  Eisenbahn- 
Bolche  Bedienstete  nicht  verwandt  werden,  welche  wegen  Schleich- 
s,  wegen  schwerer  OefBilsÜbertretungen  oder  wegen  Postdefrauda- 
äcbtskrBftig  verurtheilt  sind. 

7)  Bundes-Betriebsreglement  vom  10.  Jnni  1870  A.  g.  1  —  4. 


Quellen:  Reichsverfassung  von  1871  art.  48—52.  ReiehsgeseU  über  das 
ten  vom  38.  Ort.  1871.  Reichsgesetz  über  das  Posttaxwesen  vom  38.  Oet. 
Reiehs-Postreglement  vom  (11.  Ute.  1867)  30.  Nov.  1871.  Präsidial- Erlas» 
1.  Dec.  1867   betr.  die  Verwaltung   de»  Post-    und  Telegraphenwesens   im 

Bunde.  Bayern,  Verordnung  vom  16.  Febr.  und  14.Nov.1851;  6. Aug. 
16.  Sept.  1868.  Posttransportordnung  vom  24.  Sept.  1868.  Deutsch-Oest- 
■her  Poetvertrag  vom  33.  Nov.  1867.  Oestreich,  Gesetze  vom  5.  Nov. 
nd  31.  Märt  1865. 

Literatur:  O.  Dambach,  Den  Gesetz  über  das  Postwesen  des  Deut- 
Reiches  vom  28.  Oet.  1871.  Berlin  1872.  L.  Obst,  Geartet,  BegUmenti 
trordnungen  betr.  das  Post-  und  Telegraphenwesen  im  deutschen  Reicht 
.  Berl.  1872.    v.  Banne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  473  —  476. 

Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.  201.202.  v.  Stubenrauch  a.  a.  O. 
524.  Stein,  Handbuch  der  Verwaltungslekre  p.  127  ff.  v.  Mohl,  Po- 
■xenschaft  3.  Aufl.  §.  179.  Bau,  Lehrbuch  III.  %.  205-219.  Kluber, 
lickes  Recht  des  deutschen  Bundes  $.433—444.  Klüber,  Das  Postwesen 
tsehland  Erl.  1811.  Matthias,  Ueber  Posten  und  Postregale  Berl.1832. 
rfeldt,  Reform  da  Post-  und  Transportwesens  in  Deutschland  Frankf. 
Müller,  Ueber  die  Reform  des  Postwesens  in  Deutschland  Frankf .  1843. 

el,    Das  Postwesen   in  geschichtlicher  und  rechtlicher  Besiehung   Stuttg. 

Hertz,  Die  Postreform  im  deutsch  ■  Ostreich.  Postvereine  Wien  1861. 
%er,  Das  Postwesen  unserer  Zeit  Leipz.  1854—60.  Gad,  Die  Haftpflicht 
tischen  Postanstalten  Berlin  1863.  W.  H.  Matthias,  Darstellung  des 
sens  in  den  Preuss.  Staaten  2.  Aufl.  1817.   H.  Stephan,  Geschichte  der 

Post  von  ihrem  Ursprünge  bis  zur  Gegenwart  Berlin  1859.  Scholl f 
sürtmberg.  Postwesen  Stuttg.  1828.  A.  Dtisary,  Die  Oestreich.  Post- 
mt0Wien  1848.    E.   A.  Ritter,     Ueber  das  Postwesen  mit  besonderer 
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Berücksichtigung  dtr  Oeatreich.  Monarchie     Wien  1850. 
Reform  Lond.  J837.   Reports  of  tht  select  commiitee  ou  p 

:     '  §.    432. 

\  Die  Post   ist  eine  öffentliche  Verkehrsansta 

$■  regelmässigen   and   unbeschränkten  Beförderung 

|  Sachen  (hauptsächlich  Briefen  und  Zeitungen)  un 

E*.  des  Staates  (').  Im  Gebiete  des  deutschen  Reiches  iutiue»uuuere  v 

Foatwesen  der  Reichsgesetzgebung  unterstellt  und  wird  ah?  ~ 
liehe  Staatsanstalt  eingerichtet  und  verwaltet  (a).    Dem  Kais« 
i£.  die  obere  Leitung  der  Postverwaltung;    die  von  ihm  beste 

l  hörden  haben  die  Einheit  in  der  Organisation  der  Yerwalt 

im  Betriebe  des  Dienstes,    sowie  in  der  Qualification  der 
herzustellen  und  zu  erhalten.    Desgleichen  steht  dem  Kaiser 
,  lass  der  reglementarischen  Festsetzungen   und   allgemeinen 

strativen  Anordnungen,  sowie  die  ausschliessliche  Wahrnehn 
r  Beziehungen  zu  anderen  Postverwaltungen  zu.     Sämmtlichc 

der  Postverwaltung  sind  verpflichtet,  den  kaiserlichen  Anoi 
n*  Folge  zu  leisten;    sämmtliche  obere  und  Anfsichtsbeamten 

S-.  werden  vom  Kaiser  ernannt  (3).  Die  gesetzlichen  Bestimmun 

;'  das  PoBtwescn  haben  zum  Zwecke,  die  richtige  Grenze  zwisc 

t  ausschliesslichen   Rechte   des   Staates    auf  postalische    Bef 

(Postzwang)   und  der  Freiheit  des  Verkehres  zu  ziehen;   hi 
vorwiegend  die  Bedürfnisse  des  Verkehres  nach  einer  gm 
i  sirten  und  vollkommen  sicheren  Postbeförderung  entscheiden 

j\  werden  daneben  auch  finanzielle  und  Betriebsrücksichten  beob: 

h:  Hienach  wird  der  Postzwang  nur  soweit  ausgedehnt,   als  di 

\  massigkeit  und  Stetigkeit  der  Postbeförderung  die  Sicher 

|-  sprechender  Einnahmen  erfordert;  solche  Gegenstände  jedoi 

"  Transport    ebensogut  durch   den  Privatbetrieb   bewirkt  \ 

■i  welche  für  die  Staatspost  wenig  oder  gar  nicht  rentiren,  we 

?  privaten  Betriebsamkeit  überlassen. 

|  (1)  Schon  im  Alter  th  um  gab  es  Staatsboten  an  stalten   mit 
ten  Pferden,  so  namentlich  auch  im  römischen  Reiche,    wo  nnt< 

•,  and  Trajan  der  cursus  publicus  vervoll  kommt  wurde,  und  im  fr 

t  Reiche  unter  Carl  dem  Grossen,  jedoch  nur  für  die  Bedarfnisse  d 

j;  gewalt   selbst.     Im  Mittelalter    wurde   besonders  zwischen   den 

g> .  stadten  das  VerkehrsbedUrfniss  durch  manchfache  Privatbotenm 

£  befriedigen  gesucht.     Die  ersten  Spuren  des  deutschen  Reichs-P 

r-  finden  sich  in  den  R eich sabschi öden  von  1522  §,  5  und  von  15 

£■  j°  dem  Kurfürstlichen  Coli egi al  -  Gutach ten  von  1570  wurde  die 

I  ™"  römischen  Kaisers  so n. lere  Hoheit  und  Regal  erklärt.    Gersl 

S   ^  Handbuch  der  Reich  agesetzo  IX.  p.  1698.     Die  erste  Briefpost  in 

#  "               nnJ Wl  "  vonT,Franz  vo»  Thnrn  und  Taxis  mit  kaiserlicher  G 

(&  w>g  1516  von  Brüssel  nach  Wien   angelegt;     1548  und  1563 
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von  Brüssel  über  Speier  und  Tyrol  nach  Italien.  1595  wurde  Leon- 
hard  von  Taxis  von  Kaiser  Rudolph  II.  zum  kaiserlichen  General  -  Oberst- 
Postmeister  im  Reiche  ernannt  und  1615  Lamoral  von  Taxis  mit  dem 
General  -  Postmeisteramte  über  die  Posten  im  Reiche  belehnt,  was  1621 
zu  einem  subsidiarischen  Weiberlehen  erweitert  wurde.  Im  Jahre  1744 
wurde  jenes  Amt  zu  einem  Reichs-Thronlehen  erhoben  und  1747  erfolgte 
die  erste  Thronbelehnung  an  die  im  Jahre  1686  in  den  Fürstenstand  er- 
hobene Familie  Thum  und  Taxis.  Es  kam  jedoch  keine  allgemeine  deutsche 
Postanstalt  zu  Stande,  indem  viele  Reichsfürsten,  insbesondere  auch  Oest- 
reich  und  Brandenburg,  sich  eigene  Territorialposten  schufen.  Durch  den 
Reichadeputationsbauptschluss  vom  25.  Febr.  1803  art.  18  wurde  das 
Taxis'sche  Postwesen  nach  dem  Status  quo  zur  Zeit  des  Lüneviller  Frie- 
dens garantirt,  desgleichen  in  der  Deutschen  Bundesacte  von  1815  art.  17 
in  dem  hiedurch  oder  durch  spätere  Verträge  bestätigten  Besitz  und  Ge- 
nuss  der  Posten  in  den  verschiedenen  Bundesstaaten  erhalten  und  ange- 
messene Entschädigungsansprüche  zugesichert.  In  Folge  dessen  wurde 
dem  fürstlichen  Hause  Taxis  von  mehreren  Staaten  vertragsmässig  eine 
Entschädigung  bewilligt.  Die  süddeutschen  Staaten  (Bayern  1808,  Wür- 
temberg  1805,  Baden  1811)  hatten  schon  bald  nach  dem  Pressburger  Frie- 
den die  Post  in  eigene  Verwaltung  genommen;  das  im  Jahre  1867  noch 
bestehende  Taxis'sche  Postwesen  wurde  von  der  Krone  Preussen  mittelst 
Vertrag  vom  16.  Febr.  1867  gegen  eine  Entschädigung  von  3  Mill.  Tha- 
ler übernommen.  Klüber,  0 öffentliches  Recht  §.  434  ff.  Zöpfl,  Deut- 
sches Staatsrecht  II.  §.  303  ff.  Rau,  Lehrbuch  II.  §.  205.  Stein,  Hand- 
buch p.  198  ff.  Das  deutsche  Postrecht  der  Gegenwart  ist  namentlich  in 
den  Reichsgesetzen  vom  28.  Oct.  1871  enthalten,  welchen  für  das  Gebiet 
des  Nordd.  Bundes  die  Gesetze  vom  2.  Nov.  1867  vorausgegangen  wa- 
ren, und  beruht  vielfach  auf  den  in  dem  Preuss.  Postgesetze  vom 
5.  Juni  1852  und  21.  Mai  1860,  in  dem  K.  Sachs.  Postgesetze  vom  7.  Juni 
1859  und  indem  Braunschweigischen  Postgesetze  vom  1.  Juni  1864 
enthaltenen  Bestimmungen;  hinsichtlich  des  internationalen  Post  verkeil- 
tes zwischen  den  einzelnen  deutschen  Staaten  enthielt  der  Deutsch  -Oest- 
reichische  Postvereinsvertrag  vom  18.  Aug.  1860  ausreichende  rechtliche 
Bestimmungen.  Dambach  a.  a.  O.  Einleitung.  Eine  Aufzählung  der  frühe- 
ren postrechtlichen  Ordnungen  in  den  deutschen  Staaten  findet  sich  bei 
Gad,  Die  Haftpflicht  der  deutschen  Postanstalten  Berlin  1863  p.  4  ff. 

(*)  Reichsverfassung  von  1871  art.  4.  48.  49.  Demzufolge  sind 
auch  die  Einnahmen  des  Postwesens  für  das  ganze  Reich  gemeinschaft- 
lich; die  Ausgaben  werden  aus  den  gemeinschaftlichen  Einnahmen  be- 
stritten und  die  Ueberschüsse  fliessen  in  die  Reichscasse;  über  die  nähe- 
ren Modalitäten  hiefür  s.  ibid.  art.  51.  Diese  verfassungsmässige  Stellung 
der  Reichspostanstalt  findet  keine  Anwendung  auf  Bayern  und  Würtem- 
berg,  in  welchen  dem  Reiche  nur  die  Gesetzgebung  über  die  Vorrechte 
der  Post  und  deren  rechtlichen  Verhältnisse  zum  Publicum,  über  die 
Portofreiheiten  und  das  Posttaxwesen  zusteht,  jedoch  mit  Ausschluss  der 
reglementarischen  und  Tarifbestimmungen  für  den  internen  Verkehr  in 
jenen  Staaten;  desgleichen  die  Regelung  des  Postverkehres  mit  dem  Aus- 
lände, ausgenommen  den  eigenen  unmittelbaren  Verkehr  derselben  mit  ihren 
-dem  Reiche  nicht  angehörigen  Nachbarstaaten.  Daher  haben  auch  Bayern 
und  Würtemberg  an  den  zur  Reichscasse  fliessenden  Einnahmen  des  Postwe- 
pen8  keinen  Antheil.  Reichsverfassung  von  1871  art.  52.  Bezüglich  Würtem- 
bergs  b.  noch  das  Schlussprotocoll  zu  dem  Vertrage  vom  25.  Nov.  1870 
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betr.  den  Beitritt  Bayerns  und  Würtembergs  zur  Verfassung  des  Deut- 
schen Bundes.  Dambach  a.  a.  0.  p.  VIII.  In  Elsass-  Lothringen  wur- 
den die  Reichsgesetze  Über  das  Postwesen  und  Posttaxwesen  mittelst  Ge- 
setzes vom  4.  Nov.  1871  eingeführt.  —  Die  in  art.  4  der  Reichsverfkss» 
ung  vorgesehene  Gesetzgebung  des  Reiches  in  Postangelegenheiten  erstreckt 
sich  nicht  auf  diejenigen  Gegenstände ,  deren.  Regelung  nach  den  in  der 
Nordd.  Postverwaltung  (nämlich  in  der  Preuss.  Verwaltung  vor  dem  1.  Jufi 
1867)  massgebend  gewesenen  Grundsätzen  der  reglementarischen  Fest- 
setzung oder  administrativen  Anordnung  Überlassen  ist.  v.  Rönne, 
Preuss.  Staatsrecht  8.  Aufl.  II.  §.  472.  Dambach  a.  a.  0.  p.  122. 

(3)  Reichsverfassung  von  1871  art.  50.  S.  den  PrSsidial-Erlass  betr. 
die  Verwaltung  des  Post-  und  Telegraphenwesens  vom  18.  Dec.  1867. 

(4)  Vgl.  die  Motive  zum  Postgesetz  des  Nordd.  Bundes  vom  2.  Nov. 
1867  bei  Koller,  Archiv  I.  p.  64  ff.  S.  schon  die  Preuss.  Geschäfts- 
instruction  für  die  Regierungen  vom  26.  Dec.  1808  §.  57.  v.  Rönne, 
Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  p.  476  Anm.  1.  Es  steht  mit  der  admi- 
nistrativen Culturbedeutung  der  Post  nicht  im  Widerspruch,  dasa  sie, 
soweit  jene  es  zulässt,  zugleich  als  Finanzquelle  benützt  wird,  ol 
nach  der  Oldenburg.  Verf.  ürk.  vom  22.  Nov.  1852  art.  57  die  Post- : 
anstalt  überhaupt  nicht  den  Zweck  haben  soll,  eine  Quelle  der  Staats- 
einkünfte zu  sein.  Jedenfalls  hat  die  Post  den  früheren  Gharacter  derl 
Regalität  abgestreift  und  kann  daher  auch  nicht  mehr  von  der  S 
walt  an  Andere  verliehen  werden.  Rau  (Wagner),  Lehrbuch  der  FH 
nanzwissenschafb  §.  101. 

§.    433. 

Die  Poßtanstalt  übernimmt  die  Beförderung  von  Personen  um 
Paketen  in  Concurrenz  mit  Privatunternehmern  (1) ;  ein  ausschlief 
liches  Vorrecht  steht  ihr  nur  zu  in  Bezug  auf  Briefe  und  politisch*] 
Zeitungen  nach  folgenden  näheren  Bestimmungen:  1)  Die  Befördere; 
ung  a)  aller  versiegelten,  zugenähten  oder  sonst  verschlösse 
Briefe  (2) ;  b)  aller  Zeitungen  politischen  Inhaltes ,  welche  öfter 
einmal  wöchentlich  erscheinen,  gegen  Bezahlung  von  Orten  mit  ei 
Postanstalt  nach  anderen  Orten  mit  einer  Postanstalt  des  In- 
Auslandes  darf  nur  durch  die  Post  erfolgen  (3).  2)  Die  Beforde 
von  Briefen  und  politischen  Zeitungen  gegen  Bezahlung  durch  ex] 
Boten  oder  Fuhren  ist  gestattet ;  doch  darf  ein  solcher  Expreaser  m 
von  einem  Absender  abgeschickt  sein  und  dem  Postzwänge  unten] 
liegende  Gegenstande  weder  von  Anderen  mitnehmen,  noch  für 
dere  zurückbringen  (4).  3)  Die  Annahme  und  Beförderung  von  P< 
Sendungen  darf  von  der  Post  nicht  verweigert  werden,  sofern  die 
setzlichen  und  reglementarischen  Bestimmungen  beobachtet  sind;  am 
darf  keine  im  Gebiet  des  deutschen  Keiches  erscheinende  polii 
Zeitung  vom  Postdebit  ausgeschlossen  und  ebensowenig  darf 
der  Normirung  der  Provision  für  die  Beförderung  und  Debü 
der  deutschin  Zeitungen  nach  verschiedenen  Grundsätzen  verfs 
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werden  (6).  4)  Hinsichtlich  der  Verpflichtung  der  Eisenbahnunter- 
nehmungen zur  Beförderung  von  Postsendungen  verbleibt  es  bei  den 
bestehenden  in  den  Gesetzen  und  Goncessionsurkunden  enthaltenen 
Bestimmungen ;  für  die  neu  zu  concessionirenden  Eisenbahnen  sollen 
diese  Verpflichtungen  innerhalb  des  feststehenden  gesetzlichen  Mass- 
ßtabes  gleichmässig  bemessen  werden  (6).  5)  Gegenüber  den  Wasser- 
transport- und  anderen  Transportunternehmungen  werden  von  der 
Postverwaltung  besondere  Rechte,  abgesehen  von  vertragsmässiger 
Uebereinkunft,  nicht  in  Anspruch  genommen  (7).  _ 

(*)  Das  in  dem  Bundesgesetze  vom  2.  Nov.  1867  §.  1  noch  theil- 
weise  beibehaltene  postalische  Vorrecht  der  Personenbeförderung  ist  mit 
dem  Reichsgesetze  vom  28.  Oct.  1871  gänzlich  hinweggefallen;  so  schon 
früher  in  0 estreich,  Gesetz  vom  11.  März  1865.  Stein,  Handbuch 
der  Verwaltungslehre  p.  206.  Früher  galt  in  den  deutschen  Staaten 
regelmässig  der  Personen-  und  Sachentransport  mit  Wechsel  der  Trans- 
portmittel als  postpflichtig;  vgl.  Koller,  Archiv  I.  p.  67.  Auch  der 
Sachentransport  ist  nunmehr  völlig  freigegeben,  es  kommen  daher,  so- 
weit nicht  in  Gesetzen  oder  Verordnungen  ein  Anderes  bestimmt  ist,  für 
den  Frachtbetrieb  der  Postanstalten  die  gewöhnlichen  handelsrechtlichen 
Bestimmungen  zur  Anwendung.  A.  D.  H.  G.  B.  art.  421.  Dam  b  ach  a.  a.  0. 
p.  4.  Soferne  die  Concurrenz  der  Privaten  in  Bezug  auf  den  Verkehr  aus- 
geschlossen ist,  kommt  die  Post  nicht  als  ein  Gewerbe,  sondern  als  eine 
administrative  Staatsanstalt  in  Betracht.  Vgl.  Protocolle  der  Nürnb.  Han- 
delsconferenz  Bd.  9  p.  5048  ff.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  8.  Aufl. 
IL  §.  472.  Preuss.  Ob. - Trib. - Erk.  vom  19.  Dec.  1857.  Dambach 
a.  a.  0.  p.  3.      S.  noch  Kompe,   Zur  Lehre   vom  Postfrachtgeschäfte,  in 

-    der  Zeitschr.  für  das  gesammte  Handelsrecht  Bd.  11  p.  7  ff.   v.  Rönne, 

>.  Verfassungsrecht  des  deutschen  Reiches  1872  p.  132. 

(3)  Reichsgesetz  vom  28.  Oct.  1871  §.  1.  Unverschlossene  Briefe, 
insbesondere  auch  Kreuzbandsendungen  sind  nicht  postpflichtig.  Bericht 
!'  der  I.  Commission  des  Nordd.  Reichstages  vom  14.  Octbr.  1867  p.  8. 
!  Dambach  a.  a.  0.  p.  6.  Unverschlossene  Briefe,  welche  in  versiegelten, 
!  zugenähten  oder  sonst  verschlossenen  Paketen  befördert  werden ,  sind  je- 
f  doch  den  verschlossenen  Briefen  gleich  zu  achten.  Gleichgültig  ist  die 
Art  des  Verschlusses,  daher  auch  z.  B.  Frachtbriefe,  welche  mit  Adres- 
sen versehen  sind  and  bei  welchen  eine  Stelle  mit  einer  Oblate  verschlos- 
sen ist,  die  eine  Notiz  für  den  Adressaten  enthält,  dem  Postzwange  unter- 
liegen. Preuss.  Ob.-Trib.-Erk.  vom  2.  März  1854.  Ueber  die  Bedeut- 
ung des  Wortes  »Brief«  entscheidet  der  Sprachgebrauch  und  beziehungs- 
1  weise  das  Reglement.  Bericht  des  Bundesrathsausschusses  vom  23.  April 
>  1871  p.  2.  Dambach  a.  a.  0.  p.  5.  S.  eine  (misslungene)  Definition 
•     des  Briefes  im    K.  Sachs.  Postgesetze  vom  7.  Juni  1859  §.  2. 

L  (3)  Dieses    Gebot  erstreckt  sich  nicht  auf   die  Beförderung  politi- 

scher Zeitungen  innerhalb  des  zweimeiligen  Umkreises  ihres  Ursprungs- 
ortes. Reichsgesetz  vom  28.  Oct.  1871  §.  1.  Als  politische  Zeitungen 
gelten  solche  Zeitungen,  welche  in  der  Regel  politische  Nachrich- 
jjk  ten  bringen  oder  behandeln;  unter  politischen  Gegenständen  sind  zu 
[  verstehen  die  inneren  Angelegenheiten  des  Staates,  soweit  sie  die 
Verfassung    und    Verwaltung    desselben,     sowie    die    Stellung    der    Un- 

Roesler,  Verwaltangsreoht  L  2.  <JQ 
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terthanen  zur  Staatsgewalt  betreffet 
auswärtigen  Milchten.  Preuss.  Gese 
von  Zeitungen  vom  29.  Juni  1861 
1853.  Vgl.  auch  oben  §.  74  Anra.  S. 
schrifen,  welche  in  grösseren  Hefte 
den  Begriff  der  Zeitungen  nicht  zu  su 
1855  und  19.  Jan.  1860.  Dambac 
lande  eingebende  oder  transitirende 
des  deutschen  Reichsgebietes  postpfl 
1871  §.  1. 

(*)  Reichsgesetz  Tom  28.  Oct. '. 
ten  bedeutet  nur  Privat-  oder  eige: 
niss  außergewöhnlicher  und  unter  b 
Stellung  nicht  mit  ein;  daher  ist  e 
tionen,  Verlegern  etc.)  gestattet,  Br 
ten  regelmässig  und  in  grösserer  Ai 
dorn  und  abholen  zu  lassen.  Ver 
12.  Juli  1871.  Dambach  a.  a.  0. 
presse  nur  von  Einem  Absender  al 
ganatände  auch  unentgeltlich  wcdei 
Andere  zurückbringen;  wie  weit  die 
Familie  cessirt,  ist  nach  den  Umstän 

4.  Sept.  1871.     Dambach  a.  a.  0. 

(&)  Reichsgesetz  vom  28.  Oct. 
förderung  und  die  Annahme  unIran 
nicht  verweigert  werden.  Dambac 
besteht  darin,  dasa  die  Post  vom  Pub 
annimmt,  die  Abonnements  und  di< 
gern  ausführt,  die  Zeitungen  etc.  b 
an  die  Abonnenten  vertheilt;  sie  1 
Rechtsverhältniss  des  Commiaaionära, 
auf  die  Vorschriften  des  A.  D.  H.  G. 
360  ff.  ohne  weiteres  Anwendung  fin 

(?)  Reichsgesetz  vom  28.  Oct. 
bach  a.  a.  0.  p.  17  ff.  S.  daselbst  & 
Verbindlichkeiten,  über  welche  die  Bi 
reu,  östlichen  Landestheilen  Prenaseni 
unter nehmungen    vom   3.  Nov.  1838 

5.  Juni  1852  §.  9  und  vom  21.  Ma 
concessionirenden  Eisenbahnunterneh 
Verhältnisse  der  Post  zu  den  Staatsbi 
zwischen  den  Bundesstaaten  durch 
sonders  regulirt  worden;  bienach  sir 
pflichtet,  Briefe,  Zeitungen  und  Gel 
und  Silber)  ohne  Unterschied  des  C 
zum  Gewicht  von  je  40  Pfund  unen' 
berg  und  Bayern  finden  die  vor 
Wendung. 

(J)  Dies  folgt  daraus,  dass  das 
erwähnt.  Siehe  schon  die  Motive  zi 
2.  Nov.  1867  bei  Koller,  Archiv 


U'ur  alle  zur  .Beförderung  du 
gegebenen  Gegenstände  ist  die  Po 
Batzen  haftpflichtig  (<).  1)  Die  F 
Ereatz  für  die  Beschädigung  od 
Werthangabe  ind.  der  Postanwei 
ohne  Werthangabe,  sowie  b)  fü 
nnd  zm  Beförderung  durch  Esf 
?ür  einen  durch  verzögerte  B 
>ezeichneten  Gegenstände  eut 
valtang  nur  dann  Ersatz,  wer 
lorben  ist  oder  ihren  Werth  b' 
(3).  3)  Die  Ersatzverbindüch 
n  der  Verlust,  die  Beschädi 
lurch  die  eigene  Fahrlässigke 
endbaren  Folgen  eines  Natui 
iffenheit  des  Gutes;  oder  c)  t 
alt,  für  welche  die  Postver 
it/.leistnng  ausdrücklich  üben 
■anstände,  insbesondere  für 
e  Ersatz  geleistet  (6).  5)  De 
ifft  stets  nur  den  unmittelbar 
immt  sich  a)  bei  declarirte 
rthangabe,  soweit  diese  nicht 
Bache  übersteigt  (•>) ;  b)  bei 
Höhe  des  durch  Verlust  odei 
Schadens,  wobei  jedoch  nie 
ganzen  Sendung  vergütet  wi 
Örderung  durch  Estafette  ein; 
ler  im  Falle  des  Verlustes  t 
düng  ein  Ersatz  von  vierzeht 
den  ordentlichen  Posten  (8) 
üx  die  Beschädigung  oder  dei 
efertem  FasBagiergut  nach  % 
idige  Postsendungen  (oben  N 
en  Cur-  und  Verpflegungsko 
ädiguiig  eines  Beisenden,  wt 
iere  Gewalt  oder  durch  eigen 
jeführt  ist  (B).  7)  In  Fällen  i 
Postverwaltung  befugt,  dux 
rtretung  abzulehnen  und  Bri 
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Gefahr  des  Absenders  zur  Befördert 

Falle  eeaairt  jedoch  andererseits  auch  das  (iebot  des  Postzwanges  ('"). 

(')  Die  Haftpflicht  der  Post  ist  nach   ihrer  Eigenschaft  als  allge- 
meiner Staatsanstalt,  nicht  nach  den  Grundsätzen  des  Civil-,  insbesondere 
Handelerechtes  zu  beurtheilen ;  daher  ist  die  Stellung  der  Postver waltung 
theüs  günstiger,    theils  ungünstiger,    wie    die    von  Privattransportunter- 
nehmern.    Vgl.  im  Allgemeinen  Cnyrim,    De  res  personasve  transport- 
andi    obligatione  quam    cum   posta   contrahimus   Marb.   1854.     (Dissert.) 
C.  F.  Müller,    Ueber    die  de  recepto  actio  und  deren  analoge  Ausdehn- 
ung auf  die  Postanstalten  1853.  Linde,  Die  Haftpflicht  der  Postanstalt 
1859.  Schellmann,  Die  rechtliche  Natur  des  Postbeforderungsvertrages 
1861.    Kompe,    Vom  Posttran aportvert rage,  insbesondere  von  der  Scha- 
densersatz-Verbindlichkeit der  Postanstalten  nach  Massgabe  der  Postver- 
einsbestimmnngen,  Zeitschr.  für  deutsches  Recht  und  deutsche  Rechtswis- 
senschaft Bd.  18.  1858.     Derselbe,    Zur  Lehre   vom   PostfraehtgeschBfte, 
Zeitschrift  für  das  gesammte  Handelsrecht  Bd.  11.  1868.  Grad,  Die  H 
pilicht   der   deutschen  Postanstalten   Berlin   1863.     Dambach  &.  a 
p.  22  ff.     Wolff,   Die  Haftpflicht  der  Postanstalten  nach   dem  Ho 
Bundesgesetze  vom  2.  Nov.  1867,   in  der  Zeitschr.  für  Gesetzgebung 
Rechtspflege  in  Proussen  Bd.  4. 

(*)  Beichsgesetz  vom  28.  Oct.  1871  §.  6.  Der  Ersatzanspruch  s 
nach  der  Bestimmung  des  Gesetzes  nur  dem  Absender  zn,  dem  Adre 
ten  lediglich  insoferne,  als  er  als  Rechtsnachfolger  des  Absenders  a 
sehen  ist.  Der  Beweis  der  regle mentsmässigen  Ein  lieferung  liegt  ■ 
Absender  ob,  und  es  gibt  die  Annahme  einer  Sendung  zur  BefSrder 
Seitens  der  Post  Seine  Präsumtion  hiefür  ab.  Dambach  a.  a.  0.  p. 
Eine  Beschädigung  liegt  dann  vor,  wenn  die  Sendung  durch  eine  Verl 
nng  des  Inhalts  einen  unmittelbaren  Schaden  erlitten  hat;  ein  Verl 
wenn  die  Sendung  an  den  Adressaten  nicht  bestellt  worden  und  di 
Verbleib  nicht  mehr  zu  ermitteln  ist.  Die  Grenze  zwischen  Verlust 
Verzögerung  ist  im  einzelnen  Falle  nach  den  Umstanden  za  entscheid 
im  Falle  des  späteren  Wiederauffindcns  einer  als  verloren  angeseht 
Sendung  ist  daher  nicht  ohne  Weiteres  nur  eine  Verzögerung  der  Be 
derung  anzunehmen.  Eine  bestimmte  Zeitfrist ,  nach  deren  Ablauf 
Sendung  als  verloren  zu  betrachten  wäre,  ist  im  Gesetze  nicht  festgest 

(3)  Auf  eine  Veränderung  des  Courses  oder  marktgängigen  Prt 
wird  hiebet  keine  Rücksicht  genommen.  Reichsgesetz  vom  28.  Oc 
1871  §.  6. 

(*)  Reichsgesetz  vom  28.  Oct.  1871  §.  6.  Vis  major,  Diebst 
Brand,  Ueberscnwemmung  etc.  befreien  daher  die  Postanetalt  nicht  < 
weiteres  von  der  Haftpflicht,  sondern  nur  sofern  das  beschädigende 
eigniss  ein  unabwendbares  Naturereigniss  ist.  Wenn  der  Verschluss 
die  Verpackung  der  zur  Post  gegebenen  Gegenstände  bei  der  Aushan 
nng  an  den  Empfänger  äusserlicb  unverletzt  und  zugleich  das  Gew 
mit  dem  bei  der  Ein  lieferung  ermittelten  Übereinstimmend  befunden  n 
wofür  die  ohne  Erinnerung  geschehene  Annahme  eine  Vermnthting 
gründet,  so  darf  dasjenige,  was  bei  der  Eröffnung  an  dem  angegebt 
Inhalte  fehlt,  von  der  Postverwaltung  nicht  vertreten  werden.  Reich 
setz  vom  28.  Oct.  1871  §.  7.  Dambach  a.  a.  0.  p.  32.  Ueber  die 
beanstandete  Annahme  von  angeblichen  Geldbriefen  vgl.  den  Aussp: 


-.    Verkehr.    V.  Die  Post. 
Bden  vom  10.  April  1858 

28.  Oct  1871  §.  6. 
■r  Absiebt  zu  hoch  declarirl 
nr  jeden  Anspruch  auf  Scha 
iften  der  Strafgesetze  zu  bi 
Reichs-Strafgesetzbuch  voi 
ibe  besteht  übrigens  nur  g< 
ber  dem  Adressaten.  Ist  z 
?alle  der  wirkliche  Schaden 
,  und  nicht  bloa  im  Verhftl 
.mbuch  a.  a.  0.  p.  37. 

28.  Oct.  1871  §.  8—10. 
:ommandirter  Sendungen  w 
-ecommandirter  Pake  tson  dun 
on  14  Thalern  geleistet  we 
r  ge wohnliche  Pakets endung 
Dambach  a.  a.  0.  p.  4 
n  Posten  sind  diejenigen  Tra 
che  der  Staat  für  eigene  Ri 

und  bei  welchen  eine  reg. 
len    festgesetzt   ist.     Preus 

ibeforderung  ist  zwar  die 
Haftpflicht  der  Posth alter 
einen  Rechtsgrundsätzen  P! 
m  28.  Oct.  1871  §.  11.  ü« 
i  im  Falle  des  Todes  eines 
üegungskosten,  nicht  aber  dii 
anders  bei  den  Eisenbahnen 
29  Anm.  1.  —  Der  Ersatzan 
effenden  Bezirks  gerichtet  v 
onaten,  vom  Tage  der  Ein! 
des  Reisenden  an  gerechnet 

i  28.  Oct.  1871  8-  15.  Di 
Rucksicht  auf  den  Ort  des 
i  nur,  wenn  solche  bereits 
n  sie  erst  auszubrechen  dro 

§.    435. 

igel  nach  verpflichtet,  die 
gen  nur  an  denjenigen  zu 
tefc.  Insbesondere  ist  da 
h  der  bei  strafgerichtliche: 
ilprocessualischen  Fällen  i 
lahmen  {').  Andererseits  i 
is  Geschäftsbetriebes  und 
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digkcit  eines  täglichen  Verkehres  mit  i 

nen  nicht  diejenige  Sorgfalt  zur  Fflichl 

Privat  verkehre   die  Regel   bildet;     es 

cums,    durch  eigene  Vorsicht  sich  gej 

beschützen.  Daher  ist  die  Postverwaltu 

der  Sendungen  nicht  verantwortlich,  w 

die  an  ihn  eingehenden  Sendungen  seit 

iueh  liegt  in  diesem  Falle  der 

i  Abkommens  eine  Prüfung  der 

i;    ebensowenig  ist  sie,  naehde 

rBschein  dem  Adressaten  hat  a 

htheit  der  Unterschrift  und  de 

1  Ablieferungsscheine  zu  unte: 

en  zu  prüfen,  welcher  unter  V 

rsscheines  oder  bei  nicht  decli 

i  Begleitbriefes  die  Aushändigu 

Reichsgesetg   vom  28.  Octbr,   18 
rt.  3    §.  141.  142.     Pronssen, 

ifgehcimnisa  bezieht  aieb  nicht  bl 
jspondirenden  Personen,  sondern 
ote  durch  eine  stattgehabte  Com 
hat,  also  z.  B.  auch  auf  die  A 
•  don  Inhalt  einer  Adresse  etc.  Pi 
362.  Ueber  die  criminelle  Best 
ng  des  Briefgeheimnisses  vgl. 
358.  —  Ein  Reichsgesetz  über  d 
noch  nicht  ergangen. 
I  Reichsgesetz  vom  28.  Oct.  1871 
'erden  reglementsmässig  demjenig 
gsorte  zur  Empfangnahme  meldet  i 
imirt;  in  letzterer  Beziehung  ei 
les  Postbeamten,  eine  besondere 
rieben.  Vgl.  im  Einzelnen  Dam 
fträger  oder  Postbote  Über  die 
en  Diensteid  anzeigt,  ist  bis  zun 
ad  richtig  anzunehmen.  Reichs j 
abwürdigkeit  der  diensteidlichen 
»ich  nach  den  allgemeinen  Grund; 


ie  Gebühren  für  die  Befördern] 
Postanstalt  nur  nach  gleichmfi 
normirten  Sätzen  erhoben  wen 
:  1)  Bei  Briefen  ohne  Untersch 
wichte ,  je  nachdem  dasselbe 
j  jedoch,  dass  bei  unfrankirten 
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Sendungen ,  abzuschliessen  (10).  10)  Der  Tarif  für  den  Verkehr  mit 
anderen  Postgebieten  richtet  sich  nach  den  bestehenden  Poetver- 
trägen ("). 

(*)  Das  frühere  Bundesgesetz  über  das  Posttaxwesen  vom  4.  Not. 
1867  ist  nunmehr  durch  das  Reichsgesetz  vom  28.  Oct.  1871  ersetzt.  Das 
neuere  Posttaxwesen  beruht  auf  denjenigen  Grundsätzen,  welche  zuerst 
in  England  nach  dem  Vorschlage  von  Rowland  Hill  (Postoffice-Reform 
Lond.  1837)  durch  Gesetz  vom  17.  Atig.  1839  in  Ausführung  gebracht 
wurden.  Diese  Grundsätze  sind  namentlich  1)  möglichste  Niedrigkeit, 
Gleichmässigkeit  und  Einfachheit  des  Briefportos;  2)  Berechnung  des 
Portos  nach  der  directen  Entfernung;  3)  indirecter  Francozwang.  YgL 
Rau,  Lehrbuch  III.  §.  213  ff.  v.  Mo  hl,  Polizei  Wissenschaft  3.  Aufl.  IL 
§.  1^9.  Die  Verwaltung  der  Post  als  öffentliches  Culturinstitut,  im  Ge- 
gensatz zur  fiscalischen  Ausbeutung  als  Regal,  ist  damit  von  selbst  ge- 
geben. S.  auch  die  Verhandlungen  Über  das  Posttaxgesetz  vom  2.  Nov. 
1867  bei  Koller,  Archiv  Bd.  1  p.  88  ff.  Vgl.  noch  F.  Perrot,  Die 
Anwendung  des  Penny- Porto -Systems  auf  den  Eisenbahntarif  und  das 
Paketporto.     Rost.  1872. 

(2)  Hienach  beträgt  das  Porto  für  den  einfachen  Brief  bis  zu  IS 
Grammen  einschliesslich  1  Sgr.,  bei  grösserem  Gewichte  2  Sgr. ;  das  Zu- 
schlagsporto  beträgt  1  Sgr.  ohne  Unterschied  des  Gewichtes.  Portopflichtige 
Dienstbriefe  werden  mit  einem  Zuschlagsporto  nicht  belegt,  wenn  die 
Eigenschaft  derselben  als  Dienstsache  durch  die  gehörige  Bezeichnung 
auf  dem  Gouvert  vor  der  Postaufgabe  erkennbar  gemacht  worden  ist 
Reichsgesetz  über  das  Posttaxwesen  vom  28.  Oct.  1871  §.  1. 

(3)  Das  Paketporto  beträgt  hienach  bis  5  Meilen  2  Pf.  pro  Pfund, 
bei  5-10  Meilen  4  Pf.,  bei  25—30  Meilen  1  Sgr.,  bei  50-90  Meilen 
2  Sgr.,  bei  Über  150  Meilen  3  Sgr.  in  relativ  fallender  Progression,  wobei 
Überschiessende  Gewi chtsth eile  unter  einem  Pfunde  für  ein  volles  Pfand 
gerechnet  und  gewisse  Minimalsätze  für  ein  Paket  ohne  Rücksicht  des 
Gewichtes  erhoben  werden.     Posttaxgesetz  vom  28.  Oct.  1871   §.  2. 

(4)  S.  die  speciellen  Tarifsätze  im  Posttaxgesetze  vom  28.  Octbr. 
1871  §.3.     Obst  a.  a.  O.  p.  25. 

*  (5)  Posttaxgesetz  vom  28.  Oct.  1871  §.  2.  8.  5. 

(6)  Posttaxgesetz  vom  28.  Oct.  1871  §.  6. 

O  Posttaxgesetz  vom  28.  Oct.  1871  §.  7.     Nebengebühron ,  insbe- 
sondere Bestellgebühren,  Gebühren  für  Postscheine,  Gefachgebühren,  Pack-    | 
kammergeld  etc.  dürfen  nicht  erhoben  werden;     ingleichen   ist   auch  das 
Landbriefbestellgeld  zufolge  Reichstagsbeschluss  aufgehoben  ibid.  §.  8. 

(8)  Posttaxgesetz  vom  28.  Oct.  1871    §.  9. 

(9)  Posttaxgesetz  vom  28.  Oct.  1871  §.  10.  Mindestens  ist  für  jede  1 
abonnirte  Zeitung  jährlich  der  Betrag  von  4  Sgr.  zu  entrichten. 

(10)  Bundesgesetz  vom  5.  Juni  1869  betr.  die  Portofreiheiten  im 
Gebiete  des  Nordd.  Bundes  (dargestellt  und  erläutert  von  G.  F.  Beut-  ' 
"er  potsd.  1870).  Hienach  verbleibt  die  Portofreiheit  den  regierendes  j 
liundesfürsten,  deren  Gemahlinnen  und  Wittwen  in  dem  bisherigen  Um-  4 
lange ;  sie  besteht  ferner  für  Postsendungen  jeder  Art  in  reinen  Bundes-  ■" 
dienst- Angelegenheiten,    wenn  die  Sendungen  von  einer  Bundesbehörde 


'erkehr.     V.  Die  P 

isloliörda  geriebt 
o  in  Militär-  und 
igenboiten ,  bish< 
en.  Sendungen, 
iehtet  Bind,  wei 
bebandelt.  Por 
.oasenen  Staats  ver 
leset;  nicht  berfll 
Inndes-Postcasse  | 
it  b.  im  Postgea 
die  Bekann tmact 
pondenz  zwiachei 
tiv    vom    15.    D. 

.  Oct.  1871  §.  1 
.en  Staaten  vom 
ind  14.  Mai,  31. 
iit  Norwegen  voi 
mit  Belgien  von 
mit  den  Niederl 
;  mit  Schweden 
Kirchenstaate  v( 
.870;  mit  Frankr 
2;  mit  Lnxembt 

§.437. 

an  vollkommen 
dangt,  daes  d< 
durch  welche  g( 
beschwert  oder 
sehte,'  welche  d< 
iräumt  sind:  1)  1 

, r ,  -jwie  Briefträger 

Aar  ™— :"htnng  von  Chausseegeldern  und  an 
befreit,  auch  gegenüber  den  zur  E 
ihtigten  Gemeinden,  Corporationen  o 
eschadet  wohlerworbener  Rechte  (')■ 
selchen  die  gewöhnlichen  Postwege 
m  eind,  können  die  ordentlichen  P< 
«n,  Curiere  und  Estafetten  sich  der 
and  selbst  über  ungehegte  Wiesen  i 
»chadet  des  Rechtes  der  Eigenthümei 
Fuhrwerk  touas  den  Posten  auf  das 
4)  Wenn  den  Posten  unterwegs  ei: 
Ln  wohner  der  Strasse  verbunden,  d 
mmen  erforderliche  Hülfe  gegen  voll 
it  zu  gewähren  (4).  5)  Die  Thorwache: 
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beamten  sind  verpflichtet, 
liehe  Signal  schleunigst  s 
Ueberfahrt  unverzüglich  b 
sten,  Extraposten,  Curiere 
ledigen  Gespanne  zurückk 
stattet ;  auch  darf  das  Im 
Arrestes  oder  der  Executi 
7)  Die  vorachriftsmässig  f 
pferde  und  Postillone  dür 
munalbedurfnisse  zu  leial 
werden  (7).  8)  Auf  Requi 
und  Stenerbeamten  und  d 
ung  von  Postübertretungei 
berechtigt,  unbezahlt  gebli 
Gebühren  nach  den  für 
stehenden  Vorschriften  ex 
quirten  steht  jedoch  die  E 
träge,  die  in  unanbringlicl 
aus  dem  Verkaufe  der  v 
Siessen  nach  Abzug  des  ] 
armen-  oder  Unterstützung 
(Postanweisungen,  Postvoi 
gen  und  mit  zurückgelass* 

(l)  Diese  Befreiung  gei 
als  Ersatz  für  ordcntlicho  1 
und  von  Reisenden  und  der« 
vom  28.  Oet.  1871  §.  16. 
vom  5.  Juni  1852  §.  20. 
§.  1 1.  Bnndesgosetz  vom  2.  Ni 
Corporationen  und  Privatpe 
cationsabgaben  nnr  dann  be 
besonderen ,  von  ihnen  spe 
Darabach  a.  a.  0.  p.  60. 

(a)  Reichsgcsetz  vom  ' 
Nothfällon  auch  auf  Brieftra 

(-1)  Reichsgesetz  vom 
Rechtes  durch  Postillone  ist 
anweisu n gen  zu  verhüten. 

(4)  Reichsgcsetz  vom  ' 
gerung  der  schuldigen  Hulft 
Polizeibehörde  zu  wenden , 
Nähe  befindliche  Personen  z 
über  Zeit  und  Mass  der  Ent 
Grnndsätze  des  öffentlichen  ] 
dts  Strafbeatimmung  in  g.  36 


Verkehr. 

ohnfuhrlen 
■n  in  Falk 
i  vom  2. 
i  Koller 
28.  Oet.  1 
dieser  Voi 
8.  Comp  elf 

und  Post 
ssetz  vom  2 
irend  des 
ilbeborde  i 
sich  tl  ich  < 
i.  L.  B.  1 
ngen. 

8.  Oct.  181 
g  von  Poi 
hilmachur.] 

mit  der 
Selbatversl 
welche  ein 
liehen  Bed 
leben  den 
iicht.    P  r  € 

8.  Oct.  18 
28.  Oct.  ] 
indere  Bet 
'ablicnm  e 
>ie  Form  de 
.te  geltend 
sondern  t 
liezu  auf  i 

28.  Oct.  lt 
i  ohne  Zin 
men    die    { 

verlorene 

g.    43 

nung  des 

latimmung 

sondere  i 

amtlich  bekannt  zu.  machendes  Regl 

rertragamaeuige  Festsetzung  zw: 

e  sie  benützen,  angesehen  wer 

Dg  der  Poetanstalt  zu  beobacht 

Ibe  bat  insbesondere  zu  enthalt 

irae  aller  behufs  der  Befördern] 
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Gegenstände;  2)  dos  Maximalge? 
Bedingungen  der  Rückforderung 
Vorschriften  über  die  Behandlung 
Bestimmungen  wegen  schliesslich 
liehen  Sendungen;  5)  die  Bezei< 
die  Post  unzulässigen  Gegenständ 
ungen,  Yor&chuBBsendungen  und 
die  Post,  für  Sendungen  von  Dn 
stern,  Oorrespondenzkarten,  reco 
ung  von  Sendungen  mit  Behänt 
wegen  Postsendungen  und  Uebei 
nungen  über  die  Art  der  Bestellt 
Gegenstände  und  die  hiefür  zu  ei 
die  Gebühren  für  Bestellung  der 
und  Pakete,  der  'Werthsendungei 
fettenbeförderung ;  8)  die  Beding 
senden  mit  den  ordentlichen  Post 
ung  des  Personengeldes  und  der 
giergut;  9)  die  näheren  Anordni 
ung  von  Porto,  sowie  die  dafür  i 
Ordnungen  zur  Aufrech thal hing  c 
Anatandes  auf  Posten ,  in  den  '. 
Ausserdem  können  jedoch  auch 
das  Gesetz  darüber  Verfügung  g< 
geordnet  werden  (2). 

(')  Reichsgesetz  vom  28.  Oct. 
Postgesetze  ist  unterm  30.  Nov. 
worden ,  an  Stelle  des  früheren  Re 
selben  bei  Obst  a.  a.  0.  p.  62.  ; 
Anordnungen  unterliegen  der  Bes 
den  inneren  Postverkehr  Bayerns  i 
tKren  Anordnungen  den  zuständige] 
(vgl.  Reich a Verfassung  art.  52  und  d 
1870  betr.  den  Beitritt  jener  Staatei 

(2)  Vgl.  Dambach  a.  a.  0. 


Die  Uebertretungen  auf  dei 
der  1)  Verletzungen  der  den  Postei 
wodurch  der  Postdienst  gestört 
der  Post  in  den  ihr  gesetzmäse 
tere  sind  wieder  verschieden,  je  i 
gewisse  Arten  der  Beförderung  ( 
Postgefälle  verletzt  wird  (Portoi 
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Quellen:    Reicht 

graphenordnung  für  das 

die  Telegraphen  -  Freimai 

nebst   Reglement  vom  17 

21.  Juli  1868.     Deutsch- 

Bayern,  Gesetz  vom  6 

Nettes.     Gesetze  vom  10. 

igung  des  Telegraphennetzes.     Telegraphenordnung  vom  24.  Dec.  : 

reich,  Cab.-Ordre  vom  16.  Jan.  1847.    Begulativ  vom  6.  F  ' 

Literatur:  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Auf 
Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.  204.  v.  Stubenrauch 
Stein,  Handbuch  der  Verwaltungslehre  p.  222.  Bau,  Lei 
v.  Mohl,  Polizeiwissensciiaft  3.  Aufl.  II.  §.  180.  Grc 
Staatsrecht  der  Gegenwart  §.  186.  Knies,  der  Telegrapi 
Tüb.  1857.  Fuchs,  Einige  Fragen  aus  dem  Telegraphe 
Bd.  43  p.  94  ff.  Busch,  Beitrag  eum  Telegraphenrecht, 
p  lff.  Mittermaier,  Das  Telegraphenrecht,  Civ.  Archiv  E 
p.  1.  Fr.  Meili,  Das  Telegraphenrecht,  eine  civilistische 
1871.  J.  Ludewig,  Die  Telegraphie  in  Staats-  und  privatt 
vom  Standpunkte  der  Praxis  und  des  geltenden  Rechtes  Lei\ 
baeh,  Das  Telegraphen ■  Strafrecht  Berlin  1872.  F.  Seri 
in  relaiione  alla  Jurisprudensa  civile  e  eommerciale  Pavia  • 

§.  440. 

Der  Telegraph  ist  eine  öffentliche  Yerkehrsa 
auf  der  Anwendung  der  eleetro-magnetischen  Kraft 
erzielte  ausserordentliche  Schnelligkeit  der  Mittbeili 
Bten  Entfernungen  macht  ihn  zu  einem  der  wichtig 
tionsmittel  und  er  ist  insoferne  als  ein  im  höchsten 
ter  Zweig  des  Postwesens  anzusehen  (*).  Der  1 
Regel  nach  eine  Staatsanstalt  und  wird  daher  vom 
und  verwaltet  (■');  doch  ist  1)  den  Privat -Eisenbah 
die  Errichtung  von  Telegraphenlinien  für  die  Bedö 
nen  Dienstes  gestattet  (4);  ebenso  können  2)  Gommn 
Verbindungen  und  Stationsanlagen  für  eigene  Rechi 
betreiben,' wenn  Staatstelegraphen  an  dem  betref 
besteben  (6).  Soweit  die  selbständige  Begründung 
Unternehmungen  auch  Privatpersonen  (Gesellschs 
ist,  bedarf  es  hiezu  in  jedem  Falle  der  Genehmigt 
walt;  in  keinem  Falle  finden  auf  die  Telegraphie  d 
freien  Gewerhebetriebes  Anwendung  (°).  Im  Gebi< 
Reiches  wird  das  Telegraph enwesen  nach  gleichen 
die  Post  als  einheitliche  Staatsanstalt  eingerichtet  i 
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sind  die  Einnahmen  daraus  für  das  ganze  Reich  gemeinschaftlich  (?). 
Die  Verwaltung  der  Telegraphie  beruht  hauptsächlich  auf  den  1850 
zwischen  Preussen  und  Oestreich  abgeschlossenen  und  später  nament- 
lich durch  die  internationalen  Verträge  vom  17.  Mai  1865  und  21.  Juli 
1868,  sowie  durch  den  Deutsch-  Oestreichischen  Telegraphenvertrag 
vom  25.  Oct.  1868  fortgebildeten  Vereinbarungen;  dieselben  gelten 
zwar  zunächst  für  den  internationalen  Telegraphenverkehr,  sind  je- 
doch in  der  Hauptsache  auch  für  den  internen  Verkehr  massgebend 
erklart  (8). 

(*)  Obgleich   der  Gebrauch   optischer  und  akustischer  Signale   zum 
Zweck  rascher  Mittheilung   in   die   Ferne   schon  im   Alterthume  bekannt 
and  namentlich  bei   den  Fersern   eine  förmliche  Fackelt  elegraplue  ausge- 
bildet war,    so  konnte  doch  diesen  Methoden,    sowie   auch   dem   noch  in 
;    der    ersten    Hälfte     dieses     Jahrhunderts      in    Anwendung     gewesenen 
!    Systeme    der  optischen  Staatstelegraphen   die  Bedeutung   eines   Verkehrs- 
!    mittels  nicht  beigelegt  werden.     Eine  solche  Bedeutung  erlangte  erst  der 
electro-magnetische  Telegraph,  der,  beruhend  auf  den  älteren  Entdeckun- 
|    gen  Galvani's   und  seines   Schülers   Alexander  Volta  zu   Paris,    ziemlich 
I    gleichzeitig  1837  durch  Wheatstone,  Steinheil  und  Morse  zur  Ausführung 
gebracht  wurde.     Quarterly  Review  Juni  1854.  J.  Lud  ewig,  Die  Tele- 
graphie Leipz.  1872  p.  1  ff.  B 1  o  c  k 's  Dictionnaire  de  la  politique  II.  art. 
telegraphie.     Vgl.    Über    die   Einrichtung    des    optischen   Telegraphen   in 
,    Preussen  die  Cab.-Ordre  vom  28.  Oct.  1837.  —    Nicht  hieher  gehört 
!    die  Anlegung  electrischer  Leitungen  für  Privatzwecke    (in  Hotels,  Fabri- 
ken etc.),   auf  welche  den  öffentlichen  Behörden,  abgesehen  von  allgemei- 
nen baupolizeilichen  Bücksichten,  eine  Einwirkung  nicht  zusteht. 

(2)  Daher  unterliegt  die  Rechtsordnung  des  Telegraphenwesens  den 
;  gleichen  Grundsätzen  wie  die  des  Postwesens  oder  ist  seine  Leitung  mit 
|    der  des  letzteren   vereinigt.     Reichsverfassung  von  1871  art.  4.  48 — 52. 

i  B|iycrn,  Verordnung  vom  16.  Sept.  1868  betr.  die  Verwaltung  und 
den  Betrieb  der  K.  Verkehrsanstalten.  Oestreich,  Verordnung  vom 
19.  Oct.  1851.    v.  Mo  hl  a.  a.  0.  p.  487. 

(3)  Reichsverfassung  von  1871  art.  48.  Vgl.  darüber  Rau,  Lehr- 
buch HL  §.  219b.  v.  Mohl  a.  a.  0.  §.  180.  J.  Ludewig,  die  Tele- 
graphie p.  21  ff.  Als  ein  Staatsgewerbe  (Monopol)  kann  jedoch  die  Tele- 
graphie nicht  anerkannt  werden. 

(4)  Vgl.  oben  §.  422  Anm.  15.  Dieses  Recht  muss  den  Privat- 
Eisenbahnunternehmungen  zugeschrieben  werden ,  auch  wo  es  nicht  aus- 
drücklich in  Concessionsurkunden  oder  Gesetzen  ausgesprochen  ist.  J.  Lu- 
dewig a.  a.  0.  p.  20  ff. 

(5)  Bekanntmachung  der  Qeneraldirection  der  Telegraphen  des  Deut- 
schen Bundes  vom  2.  März  1869.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl. 
IL  §.  477. 

(6)  Oestreich,  Cab.-Ordre  vom  16.  (25.?)  Jan.  1847.  Bayern, 
Gewerbegesetz  vom  30.  Jan.  1868  art.  32.  S.  auch  das  E.  Sachs.  Ge- 
setz vom  21.  Sept.  1855.  Auf  telegraphische  Anlagen  für  Privatzwecke 
findet  dies  keine  Anwendung.  Vgl.  0.  Dambach,  Das  Telegraphen- 
Strafrecht  Berlin  1872  §.  3.     Die  Genehmigung  zur  Anlage  von  für  den 
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allgemeinen  Verkehr  bestimmte 
giernngen,  sondern  den  Reichs' 
vom  27.  Dec.  1851  §.  1 ;  das  nie 
das  Schweizer  Gesetz  vom  20. 

C7)  Reichsverfassnng  von 
Bayern  nnd  Würtemburg  nebi 
nähme  Stellung  ein.  Reichsverß 
anf  die  Anlage  Öffentlicher  Te 
(oben  §.  196)  Anwendung.  Ue 
Verwaltungen  gegenüber  der  B 
desrathsbeschluss  vom  25.  Jun 
vom  21.  Aug.  1869.   v.  Bonn 

(8)  Vgl.  v.  Rönne,  Prei 
serdem  den  Special-Telegraph  ei 
1868.  Das  neueste  Telegraphen- 
Reichskanzler  unterm  21.  Juni 


Die  wesentlichsten  Best 
den  Telegraphen- Ordnung  sii 
den  öffentlichen  Verkehr  bei 
zn ;  jedoch  hat  jede  Yerwaltui 
zeitweise  ganz  oder  zum  Th< 
von  Correspondenz  zu  schlief 
ist  in  jeder  Beziehung  auf  c 
theilung  von  Depeschen  an 
3}  Die  Aufgabe  von  Depesch 
bei  den  Telegrapbenstationen 
lieh  der  Zeit  der  Aufgabe  sii 
permanentem  Dienet,  b)  mit 
schränkten)  Tagesdienst  ringt 
können  nach  allen  Orten  auf 
nen  Telegraphen-Yerbindnngi 
Theile  desselben  die  Gelegt 
Weiterbeförderung  von  der  ä 
Aufgeber  bezeichneten  Telegr 
Post  oder  durch  Expressen. 
mit  der  Bezeichnung:  Station 
Original  der  zn  befördernden 
oder  lateinischen  Buchstaben 
welche  sich  durch  den  Telegi 
vollständig  geschrieben  sein; 
sein,  dass  die  Bestellung  ai 
langen  nnd  Zweifel  erfolgen 
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(')  Telegraphenordnnng  vom  : 
a.  a.  0.  p.  99. 

(2)  Telegraphen  Ordnung  vom  2 
von  1870  §.  855.  Telegraphen- Bean 
ter  3  Monaten  bestraft,  wenn  sie  Depi 
setze  vorgesehenen  Fällen  eröffnen  < 
Inhalte  Dritte  rechtswidrig  benachric 
lieh  eine  solche  Handlung  gestatten 
tlbor  0.  Dambach,  Das  Telegraphc 

53)  Telegraphenordnnng  vom  2 
')  Telegraphenordnung  vom  2' 
6)  Telegraphenordnnng  vom  2 
die  erforderlichen  Angaben  nicht  ent 
angenommen  werden,  jedoch  sind  di< 
iger  Depeschen  jedenfalls  vom  Abse 
Depeschen  ist  freigestellt,  darf  jede 
Reichs-Telegraphengebietes  gelegenen 
als  50  Worte  betragen.  Durch  den  ' 
long  von  Baarzablungen  mittelst  & 
bis  zam  Betrage  von  50  Thalern  b 
sebrift  der  Instruction  vom  27.  Dec. 
recht  3.  Aufl.  II.  %.  477.  Ludewi 
(B)  Telegraphenordnnng  vom  2 
Depeschen  werden  angesehen  1)  dieji 
geheimen  Buchstaben  besteht;  2)  die 
fern  oder  Buchstaben  vorkommen,  i 
Aufgabestation  unbekannt  ist;  3) 
Sprache  abgefasste,  für  die  corresp> 
Satze  enthalten  oder  Worte,  welche 
tun  Sprachen  vorkommen.  Depeschen 
und  Getreide  preise  etc.  enthalten,  v 
angesehen.  Geheime  Frivatdepeschen 
sehen  Stationen  zweier  Staaten  gewe 
Correspondenz  zulassen.  Bis  jetzt  sii 
reich,  0  est  reich,  Ungarn,  Persien,  '. 
Staatsdepeschen  können  in  beliebiger 
werden;  sie  müssen  als  selche  bezeic 
beglaubigt  sein.  lieber  semaphoriscl 
vom  21.  Juni  1872  §.  9. 

(■')  Telegraphenordnnng  vom  21 
Notwendigkeit  einer  solchen  Contrc 
wig  a.  a.  0.  p.  111  ff.  Gegen  die  i 
eine  Station  steht  der  Becurs  an  di 
Verwaltung  zn,  gegen  deren  Entscl 
stattfindet. 

(s)  S.  das  Bundesgesetz  vom  '. 
von  Telegraphen-Freimarken  und  die 
S.  auch  das  Strafgesetzbuch  von  187< 
(5)  Telegraphenordnnng  vom  21 
(10)  Telegraphenordnnng  vom  2 
die  einfache  Depesche  betragt  für  die 
fUr  die  dritte  Zone  15  Sgr.;  für  den  ' 


GebOl 
alle  V 
!   »« 

ond 

r  alle 

feilst« 

ien,  bc 

r  vor; 

Harems,    WHrtembergs    und  B 

Depesche  ohne  Rücksicht  der  E 

in  Baden  halbe  Depeschen  bis 

"e  Vorschriften  bezüglich  der 

(ll)   Tel e grap he n Ordnung 

swig  a.  a.  0.  p.  128  ff. 

P"j)  Telegraphenordnung 

(,3)  Telegraph  enordnung 

ese  wichtige  Bestimmung  Be 

1.  1858   p.  298  ff.     W.  Koc 

.  p.  849  ff.    Mittermaier, 

863)  p.  1  ff.    Lndewig  a. 

(")  Die  Telegraphen-  Verg 

n,  je   nachdem  sie  von  Einz 

ilegraphie,  oder  von  Telegrap 

r  Beziehung  das  Strafgesotzb 

318—820.  355.  358.     Vgl. 

ten-Strafrecht  Berlin  1872. 

VII.    Dli 


Privatverkehwmittel  sin 

i  den  allgemeioen  Verkehr 

autelten,  sondern  auf  privat 

ieb  solcher  Verkehrs-  ond 

»er  Zweig  der  Handelsgescl 

l  Allgemeinen  den  gewfihi 

betriebes  [').     Hievon  finden 

nahmen  statt,  welche  theils  i 

öffentlicher  Anstalten,    thcil 

Ordnung  und  Controle  diese 

den.  Hauptsächlich  gehören  1 

die   private  Beförderung   vo: 

""hliesBliche  Recht  der  Posts 

richtong  und  der  Betrieb 

Oase  mittelst  Fähren  (Näh 

swillignng    nnd  Regelung 

iluikutscher,  Stellwagen-  a 
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polizeiliche  Vorschriften  hinsichtli 
betrieben  erlassen  Verden  (*)■  4) 
Verkehres    innerhalb   der   Orte   < 

Transportmittel  (Wagen,  Sänften,  Gondeln,  Pferde  etc.)  zu  Jeder- 
manns Gebrauche  unterliegt  der  polizeilichen  Regelung  und  können 
für  solchen  Betrieb  von  der  Ortepolizei-  in  Uebereinstimtnung  mit 
der  Gemeindebehörde  Ordnungen  erlassen,  insbesondere  die  Vergüt- 
ung für  solche  Dienste  mittetet  öffentlicher  Taxe  (Tarif)  geregelt  wer- 
den; das  gleiche  gilt  auch  für  Dienstleute  und  Fremdenführer,  die  auf 
öffentlichen  Strassen  und  Plätzen  ihre  Dienste  anbieten  (°).  5)  Die 
Gemeinden  sind  berechtigt,  für  die  Verrichtungen  von  Güterschaff- 
nern,  Schrötern,  Güterführern,  Gepäck-  und  Lastträgern  bestimmte 
Personen  mit  ausschliesslicher  öffentlicher  Rechtewirksamkeit  und 
Glaubwürdigkeit  aufzustellen  und  ortBpolizeiliche  Bestimmungen  dafür 
zu  erlassen,  deren  Uebertretung  mit  Strafe  bedroht  ißt,  Das  gleiche 
Recht  steht  auch  anderen  öffentlichen  Behörden  und  Anstalten  (Bahn- 
Verwaltungen,  Postbehörden,  Dampfschifftahrtsverwaltungen  etc.)  in- 
nerhalb ihres  Dienstkreises  zu  (6). 

(')  A.  D.  H.G.B.  art.  271.  272.  Vgl.  unten  in  Titel  III.  Auf  die 
Ausübung  des  Privat-Tra  Deportgeschäfts  finden  daher  auch,  soweit  es  als 
besonderer  Handelszweig  in  Betracht  kommt,  die  Grundsätze  des  Handels- 
rechts Anwendung.  VgL  auch  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  8.  Aufl. 
%.  2u3.  v.  Stubenrauch  a.  a.  0.  II.  §.  524.  Nach  dem  Oestreich. 
üöwerbegesetzo  vom  20.  Dec.  1859  §.  16  gehören  Privat-Transport Unter- 
nehmungen zu  deu  concessionirten  Gewerben;  s.  dagegen  das  Bayr.  Ge- 
werbeguaetz  vom  30.  Jan.  1868  art.  8. 

(')  Vgl.  über  die  moderne  starke  Einschränkung  der  postalisch! 
Vorrechte  oben  §.  433. 

(3)  Bundes-Gewerbeordnnng  vom  21.  Juni  1869  §.  6,  wonai 
dieses  Gewerbegesetz  auf  öffentliche  Fahren  keine  Anwendung  finde 
Preussen,  A.  L.  K.  I.  15  g.  50.  51.  Gewerbegesetz  von  1845  §. 
45.  46.  Gesetz  vom  4.  Juli  1840  betr.  die  Befugniss  zum  Uebersetzi 
vom  linken  zum  rechten  Rheinufer.  Gab. -Ordre  vom  27.  Dec.  1846  bet 
den  Normalfährtarif  bei  den  Privatfähren  der  Rheinprovinz.  Baycn 
Gewerbegesetz  vom  30.  Jan.  1868  art.  18.  Baden,  Gewerbegeseta  vo; 
20.  Sept.  1862  art.  18.  Oestreich,  Patent  zum  GewerbegeseU  vo 
20.  Dec.  1859  art.  V.  n.  Min.-ErUss  vom  27.  März  1864.  Fähren  M 
Prahmen  zum  eigenen  Gebrauche  kann  sich  jeder  Anwohner  eines  Flu» 
frei  halten.  Vgl.  noch  oben  §.  216.  —  Im  Allgemeinen  baben  die  Ui 
teruehmer  öffentlicher  Fähren  die  Verpflichtung,  die  Fassage  an  dem  b 
stimmten  öffentlichen  Uebergangspunkte  fortdauernd  in  polizeilich  anei 
kannter  Sicherheit  zu  erbalten;  die  polizeiliche  Gontrole  bezieht  sie 
hauptsächlich  auf  die  Qualificution  des  Fährpersonals  und  die  Belastung: 
fähigkeit  und  Beschaffenheit  des  Fahrzeuges.  —  Die  Ausübung  eint 
Fäbrgerechtsame  seit  unvordenklicher  Zeit  bebt  die  Nbth wendigkeit  de 
öffentlichen  Conceasion  nicht  auf.  Preuss.  Ob.-Trib.-Erk.  vom  18.  De« 
1856.  Vgl.  auch  Donauschififahrtsacte  vom  7.  Nov.  1867  art.  2.    Vertra 


bemng.    I.  Ir 

rom  30.  Sepl 
k  0.  I    %. 
I.  8.  143.  1 
stritt  oder  v 

sselzbuch    vc 

)  Land  -    niii 

Sov.  1822). 

esetz  vom  31 

wieaen  Urenzen  gebort  hiener  auch  die  Bestie 

Ordnung  rom  21.  Juni  1869  §.  37,  soweit  närc 

lieh  angeboten  werden. 

(b)  Bandes- Gewerbeordnung  vom  21.  Ja: 
Gewerbegesetz  vom  30.  Jan.  1868  art.  16. 
1871  art.  152.  Oestreich,  Gewerbegesetz 
Min.-Erlass  vom  27.  Mari  1864.  Der  solchen 
nicht  entsprechende  Betrieb  kann  untersagt  * 
für  die  Strassen  -Fahrgewerbe  etc.  haben  sie 
nng  dieses  Gewerbes  selbst,  sondern  auch  a 
lassung  zu  demselben  zu  erstrecken.  Preus 
ordnnng  von  1869  I.  §.  14.  Hess.  Instructi 
lizeiliche  Regelung  erstreckt  sich  auch  auf  die 
besonderer  Namen  und  Abzeichen,  sowie  zu 
ung ;  ferner  (bei  Fremdenführern)  auf  die  Ai 
und  bestimmter  dem  Reiseverkehr  entsprechet 
Gewerbegesetz  vom  23.  Juni  1868  §  8.  Inst 
von  1869  8-  23.  lieber  die  Aufstellung  der 
oben  §.  427  Anm.  2. 

f6)  Bundes -Gewerbeordnung  vom  21.  . 
dürfen  solche  Dienste,  soweit  es  rechtlich  ; 
werden ,  jedoch  ohne  die  dem  öffentlich  aufj 
den  Berechtigungen.  8.  dagegen  das  Bayi 
1871  art.  152. 

Capltel  6. 
Die  T«rsicherii| 


§.  443. 
Die  Versicherung  (>)  bezweckt  die  E 
gen  durch  Begründung  eines  Rechtsausp; 
für  Vermogensverluste,  welche  ohne  Verse 
Unglücksfälle  bewirkt  werden  können  (2). 
blossen  Motive  für  die  Eingehung  oder  Mo 
artigsten  Rechtsgeschäfte  zu  einem  besond 
ferne  alle  von  gemeinsamer  Gefahr  Bedro 
gemeinschaftliche  Rechnung  oder  auf  Re 
fremden  Unternehmers  einen  gemeinsame 
ans  welchem  die  von  einem  Verluste  wi 
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Entschädigung  erlangen  könne] 
keita-  und  Prämienveraichenuif 
und  Verwaltung  jenes.  Fonds  f 
steht  das  eigentliche  Wesen  de 

Übung  dieses  Betriebes  beruht .  ..__  __    _, 

portgeschäfte ,  in  den  einzelnen  Fällen  auf  spociellem  Vertrage  zwi- 
schen Versicherer  und  Versicherten  (6);  da  jedoch  die  durch  Ver- 
sicherung bewirkte  Festigkeit  und  Sicherheit  der  Werthverhältiii&sc 
namentlich  auch  hinsichtlich  des  Creditwesens  zu  den  allgemeinen 
Erfordernissen  der  Erwerbsthätigkeit  gehört  und  nicht  bloss  das  In- 
teresse der  Versicherten  selbst,  sondern  vieler  anderer  Personen 
(Gläubiger,  Nachbarn,  Verpächter,  Vermiether  etc.)  dabei  betheiligt 
ist,  so  bildet  die  gute  und  vertrauenswürdige  Ordnung  und  Hand- 
habung des  Versicherungswesens  eine  öffentliche  Angelegenheit  un" 
wird  von  Öffentlichen  Organen  entweder  ausgeübt  oder  beaul 
sichtigt  (*).  Hiernach  ist  das  Versicherungswesen  nach  den  Grünt 
sätzen  öffentlicher  Erwerbseinrichtungen,  nicht  nach  denen  des  freie 
ErwerbsbetriebeB  zu  behandeln.  Im  deutschen  Reiche  unterliegt  di 
Versicherungswesen  der  Gesetzgebung  und  Beaufsichtigung  de 
ßeichsgewftlt  0. 

0)  t.  Könne,  Preuss.  Staatsrecht,  3.  Aufl.  IL  §.  487.  Pözl,  Bay 
Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  142—146.  v.  Stuben  rauch  a.  a.  ( 
I.  §.  273.  Stein,  Handbuch  der  Verwaltungslehre  p.  165 ff.  v.  Müh! 
Polizeiwiasenacbaft  3.  Aufl.  II.  §.  132  ff.  Rau,  Lehrbuch  II.  §.  24.  Ei 
scher,  System  II.  §.  164  ff.  Mittermaier,  Deutsches  Privatrecht  I 
§.  302  ff.  Endemann,  Deutsches  Handelsrecht  §.  174  ff.  W.  Beneks 
System  des  Assecuranz-  und  Bodmerei wesens  Hamb.  1805  (umgearbeiti 
von  V.  Nolte  Hamb.  1851/52).  Masina,  Lehre  der  Versicherung  un 
statist.  Nachweisung  aller  Versicherungen  in  Deutschland  nebst  45  Sü 
tuten  1846.  E.  Richter,  die  Reform  der  Versicher ungageaetzgebung  ii 
Nordd.  Bunde  (in  Fauchers  Vierteljahrsachr.  für  Volkswirthach.  u.  Cultu 
gesch.  V.  Jahrg.  2.  Bd.).  E.  Hermann,  Die  Theorie  der  Versicheran 
vom  wirthschaftlichon  Standpunkte  Graz  1869.  v.  Liehteufels,  Ceb« 
einige  Fragen  der  Binnen  Versicherung  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Oes 
reich.  Wien  1870.  Th.  Saski,  Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  dt 
Voraichorungs wesens  und  dar  Nutzen  der  einzelnen  Versicherungszwei; 
3.  Aufl.  Leipz.  1370.  Th.  Saski,  Jahrbuch  für  das  gesammta  Ve 
Sicher ungsweson  in  Deutschland  von  1867  an.  M.  Kanner,  Annalen  dt 
gesammten  Versicherungswesens  1.  Jahrg.  1870.  Elsuer,  Deutsche  Vei 
sicheruugszeitung  1860  ff.  Assecu  ranzalmanach  1867  ff.  Malss,  Zeil 
schrift  für  Versicherungsrecht  1.  Heft  1865.  Malss,  Betrachtungen  ab« 
einige  Fragen  des  Versi che run gerechtes  insbes.  der  Feuer-  und  Lebern 
Versicherung  1862. 

(2)  Stein,  Handbuch  der  Vor  waltun  gsl  ehre  p.  104.  Der  Ersatzu 
sprach  kann  sich  anf  gegenwärtige  oder  zukünftige  Werthbetr&ge  (Eir 
nahmen)  beziehen,  darf  jedoch  die  Grenze  des  wirklichen  Verlustes  nid 
überschreiten;    hiovon  macht  die  Lebensversicherung  nur  eine  scheinbar 
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thschaftliche)  Werth  des  Lebens  nnc 

ig  Überlassen  bleiben  muss.    v.  6  c 

Mittermaier,  Deutsches Privatre 

'rivatrecht  I.  p.  689  ff.      A.  M.  ist 

§.  174   und  in   der  Zeitschrift  für 

ine  Gewinn  Versicherung  beim  Tränt 

eich.  Gesetzentwürfe  Ober  den  Ten 

nner  a.  a,  0.  1870  Nr.  11  ff.).    V« 

werden,    durch  dessen  Zerstörung  od 

kt  werden  kann.     Insbesondere  ist  ; 

isen    zu    unterscheiden :    1)  Schadet 

lag,  Viehseuchen  n.  a.  Elementarere 

Lande  oder  zu  Wasser;    2)  Versic 

d  Gesundheit  (Lebens-,  Ausstattung: 

ef.  Oestreich.  Gesetzentwurf  von 

ichernng  beruht   hauptsächlich  auf  c 

einungen;   da  diese  bei  fortgesetzter 

genauer  erkannt  werden  kann,   so  is< 

rsicherung  nichts  Wesentliches.     Geg 

Annalen  1870  Nr.  8.  12.  14;   s.  jedo 

arung   bei    der  Gotbaer   Lebensversi 

.  Nr.  8 ;  ebenso  der  Leben  st  ersicher  r 

tonia  in  Leipzig  ibid.  Nr.  11;  der  Frankfurter  Providentia 

(3)  Boscher,  System  II.  §.  165.     v.  Bönne,  Preus 

3.  Aufl.  II.   §.   487.     Dieser  Unterschied  bezieht  sich  nur  a 

schaftliche  Form,  nicht  auf  den  Inhalt  des  Versicher ungsgescl 

nur  die  Folge,  dass  bei  der  Prämien  Versicherung  der  Versic 

nehmer  zugleich  auf  Gewinn  speculirt,     also   aus   der  Versii 

Erwerbszweig   macht.     Dies   ist  zwar,    analog  wie  bei  den 

Banken  etc.,  an  sich  nicht  zu  verwerfen,  indessen  ergibt  sich 

dass   die  Bildung  von  V ersiehe rnngs vereinen  auf  eigene  Bec 

'  naturgemassen  Entwicklung   des  Instituts    begründet    ist. 

Verwaltungslehre  p.  169.     Dass  dem  Vereinswesen  auch  au 

biete  die  polizeiliche  Verwaltung  vorausging,   stimmt  mit  c 

neu    Entwicklungsgänge    des     socialen   Lebens     lediglich     t 

v.  Berg,  Polizeirecht  Bd.  8.  v.  Justi,  Grundveste  der  Mac 

Seligkeit  der  Staaten  I.  1760  §.  877  ff. 

(*)  Hievon  muas  daher  auch  die  Rechtsbildung  des  \ 
wesens  beherrscht  werden.  Dabei  ist  von  dem  Princip  aus 
es  sich  nm  geordnete  Thatigkeit  zu  dem  Zweck  i 
von  Werthverlusten  innerhalb  einer  bestimmten  Gerne 
einem  durch  gemeinschaftliche  Beitrage  zn  bildenden  Fond  1 
Gemeinschaft  kann  theils  willkürlich  bestimmt  werden,  tl 
bereits  vorhandene,  namentlich  locale  Verbände  anschliessen 
der  höhere  Gesichtspunkt  dabei  obherrseben,  dass  die  Versi 
verschiedenen  Seiten  zu  den  allgemeinen  Bedingungen  der  E 
Forderung  der  Productivitat  gehört.  Die  Freiheit  des  Ven 
sens  kann  daher  nicht  sowohl  in  der  Freigabe  des  Versiehe 
tes  zur  ungehinderten  Verfolgung  von  Erwerbszwecken  beste 
mehr  in  der  freien  Bildung  nnd  Einrichtung  der  Versiehe 
Schäften,  Selbstverwaltung,  wobei  jedoch  der  Öffentliche  C 
Versicherung,  also  auch  die  Öffentliche  Verwaltung  derselben, 
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a  Ausdruck  gelangen  soll.    Unrichtig  Bind  ■ 

gehen  Handelstage  1865  und  wiederholt  1868 

das  Rechts  verb&Itnisa   zwischen   Versicherer  ui 

schliesslich  civil  rechtlichen  Character  habe  un 

halt  die  privatrechtliche  Autonomie    massgebe 

Annalen  I.  p.  979  ff.).    Diese  und   ähnliche  . 

geschichtlich  cn   Entwicklung  der  Versicherung   in  Widerspruch  und   sind 
%.  auf  Rechnung  einer  volkswirtschaftlichen  Theorie  zu  setzen,   die  sowohl 

t;.  anf  anderen  Gebieten   des  Lebens  als   auch    in    der  Wissenschaft    bereit* 

g-~'  überwunden  ist.     Vgl.  Kanner,   Annalen  1870  Nr.  4  nnd  8.  —     Vgl. 

*    -  Ober  die    geschichtliche  Entwicklung   des   Versicherungswesens    ans   dem 

t':  germanischen    Princip    gen osBenachaftl icher    Hülfeleiatung     Wilda,    Ge- 

f-  schichte   des   Gildewesens   im    Mittelalter    1831.      Röscher,    System  II. 

£,  §.  164;  nnd  die  vordienst  voll  o  Abhandlnng  über  die  Geschichte,  den  Um- 

C*j  fang  und  die  Bodeutnng  des  öffentlichen  Pener  Versicherungswesens  in  den 

j?_  Verhandlungen    der   Conferenz  von  Vertretern  öffentlicher  Feuerversieb 

%';■  ungaanstalten  in  Deutschland  im  Juni  1867;    Berlin  1868    p.  4  ff.    M 

!■'*;'  ■  sius,    Geschichte    und    Entwickelung    der  Versicherung    in  Deutschla 

l     ,  (Rundschau  1838   p.  65  ff.).     L.  Jacobi,    Zur  Geschieht«    nnd  Statut: 

ij_  der  Feuerversicherung  im  Preuss.  Staate  (Zeitsehr.  d.  k.  Stat.  Bnr.  18 

V'  Nr.  6.  1863  Nr.  9.     Auch  die  Ausbildung  der  Bau-  und  Feuerpolizei 

r.  den    alten  Markgenossenschaften    ist    damit    in  Verbindung    zu    bring 

(S  v.  Maurer,  Geschichte  der  Markverfassung  in  Deutachland  1856  p.  30f 

j?  (B)  Daher  wird  in  den  Lehrbüchern  des  deutschen  Privatrechts  < 

%  Versicherung  unter   dem  Gesichtspunkte  des  Versicherungsvertrages   d 

',,  ■  gestellt,   was  den  ganzen  Umfang  des  Versicherungswesens  offenbar  ni 

t  erschöpft.     Der  Vertrag   begründet   nur   die  subjeetive  Existenz  des  V 

•('■■  sicberungsverhäUnisaes ,    dessen    rechtlicher  Inhalt   in  den  mit  öffentlich 

£  Gttltigkeit    bekleideten    Vorsieb erungsordnungen     (Gesetzen,   Reglemei 

g,  Statuten)  enthalten  iat.  S.  auch  Endemann,  Handelsrecht  §.  1 74  p.  8! 

","_  Nur  eine  indirecte  Anerkennung  bievon  liegt  darin,    duss    z.  B.    in   d 

ff  Oeatreicb.   Entwürfe    von    1870    das  Muster   eines  Versichern ngsvertra 

[:•  dargestellt  werden  sollte,  in  welchem  beide  Theile  sich  in  einer  gleicl 

v   ,  nnd  billig  geordneten  Stellung  gegenüber  stehen  sollten    (Kannor,  i 

ü  nalen  1870   Nr.  11  ff.);    denn   es   kann   nicht    die   Bestimmung    des  < 

'■;  .  setzos  Bein,    den  Vertrags  willen   der  Parteien  ein   für  allemal  in  fixir 

Das  Versicherungswesen  ist  daber  wesentlicher  administrativer  Natur; 
£  beruht  auf  einer  bestimmenden  Thätigkeit  socialer  Culturorgane.    S.  n< 

'ii  Jacobi,     Entwurf  eines  Gesetzes   übes    das  Versicherungswesen    in   < 

£..  Preuss.   Staaten  (Zeitschrift  des  k.  Preuss.  Stat.  Bur.  1863  Nr.  8  p.  2< 

?,  .'  und  die  Preuss.  Entwürfe  betr.  den  Geschäftsverkehr    der  Veraicheran 

~  anstalten  nnd  betr.  das  Feuer  Versicherungswesen  von  1869. 

%  {*)  Stein,  Handbuch  der  Verwaltungslehre    p    167.     PCzl,  Bs 

F,-.  Verwal tun gs recht  8.  Aufl..    §.   142.     S.  die  Verhandlungen    der  Confer 

ä;' .  von  Vertretern  öffentlicher  Feuer  Versicherungsanstalten  in  Deutschland  , 

%■■  25.  26.  und  27.  Juni  1867  Berlin  1868. 

f.  (7)  Reichaverfassung  von  1871    art.  4  Ziff.  1.    Die  hienach  in  A 

|.  '  sicbt  stehonde  Versicherungsgesetagebung  ist  noch    nicht  ergangen.     1 

fc  Bundes- Gewerbeordnung  vom  21.  Jnni  1869  §.  6  hat  die  Versicherun: 

fk  Unternehmungen  ausdrücklich  von  ihrer  Geltung  ausgenommen.     S.  ai 

£■.'  Oestreich,  Patent  zur  Gewerbeordnung  vom-20.  Dec.  1859  art  V.l 
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§.  444. 

Die  Versicheningsunternehmungen  sind  entweder  öffentliche 
oder  private,  je  nachdem  sie  vom  Staate  und  öffentlichen  Corpora- 
tionen  (Gemeinden,  Societäten),  oder  von  Privatpersonen  (Gesell- 
schaften) betrieben  werden  (*).  Die  ersteren  sind  besonders  da  am 
Platze,  wo  durch  die  Versicherung  das  Bedürfniss  der  öffentlichen 
Sicherheit  und  Gewissheit  des  Eigenthums  auch  nach  der  Seite  des 
Werthes  gewahrleistet  wird ;  sie  werden  zum  Theile  von  öffentlichen 
Beamten  verwaltet  und  geleitet  und  gemessen  manche  besondere 
Rechte,  durch  welche  der  Zweck  der  Versicherung  allgemeiner  und 
leichter  erreicht  wird  (2).  Die  letzteren  bedürfen  in  der  Regel  der 
öffentlichen  Concession,  welche  nicht  ertheilt  werden  darf,  wenn  be- 
gründete Zweifel  über  die  Solidität  des  Unternehmens  bestehen  (3). 
Die  Genehmigung  erstreckt  sich  zugleich  auf  die  Statuten,  nach 
welchen  jede  Versicherungsunternehmung  zu  verwalten  ist  und  welche 
insbesondere  bindende  Bestimmungen  enthalten  müssen:  1)  über  das 
Rechtsverhältniss  der  an  dem  Unternehmen  Betheiligten ;  2)  die  Auf- 
bringung und  Verwaltung  der  Geschäftsmittel  (Prämientarif) ;  3)  die 
Ausübung  des  Versicherungsgeschäftes;  insbesondere  den  allgemeinen 
Inhalt,  den  Gegenstand  und  die  Bedingungen  der  Versicherung ;  4)  die 
Rechte  und  Verpflichtungen  der  Versicherten.'  Die  von  ausdrück- 
licher Genehmigung  abhängige  Zulassung  ausländischer  Gesellschaf- 
ten zum  inländischen  Geschäftsbetriebe  kann  jederzeit  widerrufen  wer- 
den (4).  Die  Agenten  oder  Unteragenten  inländischer  wie  ausländi- 
scher Feuer- Versicherungsgesellschaften  müssen  von  der  Uebernahme 
oder  Aufgabe  solcher  Functionen  bei  der  Ortspolizeibehörde  Anzeige 
machen  (6).  Die  Auflosung  von  Versicherungsgesellschaften  und  die 
Liquidation  ihres  Vermögens  kann  nur  mit  öffentlicher  Genehmigung 
stattfinden  (6).  Eine  obrigkeitliche  Beaufsichtigung  und  Beschränkung 
des  Geschäftsbetriebes  selbst,  insbesondere  das  Verbot  des  hausiren- 
den  Aufsuchens  von  Versicherungen,  die  Ueberwachung  der  Ver- 
sicherungssumme und  eine  Einmischung  in  die  Schadensregulirung 
findet  regelmässig  nicht  mehr  statt  (7);  doch  soll  auf  Oeffentlichkeit 
der  Geschäftsgrundlagen  und  Veröffentlichung  richtiger  und  voll- 
ständiger Rechenschaftsnachweise  gedrungen  werden  (8). 

0)  Das  gemischte  Syaiem  des  öffentlichen  und  privaten  Versicher- 
tragsbetriebe8  verdient  auch  hier  den  Vorzug.  Die  dem  Princip  des  lais- 
Bez- faire  entstammende  Behauptung,  dass  durch  Privatunternehmungen 
der  Versicherun gsz weck  wohlfeiler  und  vollständiger  erreicht  werde,  ist 
nicht  stichhaltig.  Andererseits  ist  die  öffentliche  Versicherung  unter 
Mitwirkung  der  Staatsorgane  in  dem  deutschen  Princip  genossenschaft- 
licher Selbstverwaltung  tief  begründet.  S.  die  oben  (§.  443  Anm.  6)  an- 
geführten Verhandlungen,  ferner  (Brftmer)  das  Versicherungswesen  und 
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nähme  eines  inländischen  Domicils  und  zum  inländischen  Abschlüsse  aller 
mit  Inländern  einzugehenden  Versicherungsverträge  (forum  contractus). 

(B)  Bund  es- Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  14.  Die  Con- 
cessionspflicht  der  Agenten  wurde  in  Preussen  schon  durch  Gesetz  vom 
22.  Juni  1861  aufgehoben.  S.  die  Motive  hiefür  in  dem  stenographischen 
Bericht  der  Landtagsverhandlungen,  Haus  der  Abgeordneten  1860/61 
V.  Bd.-  p.  514.  S.  aber  Bayern,  Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art.  134. 
Verordnung  vom  10.  Febr.  1865  die  Mobiliarfeuerversicherungen  betr. 

(6)  Nach  Analogie  der  Banken;  vgl.  oben  §.  386. 

(7)  Nur  aus  Gründen  der  Feuerpolizei,  um  den  in  willkürlichen 
Versicherungssummen  liegenden  Anreiz  zu  Brandstiftungen  zu  verhüten, 
wird  im  Gebiete  der  Feuerversicherung  eine  solche  Controle  geübt.  8. 
Preussen,  Hausirreglement  vom  28.  April  1824  nebst  Ob.-Trib. -Erk. 
vom  25.  Febr.  1864  und  Min.-Entschl.  vom  2.  Sept.  1864.  Gesetz  vom 
8.  Mai  1837  betr.  die  Mobiliar  -  Versicherung.  Cab.- Ordre  vom  80.  Mai 
1841.  Bayern,  Verordnung  vom  10.  Febr.  1865  betr.  die  Mobiliarver- 
sicberungen  §.  6.  25.  29.  K.  Sachsen,  Ausführungsverordnung  zum  Ge- 
setz vom  23.  Aug.  1862  §.  24.  Mecklenburg,  Verordnung  vom  22.  Oct. 
1861.  Die  von  Knoblauch,  Denkschrift  1868  p.  16  ff.  dagegen  ge- 
führte Polemik  ist  nicht  zutreffend,  insbesondere  liegt  auch  darin  kein 
entscheidendes  Gegenmoment ,  dass  die  Versicherungssumme  nur  das  Ma- 
ximum der  zulässigen  Entschädigung  bezeichne  und  die  letztere  nur  nach 
Masagabe  des  wirklich  nachgewiesenen  Schadens  geleistet  werde. 

(ö)  S.  Bayr.  Verordnung  vom  10.  Febr.  1865  §.  32.  Knoblauch, 
Denkschrift  1865  p.  15  ff.  Auch  sind  die  Versicherungsanstalten  anzu- 
halten, alljährlich  ihren  Bechnungsabschluss  nebst  Bilance  in  authenti- 
scher Form  der  obersten  Aufsichtsbehörde  vorzulegen  und  derselben  die 
amtliche  Einsichtnahme  ihrer  Bücher  einzuräumen. 

• 

II.    Die  Schadensversicherung. 
§.    445. 

Die  Feuerversicherung  hat  zum  Gegenstande  die  Versicherung 
von  Gebäuden  oder  beweglichem  Yermögen  gegen  Brandschaden, 
-wofür  regelmässig  gesonderte  Anstalten  bestehen.  I.  Die  Immobi- 
liarversicherung wird  meist  von  öffentlichen  Anstalten  (Staats-,  Pro- 
TÜLzial-,  stadtischen,  corporativen  Anstalten)  betrieben,  welche,  unter 
Mitwirkung  der  Betheiligten,  entweder  von  Staatsbehörden  oder  an- 
deren Organen  mit  öffentlichem  Character  verwaltet  und  geleitet 
werden  (1).  Für  dieselben  gelten  folgende  Grundsätze.  Gegenstand 
der  Versicherung  sind  im  Allgemeinen  die  Gebäude  aller  Art  des 
betreffenden  Bezirkes,  soweit  sie  nicht  ausdrücklich  davon  ausge- 
schlossen sind  (2).  Der  Beitritt  zu  der  Anstalt  ist  entweder  für  sämmt- 
Kche  Gebäude- Eigen thüm er  des  Bezirks  direct  oder  indirect  obliga- 
torisch ;  letzteres  insoferne ,  als  die  Versicherung  bei  einer  anderen 
Anstalt  nicht  oder  nur  subsidiär  statthaft  ist;  gewisse  Eigenthümer 
sind  zum  Beitritte  in  jedem  Falle  verpflichtet  (3).  Die  Versicherungs- 
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summe  wird  von  dem  Vorsicherten  sei 

nem  Falle  den  durch  amtliche  Schätz« 

des  Gebäudes  (Ueberbaaee)  nebet  Zubehör  oder  einen  gesetzlich  festee- 

stellten  Betrag  desselben  fibersteigen  (4).  Jeder  Thei 

Rechtsanspruch,  aus  den  Mitteln  der  Anstalt  nach 

der  Versicherungssumme  die  Vergütung  jener  Schi 

welche  nach  seinem  Eintritte  an  seinen  versicherten 

Brandunglück  oder  Blitzschlag  entstehen;  dieser  A: 

auch  auf  solche  Gebäude  erstreckt,  welche  bei  Gele] 

derweitig  ausgebrochenen   Brandes    beschädigt   ode 

des  Feuers  niedergerissen  werden,  geht  jedoch  verl 

Versicherten  eine  absichtliche  oder  fahrlässige  Brani 

liegt  ('').    Die  Entschädigungssumme,  welche  zum  f< 

sigen  Wiederaufbau  des  Gebäudes  verwendet  werde 

Grund  amtlicher  Schätzung  von  der  Behörde  festge 

Zahlung   erfolgt  nach  Verhältniss   des  fortschreiten' 

Zur  Deckung  der  SchadensletBtungen  und  sonstigi 

Anstalt  haben  sämmtliche  Mitglieder  festbestimmte 

tivischen  Beitreibung    unterliegende  Beitrage    nacb 

Versicherungssumme    und   der  Feuergefährlichkeit 

Objectes  zu  entrichten,    in  welch  letzterer  Bezieh 

Claesen  eingetheilt  werden  P).    Geleistete  Beitrage 

tretende  in  keinem  Falle  zurflekvergfitet  (*). 

(!)  Bayern,  Gesetz  vom  28.  Mai  1852  betr.  6 
ungsanstalt  fllr  Gebäude  nebst  Instruction  vom  9.  Oc 
von  W.  v.  Hörmann  Erl.  1863)  Pözl,  Bayr.  Verwal 
§.  143.  144.  Chr.  Stall,  Das  Feuerversich  erungs  wo  si 
den  neuesten  gesetzlichen  Bestimmungen  4.  Aufl.  MüncI 
nung  vom  26.  Nov.  1817  (für  die  Pfalz).  Baden,  G« 
1852.  K.  Sachsen,  Gesetze  vom  14.  Nov.  1835  nt 
Funcke  a.  a.  0.  II.  p.  764  ff.  Mecklenburg,  ] 
sicherungsanstalt.     Grundgesetz  vom  15.  Oct.  1855  unc 

27.  Juni  1870.  Revid.  Statuten  der  ritterschaftlichen  B; 
anstalt  vom  16.  März  1863.  Würtemberg,  Gesetz  vi 
Weishaar,  Wflrtemb.  Privatrecht  III   p.  157.     Wei 

28.  Aug.  1826.  Bnrkhardt,  Verwaltungsrecht  des 
Weimar  §.  224  ff.  Grossh.  Hessen,  Verordnung  v 
und  18.  Novbr.  1816.  Gesetze  vom  6.  Juni  1853  und 
Preussen,  Gen oral-Fenereasseu -Reglement  vom  15.  Od 
1706;  vgl.  über  die  neueren  Preusa.  Provincial-,  Land- 
societäten  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II. 
Beitrag  zur  Geschichte  und  Statistik  der  Feuerversic 
Staate  (Zeitschr.  des  K.  Preuss.  Stat.  Bur.  1862  Nr.  6 
Allgemeinen  s.  die  Verhandinngen  der  Conferenz  etc. 
p.  26.  31  ff.  Die  Immobiliarversicherung  ist  hienach  rege' 
stand  der  Staats-,  Communal-  oder  corporativen  Verv 
reich  bostehen  öffentliche  Anstalten  dieser  Art  nicht. 
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der  Verwaltungslehre  p.  168.     Ueber  das  Vereinswesen  in  dieser  Hinsicht 
vgl.  die  angef.  Conferenzverhandlungen  p.  25. 

(2)  Die  Versicherung  erstreckt  sich  in  jedem  Falle  nur  auf  den 
Ueberbau,  ohne  Rücksicht  auf  die  Baustelle  und  die  auf  dem  Gebäude 
etwa  ruhenden  Gerechtsame  oder  in  demselben  befindlichen  beweglichen 
Sachen,  soweit  sie  nicht  mit  dem  Gebäude  fest  zusammenhängen  (Glocken, 
Uhren,  Fabrikwerke  etc.).  Die  Versicherung  kann  auf  die  verbrennbaren 
Theilo  eines  Gebäudes  beschränkt  werden.  S.  jedoch  über  die  Verbind- 
ung der  Mobiliar-  mit  der  Immobiliarversicherung  die  angef.  Conferenz- 
verhandlungen p.  44  ff.  Bayern,  Gesetz  vom  28.  Mai  1852  art.  6  ff. 
Baden,  Gesetz  vom  29.  März  1852.  Weimar,  Gesetz  vom  28.  Aug. 
1826  §.  1.  2.  Ausgeschlossen  sind  in  der  Regel  Gebäude  von  ganz  ge- 
ringem Werthe  und  von  besonders  hoher  Feuergeffthrlichkeit,  wie  nament- 
lich Pulvermühlen,  Festungen  etc.  Gebäude,  welche  mehreren  Miteigen- 
tümern gehören,  können  nicht  nach  Antheilen,  sondern  nur  ganz  ver- 
sichert werden. 

(3)  Bayern,  Gesetz  vom  28.  Mai  1852  art.  2  ff.  E.  Sachsen, 
Gesetz  vom  14.  Nov.  1835  §.  6.  7.  Weimar,  Gesetz  vom  28.  Aug. 
1826  §.2.  Baden,  Gesetz  vom  29.  März  1852.  Die  speciellen  Be- 
stimmungen über  diesen  Punkt  sind  vielfach  wechselnd.  Verpflichtet  zum 
Beitritte  sind  namentlich  die  im  öffentlichen  Eigenthum  stehenden  Ge- 
bäude, die  Gebäude  der  Minderjährigen  etc.,  die  Gebäude,  bezüglich 
deren  ein  Miteigentümer  oder  Hypothekgläubiger  dies  verlangt.  Wo  der 
Beitritt  nicht  von  selbst  vorgeschrieben  ist,  muss  er  ausdrücklich  und 
amtlich  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Bedingungen  erklärt  werden. 
Ueber  die  Zwangspflicht  bei  den  öffentlichen  Anstalten  s.  die  angef.  Con- 
ferenzverhandlungen p.  53  ff. 

(4)  Den  Massstab  für  die  Ermittlung  des  wahren  Werthes  bildet 
der  bauliche  Zustand  des  Gebäudes  gegenüber  den  Herstellungskosten  des 
Neubaues,  wobei  die  üblichen  Ortspreise  des  Materials  und  des  Arbeits- 
lohnes zur  Grundlage  zu  nehmen  sind;  die  Schätzung  erfolgt  durch  eid- 
lich verpflichtete  Sachverständige.  Im  Falle  der  Beanstandung  einer 
Schätzung  ist  eine  Revision  durch  Super-Taxatoren  vorzunehmen.  Bayern, 
Gesetz  vom  28.  Mai  1852  art.  14  ff.  Weimar,  Gesetz  vom  28.  Aug. 
1826  §.  3  (nur  bis  zu  5/6  des  Taxwerthes).  Baden,  Gesetz  vom 
29.  März  1852  (nur  bis  zu  4/5  des  Werthes;  1/5  kann  bei  Privatgesell- 
schaften versichert  werden). 

(5)  Bayern,  Gesetz  vom  28.  Mai  1852  art.  39  ff.  Ermässigung 
der  Ersatzsumme  bei  Beschädigungen  in  Kriegszeiten  durch  strategische  An- 
ordnungen oder  militärische  Operationen.  Weimar,  Gesetz  vom  28.  Aug. 
1826.  Baden,  Gesetz  vom  29.  März  1852.  Im  Falle  der  mehrfachen 
Versicherung  darf  der  Schadensersatz  nur  einmal  erlangt  werden. 

(6)  Baden,  Gesetz  vom  29.  März  1852.  Bayern,  Gesetz  vom 
28.  Mai  1852.     Weimar,  Gesetz  vom  28.  Aug.  1826. 

(7)  Bayern,  Gesetz  vom  28.  Mai  1852  (4  Classen;  Verhält niss 
von  5.  6.  8.  9).  Weimar,  Gesetz  vom  28.  Aug.  1826  (3  Classen).  In 
Baden,  Gesetz  vom  29.  März  1852,  ist  der  Umlagefuss  für  sämmtliche 
Gebäude  in  einer  Gemeinde  gleich,  dagegen  werden  letztere  im  Verhält- 
nis zur  Grösse  des  Brandentschädigungsbetrages,  welchen  sie  für  das  be- 
treffende Jahr  beziehen,  in  4  Classen  eingetheilt. 

(*)  Bayern,  Gesetz  vom  28.  Mai  1852  art.  81, 
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n.  Ueber  die  Mobiliar  veraiche 
Unternehmungen  überlassen  ist,  gelt 
sätze  (')■  Dergleichen  Uriternehmun; 
Ausnahmen,  nur  die  Versicherung 
Sein  Gegenstand  darf  höher  versieh 
liehen  ."Werthe  zur  Zeit  der  Tersichi 
Waarenlagern  und  anderen  grossen 
Grösse  und  Werth  zu  wechseln  pfle; 
Umfange  des  Geschäftes  oder  der  P 
Die  versicherten  Gegenstände  sind  n 
ken  ergeben ;  nach  den  einzelnen  t 
wiederholte  Versicherung  bereits  ihn 
ter  Gegenstände  ist  der  Kegel  nach 
zulässig,  Versicherungen  ohne  Vern 
iachen  Agenten  unmittelbar  bei  eim 
nehmen  (6).  Die  Versicherungaurkund 
dürfen  an  die  Betheiligten  von  Seit« 
händigt  werden,  als  bis  hiezu  die  sc 
lizeibehörde  erfolgt  ist;  im  Falle  de 
kann  von  dem  Betheiligten  die  amtl 
ungsobjeete  beantragt  werden  C).  j 
Anspruch  des  Versicherten  den  Bei 
Schadens  nicht  Übersteigen  und  die 
wenn  Seitens  der  Ortspolizeibehörde . 
der  Entschädigungssumme  Anzeige  z 
dagegen  erhoben  wird  (8).  Die  Yc 
Agenten  sind  zu  einer  ordnungsmäs 
führung  (Buchführung)  verpflichtet  i 
die  Einsichtnahme  der  letzteren  gest 

(')  Preussen,  Qesetz  vom  8.  1 
vom  10.  Febr.  1865.  K.  Sachsen, 
vom  13.  Dec.  1836  und  25.  Juli  184 
1840  und  Vollzugs  Verordnung  vom  3.  T» 
Ordnungen  vom  15.  Mai  1847  und  1. 1 
ungsrecht  3.  Aufl.  §.  145.     ö  toll  a.  a. 

n.  P.  77i. 

(*)  Bayern,  Verordnung  vom  1 
(3J  Preusson,  Gesetz  vom  8.  M 
ahnliche  Gegenstände  von  grösserer  Bed 
nicht  wohl  beizulegen  ist,  sind  mit 
Police  einzeln  aufzuführen.  Bayern, 
8-2.    Baden,  Verordnung  vom  80.  J 
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(4)  Bayer*,  Verordnung  vom  10.  Febr.  1865  §.9 — 12.  Preussen, 
Gesetz  vom  8.  Mai  1837  §.  5.  13. 

(*>)  Bayern,  Verordnung  vom  10.  Febr.  1865  §.  6.  Preussen, 
Gesetz  vom  8.  Mai  1837  §.  2.  Letzteres  gestattet  hiervon  eine  Ausnahme 
bei  solchen  kaufmännischen  Waarenlagern  und  anderen  grossen  Vorräthen, 
welche  einen  Werth  von  mindestens  10,000  Thalern  haben;  der  frühere 
Versicherer  ist  von  der  späteren  Versicherung  binnen  8  Tagen  nach  Ab- 
schlusa  des  Contracts  durch  den  Versicherten  zu  benachrichtigen. 

(6)  Preussen,  Gesetz  vom  8.  Mai  1837  §.  3  (mit  Ausnahmen  für 
gewisse  Kaufleute  und  Fabrikanten  ibid.  §.  19).  Bayern,  Verordnung 
vom  10.  Febr.  1865  §.  33.  85. 

O  Preussen,  Gesetz  vom  8.  Mai  1837  §.  14.  Die  hierauf  be- 
züglichen Verhandlungen  sind  Stempel-  und  kostenfrei.  Bayern,  Ver-  > 
Ordnung  vom  10.  Febr.  1865  §.7.  Baden,  Verordnung  vom  30.  Juli 
1840.  Gegen  diese  Vorschrift  s.  Knoblauch,  Denkschrift  1865  p.  19. 
Auch  im  Falle  einer  nachträglich  (durch  Werthverminderung  etc.)  ein- 
tretenden Ueberversicherung  kann  die  Versicherungssumme  von  der  Be- 
hörde herabgesetzt  werden. 

(8)  Preussen,  Gesetz  vom  8.  Mai  1837  §.  17.  18.  Bayern,  ' 
Verordnung  vom  10.  Febr.  1865  §.  29.  30.  Eine  solche  Einsprache  ist 
begründet  durch  den  Verdacht  absichtlicher  oder  fahrlässiger  Brandstift- 
ung im  Sinne  des  Strafgesetzbuches  oder  eines  bei  der  Schadensliquidation 
beabsichtigten  Betruges.  Ueber  die  Strafe  wissentlicher  Ueberversicherung 
und  Doppelversicherung  s.  Preussen,  Gesetz  vom  8..  Mai  1837  §.  20  ff. 
Bayern,  Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art.  100;  über  die  Strafe  be- 
trügerischer Brandstiftung  au  versicherten  Sachen  Strafgesetzbuch  von 
1870  §.  265. 

(9)  Preussen,  Gesetz  vom  8.  Mai  1837  §.  5.  13.    Bayern,  Ver- 
ordnung vom  10.  Febr.  1865  §.  26.  27.    Agenten,  welche  wiederholter 
Büge  oder  Bestrafung  wegen  Uebertretung  der  Vorschriften  ihres  Geschäfts-  •  >1 
betriebes  unterliegen,  kann  die  polizeiliche  Bestätigung  zur  Besorgung  des 
Agenturgeschäftes  entzogen  werden. 

§.    447. 

Andere  wichtigere  Zweige  der  Schadensversicherung  sind: 
1)  die  Versicherung  der  Bodenfrüchte  gegen  Hagelschaden  (*) ;  2)  die 
Viehversicherung  gegen  Seuche,  Brand  etc.  (3);  3)  die  Versicherung 
von  Sachen  gegen  Beschädigung  beim  Transport  zu  Wasser  oder  zu 
Lande  (3),  insbesondere  die  Seeversicherung  (4);  4)  die  Creditver- 
eicherung  und  zwar  a)  die  Hypothekenversicherung,  b)  die  Versicher- 
ung nicht  hypothekarisch  gedeckter  Forderungen,  c)  die  Rückver- 
sicherung (5).  Die  hierauf  gerichteten  Unternehmungen  werden  theils 
von  Vereinen  nach  dem  Grundsatze  der  Gegenseitigkeit,  theils  von 
Actienunternehmungen  betrieben  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen 
über  Versicherung  überhaupt. 

(*)  S.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  n.  §.  487.  Pözl, 
Bayr.   Verwaltungsrecht  8.  Aufl.  §.  146  (s.  daselbst  die  Bestimmungen 
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des  aus  Grundbesitzern  und  PE 
auch  Bayr.  Gesetz  vom  28.  D 
II.  g.  129.  Gengier,  Den  tat 
(2)  Proussen,  Gesetz  l 
Ordre  vom  22.  Juni  1845  (für 
Staatsrecht  8.  Aufl.  II.  §.  487 
Satzungen  des  Versicherun gsver 
von  1852.     PBil,   Bayr.  Verw 

admin.    Praxis   in   Bayern    Bd.  10   p.    209.    385.      Gengier,    Deutsches 
Privatrecht  I.  p.  701.     Endemann,  Handelsrecht  §.  175. 

(a)  v.  Rönne,  Prenss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  g.  487.     PC zl,  Bayr. 
Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  g.  142. 

(4)  Hierüber  normirt  das  A.  D.  H.  G.  B.  art.  782—905.  Benecke, 
System  des  Assecuranz-  und  Bodmereiwesens  Hamb. 
Fohle,  Darstellung  des  Soe -Asse  cu  ranz  rechts,  Hamb.  l! 
Lehre  von  der  Versicherung,  Leipz.  1846.  Mittern 
Privatrecht  II.  §.  303  ff.  Beseler,  Deutsches  Privatn 
Gengier,  Deutsches  Privatrecht  I.  p.  708  ff.  v.  Gt 
Privatrecht  §.  203.  Die  Seeversicherung  ist  auch  auf  i 
erstreckbar. 

(b)  Endemann,  Handelsrecht  §.  175.  Zeitschrii 
Bd.  4  p.  209.  Noback,  Ueber  Croditver  Sicherung 
Masiiis  a.  a.  O.  p.  118. 

III.     Die  Lebensversicherung. 

§•    448. 

Die  Lebensversicherung  umfasat  im  Allgemein 
von  Werthbeträgen  für  den  Fall  des  Eintrittes  nie] 
Vermogensbeschädigung,  sondern  eines  das  persÖl 
treffenden  Ereignisses,  insbesondere  Tod,  Krankheit 
fälle,  Erreichung  eines  bestimmten  Alters,  Heire 
"Wesen  der  Lebensversicherung  besteht  somit  dari 
richtung  einer  bestimmten  Summe  oder  auch  periodi 
ungen  (Renten,  in  Geld  oder  Naturalien)  von  dei 
solchen  vertragsmäßig  festgesetzten  Ereignisses  al 
wird.  Die  Ausführung  dieses  Frincips  ist  der  mani 
binationen  fähig,  deren  Vereinbarung,  jedoch  ante 
wisser  aus  dem  allgemeinen  Wesen  der  Versieh' 
Rechtsgrundsätze,  den  Betheiligten  freisteht  (-).  Nai 
vorzuhaben :  1)  die  Lebensversicherung  im  engeren  S 
die  Versicherungssumme  oder  Rente  nach  dem  1 
sicherten  Person  an  den  Berechtigten  resp.  dessen 
(Erben,  Cessionar  etc.)  zu  entrichten  ist;  wird  das  I 
den  Person  versichert,  so  ist,  ausgenommen  zwischen 
lobten,  Ascendenten  und  Descendenten,  deren  geri( 
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rag  oder  ein  bestimmt  nachweisbares  Interesse  erforderlich  (3);  2)  Un-  ;^ 

fallsyersicherung,  für  den  Fall  des  Eintrittes  beschädigender  Zufälle,  '< 

insbesondere  bei  Reisen,  auf  Eisenbahnen  etc. ;  8)  Sterbe-,  Kranken-  3 

cassen,  Todtenbeliebungen  u.  dgl.,  bei  welchen  die  Versicherung  zur 
Bestreitung   der  Begräbniss-    oder   Krankenkosten    bestimmt    ist; 
4)  Wittwen-  und  Pensionscassen ,   zur  Unterstützung  der  Hinterblie- 
benen eines  Verstorbenen;  5)  Altersversorgungscassen,  bei  welchen 
die  Versicherungsbezüge  von  der  Erreichung  eines  bestimmten  Alters 
an  zu  gewähren  sind ;  6)  Aussteuer-  und  Heirathscassen  zum  Zweck 
der  Versorgung  heirathsfahiger  oder  sich  verheirathender  Personen 
mit  einem  gewissen  Gapitalbetrage;  7)  Leibrentencassen  (4),  Pfründe- 
stiftungen,  bei  welchen   an  die  berechtigten  Theilnehmer  bis  zum 
Todesfall  bestimmte  jährliche  Geld-  oder  Naturalleistungen  (Wohn- 
ung, Unterhalt)  zu  entrichten  sind;   8)  Kinder-  und  Waisencassen, 
zum  Zweck  der  Unterstützung  junger  Personen  in  bestimmten  Fällen 
der  Dürftigkeit  oder  zu  gewissen  Erziehungszwecken  (Studien,  Rei- 
sen etc.)  (&).    Die  allgemeinen  Grundsätze  für  diese  und  ähnliche  An- 
stalten sind :  1)  das  Anrecht  auf  den  Versicherungsbetrag  wird  erlangt 
durch  den  ordnungsmässig  bewirkten  Eintritt  in  die  Anstalt,  ist  jedoch 
abhängig  von  der  vollständigen  Erfüllung  der  Gegenleistung  (Ver- 
sicherungsprämie), welche  entweder  in  einer  einmaligen  Geldzahlung 
(Einkauf)  oder  in  jährlichen  Beiträgen  bestehen  kann;  2)  der  Ein- 
tritt ist  regelmässig  Jedermann  freigestellt,  soweit  er  nicht  Statuten- 
massig  auf  gewisse  Ciaseen  der  Gesellschaft  (Berufskreise  etc.)  be- 
schränkt ist  (6) ;  3)  die  Hohe  des  Versicherungsbetrages  kann  frei  be- 
stimmt werden,  richtet  sich  daher  nach  der  Hohe  der  Prämien,  je- 
doch innerhalb  des  durch  den  Zweck  der  Anstalt  überhaupt  gegebe- 
nen Wirkungskreises;    4)  das   durch  Versicherung    erlangte  Recht 
kann  in  gewissen  Fällen  auch  auf  mehrere  Personen  in  Verbindung, 
welchen  dann  ein  gegenseitiges  Anwachsungsrecht  zusteht  ( Tontinen), 
gestellt  werden ;  zuweilen  ist  auch  dem  Versicherungsnehmer  die  Be- 
zeichnung der  berechtigten  Person  eingeräumt  (^;  5)  die  Entrichtung 
der  Versicherungsbeträge  wird  fällig  mit  dem  Eintritte  des  bedunge- 
nen Ereignisses,  dieselbe  unterbleibt  jedoch,  namentlich  im  Falle  der 
eigentlichen  Lebensversicherung,  wenn  der  Tod  durch  Selbstmord, 
Zweikampf  oder  Hinrichtung  u.  s.  w.  bewirkt  wurde  (8).    Die  Be- 
gründung und  der  Betrieb  von  Lebensversicherungsanstalten  unter- 
liegen im  Allgemeinen  den  gewöhnlichen  Grundsätzen,  namentlich  kön- 
nen sie  auch  vom  Staate,  von  Gemeinden  und  anderen  Corporationen, 
iron  Vereinen,  sowie  von  Einzelnen  (Gesellschaften)  auf  Gewinn  unter- 
nommen   werden.    Die  einheitliche  Regelung  und  Leitung  des  ge- 
tammten    Versicherungswesens    durch   eine   Central  -  Versicherungs- 
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de  ist,  ebenso  wie  beim  Credit  und  Verkehr,  ein  nnabweis- 
Bedürfnisa  (9). 

(')  Besoler,  Deutsches  Privatrecht  II.  §.  129.  Blnntschli, 
chcs  Privatrecht  II.  g.  141.  Endemann,  Deutsches  Handelsrecht 
3.  Babbage,  Vergleich ende  Darstellung  der  verschiedenen  Lebens- 
herungsgesellschaften.  Aus  d.  Engl.  Weimar  1826.  Bleibtreu, 
:  und  Einrichtung  der  Lebon  s  vors  ich  erungsan  stalten  Carlsr.  1832. 
dinger,  Rechtslehre  vom  Lebens  versicherungs vertrag  1858.  Fuchs, 
ge    zur    Kenntnis«    der    Lebensversicherung    1861.     Die    Anstalten 

Art  können  in  gewisser  Richtung  den  Spareassen  gleichgestellt 
n,  von  denen  sie  sich  jedoch  durch  das  Merkmal  des  persönlichen 
rits  und  der  hierauf  gebauton  Gemeinschaft  der  Theünebmer  unter- 
en.    Bau,    Lehrbuch  II.  8.  364.  368  ff.     v.  Hohl,    Polizei wüsen- 

3.  Aufl.  II.  g.  121. 

(2)  Hienach  bestimmt  sich  der  specielle  Ge  schufte  kreis  der  einzelnen 
iten,  je  nachdem  sie  mehr  oder  woniger  Zweige  der  Lebensveraicber- 
in  t  er  man  ichfaltigen  Modifikationen  in  denselben  ziehen.  Jedoch 
l  die  öffentlichen  Anstalten  dieser  Art  durch  die  Natur  der  Gcmein- 
,  für  welche  sie  bestimmt  sind,  hierin  beschränkt  sein,  was  i.  E. 
jnsionBinstitnte  des  Staates,  gewerbliche  Hfilfscassen,  conununale 
leninstitute  n.  s.  f.  zu  beobachten  ist. 

(3)  Praussen,  A.  L.  B.  II.  8  §.  1968  ff.  Oestreicfr,  Entwnrf 
69  U.  Titel  2.  Beselor,  Deutsches  Privatrecht  II.  §.  129.  Bnde- 
,  Deutsches  Handelsrecht  §.  176.    Staudinger,  Bechtslehre  vom 

herungs vertrag   1861;  Über  das  Interesse  des   Versicherten  ioshe- 

o  p.  98  ff.     Die  Beschränkung  des  Begriffs  der  Lebensversicherung 

»sen  einen  Zweig  derselben  (Standinger  a,  a.  0.  §.    1)  ist  nicht 

igen.     Endemann,  Handelsrecht  §.   176  p.  836. 

*)  Vgl.  «her  Lcibrenteninstitnte  Bau,  Lehrbuch  II.  §.  368 

,    Deutliches  Privatrecht  IL  §.  129.     Preusson,    A.  L.  B 

—  650.     Oestreich,  B.  G.  B.  §.  1284  —  1286.     Cod.    N 

-83. 

&)  Besoler,  Deutsches  Privatrecht  §.129.   Endemann,  I 

;.   176.    Auch  hier  ist  in  allen  Fällen  der  in  den  Lchrbüct 

icn  Privatrechts  eingenommene    Standpunkt   des    Versieben 

nicht  eorrect.   Denn  offenbar  ist  der  Absehlnsa  von  Versicl 

ten  mit  Einzelnen,  wie  von  Kauf-,  Mieth-,  Darlehens  Vortrag 

lüglich  und  der  Eintritt  dor  Einzelnen  in  das  durch  die  State 

icnde    RechtsverhKltniss    bat    mit  dem    privatrechtlichen    V 

3   nur  äussere  A  cimlich  Weit.     Vielmehr   ist   auch   hier    die 

che  Bildnng  und  Verwaltung  eines  Fonds  zum  Zweck  der  \ 

n  Werthbeträgen  unter  sämmtliche  Thoilnohmer  nach  den  ( 

chscbni  Uli  eben  Wahrscheinlichkeit  das  Wesentliche  und  das 

niss   der  Versicherung    ist   daher   nothwendig   ein  V  erb  alt i 

sebaft,   das  ans  dem  Privatwillen   nicht   abgeleitet  werde 

ctische  Zweck   der  Versicherung  (Versorgung  etc.)   kann  al 

nrch  Geschäfte    erreicht  werden,    die  dem  Privatrecbto  anj, 

eilraucht  (Altentbeil) ,  Wittbum,  Ehevertrag;  allein  hierau 

{riff  der  Versicherung  keine  Anwendung. 

!J  In   manchen   Fallen,    so   bei   Pensionsinstituien ,    Arbeit 
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cassen  etc.,  ist  der  Eintritt  für  die  Betheiligten  obligatorisch  (s.  unten 
§.  498),  daher  auch  der  Austritt  nicht  freigestellt.  Wo  letzteres  der  Fall 
ist»  hört  mit  dem  Austritt  jeder  Anspruch  an  die  Anstalt  auf,  ohne 
dass  die  bereits  geleisteten  Beiträge  zurückerstattet  werden. 

C7)  Staudinger  a.  a.  0.  §.  24.  Der  privatrechtliche  Grundsatz 
der  Ungültigkeit  von  Verträgen  zum  Besten  dritter  Personen  kann  hier 
nicht  Platz  greifen,  ohne  dass  man  jenen  Grundsatz  als  specifisch  römisch 
anzusehen  braucht;  vgl.  oben  Anm.  5.  Insbesondere  gilt  dies  von  Ver- 
sicherungspolicen, die  au  portenr  ausgestellt  sind. 

(")  Hieher  gehören  auch  der  Eintritt  in  Kriegs-  oder  Seedienste, 
weite  Reisen  u.  dgL     Staudinger  a.  a.  0.  §.  12.  13.  25. 

(9)  Vgl.  oben  §.  385  Anm.  4.  —  S.  auch  das  Statut  des  Verbandes 
der  deutschen  Versicherungsanstalten  vom  22.  Mai  1872  (im  Reichs- 
anzeiger Nr.  140  Beil.). 


Titel  III. 
Die  einzelnen  Erwerbszweige« 

Capitel  1. 
Im   Allgemeinen. 

§.    449. 

Die  Erwerbszweige  umfassen  das  ganze  Gebiet  der  unmittelbar 
auf  Herstellung  und  Aneignung  von  Vermögensobjecten  gerichteten 
productiven  Th&tigkeit;  sie  sind  durchweg  als  solche  zur  Befriedig- 
ung der  Erwerbsbedürfnisse  der  Einzelnen  bestimmt  und  von  deren 
ErwerbsintereBse  beherrscht  (*).  Die  Principien  des  Erwerbsbetriebca 
liegen  daher  einerseits  in  der  Notwendigkeit ,  andererseits  in  der 
persönlichen  Freiheit  des  Einzelerwerbs.  Indessen  folgt  daraus  nicht, 
dass  der  Erwerbsbetrieb  eine  Privatsache  und  dem  freien  Belieben 
der  Einzelnen  anheimgegeben  sei,  oder  auf  natürlicher  und  unver- 
änderlicher Notwendigkeit  beruhe ;  denn  sowohl  die  Erwerbstendenz 
als  die  Gesetzmassigkeit  der  Erwerbsthätigkeit  wurzeln  in  dem  Boden 
der  menschlichen  Gemeinschaft  und  erhalten  ihre  positive  Gestalt 
durch  die  geschichtlich  fortschreitende  Culturentwicklung  (2).  Die 
öffentliche  Ordnung  des  Erwerbsbetriebes  schliesst  daher  folgende 
Hauptmomente  in  sich:  1)  die  Gesetzmässigkeit  des  productiven  Be- 
triebes der  Erwerbszweige  überhaupt,  insbesondere  hinsichtlich  der 
bothwendigen  Verhältnisse  der  Freiheit  zwischen  Besitz  und  Arbeit  (3) ; 

2)  die  Wahrung  der  Notwendigkeit  und  Freiheit  der  Consumtions- 
bedürfhisse  Aller  gegenüber  dem  Erwerbsinteresse  der  Einzelnen  (4) ; 

3)  die  Erfüllung  der  speciellen  Aufgaben  der  Polizei  in  den  verschie- 
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denen  Erwerbszweigen  (Sicherheit,  Sittlichkeit,  Gesundheit  etc.); 
4)  die  productive  Forderung  der  einzelnen  Erwerbszweige  durch  An- 
ordnungen und  Einrichtungen,  welche  nicht  schon  in  der  allgemeinen 
Handhabung  der  öffentlichen  Erwerbsanstalten  enthalten  sein  können; 
da  die  letzteren  sich  auf  die  Production  im  Ganzen  ohne  Unterschied 
ihrer  einzelnen  Zweige  beziehen.  Daraus  folgt,  dass  die  öffentliche 
Gewalt  auch  gegenüber  der  speciellen  Erwerbsthätigkeit  grosse  und 
vielseitige  Aufgaben  zu  erfüllen  hat  und  dass  das  willkürliche  nnd 
isolirte  Gewährenlassen  der  einzelnen  Erwerbspersonen  weder  recht- 
mässig noch  nützlich  wäre.  Auch  die  unmittelbare  Erwerbsthätigkeit 
gehört  daher  nach  den  angegebenen  Hauptrichtungen  in  das  Gebiet 
der  öffentlichen,  und  zwar  der  socialen  Verwaltung (6).  Dieselbe 
wird  aber  nothwendig  in  jeder  Entwicklungsperiode  von  den  allge- 
meinen in  Geltung  stehenden  Rechtsprincipien  beherrscht,  in  der 
Gegenwart  somit  von  dem  Princip  der  socialen  Freiheit,  welches  an 
die  Stelle  der  ständischen  Rechtsordnung  des  Erwerbs  im  Mittelalter 
und  der  polizeilichen  Regelung  desselben  in  der  neueren  Zeit  getreten 
ist  (6).  Die  sociale  Erwerbsordnung  bedingt  ein  freies  und  rechtlich 
geordnetes  Zusammenwirken  der  verschiedenen  socialen  Verwaltungs- 
organe nach  den  Grundsätzen  der  Selbstverwaltung  unter  der  cen- 
tralen Leitung  der  Staatsgewalt. 

(*)  Hierin  liegt  der  Unterschied  der  Erwerbszweige  und  der  Erwerhß- 
anstalten.  Mit  den  letzteren  ist  entweder  der  Erwerbszweck  gar  nicht 
verbunden  (so  bei  Mass  und  Gewicht,  Geldwesen,  Strassen,  Sparca&ev 
vielen  Versicherungsanstalten  etc.)  oder ,  wo  dies  der  Fall ,  ist  er  dem  ■ 
unmittelbaren  Betriebszweck  (Förderung  des  Credits,  Verkehres  etc.) 
durchaus  untergeordnet.  Das  Unkritische  und  Verderbliche  der  jetat 
überwundenen  Theorie  des  Indnstrialismus  (Smithianismus) ,  welche  die 
gesammte  Volkswirtschaft  der  schrankenlosen  Erwerbstendenz  der  Ein- 
zelneu (Egoismus)  unterwerfen  wollte,  tritt  gerade  bei  diesen  allgemeinen 
Gesichtspunkten  schlagend  hervor.  Indessen  kann  auch  bei  dem  Betrieb 
der  Erwerbszweige  von  einer  naturgem&ssen  Schrankenlosigkeit  des  Ein* 
zclinteresses  vernünftiger  Weise  keine  Rede  sein.  Denn  die  Gemeinschaft» . 
in  der  Jeder  lebt,  bringt  mit  Notwendigkeit  eine  aus  den  manich- 
faltigsten  Motiven  gebildete  Ordnung  des  Erwerbs  mit  sich,  in  welcher; 
der  Einzelne  durchaus  nur  als  eingefügtes  Glied  sich  bewegen  kann.  Da* 
man  in  der  deutschen  Theorie  (namentlich  seit  Hermann,  Staatswirthsek; 
Unters.  1832  p.  14  ff. ;  sehr  abgeschwächt  bei  Bosch  er,  System  L  §.11) 
dem  Egoismus  den  »Gemeinsinn«  als  Correctiv  gegenübersetzte,  war,  w»! 
auch  die  Erfahrung  zeigte,  schon  um  desswillen  wirkungslos,  weil  daneben; 
die  ausschliesslich  auf  den  Eigennutz  gebaute  angebliche  Naturlehre  des; 
Erwerbs  und  Verkehrs  unverändert  fortgeführt  wurde,  so  dass  der  Ge-3 
meinsinn  kaum  noch  als  blose  moralische  Anforderung  dabei  Erwähnuag 9 
fand;  bei  Röscher  erscheint  der  Gemeinsinn  gar  als  eine  Form  des' 
Eigennutzes. 

(2)  Dies  gilt  insbesondere  auch  von  dem  Streben  nach  Reicbthtim, 
welches  von  der  Notwendigkeit   der  natürlichen  Consumtion   durchao* 


f 
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verschieden  ist;  die  Gesetzmässigkeit  des  Erwerbs  hängt  daher  auch  von 
dem  Grade  ab,  in  welchem  der  Reichthum  als  Cultnranforderung  und 
öffentliches  Interesse  betrachtet  wird.  In  der  Eegel  sind  es  die  sinkenden 
Perioden  der  Völker,  in  welchen  der  Reichthumstrieb  (auri  sacra  fames) 
als  grelle  Massenerscheinung  zu  Tage  tritt.  S.  Roesler,  Ueber  die 
Grandlehren  der  von  A.  Smith  begründeten  Volks wirthschaftstheorie 
2.  Aufl.  1871  p.  269  ff.  Auch  ist  dabei  nicht  zu  übersehen,  dass  der 
Erwerbsbetrieb  nur  die  selbständige  Thätigkeit  eines  Theiles  der  Gesell- 
schaft, eben  der  Erwerbsclassen,  bildet,  so  dass  es  auch  aus  diesem  Grunde ' 
ungerecht  und  unvernünftig  wäre,  alle  übrigen  Culturinteressen  in  der 
Gesellschaft  dem  einseitigen  Erwerbsinteresse  preiszugeben.  Vgl.  neuerdings 
H.  Maurns,  Ueber  die  Freiheit  in  der  Volkswirtschaft  Heidelb.  1873. 

(3)  Der  Besitz  bedeutet  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  persönliche 
Herrschaft,  die  Arbeit  dagegen  persönliche  Dienstleistung  für  Erwerbs- 
zwecke in  Unterordnung  unter  den  Besitz.  Es  ist  einleuchtend,  dass  es 
zu  den  wichtigsten  Aufgaben  der  Rechtsbildung  gehört,  das  Verhältniss 
beider,  insbesondere  den  Arbeitsvertrag  (Boesler  a.  a.  0.  Abschnitt  4), 
ihrem  Wesen  gemäss  zu  regeln  und  zu  wahren.  Die  rein  technische  Be- 
handlung dieser  Fragen  in  der  bisherigen  Theorie  nach  den  Gesetzen  der 
Production  und  der  Preisbildung  (z.  B.  bei  Röscher,  System  I.  §.  38. 
160  ff.  Schäffle,  System  §.  149  ff.)  lässt  jede  Ahnung  des  Inhaltes 
und  Zusammenhanges  derselben  vermissen ;  insbesondere  ist  es  ein  wahrer 
Unfug  des  Manchesterthums,  die  Arbeit  den  Gesetzen  der  Waare  zu  unter- 
werfen. Die  socialen  Reformbestrebungen  haben  offenbar  zu  ihrem  Ge- 
lingen die  Voraussetzung,  dass  solche  Theorien  gänzlich  abgethan  werden. 

(4)  Die  Consumtion  ist  für  Alle  ohne  Ausnahme  eine  Notwendig- 
keit nach  dem  Verhältnisse  ihres  Culturzustandes,  dagegen  der  Erwerb  als 
solcher  ist  nur  das  Interesse  einer  besonderen  Classe;  es  müssen  daher 
schützende  Einrichtungen  bestehen,  damit  nicht  durch  die  Uebergriffe  der 
Erwerbstendenz  die  rechtmässigen  Consumtionsbedürfnisse  in  der  Gesell- 
schaft verletzt  werden.  In  der  früheren  Periode  erblickte  hierin  die  Po- 
Hzeigewalt  einen  hauptsächlichen  Gegenstand  ihrer  Fürsorge.  Qualität, 
Mass,  Preis  und  Absatz  der  Producte  waren  sorgfältig  vorgeschrieben  und 
jede  Abweichung  davon  wurde  bestraft ;  selbst  der  Verbrauch  unterlag  der 
eingehendsten  obrigkeitlichen  Anordnung,  in  Kleiderordnungen,  Luxus- 
gesetzen etc.,  wobei  die  Unterschiede  des  Standes  sehr  strenge  beobachtet 
wurden.  8.  Reichspolizeiordnungen  von  1530.  1548.  Sachs.  Polizei- 
ordnung vom  23. N April  1612.  Gesinde-,  Taglöhner-  und  Handwerkor- 
ordnung  vom  24.  Mai  1651.  Taxordnung  für  Berlin  von  1623.  Meck- 
lenburg, Gesinde-,  Taglöhner-,  Tax-  und  Victualienordnung  vom  14.  Nov. 
1654.  v.  Berg,  Polizeirecht  IV.  p.  509  ff.  v.  Salza  und  Lichtenau, 
Handbuch  des  Polizeirechts  Leipz.  1825  I.  §.  276.  811  ff.  Röscher, 
System  I.  §.  114.  S.  schon  L.  1  §.  5  0.  de  communi  serv.  manum.  7.  7.  L.  3 
G.  comm.  de  legat.  6.  43.  Nach  L.  1  C.  de  episcop.  audient.  und  Cap.  1.  X.  de 
emt.  et  vendit.  war  es  sogar  den  Bischöfen  zur  Pflicht  gemacht,  darauf 
zu  sehen,  dass  die  Kaufleute  ihre  Waaren  nicht  überteuerten.  Wenn 
auch  zufolge  der  socialen  Rechtsidee  die  obrigkeitliche  Taxirung  der 
Waaren  als  Regel  hinweggefallen  ist,  so  bleibt  nichtsdestoweniger  das 
Princip  bestehen,  dass  die  Preisbildung  eine  öffentliche  Angelegenheit  ist 
und  die  Bedürfnisse  der  Consumtion  des  öffentlichen  Schutzes  bedürfen. 
Hieraus  kann  gefolgert  werden:  1)  Preisverabredungen,  wie  sie  neuerdings 
für  ganze  Bezirke  und  Länder  von  den  Producenten  ausgeführt  werden, 
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S-  unterließen  der  öffentlichen  Genehm 

jj.  geldtarifen  etc.);  ebenso  2)  dio  Qu; 

(_■  der  polixei liehen  Beaufsichtigung  (vgl.  oben  §.  28);  3)  Scbutzvureine  der 

k'  Consumenten  gegen  Uebertheuernng  sind  zu  befördern  und  mit  rechtlichen 

Garantien   durch   Zulassung   zn   den   Corporationarechton   (oben  §.  94  ff.) 
i  zu  versehen;  4)  auch   die  Einkorn mensbil dang  in  der  Gesellschaft  ist  ih 

*  öffentliche  Angelegenheit  zu  behandeln.    8.  auch  unten  §.  496. 

(■')  Die  Erwerbsordnung  ist  daher  weder,  wie  bisher  fälschlich  ge- 
i-,  lehrt  wurde,   eine  unabänderliche  und  sich  von  selbst  durch  das  Walten 

l  der    Einzelinteressen     vollziehende    Naturordnung ,     womit    lediglich    ein 

!  schrankenloses    Umsichgreifen    der    Capitalherrschaft    zum    Nachtbeil   der 

'}■  übrigen  Glassen,  insbesondere  der  Arbeit,  gegeben  war,  noch  ein  Gegen- 

[;  stand  willkürlicher  Vorschriften  der  Staatsgewalt,    sondern  sie  tragt  eine 

'■/  innere,    durch   die   gesellschaftliche   Cultnrent Wicklung   gegebene  Gesefe- 

•J  müBsigkoit  in  sich,    welche  aber  durch  die  zusammenwirkende  Thätigkeit 

Y  der  Culturnrgane    festgestellt    und    zum  Vollzug  gebracht  werden  ronra. 

;'.  Auch  der  Socialiamus,    soweit   er   an  die  Stelle  der  Capitalherrschaft  die 

'.■',  Alleinberechtigung   der  Arbeit   setzen  und  die   gesammte  Gesellschaft  in 

f"    '  diesem  Zwocke    nach   phantastisch   ausgedachten  Normen   umformen  will, 

* '  verlHsst  damit  den  Boden  der  positiven  Wirklichkeit  and  kann  einen  har- 

monischen   Zustand    des    Erwerbslebens    unmöglich    herbeiführen.     Ebee 
darum  ist  os  von  der  höchsten  Wichtigkeit,  dass  die  Volkswirtschaft  ab 
i>  ein  Glied,  der  gesammten  Verwaltung  erfasst  und  mit  deren  übrigen  An f- 

'.-  gaben  und  Anforderungen  in  bestündiger  U Übereinstimmung  erhalten  werde. 

Daher  muss  auch  Seitens  der  Theorie  die  Idee  einer  selbständigen,  in  sich 
selbst   rubendon  Volks wirth  Schafts!  ehre  aufgegeben  werden.     8.  Roesler 
in  Hirth's  Annalen  1872  p.  509  ff. 
.;  ('')  Stein,    Handbuch    der    VerwaHnngslebre    p.  312.     Roesler, 

'•'.  Ucbor  dio  Grundlohren  der  von  A.  Smith  begründeten  Volks  wirtschafte- 

L  lehre  2.  Aufl.  1871  insbes.  Abschn.  8. 

§.  460. 

,  Die  ErwerbstMtigkeit  in  ihrem  gesammten  Umfange   begreift 

im  Allgemeinen:   1)  die  Gewinnung  roher  Naturstofle;  2)  die  teeh- 
'.  nisebe  Bearbeitung  (Veredlung)  derselben  für  Gebrauchszwecke  aller 

l  Art;    3)  den   Umsatz    derselben   im  Verkehre   nach  den  Gebr»""1"- 

j,  bedürfnissen  der  Einzelnen.    Verschieden  von  dieser  teohniachei 

[  theilung  der  Produktion  ist  die  in  besondere  ErwerbBzweige,  b< 

gewisse  Arten  derselben  vermöge  ihres  Gegenstandes  und  Zw 
oder  vermöge  ihrer  besonderen  Natur  nach  gleichen  Gesetze! 
'■■'  trieben  werden  müssen.    Hiernach  sind  üu  unterscheiden:    1)  ] 

wirthschaft;  2)  Forstwirthschaft;  8)  Jagd  und  Fischerei;  4)  Berj 
6)  Gewerbe;  6)  Handel  (')-     In  jedem  dieser  Erwerbszweige  k< 
'i  Jone  drei  Seiten  der  Production  mehr  oder  minder  getrennt  odei 

bunden  vorkommen,  worüber  allein  ihre  produetive  Entwicklung 
das  Erwerbsvermögen  und  Interesse  der  Einzelnen  entscheidet 
;'  früher  herrschende  ezclnsive  Abgrenzung  der  Erwerbszweige 
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daher  nicht  mehr  aufrecht  erhalten  werden  (2).  Vermöge  des  Prin- 
cipe der  socialen  Erwerbsfreiheit  hat  vielmehr  Jeder  das  Recht,  nach 
freiem  Ermessen  Erwerbsarbeiten  jeder  Art  für  sich  oder  für  Andere 
vorzunehmen,  Erwerbsgeschäfte  aller  Arten  für  eigene  oder  fremde 
Rechnung  zu  betreiben  und  alle  Producte  zu  Zwecken  des  Erwerbs 
und  Gebrauches  zu  verwenden,  soweit  dies  nicht  nach  den  Grund- 
sätzen der  öffentlichen  Erwerbsordnung  eine  Einschränkung  erleidet. 

(*)  Indessen  drücken  doch  die  technischen  Unterschiede  der  Production 
in  der  Hauptsache  auch  jedem  Erwerbszweig  sein  eigentümliches  Gepräge 
auf  und  begründen  somit  auch  wesentliche  Rechtsunterschiede;  so  fallt 
die  blosse  Gewinnung  der  Naturstoffe  im  Ganzen  und  Grossen  den  sog. 
Urproductionszweigen  (extractiver  Industrie),  deren  Bearbeitung  den  Ge- 
werben und  der  Umsatz  der  Producte  dem  Handel  zu.  Fehlerhaft  ist  es, 
auch  solche  Beschäftigungen  zu  den  Productionszweigen  zu  zählen,  welche 
nicht  nach  den  Gesetzen  des  Erwerbes  betrieben  werden,  insbesondere  die 
Berufszweige,  die  man  irrthümlich  als  sog.  persönliche  Dienstleistungen 
den  übrigen  anreihte.  Vgl.  Röscher,  System  I.  §.  38  (wo  diese  Ein- 
teilung überdies  unter  den  Gesichtspunkt  der  Arbeit  gebracht  ist). 
Roesler,  Grundsätze  der  Volkswirtschaftslehre  1864  §.  22.  S.  oben 
§.  241  Anm.  8. 

(2)  Vgl.  über  die  frühere  Gebundenheit  des  Erwerbsbetriebes,  ent- 
sprechend dem  corporativen  und  concessionellen  Charakter  desselben  oben 
§.  169;  über  den  Zunftzwang  Mittermaier,  Deutsches  Privatrecht  II. 
§.  510.  Ortloff,  Recht  der  Handwerker  p.  328.  Merbach,  Theorie 
des  Zunftzwanges  oder  des  Zunftverbietungsrechtes  nach  allgemeinen 
deutschen  und  sächs.  Gesetzen  Leipz.  1808.  v.  Gerber,  D.  Privatrecht 
§.57.  Das  ursprüngliche  corporative  Zunftrecht  wurde  zunächst,  nament- 
lich für  den  Fabrikbetrieb,  durch  das  polizeiliche  Goncessionswesen  durch- 
brochen, welches  daher  insofern  eine  geschichtliche  Notwendigkeit  war. 
V.  Böhmert,  Freiheit  der  Arbeit.  Beiträge  zur  Reform  der  Gewerbe- 
gesetze Bremen  1858  p.  50  ff.  Mit  dem  Zunftzwang  ist  auch  der  Begriff 
der  gewerblichen  Pfuscherei  hinweggefallen;  ebenso  die  Unterschiede  der 
ländlichen  und  städtischen  Nahrung,  des  Handwerks-  und  Fabrikbetriebes, 
des  Kram-  und  Grosshandels. 

Capitel  2. 

Die  Laudwirthschaft. 

I.    Der  landwirthschaftliche  Betrieb. 

§.    451. 

Die  Landwirthschaft  besteht  in  der  produetiven  Erzeugung  von 
Pflanzen-  und  Thierstoffen  durch  den  Anbau  des  Bodens  (*).  Ihre 
beiden  wesentlichen,  gewöhnlich  mit  einander  verbundenen  und  sich 
gegenseitig  bedingenden  Zweige  sind  daher  Pflanzen-  (Acker-)  Bau 
und  Viehzucht;  es  kann  jedoch  damit  auch  der  Betrieb  von  Gewer- 
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ben,  sowie  der  Handel,  insbesondere  mit  den  eigenen  Erzeugnissen 
verbunden  werden.    Die  productiven  Elemente  der  Landwirtbschaft 
sind  Grundbesitz  (2)  und  Arbeit;  zu  dem  ersteren  muss  bei  inten- 
sivem (rationellem)  Betrieb  auch  Capital  in  beträchtlichem  Hasse, 
nötigenfalls  durch  Credit  (3),  und  genossenschaftliche  Verbindung  (*) 
hinzutreten  (5).    Durch  die  Grundentlastung  und  deren  Folgen  sind 
nunmehr   die    rechtlichen  Besonderheiten   des   landwirtschaftlichen 
Betriebes,  wie  sie  aus  der  Gebundenheit  des  Grundbesitzes  und  der 
personlichen  Unfreiheit  der  landbauenden  Classe  geflossen   waren, 
grösstenteils  hin  weggefallen;  auch  die  ländliche  Arbeit  steht  dem- 
nach in  freiem  Vertragsverhältnisse  zum  Grundbesitz  und  es  können 
die  früheren  Zustände  unfreier  Arbeit  nicht  mehr  begründet  werden  f6).  | 
Aufgehoben  ist  insbesondere  1)  die  verschiedene  rechtliche  Behand- 
lung der  Grundstücke  nach  Acker-  und  Wiesen-  oder  Gartenrecht, 
soweit  nicht  die  Natur  der  Sache  dies  fortdauernd  von  selbst  mit 
sich  bringt  (7) ;  2)  die  Verpflichtung  der  einzelnen  Besitzer,  nach  den 
Grundsätzen  der  Feldgemeinschaft  mit  Anderen  gemeinsam  zu  wirth- 
schaften  (") ;  3)  die  Abhängigkeit  des  Betriebes  von  der  Benützung 
der  gemeinen  Mark;  sowie  4)  von  den  Einsprüchen  der  Real-  und 
Zehentberechtigten.   Ebenso  sind  hinweggefallen  die  der  polizeilichen 
Bevormundung  entstammten  Beschränkungen,  als  das  Verbot  des 
Verkaufes  der  Früchte  auf  dem  Halme,  des  Verkaufes  nach  aus- 
wärts u.  dgl.  (9).    Uebrig  bleiben  jedoch :  1)  Bestimmungen  zur  Her- 
stellung einer  im  gemeinsamen  Interesse  liegenden  Ordnung  der  Be-j 
triebsverhältnisse  (Feldpolizei);  2)  Einrichtungen  und  Anordnung* 
zum  Zweck  der  Beförderung  der  Bodencultur.    Ebenso  bleibt  diel 
von    der  technischen  Entwicklung  des  Landbaues  abhängige  Ver-| 
schiedenheit  der  Feldsysteme  hievon  unberührt  (10). 

0)  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  8.  Aufl.  II.  §.  419—429.  P5alf| 
Bayr.  Verwaltungsrecht  8.  Aufl.  §.158 — 168.  v.  Stubenrauch  a.  a. 0, 
II.  §.  452—462.  Burckhardt,  Handbuch  der  Verwaltung  in  Sachsen«] 
Weimar  1844  §.  179.  G.  Beseler,  Deutsches  Privatrecht  Bd.  8.  Stei 
Handbuch  der  Verwaltungslehre  p.  829.  Bau,  Lehrbuch  I.  §.  358—382, 
II.  1.  Abth.  Röscher,  System  II.  Bd.  v.  Mo  hl,  Polizeiwissenschi 
3.  Aufl.  II.  §.  136  —  146.  154.  Th.  Hage  mann,  Handbuch  des  Land« 
wirthschaftsrechts  Hann.  1807.  J.  K.  Kretzschmer,  Oeconomia  forenaii 
oder  Inbegriff  derj.  Grundsätze,  welche  den  Juristen  von  der  LandwirtW 
schaft  und  den  Oeconomen  von  dem  Recht  zu  wissen  nöthig  Berlin  1833—35. 
0.  A.  Weiske,  Handbuch  des  allgem.  deutschen  Land  wirthschaftsrechts 
Leipz.  1838.  0.  F.  W.  J.  Häberlin,  Lehrbuch  des  Landwirthschafts-i 
rechts  Leipz.  1859.  E.  M.  Schilling,  Handbuch  des  Landwirthschafts-f| 
rechts  der  Sachs.  Länder  Leipz.  1828;  der  Preuss.  Staaten  1829.  Don- 
niges, Die  Landes-Culturgesetzgebung  Preussens  Berlin  1843—49.  Koch,« 
Die  Agrargesetze  des  Preuss.  Staates  nebst  Ergänzungen  und  Erl&uter-, 
ungen  4.  Aufl.  Bresl.  1850.  A.  Lette  und  v.  Rönne,  Die  Landes-i 
CulturgeBetzgebung  des  Preuss.  Staates  Berl.  1853.  54.     J.-  Greiff,  Die, 
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Preuss.  Gesetze  über  Landescultur  und»  landwirtschaftliche  Polizei  Bresl. 
1866.     C.   v.  Closen,    Kritische    Zusammenstellung    der   Bayr.    Landes- 
culturgesetze  Münch.  1828.     G.  Döllinger,  Die  in  Bayern  bestehenden 
Gesetze  und  Verordnungen  über  Land wirthschaft  Münch.  1845.   A.  Thaer, 
Einleitung  zur  Kenntniss  der  Englischen  Landwirtschaft  und  ihrer  Fort- 
gehritte in  Rücksicht  auf  Vervollkommnung  der  deutschen  Land  wirthschaft 
3.  Aufl.  Hann.  1806.    A.  Thaer,  Grundsätze  der  rationellen  Landwirt- 
schaft 1831.    Eisner,  Politik  der  Landwirtschaft  Stuttg.  u.  Tüb.  1835. 
W.  Lobe,   Die    Landwirtschaft   und  ihr   Einfluss  auf  das.  sociale   und 
materielle  Wohl  der  Staaten  und  Völker  Leipzig  1854.  —  Aeltere  Literatur : 
Cr.  Ohr.  Leyser,    Jus   georgicum    sivo    tractatus    de    praediis  Lips.   et 
Frankof.  1698.       Bohr,    Vollständiges   Haushaltungsrecht   Leipz.    1738. 
J.  Deneken,  Neu  vermehrtes  Dorf-  und  Landrecht  5.  Aufl.  Frankf.  und 
Leipz.  1739.    J.  G.  Klingner,  Sammlungen  zum  Dorf-  und  Bauernrecht 
Leipz.  1749.    C.  P.  Benekendorf,  Oeconomia  forens.  oder  kurzer  Inbe- 
griff derj.  landwirthsch.  Wahrheiten ,    welche  allen  sowohl  hohen  als  nie- 
drigen Gerichtspersonen  zu  wissen  nöthig  Berl.  1775  —  1784.    Derselbe, 
Oeconomia  controversa   Berl.  1787.  88.  —     Da   die    Landwirthschaft    in 
ihrem   ganzen  Umfange  nicht  zu  den  Gewerben  gehört,  so  sind  auch  die 
Bestimmungen  der   Gewerbegesetze   auf  sie   nicht  anwendbar.     S.  0 est- 
reich, Patent  zur  Gewerbeordnung  vom  20.  Dec.  1859  art.  Va.     Baden, 
Gewerbegesetz  vom  20.  Sept.  1862  §.  31.     Bayern,  Gewerbegesetz  vom 
30.  Jan.  1868   art.  32  Ziff.  14.      In    der    Bundes -Gewerbeordnung   vom 
21.  Juni  1869  findet  sich   eine   solche    ausdrückliche  Bestimmung  nicht; 
doch  ist  sie  in  der  Natur  der  Sache  begründet. 

(2)  Ueber  die  zum  Theil  nicht  mehr  praktischen  Unterscheidungen 
der  Landgüter  s.  Hä  berl  in,  Landwirthschaftsrecht  §.  70 — 77.  Weiske, 
Landwirthschaftsrecht  §.  198 — 215;  über  deren  Bestandteile  und  Inventar 
Hfiberlin  a.  a.  O.  §.  78.  79.  Weiske  a.  a.  0.  §.  216  —  285;  über 
die  Gattungen  der  Grundstücke  (Acker,  Wiese,  Lehdcn,  Garten)  ibid. 
§.  11  —  86. 

(3)  Vgl.  oben  §.  887.  399.  400. 

(4)  Ent-  und  Be Wässer ungs-,  Wiesen-,  Deich-,  Waldgenossenschaften. 
G.  M.  Eletke,  Die  Rechtsverhältnisse  der  Landescultur-Genossenschaften 
in  Preossen.  Nach  den  Entscheidungen  und  Verordnungen  der  höchsten 
Spruch-  und  Verwaltungsbehörden  Berlin  1870.  K.  Birnbaum,  Das 
Genossen8chaftsprincip  in  Anwendung  und  Anwendbarkeit  auf  die  Land- 
wirthschaft Leipz.  1870.  G.  Schönberg,  Die  Landwirthschaft  der 
Gegenwart  und  das  Genossenschaftsprincip  Berl.  1869.  Weitere  Lit.  hier- 
über hierüber  siehe  in  Bluntschli's  Staats  Wörterbuch  Ausg.  von  Löning 
I.  p.  812. 

(6)  Ueber  den  rationellen  Betrieb  s.  Boscher,  System  IL  cap.  2. 

(6;  G.  Schmoller,  Die  ländliche  Arbeiterfrage  in  Bezug  auf  die 
norddeutschen  Verhältnisse  (Tüb.  Zeitschr.  1866  p.  171  ff.),  v.  d.  Goltz, 
Die  ländliche  Arbeiterfrage  und  ihre  Lösung  Danzig  1872.  Ueber  dio 
Rechtsverhältnisse  der  ländlichen  Dienstboten  und  Tagelöhner  entscheiden 
nunmehr  die  allgemeinen  und  besonderen  Grundsätze  des  Arbeitsvertrages 
und  Gesinderechts.  Hagemann,  Landwirthschaftsrecht  §.  58.  Weiske, 
Landwirthschaftsrecht  §.  286 — 298.  Häberlin,  Landwirthschaftsrecht 
§.  68.     Uebec  die  besondere  Stellung  der  Hoftagelöhner  (Kathenleute)  in 


^TV 


506   Buch  IV.    Erwerbsrecht.    Titel  III.    Die  einzelnen  Erwerbszweige. 

Mecklenburg  und  Neuvorpommern  vgl.  ibid.  §.  69  p.  190.  Ueber  die 
socialistische  Idee  der  Aufhebung  des  privaten  Grundeigen thums  und  Eia- 
führung  von  genossenschaftlichem  (Gemein-)  Eigenthum  zum  Besten  der 
Arbeit  s.  C.  Marx,  Das  Capital  I.  1867  p.  744;  über  moderne  Coloni- 
Bationstheoricn  ibid.  p.  745  ff. 

(7)  Wiesen  unterscheiden  sich  von  den  Aeckern  hinsichtlich  der 
Weideberechtigung  (s.  unten  §.  452);  der  Garten  kann  jederzeit  geschlossen 
werden  und  bildet  einen  Bcstandtheil  des  Wohnhauses  mit  Hof-  und 
Nebongebäuden.  Weiske,  Land wirthschaf tsrecht  §.  80  ff.  —  S.  über 
das  Gartenrecht  im  Allgemeinen  Eisenhart,  Das  Recht  in  Sprüch- 
wörtern 2.  Aufl.  p.  228.  Schilling,  Landwirthschaftsrecht  der  Sachs. - 
Lander  §.  275—284.     8.  noch  Strafgesetzbuch  von  1870  §.  368  Ziff.  9. 

(8)  Vgl.  oben  §.  127  ff.  —  So  steht  es  namentlich  jedem  Eigen- 
thümer  frei,  zu  beliebiger  Zeit  und  mit  beliebigen  Werkzeugen  die  Ernte 
vorzunehmen,  nur  darf  er  den  benachbarten  Eigenthümern  dadurch  keinen 
Schaden  zufügen.  In  den  Gegenden  jedoch,  wo  es  gebräuchlich  ist,  die 
Zeit  der  Weinlese  von  Obrigkeitswegen  zu  bestimmen,  können  von  der 
Gemeindebehörde  Anordnungen  dessfalls  getroffen  werden.  Fransos. 
Ruralgesetz  vom  28.  Sept.  1791  Abschn.  V.  Baden,  Reg. -Rescr.  vom 
9.  Oct.  1852.  Illing  a.  a.  0.  II.  p.  249.  Wehr  er  a.  a.  0.  p.  447. 
Vgl.  auch  Strafgesetzbuch  von  1870  §.  368  Ziff.  1.  Bayr.  Polizeistraf- 
gesetzbuch von  1871  art.  121. 

(9)  S.  z.  B.  Preussen,  A.  L.  R.  IL  7  §.  12  (betr.  den  Verkauf 
der  Früchte  auf  dem  Halme)  I.  11  §.  594  (Beschränkungen  im  Verkauf 
des  künftigen  Zuwachses)  aufgehoben  durch  Cab.-Ordre  vom  22.  Mai  1842 
und  Verordnung  vom  9.  Nov.  1843.  Dann  die  Verordnung  vom  24.  Jan. 
1867  betr.  die  Aufhebung  der  im  ehemaligen  Kurfürstenth.  Hessen  be- 
stehenden Beschränkungen  des  Handels  mit  Feldfrüchten,  insbesondere  des 
Verkaufs  der  Früchte  auf  dem  Halme.  A.  L.  R.  I.  11  §.  7.  II.  7  §.  7-11 
(betr.  den  gesetzlichen  Zwang  zum  Vorkauf  von  Getreide  in  Theueronga- 
zeiten).  Edict  vom  20.  Nov.  1810  betr.  den  Vor-  und  Aufkauf.  Bayern 
Min.-Entschl.  vom  10.  und  20.  Aug.  1850  und  7.  Oct.  1852  betr.  da 
Anlegung  von  Magazinen.  Verordnung  vom  13.  Juni  1817  betr.  dasVer 
bot  des  Verkaufs  der  Früchte  auf  dem  Halme;  dagegen  das  Polizeistraf" 
gesetzbuch  von  1861  art.  209  und  die  Verordnung  vom  25.  Juni  1868 
betr.  d.  Handel  mit  Landesproducten  im  Umherziehen.  K.  Sachsen, 
Vorschriften  gegen  schädliche  Vor-  und  Aufkäufe  vom  1.  Oct.  1555  na4 
8.  Mai  1583,  hinsichtlich  des  Getreides  vom  16.  Mai  1617;  Verbot  des 
Verkaufs  des  auf  dem  Halme  stehenden  Getreides  vom  23.  Juli  1805} 
Ausfuhrverbote  hinsichtlich  des  Getreides  nach  Massgabe  der  inländische* 
Getreidepreise,  Generale  vom  20.  Oct.  1773  und  10.  Jan.  1792;  VerW 
des  Branntweinbrennens  aus  Getreide  und  Kartoffeln  und  der  Branntwein 
ausfuhr,  Generale  vom  12.  Sept.  1805  und  Verordnung  vom  27.  April 
1847;  ferner  die  den  Vor-  und  Aufkauf  von  anderen  Victualien  und  d» 
Höckerei  betr.  Bestimmungen  (Marktwisch),  Abschied  vom  8.  Sept.  1587. 
Mandat  vom  5.  Aug.  1699.  1.  Febr.  1700.  16.  Juni  1719  (Funcke  a.a.0« 
IV.  p.  584 — 593).  Alle  diese  Massregeln  der  sog.  Theuerungspoli 
(Rössig,  Theuerungspolizei  oder  historisch  -  polizeilicher  Versuch 
Getreidewucher  Leipz.  1802.  Heinse,  Geist  und  Kritik  der  neuest' 
über  Theuerung  erschienenen  Schriften  Zeitz  1806.  Weber,  Staats 
Versuch  Über  Theuerung  und  Theuerungspolizei  Gott.  1807.  Lotz, 
vision   der   Grundbegriffe   in  Beziehung   auf  Theuerung   und   Wohlfei 
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Cob.  n.  Leipz.  1811.  J.  J.  y.  Moser,  Landeshoheit  in  Polizeisatehen 
1773  cap.  7.  12.  v.  Sonnenfels,  Grundsätze  der  Polizei  §.  262  ff. 
y.  Mo  hl,  Polizeiwissenschaft  3.  Aufl.  I.  p.  322  ff.)  sind  jetzt  unpractisch. 
Auch  die  fortdauernde  Gültigkeit  der  Bestimmung,  dass  kein  Grundbe- 
sitzer nach  Gefallen  seine  Aecker  wüste  liegen  lassen  dürfe,  sondern  durch 
Strafen  zur  Cultur  angehalten  werden  könne,  muss  bezweifelt  werden. 
(Prenssen,  A.  L.  R.  IL  7  §.  8.  9.  Weimar-Eisenach,  Rescript 
vom  17.  Nov.  1771.  Burckhardt  a.  a.  0.  §.  179;  s.  ferner  die  Bayr. 
Verordnungen  vom  24.  Mai  1762,  10.  April  1776  und  10.  Mai  1783  betr. 
Zwangsanordnungen  zur  Cultur  im  Eigenthum  stehender  öder  Gründe). 
Stein,  Handbuch  p.  414.  Pözl,  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.111.  112. 
v.  Stuben  rauch  a.  a.  0.  IL  §.  325  ff.  v.  Rönne,  Preuss.  Staats- 
recht 3.  Aufl.  II.  §.  396.  Röscher,  Ueber  Kornhandel  und  Theuerungs- 
politik  3.  Aufl.  1852.  —  Nach  dem  Zolltarif  von  1870  und  dem  Handels- 
vertrage mit  0 ostreich  vom  9.  März  1868  ist  die  Aus-  und  Einfuhr  von 
Erzeugnissen  des  Ackerbaus  und  von  Gartonfrüchten  grösstenteils  von 
Abgaben  frei. 

(10)  Röscher,  System  IL  cap.  2.  Hansse n,  Zur  Geschichte  der 
Feldsysteme  in  Deutschland  (Tüb.  Zeitschr.  1865  p.  54  ff.  1866  p.  385  ff.). 
Fr  aas,  Die  Feldbausysteme  nach  dem  neuesten  Stande  der  Naturforsch- 
ung und  Wirthschaftspolitik ,  als  Hülfsmittel  in  der  landwirtschaftlichen 
Krisia  (Tüb.  Zeitschr.  1866  p.  1  ff.).  S.  noch  v.  Inama-Sternegg, 
Unters,  über  d.  Hofsystem  im  Mittelalter  mit  besonderer  Beziehung  auf 
deutsches  Alpenland  Innsbr.  1872. 

II.    Feldpolizei. 
§.   452. 

Die  Feldpolizei  hat  zum  Gegenstände:  1)  die  Regelung  gemein- 
samer Culturangelegenheiten  durch  Aufstellung  von  Dorf-  und  Feld- 
ordnungen; 2)  die  Verhütung  schädlicher  und  rechtswidriger  Hand- 
lungen in  Betreff  der  Grundstucke  und  des  ländlichen  Betriebes; 
3)  die  Aufstellung  von  Schutzorganen.  I.  In  erster  Beziehung  kom- 
men hauptsächlich  in  Betracht:  1)  die  Festsetzung  eines  bestimmten 
Hasses  für  die  Theilnehmungsrechte  an  Dienstbarkeiten  und  die  Ord- 
nung der  Benützung  fremder  Grundstücke  hienach,  sowie  überhaupt 
die  Anordnung  der  zweckmässigen  Ausübung  gemeinheitlicher  Ein- 
richtungen (1) ;  2)  die  Bestellung  der  in  notwendiger  Zahl  gemein- 
sam zu  haltenden  Hirten  (2) ;  3)  die  Vermischung  oder  Trennung  ver- 

>  schiedener  Viehgattungen  in  einer  Hecrde(3);  4)  die  Ausübung  der 
Einzelhütungsrechte ,  wo  solche  bestehen  (4);  5)  das  Treiben  des 
Viehes  zur  Weide  und  die  Behandlung  desselben  auf  der  Weide, 
insbesondere  an  gefährlichen  ..Stellen  und  auf  Weidestücken  von  ge- 
ringem Umfange  (5) ;  6)  die  Bestimmung  der  Hutzeiten  (Vor  -  und 

■  Nachhut)  (°)  und  der  Tag-  und  Nachtweide  (7);  7)  das  Halten  und 
die  Verwendung  gemeinsamer  Zuchtstiere  (Bullen),  wozu  den  Ge- 
meinden häufig  Verpflichtungen  auferlegt  werden  (8);  8)  das  Halten 
und  Fliegenlassen  von  Feldtauben  (9);  9)  das  Reinigen  der  Obstbäume 
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e  Massregeln  and  Vorschriften  zam  Schutze  gegen  schäd- 
iere(lu). 

Preusson,  Gameinheitstheilungsordnung  vom  7.  Juni  1821 
-180.  Franzi)«.  Ruralgesetz  vom  28.  Sept.  1791.  Bayern, 
ora  28.  Mai  1852  art.  1  —  5  aber  die  Ausübung  nnd  Ablösung 
lorechts  auf  fremdem  Grund  nnd  Boden.  K.  Sachsen,  Mandat 
Oct.  1828  betr.  die  in  Hutungesachen  anzuwendenden  RechU- 
ze  und  das  darin  zu  beobachtende  Verfahren.  F6zl,  Bayr.  Ver- 
rat t  8.  Aufl.  %.  161.  v.  Stuhenranch  a.  a.  0.  II.  §.  472. 
in  §.  112.  164.  166.  168.  Wegen  der  Viehweide  «oll  Niemand 
1  werden,  einen  Öden  Grund  zn  cultiviren.  Bayr  Verordnung 
Nov.  1788. 

Die  Aufstellung  eines  tüchtigen  Hirten  für  gemeinschaftliche 
ist  eine  Obliegenheit  der  Gerne  in  davorstände  oder  der  Vorstände 
in gsgenossensc haften  nach  MasBgabc  der  Gemeinde-  und  Genossen- 
Schlüsse.  Preusson,  Feldpolizeiordnung  vom  1.  Nov.  1S47 
l.  Schulpflichtige  Kinder  dürfen  mit  Veraänmniss  ihrer  Schol- 
ur  Hut  nicht  verwendet  werden.  Bayr.  Polizeistrafgesetzbach 
I  art.  118;  oben  §.267.  Die  Kosten  für  die  gemeinsame  Bewirtb- 
;  von  Grundstücken  nnd  Viehzucht,  insbesondere  für  das  Halles 
tneinsamen  Hirten,  sind  an  sich  keine  Gemeindesache,  sondern 
n  betheiligten  Grundeigentümern  nach  VerhSltniss  ihres  Grund- 
and  rcsp.  Viehstandes  zur  Last;  jedoch  können  solche  Ausgaben 
itneindebeBchluss  ganz  oder  th  eil  weise  auf  die  Gemeindecasse  Dber- 
werden.  Bayr.  Gern  ein  deordnnng  vom  29.  April  1869  art.  55; 
Pfalz  art.  40.  Medicua  a.  a.  0.  p.  123-126;  vgl.  oben  §.99 
Häberlin,  L and wirthschafts recht  §,  67.  Scholz,  Schäferei- 
44—52.  Munter,  Das  Weiderecht  §.  167—182.  —  Nach  dem 
piegel  IL  54  sollte  der  Hirtenlohn  nach  der  Hufe  gezahlt  we 
ehSrte  zn  den  Vorrechten  der  Besitzer  von  drei  Hufen,  das; 
[irten  halten  durften. 

Prenssen,  Feldpolizeiordnung  vom  1.  Nov.  1*847  §.  22. 
s  ist  auch  krankes  Vieh  von  der  Heerde  fernzuhalten.  Bi 
ing  vom  19.  Mai  1784.  Im  Falle  einer  Seuche  muss  alles  ' 
i  behalten  werden.  Instruction  des  Bundeskanzlers  vom  26. 
tr,  die  Massregeln  gegen  dio  Rinderpest  §.  21.  S.  auch  da 
andat  vom  18.  Mai  1780  §.  28  —  38  betr.  das  Verfahren 
isenchen  (Funcke  a.  a.  0.  III.  p.  461). 

Preussen,  Feldpolizeiordnung   vom   1.  Nov.  1847  §.  23- 
ch,    Decret  vom   28.  Nov.  1853.     Bayern,    Verordnung 
1805.    Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art.  119.    Wo  diu  Ei 
Lhrend  des  ganzen  Jahres  oder  gewisser  Jahres perioden  nothwe 

dasselbe  durch  Localordnungen  unter  Beobachtung  der  crfoi 
chorunjjsmassregelu  gestattet  werden.  Solche  gemeinschaft 
Tfln  sind  selbstverständlich  für  die  Einzelnen  nicht  mehr  verl 
■en  Gemoinschaftsverbaltniss  durch  Gern einheitsth eilung  etc. 
ist.  Preusson,  Feldpolizeiordnung  vom  1.  Nov.  1847  §. 
h  dos  Landes -Culturedict  vom  14.  Sept.  1811  nnd  die  Gen 
.nngsordnung  vom  7.  Juni  1821  §.  181 — 191,  wonach  der  d 
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Theil  der  Ackerländerei  von  in  Weidecommtmion  befindlichen  Feldmarken 
der  privaten  Benützung  überlassen  werden  soll,  mit  den  Rescripten  vom 

27.  Jan.,  29.  Febr.  und  13.  April  1832. 

(5)  Preussen,  Feldpolizeiordnung  vom  1. Nov.  1847  §.3—20.27. 
Bayern,  Verordnupg  vom  14.  Jan.  1803.  Polizeistrafgesetzbuch  von 
1871  art.  118. 

(6)  Die  Vorhut  dauert  gewöhnlich  bis  zum  1.  April  resp.  1.  Mai, 
die  Nachhut  beginnt  durchschnittlich  mit  dem  1.  October,  jedoch  stets 
erst  nach  beendigter  Ernte.  Die  im  Gesetze  angeordneten  Termine  können, 
wo  ein  Bedürfniss  dazu  obwaltet,  durch  Localordnungen  auch  anders  be- 
stimmt werden.  Der  Zeitpunkt  des  allgemeinen  Beginnes  der  Hütung 
auf  den  abgeernteten  Stücken  wird  von  der  Ortsbehörde  bestimmt.  Be- 
sondere Schonung  ist  den  Wiesen  zu  widmen;  insbesondere  sollen  nasse 
durchbrtichige  Wiesen  zu  allen  Jahreszeiten  mit  fremder  Hütung  verschont 
werden.  Preussen,  Feldpolizeiordnung  vom  1.  Nov.  1847  §.  35  —  38. 
Bayern,    Verordnung    vom    15.    März    1808.     Weiderechtsgesetz    vom 

28.  Mai  1852  art.  2—5.     Oestreich,  Decret  vom  24.  März  1819  und 
8.  Mai  1831. 

C7)  In  der  Regel  ist  nur  die  Tagweide  gestattet;  Nachtweide  meist 
nur  auf  Alpenweiden  und  auf  völlig  umschlossenen  Grundstücken,  oder 
im  Falle  des  Herkommens  oder  unabweislichen  Bedürfnisses.  Preussen, 
Gesetz  vom  5.  Juli  1844  über  die  Beschränkung  der  Nachtweide  und  das 
Einzelhüten  des  Viehes  in  der  Rheinprovinz.  Feldpolizeiordnung  vom 
1.  Nov.  1847  §.  28—34.  Bayern,  Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art.  117. 
Oestreich,  Decret  vom  28.  Nov.  1853. 

(S)  Preussen,  A.  L.  B.  IL  7  §.  37.  Nassau,  Verordnung  vom 
15.  Jan.  1829  betr.  Vorschriften  zur  Verbesserung  der  Bindvieh-  und 
Schweinezucht ;  bezüglich  der  in  manchen  Landestheilen  bestehenden  Zucht- 
stier-Köhrordnungen  s.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  428 
p.  317.  Bayern,  Verordnung  vom  4.  Mai  1857  betr.  die  Hebung  der 
Bindviehzucht  (die  Haltung  der  Zuchtbullen  durch  die  Gemeinden  ist  hier 
fakultativ,  jedoch  ihre  Besichtigung  und  Approbation  durch  den  Thierarzt 
obligatorisch).  8.  auch  bezüglich  des  für  die  Verwendung  von  gemein- 
samen Zuchtbullen  erforderlichen  Erlaubnissscheines  das  Bayr.  Polizei- 
strafgesetzbuch von  1871  art.  111. 

(9)  Tauben,  welche  unerlaubter  Weise  im  Freien  betroffen  werden, 
sind  ein  Gegenstand  des  Thierfanges.  Preussen,  A.  L.  R.  I.  9  §.  111. 
Feldpolizeiordnung  vom  1.  Nov.  1847  §.  40.  Bayern,  Verordnungen 
vom  20.  Aug.  1804,  19.  Juni  1813,  25.  Mai  1839.  Polizeistrafgesetzbuch 
von  1871  art.  120  (auf  Hausgeflügel  überhaupt  ausgedehnt).  Baden, 
Polizeistrafgesetzbuch  von  1863  §.  148. 

(10)  pflj.  (ji0  Vornahme  solcher  Schutzmassregeln  kann  die  Orts- 
polizeibehörde  innerhalb  eines  bestimmten  Umkreises  einen  Termin  vor- 
schreiben. Strafgesetzbuch  von  1870  §.  368.  Bayern,  Polizeistraf- 
gesetzbuch von  1871  art.  120.  125.  Verordnung  vom  9.  April  1805 
(Baupen);  vom  21.  Oct.  1822  (Feldmäuse).  Verordnung  vom  4.  Juni 
1866,  das  Verbot  des  Einfangens,  Tödtens  und  Verkaufens  von  Vögeln  betr. 
Preussen,  Rescripte  vom  4.  Febr.  1860  und  18.  Sept.  1867  betr.  das 
Fangen  und  Tödten  der  insectenfressenden  Vögel  und  das  Ausnehmen  und 
Zerstören  der  Nester.  Rescript  vom  24.  Dec.  1841  betr.  das  Einfangen 
von   Nachtigallen   in   der  Rheinprovinz.    Baden,    Polizeistrafgesetzbuch 


510  Bach  IV.    Erwerbsrecht«    Titel  III.    Die  einzelnen  Erwerbszweige. 

von  1863  §.  143.  Oestreich,  Gesetz  vom  22.  Jan.  1865  rar  Tyrol 
(Vertilgung  der  Maikäfer  als  eine  Pflicht  der  Gemeinden  und  der  Besitzer 
cultivirter  Gründe  erklärt),  v.  Nar,  Handbuch  der  Bayr.  Districtspolizei- 
behörden  Ansb.  3.  Aufl.  1870  p.  782  ff. 

§.    453. 

II.  Das  Verbot  nachtheiliger  Handlungen  betrifft ( !) :  1)  das 
unbeaufsichtigte  Herumlaufenlassen  des  Viehes  ausserhalb  geschlosse- 
ner Hofe  oder  anderer  eingefriedigter  Plätze,  sowie  das  Weidenlassen 
des  Viehes  ohne  Aufsicht  eines  tüchtigen  Hirten  oder  ausserhalb  ein- 
gefriedigter Plätze  und  das  unbefugte  Viehhüten  auf  fremden  Grund- 
stücken (2);  2)  die  Begehung  von  Feldfreveln  (3).  Letztere  sind  haup- 
sächlich :  a)  unbefugtes  Gehen,  Reiten,  Fahren  und  Viehtreiben  über 
bestellte  oder  eingefriedigte  Aecker,  Wiesen  und  Weinberge  (*),- 
b)  unbefugtes  Hanf-  und  Flachsrösten  in  Privatgewässern  oder  son- 
stige Verunreinigungen  von  solchen  (5) ;  c)  unbefugte  Nachlese  auf 
Aeckern,  Weinbergen,  in  Obstanlagen  oder  in  Gärten  (6);  d)  unbe- 
fugter Gebrauch  fremder  Ackergeräthe  Q ;  e)  unbefugtes  Mergel-,  Sand-, 
Lehmgraben  oder  Rasenhauen  und  Grasen  etc.(8);  f)  Beschädigung 
von  Feld  -  oder  Alleebäumen  oder  von  Hecken  (9) ;  g)  Entwendung 
von  Feld-  oder  Gartenfrüchten  von  unbedeutendem  Werthe  oder  in 
geringer  Quantität  ohne  gewinnsüchtige  Absicht  (10);  h)  Ableitung 
von  zur  Bewässerung  von  Grundstücken  dienendem  Wasser  (11); 
i)  Abpflügen  oder  Abgraben  fremder  Grundstücke  (12);  k)  Zerstörung 
von  Einfriedigungen,  Baum-  und  Prellpfählen  oder  von  Brücken  auf 
Privatwegen  (ia) ;  1)  Wegnahme,  Vernichtung  oder  Unkenntlichmach- 
ung  von  Grenzzeichen  (u) ;  m)  Beschädigung  von  Gräben,  Rinnen 
oder  anderen  Wasserleitungsanlagen  (,B);  n)  Abbrennen  von  Torf- 
mooren, Anzünden  von  Haidekraut  etc.(16). 

C1)  Vgl.  im  Allgemeinen  Strafgesetzbuch  von  1870  §.  366  ff 
Preussen,  Feldpolizeiordnung  vom  1.  Nov.  1847  verb.  mit  Gesetz  vom 
18.  April  1856.  Französ.  Ruralgesetz  vom  28.  Sept.  1791  Abschn.  7. 
Titel  2.  Bayern,  Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art.  112  ff.  E. 
Sachsen,  Gesetz  vom  11.  Aug.  1855  betr.  den  Forst-,  Feld-,  Garten-, 
Wild-  und  Fischdiebstahl.  Sachsen-Weimar,  Gesetz  vom  10.  Noy. 
1840  betr.  den  Schutz  der  Holzungen ,  Baumpflanzungen ,  Felder  und 
Gärten.  Baden,  Polizeistrafgesetzbuch  von  1863  §.  144.  145.  Schwarz- 
burg-Budolstadt,  Gesetz  vom  26.  April  1850  wegen  Schutzes  der 
Holzungen,  Baumpflanzungen,  Wiesen,  Felder  und  Gärten.  Oestreich, 
Feldschutzgesetz  vom  30.  Jan.  1860. 

(2)  Der  Uebertreter  kann  sich  durch  Ueberlassung  des  Thieres  an 
den  Beschädigten  von  seiner  Ersatzpflicht  nicht  befreien.  Strafgesetzbuch 
von  1870  §.  366.  Bayern,  Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art,  115. 
116.  118.  Schwarzburg-Rudolstadt,  Gesetz  vom  26.  April  1850 
§.  4.  20.    Preussen,  Feldpolizeiordnung  vom  1,  Nov.  1847  §.  2.  3.  14 — 17, 
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Ueber  die  zulässige  Abänderung  dieser  Vorschriften  durch  Local  -  Polizei- 
verordnungen vgl.  ibid.  §.  2  und  das  Gesetz  vom  11.  März  1850  betr. 
die  Polizeiverwaltung  §.  5  ff.  Wenn  dem  an  sich  tüchtigen  Aufsichts- 
personal (Hirten)  ein  Verschulden  zur  Last  fällt,  kann  sich  der  Beschä- 
digte nach  seiner  Wahl  an  diesen  oder  an  den  Eigenthümer  des  Viehes 
halten;  für  das  durch  unabwendbaren  Zufall  verursachte  Uebertreten  des 
Viehes  auf  fremde  Grundstücke  kann  weder  Pfandgeld  noch  Schadensersatz 
gefordert  werden. 

(3)  Feldfrevel  sind  im  Allgemeinen  alle  unerlaubten  Handlungen, 
die  zum  Nachtheil  Anderer  an  Feldgut  begangen  werden;  unter  den  Be- 
griff des  Feldgutes  gehört  Alles,  was  mit  dem  Botriebe  der  Land-  und 
Fe Idwirth sebaft  im  weitesten  Sinne  mittelbar  oder  unmittelbar  zusammen- 
hängt, so  lange  es  sich  noch  auf  offenem  Felde  befindet. 

(4)  Strafgesetzbuch  von  1870  §.  368.  Seh warzb.-Rudolstadt, 
Gesetz  vom  26.  April  1850  §.  18.  Prenssen,  Feldpolizeiordnung  vom 
1.  Nov.  1847  §.  44.  Wenn  das  Reiten,  Fahren  und  Viehtreiben  durch 
die  schlechte  Beschaffenheit  des  an  dem  Grundstücke  vorbeiführenden 
öffentlichen  Weges  verursacht  wurde,  findet  Pfändung,  Schadensforderung 
und  Bestrafung  nicht  statt.    Preuss.  Ob.-Trib.-Erk.  vom  13.  Nov.  1855. 

(5)  Vgl.  oben  §.  211. 

(6)  Bayern,  Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art.  121.  Preussen, 
Feldpolizeiordnung  vom  1.  Nov.  1847  §.41.  Ueber  das  unbefugte  Be- 
treten verbotener  Fusswege  und  Raine  zwischen  den  Weingärten  während 
der  Hutzeit  und  die  Aufstellung  eines  eigenen  unbewaffneten  Httlfsperso- 
nals  zu  diesem  Ende  s.  die  0 estreich.  Reg. -Erlasse  vom  20.  Jan.  1847 
und  10.  Aug.  1861. 

(7)  Preussen,  Feldpolizeiordnung  vom  1.  Nov.  1847  §.  41. 
Bayern,  Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art.  113. 

(b)  Strafgesetzbuch  von  1870  §.  870.  Bayern,  Polizei  Strafgesetz- 
buch von  1871  art.  113.     Preussen,  Feldpol.-O.  von  1847  §.  41.  42. 

(9)  Bayern,  Polizeiatrafgesetzbuch  von  1871  art.  112.  Preussen, 
Feldpolizeiordnung  vom  1.  Nov.  1847  §.  42.  Auf  die  Beschädigung  von 
Alleebäumen  können  eventuell  die  Vorschriften  über  die  Beschädigung 
öffentlicher  Anlagen  zur  Anwendung  kommen.  Oestreich,  Decret  vom 
13.  Jan.  1837.  Strafgesetzbuch  von  1870  §.  304.  Das  Abpflücken  von 
Blumen  von  einem  Grabmal  auf  einem  Kirchhofe  kann  unter  Umständen 
als  ein  unter  den  Begriff  des  Feldfrevels  fallender  Unfug  angesehen  wer- 
den.    Preuss.  Ob.-Trib.-Erk.  vom  24.  Sept.  1858. 

(,0)  Wird  auch  auf  die  Entwendung  von  Dünger,  Stangen,  Pfählen  etc. 
ausgedehnt.  Preussen,  Feldpolizeiordnung  vom  1.  Nov.  1847  §.42.45. 
Instruction  vom  1.  Juli  1856  art.  4.  Bayern,  Polizeistrafgesetzbuch 
von  1871  art.  112.  113.  Schwarzburg-Rudolstad t,  Gesetz  vom 
26.  April  1850  §.  11.  Bei  Entwendungen  aus  gewinnsüchtiger  Absicht, 
sowie  bei  Beschädigungen  aus  Rache  oder  Bosheit  kommen  gegen  den 
Thäter  die  strafgesetzlichen  Bestimmungen  über  Diebstahl  und  Vermogens- 
beschädigung zur  Anwendung.  Strafgesetzbuch  von  1870  §.  242  —  248. 
303.  Preuss.  Ob.-Trib.-Erk.  vom  80.  Nov.  1857,  16.  Juli  1858  und 
80.  Juli  1863.  Torf  ist  kein  Bodenerzengniss  im  obigen  Sinne ;  die  Ent- 
wendung von  Torf  aus  Torfmooren  ist  daher  als  Diebstahl  zu  bestrafen. 
Preuss.  Ob.-Trib.-Erk.  vom  12.  Dec.  1861.    Illing  a.  a.  O.  II.  p.  233, 
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S.  auch  Oestreich,  Feld  seh  ntzeet 
Polizei  Strafgesetzbuch  von  1863  §. 
wendig,  dass  -die  fruchte  noch  mi 
sie  sich  nur  noch  auf  dem  Felde,  z 

(u)  Preusaen,  Feldpolizeioi 

(12)  Strafgesetzbuch  von 

(i;i)  Preusaen,  Feldpolizeior 

(u)  Prenssen,  Feldpolizeioi 
gesetzbneh  von  1870  §.  274.  280.  .' 
lieh  bestehenden  Grenzregulirungs- 

fugnias  nnd  Verpflichtung,  fttr  Erbuimng  im  uviiuigcu  mtuiuu  ^uu«« 
Flurnachbarn  zu  sorgen  und  dieserhalb  entstehende  Streitigkeiten  vorbe- 
haltlich des  Rechtsweges  zu  entscheiden.  Preusaen,  Feldpolizeiordnung 
vom  1.  Nov.  1847  §.  71.  Jährliche  mindestens  einmalige  Begehung  der 
Feld-  und  Harkungsgrenzen  durch  die  Feldgeschwornen ;  Bayern,  Ge- 
meindeordnung vom  29.  Jan.  1869  art.  188.  Vermarkungsgesets  vom 
16.  Mai  1868  art.  21.     Vgl.  oben  §.  176  Anm.  4. 

(16)  Preusaen,  Feldpolizeiordnuug  vom  1.  Nov.  1847  §.  43. 
Scbwarzburg-Rudolstadt,  Gesetz  vom  26.  April  1850  §.  26. 
Bayern,  Polizei  Strafgesetzbuch  von  1871  art.  121.  Hinsichtlich  da 
Schutzes  solcher  Anlagen  sind  polizeiliche  Vorschriften  zu  erlassen. 

(I6)  Preussen,  Feldpolizeiordnung  vom  1.  Nov.  1847  §.  48.  S. 
auch  Strafgesetzbuch  von  1870  g.  368  Ziff.  6.  —  Ueber  die  Vornahm« 
verbotener  Arbeiten  an  Sonn-  und  Festtagen  vgl.  Mecklenburg,  Ver- 
ordnung vom  8.  Aug.  1855  und  16.  März  1869. 

§.  454. 
Zur  Verhütung  und  Anzeige  solcher  Uebertretucgen  i 
Aufstellung  von  Feldhütern  (Flurwächtern,  Feldschützen)  fi 
Gemeindefluren  oder  Theile  von  solchen,  welche  verpflich 
die  in  dem  ihrer  Bewachung  anvertrauten  Bezirke  vorfallen 
zu  ihrer  KenntniBS  kommenden  Feldfrevel  mit  aller  Treue,  1 
und  Gewissenhaftigkeit  anzuzeigen  und  den  Kachweis  des 
Standes  zu  sichern  (').  Diese  Feldhüter  gemessen  önentlicl 
trauen  bei  ihren  Anzeigen,  wenn  sie  von  der  Verwaltung 
bestätigt  und  eidlich  verpflichtet  sind,  keine  Denunciantei 
gemessen  und  kein  Pfandgeld  bezieben  (*).  Dieselben  kön 
Gemeinden  oder  von  den  zu  keinem  Gemeinde  verbände  g 
Gutsbesitzern  bestellt  werden  (3).  Ausserdem  sind  auch  di 
thümer  und  Nutzungsberechtigten ,  sowie  deren  Dienstleute 
milienangehörige,  wenn  sie  Vieh  auf  einem  fremden  Grundst 
treffen  oder  einen  Uebertreter  auf  frischer  That  ertappen,  zu: 
ung  sowie  zur  Wegnahme  der  entwendeten  Gegenstände  und 
Begehung  des  Frevels  gebrauchten  Werkzeuge  berechtigt 
abgepfändeten  Stücke  haften  für  das  Pfandgeld,  den  zu: 
Schaden  und  alle  durch  die  Pfändung  verursachten  Kosten  i 
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Pfandgeld,  soferne  es  gesetzlich  normirt  ist,  vertritt  regelmässig  die 
Stelle  des  Schadensersatzes ,  ausser  wo  ein  grösserer  Umfang  des 
letzteren  nachgewiesen  wird  (°).  Von  jeder  Pfändung  muss  binnen 
24  Stunden  der  Ortspolizeibehörde  oder  den  besonders  bestellten 
Feldämtern  Anzeige  gemacht  werden  (7)-  Das  V erfahren  über  Pfand* 
nngBsachen  ist  ein  polizeilich- richterliches,  ausgenommen  wenn  der 
Gepfändete  ein  Recht  zu  der  betreffenden  Handlung  behauptet  oder 
anstatt  des  Pfandgeldes  dor  rolle  Schadensersatz  gefordert  wird  (!iJ. 

er  der  SchadesBersatzpäicht  unterliegt  der  Frevler  regelmässig 
Geldbusse,   welche  im  Falle  Unvermögens   in  GefangnisBhaft 

wandelt  wird  (9).    , 

(')  Prensaen,  Feldpolizeiordnung  vom  1.  Novbr.  1847  §.  50.52. 
izös.  Ruralgesotz  vom  28.  Sept.  1791  Abschn.  VII.  Titel  1.  Bayern, 
dnong  vom  15.  Mürz  1805.  Gemeindeordnung  vom  29.  Jan.  1869 
(8.  141.  Baden,  Verordnung  vom  28.  Mai  1888;  25.  Sept.  1837; 
trz    1859.     Schwarzburg-Kudolstadt,   Gesetz    vom    26.    April 

§.  29.  Oeatreich,  Fei  dach  utzgeaetz  vom  30.  Jan.  1860  §.  13  ff. 
mann  ist  gehalten,  den  dienstlichen  Aufforderungen  dor  beeideten 
chutzpersonen  Folgo  zn  leisten;  unbekannte  Personen  ohne  festen 
■sitz,  wenn  sie  bei  der  Begehung  von  Feldfreveln  betreten  worden, 
n  von  ihnen  festgenommen  werden.  Es  können  auch  Mitglieder  der 
indo  als  Ehronfoldh  titer  ornannt  werden,     v.  Rönne,  Preuss.  Staate- 

3.  Ana.  II.  §.377  p.llÖff.  Pözl,  Bayr.  Verwal  tun  garecht  3.  Aufl. 
5.  Wehrer,  Bepertorium  p.  110.     Burckhardt  a.  a.  O.  p.  477. 

(-)  Proussen,  Feldpolizoiordnung  vom  1.  Novbr.  1847  8.  51. 
irn,  Gemeindeordnung  vom  29.  Jan.  1869  art.  141.  Polizei strafge- 
ich  von  1871  art.  128.  Min.-Entschl.  vom  19.  April  1863.  Oest- 
h,  Feldschutzgcaetz  vom  30.  Jan.  1860  §.  4—12.  Die  Flurwflchter 
Aach  befugt,  Waffen  2u  tragen,  von  welchen  jedoch  nur  im  Falle 
htcr  Nothwehr  Gebrauch  gemacht  worden  darf. 

(3)  Proussen,    Feldpolizeiordnung  vom  1.  Nov.  1847    §.  50.  52. 

dem  Oestreich.  Gesetze  vom  30.  Jan.  1860  §.  2.  3  können  Feld- 

anch  von  den  Privatbesitzern  grösserer  Guts-  nnd  Wirthschafts- 
loxo  (mindestens  100  Üoatr.  Joch  an  dem  Feldbau  gewidmeten  Gründ- 
en) oder  von  den  mehreren  Besitzern  eines  solchen  Compleioa  Zil- 
ien zur  Ueber  wachung  ihres  Feldgiites  bestellt  werden.  —  Die  Fei d- 

gehßren  unter  der  Voran asetzung  Öffentlicher  Bestätigung  nnd  Be- 
lüg zu  den  öffentlichen  Dienern  (mittelbaren  Staatsbeamten);  es  kann 
-  auch  eine  Bestechung  im  straf  gesetzlichen  Sinne  an  ihnen  verübt 
an.     Strafgesetzbuch  von  1870  §.  859.  331  ff.     Preusa.  Ob.-Trib.- 

vom  4.  Febr.  und  29.  Sept.  1858. 

(*)  Widerstand   gegen   die  Pfändung    oder  Wegnahme  des  Gefrevel- 

aowie  der  Gebrauch  von  Waffen  oder  gefahrlicher  Werkzeuge  zieht 
rre  Strafe  nach  sich.  Prensaen,  A.  L.  E.  I.  14  §.  418-465. 
Kilizeiordnung  vom  1.  Nov.  1847    %.  4.  5.     Bayorn,   Gomeindeord- 

vom  29.  Jan.  1869  art.  141.  Seh warzburg-Budolstadt,  Ge- 
rom  26.  April  1850  §.7.   Oestreich,  Feldachntzgosetz  vom  30.  Jan. 

§.  16.  18.  B.  G.  B.  §.  1321.  Umgekehrt  haften  auch  Eltern  etc. 
Bilci,  Verwaltung treebt  I.  i.  '3J 
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fllr  die  von  ihren  Kindern,  Dienstienten  etc.  begangenen  Feldfrevel,  die 
ihnen  zum  Vortheil  gereichen,  bezüglich  des  Pfandgeldes,  der  Entschädig- 
ung, Kosten  nnd  Geldmassen .  Preussen,  Feldpolizeiordnnng  vom  1 .  Not. 
1847  §.  49.  Bayern,  Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art.  122.  — 
Vgl.  über  das  altdeutsche  Pfändungsrecht  Stryk,  De  jure  pignorandi  1677. 
C.  F.  Horamel,  De  pignoratione  et  custodia  animalium  pauperiem  fa- 
cientiuni  1774.  Gengier,  Deutsches  Privatrecht  I.  §.48.  v.  Gerher, 
Deutsches  Privatrecht  §.  69 — 71. 

(5)  Preussen,  Feldpolizeiordnung  vom  1.  Nov.  1847  §.  6  —  8. 
Schwarzburg-Rudolstadt,  Gesetz  vom  26.  April  1850  §.  30.  Die 
Pfändung  darf  daher  nie  weiter  gehen  als  nöthig  ist,  um  die  durch  die 
Beschädigung  entstandenen  Forderungen  zu  decken ,  den  Beweis  der  Be- 
schädigung zu  sichern  und  weiteren  Schaden  abzuwenden.  Andererseits 
ist  der  Anspruch  auf  Schadensersatz  von  der  Vornahme  der  Pfändung 
unabhängig. 

(6)  Preussen,  Feldpolizeiordnung  vom  1.  Nov.  1847  §.11;  über 
die  Pfandgeldsätze  ibid.  §.  8.  9.  Diese  Sätze  können  aber  für  ganze 
Kreise  oder  einzelne  Feldmarken  auf  Antrag  der  betreffenden  Organe  der- 
selben von  den  Oberbehörden  verändert  und  in  ihrem  Betrage  erhöht 
oder  gemindert  werden;  ibid.  §.  10. 

C7)  Preussen,  Feldpolizeiordnung  vom  1.  Nov.  1847  §.  53. 

(8)  Oestreich,  Gesetz  vom  30.  Jan.  1860  §.  19-21.  25.  Ge- 
meindegesetz vom  5.  Mai  1862  art.  5  und  A.  H.  Entschl.  vom  22.  Dee. 
1866.  Der  Anspruch  auf  das  Pfandgeld  erlischt,  wenn  er  nicht  in  kurzer 
Frist  geltend  gemacht  wird.  Preussen,  Feldpolizeiordnung  vom  1.  Nov. 
1847  §.  46  (in  3  Monaten).  Oestreich,  Gesetz  vom  30.  Jan.  1860 
§.  19.  20  (in  8  Tagen).  Ausserdem  verjährt  auch  die  Strafe  für  Feld- 
frevel regelmässig  in  3  Monaten.  Oestreich,  Gesetz  vom  30.  Jan.  1860. 
§.  30.  Preussen,  Feldpolizeiordnung  vom  1.  Nov.  1847  §.  46.  lieber 
das  Verfahren  s.  des  Näheren  ibid.  §.  53  ff.  und  die  Instruction  vom 
1.  Juri  1856  art.  7.  Provisorische  Festsetzung  der  Strafe  auf  Grand  des 
P reu ss.  Gesetzes  vom  14.  Mai  1852.  S.  auch  Bayern,  Gemeindeord- 
nung vom  29.  Jan.  1869  art.  138.  Baden,  Gemeindeordnung  vom 
14.  Mai  1870  §.  58-62.  —  Die  Ermittlung  des  Schadens  erfolgt  $ai& 
Dorfgerichte  oder  durch  vereidigte  Sachverständige.  Oestreich,  Gesell 
vom  30.  Jan.  1860  §.  19.  29.  Preusseu,  Feldpolizeiordnung  von 
1.  Nov.  1847  §.  64.  65;  über  die  Errichtung  von  Feldämtern  zur  Yer* 
waltnng  der  Feldpolizei  und  Feldpolizeigerichtsbarkeit  durch  die  Ober- 
behörden in  angemessenen  Fällen  ibid.  §.  72.  Sind  die  Dorfgerichte  selbst 
oder  eine  ganze  Gemeinde  bei  dem  Ausgange  einer  Sache  betheiligt,  » 
muss  die  Abschätzung  des  Schadens  durch  benachbarte  unbetheiligte  Dorf- 
gerichte oder  anderweitige  Sachverständige  geschehen;  letztere  können  nack 
Bedürfniss  ein  für  allemal  bestellt  und  beeidigt  werden. 

(9)  Preussen,  Feldpolizeiordnnng  vom  1.  Novbr.  1847  §.  48. 
Schwarzburg-Rudolstadt,  Gesetz  vom  26.  April  1850  §.  1.  5. 
In  Oestreich,  Feldschutzgesetz  vom  30.  Jan.  1860  §.  28  kann  selbst 
der  zuerkannte  Schadensersatz  nach  dem  Massstabe  des  in  der  Gemeinda 
üblichen  Taglohnes  in  die  Verpflichtung  zur  Ableistung  von  Arbeitstag' 
umgewandelt  werden. 


Die  Landwirthschaft.  III.  Förderung  des  Betriebes.  515 

.     Ffrderuni  des  landwirtschaftlich  an  Betriebes. 

§.  455. 
itung  und  Verbesserung  des  landwirtschaftlichen  Be- 
lunächst  der  eigenen  Thätigkeit  und  Sorgfalt  der 
iberloBsen,  welche  in  der  Ausübung  der  ihnen  durch 
lesitzvcrhältnisse  gewährten  Freiheit  der  Wirthachaft 
late  Quelle  günstiger  Wirthschaftaführung  Buchen  müs- 
ioch  vielfach  allgemeine  Bedingungen  hiefür,  deren 
1  der  isolirten  Thätigkeit  der  Einzelnen  nicht  oder 
Masse  zu  erwarten  ist,  wesshalb  das  Mitwirken  und 
öffentlichen  Organe  hinzutreten  muss  (').  Hieher  ge- 
ichterung  der  Einführung  verbesserter  Werkzeuge 
aachinen  (i);  2)  Verbreitung  zweckmässiger  Methoden 
ngen,  Prämien  und  Musteranst alten,'  insbesondere 
it  (3);  3)  Vorschriften  Über  die  Errichtung,  der  Mist- 
ige Strafbestimmungen  gegen  Verfälschung  des  künst- 
'*);  4)  Gewährung  von  Geldunteratützungen  C1);  5)An- 
iführung  nützlicher  Culturzweige,  sowie  zur  Urbar- 
'  Ländereien  und  zu  Bodenverbesserungen  durch  Frei- 
Stützung  der  Behörden  (6). 

ndere  ist  hier  auf  die  freiere  Vereins  Wirksamkeit  zu 
q  §.  460).  —  Der  Schutz  der  landwirthschaft  liehen 
i  Grenzzölle   (insbesondere  Getreidezölle)    ist  jetzt    allge- 

geliBrte  aber  früher  zn  den  wichtigsten  und  am  meisten 
ssregeln  der  Wirtschaftspolitik,  auch  vom  Standpunkte 
jigspolizei.  Stein,  Handbuch  p.  335.  Bau,  Lehrbuch 
;  Über  Ausfuhrbeschränkungen  ibid.  §.  123—128.  Ro- 
[I.  cap.  12.  RoHchor,  TJeber  Kornhandel  und  Theuer- 
ufl.  1852.  A.  Smith,  Wealth  of  nations  IV.  5.  Ga-  ' 
s  sur  lo  commerce  des  bles.  1770.  (Condorcet),  Re- 
immorco  des  bleds.  1776.  J.  Moser,  Patriot.  Pbanta- 
.  MUnchhansen,  Der  freie  Kornhaudel  1772.  Rei- 
t  des  Getreidohandels  1791.  Die  Freiheit  des  Getreide- 
bach hing  dor  Marktvorsehriften  gesetzlich  ausgesprochen 

Hofdecret  vom  6.  März  1812.  S.  auch  das  Preuss. 
Tor-  und  Aufkauf  vom  20.  Nov.  1810;  Zollverein starif 
Zoll  Vereins  vertrag  mit  Ocstreich  vom  19.  Febr.  1853. 
m.  9. 

Lehrbuch  II.  §.  149. 

md wirtschaftliche  Lehranstalten  s.  oben  g.  276.  299—301. 
ch  p.  338.  Rau,  Lehrbuch  II.  §.  144.  145.  v.  Röane, 
iht  8.  Aufl.  II.  §.  428.  503.  Pözl,  Bayr.  Verwaltungs-. 
.  Nar  a.  a.  O.  p.  760.  Baden,  Errichtung  von  Acker- 
rordnnng  vom  22.  April  1846  und  21.  Oct.  1852.  Preus- 
l  landwirthschaft]  ich  er  Musteranstaltcu  Cab.-  Ordre  vom 
SS* 
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8.  Dec.  1809  und  18.  Juli  1811 
§.  40.  Dönniges,  Die  Landes- 
Bau,  Lehrbuch  II.  §.  147.  I! 
der  Wiosencnltur  Verordnung  vi 
geschiift  Verordnung  vom  18. 
Schaffung  und  Haltung  von  Pri 
fohlen  Verordnung  vom  27.  Fei 
lehmig  der  Pferdezucht.  Cab. -I 
6.  April  1845;  23.  März  1853;  t 

recht  3.  Aufl.  II.  %.  428  p.  316.  L 

Verordnung  vom  10.  Dec.  1844  (Funcke  a.  a.  0.  IV.  p.  642.  665). 

(')  Bayern,  Verordnung  vom  8.  Sept.  1834  (Benutz 
vom  19.  Sept.  1827  (Gebrauch  des  Knochenmehles  als  DUi 
a.  a.  0.  p.  757. 

(6)  Uebor  Melioration sfonds  zur  Gewährung  von  Darleb 
Boden  Verbesserungen  und  nützliche  landwirtschaftliche  0: 
vgl.  v.  E  6  n  n  o ,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  428  p.  31 5 
Anm.  9. 

(°)  S.  z.  B.  den  Oestreich.  Min.-Erlass  vom  5.  i 
N.-Oestreich.  Stattbaitore i - Erlass  vom  2.  Sept.  1868  betr. 
ung  von  Maulbeerbäumen  behufs  Beförderung  der  Seidenzu« 
Mandat  vom  6.  Aug.  1754  etc.  betr.  den  Seidenbau  (Fn 
IV.  p.  674).  Bayern,  Min.-Bntscbl.  vom  3.  Nov.  1838 
beorpflanznngen  ;  Min.-Entscbl.  vom  26.  Nov.  1822  betr.  den  J 
gewachsen;  Min.-Entscbl.  vom  29.  Juni  1830  betr.  den  Tal 
Entschl.  vom  21.  Aug.  1837  betr.  den  rationellen  Torfbai' 
Bayr.  Culturmandate  bei  v.  Nar  a.  a.  0.  p.  762  ff.  Die  ) 
Scripte  vom  19.  Nov.  1659  und  1.  Nov.  1 770  bei  F u  n  c ke  a.  a. 
Noch  der  Bad.  Verordnung  vom  6.  April  186S  nnd  Volb 
vom  22.  April  1868  sind  die  B&uinspecüoncn  und  die  I 
benen  Culturingcnieure  angewiesen  zur  Vornahme  ncuei 
anzuregen,  die  erforderlichen  Vorarbeiten  anzufertigen,  ä 
zu  leiten  und  zu  überwachen,  Kosten  anschlüge  zu  verfasse 
Verhandlungen  über  die  Kostendeckung  mitzuwirken. —  8; 
Lehre  von  den  Urbarmachungen  und  Grundverbesserunge 
Panuowitz,  Anleitung  zum  Anbau  der  Sandflächen  Mari 
Andererseits  können  auch  schädliche  Cnlturarten,  welclio  nnvc 
grossere  Nachtheile  für  die  Gesauimtheit  verursachen  im 
dem  Nutzen,  den  die  Einzelnen  davon  ziehen,  unzweifelhaft 
den.  Dabin  gehurt  z.  B.  das  der  Gesundheit  nnd  der  3 
weiten  Strecken  schädliche ,  besonders  in  Norddoutschland 
Moorbrennen.  Kolnischo  Zeitung  1871;  26.  Juni  Nr.  175. 
Landplago  des  Moorrauchea.«  S.  jedoch  auch  A.  Lammer 
friesische  Moorwirthschaft  in  Fauchcr's  Vierteljahrsscuri 
nnd  Culturgesch.  1872  IV.  p.  81  ff. 

§.     456. 
Insbesondere    kann    eine   wichtige  Verbesserung 
namentlich   der  Wiesen,    erzielt  werden,    durch  zweel 
riohtung  der  Be-  und  Entwässerung  ('}.    Dergleichen  Ä 
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nen  regelmassig  nicht  durch  Einzelne  allein  zu  Stande  gebracht 
werden,  da  es  diesen  theils  an  der  freien  Verfügung  über  das  nöthige 
fliessende  Wasser,  theils  über  die  zur  Zu-  und  Ableitung  des  Was- 
sers nothigen  Grundstücke  fehlt.  Hicdurch  werden  solche  Unter- 
nehmungen nothwendig  gemeinschaftliche  und  wegen  ihres  hohen 
Nutzens  mit  öffentlichen  Berechtigungen  ausgestattet  (2).  Regel  bleibt 
zunächst,  dass  die  Betheiligten  einzeln  oder  durch  freie  Verein- 
barung die  Ausführung  solcher  Unternehmungen  in  Angriff  nehmen 
können  (3).  Sind  jedoch  Unternehmungen  zur  Benützung  und 
Leitung  des  Wassers  für  die  Zwecke  der  Bodencultur  (4),  deren  Vor- 
teile einer  ganzen  Gegend  zu  Gute  kommen,  nur  durch  gemein- 
sames Wirken  zu  Stande  zu  bringen  und  fortzuführen,  so  gelten  sie 
als  gemeinnützige  und  es  können  die  Betheiligten  unter  gewissen 
Voraussetzungen  (5)  zur  gemeinsamen  Anlegung  und  Unterhaltung 
der  erforderlichen  Wasserwerke  verpflichtet  und  zu  einer  besonderen 
Genossenschaft  vereinigt  werden  (").  Für  jede  solche  Genossenschaft 
sind  mit  öffentlicher  Genehmigung  folgende  Punkte  statutarisch  fest- 
zusetzen: 1)  der  Umfang  der  gemeinsamen  Zwecke  und  der  Plan 
der  Ausführung;  2)  die  Vertheilung  der  Beiträge  und  Leistungen 
unter  den  Mitgliedern  nach  Verhältniss  der  Grundflächen  der  Theil- 
nehmer  und  der  ihnen  aus  der  Unternehmung  zugehenden  Vortheile ; 
3)  die  innere  Verfassung  des  Verbandes  (7).  Dergleichen  Genossen- 
schaften erhalten  corporativen  Character  und  verwalten  die  Unter- 
nehmung durch  selbstgewählte  Vorstände  (8).  Die  Beitragspflicht  ruht 
als  reale  Last  auf  den  einzelnen  Grundstücken  und  erlischt  nur  mit 
dem  Austritt  aus  der  Genossenschaft  oder  mit  deren  Auflosung  (°). 
Die  Unternehmungen  können  mit  Zwangsrechten  gegen  Dritte  ausge- 
stattet werden,  nämlich  1)  auf  die  Ueberlassung  des  überschüssigen 
Wassers  Anderer  oder  auf  Einschränkung  des  auf  speciellem  Rechtstitel 
beruhenden  Wassergebrauches;  2)  auf  die  Benützung  fremder  Ufer; 
3)  auf  die  Anlegung  von  Wasserleitungsgräben;  4)  auf  etwaige  Ex- 
propriation, z.  B.  an  fremden  Grundstücken  oder  Triebwerken  (10). 
Diese  Bestimmungen  sind  auch  auf  die  Durchführung  von  Drainagen 
anwendbar,  wenn  sich  dieselben  auf  eine  bedeutende  Grundfläche 
erstrecken  und  ohne  Ausdehnung  auf  fremde  Grundstücke  und  Zwangs- 
enteignung nicht  ausführbar  wären  (u). 

(1)  Prcusson,  Gesetz  wegen  des  Wasserstaues  bei  Mühlen  und 
Verschaffung  der  Voriluth  vom  15.  Nov.  1811.  Gesetz  über  die  Benütz- 
ung des  Wassers  vom  28.  Febr.  1843.  Gesetz  vom  11.  Mai  1853  betr. 
die  Bildung  von  Genossenschaften  für  Entwässerungen  und  Drainagen.  Gesetz 
vom  23.  Jan.  1846  betr.  das  für  Entwässerungsanlagen  einzuführende  Aufge- 
bots- und  Präclusionsver  fahren.  Gesetz  vom  28.  Mai  1867  (betr.  die  neu- 
erworbenen  Landestheile).  Hannover,  Gesetz  vom  22.  Aug.  1847. 
Bayern,  Gesetz  vom  28.  Mai  1852  betr.  die  Be-   und  Entwässerungs- 
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Unternehmungen.     K.  Sachsen,    Ge; 
Gesetz  -voin  13.  Fobr.  1851.    Grossh. 

7.  Oct.  1830  und  Entwttssernngsgesetz 
Wasserordmmg    vom    20.  Not.     1866 
20.  Jan.  1852.  Sachson-Woimar, 
sen-Meiningen,   Gesetz   vom  4. 
Staatsrecht  3.  Aufl.  II.    §.  422  —  42 

8.  Aufl.  §.  168   und   in   Dollmann 

p.  291  ff.    Mayer,  Grundsatze  des  Verwaltungsreebts  §.61.62.  Stein,  j 
Handbuch  der  Verwaltungslehre  p.  163  ff.     v.  Hohl,  Polizei  Wissenschaft  j 
3.  Aufl.  II.  %■  136.     Kau,  Lehrbuch  II.   §.  150  ff.     Röscher,  System 
II.  p.  98  ff.     Haberlin,  Landwirthschaftsrecht  §.  97.  98.     Schenek,  j 
Abhandlung   Über  den    Wiesenbau    Fulda  1826.     Zeller,    Die    W 
culturgesetze  Darmst.   1843.     Volz,   Entwurf  eines   Gesetzes   (ib. 
Benützung  der  Gewässer   für  Landwirtschaft  und  Gewerbe  Tüb. 
Niebnhr,    Das   Preuss.  Gesetz   über  Benützung   der  Privatfltisse  ( 
Archiv  N.  F.   Bd.  2   p.  29 ff.)    Hirschfeld,    Beitrag  zur  Bestin 
der   rechtlichen   Verhältnisse    des    Wassers   Alt.    1846.     Scheele. 
Preuss.  Wasserrecht  Lippat.  1860.    Döhl,  Die  Wassergosetzgebun 
Preuss.  Staates  2.  Aufl.   1870.     G.  M.  Kletke,   Die  Rechtsverhi 
der  Land escn.1 tu r  -  Genossenschaften  in  Preussen  Berlin  1870.     K.  1 
bäum.   Das  Genossenschaftsprincip    in  Anwendung   und  Anwendb 
in  der  Landwirtschaft  Leipz.  1870  p.  74  ff.     Ubbolohdo,   Das 
Hannover    geltende  Recht    der  Ent-    und  Bewässerung    Hannover 
Vogelmann,    Das  Gesetz  über  die  Bowasserungs -  und  Entwässei 
anlagen  im  Grossh.   Baden  1851.     Haffer,  Die  Gultur  der  Wiese 
Moore  Berl.  1858. 

(2)  Dieses  jns  singulare  gehört  nicht  zu  der  Gattung  der 
legten,  es  gilt  daher  für  alle  dahin -gehörigen  Falle  gleichmassig  u 
in  der  besonderen  objeetiven  Natur  des  landwirth schaftlichen  Wai 
brauches  begründet.     Mühlenbruch,  Pandectcn  I.  §.  49. 

(3)  Dies  gilt  namentlich  von  Entwässerungen,  welche  weit  cht 
Einzelnen  ausgeführt  werden  können,  soferne  sie  nur  berechtigt 
wider  den  Willen  der  Nachbarn  sich  des  in  ihren  Grundstücken  1 
liehen  Wassers  zu  entledigen.  Preussen,  Gesetz  vom  25.  Nov, 
§.  13.  14.  Die  Bedingungen  sind  hier  nur  1)  ein  überwiegende 
thoil  für  die  Bodencultur;  2)  die  Fähigkeit  zur  vollen  Entschadi 
leistung.  Der  Entwässerungsplan  muss  nach  Anhörung  aller  Bethe 
und  Vernehmung  technischer  Sach verstund iger  von  der  Vcrwaltu 
börde  genehmigt  und  in  der  genehmigten  Weise  ausgeführt  w 
Preussen,  Gesetz  vom  15.  Nov.  1811  §.  15—21.    Gesetz  vom 2: 

1846  betr.  das  Aufgebots  verfahren.    Hannover,    Gesetz  vom  22 

1847  §.  4.  5. 13  ff.  Baden,  Gesetz  vom  13.  Febr.  1851  §.  6.  K.  ; 
seit,  Gesetz  vom  15.  Aug.  1855  §.  31.  Bayern,  Ent-  und  Bcv 
ungsgesetz  vom  28.  Mai  1852  art.  23  ff.  S.  auch  Glass,  Die  v 
rechtlicho  Gesetzgebung  Alt.  1856  p.  15  b — d. 

(4)  Nicht  hiolicr  gehören  Unternehmungen  fUr  Gesundheit« 
oder  für  die  Zwecke  der  Industrio  und  des  Handels.  Pözl  bei  '. 
mann  a.  a.  O.  p.  299.  Hier  müssen  geeigneten  Falles  die  Gnm 
der  Enteignung  oder  des  Wassergob  rauch  es  im  Allgemeinen  (oben  | 
znr  Anwendung  kommen. 
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(&)  Insbesondere  Zustimmung  einer  gewissen  M 
theiligten.  Bayern,  Gesetz  vom  28.  Mai  1852  art 
Gesetz  vom  13.  Febr.  1851  §.1.  Weimar,  Gesetz 
§.59.  Hannover,  Gesetz  vom  22.  Aug.  1847  §. 
nng  ist  in  dem  Preuss.  Gesetze  von  1843  nicht  au: 
t8)  Preusson,  Gesetz  vom  28.  Febr.  1843  §. 
setz  vom  28.  Hai  1852  art.  12.  16  —  19.  Diejenige 
Unternehmen  für  ihre  Grundstücke  keinen  Nutzen  zi 
eben  nicht  beizutreten,  und  können  reap.  jederzeit  ac 
selben  aber  erforderlichen  Falles  der  Enteignung  dui 
unterwerfen,  ibid.  art,  20.  Etwaige  Widerspruchs-  ■ 
ansprflehe  der  von  der  beabsichtigten  Anlage  Betroffi 
hSltnisse  des  neu  herbeizuführenden  Wasserstandes  s 
Unternehmer  durch  ein  öffentliches  Aufgebots-  und 
zur  polizeilichen  Verhandlung  zu  bringen.  Preu 
23.  Jan.  1846.  Verordnung  vom  28.  Mai  1867.  B 
28.  Mai  1852  art.  31  ff.  Die  durch  die  neue  Zuloiti 
gründeten  Entschädigungsansprüche  wordon  jedoch 
nicht  betroffen. 

(*)  Preusson,  Gesetz  vom 28.  Febr.  1843  §.  5 
28.  Mai  1867.  Bayern,  Gesetz  vom  28.  Mai  11 
Pozl  a.  a.  0.  p.  310.  Ein  Angriff  auf  die  Rechtswirks; 
herrlich  genehmigton  nnd  durch  die  Gesetzsam  ml  un 
baadstatnts  darf  im  Rechtswege  nicht  verfolgt  werde: 
Comp.-Gerichtshofes  vom  24.  Oct.  1857;  Kletke  a 
das  Statut  für  die  Socio  tat  znr  Regulirnng  der  Unstn 
Nebra  vom  23.  Fobr.  1857;  des  Wiesen  Verbandes  in  i 
(Reg -Bez.  Coblenz)  vom  2.  März  1857;  der  Meliorati 
zek-Gcbietes  im  Kreise  Neidenbarg  vom  10.  Ang.  1 
band  der  Wiesenbesitzer  in  der  Gemeinde  Bachern  i 
2.  Nov.  1857.  Preuss.  Hin.-Erlass  und  Anweisui 
Ent-  und  Be w ässerungsgenos so n Schäften  vom  10.  Oct 
(3)  Nach  Analogie  der  Deicbverbände ;  oben  { 
stand  Schäften  in  Bayern,  Gesetz  vom  28.  Mai  1852 
die  Waaservertheilung  vgl.  das  Wasser bouUtznngsgesefc 
art.  59.  60.  Pözl  a.  a.  0.  p.  317.  Die  Vorstande 
den  Plan  der  Wasser verthoilung  und  die  Wiesenordi 
welche  sowohl  das  Bewässerungs verfahren  als  die  Bi 
sen  (Befahren,  Betreten,  Mähen,  Ernten,  Reinhalten  - 
stehende  Rechtsverhältnisse  dürfen  dabei  nicht  vorletz 
(a)  Die  im  Statut  des  Verbandes  ausgesprochene 
ministrativen  Exocution  mit  Ausschluss  des  Rechtsweg 
Nachfolger  im  Besitze.  Preusson,  Erk.  dos  Comp.  -Geric 
1868.  Kletke  a.  a.  0.  p.  76.  Bayern,  Gesetz 
art.  13.14.  Weimar,  Gosetzvom  16.  Febr.  1854  §.  6 
bemittelten  die  Theilnahmo  zu  erleichtern,  sollen  am 
unverzinsliche  oder  gering  verzinsliche  Vorschüsse  gege 
Gesetz  vom  28.  Mai  1852  art.  15;  s.  auch  oben  §.  4 
Austritt  kann  auch  ausser  dem  Falle  in  Aum.  6  auf  G 
ger  Festsetzung  unbeschränkt  stattfinden;  ferner  aucl 
das  Interesse  des  Ganzen  das  Ausscheiden  Einzelner  c 
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lösuiig  kann  erfolgen  durch  Statuten  mässi 
nehmer,  jedoch  nur  nach  Erfüllung  alle) 
Bayorn,    Gesetz  vom  28.  Mai  1852    ai 

13.  Febr.  1851  §.  19-21. 

0°)  Preussen,    Gesetz  vom  28. 
Wasser  benlltznngsgesetz  vom  28.  Mai  185' 
Bot-  und  Bewässornngsgesotz  vom  28.  5 
Gesetz  vom  18.  Febr.  1851    g.  8.     K.    £ 
1855  §.  31.  32.     S.  oben  §.  196.  220. 

(")  Preussen,   Gesetz  vom    11. 

14.  Juni  1859  wegen  Verschaffung  dei 
App.-Ger.  zn  Cöln  und  des  .lustizaciiatca  zi 
Ho henzol lern' sehen  Landen  §.  1.  2.  Vo 
und  Rügen  vom  9.  Febr.  1867  §.  14  ff. 
anlagen  Bollen  jedoch  nur  bei  freiwillige 
gebildet  werden.  Sachsen-Weimar 
§.33.  Knrhessen,  Gesetz  vom  17.  De 
Entwässerungsanlagen  mittelst  unter irdis 
hafte)  Anwendung  dieses  Grundsatzes  in 
nnd  in  den  Blattern  für  ad  min.  Praxis  1 
Vorbedingung  der  grösseren  räumlichen 
doch  wohl  eine  thatsächliche  und  locale 

§.457. 

Zur  Beförderung  der  Thierzucht 
welchen  Pferde  der  besseren  Ragen  1 
stüte,  aufgezogen  werden;  femer  La 
hengste  zum  Gebrauehe  der  Fferdezäi 
denen  Landestheilen  aufgestellt  und  d 
gen  ein  massiges  Sprunggeld  zur  Be 
2)  die  Anlegung  von  passenden  Fohle 
ung  und  Förderung  der  Viehzucht  du 
sichts-Commissionen  (:i);  4)  die  Anleg 
besten  llacen  und  Ausleihen  oder  Verl 
gegen  massige  Preise  (*);  5)  der  Vit 
doch  hängt  die  Abhaltung  von  Viel 
der  Oberbehörden  ab  und  es  müssen  i 
bebörden  getroffenen  Anordnungen  he 

(')  Baden,  Land gestlltsonln ung 
nung  vom  21.  Oct.  1859  und  30.  April 
1866  p.  241;  1868  p.  28.  Bayern, 
botr.  die  La  ndgostütsan  stalten  in  den  1 
Rheins  (früher  Verordnung  vom  19.  Fu 
Pözl,  Bayr.  Vcrwaltnngsrecht  3.  Aufl. 
militärische  Einrichtung  und  ist  dem  1 
tärischen  Disciplin  untergeordnet.  K.  S 
1792.  Verordnung  vom  14.  Sept.  1839. 
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Oestreich,  Hofdecrot  vom  13.  Nov.  1828.  Stcyor. 
nung  vom  19.  Sept.  1851.  v.  Stnbenrauch  a. 
Ucbor  Preusson  a.  v.  Rönno,  Preuss.  Staatsrecht  '■ 
Preussische  LandgestUts-Rcglements  ibid.  p.  31C.  Uebe 
der  unentgeltlichen  Gewährung  köuigl.  Landbeschäler 
Zuclitstuten  der  PfordezUchter  b.  das  Public  and  um  v 
Die  Ausübung  des  Privatbescbalgcschäftes  (Hengstroitc 
ung  oder  sonstige  Vergütung  ist  durch  Erlangung  des 
(unfein  Jahr  gültigen)  Erlaub  nisss  che  in  ob  bedingt;  sie 
zu  den  freien  Geworben.  Bayern,  Verordnung  vt 
8. 11-29.  Verordnung  vom  13.  Aug.  1867.  Polizei! 
1871  art.  111.  148.  Gewerbeordnung  vom  30.  Je 
K.  Sachsen,  Verordnung  vom  16.  Nov.  1838.  Oo 
nnng  vom  25.  April  1855  nnd  11.  April  1844.  Baden 
21.  Oct.  1859.  Verordnung  vom  30.  April  1866  §.  13. 
sigeho  Provinz.  Storordnnnngen  bei  v.  Könne,  1 
3.  Aufl.  II.  §.  428  p.  316.  Dass  übrigens  durch  die 
nung  vom  21.  Juni  1869  die  früheren  Bestimmunger. 
und  Hengstreiteroi  hin  weggefallen  seien,  wird  behaupti 
Anweisung  hiozu  vom  4.  Sept.  1869  §.  8  nnd  in  d< 
strnetion  §.  5.  (v.  Könne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl. 
Koller,  Archiv  Bd.  3.  p.  475).  Uebor  Prämien  fttt 
Pferdezucht  s.  K.  Sachsen,  Bekanntmachung  vom  15. 
den,  Verordnung  vom  27.  Febr.  1868.  Bayern, 
10.  Sept.  1863  nnd  vom  13.  Aug.  1867.  Prousson 
7.  März  1840.  v.  Rönno  a.  a.  0.  p.  316.  Obon  § 
Vgl.  noch  im  Allgemeinen:  v.  Gemmingon,  Uobor  1 
1831.  Amnion,  Handbnch  der  GostUtskundo  nnd  Pf 
1833.  v,  Hazzi,  Uobor  die  Veredlung  dos  landwirt! 
Standes  München  1824.  Schmalz,  Thiervoredlungsku 
Corregpondonzblatt  des  wllrtemb.  landw.  Vereins  1822  II 
Kau,  Lchrbnch  II.  g.  168. 

(2)  In  Baden  werden  Prämien  bewilligt  für  di 
Haltung  gut  gelcgoner  Pohlonwoiden.  Verordnung  vo 
nnd  Vollzugs vorordnung  vom  22.  April  1868;  auch  so! 
den  die  Anlegung  von  Privat  -  Fohleuwe iden  durch  bil 
zur  Einfassung  nöthigon  Holzes  befördert  werden. 
4.  Hai  1832.  Bau,  Lehrbuch  II.  §.  169.  Ausserdem 
Veranstaltung  öffentlicher  Wettronnon,  Thier-  und 
v.  K5nno,  Prouss.  Staatsrecht  3.  AuÜ.  IL  §.  428. 

(3)  Kroisberathungseomites  für  die  Pferdezucht  I 
der  Landgestüts Verwaltung.  Bayern,  Vorordnung  v 
s    r.] — 53^  für  die  Kindviehzucht  Verordnung  vom  4.1 

(*)  Bayern,  Verordnung  vom  7.  Juli  1818; 
Jan.  1839.  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Au 
äs,  Landen Itur-Gesetzgebung  Preussena  I.  p.  175.1 
k.  Vertrag  vom  7.  Febr.  1855  über  die  warn 
fwirthe  an  dor  türkischen  Gronzo  (Mokanen)  Stub 
j.  172.  Bau,  Lehrbuch  II.  §.  171.  172.  Uober 
irung  der  Schweine-,  Bienen-,  Ziegon-,  Seidenzu 
73.     v.  Stubonranch  a.  a.  0.  §.  472. 
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(&)  Bunde s -Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  70  (Aulrecht- 
erhaltung  der  bestehenden  Anordnungen).  Preussen,  Allgem.  Gewerbe- 
ordnung vom  17.  Jan.  1845  §.  76  ff.  Bayern,  Min.-Erlass  vom  10.  Mai 
1860.  Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art.  146.  Formationsverordnung 
vom  17.  Dec.  1825  §.  62.  Bezüglich  der  thierärztlichen  Ueberwachung 
der  Viehmärkte  s.  die  Preuss.  Circ.  -  Verf.  vom  24.  April  1848  und 
6.  März  1855.. —  Hieher  gehören  auch  verschärfte  Massregeln  behufs  der 
Rechtssicherheit  beim  Viehhandel.  Preussen,  Verordnung  vom  13.  Febr. 
1843  betr.  die  amtlichen  Legitimationsatteste  bei  der  Veräusserung  von 
Pferden  in  den  Ostprovinzen.  Illing  a.  a.  0.  II.  p.  256.  Gesetz  vom 
5.  Juni  1863  betr.  die  Gewährleistung  bei  einigen  Arten  von  Hausthie- 
ren  (für  Hohenzollern).  Gesetz  vom  27.  März  1865  betr.  einige  Bestimm- 
ungen über  Rechtsgeschäfte  im  Bezirk  des  Justizsenats  zu  Ehrenbfeitenstein, 
insbesondere  über  Gewährleistung  bei  Viehhändeln.  Frankfurt,  Gesetz 
vom  9.  Dec.  1864  betr.  die  Gewährleistung  bei  Viehhändeln  und  das 
Verfahren  in  Rechtsstreitigkeiten  darüber.  Bayern,  Gesetz  vom  26.  März 
1859  betr.  die  Gewährleistung  bei  Viehveräusserungen.  Baden,  Gesetz 
vom  23.  April  1859.  S.  auch  Rau,  Lehrbuch  II.  §.  166  —  173.  J.  G- 
E.  Munter,  Das  Rosstauscherrecht  2.  Aufl.   Hann.  1796. 

§.    458. 

Die  Verhütung  und  Heilung  von  Thierkrankheiten   erforder 
hauptsächlich  die  Ergreifung  von  Massregeln  gegen  die  Verbreitung 
ansteckender  Viehseuchen,    sowie  die  Aufstellung  tüchtiger  Thiert 
ärzte.    Hinsichtlich  der  Rinderpest  insbesondere  ist  Folgendes  ange- 
ordnet (*)•    Wenn   die  Rinderpest  in  einem  Bundesstaate  oder  in 
einem  angrenzenden  Staate  ausbricht,    so  sind  die  Bundesregierun- 
gen verpflichtet,  alle  Massregeln  zu  ergreifen,  welche  geeignet  sind, 
die  Einschleppung  und  Weiterverbreitung  der  Seuche  zu  verhüten 
und  die  im  Lande  selbst  ausgebrochene  Seuche  zu  unterdrücken  (*). 
Solche  Massregeln  sind:    1)  Beschränkungen  und  Verbote  der  Ein- 
fuhr, des  Transports  und  des  Handels  in  Bezug  auf  lebendes  oder 
todtes  Vieh,    thierische  Rohstoffe    und  andere   gefährliche   Gegen- 
stände (3);    2)  Einführung  einer  Rindviehcontrole  im  Grenzbezirke; 
3)  Absperrung  einzelner  Gehöfte,  Ortstheile,  Orte  oder  Bezirke  ge- 
gen den  Verkehr  mit  ihrer  Umgebung  (4) ;  4)  Todtung  aller  erkrank- 
ten und  verdächtigen,  nötigenfalls  zu  schneller  Tilgung  der  Seuche 
auch  der  gesunden  Thiere  (5)   und  Vernichtung  von  giftfangenden 
Sachen,  Transportmitteln  etc.  im  erforderlichen  Umfange;    5)  nach 
Erloschung  der  Seuche  Desinficirung  der  Gebäude,  Transportmittel 
und  aller  sonstiger  mit  pestkranken  Thieren  in  Berührung  gekom- 
mener Gegenstände;  auch  verdächtiger  Personen  und  ihrer  Kleidungs* 
stücke;  6)  Enteignung  von  Grund  und  Boden  für  die  zum  Verschar- 
ren getödteter  Thiere  und  giftfangender  Dinge  nothigen  Gruben  (u> 
Für  die  auf  Anordnung  der  Behörden  getödteten  Thiere,  vernichteten 
Sachen,   enteigneten  Plätze,  sowie  für  die  nach  rechtzeitig  erfolgter 
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Anzeige  des  Besitzers  gefallenen  Thiere  wird  der  dnr 
Taxatoren  festzustellende  gemeine  "Werth  aus  der 
Staatacasse  vergütet  (■).  Von  jedem  Vorfall  der  ] 
auch  wenn  nur  Verdacht  einer  aolchen  Krankheit  vi 
Verzug  der  Ortspolizeibehörde  bei  Verlust  des  Anspr 
denaersatz  Anzeige  zu  machen  (g).  Die  Einwohner 
Orte  sind  verpflichtet,  die  Behörden  bei  Ausführung 
Mosaregeln  entweder  selbst  oder  durch  geeignete  ] 
terstützen ;  ebenso  müssen  sich  die  Behörden  der  ver 
desstaaten  dabei  auf  Ansuchen  gegenseitig  unterstütze 
bahr  Verwaltungen  Bind  verpflichtet,  solange  noch 
Einschleppung  von  irgend  einer  Seite  her  droht  ode 
Bundesgebiete  an  irgend  einem  Orte  herrscht,  die 
von  Bindvieh  oder  anderem  Vieh  benützten  Fahrz 
jedesmaligen  Gebrauche  zu  deBinficiren  (lu).  Zur  D 
Absperrung  ist  nöthigenfaÜB  militärische  Hülfe  zu 
Die  wissentliche  Verletzung  der  Absperrungs  -  und 
geln  oder  Einfuhrverbote  zum  Schutze  gegen  die  Verl 
achleppung  von  Viehseuchen  unterliegt  der  criminelle! 

(')  Bundesgcsotz  vom  7.  April  1869  betr.  die 
die  Rinderpest  und  Instruction  dea  Bundeskanzlers  hie 
1869.  Motive  und  Verhandlungen  des  Gesetzes  bei 
Bd.  3  p.  223.  Dasselbe  wurde  in  der  Verfassungsur 
art.  80  als  Gesetz  dea  deutschen  Bundes  erklärt  und 
2.  Nov.  1871  auch  in  Bayern,  wo  vorher  dio  Vcrord 
1867  nebst  Instruction  vom  10.  Juli  1867  galt,  und  in 
wje  durch  Gesetz  vom  11.  Dec.  1871  in  Elsass  -  Lothi 
Vgl.  auch  Über  diesen  Gegenstand  die  Tüb.  Zeitschrift 
schaft  18G6  p.  453  und  die  Austria  vom  12.  Febr.  1 
regeln  gegen  andere  Thiorkrankheiten  (Seuchen)  sind  im 
gegen  die  Hinderpest  gleich.  Froussen,  Cab. -Ordre  \ 
and  Regulativ  betr.  die  sanitlitspolizeilichon  Krankheite 
struetion  vom  2.  April  1803  wegen  Abwondung  von 
Vorfahren  bei  Viebstcrbon.  Illing  a.  a,  0.  I.  p.  46 
Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  412.  417.  487.  Bay 
vom  IS.  Juni  1867  betr.  dio  Massrcgclu  gegen  anstei 
hoiten  nebst  Beilagen  (besondere  Vorschriften  hinsichtlic 
der  Maul-  und  Klauenseuche,  der  Lungenseuche,  der 
Rotz-  und  Hautwurmes,  der  Beschälseuche  und  des  B) 
der  Pferde-  und  Schafrande).  Polizeistrafgesetzbuch  von 
P5zl,  Bayr.  VorwaUungsrocbt  3.  Aufl.  §.  141.  K.  S: 
nnng  vom  14.  April  1857  betr.  das  Verfahren  mit  Thi 
ansteckenden  Krankheit  leiden  oder  deren  verflüchtig  i 
vom  1.  Febr.  1857  betr.  die  polizeilichen  Massregoln  be 
beit  der  Pferde  (Anzeige,  thier ärztliche  Behandlung,  Absp 
Mandat  vom  13.  Mai  1780  betr.  das  Verfahren  bei  de 
Oestreicb,  Allgemeine  Souchenordnung  vom  6.  Dcc. 
1.  März  1866  betr.  die  Ohaukcrseuche  der  Pferde.     Gei 
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1868  beif.  die  Hintanhaltnng  und 
Instruction  hiezn.  Baden,  Verordr 
tion  vom  21.  Sept.  1865.  Polizei 
Hinsichtlich  der  Hunde:  PreusB 
betr.  die  Co  im  nun  als  teuer  auf  dm 
Verordnung  vom  15.  Mai  1868.    B 

1869  betr.  die  Hassregeln  zur  Ve 
Verbreitung  der  Wuthkrankheit  m 
von  1871  art.  88  (Visitationen,  A 
sei),  Mandat  vom  2.  April  1796 
halten  s.  Bekanntmachung  vom  5.  J 
a.  a.  0.  HI.  p.  310—842.  Meck 
vom  30.  Mai  1851  und  23.  Jan.  1 
—  Bezüglich  der  Trichinose  (Flei 
fundenen  Schweinefleisches ,  Aufsi 
Üeberwachung  der  Abdeckereien  i 
betreffenden  Oestreich.  Erlasse  bei  I 

(2)  Bundesgosotz  vom  7.  Api 

(-')  Uobor  die  Bedingungen  n 
fubrvorboten  vgl.  die  Instruction 
Schlüsse  dos  1865  zn  Wion  stattgof 

ein  gloichmassiges  Verfahren   im  ii  ..  __   

Productcn  zur  Zeit  des  Horrschens  der  Rinderpest  in  einem  Lande ,  bei 
Hammerle  a.  a.  0.  1869  p.  229.  Untersagung  von  Viehmärkten  und 
nStbigonfalls  auch  anderon  Markten  und  sonstigem  Veranlassungen  zu 
grosserer  Ansammhing  von  Menschen  und  Thieron.  Instruction  von  1S69 
§.  17.  46.  Das  Einfuhrverbot  kann  sich  je  nach  der  Nähe  der  Souoh 
entweder  auf  Rindvieh  und  gewisse  andere  Viehartea  (Schafe  und  Ziegen 
oder  auf  alle  Arten  des  Viehes  (auch  Pferde  und  Federvieh)  erstrecken 
ferner  auf  allo  vom  Rinde  stammenden  thieriseben  Theilo  im  frischen  ode 
trockenem  Zustande  (mit  Ausnahme  von  Butter,  Milch  und  Käse),  au 
Dünger,  Rauchfutter,  Stroh  und  andere  Streumaterialien,  gebrauchte  Stall 
gerathe,  Geschirre  und  Lederzeuge,  unbearbeitete  Wolle,  Haare  und  Bor 
aten,  auf  gebrauchte  Kleidungsstücke  für  den  Handel;  auch  auf  Perso 
non,  so  lange  sie  nicht  desinfieirt  sind. 

C)  Instruction  vom  26.  Mai  1869  §.  7-10.  15. 

(■>)  Instruction  vom  26.  Mai  1869  §.  16.  Die  gotödtüten  Thicr- 
sind  zn  verscharren;    dio  näheren  Vorschriften  hierüber  a.  ibid.  §.  27  ff. 

(*)  Bundosgesotz  vom  7.  April  1869  §.  2.  Instruction  vom  26-  Ma 
1869  §.  87  —  46.  Die  Seuche  gilt  als  erloschen  in  einem  Gehöfte  ode 
Orte,  wenn  entweder  alles  Rindvieh  gefallen  oder  getSdtet  ist,  oder  sei 
dem  letzten  Krankheits-  oder  Todesfälle  3  Wochen  verstrichen  sind.  S 
auch  die  Bayr.  Instruction  Über  dio  Vornahme  der  DesinfecÜon  (haupt 
sächlich  mit  Chlor)  nach  der  Min.-Entsehl.  vom  10.  Juli  1867. 

(;)  Bundosgesotz  vom  7.  April  1869  §.  3.  Dieso  Entschädigung 
wird  jedoob  uicht  gowährt  für  solches  Vieh,  welches  innerhalb  10  Tagei 
nach  erfolgter  Einfuhr  oder  nach  Eintrieb  über  dio  Bundesgrenze  an  dei 
Seuche  fällt.  S,  auch  dio  K.  Sachs.  Verordnung  vom  5.  Dec.  t829  betr 
die  Tödtnng  des  der  Rindorpest  verdächtigen  Viehes  und  dio  dafDr  n 
leistende  Entschädigung.  Bayr.  Gosetz  vom  26.  März  1867  betr.  du 
Entschädigung  der  Viehcigonthltmer  für  ihre  im  Fall  des  Ausbruches  dei 
Rinderpest  im  Inlande  getödteten  Thiero. 
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, ,  „esetz  vom  7.  April  1869  §.  4.    Instruction 

1869  §.  11  ff.  Auf  die  erhaltene  Anzeige  hat  die  Ortspolizc 
fort  den  com pe tonten  Thierarzt  herbeizuholen,  um  an  Ort  ur 
Krankheit  au  constatiren.  Behufs  der  hiezu  erforderlichen  S 
Ermangelung  eines  Cadavers  ein  Thier  zu  töiltcn  und  das  E 
Untersuchung  protokollarisch  aufzunehmen.  S.  auch  die  Bei 
die  Natur  und  Verbreitung  der  Rinderpest,  über  die  Ersehe 
den  Verlauf  dor  Seuche  und  über  die  Erscheinungen  nach  c 
der  Beil.  1  zur  Bayr.  Min.- Erschliessung  vom  10.  Juli  II 
die  auf  Anordnung  der  K.  Sachs.  Regierung  verfasste  Bei 
die  Rinderpest,  ihre  Kennzeichen  und  Verhütung  vom  Jahi 
Funcke  a.  a.  0.  III.  p.  479.  Üeber  die  Geschichte  der  E 
Prinz  in  Klose's  Zeitschrift  für  das  gesammte  Modicina 
Febr.  Nr.  81.  Oct.    Nr.  69.  70. 

(•')  Bnndesgesotz  vom  7.  April  1809  §.  5.  13. 
('")  Bnndesgesetz  vom  7.  April  1869  §.  6.  Instruction 
18G9  §.  47—55.  Diese  Verpflichtung  liegt  denjenigen  Verw 
anf  deren  Strecke  das  Ausladen,  beziehentlich  im  Transit  die  l 
nng  der  Bondesgebiotsgronze  beim  Wiederausgange  stattge 
für  die  Desinficinmg  darf  von  dem  Versender  eine  Entsch! 
10  Sgr.  ftlr  den  Wagen  erhoben  werden.  Die  gehörige  Des: 
Eisenbahnwagen  und  Rampen  ist  von  den  Behörden  zu  contr 
('<)  Bnndesgesetz  vom  7.  April  1869  §.  14.  Die  natu 
mungen  Über  die  Ausführung  der  obigen  Vorschriften  und  t 
wachung,  sowie  über  dio  Bestreitung  dor  erwachsenden  Kos 
(Jrnnd  dor  allgemeinen  Bundesinstruction  von  den  Einzolstaat 
fen,  wovon  aber  der  Centralgowalt  Mittheilung  zu  machen  i 
dein  ist  noch  vorgeschrieben :  1)  doss  von  jeder  Anordnung, 
oder  Aufhebung  eines  Einfuhrverbotes  durch  die  Regierung  eines 
tes ,  sowie  von  dem  Ausbruch  der  Rinderpest  in  oinem  Eundcssti 
dagegen  ergriffenen  Massregcln  und  den  weiteren  Ergebnissen 
bebörde  Anzeige  zu  erstatten  ist ;  2)  dass  Einfuhrbeschränkung 
den  einzelnen  Bundesstaaten  erst  dann  zulassig  sind,  wenn  di 
innerhalb  eines  Bundesstaates  ausbricht ;  3)  dass  der  Bunde 
Ausführung  des  Gesetzes  und  die  auf  Grund  desselben  erlass 
nnngon  zu  überwachen,  und  ntSthigonfalls  bei  weiterer  Ans1 
Scnrho  Über  die  Gebiete  mohrerer  Bundesstaaten  selbständig  1 
zu  treffen  oder  einen  Bnndes-Commissär  zur  geeigneten  An 
Behörden  der  betheiligten  Staaten  zu  bestellen  hat.  Bundet 
7.  April  1869  §.  7—12. 

(")  Strafgesetzbuch  "von  1870  §.  328. 

§.    459. 

Zur  Ausübung  der  Thierkeilkniide  ('),  welche,  da  s 
foen  geschieht,  keines  Bestandteil  des  ärztlichen  B 
i  im  wesentlichen  einen  Hülfszweig  der  Landwirthscha 
llen  nur  diejenigen  zugelassen,  welche  die  Approbation  a 
1  einer  hiezu  berechtigten  Behörde  erlangt  haben  (3). 
»n  darf  nur  denen  ertheilt  werden,   welche  die  vorg 
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tierärztliche  Prüfung  bei  einer  öffentlich  anerkannten  Thierarznei- 
schule  bestanden  haben  (4).  Die  Zulassung  zur  Prüfung  ist  bedingt: 
1)  durch  die  Reife  für  die  Secunda  eines  Gymnasiums  oder  einer 
Realschule ;  2)  durch  den  Nachweis  der  Absolvirung  sämmtlicher  Db- 
ciplinen  des  tierärztlichen  Studiums  wahrend  des  mindestens  drei- 
jährigen Besuches  einer  deutschen  Thierarzneischule  (5).  Die  Prüfling 
ist  eine  klinische  und  technisch-operative,  sowie  eine  Schlussprüfung 
über  sämmtliche  thierärztliche  Fächer,  soweit  sie  nicht  schon  in  den 
yorhergehenden  Abschnitten  specieller  Gegenstand  der  Prüfung  ge- 
wesen sind  (6).  Die  erlangte  Approbation  gibt  die  Berechtigung  zur 
Ausübung  des  tierärztlichen  Gewerbes  im  ganzen  Umfang  des  Bun- 
desgebietes, sowie  zur  Anstellung  im  Staats-  oder  Gemeindedienste 
für  thierärztliche  Functionen  und  ist  in  jedem  Falle  öffentlich  be- 
kannt zu  machen  f7).  Im  Uebrigen  gelten  die  Regeln  für  die  Aus- 
übung des  ärztlichen  Berufes  analog  auch  für  die  Thierärzte  (8).  Zur 
Ausführung  veterinärpolizeilicher  Functionen  werden  von  den  Behör- 
den öffentliche  (Landes-;  Kreis-)  Thierärzte  aufgestellt,  welche  das 
Veterinärwesen  und  die  Ausübung  der  Thierheilkunde  (auch  durch 
nicht  approbirte  Personen)  in  ihrem  Bezirke  zu  überwachen  haben  (*). 
Den  Thierärzten  können  aus  Districts-  oder  Gemeindemitteln  standige 
Bezüge  als  Sustentationsbeiträge  und  Vergütung  für  gewisse  perio- 
disch wiederkehrende  Verrichtungen  (Fleischbeschau,  Thiervisitatio- 
nen  etc.)  zugewiesen  werden  (10).  Die  Besorgung  des  Viehfalles  kommt 
den  Abdeokern  (Wasenmeistern)  zu;  das  Gewerbe  derselben  ist  con- 
cessionspflichtig  auf  Grund  eines  Befähigungsnachweises  und  muss 
innerhalb  der  ihnen  angewiesenen  Bezirke  nach  den  ihnen  ertheilten 
amtlichen  Dienstanweisungen  unter  Aufsicht  der  Bezirksthierärzte 
und  der  Polizeibehörden  ausgeübt  werden  (11). 

(*)  Die  Aufsicht  und  Gesetzgebung  über  das  Veterinärwesen  ist 
Sache  des  Reiches.  Reichsverfassung  von  1871  art.  4  Nr.  15.  Die  nach- 
folgenden Bestimmungen  gelten  nur  für  diejenigen,  welche  als  Thierfinta 
Praxis  ausüben  wollen ;  dagegen  ist  es  Niemandem  verwehrt,  sein  eigenes 
oder  fremdes  Vieh  in  ErkranknngsMlen  ohne  oder  mit  Entgelt  zu  be- 
handeln, ausgenommen  in  Fällen,  wo  mit  der  ungeschickten  Ausübung 
der  .Thierheilkunde  gemeine  Gefahr  für  Leben  *und  Gesundheit  der  Men- 
schen verbunden  sein  würde;  also  namentlich  bei  ansteckenden  Krank- 
heiten. Die  approbirten  Thierärzte  haben  das  Vorrecht,  1)  nach  der 
für  Thierärzte  geltenden  Taxe  zu  liquid iren ;  2)  ihre  Arzcneien  selbst  zu 
dispensiren;  3)  im  Dienste  des  Staates  oder  der  Gemeinden  als  Organe 
der  Veterinärpolizei  und  gerichtlichen  Thierheilkunde  angestellt  zu  wer- 
den. Bundes -Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  29.  Preussen, 
C.-R.  vom  6.  Oct.  1829  und  7.  Mai  1834.  K.  Sachsen,  Verordnung 
vom  24.  Aug.  1839.  Baden,  Verordnung  vom  16.  Aug.  1865.  v.  Könne, 
Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  IL  §.  417  p.  263.  Die  Bayr.  Verordnung 
vom  24.  Febr.  1862  über  das  Veterinärwesen  §.  1  verlangte   für  nicht 
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approbirte   ThierBrzto   wenigstens   die   Erprobung  pra- 
in  der  Thi  erheil  künde. 

C)  Daher  können  auf  die  Thierarzneiknndc  auch 
der  Ge Werbegesetze  an  sich  keine  Anwendung  finden. 
tetit  znr  Gewerbeordnung  vom  20.  Dec.  1859  art.  V 
vrwbegcsetz  vom  20.  Sept.  1862  §.  33.  Bayern,  < 
30.  Jan.  1868  art.  32. 

(ä)  Bnndes  -  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  186! 
niaehung  des  Bundeskanzlers  vom  25.  Sept.  1869  III 
Behörden  sind  die  Centralbeh Erden  derjenigen  Bundess 
oder  mehrere  Thierarzneischulen  haben.  Diese  Bestimi 
nnr  für  Preussen  und  K.  Sachsen;  wegen  Grossh. 
Bekanntmachung  des  Bundeskanzlers  vom  9.  Doc.  186' 
tind  WOrtembergs  die  Bekanntmachung  vom  21.  1 
Bajern,  Verordnung  vom  1.  Sept.  1858  betr.  die 
VeterinBrwesens  und  Verordnung  vom  29.  Jan.  1865 
der  Heilkunde  §.  13.  Verordnung  vom  29.  Mai  185 
richtsplan  und  die  Einrichtung  der  Centralthierarzi 
chen.  Verordnung  vom  22.  J»ni  1858  betr.  das  Sti 
i  48.  Polizoistrafgosotzbuch  von  1871  art.  127.  12 
Ordnung  vom  16.  Aug.  1865.  Polizeistrafgcsetzbuch  v< 
Sachsen,  Verordnung  vom  26.  Aug.  1843  betr.  die 
chirurgischen  Academie  verbundene  Thierarzn  ei  schul  o.  ' 
Erlass  vom  16.  Jan.  1849  und  14.  Juli  1850  betr.  das 
t.  Stnbonrauch  a.  a.  0.  §.  428.  Preussen,  Regi 
1836  betr.  die  obere  Leitung  und  Verwaltung  der  Tl 

(*)  Bundes  -  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  186S 
machung  vom  25.  Sept.  1869  III.  §.  2.  Die  Prüfu 
ans  dem  Director  und  dem  Lehrercollegium  der  betref 
wlmle;  der  zuBt&ndigcn  Centralbehörde  bleibt  vorboha 
eignete  Thierärzte  zu  ergänzen. 

(5)  Bundes-Bekanntmachung  vom  25.  Sept.  1869 
den,  Vorordnung  vom  16.  Aug.  1865  wurden  nur  di 
rosse  gefordert,  welche  in  dem  zweiten  Jahrescurse  c 
sialclasse  oder  in  der  obersten  Classe  einer  auf  6  Jal 
teten  höheren  Bürgerschule  gelehrt  werden.  Wegen  Be 
Ordnung  vom  29.  Mai  1852  §.  10. 

(G>  Bekanntmachung  vom  25.  Sept.  1869  III.  §. 
den  einzelnen  Prüfungsabschnitten  darf  nur  derjenige 
sen  worden,  der  die  vorhergehen  den  Abschnitte  bestan 
tocollarischen  Verhandlungen  über  jeden  Candidaten  si: 
CentralbebBrde  behufs  Ertboilnng  der  Approbation  ode 
*nr  Wiederholung  der  nicht  bestandenen  Prüfung  vora 
Stimmungen  finden  übrigens  keine  Anwendung  auf  die 
lieh  für  den  Dienst  in  der  Bundesarmee  bestimmten 
Erlangung  der  Doctorwttrde  ist  nicht  erforderlich. 

O  Bnndes-Ge werbeordnung  vom  21.  Juni  1869 
Zurücknahme  der  crtheilten  Approbation  durch  dio  V 
wenn  die  Unrichtigkeit  der  Nachweise  dargethan  wird, 
sie  ertheilt  wurde,  vgl.  ibid.  §.  53. 
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(s)  Hinsichtlich  der  Taxe  s.  Bnni 
1869  §.  80  ;  hinsichtlich  der  Verpflicl 
ibid.  §.  144.  Betrieb  der  Praxis  von  ein 
Gewerbeordnung  von  1845  §■  16.  Di 
stattet,  die  von  ihnen  zur  Beilung  krai 
neien  mit  Ausnahme  der  Gifte  seibat  z 
keinen  Handel  damit  treiben.  Preuss 
und  30.  Jnni  1840;  .ferner  vom  13.  No* 
Edict  vom  1.  Febr.  1820  und  Veron 
K.  Sachsen,  Mandat  betr.  den  Verkai 
1823  g.  15.  27.  Ocatrcich,  N.  Oe. 
nnd  24.  Jan.  1828.  v.  Stnbonraue 
richtung  des  Vieheastrirens  ist,  abge 
ausser  den  Eigenthflmern  nnd  ihren  Di 
Krztcn  gestattet.  Prousson,  Rcscript 
Mandat  vom  2.  Oct.  1826.     S.  jedoch 

(9)  Preussen,  KreisthicrUrzte , 
Dopartemcnts-Thierärzte,  Eegnl.  vom  25 
arzneischule  in  Berlin,  Regal,  vom  14.  Ji 
1847.  v.  Rönne,  Prenas.  Staatsrech 
Hörn,  Preuss.  Mcdicinalwcsen  I.  p.  4- 
das  Veterinär  wesen ,  Verordnung  vom 
Verordnung  vom  8.  Jan.  1857.  Bezirkst) 
1856.  Instruction  für  die  Bezirks  thierär 
Bezirks  tbierarzte ,  Verordnung  vom  1.  ; 
jeden  Districtspolizoibczirk  in  Unterordni 
Gericht särzte).  Baden,  Bezirksthicrarz 
und  16.  Aug.  1865. 

(10)  Bayern,  Verordnung  vom 
über  die  Districtsräthe  vom  28.  Mai  18 
ärztlichen  Üeberwachung  der  Viehmarktc 
gen.  Prouas.  Erlass  vom  6.  März  1855  i 
struetion  für  die  Bezirk  sthiorärzte  vom 
hat  der  Thierarzt  für  Verrichtungen  ir 
baaren  Auslagen  Vergütung  nach  der  G 

O1)  Prenssen,  Gewerbeordnung 
81.  Mai  185S  §.  27.  Reglement  vom 
Werbeordnung  vom  30.  Jan.  1868  art. 
1829,  16.  Jan.  1841  und  23.  Jan.  186' 
art.  70.  71.  v.  Nar  a.  a.  0.  p.  189 
Wascnordnungon  für  die  einzelnen  Gcbi» 
nung  vom  4.  Nov.  1861.  Baden,  V 
1865.  Oestroich,  Gewerbegesetz  vom 
nungen  vom  10.  Juli  nnd  20.  Febr.  18 
p.  502.  Nach  der  Bundes-Gewcrboordm 
darf  es  zur  Anlegung  von  Abdeckerei* 
und  nach  §.  7  ibid.  ist  die  Abdeckerei 
Bannrecht  nicht  aufgehoben.     Vgl.  oben 
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g.  460. 

der  Landwirtbschaft  dient  fett 
Vereinen  und  Commiesionen  n 
amtlichem  Character  (')-  Als 
[.  Landesvereine  mit  gegliedei 
seinrichtungen  unter  dem  bes 
piel  hiefflr  dient  der  landwirtl 
slbo  sucht  seinen  Zweck  der 
□gung  der  Landwirtschaft  zu 
g  der  landwirthechaftlichen  Int 
dst  "Wünsche,  Anträge  und  Bi 
nd  Correspondena  der  Mitglied' 
auf  wichtiger  Schriften,  sowi 
rfindungen  in  der  Landwirths« 
lieh  Ankauf  und  Verbreitung 
en,  Modelle,  nützlicher  Same 
isung  naturwissenschaftlicher  ^ 
tute  etc.;  5)  durch  Belehrung 
'reisen  für  wichtige  und  erfol, 
eh  Anregung  und  Unterstütze 
rch  Förderung  des  landwirth 
8J  durch  Verkehr  mit  den 
an,  Instituten  und  GeseUschal 
■  Mitglieder  können  ausser  wii 

auch  Beamte ,  Seelsorger  uii 
i  Stellang  und  'Wirksamkeit 
gemessen  gegen  Entrichtung 
i  und  Vortheile,  welche  der  v 
leil  am  YerSnsvermÖgen ;    2) 

3)  Theilnahme  an  der  Vena 
iilnahme  an  den  öffentlichen 

des  unentgeltlichen  Bezugs  dt 
einem  General-  und  mehreren 
on  den  Mitgliedern  periodisch 
ttel  des  Vereines  werden  au 
er,  dann  durch  Zuschüsse  de* 
ie  {Kreise  etc.).  Ü.  Freie  V< 
le  Zwecke  theoretischer  ode 
Omissionen  von  Sachverstand!) 
i  den  Staatsbehörden  und*  de 
•andes-Oeconomie-Collegium  in 
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mnraDg:  1)  dem 
echnische  Deputat 
k  Mittheihingen,  i 
Ihrung  der  ihm  zu 
x  Vereine  in  den 
iterstützen,  ihre  W 
•  einander  und  mif 
t  als  Centralstelle  c 
sssen  der  Land-  11 

(')  Rau,  Lehrbue 
ehre  p.  333.  P.  J 
t  1796.  v.  Stu 
ibaum,    Das  Genot 

p.  64  ff.  Die  erst« 
(Society  of  improve 
j  Royal  society  of  1 
Ischaft  in  der  Brcts 
ichweiz  (1760  in  B< 
schaftsgesollschaft  i 
isch  -  ökonomische  C 
0. 

(E)  Gegründet  am 
dings  vom  11.  Nov 
echt  3.  Aufl.  §.  164 
les  Staates  haben  z 
jen  Bestrebungen  il 

die  Landeacultar  bc 
ihteu  der  Vereinsor 
rirthschaftliche  Vert 
2);  im  K.  Sachs< 
31.  Jan.  1844).  Fu 
len  bestehen  auch  z 

ihren  Willen  nicht 
ten  anzuschliessen. 
d  in  Meeklenbur 

Zweck:  das  Wohl 
jiewerbefleiss  nud  di 
und  Konntniss  zu  < 
in  Preusseii  (Anr 

§.  39)  s.  v.  Bonn 

(3)  Vereine  zur  Be 
'Brderung  des  Gartoi 
SL  Vereins  in  Bayei 
ifl.  §.  166.  Kuhver 
11  dritten  Jahrcsbcri 

Schulzeitung  Mai  1 
.9  8.  Circ.  Rescr.  vo 
Hanfbaues  Preuse 
ünne,  Preuas.  Sta;' 
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verein  im  K.  Sachsen.    Funcke  a.  a.  0.  IV.  p.  675.    Hau,  Li 

H.  §.  146.     Birnbaum  a.  a.  0.  p.  148-154. 

(*)  v.   Rönne,   Preuas.   Staaterecht    3.  Ann.  II.    §.   252. 

Könne,  Landescultur-Gesetzgebung  Prenseens  Bd.  1  p.  5, 
,  Landeacultur-Gesetzgebung  Preuasens  Bd.  1  p.  41.  176.  ü« 
Verordnung  vom  30.  April  1815  wieder  aufgehobenen  Lan 
ollegien   als  selbständige  Deputationen  der  Regierungen  vgl, 

ibid.  Bd.  3  p.  234. 
&)  Preuesen,  Cab.-Ordre  vom  16.  Jon.  1842.  Min.-Rest 
:  1842.  Regulativ  vom  5.  Hai  1S42,  neuerdings  vom  24.  M 
»llegium  besteht  1)  aus  den  jedesmaligen  Präsidenten  und 
ler  laudwirtbsch.  Central  vereine  in  den  Provinzen;  2)  aus  d 
Vereinen  speciell  zum  Eintritte  in  dos  Collegium  gewählt 
n  ;  3)  aus  den  von  dem  Minister  für  die  landwirtbach.  An$ 
ernannten  Mitgliedern.  Der  Minister  ernennt  den  Präsident 
tneralsecretär  des  Collegiums,  zu  wnlcheu  er  auch  noch  andi 
(Ministerialräthe,  Gelehrte  aus  dem  Gebiete  der  Staats  wirU 
und  technischen  Disciplinen,  practiache  Landwirthe  von  an 
ife)  ernennen  kann.  Das  Collegium  wählt  aus  seiner  Mitt 
;en  Ausachusa  auf  3  Jahre,  welcher  die  unaufschieblichen  und 
mchäfte  zu  bearbeiten,  die  Interessen  der  Land-  nnd  Fort 
in  dringenden  Fällen  wahrzunehmen  und  die  dem  Plennm 
in  Fragen  vorzubereiten  hat. 

Capitel  3. 

Dir  Fantwitlkstkaft 

Quellen:  Prcussen,  LandescuUur -  Edict  vom  14.  Sept.  1811 
heitstheilungsordnung  vom  7.  Juni  1821  §.  108  — 140  und  Get 
z  1850  art.  4.  0.  10.  Hannover,  Reglement  über  die  Forstvet 
i  Domainen  vom  30.  Oct.  1842.  Hessen -Homburg,  Edict  vom 
Valdculturgesetz  für  den  Kreis  Wittgenstein  vom  1.  Juni  1854.  B 
setz  vom  28.  März  1852  und  Instruction  vom  29.  Juni  1852.  J 
■setzt  vom  15.  Nov.  1833;  6.  März  1845  und  27.  April  1854.  Ge, 
U  1850  über  die  Bemrthscfiaftvng  der  Gemeinde-  und  Körpe. 
gen.  Kursachsen,  Forst-  und  Holzordnung  vom  8.  Sept.  156 
n  11.  Mai  1726.  Sachsen- Weimar ,  Forstordnung  vom  I 
Bekanntmachung  vom  21.  Sept.  1838.  Jenaer  Forstordnung  vom 
Eisenacher  Forstordnung  von  1683.  Ocstreick,  Forstgesetz  i 
m  3.  Dec.  1852.  Vorschriften  für  die  Staats-,  Gemeinde-  ui 
Ulungen  in  Tirol  und  Vorarlberg  vom  19.  Oct.  und  24.  Dec 
ireick  ob  der  Enns  vom  7.  Mars  1858 ;  für  Croatien  und  Simon 
c  1858. 

Literatur:  v.  Sonne,  Prcuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II  §.  AS 
Bayr.  Venoaltungsrecht  3.  Aufl.  J.  167.  168.  Burckhardt,  H 
rwaltung  in  Sachsen- Weimar  1844  §  180.  211.  212.  v.  Stube* 
I.  §.463.  Stein,  Handbuch  der  Vcrwaltungslehre  p. 319  ff.  Bau 
§.  383—391.  IL  §.  153—166.  Boscher,  System  IL  cap.  13.  v 
icissenschaft  3.  Aufl.  II.  %■  147—153,  v.  Rönne,  Das  Domäner, 
31* 
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tcesen  des  Preuss.  Staates  Berlin  1854.  F-  J.  J.  Bank,  Die  Freue*. 
um  Schute  der  Forsten  und  Forstbeamten  Berlin  1870.  F.  K.  Roth, 
i  des  Forstrechts  und  Forstpolizeirechts  nach  den  im  K.  Bayern  geV 
'setzen  München  1863.  (Brater)  Erläuterung  des  Bayr.  Forstgeietas 
füre  1852  in  Dollmanns  Gesetzgebung  desK.  Bayern II.  1.  p.393ff. 
'.Verwaltung  Bayerns  besehrieben  nach  ihrem  dermaligen  Stande  otm 
Ministeriat-Forstbureau  München  1861.  Regenauer,  Staatshaushii 
i.  Baden  Carlsruhe  1863  §.  331-245.  V.  Vogelmann,  Die  Fori 
itssgebung  bezüglich  der  Privatwaldungen  in  Baden  Carlsruhe  1871 
ger,  Grundzüge  der  Verfassung  des  Forstwesens  im  Oestreich.  Kauet 
ir.  jurid.  Zeitschr.  1836  II.  p.  193).  F.  J.  Schopf,  Die  OestrtiA. 
issung,  Forstrecht  und  Forstpolizei  Wien  1835.  E.  M.  Schillimf, 
des  gemeinen  in  Deutschland  gültigen  Forst-  und  Jagdrechts  Dreslm 
,  F.  Meyer,  Der  frühere  und  dermalige  Stand  der  staatswirthsehafl 
rstliclien  und  rechtlichen  Verhältnisse  bei  den  Waldungen  und  Jagte* 
hland   und  namentlich   bei   den   dasigen  Reiclisforsten    JVwmfc.   18SL 

er,   Beiträge  zur  Erläuterung  des  Forstrechts   Giessen  1803.    A£ 

Versuch  zur  Begründung  eines  allgemeinen  Forstgesetzes  jVürni.  IS8, 
rundsätze  der  Forstwirtschaft  in  Bezug  auf  Nationalökonomie 
nzwissenschaft  1833.  33.  J.  C.  Hundcshagen,  Encyclopädie 
■nschaft  3.  Aufl.  Tüb.  1828  ff.  (davon  3.  Band  die  Forstpolizei),  v.  Berg, 
twirthsehaftslehre  1850.    Grebe,  /He  Beaufsichtigung  der  Prwaurmtt 

Seiten  des  Staates.  Eistnach  1845.  Ä.  Bernhardt,  Die  Waldtsu*- 
[  der  Waldschutz  mit  besonderer  RücfcsicJit  auf  die  Waldschviigcsä* 

Preussen  Berlin  1869.  A.  Lindwurm,  Grundzüge  der  Staats- 
'Jischaftslehre  Braunschw.  1866.  G.  Mayr,  Ueber  Forstvcrwaauua* 
:  (Hildebrauds  Jahrbücher  1864  II.  p.  433  ff.)  Helferieh,  Ä 
:  (Tüb.  Zeitschr.  1867  p.  1.  1871  p.  549).  A.  Emmingh 
t  und  Flösserei  im  Gesellschaftsbetrieb  (F aucher's  Vierteljahrsstiiifi 
o.  1—17). 

I.    Der  Waldbau. 
§•  461. 

:  ForstwirthBcbaft  besteht  in  dem  kunBtmassigen  Betrieb  da 
t  auf  grösseren  mit  wilden  Holzarten  bestandenen  Bode> 
nd  umfasst  in  ihrem  gesammten  Umfange  1)  den  Waldbau 
oretbenützung  und  3)  den  Forstschutz  (')■  Kein  Gegensta« 
i  sind  folglich:  1)  Parkanlagen  und  Alleen;  2)  Baamanlaga 
tbau  und  zur  Obstbaumzucht;  3)  isolirte  Waldgrap] 
mgen,  welche  wegen  ihrer  Örtlichen  Lage  zur 
nnung  nicht  benützt  werden  können  (7).  Die  Waldung« 
daher  hauptsächlich  in  Betracht  als  Quelle  regelmässig« 
ng  der  Bevölkerung  mit  Brenn-,  Bau-  und  Nutzholz ;  sodaM 
rn  Bie  auch  manchfache  Nebennutzungen  (Jagd,  Waldfrüchts 
e,  Gerberrinde,  Bienenweide,  Graserei,  Weide,  Streu >,  be 
vr  die  Bedürfnisse  der  Landwirthschaft;    ferner  sind  sie  a 
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climatischer  Hinsicht  von  grosser,  such  wi 
indem  sie  das  Gleichgewicht  der  Wärme 
Temperatur  vermitteln  ('),  die  Quellen  erl 
mit  Wasser  speisen,  Schutz  gegen  verzel 
Sonnengluth  gewähren,  Sturme  brechen, 
aufhalten  und  unschädlich  machen,  auch  e 
Scher  und  notwendiger  Thiere  die  erfo: 
ragen  gewahren  (4).  Wegen  dieses  vieheit 
ragen  auf  das  menachliche  und  thierisch« 
Zähigkeit  des  Bodens  unterliegt  die  Waldwi 
regeln,  welche  hauptsächlich  die  Erhaltung 
Verhinderung  unnöthiger  Waldverwüstun 
Strafbestimmungen  gegen  schädliche  Yei 
Der  Betrieb  der  Forstwirtschaft  erfolgt 
'  Waldbaeitzea  (B)  und  hienach  sind  Staate- 
engen  oiner-,  und  Privat  Waldungen  anderer 
,Bei  jenen  ist  die  Beobachtung  des  öffenti 
man  freier  und  eingreifender  wie  bei  dies 
socialen  Erwerbsthätigkeit  entsprechende  Gn 
besitzer,  vorbehaltlich  der  Rechte  Dritter,  • 
and  Benützung  seines  Waldes  zustehe1,  fir 
? Anwendung,  zugleich  aber  auch  an  den  t 
pnhen  Eigentümlichkeiten  der  Waldwirthsi 
"toi  wohlverstandene  Begrenzung  (ä). 

(')Handeshagen,  Encyelopädie  der  Fi 
'J»gd  «nd  Mast,  früher  die  Hauptmitzungen 
nebensächlichen  Nutzungen  herabgesunken ,  ot 
jedoch  gänzlich  übergehen  werden  durfte.  Bei 
Kluft  p.  52.  60.  üeber  die  Unterschiede  des 
waldg  (Eicbensch&lwirthschaft)  und  die  verschi 
(Planier- ,  Schlagwirthschaft ,  Forstgärtuerei) 
!.  186.  187.  Rau,  Lehrbneh  I.  §.  390.  üet 
dar  Waldwirtschaft  Grebe,  Die  Beaufsicht 
§.  12-25.  Hundeahagen,  Encyelopädie  B( 
nag  der  Forstwissenschaft  §.  1.  Behlen,  Lei 
'kundo  Tl.  p.  243. 

(2)  Brater  a.  a.  0.  p.  407.  Die  Vo 
kCunen  daher  auf  diese  Flächen  und  Anlagen 

t3)  Diese  Ansgleichang  der  Temperaturg 
sehen  Tag  und  Nacht,  als  auch  zwischen  den 
«tatt.    Bernhardt  a.  a.  0.  p.  18—22. 

(*)  Bau,  Lehrbuch  II.  §.  157.  Ros. 
Handeshagen,  Foratpolizei  p.  295  ff.  Mo 
snchongen  über  die  Te randerangen,  die  durch 
dem  physischen  Zustande  der  Länder  entstehet 


f.     Erwerbsr« 

onmann  Tt 
climats  et  d 
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des  Waldeigen  thums  und  der  Waldwirtschaft  n 
Forstrechts  abgeleitet  werden,  wobei  die  Grunds 
wirthschaft  nicht  anwondbar  erscheinen.  Deber 
liigteit,  des  Niederschlagens  und  Verkaufes  der 
und  vollen  Beutirung  des  Anlagecapitals  zu  gl 
Isolirter  Staat  2.  Aufl.  1841  I.  p.  189.  Ueber 
licher  Beziehung  günstigsten  Stand  der  Waldw: 
messene  Verhältnis^  der  Waldflache  für  ein  Land 
Die  grosse  Ausdehnung  des  unbedingten  Waldbc 
das  überwiegende  Verhältniss  der  Staats-  und  ' 
Priratwaldungen,  sowie  das  Bestehen  vieler  Wi 
mit  sich,  dass  auch  bei  grösserer  Freiheit  des  \ 
licher  Holzmangel  nicht  zu  befürchten  ist.  0 
Die  auf  dem  Princip  der  Nachhaltigkeit  und  Re 
rahende  rationelle  Forstwirthschaft  datirt  aus  d 
hunderte;  als  ihr  Erfinder  ist  Beckmann  (17 
den  Versuch  einer  Ermittlung  der  vorhandenen  i 
machte.  Eine  geordnete  Waldw irth Schaft  ist  all 
banden  gewesen,  wie  ältere  Forstoi;dnungou  (die 
die  Mansfelder  von  1585,  die  für  Baden-Baden 
von  1616)  beweisen;  allein  man  begnügte  sich 
fachen  Schlageintheilung  uud  Überdies  häufig  nt 
Bernhardt  a.  a.  0.  p.  52.  Hundeshagen. 
leitung.  Schilling  a.  a.  0.  §.  1—43.  J.  T. 
nnng  Churi'ürst    Augusts    von    1560    und    die 

-  Aeltestes  forst wissenschaftliches  Werk:    Colori 

*  mestica  Wittonborgae  1599. 

§.   462. 

Die  Bewirtschaftung  der  Staatswaldu 
besonderes,  berufsmässig  ausgebildetes  ur 
j  AmUporsoDal  (').  Die  Forstveroraltung  des 
;  kltigkeit  der  Nutzung  als  obersten  Grunds: 
■  Wirthschaftspläne  auf  sorgfältige  Ermittlun 
Verhältnisse  (insbesondere  Lage,  Grösse,  E; 
und  des  Ertrages  zu  stützen  (-).  Ihre  Aufga 
Dritter  zu  verletzen,  die  Erzielung  eines  höi 
in  den  den  Bedürfnissen  jeder  Gegend  (an  I 
hölzern)  und  des  Landes  überhaupt  (Sohiffsb 
Hüttenwerke)  entsprechenden,  örtlich  vertat 
sonders  in  den  besseren  und  stärkeren  Holzt 
Waldungen  nicht  zu  liefern  vermögen  (3).  Di 
fen  keine  die  Holzproduction  gefährdende  Ai 
doch  ist  auf  die  Bedürfnisse  der  Landwirths 
möglichst  Rücksicht  zu  nehmen  I1)-  Die  Hol 
des  nach  Befriedigung  des  eigenen  Staats 
Überschusses ,     erfolgen   in   der  Regel   im  ^ 
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Grund  einer  Taxe  f5).  Das  Sami 
Staatewaldungen  wird,  wo  nicht 
stehen,  den  Annen  unter  foratpoliw 
an  die  ärmere  Claase  Holz  in  den 
leb-,  Stockholz)  auch  unter  der ' 
und  Ausgaben  sind  auf  Grund  zt 
zu  etatisiron  (7).  Der  Staat  hat 
öder  Flachen  Sorge  zu  tragen  (ä; 

(')  Buden,  Forstgesetz  vom 
vom  15.  Jan.  1835  and  10.  April 
16.  Febr.  1830.  Oestreich,  Verot 
Verordnung  vom  14.  Sept.  1848 
wird  durch  eine  Prüfung  festgestell 
nnd  praktischer  Vorbereitung.  Hu 
Über  die  Organisation  und  lustruetii 
p.  321  ff.  Unfähigkeit  der  Forstbe 
werbe,  worin  Höh  ab  Hauptstoß*  § 
Forstgesetz  vom  15.  Nov.  1833  §. 
schaft  3.  Aufl.  IL  §.  151. 

(^  Hauungs-,  Cnltnr-  und  V 
auszuarbeiten;  Abweichungen  davot 
ung  nicht  gestattet.  Hannover, 
10—18.  15.  Bayern,  Forstgeseti 
Forstgesetz  vom  15.  Nov.  183S  §. ' 
Grossh.  Baden  Carlsr.  1863  §.  22 
Bd.  1  p.  185  ff.  Bd.  2  p.  81  ff.  0 
messung,  Schätzung  und  Betriebsein 
1856:(THscb«ttausg«beOesWelek{leK 
-aHJ-.Vlamiysauhg.aod  Cartjrung  der; 
Bestpudspersphiedenheiten  und  ümti 
waldbetrieb;  Hoch-,  Mittel-,  Siede 
Wach  sthiimB  Verschiedenheiten,  genan 
ProusB'en,  Fin.  -  Mfiniäfr.  -  InBtrtWt 
Preuss.  ataatsrenht  8.  Ann,  II.  & 
Verordnungen  :ifaid.  .§.  432.  Die  5 
durch, eine  Reihe  von.  Beständen  vt 
damit  jedes  Jahr  ein  Schlag  in  d; 
"andererseits  wird' die  Fortpflanzung 
:die  Mitwirkung  eiies  schon  vornan 
erleichtert,  jo  atopfindjicoor  eine  H 
ftrmer  ein,  Boden  ist,    Grobe  a.  a, 

(3)  Uajcrn,  Forstgesetz  von 
vom  19.  Aug.  1849  art.  1.  2.  Oe 
R^ichsforste,  vom  24.  Aug.  1856  § 
werblich  wichtigeren  Hölzarten,  < 
bfld  ■lxtr '  WachsthumBbegunstiguag 
:di&ne«8eu.B*um»  und„StrAuchor  b* 
lU,m3tändep:,blqs  vorübergehend  ein 
telung    des  Holzbedarfes    vgl.    Hu 
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v.  Mo  hl,  Polizeiwissenschaft  3.  Aufl.  II.  §.  149.  Nach  dem  ersteren 
p.  256  beträgt  der  Durchschnittsverbrauch  an  Holzmaterial  in  Deutsch- 
land im  grossen  Durchschnitt  etwa  250  Cbf.  gemischter  Hohsmasse  (zu 
etwa  28  Pfund  per  Cbf.)  auf  die  Familie  zu  5  Köpfen  in  Fällen,  wo  die 
Feuerung  durchaus  mit  Holz  bestritten  wird  oder  doch  der  Beitrag  des 
Torfs  und  der  Steinkohlen  hiezu  sehr  unbedeutend  ist;  hievon  kommen 
auf  die  Dorfgemeinden  200 — 250,  auf  die  Stadtgemeinden  300  —  350  und 
400  Cubicfuss. 

(4)  Oestreich,  Betriebsvorschriften  für  die  Reichsforste  §.  3. 
Bayern,  Forstgesetz  vom  28.  März  1852  art.  4.  5.  Verordnung  vom 
19.  Aug.  1849  betr.  die  Abgabe  und  Verwerthung  der  Forstproducte  aus 
Staatswaldungen  §.  10  ff.  nebst  Vollzugsvorschriften  vom  15.  Oct.  1849 
und  6.  April  1851. 

(6)  Hannover,  Reglement  vom  20.  Oct.  1842  §.  14.  Bayern, 
Verordnung  vom  19.  Aug.  1849.  Angef.  Vorschriften  für  Tirol  von  1839 
§.  5.  Bau,  Lehrbuch  III.  §.  151.  Regenauer  a.  a.  O.  §.  232.  Hun- 
deshagen, Forstpolizei  p.  360  ff.  Ob  der  Verkauf  auf  dem  Stamme 
oder  nach  erfolgter  Kleinmachung,  im  Walde  oder  in  Holzmagazinen  und 
auf  Holzmärkten  stattfinden  solle,  ist  nach  den  Umständen  zu  bemessen ; 
das  Schlagen  der  Bäume  muss  in  allen  Fällen  von  der  Forstbehörde  selbst 
besorgt  und  resp.  überwacht  werden,  zumal  beim  Plänterhieb.  In  man- 
chen Fällen  wird  auch  Holz  unmittelbar  gegen  die  Taxe  abgegeben;  so 
namentlich  für  den  Hans-  und  Kleinwirthschaftsbedarf  der  Bezirksbewoh- 
ner, für  den  Bedarf  der  Gemeindeholzmagazine,  von  Hütten-  und  Hammer- 
werken etc.  auf  Grund  periodischer  Contracte ;  das  Bau-,  Nutz-  und 
Werkholz  in  der  Regel  meistbietend.  Die  Forsttaxe  ist  übrigens  stets 
dem  vollen  Localwerth  des  betreffenden  Materials  gleich  zu  halten  und 
mindestens  von  3  zu  3  Jahren  aus  dem  Durchschnitt  der  nächsten  markt- 
oder  gegendüblichen  Verkaufspreise  mit  Bücksicht  auf  den  Abschlag  der 
Transportkosten  zu  reguliren. 

(6)  Bayern,  Verordnung  vom  19.  Aug.  1849  art.  8.  9. 

(7)  Oestreich,  Betriebsvorschriften  für  die  Beichsforste  von  1856 
§.   55. 

(8)  S.  Preussen,  Instruction  vom  1.  Juni  1770  und  Declaration 
vom  17.  Juli  1782;  die  Französ.  Gesetze  vom  28.  Juli  1860  und 
8.  Juni  1864,  nebst  Reglement  vom  10.  Nov.  1864.  S.  Die  französische 
€teeetzgetmng  wegen  Wiedorbewaldung  und  Berasung  der  Berge  Berl.  1866. 
Bernhardt  a.  a.  O.  p.  135  ff. 


•  r  • «  ii 


§.    463. 


f  Die  gleichfalls  auf  höchst  möglichen  nachhaltigen  Ertrag    ge- 

richtete Bewirtschaftung  der  Gemeinde  -  und  Stiftungs  Waldungen, 
_flpwle  der  im  Besitze  anderer  öffentlicher  Corporationen  befindlichen 
/Waldungen  (Curatelwaldungen)  steht  *war  den  betreffenden  Ver- 
rtiraltniigfaofgaMn  zu,  jedoch  unter  der  Oberaufsicht  des  Staates  (!). 
'fil^selbe  richtet  sich  im  Allgemeinen  darauf,  dass  die  Forsten  den 
öffentlichen  Zwecken  des  Gemeindewesens  etc.  erhalten  und  weder 
'  äurcfy  unwirthschaftliclie  Verwaltung  zearatört  oder  sonst  verechleu- 
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dert,  noch  mit  Hintansetzung  des  dauernden  Besten  nnd  der  Ai 
gaben  der  Corporationen  oder  zum  Yortheil  einzelner  Mitglieder  u 
Ciaseen  derselben  verwendet  werden ;  sie  äussert  sich  in  der  Fi 
sorge  für  entsprechende  Wirthschaftepläne,  für  den  Tollzug  derselt 
nach  rationellen  technischen  Grandsätzen  und  für  den  Waldach 
gegen  Frevel  und  Gefahren  (!).  Die  Verwaltung  ist  bei  allen  eh 
regelmässigen  Bewirtbschaftung  fähigen  Waldungen  auf  Betriebspli 
zu  gründen,  die  von  tanglich  befundenen  Sachverständigen  her 
stellt  und  von  den  Aufsichtsbehörden  genehmigt  werden  müssen 
Die  Ausführung  der  Betriebspläne  mnss  durch  technisch  gebild 
und  vom  Staate  qualifieirt  befundene  Forstkundige  erfolgen;  sol< 
Förster  können  entweder  in  deren  eigenem  Dienste  oder  in  anden 
insbesondere  auch  im  Staatsdienste  stehen;  auch  können  sich  m 
rere  Gemeinden  etc.  zur  Bestellung  gemeinschaftlicher  Förster  i 
binden  (4).  Zur  Handhabung  des  ForstBohutzes  ist  ferner  das  er 
derliche  SchutzperBonal  aufzustellen,  dem  jedoch  bei  kleinerem,  ei 
rationellen  Bewirtschaftung  nicht  fähigem  Waldbesitze  auch 
Betriebsführung  übertragen  werden  kann  (ö).  Die  Oberaufsicht 
Staates  wird  von  den  Forstbehörden  desselben  geübt.  Diesel 
sind  verbunden  und  berechtigt,  den  Gemeinde-  und  Körperscba 
Verwaltungen  über  ihren  Forstbetrieb  Erinnerungen  zu  machen  u 
wenn  sie  nicht  befolgt  werden,  den  vorgesetzten  Yerwaltungsbel 
den  darüber  Anzeige  zu  erstatten,  in  dringenden  Fällen  selbst  ] 
viBorische  Verfügungen  zu  treffen  (6).  Die  Kosten  der  Betrieb«! 
waltung  und  des  ForstschutzeB  sind  von  den  betreffenden  Eig 
thümern  (Gemeinde  etc.),  die  Kosten  der  staatlichen  Oberaufs: 
aus  Staatsmitteln  zu  bestreiten  (7).  Die  Verfügung  über  die  Erb 
nisse  dieser  Waldungen,  inbesondere  über  die  Vertheilung  der 
meindewaldungen  unterliegt  den  hierüber  bestehenden  Gesetzen  < 
(■)  Bayern,  Forstgesetz  vom  28.  März  1852  art.  6.  18.  Spee 
Vollzugsvorschriften  in  Ansehung  der  Gemeinde-,  Stiftung»-  und  Kör 
schafts Waldungen  vom  29.  Juni  1852  nebst  Anleitung  zur  Aufstel! 
von  Wirthschaftspläuen  für  dieselben.  Roth,  Handbuch  des  Forstre 
§.  77  ff.  Baden,  Forstgesetz  vom  15.  Nov.  1833  §.1.73—85.  Ver 
nung  vom  2.  April  1850,  20.  März  1855  und  24.  April  1868  Ober 
Bcwirthschaftung  der  Gemeinde-  nnd  ES rperschafts Waldungen.  K.  Sf 
sen,  Verordnung  vom  7.  Sept.  1836.  Preussen,  Verordnung 
24.  Dec.  1816  und  Cab.-Ordre  vom  12.  Aug.  1839.  v.  Könne,  Pn 
Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  431 ;  daselbst  auch  die  Instructionen 
Ausführung  der  Verordnung.  A.  L.  H.  11  §.  804—812  (Stiftungswal. 
gen).  Kurhessen,  Gemeindeordnung  vom  23.  Oct.  1834  §.  68  und 
gulativ  vom  5.  März  1840.  Oestreich,  Forstgesetz  vom  3.  Dec.  ] 
f.  21  —  23;  nach  einer  Böhm.  Statth.  Verordnung  vom  18.  Jan.  ] 
gehören  die  unmittelbar  unter  Verwaltung  des  Staates  stehenden  S 
nngs waldangen  zu  den  Beichsforsten.  Hundeshagen,  Forstpo 
p.  401  ff.     Ran,  Lehrbuch  II.  §.  155.     Bernhardt  a.  a.  O.  p.  122 
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(2)  v.  Rönno,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  IL  §.  431. 

(3)  Bayern,  Forstgesetz  vom  28.  März  1852   art.  7. 

(4)  Mit  Rücksicht  hierauf  können  von  der  Staatsbehörde  auch  Wald- 
wirthschaftsbezirke  in  geeigneter  Weise  abgegrenzt  werden.  Bayern, 
Forstgesetz  vom  28.  März  1852  art.  8.  9.  13.  Oestro  ich,  Forstgesetz 
vom  3.  Dec.  1852  §.  22.  Vorschriften  für  Tirol  von  1839  §.  10.  Ba- 
den, Forstgesetz  vom  15.  Nov.  1833  §.  2.  6.  73.  182.  Burckhardt, 
Handbuch  der  Verwaltung  in  Sachsen- Weimar  §.  180.  Die  Qualifikation 
für  das  Forst-  und  Schutzpersonal  wird  durch  besondere  Staatsprüfung 
auf  Grund  theoretischer  und  practischer  Ausbildung  festgestellt.  Oest- 
reich,  Min.-Erlass  vom  16.  Jan.  1850. 

(5)  Wird  die  Aufstellung  des  gesetzlich  vorgeschriebenen  Betriebs- 
und Schntzpersonals  unterlassen,  so  erfolgt  dieselbe  durch  die  Staatsbe- 
hörden. Bayern,  Forstgesetz  vom  28.  März  1852  art.  10.  11.  13.  Ba- 
den, Forstgesetz  vom  15.  Nov.  1833  §.  179  ff.;  vom  27.  April  1854 
art.  3  O estreich,  Forstgesetz  vom  3.  Dec.  1852  §.  52.  Verordnung 
vom  1.  Juli  1857.  Auch  das  Privat  -  Forstschutzpersonal  kann  auf  Ver- 
langen von  den  Behörden  des  Staates  in  Eid  und  Pflicht  genommen  wer- 
den und  geniesst  sodann  die  Rechte  öffentlicher  Diener.  Preussen, 
Cab.-Ordre  vom  6.  Oct.  1837;  21.  Mai  1840.     Illing  a.  a.  O.  IL  p.  271. 

(6)  Bayern,  Forstgesetz  vom  28.  März  1852  art.  14.  Baden, 
Forstgesetz  vom  15.  Nov.  1833  §.  1.  73—75.  84.  Vorschriften  für  Tirol 
von  1839  §.  7.  Insbesondere  müssen  die  von  einer  Gemeinde  beschlos- 
senen Waldausstockungen  und  ausserordentlichen  Holzhiebe  von  den  Staats- 
behörden genehmigt  werden.  Baden,  Verordnung  vom  20.  März  1855 
und  12.  Juli  1864.     Verordnung  vom  2.  April  1850  §.  28. 

(7)  Bayern;  Forstgesetz  vom  28.  März  1852  art.  15.  Baden, 
Forstgesetz  vom  15.  Nov.  1838  §.  6. 

(8)  Bayern,  Forstgesetz  vom  28.  März  1852  art.  17.  Baden, 
Verordnungen  vom  2.  April  1850  und  20.  März  1855.  Oben  §.  84.  115. 
Hiebei  ist  zu  beobachten  die  Nachhaltigkeit  des  Ertrages  auf  Grund  sorg- 
fältiger Ertragsermittlungon ,  Einschränkung  der  Nebennutzungen  soweit 
die  Holznutzung  dadurch  gefährdet  würde,  und  Berücksichtigung  der  be- 
sonderen Bedürfnisse  der  Gemeinde,  Stiftung  oder  Körperschaft,  Anfertig- 
ung von  jährlichen  Holzbedarfslisten  über  das  zur  Befriedigung  der  Be- 
holzungsrechte  erforderliche  Holz,  das  Pfarr-,  Schul-  und  sonstige  Be- 
soldungsholz, Gabholz  der  Einwohner  und  Gorporations  -  Thoilnejimer,  den 
Bedarf  an  Bau-,  Feuorungs-,  Armenholz  etc.,  und  das  zum  Verkauf  be- 
stimmte Holz. 

§.    464. 

Die  Bewirtschaftung  der  Privatwaldungen  ist  von  diesen  Be- 
schränkungen (§.  462.  463)  frei;  unterliegt  jedoch  den  forstpolizei- 
lichen Bestimmungen  (§.  466)  und  demgemäss  der  Aufsicht  des  Staa- 
tes (*).  Eine  unmittelbare  Leitung  und  Beförderung  des  Privatwald- 
betriebes durch  den  Staat  mittelst  Prüfung  und  Genehmigung  der 
Wirthschaftspläne  findet  daher  nicht  statt  ( 2) ;  auch  richtet  sich  der 
Erwerb  und  die  Veräusserung  von  Waldungen  nach  den  allgemeinen 
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en  Über  die  Freiheit  des  Grundeigentums  (3).  Jedoch  ist 
nlung  gemeinschaftlicher  Privatwaldungen  mit  der  Absicht 
oder  Forstnutzung  von  der  Genehmigung  der  Forstpolizei' 
abhängig;  diese  kann  aber  nicht  verweigert  werden,  wenn 
theilenden  Stücke  noch  einer  forstmässigen  Bewirthscbaft- 
bleiben  (4).  Die  forstmässige  Benützung  von  zum  Feldbau 
meten  Landereien  (Aussenländereien)  erfolgt  zuweilen  durch 
ig  der  Besitzer  zu  Waldgenoeaeneehaften  (&),  welche  die 
er  juristischen  Person  haben  und  durch  einen  BelbstgewShl- 
ind  unter  Aufsicht  des  Staates  eine  regelmässige  HolscwHni 
;6).  Eine  Förderung  des  PrivatwaldbaueB  durch  den  Statt 
entlieh  erzielt  durch  Verbindung  des  Waldbanunterrichto 
ndwirthschaftlichen  Unterrichtsanstalten  (7),  durch  Abgabe 
pflanzen  zum  Selbstkostenpreise  aus  den  Staatsforsten  an 
tzer  und  Corporationen  (8) ,  durch  Steuerbefreiung  anfn- 
Grundstücko  f9)  u.  dgl. 

ayern,  Porstgeseta  vom  28.  März  1852  art.  19.  Oestreict, 
vom  8.  Dee.  1852  §.  23.  Vorschriften  für  Tirol  von  1939 
den,  Forstgesetz  vom  15.  Nov.  1833  §.  31  und  vom  25.  April 
i  — 88.  92.  K.  Sachsen,  Instruction  für  das  Forst  porse«! 
a.  a.  0.  II.  p.  612).  Die  Waldangen  der  Standes-  ari 
werden  wie  Privat  Waldungen  behandelt;  ebenso  die  Stamm-, 
und  Erbbestandsforsten.  S.  jedoch  Bayern,  Forstgeseti  toi 
21.  22.  Die  Verpflichtung  zur  Aufstellung  von  Waldschute- 
nd  zur  Vermarkung  und  Vermessung  aller  Waldungen  gilt 
rivatbesitzer.  —  Völlige  Freiheit  in  der  Bewirthscbafmiig  &« 
angen  in  den  Grenzen  bestehender  Rechte  ist  durch  die  Preus«. 
ir-Edicte  vom  9.  Oct.  1807  und  14.  Sept.  1811  §.  4.  5  imG*- 
a  A.  L.  R.  I.  8  %.  83  —  89  eingeführt;  ausgenommen  in  <& 
iz,  wo  die  Bestimmungen  des  Franzos.  Gesetzes  vom  9.  Fla- 
:9.  April  1804),  dos  kaiserl.  Deereta  vom  6.  Nov.  1813  uri 
n.  Verordnung  vom  lff.  Aug.  1814  in  Kraft  bestehen.  —  W 
gen  der  Gewerbegesetze  sind  auf  die  Privat  -  Forstwirtbschtft 
ndbar.  Bayern,  Gewerbegesetz  vom  30.  Jan.  1868  art.  St 
ewerbegesetz  vom  20.  Sept  1862  §.  31.  Oestreich,  Patent 
icordnung  vom  20.  Dec.  1859  V.  —  Vgl.  Hundeshagen, 
§.  29  —  85.  211  —  214.  Maller,  Versuch  zur  Begründung 
neinen  Forstgesetzes  Nürnb.  1825.  Papius,  Ueber  Foratpo- 
ff.  1825.  Neue  Jahrbücher  für  Forstkunde  1828.  Heft  2.  i 
buch  H.  §.  156.  v.  BCnne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  H- 
8*1,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.  168.  v.  Hohl,  Po- 
chaft  3.  Aufl.  §.  152.  üeber  die  Nachtheile  einer  völlig  freien 
ischaft  s.  auch  Grebe  a.  a.  O.  §.  40. 

iundeshagen,  Porstpolizei  §.  211  ff.    Grebe  a.  a.  0.  §.  45. 

Insbesondere  besteht  auch  nicht  die  unmittelbare  VerpflicM- 

fste)lung  eines  kunstmassig  gebildeten  VerwaltungspersonalB.  — 

bezuglich  Oestreicha,   das  Forstgesete  von  1852   §.  22  nni 
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Wflrtembergs  (Forstordnnng 
v.  Hohl,  Staatsrecht  dea  K.  ' 
Q)  Vgl.  oben  §.  175. 
(*)  Bayern,  Forstgeset 
Vorschriften  vom  29.  Juni  18! 
3.  Dcc.  1852  §.  2.  21.  Regulin» 
hardt,  Handbuch  der  Verwa 
%.  167.  Diese  Frage  ist  übrig 
eines  Waldes,  als  von  seiner  I 
ein  gesetzliches  Flachen  minimum 
a.  a.  0.  g.  23.  70. 

(&)  Dieselbe  kann  obligat 
tbeiligten,  nach  dem  Catastral- 
stimmt,  auch  kann  sie  schon  i 
genstein,  Walde ulturgesetz  i 
sichtlich  der  AuBSenlandereien). 

(li)  Diese  Waldgenossensct 
Seilschaften.  Prenssen,  Poli: 
Hanberge  in  den  Aemtern  Freni 
vom  21.  Nov.  1836  (verb.  mit 
Bheinprovinz  vom  19.  Mai  1851 
Siegen  vom  6,  Dec.  1834.  Wa 
Tom  1.  Juni  1854  (mit  vier  W 
eder,  Waidenhausen  und  Ernc 
1859  betr.  die  Ausführung  des  '. 
Tom  6.  Jan.  1810.  v.  Rönne 
Klette,  Die  Rechts  Verhältnisse 
«n  Berlin  1870  p.  171  ff.  Bi 
der  Landwirtschaft  Leipz.  187 
bergsgenoasen Schäften  des  Siege 
schaffen  im  Regierungsbezirk  Tr 
A.  Emminghans,  Forstwirt!* 
(Fan c h e r '  s  Viertel] ahrsschrift 
§.  130  Anm.  2.  Vgl.  noch  de 
nossenschaften  vom  7.  Nov.  U 
ehern  für  Gesellschaft«-  und  St; 

0)  Bernhardt  a.  a.  0. 

(8)  Preussen,  Rescript  1 

('■')  Oestreich,  Grundst 
25  Jahre). 


Ana  dem  ursprünglicher 
lies  Gut  (gemeine  Hark)  bat 
Waldeigenthünter  zu  sein,  do 
wf  Waldnntzangen  (Wald-, 
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dem  Eigenthümer  besitzen.     Diese  Forstberechtigungen   (Einforatun- 
gen),  deren  Umfang  sich  nach  ihrem  speciellen  Rechtstitel  and  nach 
dem  hergebrachten   Besitzstände  richtet  und  welche  regelmässig  mit 
Grundstücken  verbunden  Bind  (Realrechte),  sind  hinsichtlich  ihres 
Umfanges  nnd  der  Art  ihrer  Ausübung  gleichfalls  an  die  Befolgung 
der  forstpolizeilichen  Bestimmungen  (§.  466)  gebunden  {').    Sie  kön- 
nen den  Waldeigenthümer  in  der  nachhaltigen  BewirthBchaftong  der 
Waldungen,    sowie  in  den  durch  den  Boden  und  die  climatisulien 
Verhältnisse  gebotenen  Veränderungen  derselben,     so   rücksichtlicfa 
der  Holzarten  und  der  Betriebsweise,  nicht  hindern.    St 
hierüber,  im  Falle  durch  solche  Veränderungen  dieForatberc 
in  ihrem  bisherigen  Umfange  eine  Beeinträchtigung  erleid« 
von  den  ForstpolizeibehÖrden   mit  Vorbehalt  des  Rechts 
schieden  (2).     Forstberechtigungen ,    welche  die  nachhaltig 
schaftung  eines  Waldes  beeinträchtigen,  können  auf  Zeit  ei 
ermässigt  werden ,  wofür  jedoch  im  Falle  eines  durch  un 
WirthBchaftsfühnmg   bewirkten   Verschuldens   Seitens   d( 
sitzers  Entschädigung  zu  leisten  ist  (3).   Ebenso  können  u; 
Forstrechte  durch  freie  U Übereinkunft,   eventuell  nach  Ei 
der  Forstpolizeib eh örden  in  gemessene  verwandelt  werde: 
Festsetzung  auf  ein  bestimmtes  jährliches  Mass  nach  d 
schnitt  des  10jährigen  Besitzstandes;     2)  durch  genaue  I 
der  Voraussetzungen  und  der  Art  und  Grosse  der  Ausübt 
die  Ausübung  nur  nach  gewissen  unregelmässigen  Moment 
Grösse  des  Viehstandes  etc.)  stattfindet;    3)  bei  Bauholzb< 
gen,  die  nicht  auf  ein  festes  jährliches  Mass  festgesetzt  sii 
ser  dem  Bedarfe  auch  die  wirkliche  Verwendung  nächst] 
Auch  können  Forstrechte   nach  freier   Uebereinkunft  ii 
'Geldleistungen  umgewandelt  und  im  20fachen  Betrage  ab; 
den  (6).    Die  nicht  in  Geldleistungen  umgewandelten  R 
regelmässig  nur  im  Wege  der  Uebereinkunft  beider  Theih 
mit  Ausnahme  derer,    welche  aus  dem  grundherrlichen  V 
herstammen  (6).   Manche  dem  Staate  zustehende  Forstbere 
wurden  übrigens  ohne  Entgelt  aufgehoben  <J).    Holz-  und 
nen,  die  als  Gegenleistung  für  forstrechtliche  Nutzungen  < 
können  in  jährliche  Geldleistungen  umgewandelt  und  im 
Betrag  abgelöst  werden;     andere  Frohnen  sind  zuweilen 
Schädigung  aufgehoben  (8).    Neue  Forstrechte  können,  aus; 
als  persönliche  Forderungen,  nicht  mehr  begründet  werden 
Verleihung  des  Jagdrechtes  als  Grundgerechtigkeit  und  d 
ung  des  Weiderechtes  als  Grunddienstbarkeit  ist  untersage 
(')  Die  Art  und  Grösse  der  Waldnutztmgon  tnnss  daher 
Verlangen  der  Berechtigten    oder  Verpflichteten    festzustellend 
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schaftsplane  bestimmt  werden.  Bayern,  Forstgesetz  vom  28.  März  1852 
art.  23.  Baden,  Forstgesetz  vom  15.  Nov.  1833  §.  93.  100.  101.  K. 
Sachsen,  Mandat  vom  30.  Juli  1813  betr.  die  Waldnebennutzungen 
und  die  in  den  Waldungen  auszuübenden  Befugnisse  (Graichen  a.  a.  0. 
p.  205 ff.)  Oestreich,  Forstgesetz  vom  3.  Dec.  1852  §.  9.  18.  Hun- 
deshagen, Forstpolizei  p.  252  ff.  Bau,  Lehrbuch  II.  §.  161.  Pözl, 
Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.  167.  S.  auch  die  Erläuterung  des  K. 
Bayr.  Forstgesetzes  in  Dollmann 's  Gesetzgebung  des  E.  Bayern  II.  1. 
p.  393  ff. 

(2)  Bayern,  Forstgesetz  vom  28.  März  1852  art.  24.  26.  Instruc- 
tion vom  29.  Juni  1852  §.  4.  Baden,  Forstgesetz  vom  15.  Nov.  1833 
§.102.  Oestreich,  Forstgesetz  vom  3.  Dec.  1852  §.9.  Die  entscheiden- 
den Momente  sind  durch  Sachverständige  festzustellen ;  hiefür  gelten  1)  die 
dermaligen  Boden-  und  Bestandsverhältnisse  und  die  Ursachen  der  einge- 
tretenen Veränderungen,  welche  die  Umwandlung  gebieten;  2)  die  allen- 
falls wahrnehmbaren  Veränderungen,  welche  im  Örtlichen  Clima  eingetre- 
ten sein  mögen,  mit  ihrem  Einflüsse  auf  den  betreffenden  Wald;  3)  die 
practische  Ableitung  der  Folgen  für  den  Wald  und  die  Berechtigungen, 
wenn  die  beabsichtigte  Umwandlung  unterbleiben  würde. 

(3)  Ueber  die  Ermässigung,  wie  über  die  Statthaftigkeit  und  den 
Betrag  der  Entschädigung,  entscheiden  die  Forstpolizeibehörden,  vorbehalt- 
lich des  Rechtsweges;  eine  einseitige  Ermässigung  Seitens  der  Wald- 
besitzer findet  nicht  statt,  auch  soll  wo  möglich  immer  zuvor  gütliche 
Einigung  versucht  werden.  Bayern,  Forstgesetz  vom  28.  März  1852 
art.  25.  Instruction  vom  29.  Juni  1852  §.4.  K.  Sachsen,  Mandat  vom 

30.  Juli  1813  8-  3.  Baden,  Forstgesetz  vom  15.-Nov.  1833  §.  102, 
Oestreich,  Ablösungs-  und  Begnlirungspatent  vom  5.  Juli  1853  §.  21# 

(4)  Bayern,  Forstgesetz  vom  28.  März  1852  art.  27.  28.  Instruc- 
tion vom  29.  Juni  1852  §.  5.  6.  K.  Sachsen,  Mandat  vom  30.  Juli 
1813  §.  5.  19  ff.  Baden,  Forstgesetz  vom  15.  Nov.  1833  §.107—120. 
Oestreich,  Patent  vom  5.  Juli  1853  §.16   und  Instruction  hiezu  vom 

31.  Oct.  1856.  S.  auch  oben  §.  166—168.  J.  v.  Hazzi,  Echte  Ansich- 
ten der  Waldungen  und  Forsten  zunächst  über  die  Purification  München 
1805.  M.  Pfeil,  Die  Befreiung  der  Wälder  von  Servituten  Züllichau  1821. 
Pfeil,  Anleitung  zur  Ablösung  der  Waldservituten  Berl.  1828.  A.  Schra- 
der,  Agraria  der  Preuss.  Monarchie  Magdeb.  1824.  G.  L.  Hart  ig,  Bei- 
träge zur  Lehre  von  der  Ablösung  der  Waldservituten  Berl.  1829.  Hun- 
deshagen,  Forstpolizei  p.  157  ff. 

(B)  Bayern,  Forstgesetz  vom  28.  März  1852  art.  29.  Instruction 
vom  29.  Juni  1852  §.  7.  Nach  dem  Oestreich.  Patent  vom  5.  Juli 
1853  §.  5  soll  Ablösung  nur  stattfinden,  soferne  dadurch  der  übliche 
Wirthschaftsbetrieb  des  berechtigten  oder  verpflichteten  Gutes  nicht  auf 
eine  unersetzliche  Weise  gefährdet  und  nicht  überwiegende  Nachtheile 
für  die  Landescultur  herbeigeführt  werden.  Baden,  Forstgesetz  vom 
15.  Nov.  1833  §.  184  — 136.  Hiernach  Ablösung  von  Holzrechten  nur 
durch  Abtretung  eines  angemessenen  Waldtheiles,  die  der  übrigen  Rechte 
in  Geld.     Vgl.  oben  §.  166.  167.     Bau,  Lehrbuch  II.  §.  163.  163a. 

(6)  Bayern,  Forstgesetz  vom  28.  März  1852  art.  30.  Instruction 
vom  29.  Juni  1852  §.  7. 

(7)  So  die  im  Berg-  und  Forstregal  begründeten  Forstreservate. 
Oestreich,  Verordnung  vom  10.  Nov.  1858.     . 


544     Buch  IV.     Erwerbsrecht.    Ti 

(8)  Bayern,  Foratgesetz 
Aum.   1. 

(^  Bayern,  Forstgesetz  ' 
30.  März  1850  Über  die  Ausübu 
setz  vom  28.  Mai  1852  art.  34. 
§.  104.     Vgl.  oben  §.  176.  206. 

111.     Dh 


Die  gänzliche  oder  theil 
Stockung  für  anderweitige  Culi 
1)  wenn  die  auszustnckende  Fl 
unzweifelhaft  eignet  (a);  2)  wei 
zum  Schutze  gegen  Naturereig 
Forstbereehtigten  in  die  Rodi 
entscheidet  die  Verwaltungsbi 
technischen  Forstbehörde  (6). 
die  etwaige  Benach  theiligung 
anderer  Interessenten  (Wiesen 
bei  nieht  in  Betracht  (6).  Der 
men  des  Holzbeatandes  bis  au 
sieht  der  "Wiederaufforstung,  i 
ten  (7).  Die  bievon  verschiede 
der  Holzzuoht  zugewendeten  Ö 
ganz  oder  zum  Theile  verwüst 
gefährdende  und  die  Grundlage 
erschütternde  Handlung  verst* 
dies  nicht  auf  jede  ungünstige 
nen  und  eine  unmittelbare  Eii 
eultur  daher  nicht  zulässig  (a). 
forstet  und,  wo  nach  erfolgtem 
Stockung  unvollständig  bleibt,  ; 
holfen  werden  (9).  Hinsichtlich 
schriften :  1)  sie  darf  in  der  Kt 
ter  Aufsieht  eines  Hüters  oder 
gänzlich  verboten ;  3)  die  Gewi 
den  Bäumen  zu  Viehfutter  ist 
und  Holzanflüge  (Schonungen, 
schonen,  bis  die  Thiere  keiner 
plänterweiseni  Betriebe  ist  von 
zahl  ku  bestimmen;  6)  auch  dt 
nöthige  Waldschonung,  nöthige 
Die  Streugewinnung  darf  nur  i 
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in  den  Fällungsorten,  und  in  den  gesetzlich  zulässigen  Zeiten,  unter 
Ausschluss  der  ausgewiesenen  Schonungsflächen,  mit  den  zulässigen 
Werkzeugen  und  innerhalb  der  notwendigen  Grenzen  ausgeübt  und 
nicht  auf  Ast-  und  Boden  streu  zugleich  ausgedehnt  werden;  bei  der 
Gewinnung  der  Streu,  sowie  des  Holzes  (auch  des  Raff-  und  Lese- 
holzes) ist  jede  Beschädigung  nebenstehender  Bäume  und  des  jungen 
Holzes  zu  vermeiden  (").  Alle  Forstproducte,  insbesondere  auch  die 
Waldfrüchte  (Beeren,  Trüffeln)  und  sonstige  in  Waldungen  zu  ge- 
winnende Gegenstände  (Kies,  Sand,  Thon,  Torf),  müssen  nach  An- 
weisung der  Forstbehörden  in  möglichst  unschädlicher  Weise  gewon- 
nen und  auf  angemessenen  vom  Waldbesitzer  zu  bezeichnenden 
Wegen  rechtzeitig,  auf  Verlangen  gegen  Vorzeigung  von  Anweise- 
setteln  und  Bestätigung  des  richtigen  Empfanges,  das  Holz  nach 
Torgenommener  Markirung  durch  das  Personal  des  Besitzers  aus  dem 
Walde  geschafft  werden  (l2).  Ferner  sind  die  zur  Verhütung  von  Wald- 
bränden nothigen  Vorsichtsmassregeln  zu  beobachten ,  wesshalb  ins- 
besondere das  Feueranmachen,  Holzverkohlen,  die  Errichtung  von 
Gebäuden  oder  irgend  welchen  feuergefährlichen  Anlagen  (Theer- 
öfen,  Ziegelbrennereien  etc.)  in  und  in  der  Nähe  von  Waldungen 
unter  Aufsicht  steht  (13j.  Gegen  schädliche  Insecten  sind  die  von 
der  Forstpolizeibehörde  angeordneten  Vertilgungs-  und  Sicherheitsmass- 
regeln unweigerlich  zu  befolgen  und  werden  im  Falle  des  Säumens  von 
dieser  selbst  auf  Kosten  des  Säumigen  in  Vollzug  gesetzt  ("). 

(1)  Bayern,  Forstgesetz  vom  28.  Mars  1852  art.  35.  Vollzugs- 
instruetion  vom  29.  Juni  1852  §.  9.  K.  Sachsen,  Mandat  vom  11.  Mai 
1726  §.14.  Baden,  Forstgesetz  vom  15.  Nov.  1833  §.  89.  Oest- 
reich,  Forstgesetz  vom  3.  Dec.  1852  §.  2.  6.  7.  9.  Verordnung  vom 
13.  Juni  und  17.  Oct.  1856.  Burckhardt,  Handbuch  der  Verwaltung 
in  Sachsen -Weimar  §.  180.  Für  Preussen  s.  die  Aufzählung  der  ver- 
schiedenen Provinz.  Ordnungen  bei  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl. 
IL  §.  432.  Französ.  Organisat.  Decret  vom  22.  Juni  1811  art.  150.  Ge- 
setz vom  9.  Floröal  XI.  sect.  I.  Gouvern.  Verordnung  vom  17.  Aug.  1814 
§.  31  und  Verordnung*  vom  24.  Dec.  1816  §.  3.  Ein  unbedingtes  Wald- 
rodungsverbot ist  nicht  zu  rechtfertigen.  Grebe  a.  a.  0.  §.  45.  58—63. 
Rau,  Lehrbuch  IL  §.  157.  V.  Vogelmann,  Forstpolizeigesetzgebung 
bezüglich  der  Privatwaldungen  in  Baden  Carlsr.  1871. 

(2)  Wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  pflegt  man  von  unbedingtem  (abso- 
lutem) Waldboden  zu  sprechen.  Bau,  Lehrbuch  I.  §.  386.  II.  §.  153. 
Grebe  a.  a.  0.  p.  20.  Bernhardt  a.  a.  0.  p.  100.  Ueber  die  abwechselnde 
Verbindung  von  Wald-  und  Feldbau  auf  denselben  Grundflächen  (Haubergs- 
wirthschaft;  oben  §.  464  Anna.  6)  cf.  Bernhardt  a.  a.  0.  p.  62.  v.  Dörn- 
berg,  Statistik  des  Kreises  Siegen  1865.  —  Rodung  ist  nur  dann  gegeben, 
wenn  eine  Waldfläche  der  Holzcultur  gänzlich  entzogen  und  zu  einer  anderen 
Calturart  verwendet  werden  soll.  Zeitschr.  für  Gesetzgebung  u.  Rechts- 
pflege in  Bayern  Bd.  1.  p.  228.  Wer  eine  Waldung  ausgerodet  hat,  ist 
verpflichtet,     binnen   angemessener  Frist  den  gerodeten  Boden  der  auge- 

Roesler,  Verwaltnnpirecht  I.  2.  35 
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zeigten  neuen  Benutzung  zuzuwenden.    Baye 
1852  art.  38.     Baden,  Forstgesetz  vom  15 

(3)  Ueber  die  wesentlichen  Erfordernis: 
Bayern,  Forstgesetz  vom  28.  März  1852  a 
Schutzwaldung  ist  nicht  dadurch  bedingt,  d: 
erklärt  worden  ist.  Zeitschrift  für  Gesetz 
Bayern  Bd.  4  p.  497.  541.  üeber  die  b< 
Waldungen  an  Flussufern  durch  die  Flussb 
setz  vom  15.  Nov.  1833  §.  94—99.  Wal< 
in  gewisser  Entfernung  von  denselben  (6  F.) 
Bad.  Verordnung  vom  23.  Oct.  1837.  —  1 
stem  II.  §.  194,  dass  solche  Waldungen  v 
sollten,  um  das  peeuniäro  Opfer  ihrer  Krhal' 
den  einzelnen  Besitzorn  aufzubürden,  hat  die 
Eigenthums  au  dergleichen  Waldungen  zur 
hier  nicht  zutrifft;  ein  solches  System  von 
sequent  zur  co m mun ist i sehen  Gleichheit  des 
Polizei  Wissenschaft  3.  Aufl.  II.  p.  250. 

(4)  Die  Wahrung  der  Interessen  solche 
diesen  allein  überlassen  bleiben,  neu  begE 
Fällen  nicht  wieder  gut  gemacht  werden  kö 
p.  103,  im  Gegensatz  zu  dem  Antrage  Emu 
deutscher  Volkswirthe  in  Breslau  (Eras,  J 
Die  obige  Beschränkung  stellt  allein  auf  da 
vom  14.  Sept.  1811  §.  4.  5. 

(b)  Bayern,  Forstgesetz  vom  28.  M 
den,  Forstgesetz  vom  15.  Nov.  1833  §.  81 
vom  S.  Dec.  1852  §.  2.  Ueber  die  Eodun 
scheidet  die  oberste,  über  die  in  Gomeinde- 
dio  diesen  vorgesetzte  Aufsichtsbehörde. 

(s)  Zu  weit  geht  in  dieser  Beziehimg 
8.  jedoch  Oestreich,  Forstgesetz  vom  3.  ', 
nung  vom  13.  Juni  1856  und  Baden,  Fo 
§.  18  (Stohenlasson  eines  schützenden  Mante 

t7)  Bayern,  'Forstgesetz  vom  28.  Mä 
vom  29.  Juni  1852  §.  11.  Oestreich,  E 
§.  6.  Baden,  Forstgesetz  vom  15.  Nov.  1J 
schaft  unstatthaft  ibid.  §.  17).  Gesetz  vom  ! 
jenes  Verbot  wird  die  wirtschaftliche  Be 
nicht  ausgeschlossen;  sie  kann  je  nach  de 
Betriebe  mit  Verscbonung  des  jüngeren  Ho 
scbJagweise  Verjüngung  stattlinden. 

(s)  Hioher  gehören  namentlich  dauei 
des  alten  Holzes,  bestand  verwüstende  Dnrcl 
Ausdehnung  der  Neben nutzun gen ,  hauptsäc 
nntzung;  die  Entscheidung  darüber  muss  i 
verstandigen  Urtheile  der  Forstbehörden  übt 
A.  L.  B.  I.  8  §.  83  ff.  Bayern,  Forstgeaetz 
Instruction  vom  29.  Juni  1852  §.  12.  0 
3.  Dec.  1852    §.   4.     Baden,    Forstgesetz 
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K.  Sachsen,  Verordnung  vom  27.  Juni  1840.  Wo  durch  Bewirtschaft- 
ung eines  Waldes  die  einem  Dritten  daran  zustehenden  Rechte  gefährdet 
werden,  hat  der  Berechtigte  nach  dem  Bad.  Forstgesetze  vom  15.  Nov. 
1833  §.  92  den  Richter  anzurufen  und  soll  die  Forstbehörde  nur  auf  Re- 
quisition des  Richteramts  einschreiten.  Rau,  Lehrbuch  II.  §.  157  a. 
Grebe  a.  a.  0.  §.  45.  46.  64.  65.  v.  Wedekind,  Neues  Jahrbuch 
der  Forstkunde  Heft  15  p.  95.  E.  Gans,  Beiträge  zur  Revision  der  Prouss. 
Gesetzgebung  V.  313.  Schon  die  Kursächsische  Holzordnung  von  1560, 
Ähnlich  auch  die  Bayrischen  von  1778  und  1797,  hatten  Bestimmungen 
gegen  den  unpfleglichen  Holzschlag  in  Privatwaldungen  und  deren  De- 
mtirung,  wornach  das  Abschlagen  des  Holzes  nur  für  den  eigenen  Bau- 
and  Feuerbedarf  und  für  den  Haushalt,  für  den  Kauf  nur  mit  Genehmig- 
ung des  Jägermeisters  und  Oberförsters,  besonders  im  Falle  der  Armuth 
und  wenn  die  Gehölze  es  leiden  könnten,  gestattet  war. 

(9)  Zur  Ausführung  solcher  Culturen  wird  von  der  Forstpolizeibe- 
hörde eine  angemessene  Frist  bestimmt,  nach  deren  fruchtlosem  Ab- 
laufe sie  auf  Kosten  des  ausserdem  zu  bestrafenden  Säumigen  durch  die 
Forstbehörde  bewirkt  werden.  Bayern,  Forstgesetz  vom  28.  März 
1852  art.  42.  Instruction  vom  29.  Juni  1852  §.13.  Oestreich,  Forst- 
gesetz  vom  3.  Dec.  1852  §.  3.  4.  Baden,  Forstgesetz  vom  15.  Nov. 
1833  §.  9;  vom  27.  April  1854  §.  89.  90.    Preussen,  A.  L.  R.  I.  8. 

L89.  Kurf.  Sachsen,  Mandat  vom  11.  Mai  1726.  Burckhardt, 
ndbuch  der  Verwaltung  in  Sachsen- Weimar  §.  180.  Grebe  a.  a.  0. 
§.  66.  67.  Die  Forste  sind  so  zu  bewirthschaften,  dass  mittelst  des  Ab- 
triebs der  haubaren  Bestände  ohne  Zeitverlust  vollkommene  junge  Wald- 
ungen gezogen  werden.  S.  auch  die  gesetzlichen  Minimalzahlen  der  Um- 
jttebazeiten  für  Hoch-  und  Nieder  Waldungen  im  Bad.  Forstgesetz  vom 
fl5.  Nov.  1833  §.  10.  —  Ueber  Inforestation  (Bannlegung,  BefÖrsterung) 
*b  diesem  Zwecke,  d.  h.  vorübergehende  Ersetzung  der  Privat-  durch  die 
Btaatswirthschaft  nach  den  Grundsätzen  der  Expropriation  vgl.  den  Vor 
ichlag  von  Bernhardt  a.  a.  0.  p.  96.  Bad.  Forstgesetz  vom  27.  Apri" 
1654  8.  90  a.  b.  Dieselbe  ist  im  Oestreich.  Forstgesetze  vom  3.  Dec 
1852  §.  19.  20  für  Schutz  Waldungen  vorgeschrieben. 

(10)  Bayern,  Forstgesetz  vom  28.  März  1852  art.  43.  Verordnung 
roml9.  Aug.  1849  §.16.  K.  Sachsen,  Mandat  vom  80.  Juli  1818  §.  7  ff. 
Baden,  Forstgesetz  vom  15.  Nov.  1833  §.  82—40.  121  —  124.  Oest- 
reich, Forstgesetz  vom  3.  Dec.  1852  §■  10.  Nach  letzterem  Gesetze 
Jollen  die  Schonungsflächen  in  der  Regel  beim  Hochwaldbetrieb  minde- 
itens  Vu»  beim  Nieder-  und  Mittel  waldbetrieb  mindestens  l/ö  der  gesamm- 
ien  Waldfläche  betragen.  Besonders  schädlich  ist  die  Ziegenweide  für 
Waldungen  Gaea  V.  p.  407;  wesshalb  die  Abschaffung  der  Wald  weide 
ron  Ziegen  und  Schafen  mehrfach  verfügt  wurde.  P  reussen,  Rescript 
rom  24.  Nov.  1794.  K.  Sachsen,  Mandat  vom  30.  Juli  1818  §.  14. 
Baden,  Forstgesetz  vom  15.  Nov.  1833  §.  36  (Ausnahmen  gestattet). 
Vorschriften  für  Tirol  von  1839  §.  26.  —  Hinsichtlich  der  Alpenweiden 
werden  Ausnahmen  zugelassen,  die  durch  die  bestehenden  Alpenordnungen 
)estimmt  werden.  Bayern,  Forstgesetz  vom  28.  März  1852  art.  44; 
)ben  §.  452.  Vgl.  noch  über  die  Nachtheile  der  Viehweide  für  die  Wald- 
ingen  Bernhardt  a.  a.  0.  p.  37  ff.  —  In  dem  Weiderechte  ist  das 
Hecht  der  Gräserei  nicht  mitenthalten;  ebenso  in  dem  Mastrechte  nicht 
las  Recht,  die  zur  Mast  gehörigen  Gegenstände  einzusammeln.  Baden, 
Porstgesetz  vom  15.  Nov.  1833  §•  123.  128. 
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§.    467. 

Zum  Zweck  der  Handhabung  eines  standigen  Waldschutzes  sind 
tob  den  Eigentümern  taugliche  und  unbescholtene  Forstbedienstete 
aufzustellen,  welche  der  Bestätigung  der  Polizeibehörde  unterliegen, 
ihr  Amt  nach  analogen  Grundsätzen  wie  die  Feldhüter  (§.  454)  zu 
yersehen  haben  und  unter  Umständen,  insbesondere  im  Walde,  auch 
zum  Waffengebrauche  befugt  sind  (*).    Als  Hülfspersonen  haben  dane- 
ben auch  das  gemeindliche  Polizeipersonal,  die  Flurwächter  und  öens- 
dannen  zu  dienen.    Forstübertretungen  sind  alle  Handlungen,  durch 
welche  eine  Beschädigung   des  Waldes  oder  eine  Beeinträchtigung 
der  Cultur  bewirkt  wird  (2).    Dieselben  sind  entweder  1)  Uebertret- 
ODgen  der  hinsichtlich  der  Bewirtschaftung  der  Waldungen  bestehen- 
.den  Vorschriften  durch  die  Waldbesitzer  oder  Forstberechtigten  ohne 
Verletzung  der  Hechte  Dritter  (Forstpolizeiübertretungen)  (3);    oder 
2)  Rechtsverletzungen   oder   doch  Rechtsgefährdungen  Dritter   hin- 
achüich  der  Waldungen  (Forstfrey el),   insbesondere  Holzdiebstahl, 
•Gefährdung  durch  Feuer  etc.  (4).    Die  ersteren  werden  regelmässig 
Hur  mit  Geld-,  die  letzteren  neben  dem  Schadensersatz  mit  Geld-  oder 
Qefangnissstrafe  belegt  (6).  Beide  verjähren  in  kurzer  (1— 2jähriger) 
Frist  (6)  und  werden  in  summarischem  Verfahren  unter  Anwohnen 
der  Forstbehörde  abgeurtheilt  (7).  ' 

(*)  Preussen,  Gesetz  vom  31.  März  1837  über  den  Waffengebrauch 
der  Forst-    und  Jagdbeamten.     Instruction    hiezu    vom    17.    April    und 
21.  Nov.  1837.     Gesetz  vom  81.  März  1837  über  die  Strafe  der  Wider- 
setzlichkeit   bei   Forst-    und  Jagd  verbrechen.     Hannover,    Reglement 
jTom  20.  Oct.    1842   §.  17.     Bayern,   Forstgosetz  vom   28.   März  1852 
;f  10.  13.  113.«  118.     Baden,  Forstgesetz  vom  15.  Nov.  1833  §.  179ff. 
bestreich,    Forstgesetz  vom  8.  Dec.  1852    §.  52  ff.      Der   Widerstand 
gegen  Forst-  und  Jagdbeamte,  Waldeigen thtimer  und  Forst-  oder  Jagd- 
berechtigte   in  rechtmässiger  Ausübung  ihres  Amtes  oder  Hechtes  wird 
mit  Gefängniss    bis   zu    3    Jahren   bestraft.      Strafgesetzbuch   von    1870 
§,  117.  —     Das  Schutzpersonal  kann   auch   gegen  vermuthliche  Frevler 
einschreiten,    die  mit  Werkzeugen  ausser   den  gewöhnlichen  Wegen  im 
Walde  betroffen  werden ;  s.  Baden,  Forst gesetz  von  1845  §.  172  a.  0  est- 
reich, Forstgesetz  vom  3.  Dec.  1852  §.  55. 

(2)  Preussen,  Gesetz  vom  2.  Juni  1852  betr.  den  Diebstahl  an 
Holz  und  anderen  Waldproducten  (nebst  den  dazu  gehörigen  Verordnun- 
gen und  Instructionen  herausgegeben  von  Kletke  Braunschweig  1867). 
Bayern,  Forstgesetz  vom  28.  März  1852  art.  48  ff.  L.  Reinhard, 
Die  Untersuchung  und  Aburtheilung  der  Forstfrevel  und  Forstpolizeiüber- 
tretungen nach  dem  Gesetze  vom  28.  März  1852.  Bamb.  1854.  Baden, 
Forstgesetz  vom  6.  März  1845.  Kurhessen,  Forststrafordnung  vom 
80.  Dec.  1822.  0 estreich,  Forstgesetz  vom  3.  Dec.  1852  art.  59  ff. 
Sachsen-Meiningen,  Gesetz  vom  23.  Juni  1850  betr.  die  Untetsuch- 
nng  und  Bestrafung  der  Forstvergehen.   Schwarzburg-Rudolstadt, 
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§.    468. 


Der  Betrieb  der  Jagd  und  des  Fischfanges,   gleichviel  ob  er 
erwerbsmässig  geschieht  oder  nicht,  kann  nur  auf  Grund  eines  Jagd- 
oder Fischereirechtes  erfolgen  und  steht  daher  nur  denen  zu,  welche 
.  ein  solches  kraft  Eigenthums   oder   anderen  Rechtstitels  entweder 
selbst  innehaben  oder  zu  dessen  Ausübung  von  Anderen  rechtmässig 
lagelassen  sind;  die  Jagd  und  Fischerei  in  den  Staatswaldungen  und 
öffentlichen  Gewässern  muss  jederzeit  vom  Staate  erworben  werden, 
entweder  vertragsmässig  insbesondere  pachtweise,  oder  auf  dem  "Wege 
der  Concession  gegen  Entrichtung  einer  Abgabe  (*).    Jagd  und  Fi- 
scherei fallen   nicht  unter  den  Begriff  des  gewerblichen  Betriebes, 
jedoch  finden  die  allgemeinen  Grundsätze  der  Erwerbsfreiheit  hin- 
sichtlich der  Gewinnung  und   des  Verkaufes   der  Producte   darauf 
Anwendung,  soweit  nicht  die  einschlagenden  polizeilichen  Yorschrif- 
*ten  eine  Einschränkung  mit  sich  bringen  (2).    Dieselben  haben  hin- 
sichtlich der  Jagd  im  Allgemeinen  den  Zweck,   die  nachhaltige  Be- 
nützung der  Jagden  naturgemäss  zu  sichern  und  Gefährdungen  und 
Verletzungen  Anderer  zu  verhüten ;  andererseits  darf  auch  der  Wild- 
stand  in  keinem  Jagdbezirke  eine  der  Land-  und  Forstwirtschaft 
schädliche  Ausdehnung  gewinnen  (3).    Das  für  den  Forstschutz  v  so- 
wie überhaupt  für  den  öffentlichen  Sicherheitsdienst  aufgestellte  Per- 
sona] hat  regelmässig  auch  die  Ausübung  der  Jagd  zu  beaufsichtigen 
nid  dieselbe  gegen  widerrechtliche  Eingriffe,  insbesondere  von  Wild- 
dieben und  Jagdfrevlern  zu  beschützen  (4). 

0)  Vgl.  oben  §.  207.  210.  Die  Jagd  ist  nach  der  neueren  Gesetz- 
gebung Beit  Durchführung  der  Grundentlastung  ein  Zubehör  des  Grund- 
eigenthums,  die  Fischerei  ein  Zubehör  des  Eigenthums  am  Wasser,  so- 
weit nicht  in  letzterer  Beziehung  selbständige  Fischereirechte  bestehen ; 
ein  Regalrecht  des  Staates  in  Bezug  auf  Jagd  und  Fischerei  kann  nicht 
mehr  anerkannt  werden.  Die  Jagd  in  Staatswaldungen  wird  dem  Forst- 
personal pachtweise  tiberlassen,  wenn  der  Regiebetrieb  nicht  zulässig  er- 
scheint. Bayern,  Min.-Entschl.  vom  20.  Mai  1867.  Pözl,  Bayr.  Ver- 
waltungsrecht §.  231.  Regenauer,  Staatshaushalt  des  Grossh.  Baden 
Carter.  1863  §.  238.  üeber  Schussgelder,  dann  die  Vertheilung  des  Er- 
löses von  Raubthieren  und  aus  dem  Wildaufbruche  bei  Regiejagden  s. 
0 estreich,  Jagdpolizeiliche  Vorschriften  vom  15.  Dec.  1852  §.  7. 
Bayern,  Min.-Entschl.  vom  14.  Febr.  1866.  Pözl  ibid.  —  Wer  unbe- 
rechtigtes Jagen  gewerbsmässig  betreibt,  wird,  neben  Confiscation  der 
Gewehre,  Hunde  und  der  Jagdgeräthe,  mit  Gefängniss  nicht  unter  3  Mo- 
naten und  unter  Umständen  mit  dem  Verluste  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte bestraft,  sowie  unter  Polizeiaufsicht  gestellt.  Strafgesetzbuch  von 
1870  art.  294.  295. 

(a)  Bayern,  Gewerbegesetz  vom  30.  Jan.  1868  art.  32.  —  Das 
Jagdrecht  besteht  in  der  Befugniss,  die  in  einem  Jagdrevier  im  Freien 
Torkommenden  Wildgattungen  nach  Zulässigkeit  der  Natur  der  Wildthiere 
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wendang  betäubender  Mittel)  und  gewisser  Fischzeiten  (der  Sonn- 
und  Festtage,  mindestens  während  des  Gottesdienstes,  und  deren 
Vorabenden)  (5) ;  5)  das  Verhalten  der  Fischer  beim  Fischfang  (Ver- 
meidung der  Laicheteilen,  Beobachtung  der  Laich-  und  Hegezeiten, 
Zurückwerfen  des  Fischsamens  und  der  gefangenen  Fischbrut,  Ver- 
stellen der  fliessenden  Gewässer,  Verfahren  bei  der  Sommer-  und 
Winterfischerei ,  Vermeidung  alles  dessen,  was  der  Schifffahrt  und 
tFß8serei  nachtheilig  ist)  (6) ;  6)  die  Legitimation  der  Fischer  durch 
Torschriftsmässige  Bezeichnung  (Numerirung)  der  segelführenden  Fi- 
schereigefasse  und  Führung  der  gehörigen  (Gemeinde-)  Flagge,  sowie 
«ach  zuweilen  durch  den  Erwerb  des  nur  für  die  Person  des  Fischers 
und  seiner  Leute  geltenden  und  den  Umfang  seiner  Berechtigung 
(Fischrevier,  Fischzeiten,  Art  und  Zahl  der  Fischzeuge  und  Boote  etc.) 
enthaltenden  Fisch-  (Will-)  Zettels,  welcher  jederzeit  mitzuführen 
fetO.  Der  Fischereibetrieb  steht  unter  der  Aufsicht  besonderer  Be- 
hörden (Fischmeister,  Oberfischmeister)  (8);  die  unbefugte  Ausübung 
desselben  und  die  Uebertretung  der  Fischereiordnungen  durch  be- 
rechtigte Fischer  wird  mit  Strafe  und  Confiscation  der  Fiscbgeräthe 
belegt  (9).  Die  Ausübung  der  Seefischerei  steht,  innerhalb  der  Be- 
etimmungen des  Völkerrechts,  Jedermann  frei;  in  polizeilicher  Hin- 
licht gelten  für  sie  analoge  Vorschriften  wie  für  die  Binnenfischerei  (10). 
Der  Fisch  verkauf  ist  freigegeben,  jedoch  ist  der  Verkauf  verbotener 
ftche  untersagt  und  strafbar  und  es  sind  dabei  die  polizeilichen 
Marktvorschriften  zu  beobachten  (L1)* 

0)  Die  Fischerei  ist  sehr  verschieden,  je  nachdem  sie  in  der  See, 
in  Strömen  oder  kleineren  Flüssen,  in  Teichen  oder  Landseen  ausgeübt 
wird,  die  Gewässer  der  Fluth  und  Ebbe  ausgesetzt,  die  Fisch-  und  Markt- 
reviere  beschränkt  oder  ausgedehnt  sind,  und  nach  der  Menge  und  dem 
Reichthum  der  Fischgattungen ;  daher  können  sich  die  Fischereiordnungen 
nur  auf  bestimmte  Bezirke  beziehen.  Kein  Fischereiberechtigter  darf  den 
Betrieb  über  seine  rechtlich  erworbenen  Befugnisse  ausdehnen.  Das 
Rachereirecht  enthält  regelmässig  die  Befugniss,  sich  in  einem  bestimm- 
ten Gewässer  unter  Beobachtung  der  öffentlichen  Vorschriften  alle  darin 
lebenden  Thiere  anzueignen  (s.  §.  468  Anm.  2) ;  die  Fischereigerechtigkeit 
in  einem  Strome  berechtigt  nicht  zur  Befischung  der  am  Ufer  belegenen 
und  beim  Austreten  des  Stromes  überschwemmten  Ländereien.  Preus- 
sen,  A.  L.  R.  I.  9  §.  170-175.  180.  181.  Ob.-Trib.-Erk.  vom  3.  Febr. 
1852.  Pischereiordnung  für  Posen  vom  17.  März  1845  §.  4.  Wem  die 
Fischerei  nur  zum  häuslichen  Bedarf  oder  des  Tisches  Nothdurft  zusteht, 
darf  weder  mit  den  gefangenen  Fischen  Handel  treiben  noch  dieselben 
verschenken  oder  sein  Recht  verpachten.  A.  L.  R.  II.  15  §.75.  —  Die 
BernBteinfischerei  ist  ausnahmsweise  nach  dem  Grundsatze  der  Regalität 
dem  Staate  vorbehalten;  so  in  einigen  Thoilen  Preussens,  A.  L.  R.  IL  16. 
§.  70.  71.  Gesetz  vom  22.  Febr.  1867  betr.  die  Bestrafung  der  unbefug- 
ten Aneignung  von  Bernstein.  Fischereiordnung  für  das  frische  Haff  vom 
7.  März  1845  §.  64 ;    für  das  kurische  Haff  vom   7.  März  1845   §.  59. 
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an e,  Prousa.  Staatsrecht  3.  Aufl. 
,  Commentar  zum  Preuss.  Berggeset: 
jebang  im  Preuas.  Staate  1868  p.  U 
§.  73  ff.  I.  9  §.  170  ff.  Fisehereic 
Binnengewässer  der  Provinz  Preuss. 
om  7.  März  1845;  für  Pommern 
des  BOtower,  Dramburger  nnd  N> 
für  den  Regierungsbezirk  Stralsun 
ent  betr.  die  Saaler-Bodden  d.  d. 
1845.  Gesetz  vom  23.  Juni  1833 
len  auf  dem  linken  Bheinnfer.  Fr, 
rz  1802)  und  Decret  vom  8.  Jan. 
;69.  Jülich-Bergische  Polizeiordnu 
g  für  Eurbessen  und  Hessen- Ho: 
raftarif  Tom  30.  Dec.  1822.  Han 
Gesetz  Über  die  Hegezeit  der  Fisel 
vom  6.  Jan.  1860  betr.  die  Bestri 
gehen  bei  Kletke  a.  a.  0.  v.  Bö 
28  p.  318.  Mecklenburg-Sch 
*tr.  den  FiBcbereibetrieb  in  den 
ig  des  Fischereibetriebs  in  der  Os 
«1700;  13.Dez.1737  und  13.  April  1 
it.  1808.  Fischereiordnung  fQr  W 
itrafgesetzbuch  von  1871  art.  126. 
Jesetz  vom  29.  März  1852.  InBtruc 
lepertorium  p.  116.  Oestreic: 
ibseu,  Fischordnung  vom  2.  Nov. 
für  die  Mulde  vom  16.  März  156 
vom  31.  Juli  1560.  Funcke  a 
dnung  vom  8.  Mai  1815;  Erfurter 
:hardt,  Handbach  der  Ver waltun 
ann,  Fischereibuch  1865.  J.  I 
auf  der  unteren  Elbe  Hamb.  187 

2)  Preusseu,  Landescultur  -  Edi 
eiordnang  für  das  frische  Haff  vot 

9.    Bayern,  Min.-Entschl.  vom 

Zur  Ausübung   der   künstlichen 

nasser  behufs    Fortpflanzung    gei 

Fischbrut  etc.    mit    öffentlicher    ( 

3)  Fiachereior dnung  für  das  frisch 
rische  Haff  von  1845  §.  10  —  13; 
;  für  Stralsund  von  1865  §.  1.  3. 
es  nach  Revieren  dient  hauptsächl 
«he  in  die  Gewässer.  —  Vereinba: 
atgewässern  über  die  gemeinschaf 
u  Gewässern  unterliegen  der  öffenl 
g  für  Posen  von  1845    §.   2 ;     füf 

von  1859  §.  9.  In  Teichen  um 
enthümer  die  Fischerei  nach  GutdüD 
176.  184.     Oben  §.  209. 
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(*)  Preussen,  Fischereiordnung  für  Pommern  von  1859  §.  3 — 25 
(Bestimmungen  über  Garn- ,  Zeesen- ,  Netz- ,  Reusen- ,  Sack-,  Korb-,  An- 
gel- und  Speerfischerei);  für  Posen  von  1845  §.  19.  20;  für  die  Provinz 
Preussen  von  1845  §.  22 ;  für  das  frische  Haff  von  1845  §.  19 — 44 ;  für 
das  kurische  Haff  von  1845  §.  16  —  43.  Hannover,  Verordnung  vom 
$.  Mai  1798.  Rhein.  Forstordnung  von  1669  art.  10.  Baden,  Gesetz 
vom  29.  März  1852  §.  5.  Mecklenburg,  Verordnung  vom  1.  Oct. 
1868  §.  3. 

(*)  Preussen,  Fischereiordnung  für  Pommern  §.  26.  27.  30;  für 
Posen  §.  18;  für  das  frische  Haff  §.  16.  45.  46;  für  das  kurische  Haff 
f.  14.  44.  45.  Auch  neue  Arten  des  Fischfanges  müssen  polizeilich  ge- 
nehmigt werden.  S.  noch  Strafgesetzbuch  von  1870  §.  296.  Bayern, 
Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art.  126.  —  An  den  verbotenen  Tagen 
können  übrigens  die  Gezeuge  eingesehen,  ausgenommen  und  wieder  aus- 
gesetzt werden. 

(6)  Preussen,  Fischereiordnung  für  Pommern  §.  29 — 36;  für  Po- 
len*}. 20—  28;  für  die  Provinz  Preussen  §.  23—29;  für  das  kurische  Haff 
}.  16 — 43;  49  —  65  (Fischerei  bei  offenem  Wasser  und  Winterfischerei, 
äegelfischerei  und  Fischerei  mit  Boot  ohne  Segel,  Stellfischerei  '(^achs-, 
itacknetz-,  Sackfischerei) ,  kleine  Fischerei  am  Rande  des  Haffs) ;  für  das 
arische  Haff  §.  17.  19—44. 49 — 65.  Hier  wird  unterschieden :  1)  die  Fischerei 
bei  offenem  Wasser  mit  grossem  oder  kleinem  Gezeuge  und  Keitelfischerei ; 
2)  die  Winterfischerei  mit  grossem  oder  kleinem  Gezeuge ;  3)  Stechen  der 
fische  mit  grossem  oder  kleinem  Gezeuge  und  Keitelfischerei.  Hanno - 
•er,   Gesetz   vom  22.  Mai  1841  betr.  die  Hegezeit  der  Fische  in  Calen- 

&g,  Göttingen  und  Grubenhagen.  Baden,  Verordnung  vom  24.  Febr. 
il  betr.  den  Salmenfang  im  Rhein.  Rhein.  Forstordnung  von  1669  art. 
1-11.  Weimar,  Fischordnung  vom  8.  Mai  1815  Ziff.  3.  Vgl.  noch 
Äen  §.  211. 

(7)  Preussen,  Fischereiordnung  für  Pommern  von  1859  §.  41; 
ftr  das  frische  Haff  von  1845  §.  10  —  68 ;  für  das  kurischo  Haff  von 
1845  §.  8;  für  den  Bütowev  etc.  Kreis  von  1859  §.  12—18;  für  Stral- 
sund von  1865  §.  47—49.  Für  jedes  Gewässer  soll  die  Zahl  der  be- 
rechtigten  Fischer  aufgezeichnet  und  ohne  staatliche  Genehmigung  nicht 
vermehrt  werden.  Die  Legitimationsscheine  sind  jedoch  auf  die  Beur- 
teilung der  Fischereiberechtigungen  selbst  ohne  Einfluss. 

(8)  Daneben  auch  der  Ortspolizeibehörden  und  Forstbeamten.  Fi- 
Schereiordnunjz  für  Posen  §.  30;  für  die  Provinz  Preussen  §.  31;  für  das 
frische  Haff  §.  66.  67;  für  das  kurische  Haff  §.  61  ff.;  für  Pommern 
g.37—42;  für  den  Bütower  etc.  Kreis  '§.  12;   für  Stralsund  §.  45.  46. 

(9)  Fischereiordnung  für  Posen  §.  29  ;  für  die  Provinz  Preussen 
8.  30;  für  das  frische  Haff  §.  7 -.9.  17.  47.  48.  70  ff.;  für  das  kurische 
Haff  §.  5—8.  15.  47.  65  ff.;  für  Pommern  §.  48—50.  Nassau,  Gesetz 
?om  6.  Jan.  1860.  K.  Sachsen,  Gesetz  vom  11.  Aug.  1855.  Bayern, 
Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art.  126.  Baden,  Gesetz  vom  29.  März 
1852  §.  5.  Strafgesetzbuch  von  1870  §.  296.  370.  Die  polizeiliche  Ab- 
artheilung der  Fischereifrevel,  welche  weder  den  Verlust  des  Fischerei- 
rechtes, noch  eine  criminelle  Strafe  nach  sich  ziehen,  steht  den  Fischerei- 
behörden  (Haffgerichten)  zu. 
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und  gewonnen  werden  dürfen,    und   die  mit  dem  Bergbaubetriebe 
besonders  verbundenen  Berechtigungen  und  Verpflichtungen  (6). 

(')  Der  Bergbau  fällt  daher  nicht  unter  die  Bestimmungen  der 
Gewerbegesetze.  Bund  es- Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  6. 
Bayern,  Gewerbegesetz  vom  30.  Jan.  1868  art.  32.  Oe streich,  Pa- 
tent zur  Gewerbeordnung  vom  20.  Dec.  1859  art.  V.  b.  und  Berggesetz 
Tom  23.  Mai  1854.  Verordnung  vom  8.  Nov.  1854.  Auf  Hütten-  und 
Hammerwerke,  sowie  auch  diejenigen  Aufbereitungsanstalten,  welche 
nicht  zu  einem  Bergwerke  gehören,  und  auf  Coakbrennereien  leidet  da- 
her das  Bergrecht  keine  Anwendung.  E.  Sachsen,  Berggesetz  vom 
16.  Juni  1868  §.  2.  Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857  §.  9. 
8.  jedoch  Oestreich.  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854,  wonach  die  Berg- 
bauberechtigung weiter  gehende  gewerbliche  Befugnisse  enthält.  —  Ueber 
die  naturwissenschaftlichen  und  technischen  Vorbegriffe  des  Bergrechtes 
Tgl.  Hake,  Commentar  §.  1 — 37.  v.  Hin  gen  au,  Handbuch  der  Berg- 
rechtskunde 1855  §.  1—48;  über  die  volkswirth schaftlichen  Verhältnisse 
des  Bergbaues  ibid.  §.  149—217.  Bau,  Lehrbuch  I.  §.  850  —  355.  II. 
§.  33—43.  III-  §.  172  —  183.  Ein  Glossarium  der  wichtigeren  im  Berg- 
rechte vorkommenden  technischen  Ausdrücke  s.  bei  Gengier,  Deutsches 
Privatrecht  I.  p.  347  —  355.  H.  Veith,  Deutsches  Bergwörterbuch 
Bresl.  1871. 

(2)  Prenssen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.1.  Bayern, 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  1.  K.  Sachsen,  Berggesetz  vom 
16.  Juni  1868  §.  1.  3.  Oestreich,  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854 
$.5.  Vgl.  oben  §.  212.  213.  Alle  nicht  dem  Bergrechte  unterliegenden 
Mineralien  gelten  als  Bestandteile  des  Grundstücks,  in  welchem  sie  sich 
befinden;  zum  Theile  sind  jedoch  die  bergrechtlichen  Vorschriften  auch 
auf  die  dem  Grundeigenthümer  als  solchem  zustehende  Ausbeutung  des 
Boden 8  anwendbar,  so  namentlich  auf  den  Stein-  und  Braunkohlenbau  und  auf 
Steinbrüche.  Vgl.  E.  Sachsen,  Berggesetz  vom  16.  Juni  1868  §.  2.  4. 
Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  210.  214.  Gesetz  vom 
22.  Febr.  1869  betr.  die  Rechtsverhältnisse  des  Stein-  und  Braunkohlen- 
baues in  denjenigen  Lan d estheilen ,  in  welchen  das  Sachs.  Mandat  vom 
19.  Aug.  1743  Gesetzeskraft  hat.  H.  Achenbach,  Das  gemeine 
deutsche  Bergrecht  I.  1871  p.  1  Anm.  1. 

(3)  Diese  Befähigung  besteht  im  Allgemeinen  in  der  Fähigkeit, 
unbewegliches  Eigenthum  zu  erwerben  und  zu  besitzen  und  steht  an  sich 
sowohl  physischen  als  juristischen  Personen  zu;  die  früheren  persönlichen 
Beschränkungen  im  Erwerb  von  Immobilien  sind  jetzt  grösstenteils 
hinweggefallen.  Bundesgesetz  vom  1.  Nov.  1867  betr.  die  Freizügig- 
keit §.  1.  Oestreich,  Staatsgrundgesetz  Über  die  allgemeinen  Rechte 
der  Staatsbürger  vom  21.  Dec.  1867  art.  6.  Berggesetz  vom  23.  Mai 
1854  §.  7.  K.  Sachsen,  Berggesetz  vom  16.  Juni  1868  §.  7.  Vgl. 
oben  §.  56.  §.  175.  Ausschliessung  der  Bergbeamten  und  ihrer  Ehe- 
frauen und  unter  väterlicher  Gewalt  stehenden  Kinder  vom  Erwerb  von 
Bergwerkseigent h um  innerhalb  ihres  Amtsbezirkes ;  auch  auf  Kuxe  und 
andere  Bergwerksantheile  ausgedehnt,  welche  im  Falle  des  unfreiwilligen 
Erwerbs  veräussert  oder  versetzt  werden  müssen.  Preussen,  Cab.- 
Ordre  vom  20.  Jan.  1810  und  Bescript  vom  30.  Sept.  1822.  Bayern, 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  196.     Oestreich,    Berggesetz  vom 
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ter  den  Soolquellen  werden  diejenigen  koch  salzhaltigen  Quellen  verstan- 
den, aus  denen  durch  Gradirung  und  Siedung  das  Siedesalz  dargestellt 
wird,  die  übrigen  Mineralquellen  fallen  nicht  unter  die  Bestimmungen 
der  Berggesetze.  Dagegen  wird  der  rechtliche  Character  der  Soolquellen 
durch  die  Art  ihrer  Benützung  nicht  verändert,  solange  sie  überhaupt 
wegen  ihres  Salzgehaltes  nutzbar  gemacht  werden  können;  der  Beliehene 
ist  daher  ebenso  befugt,  eine  Quelle  zu  Bädern  oder  zur  Darstellung  von 
Mutterlauge  zu  benützen  als  zur  Production  von  Siedesalz.  Klo  st  er- 
mann a.  a.  0.  p.  84.  —  Nicht  alle  Mineralien  gehören  unter  das 
Bergrecht,  welche  die  angegebenen  Substanzen  chemisch  enthalten,  son- 
dern nur  diejenigen,  aus  welchen  sie  technisch  dargestellt  werden  kön- 
nen, was  nach  dem  jeweiligen  Stande  der  Wissenschaft  und  des  Hütten- 
wesens zu  beurtheilen  ist.  Etwaige  Zweifel  hierüber  sind  daher  mit 
Hülfe  von  Sachkundigen  zu  lösen.  Vgl.  z.  B.  die  Oestro  ich.  Ver- 
ordnung vom  7.  Dec.  1855  und  16.  Febr.  1865  Über  das  von  dem 
Letnberger  Fabrikanton  R.  Doms  entdeckte  Mineral  -  Ozokerit  und  über 
den  bituminösen  Sandstein  (Asphaltsandstein)  in  der  Taschenausgabe 
Oestr.  Gesetze  Wien  1867  Bd.  7  p.  38.  Ueber  Bergtheer  (Erdöl)  s.  die 
Oestreich.  Verordnung  vom  22.  Jan.  1862  ibid.  p.  40. 

(6)  Oestreich.  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  §.  1. 

§.    471. 

Das  Aufsuchen  und  Aufschliessen  von  verleihbaren  Mineralien 
uf  ihren  natürlichen  Ablagerungen  unter  der  Erdoberfläche  (Schür- 
Jfei)  steht  an  sich  nach  den  Grundsätzen  des  Privatrechtes  völlig 
Hrri,  ist  also  zunächst  von  der  Einwilligung  des  Grundeigenthümers 
Abhängig  (*).  Auch  abgesehen  hievon  ist  das  Schürfen  Jedem  ge- 
itattet,  jedoch  nur,  wenn  in  Ermangelung  gütlicher  Einigung  von 
der  Bergbehörde  die  Bedingungen  festgestellt  sind,   unter  welchen 

ürfarbeiten  unternommen  werden  dürfen  (2).  Hiedurch  wird  das 
hfirfrecht  zu  einem  besonderen,  weder  im  Grundeigenthum  ent- 

tenen,  noch  von  diesem  abhängigen  Hechte  öffentlichen  Char ac- 
ters, bezüglich  dessen  folgende  Grundsätze  gelten:  1)  der  Schürfer 
mm  dem  Grundeigenthümer  für  die  ihm  entzogene  Bodennutzung 
jährlich  im  Voraus  vollständige  Entschädigung  und  für  den  Ersatz 
etwaiger  Werthverminderung  angemessene  Sicherheit  leisten  (3); 
2)  auf  öffentlichen  Plätzen,  Strassen  und  Eisenbahnen,  sowie  auf 
Friedhöfen  ist  das  Schürfen  unbedingt  untersagt  (4) ;  3)  unter  Ge- 
bäuden und  in  einem  gewissen  Umkreise  um  dieselben,  in  Gärten 
ffld  eingefriedigten  Hofräumen  darf  ohne  ausdrückliche  Einwilligung 
ies  Eigenthümers  nicht  gesohürft,  auf  anderen  Grundstücken  kann 
las  Schürfen  von  den  Bergbehörden  aus  überwiegenden  Gründen 
les  öffentlichen  Interesses  versagt  werden  (°) ;  4)  auch  in  fremden 
iergwerksbezirken  kann  nach  unverliehenen  Mineralien  gesucht  wer- 
ten, jedoch  nur,  wenn  dadurch  die  Sicherheit  der  bestehenden  Baue 
tnd  der   ungestörte   Betrieb    der   Bergwerke    nicht    beeinträchtigt 


J 
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wird  f6);  5)  der  Schörfer  erlang 
Schürfen  gewonnenen  und  verteil 
Grundeigenthümer  gegen  Ersatz 
Die  Schürfarbeiten  Bind  ohne  Ge 
ner  der  Erdoberfläche  und  ohu 
besitzer  vorzunehmen  und  die  Sc 
Arbeiten  wieder  einzuebnen  (8). 
gegenüber  dem  zufälligen  Finden 
Mutheu  gewähre,  ist  in  dem  nei 
optirt  01).  Heber  alle  ertheilten  £ 
tragungen  derselben  Bind  von  det 
zu  führen,  deren  Einsicht  Jedem 

(')  Preussen,  Berggesetz  vi 
Berggesetz  vom  20.  Milrz  1869  art 
dien  bergmännischer  Vorarbeiten  ii 
nisebe  Begehen  einer  Gegend,  verl 
Handbobrungen ,  Röschen  ziehen  u. 
nungsvollen  Punktes  durch  bergmai 
schachte,  Bohrlöcher  etc.).  Zerre 
Abriss  §.  41.     Achenbach  a.  a. 

(s)  Preussen,  Berggesetz  v 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  r 
vom  16.  Juni  1868  §.  24.  Wein 
§.  30.  Nach  den  beiden  letztere 
Schürfen  von  der  Bergbehörde  ver 
ergeben,  dass  das  Schürfen  ganz 
Schürfschein  als  Erlaubnis»  ist  nict 
recht  durch  die  Aufhebung  des  Bei 
(A.  L.  R.  II.  16  §.  141  ff.)  Klos 
das  frühere  Recht  s.  Hake,  Comi 
buch  §.  37.  S.  noch  Achenbric) 
Oesfcr.  Berggesetze  vom  23.  Mai  1 
also  auch  für  den  Grundeigentum 
derlich;  dieselbe  mnss  Jedem  (jedot 
für  ein  bestimmt  begrenztes  Schürf 
von  Bergwerk  sei  gen  th  um  befähigt  i 
Schürf  gebiet  mehrere  Sehürfbcwillif 
sobald  durch  Anzeige  eines  best  im  n 
des  Freischurfs  erlangt  ist, 

(a)  Preussen,  Berggesetz  vi 
Bayern,  Berggesetz  vom  20.  M. 
Schürfarbeiten  wird  jedoch  nicht  a 
mer  lediglich  wegen  der  Festsetzun 
den  Rechtsweg  beschritten  hat  uni 
Deponirung  der  Summe  erfolgt  ixt, 
1854  §.  27.  Weimar,  Bergges 
K.  Sachsen,  Berggesetz  vom  16. 
zeige  und  genaue  Angabe  der  Schi 
dem  Grundeigentümer  ibid.  §.  23 
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(*)  Preuüscn,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  4.  Ba 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  4.  Bedingtes  Verbot  in  E.  i 
sen,  Berggesetz  vom  16.  Juni  1868  §.  22.  Weimar,  Berggeset 
22.  Jnni  1857  §.  29.  Oestreich,  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854 
(auch  das  Schürfen  anf  Friedhöfen  hier  mit  Bewilligung  des  Ei^enth 
gestattet).  Ueber  das  Schürfen  in  der  Nahe  von  Eisenbahnen 
Oestreich.  Verordnung  vom  2.  Jan.  1859. 

(*)  Prenssen,  Berggesetz  vom  24.Jnnil865  §.4.  196.  Ba 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  4.  K.  Sachsen,  Berggeset? 
16.  Jnni  1868  §.  22.  Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857 
Oestreich,  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  g.  17.  18.  Hierüber 
die  Bergbehörden  im  Einvernehmen  mit  den  Verwaltungsbehördi 
entscheiden.  8.  Kressner  a.  a.  0.  fi.  48.  Elostermann,  Comi 
p.  88.  89,  welcher  jedoch  im  Gegensatz  zn  dem  Wortlaut  des  (P 
Gesetzes  ond  den  Regierungsmotiven  hiezu.p.  29  das  obrigkeitlich« 
bot  in  diesem  Falle  nur  beim  Widerspruch  des  Grundeigenthume 
lassen  will.  Vgl.  schon  die  Brandenburger  Bergordnung  vom  1 
;  1619  art.  2  (weiter  nicht  als  unter  Tisch,  Bett  und  Feuerstatt  g 
:  Knrpfalzische  Bergordnung  vom  6.  Mai  1784  art.  2.  Der  Schürfer 
Niemandem  muthwillig  zum  Nachtheile  oder  aus  Neid  einschlagen 
massten  die  besamten  Aecker  soviel  wie  möglich  geschont  werden. 
(«)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  10.  Ba 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  10.  K.  Sachsen,  Berggeset 
[  16.  Juni  1868  §.  21.  Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857 
!  Oestreich,  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  g.  80.  Vollzugs- Vernt 
[""mm  25.  Sept.  1854  g.  24.  Für  etwa  zu  leistende  Entschädigung 
'  wcli  in  diesem  Falle  die  Bestellung  einer  Caution  verlangt  werden ; 
:  'besonderen  Erlaubnis  des  BergwerkseigentbUmers  bedarf  es  hier 
'Xlostermann,  Commentar  p.  93. 

(7)  K.  Sachsen,  Berggesetz  vom  16.  Juni  1868  §.  29.  SO. 
mar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857  §.  31.  86. 
I  (8)  Bayern,  Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  11.     Pren 

Berggesetz  vom  24.  Jnni  1865  §.  11.  K.  Sachsen,  Berggeset 
16.  Juni  1868  g.  28.  Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857 
Der  Schürfbau  darf  jedoch  nicht  in  völligen  Abbau  Übergeben, 
ein  unbefugter  Bergbaubetrieb  liegen  würde.  Nach  dem  Oesti 
Berggesetze  vom  28.Mail854  g.19.20  und  der  Vollzugs- Verordnuni 
25.  Sept.  1854  §.  18  darf  der  Schürfer  Über  die  gewonnenen  Mim 
nur  mit  Bewilligung  der  Bergbehörde  verfugen,  welche  letztere 
ohne  genügenden  Grund  nicht  verweigert  werden  kann. 

(•)  Ein  Vorrecht  des  Schürfers,  durch  welches  die  Arbei 
8nehens,  die  auf  die  Erzielung  des  Fundes  verwandte-  Mühe,  1 
und  Zeit  vergütet  werden  sollen,  ist  namentlich  in  der  Oeatreic! 
Sachs.  Gesetzgebung  anerkannt,  durch  Gewährung  ausschliesi 
öchürfbewilligungen  und  Anweisung  begrenzter  Schttrffelder.  A 
buch  a.  a.  0.  §.99.  8.  auch  Griff,  Handbuch  des  Preuss.  Berg 
1856  p.  42  ff.  In  den  neuesten  Gesetzen  dagegen  (Preussen,  Ba 
überwog  die  Erwägung  der  Debelstände ,  welche  regelmässig  mil 
fortgesetzten  amtlichen  Controle  der  Schürf Unternehmungen  vert 
sind;  mit  der  volligen  Freigebung  des  Schürfen»  war  auch  völli 
Ro««l«r,  Verwaltung  »echt  I.  1.  36 
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Concurrenz  för  das  Aufsuchen  und  Aufschliessen  der  Mineralien  gegebo. 
8.  aber  noch  unten  §.  473. 

(10)  0  est  reich,  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  §.38.  39.  Volk- 
Verordnung  vom  25.  Sept.  1854  §.  34.  Die  Uebertragung  der  mit  da 
Schürfen  verbundenen  Rechte  (Schürfbewilligung,  Freischurfberechtigmj 
auf  Andere  ist  nach  jenem  Gesetze  zulässig,  jedoch  bei  der  BergbehörS 
anzuzeigen. 

§.    472. 

Wer  das  Bergbaurecht  erlangen  will,  muss  bei  der  zuständig« 
Bergbehörde  (Oberbergamt)  schriftlich  (*)  oder  zu  Protoooll  MothuBf 
einlegen,  d.  h.  um  die  Verleihung  nachsuchen  (2).  Jede  Mnthmf 
muss  enthalten  ausser  der  persönlichen  Bezeichnung  des  Bewerbe» 
die  Angabe  des  Minerals,  auf  welches  die  Verleihung  begehrt  wird, 
und  des  Fundpunktes ,  sowie  des  dem  Bergwerk  beizulegenden  S* 
mens  (3).  Der  Muther  hat  binnen  bestimmter  Frist  nach  Einlegt 
der  Muthung  die  Lage  und  Grösse  des  begehrten  Grubenfi 
letztere  nach  Quadratlachtern  (Quadratmetern),  anzugeben  und  eh« 
von  concessionirten  Sachverständigen  (Markscheidern ,  FeldmeMfl) 
nach  dem  von  der  Bergbehörde  festgesetzten  und  öffentlich 
gemachten  Massstab  verfertigten  Situationsriss  einzureichen, 
welchem  der  Fundpunkt,  die  Feldesgrenzen  und  die  zur  Orienti 
erforderlichen  Tagesgegenstände ,  sowie  der  Meridian  an 
sein  müssen  (4).  Die  Gültigkeit  der  Muthung  ist  dadurch  bedfltft 
dass  das  in  derselben  bezeichnete  Material  an  dem  angegebo* 
Fundpunkte  auf  seiner  natürlichen  Ablagerung  vor  Einlegung  te 
Muthung  entdeckt  worden  ist  und  bei  der  amtlichen  Untersuchung 
nachgewiesen  wird,  sowie  dass  ausserdem  nicht  bessere  Rechte  D* 
ter  auf  den  Fund  entgegen  stehen  (6).  Gegen  Muthungen  Dritt* 
ist  das  gesetzlich  begehrte  auf  dem  Situationsrisse  angegebene  Feii 
einer  Muthung  vom  Zeitpunkt  der  Präsentation ^  derselben  für  & 
Dauer  ihrer  Gültigkeit  geschlossen  (6).  Versuchsarbeiten,  welch 
der  Muther  etwa  noch  vor  der  Verleihung  ausführt,  unterliege« 
insbesondere  gegenüber  dem  Grundeigentümer ,  den  gleichen  Vor-] 
Schriften ,  wie  die  Arbeiten  des  Schürfers  (7). 

(1)  Die  Muthung  ist  auch  auf  telegraphischem  Wege  zulässig.  Vgl* 
Preuss.  Ob.  Trib.  Erk.  vom  2.  Mai  1861.  Motive  zu  art.  18  des  Bayr. 
Entwurfes  von  1869.    Klostermann,  Commentar  p.  97. 

(2)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  12.  Bayern, 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  12.  K.  Sachsen,  Berggesetz  to» 
16.  Juni  1868  §.82.  Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857  §.40. 41 
Oestreich,  Berggesetz  vom  28.  Mai  1854  §.  40.  51.  v.  Hingen»* 
a.  a.  O.  p. 375  ff.  Zerrenner,  Lehrbuch  §.  77  ff.  Kressner  a.a.O. 
§.49.     Achenbach   a.  a.  0.  §.  105  ff.    Nach  dem  ältesten  deutsch® 
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chte  erfolgte  der  Erwerb  dea  Bergwerkseij 
en  Lagerstätten  durch  das  blosse  Fin 
ig  mit  der  Absicht x  der  Aneignung,  da  c 
timmt  waren  und  nur  zugemessen  we 
dnungen  des  16.  Jahrhunderts  trat  all 
die  Muthung  hinzu,    nämlich   die  form] 

vor  der  Bergbehörde,  welche  darüber  • 
•  ertheilte.  Diese  Veränderung  hatte  zi 
am  Finder  neben  dem  ursprünglich  bes 
rnbe,  eine  Anzahl  Masse  zugelegt  ward 
abhangig  war.  Unter  dem  Einflüsse  der 
Regimes  im  Allgemeinen  wurde  daraus 

Rechte,  ferner  im  Hinblick  auf  die  Th 
mms  an  den  unterirdischen  Schätzen  8 
ihes  Concosaionssystem ,    so  daas  die  Ver 

Ermessen  der  Behörde  fallen  musste. 
um  hinweggefalle n.  Die  Muthang  ist  bit 
ärkseigenthums    begründende    Rechtsact 

ans  Gründen  des  Öffentlichen  Rechtes 
ustatirt  werden  mnsa;  der  in  den  Oes 
lung  darf  daher  nicht  in  dem  Sinne  ger 
werb  des  Bergwerkseigenthums  von  d< 
llostermann,  Commentar  p.  94. 
3)  Prenssen,  Berggesetz  vom  24.  Jt 
netz  vom  20.  Marx  1869  ort.  14.  E. 
ni  1868  §.  88-  -86  (Erlegung  einer  K< 

Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni 
*etx  Tom  28.  Mai  1854  §.  49.  Wird 
jrkommen  eines  verlassenen  Bergwerk« 
ler  Angabe  des  Fundpunktes  eine  Angab 
i  enthalten.  Die  eingelegte  Muthung  w: 
langel  derselben  nicht  binnen  gesetzlic 
ällt  werden.  Vgl.  z.  B.  die  Instruction 
1.  Aug.  1865  über  die  äusseren  Forn 
ermann,  Commentar  p.  98.  Zerre 
nbaefa  a.  a.  0.  §.  106. 

|4}  Prenssen,  Berggesetz  vom  24.  Ju 

m,  Berggesetz  vom  20. März  1869  art. 

»etz   vom   16.  Juni  1868   §.  19.  34. 

ini  1857  §.  49.  Oestreich,  Berggese 
Um  Jfeld  einer  jeden  Muthung  wird  gleich  n; 
insrisses  von  der  Bergbehörde  auf  der  Mut! 
tragen,  deren  Eineicht  Jedem  gestattet  ist. 
hon  Maximums  kann  die  Grosse  des  zu  ve 
er  nach  seinem  Ermessen  bestimmt  werden. 

(6)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.Jui 
erggesetz  vom  20.  März  1869  art.  15.  16. 
im  16.  Juni  1868  §.  33.  Weimar,  Berg 
41.  Hit  dem  Requisit  der  Findigkeit,  d.  h. 
Jvorkommens  aas  dem  offenen  Schürfe,  welc 
id  nicht  völlig  abgebaute  Bergwerke  nicht  t 
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verwechseln  1)  der  blosse  "Nachweis  de 
aetenmässige  oder  wi  äsen  schaftliche  QrO 
Würdigkeit  und  der  Verbreitung  des 
jener  genügt  nicht ,  dieser  ist  regelmass: 
Beweisregeln  hinsichtlich  jenes  Nachweil 
sind  nicht  vorgeschrieben.  Elosterm 
Oestreich.  Berggesetz  vom  23.  Mai 
nung  vom  25.  Sept.  1854  §.  87.  verlang 
den  Nachweis  der  Abbauwürdigkeit,  ni 
vom  18.  Febr.  1862.  —  Blinde  Mnthu 
des  Mineral  Vorkommens  hin,  waren  seh 
haft.    Hake,  Commentar  §.  152.  163. 

(6)  Prenssen,  Berggesetz  vom 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  19. 
ten  Feldes  können  nur  innerhalb  der  au 
Grenzen  abgeändert  werden.  Oestreic 
§.  47.  48.  Ueber  das  Freischttrfrecht  m 
auBsetznng  der  bereits  erlangten  oder  re 
willigung,  siehe  ibid.  §.  22.  Vollzugson 
20.  oben  §.  471  Anm.  2.  Schombu: 
gen  an  a.  a.  0.  p.  369. 

0  Prenssen,  Berggesetz  vom 
Berggesetz  vom  20.  M&rz  1869  art  2 
22.  Juni  1857  §.  45. 

§.     473. 

Die  rechtsgültige  Muthung  begrü 
■Verleihung  des  Bergwerkseigenthums 
Gesetzes  entsprechenden  Felde  und  in 
bezeichneten  Umfange  (').  Hiebei  ge 
Regel  der  jüngeren  vor  (2) ;  der  durc 
auf  Verleihung  kann  jedoch  nnr  gege 
leihende  Bergbehörde  selbst  geltend  j 
einspräche  Dritter  sind  womöglich  in 
den  InstractionsTerfahren  durch  Besch 
digen;  gelingt  dies  nicht,  so  ist  die 
der  Betheiligten  auf  den  Rechtsweg  i 
sagen  (4),  Steht  der  Verleihung  ein  r 
Hinderniss  nicht  entgegen,  so  ist  den 
liehen  Momente  des  erlangten  Rect 
orkunde  auszufertigen  und  amtlich  : 
bringen;  auch  ist  jede  Verleihung  in  i 
buch)  einzutragen  (s).  Der  Bergwerk 
amtliche  Vermessung  und  VerlochBtei 
und  die  Erneuerung  unkenntlich  gewoi 
tragen,    wobei    die    angrenzenden   Bei 
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nehmer  und  beteiligten  Grundbesitzer  zugezogen  werden  (6).  Die 
ertheilte  Verleihung  ist  unwiderruflich  und  gewährt  das  Recht,  die 
in  dem  Grubenfeld  befindlichen,  urkundlich  bezeichneten  Mineralien 
(mit  Einschluss  alter  Halden)  ausschliesslich  aufzusuchen,  zu  gewin- 
nen, und  alle  dazu  erforderlichen  Vorrichtungen  zu  treffen  (§.  474)  C7). 

(*)  Die  Verleihung  erfolgt  nur  für  Felder,    welche,    soweit  es  die 
Oertlichkeit  gestattet,    von    geraden  Linien   an  der  Oberfläche    und   von 
senkrechten  Ebenen  in  die  ewige  Teufe   begrenzt  sind;  jedes  Grubenfeld 
ist  also   ein  prismatischer  Baum,   welcher   senkrecht    unter    dem    durch 
feste  Grenzen  an  der  Oberfläche  bezeichneten  Terrain  liegt  und  nach  der 
Tiefe  hin  mit  Ausnahme  des  zu  Saifen  verliehenen   (durch  das  feste  Ge- 
stein begrenzten)  Grubenfeldes^nicht  beschränkt   ist.      Der   Flächeninhalt 
der  Felder  ist  nach  der  horizontalen  Projection  in  Quadratlachtern  (Qua- 
dratmetern, Klaftern)  darzustellen.    Preussen,  Berggesetz  vom  24. Juni 
1865    §.  22.  26    (mit   Regierungsmotiven).      Bayern,    Berggesetz    vom 
20. März  1869  art.  22.  26.    E.  Sachsen,  Berggesetz  vom  16.  Juni  1868 
§.  39.  40.     Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857  §.48.     Nach  dem 
Oestreich.    Berggesetz   vom  23.  Mai  1854  §.  34.  47    gibt   schon  jeder 
Freischurf  Anspruch    auf  die  Verleihung  von    1   resp.    2  Grubenmassen 
(=  einem  Rechteck  von  12544  □  Klaftern)  und  soll  in  der  Regel  diese 
Grenze  der  Verleihung  eingehalten,    doch  kann   auch  bis  zu  4  einfachen 
oder  Doppelmassen  gegangen  werden;   nach  §.  41 — 43  ibid.  erfolgt  die 
Verleihung    1)   auf  Grubenmasse;    2)  Ueberscharen ;    3)  Tagmasse.    Ab- 
weichungen   von    den   gesetzlichen  Regeln    hinsichtlich    der  Grubenmasse 
können  in  Revierstatuten  festgestellt  werden.    Ueberscharen  sind  Gebirgs- 
tbeile,  welche  von  verliehenen  Grubenmassen  so  eingeschlossen  sind,  dass 
ein  regelmässiges  Grubenmass   in  dieselben  nicht    gelegt    werden    kann;, 
sie  werden  den   angrenzenden  Bergwerkseigenthttmern    auf  ihr  Anmelden 
verliehen.     Tagmasse  werden  auf  vorbehaltene  Mineralien  verliehen,    die 
in  Saifen  (Sandbänken),    Flussbetten,    im    Sandgerölle    oder    in    aufge- 
schwemmten Gebirgen  oder  auch  in  alten  verlassenen  Halden   im  unver- 
liehenen  Felde  vorkommen,     ferner  auf  Bohnenerze  und  Raseneisenstein 
bis  »u  32000  □  Klafter;  ibid.  §.71—84.   Vgl.  im  Allgemeinen  Achen- 
bach  a.  a.  O.   §.  110.     Schomburg  a.  a.  0.   p.  155  ff.    Eressner 
a.  a.  0.  §.  55.    Hake  a.  a.  0.  §.  174  ff. 

(2)  Ausgenommen  a)  wenn  Jemand  auf  eigenem  Grund  und  Boden 
oder  in  eigenen  Grubengebäuden  oder  b)  durch  in  gesetzlicher  Weise 
vorgenommene  Schürfarbeiten  ein  Mineral  auf  seiner  natürlichen  Abla- 
gerung entdeckt;  in  diesen  beiden  Fällen  hat  der  Finder  ein  Vorrecht 
vor  dem  älteren  Muther,  das  jedoch  binnen  8  Tagen  präclusiver  Frist 
nach  dem  Tage  der  Entdeckung  durch  Muthung  ausgeübt  werden  muss. 
Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  24.  25.  Bayern,  Berg- 
gesetz vom  20.  März  1869  art.  24.  25.  Oestreich,  Berggesetz  vom 
23.  Mai  1854  §.  52.  Nach  dem  K.  Sachs.  Berggesetze  vom  16.  Juni 
1865  §.  37  und  38  und  dem  Weimarischen  Berggesetze  vom  22.  Juni 
1857  §.  48.  44  hat  der  Schürfer  ein  Vorrecht  während  der  Dauer  der 
Schürffrist.  —  Gleichzeitige  Bewerber  um  das  nämliche  Grubenfeld, 
wenn  sie  sich  über  die  Theilung  nicht  einigen  können,  erhalten  dasselbe 
gemeinschaftlich.     Oestreich.  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  §.  53. 
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(3)  Preuflson,  Berggesetz  vom  2 
a  20.  März  1869  art.  23. 
23.  Mai  1854  §.  70.  Vollz.- Verordnung  l 
sich  durch  eine  Verleihung  in  seinen  Reo 
Verleihung,  verletzt  glaubt,  kann  hieft 
anrufen. 

{*)  Der  Rechtsweg  ist  von   den  Be 
Praclnsivfrist  in  betreten.     Preussen, 
§.  24—31.      Bayern,    Berggesetz,    vom 
Oestreich,   Berggesetz  vom  23.  Hai  H 
nur  Streitigkeiten  Ober  Privatrechte  im  1 

(s)  Die  Verleihungsurkunde  soll  on 
Wohnort  des  Berechtigten ;  2)  den  Namen 
inbalt  und  die  Begrenzung  des  Feldes  m 
tionsriss;  4)  die.  Bezeichnung  der  verlieh« 
des  Bezirks  (Amtsbezirk,  Gemeinde),  v 
welche  auf  das  in  der  Bekanntmachung 
recht  zu  haben  glaubon,  können  dasselb 
neu  3  monatlicher  Praclnsivfrist  noch  gel 
nicht  bereits  in  dem  Vorverfahren  autsch 
gesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  80.  32  — 
20.  M&re  1869  art  30.  32-36.  K.  Sac 
1868  §.  43.  44.  Weimar,  Berggesetz 
57.  Oestreich,  Berggesetz  vom  23.  M 
Verordnung  vom  25.Sept.1854  §.49.71. 
Das  Berggegenbuch  soll  eine  Uebersichl 
jeder  Grube  gewahren. 

(fl)  Preussen,  Berggesetz  vom  24 
A.  L.  R.  D.  16  §.  172  ff.  (a.  auch  Hak 
geschriebene  Vermessung  von  Amtowege 
verwerflichen  Beweises  der  geltenden  G 
mehr.  Bayern,  Berggesetz  vom  20.  Ml 
sen,  Berggesetz  vom  16.  Juni  1868  §. 
wegen:  Oestreich,  Berggesetz  vom  2< 
mar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857  §. 
Verlochsteinnng  vgl'  Klostermann,  C 
ftlr  die  Berggescbwornen  im  Bezirk  des 
6.  Juli  1858.  Ucber  die  vorgenommen 
Bauer  Beschreibung  jedes  Lochsteines  (M 
nehmen  und  die  Lage  der  LochBteine  in  c 
der  Grubenbesitzer  kann  auch  verlangen 
Grube  kenntlich  gemacht  oder  die  Lage 
am  Tage  bestimmt  werde.  —  lieber  d 
Vermessens  (Erbbereitens)  nach  älterem  1 
g.  202  ff. 

O  Preussen,  Berggesetz  vom  24 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  1. 
vom  16.  Juni  1868  §.  39.  Weimar,  '. 
§.  48.  Oestreich,  Berggesetz  vom  23. 
Falle  gesetzmässiger  Entziehung  des  B 
g.  475.  —    Verlassene  Bergwerke  sind  als 
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objecte  mehr,  also  auch  kein  Gegenstand  der  Muthong  und  Beleihung, 
sondern  werden  in  derselben  Weise  gemuthet,  wie  die  noch  unverliehenen 
Minerallager  (g.  475).  Alte  Halden,  d.  h.  aufgehäufte,  bereits  zu  Tage 
geförderte  Mineralien,  gehören  im  verliehenen  Felde  dem  Bergwerka- 
eigenthümer,  im  un verliehenen  Felde  sind  sie  nach  der  Bestimmung  des 
Fren88.  und  Bayr.  Berggesetzes  §.  15  kein  Gegenstand  der  Muthung 
und  Verleihung,  sondern  bleiben  im  Freien  liegen,  bis  das  Mineral  auf 
dner  natürlichen  Ablagerung  entdeckt  und  gemuthet  wird.  .  Kloster- 
ann, Gommentar  p.  82.  Achenbach  a.  a.  0.  §.  42  (A.  M.  sind 
auch  die  Motive  zu  den  Preuss.  und  Bayr.  Gesetzentwürfen).  Dagegen 
Ionen  alte  Halden  im  unverliehenen  Felde  in  Oestreich,  Berggesetz 
ron  1854  §.76.  E.  Sachsen,  Berggesetz  von  1868  §.  40  und  Wei- 
,ttnar,  Berggesetz  von  1857  §.  49  auf  vorgängige  Muthung  besonders 
Verliehen  werden.  —  Hülfsbaue  (Erbstollen)  und  Gruben  -  oder  Bergwas- 
tar  eignen  sich  nicht  zur  besonderen  bergrechtlichen  Verleihung;  ihre 
Unlegung  und  Benützung  unterliegt  jedoch  gleichfalls  gesetzlicher  Be- 
jtfmmung  (§.  474.  480). 

!  §.    474. 

In  dem  Bergwerkseigenthume  sind  ausserdem  noch  folgende 
londere  Rechte  enthalten:  1)  Ein  Vorrecht  zum  Muthen  auf  die- 
ligen  Mineralien,  welche  aus  bergtechnischen  oder  bergpolizei- 
len  Gründen  mit  dem  in  der  Verleihungsurkunde  benannten  Mi- 
gemeinschaftlich  gewonnen  werden  müssen  (*);  eine  ähnliche 
Pugniss  findet  auch  hinsichtlich  der  Ausbeutung  solcher  Mineralien 
ttt,  welche  innerhalh  derselben  Feldesgrenzen  verschiedenen  Berg- 
*rkseigenthümern  zustehen  (3).  2)  Die  Verwendung  der  durch  den 
ieb  gewonnenen,  nicht  unter  das  Berggesetz  fallenden  Minera- 
fur  die  Zwecke  des  Betriebes  ohne  Entschädigung  des  Grund- 
ithümers  (3).  3)  Die  Errichtung  und  der  Betrieb  der  zur  Auf- 
Leitung  der  Bergbauproducte  erforderlichen  Anstalten  (4).  4)  Das 
;ht  im  eigenen,  freien  oder  fremden  Felde  Hülfsbaue  (Stollen) 
legen;  letzteres  jedoch  nur,  soferae  die  Hülfsbaue  die  Wasser- 
ler Wetterlosung  oder  den  vorteilhafteren  Betrieb  des  Bergwerkes 
recken  und  der  Bergbaubetrieb  des  Anderen  dadurch  nicht  ge- 
irt  oder  gefährdet  wird,  und  gegen  vollen  Ersatz  alles  dadurch 
un  belasteten  Bergwerke  zugefügten  Schadens  (6).  5)  Die  bei 
Lusföhrung  eines  Hülfsbaues  im  freien  Felde  gewonnenen  Minera- 
len werden  als  Theil  der  Förderung  des  durch  den  Hülfsbau  zu 
mden  Bergwerkes  behandelt,  die  im  fremden  Felde  gewonnenen 
sind  dem  betreffenden  Bergwerkseigenthümer  auf  dessen  Verlangen 
unentgeltlich  hinauszugeben  (6).  6)  Das  Recht,  die  Abtretung  des 
zu  bergbaulichen  Zwecken  (Gewinnung,  Aufbereitung,  Transport) 
erforderlichen  Bodens  und  die  Benützung  von  Wasser  zu  fordern  (7). 
7)  Das  Eigenthum  an  den  bereits  im  Felde  befindlichen  verlassenen 
Grubenbauen  (8). 
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eussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  55.  Baye 
oin  20.  März  1869  art.  43.  K.  Sachsen,  Berggeeeti  t 
S8  §.  47.  Nach  dem  Oestreich.  Berggesetze  vom  23.  ! 
I  erstreckt  sich  das  erlangte  Bergbaurecht  auf  sammtli 
Mineralien  jeder  Art,  die  innerhalb  der  verliehenen  Grut 
se  vorkommen;  die  ausnahmsweise  Verpflichtung  zur  AI 
flhproducte  an  Gold  und  Silber  in  die  landesfurstlichen  Ht 
le  durch  Patent  vom  24.  Oct.  1856  aufgehoben.  S.  a 
Berggesetz  vom  22.  Juni  1857  §.  59  (die  unverliehenen,  jec 

Mineralien  werden  durch  Ausbeutung  Eigenthnm  des  ( 
.ers). 

euss.  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865.  Bayern,  Bergge 
Irz  1869   art.  44.     Die  mitgewonnenen,   dem   anderen  1 

Mineralien  müssen  jedoch  dem  letzteren  auf  sein  Verla* 
ttung  der  Gewinnungs-  und  Forderungskosten  herausgegi 
ir  einseitige  Abbau  eines  Minerals  kann  auch  von  der  B 
lizeilich  untersagt  werden.  Kl  ost  ermann,  Comme 
s  Weimariscbe  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857  §.  60 
shlicbtung  der  Colliaionon  mehrerer  Bergwerkaeigenthflme 
Jrubenfelde   durch   die  Bergbehörde,    eventuell   geht   der 

weit  diese  Verwendung  nicht  erfolgt,  kann  der  Grundei 
so  Mineralien  gegen  Erstattung  der  Gewinnungs-  und 
jn  für  sich  beanspruchen.  Preussen,  Berggesetz 
65  §.  57.  Bayern,  Berggesetz  vom  20.  Man  1869  art 
n,  Berggesetz  vom  16.  Juni  1868  §.  46.  Weimar,  E 
22.  Juni  1857  §.  59.  Oestreicb,  Berggesetz  vom  23. 
t;  über  die  Berechtigung  des  Grün deigenthüm ers ,  solch 
in  vorkommenden  Muteralien  auf  eigene  Rechnung  auch 
3s  fremden  Grubenbaues  zu  bearbeiten  vgl.  ibid.  g.  125..  1 
reussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1866  §.  58.  Bay 
vom  20.  März  1869  art.  46.  Oestreich,  Berggesetz 
H  §.  131.  Weimar,  Borggesetz  vom  22.  Juni  1857 
mbui'g  u.  a.  0.  p.  57  ff.  Auf  die  Aufbereitungsanati 
-e  Waschen,  Poch-,  Quetsch-  und  Mahlwerke,  vgL  unten  §. 
derer  Unternehmer  und  auf  Hüttenwerke  findet  das  Bergi 
ndung.     Bei  der  Anlage  und  Einrichtung  der  zur  Aufirach 

und  Aufbereitung  erforderlichen  Anstalten,  namentlich  TS 
Dampfkessel,  bleibt  der  Bergwerks  unternehm  er  jedoch  i 
«gründeten    Vorschriften    und    Beschränkungen     nnterwoi 

Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  58.  59.  Bayern,  B 
20.  März  1869  art.  49.  Bund  es- Gewerbeordnung 
169  §.  16  —  28.  Hinsichtlich  der  polizeilichen  Genehmig 
an  die  Stelle  der  Orts-  und  Bezirksbehorden  die  niederen 
gbehördeu.  Heber  Anlegung  von  Bergwerkseisenbahnen 
1  Anm.  2. 

reussen,  Berggesetz  vom  24.Juni  1865  g. 60 — 62.  Bayt 
rom  20.  März  1869  art.  48.  K.  Sachsen,  Berggesetz  < 
68  S.  39.  117.  121.  Oestreich,  Berggesetz  vom  23. 
.  Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Jnni  1857  §.63.  64. 
der    Behörde).     Im   Falle   der    fremde    Bergwerkseigent 


gbau.     I.  Erwerb  und  Verlust  des 

g    zur  Gestattung    eines  Hulfsba 

Bergbehörde  mit  Ausschluss  dee 

gehoben  ist:  1)  das  Recht  auf  den  Hitgebratich  fremi 
oder  Strecken  (A.  L.  B.  n.  16  §.  345;  s.  aber  K. 
i  vom  16.  Juni  1868  §.  117.  Weimar,  Bergge» 
streich,  Berggesetz  von  1854  §.  191);  2)  das  I 
echtigkeit,  d.  i.  der  Berechtigimg,  von  einem 
nde  Graben  mittelst  eines  Stollens  zn  losen  und 
:  von  den  gelösten  Gruben  zu  erheben  (neunter 
nnig).  Vgl.  darober  Klostermann,  Commeuta 
Oberhaupt  Hake,  Comraentar  §.  385  ff.  Bei 
12  ff.  v.  Hingenau  a.  a.  0.  p.  434  ff.  Nacl 
ggesetse  von  1854  §.  85—89  und  dem  Weims 
(9  erfordert  die  Anlage  von  Hfllfsstollen  und  H 
i>  des  verliehenen  Feldes  eine  besondere  auf  der  1 
reit  und  Notwendigkeit  beruhende  bergamtlicbe 
:inen  fremden  Unternehmer,  jedooh  dessen  Uebei 
febedürftigen  vorausgesetzt,  erfolgen  kann.  Ueboi 
welche  ein  ganzes  Bergrevier  mit  Stollen  aufgeschlos 
tischen  Lagerstatton  in  tieferen  Horizonten  eröff 
selben  in  irgend  einer  Art  erleichtert  werden  soll 
ht  die  Zustimmung  aller  einzelnen  Bergwerksbeai 
aussetzt,  vgl.  Oestr.  B.  G.  von  1854  §.90—97; 
-gdionst  barkeiten  hinsichtlich  der  Benützung  fron 
L  §.  191—197.  K.  Sachsen,  Berggesetz  von 
1.  Schomburg  a.  a.  0.  p.  186  ff. 

(6)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  18 
ggesetz  vom  20.  März  1869  art.  51.  E.  Sachs 
Juni  1868  8.47.    Oestreich,  Berggesetz  *om  : 

(7)  Preussen,  Gesetz  vom  24.  Juni  1865  §.6 
ttz  vom  20.  Mar/,  1869    art.  52.     Oestreich, 

Hai  1854    §.  98.     Weimar,    Berggesetz    vom    22. 
Tgl.  unten  §.  479.  480. 

(b)  K.  Sachsen,  Berggesetz  vom  16.  Jnni  18 
Iber  alte  Halden  oben  §.  473  Anm.  7. 

!■  §.  475. 

Das  Bergwerkseigenthnm  (')  gebt  verloren  1 
'erzieht  (Lossagung),  welcher  ganz  oder  theilwi 
Ann  (-);  2)  durch  obrigkeitliche  Entziehung,  wei 
.afforderung  der  Bergbehörde  zum  Beginne  od 
es  Betriebe«  nicht  befolgt  wird  (3).  Durch  Yer 
ag  wird  das  Bergwerk'  auflässig  und  können 
kdere  Realberechtigte,  sowie  der  seitherige  Eige: 
ii  Versteigerung  seinem  gesamtsten  Inhalte  i 
'Satrapen  (*).  Erfolgt  dieser  Antrag  nicht  od< 
,nf  nicht  zn  Stande,  so  hört  das  Bergwerkseigi 
>zu  jedooh  ein  BeschluBS  der  Bergbehörde  notbi 
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Folgen  dieser  Aufhebung  sind:  1)  das  I 
Bache  mit  allen  daran  klebenden  Recht 
die  Rechte  der  Gläubiger  and  alle  übri 
welcher  Art  p);  3)  das  Grabenfeld  fallt  i 
d.  h.  es  kann  von  Neuem  gemuthet  unc 
herige  Eigentümer  ist  jedoch  befugt, 
ung  des  Grubeugebäudes  insoweit  hin« 
Entscheidung  der  Bergbehörde  nicht  p 
stehen  (8). 

(')  Ucber  das  Erlöschen  von  Schürf 
lauf  der  Zeit,  wofür  sie  gegeben  Bind,  vgl. 
23.  Mai  1854  §.  251. 

C2)  Preussen,  Berggesetz  vom  24 
klSrong  des  Verzichtes  vor  der  Bergheb 
Klostermann,  Commentar  p.  298  dan 
wfihnlichen  Dereliction  mit  der  Folge  der  e 
thnma  des  Derelinquenten  zul&sst,  so  wflrd 
doppelten,  insbesondere  auch  eines  private 
werken  fahren,  die  weder  in  den  Gesetzen 
begründet  ist.  Vgl.  oben  §.  213.  Baye: 
1869  art.  163.  K.  Sachsen,  Berggesetz 
Oestreich,  Berggesetz  vom  23.  Mai  1! 
Berggesetz  vom  22.  Juni  1857  §.  175. 

(3)  Preussen,  Berggesetz  vom  24 
(ein  solcher  Beschlnss  kann  binnen  4  Wo 
werden;  wie  denn  stets  in  der  Prenss. 
Princip  wiederkehrt,  Vorwaltnngabo schlüge 
zusehen).  Bayern,  Berggesetz  vom  20. 
Sachsen,  Berggesetz  vom  16.  Jnni  18t 
Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  §.  240—244 
vom  22.  Juni  1857  §.  78.  79.  176.  Grl 
bürg  a.  a.  0.  p.  287  ff. 

(4)  Preussen,  Berggesetz  vom  24. J 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  160. 
setz  vom  16.  Juni  1868  §.  169.  Weima 
1857  §.  55.  177.  Oestreich,  Berggese- 
(Verausserung  von  Amtswegen)  §.  263.  26 
ben,  der  Lohn  forder  an  gen  der  Bergarbeite: 
Knappschaftsbeitrage  und  der  Stollengebi 
dem  Concnrse  von  Bergwerken;  ibid.  §.  2( 

(5)  Preussen,   Berggesetz  vom  24. 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  162. 
16. Juni  1868  §.169.     Weimar,  Bergges 
OeBtreich,  Berggesetz  vom  23.  Mai  185 

(fi)  K.  Sachsen,  Berggesetz  vom  16 
Berggesetz  vom   23.  Mai  1854  §.  260.     V 
Jnni  1857   §.  55.  179.      Mit   dem   Aufhöi 
zugleich  die  Auflösung  der  Gewerkschaft 
stermann,  Commentar  p.  298. 
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C7)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  160.  Bayern, 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  162.  E.  Sachsen,  Berggesetz 
vom  16.  Juni  1868  §.  169.  Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857 
§.  55.  177.     Oestreich,  Berggesetz  vom  28.  Mai  1854  §.  260. 

i8)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  163.  Bayern, 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  165.  Weimar,  Berggesetz  vom 
22.  Juni  1857  §.  55.  180.  181.  E.  Sachsen,  Berggesetz  vom  16.  Juni 
1868  §.  170.  171 ;  über  die  polizeiliche  Beaufsichtigung  auflässiger  Berg- 
gebäude und  ungangbarer  Halden  ibid.  §.  172.  173.  Nach  dem  Oest- 
reich. Berggesetze  §.  261.  266  bleibt  der  Bergwerksbesitzer  voller  Ei- 
gentümer aller  zu  Tage  liegenden  Grundstücke,  Gebäude  und  Anlagen 
nebst  allem  Zubehör,  jedoch  findet  polizeiliche  Aufsicht  hinsichtlich  der 
öffentlichen  Sicherheit  statt. 

II.    Die  Zusammenlegung  und  Theilung  von  Bergwerken. 

§.    476. 

Jede  Veränderung  des  Bergwerkseigenthums  und  der  dadurch 
gegebenen  Feldesgrenzen  durch  Zusammenlegung  oder  Theilung  er- 
fordert ausser  der  gerichtlichen  oder  notariellen  Beurkundung  die 
Bestätigung  der  Bergbehörde  (*).  I.  Die  Consolidation,  d.  i.  die 
Vereinigung  mehrerer  Bergwerke  zu  einem  einheitlichen  Ganzen  mit 
neuem  Namen,  kann  untersagt  werden,  wenn  die  Felder  der  ein- 
idnen  Bergwerke  nicht  aneinander  grenzen  oder  Grunde  des  öffent- 
lichen Interesses  (der  Sicherheitspolizei  etc.)  entgegenstehen  (2). 
Ausserdem  ist  dabei  das  Interesse  der  Hypothekengläubiger  und 
anderer  Realberechtigter  zu  berücksichtigen :  1)  kann  das  consoli- 
dirte  Bergwerk  nur  als  Ganzes  mit  Hypotheken  und  dinglichen 
Rechten  beschwert  werden,  so  muss  die  Vereinbarung  mit  den  Be- 
rechtigten bezüglich  der  dessfallsigen  Uebertragung  ihrer  Rechte 
beigebracht  werden  (3) ;  2)  in  allen  übrigen  Fällen  muss  die  Erklär- 
ung der  Antheilsyerhältnisse  erfolgen,  nach  welchen  jedes  einzelne 
Werk  in  das  consolidirte  Bergwerk  eintreten  und  mit  den  früheren 
Einzellasten  behaftet  sein  soll.  Diese  ist  den  Berechtigten  zur  Ein- 
legnng  etwaiger  gerichtlich  zu  verfolgender  Einsprüche  binnen  drei- 
monatlicher Präclusivfrist  bekannt  zu  geben;  auch  können  sie  in 
diesem  Falle  ihre  Befriedigung  vor  der  Verfallzeit  verlangen  (4). 
Nur  wenn  Berechtigte  nicht  vorhanden  oder  Einsprüche  nicht  erho- 
ben, resp.  gerichtlich  erledigt  sind,  entscheidet  die  Behörde  über 
die  Bestätigung  der  Consolidation  (6).  H.  Die  reale  Theilung  eines 
Bergwerkes  in  mehrere  selbständige  Felder  (6)  und  der  Austausch 
von  Feldestheilen  kann  aus  überwiegenden  Gründen  des  öffentlichen 
Interesses  versagt  werden.  Ein  Einspruchsrecht  der  Berechtigten 
findet  hier  nicht  statt;  doch  können  sie  ihre  Befriedigung  vor  der 
Yerfalkeit  fordern.    Ausserdem  gehen  die  dinglichen  Berechtigungen 
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auf  den  eingetauschten  Feldestheil  über,  wogegen  der  ausgetauschte 
frei  wird  (7).  Da  das  Bergwerkseigen thum  zu  den  Immobilien  ge- 
hört; so  finden  im  Allgemeinen  hinsichtlich  seiner  Veräußerung, 
Verpfändung,  des  Arrestes,  der  Führung  der  Hypothekenbücher, 
der  Subhastation  etc.  die  für  das  Grundeigenthum  geltenden  gesetz- 
lichen Bestimmungen  Anwendung  (8). 

(')  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  41.  42.  51. 
Bayern,  Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  53.  54.  62.  Oe streich, 
Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  §.  122.  Ftir  consolidirte  Werke  muss  yon 
Sachverständigen  ein  Situationsriss  des  ganzen  Feldes  angefertigt  werden. 

(2)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  49.  Bayern, 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  53.  61.  0 estreich,  Berggeseii 
vom  23.  Mai  1854  §.  112. 

(3)  Dies  ist  nach  Preuss*.  und  Bayr.  Rechte  dann  der  Fall,  wenn 
das  Bergwerk  einer  Gewerkschaft  im  neuen  Sinne  gehört.  Preiissen, 
Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  43.  98.  Bayern,  Berggesetz  Tom 
20.  März  1869  art.  55.  88.  Oestreicb,  Berggesetz  vom  23.  Mai  18*4 
§-  H2. 

(4)  Preussen,  Berggesetz  vom  24. Juni  1865  §.44—48.  Bayern 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  56—59. 

(5)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  49.  Bayer»» 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  61.  Oestreicb,  Berggesetz  tot 
23.  Mai  1854  §.  114.  Vollzugsverordnung  vom  25.  Sept.  1854  §.  74-fi. 
Die  Wirkung  der  Consolidation  ist,  dass  das  consolidirte  Werk  hinsicht- 
lich des  Betriebes,  der  Verwaltung,  der  Besteuerung  als  eineB  behandelt, 
dass  dadurch  in  der  Regel  ein  das  gesetzliche  Maximum  übersteigend« 
Feld  geschaffen  wird,  dass  das  Antheilsverhältniss  sich  ändert,  wenn 
die  Betheiligung  der  Theilnehmer  an  den  einzelnen  Werken  eine  un- 
gleiche war,  dass  die  Hypotheken-  und  andere  t  Realrechte  eine  Ver- 
änderung hinsichtlich  des  Objectes  erleiden.  Daraus  folgt  die  Not- 
wendigkeit der  Mitwirkung  der  Behörden.  Nicht  hieher  gehört  der  Fall, 
wenn  von  benachbarten  Bergwerken  aus  die  gemeinschaftliche  Ausführ- 
ung gewisser  Betriebsanstalten  oder  der  gemeinschaftliche  Abbau  ein* 
gewissen  Feldtheiles  bezweckt  wird,  im  Uebrigen  aber  jedes  Werk  selb- 
ständig für  sich  bestehen  bleibt.  Eine  Consolidation  von  Muthungen  ist 
unmöglich,  weil  dieselbe  ein  rechtlicher  Act  ist,  welcher  die  Existent 
des  Bergwerkseigenthumes  voraussetzt.  Klostermann,  Commentsr 
p.  132.  Ueber  die  formellen  Erfordernisse  der  Consolidation  s.  PreuBS. 
Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.42.  Achenbach  a.  a.  0.  §.  82  f. 
Gräff  a.  a.  0.  p.  65. 

(6)  Achenbach  a.  a.  0.  §.  56  ff. 

(7)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  51.  Bayern, 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  62.  Nach  dem  Oestreich.  Berg- 
gesetze vom  23.  Mai  1854  §.  115.  116  ist  die  räumliche  Theilung  eines 
einfachen  Grubenmasses  nur  dann  zulässig,  wenn  jeder  Theil  mit  einem 
angrenzenden  selbständigen  Grubenbesitz  vereinigt  wird;  die  Zustimmung 
der  Hypothekengläubiger  und  anderer  Realberechtigten  hinsichtlich  der 
Uebertragung  der  Antheilsrechte  ist  auch  hier  erforderlich. 
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(8)  Für  jedes  Bergbaurecht  ist  auf  Antrag  des  Berechtigten  ein 
Foiium  im  Grund-  und  Hypothekenbuch  anzulegen.  Alle  Taggebäude, 
Werkstätten  und  Anlagen,  die  zur  Ausübung  einer  Bergbauberechtigung 
erforderlich  sind,  machen  mit  dem  Grubenbau  selbst  ein  einheitliches 
Ganzes  als  Object  des  Bergwerkseigenthums  aus  (oben  §.  213);  sie  müs- 
sen daher  gleichfalls  im  Berghypothekenbuch  eingetragen  werden.  P  r  e  u  s- 
sen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  50.  52.  53.  Bayern,  Bergge- 
setz vom  20.  März  1869  art.  40.  41.  E.  Sachsen,  Berggesetz  vom 
16.  Juni  1868  §.  48.  49.  Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857 
§.  12.  16.  0 estreich,  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  §.  109.  117. 
Der  Einwand  der  laesio  enormis  ist,  wie  bei  Handelsgeschäften,  bei  Ver- 
trägen über  die  Veräusserung  von  Bergwerken  oder  Kuxen  ausgeschlos- 
sen; s.  schon  A.  L.  R.  ü.  16  §.  322.  —  Vgl.  Preussen,  Verordnung 
Tom  31.  März  1834  und  28.  Febr.  1845  betr.  die  Errichtung  des  Berg- 
njpotheken wesens  in  Westphalen  etc.  Instruction  für  die  Bergämter,  zu 
Bochum  und  Essen  vom  21.  Sept.  1832  wegen  Einrichtung  und  Bear- 
beitung des  Berghypotheken wesens.  Klostermann,  Commentar  p.  144 
—  168.  Gräff  a.  a.  0.  p.  56.  Hake  a.  a.  0.  §.  315  ff.  —  Entsteht 
über  das  Vermögen  <  eines  Bergwerksbesitzers  Concurs ,  so  werden  die 
Bergwerksgläubiger  aus  dem  Bergwerksvermögen  abgesondert  befriedigt. 
K.  Sachsen,  Berggesetz  von  1868  §.  54.  —  Nach  dem  Oestreich. 
Berggesetz  von  1854  §.  109  sind  auch  Hülfsbaue  und  Revierstollen  selb- 
ständige Objecto  des  Bergbaurechts  und  folglich  der  bücherlichen  Ein- 
wägung. 

III.    Gewerkschaften. 

§.    477. 

Wenn  mehrere  (physische  oder  juristische)  Personen  gemein- 
schaftlich an  einem  Bergwerke  betheiligt  sind,  so  bilden  sie  unter 
gewissen  Voraussetzungen  unter  einander  eine  Gewerkschaft  (l)  mit 
folgenden  Rechtsverhältnissen  (2):  1)  Die  Gewerkschaft  hat  den 
Character  der  juristischen  Persönlichkeit,  also  eine  von  dem  Privat- 
Tennögen  der  Theilnehmer  (Gewerken)  getrennte  Vermögensfahig- 
keit  und  Verwaltung  und  führt  einen  besonderen  Namen  (Firma)  (3). 
2)  Die  Bergwerksantheile  (Kuxe),  deren  Zahl  regelmässig  100  be- 
trägt, sind  nicht  ideelle  Theile  des  (immobilen)  Bergwerks,  sondern 
bewegliche  Bestandtheile  des  den  Inhabern  zustehenden  Privatver- 
mögens;  sie  lauten  nur  auf  den  Namen  und  bezeichnen  einen  ali- 
quoten Antheil  der  Gewerken  am  Gewinn  und  Verlust  der  Unter- 
nehmung (4).  3)  Das  über  sämmtliche  Gewerken  und  deren  Kuxe 
von  der  Behörde  zu  führende  Gewerkenbuch  bildet  die  Legitimation 
ler  Kuxinhaber,  denen  auf  Grund  derselben  ein  Antheilsschein  (Kux- 
ichein)  auszufertigen  ist  (5).  4)  Die  Kuxe  sind  untheilbar  und  kön- 
nen frei,  jedoch  nur  in  schriftlicher  Form  veräussert  und  verpfän- 
det, auch  im  Falle  des  Verlustes  amortisirt  werden  (6).  5)  Die  be- 
Jondere  Verfassung  der  Gewerkschaft   kann   durch  ein  gerichtlich 
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oder  notariell  zu  errichtendes  Statut  ger 
Zustimmung  von  wenigstens  drei  Vierti 
Bestätigung  der  Oberbergbehörde  bedarf 
der  Gesetze  nicht  abweichen  darf  CO.  ( 
folgt  in  Oewerkenversammlungen  (Gew 
der  Regel  mit  einfacher  Majorität;  die 
sichtlich  ihres  Nutzens  für  die  Gewerk 
licher  Präclusivfrist,  jedoch  ohne  Suspei 
liehen,  oder  nach  Bestimmung  der  Statut« 
angefochten  werden  (8).  7)  Nothwendig 
Bentanten  oder  eines  aus  mehreren  Mitgl 
Vorstandes,  welchem  die  gerichthehe  uii 
ung  der  Gewerkschaft,  die  Buchführung 
scheine,  sowie  die  Berufung  der  Gewt 
und  für  Gegenstände,  zu  welchen  %  M 
nothwendig,  oder  zur  Erhebung  von  Beit 
auszustellen  ist  (9).  8)  Jedes  Gewerke  k 
deres  im  Geaellschaftsvertrag  bestimmt  ii 
ten,  als  auch  von  seinen  Verpflichtung 
(Entrichtung  von  Beiträgen)  sich  durch 
befreien,  welcher  sodann  verkauft  oder 
keit  den  übrigen  Gewerken  zugeschrieb« 
Freikuxe  sind  aufgehoben;  die  noch  b« 
rechtigungen  umgewandelt  werden,  dere 
einbarung  der  Betheiligten  vorbehalten  t 

(')  Prenssen,  Berggesetz  vom  24. 
Berggesetz  vom  20.  März  1859  art.  85. 
22.  Juni  1857  §.  21.  K.  Sachsen,  Be 
§.  8.  Oestreich,  Berggesetz  vom  28.  ', 
finition  der  Gewerkschaft  ibid.  §.  138 :  Ve 
welchem  jeder  Theilhaber  sowohl  für  die  '. 
(Zubusse),  als  für  alle  im  Namen  des  V 
Übernommene  Verbindlichkeiten  nur  mit  sei) 
schaftlichen  Vermögen  haftet.  Vgl.  Graft 
a.  a.  0.  p.  49  ff.  Schomburg  a.  a.  0. 
sches  Privatrecht  I.  p.  343.  v.  Gerber, 
Ueber  gemeinschaftlichen  Besitz  des  Borgwcr 
meinen  Grundsätzen  des  Miteigentum  ms  mi 
Sechszehnteln  (früher  höchstens  8  Personen) 
von  1854  §.  135.  186  und  Weimar,  Berf 
Ueber  Eigenlob  nerschaft  (Gesellenban)  s. 
Schomburg  a.  a.  0.  p.  114.  Gengier  ; 
des  Bergbaues  durch  eigene  Handarbeit 
Gesellen  wurde  in  den  alteren  Rechten  rege 

(2)  Dieselben  können  übrigens  durch 
einzureichenden   Vertrag    von    den   Theilne 
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werden.  Oestreich,  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  §.  148.  Bayern, 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  122.  Preussen,  Berggesetz,  vom 
24.  Juni  1865  §.  138.  Ebenso  bleiben  die  Verhältnisse  der  Gewerk- 
schaften des  älteren  Rechtes  bis  zur  statutenmässigen  Abänderung  nach 
den  neuen  gesetzlichen  Bestimmungen  in  Geltung.  K.  Sachsen,  Berg- 
gesetz von  1868  §.17.  Preussen,  Berggesetz  von  1865  §.  227. 
Bayern,  Berggesetz  von  1869  §.  227.  237.  Vgl.  Kloster  mann, 
Gommentar  p.  216.  391.  Aeltere  Gewerkschaften  können  auch  in  ge- 
wöhnliche Actiengesellschaften  umgewandelt  werden.  E.  Sachsen, 
Berggesetz  von  1868  §.  17.  Das  Hauptmoment  der  neuen  Gewerk- 
schaften liegt  in  der  durchgreifenden  Personifikation  der  Unternehmung 
und  der  hiedurch  bedingten  Mobilisirung  der  Kuxe. 

(3)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  95  —  100.  Das 
Bergwerk  wird  folglich  auf  den  Namen  der  Gewerkschaft  in  das  Hypo- 
thekenbuch eingetragen  und  kann  nur  von  der  Gewerkschaft  und  nur 
als  Ganzes  mit  Hypotheken  und  dinglichen  Lasten  beschwert  werden. 
Durch  das  Ausscheiden  einzelner  Gewerken  wird  die  Gewerkschaft  weder 
aufgelöst,  noch  können  die  Einzelnen  auf  Theilung  klagen.  Bayern, 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  86  —  90.  K.  Sachsen,  Berggesetz 
vom  16.  Juni  1868  §.  9.  12.  Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857 
§.21.  Oestreich,  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  §.  139.  141  (nicht 
ausdrücklich  Jurist.  Persönlichkeit),     v.  Hingenau  a.  a.  0.  p.  581. 

(4)  Sie  lauten  daher  nicht,  wie  die  Actien,  auf  einen  festen  Nomi- 
nalbetrag und  geben  kein  festes  Anrecht  auf  Verzinsung;  sie  gehören 
daher  auch  nicht  zu  den  courshabenden  Papieren.  Die  Gewerken  sind 
verpflichtet,  die  zur  Erfüllung  der  Schuld  Verbindlichkeiten  der  Gewerk- 
schaft und  zum  Betriebe  erforderlichen  Beiträge  nach  Verhältniss  ihrer 
Eine  zu  zahlen.  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  101  — 
103.  Bayern,  Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  91—93.  E.  Sach- 
sen, Berggesetz  vom  16.  Juni  1868  §.  10.  13.  15.  Oestreich,  Berg- 
gesetz vom  28.  Mai  1854  §.  139.  140. 

(6)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  103.  Bayern, 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  93.  96.  K.  Sachsen,  Berggesetz 
vom  16.  Juni  1868  §.  13.  Oestreich,  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854 
§.  141.  142,    Vollz.-Ver.  vom  25.  Sept.  1854  §.  86. 

(6)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  101.  104.  106 
—  108.  110*  Geht  ein  Kux  durch  Erbschaft  oder  andere  rechtsgültige 
Willenserklärung  in  das  Eigenthum  mehrerer  Personen  über,  so  haben 
dieselben  zur  Ausübung  ihrer  Rechte  und  Pflichten  gegen  die  Gewerk- 
schaft einen  < besonderen  Bevollmächtigten  zu  stellen.  A.  L.  R.  I.  5 
§.  480.  I.  17  §.  151.  Ein  gesetzliches  Vorkaufsrecht  steht  den  Mitge- 
werken  nicht  zu.  Bei  freiwilligen  Veräusserungen  von  Kuxen  bleibt  de- 
ren seitheriger  Eigenthümer  der  Gewerkschaft  für  die  Beiträge  verpflich- 
tet, deren  Erhebung  die  Gewerkschaft  beschlossen  hatte,  bevor  die  Um- 
schreibung der  Euxe  im  Gewerkenbuch  gesetzlich  beantragt  ist.  Bayern, 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  91 — 98.  K.  Sachsen,  Berggesetz 
vom  16.  Juni  1868  §.  139.  142.  Der  neue  Uebernehmer  eines  Kuxes 
haftet  der  Gewerkschaft  auch  für  die  darauf  anstehenden  Beiträge;  auch 
kann  ibid.  §.  140  der  Kux  in  100  Theile  getheilt  werden. 

C7)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  94.  Bayern, 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  85.    K.  Sachsen,   Berggesetz  vom 
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16.  Juni  1868  g.  9.  15.  Weimar,  Berg 
g.  22.  Ocetreich,  Berggesetz  vom  23.  1 
gatoriach,  bald  facultativ  hinsichtlich  der  Sts 

(8)  Bei  wichtigen  Beschlüssen)  insbes 
Snbatanz  des  Bergwerks  (Verkauf,  Verplant 
erforderlich;  zu  Verfügungen  über  das  yei 
durch  Verzicht  oder  Schenkung  Einstimmigk 
vom  24.  Juni  1865  §.  111—116.  Bayern 
1869  art.  100  —  105.  Oestreich,  Berj 
§.  149—156.  Letzteres  Gesetz  verlangt,  wi 
liegt ,  für  die  Auflösung  der  Gewerkschaft  oc 
stamm  Vermögens  die  Zustimmung  der  Bergbc 

(")  Prenssen,  Berggesetz  vom  24.  Ji 
Gewerkschaften,  welche  der  Aufforderung, 
Grubenvorstand  zu  bestellen,  nicht  nachkon 
der  Behörde  bestellt.  Bayern,  Berggesetz 
—  117.  E.  Sachsen,  Berggesetz  vom  16.  . 
reich,  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  §.  14 
die  nothwendige  Bestellung  eines  Sehicbtmeie 
314.     Bayr.  Bergoidnung  von  1784  art.  23 

('")  Preussen,  Berggesetz  vom  24. 
Ausserdem  kann  jeder  Gewerke  auf  seinen 
wenn  auf  dem-  Antheile  weder  schuldige  Bei 
Verbindlichkeiten  haften  nnd  die  ausdrücklicl 
ger  beigebracht  wird,  auch  die  Rückgabe  dei 
Schaft  erfolgt.  Bayern,  Berggesetz  vom  2C 
E.  Sachsen,  Berggesetz  vom  16.  .Inni  1866 
gesetz  vom  23.  Mai  1854  §.  157—167.  Fl 
bnsse  Rückständigen  wird  vom  Vorstände 
verkauft. 

(")  Prenssen,  Berggesetz  vom  24.  Jt 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  224. 
namentlich  zu  Gunsten  des  Grundeigentum« 
gemeinnütziger  Anstalten  (Kirche,  Schule), 
des  Guts-  oder  Gerlcbtsherrn.  Gengier  a. 
früheren  Natural  antheile  des  Staates  an  den 
und  sonstige  Vorrechte  sind  durch  neuere  Ge 
sen,  Gesetz  vom  12.  Mai  1851  betr.  die  I 
Gesetze  vom  22.  Mai  1861,  20.  Oct.  1862, 
Decret  vom  6.  Mai  1811.  Cab.-Ordre  vom 
nung  hiezn  vom  21.  Juni  1857.  Klosterm 
427.  Bayern,  Gesetz  vom  6.  April  1869 
Bergwerken.  Oestreich,  Berggesetz  vom 
(Massengebühr,  Freischürfgebühr  und  Rinke 
werken).  Gesetz  vom  28.  April  1862  betr. 
werkfrohne.  Weimar,  Berggesetz  vom  2 
(Grnbenfeldabgabe,  Zwanzigste  als  Abgabe 
bürg  a.  a.  0.  p.  261  —  286.  Gräff  a.  a. 
m.  §.  181  —  183.  Üeber  das  frühere  Vorka 
MetaUansbeute  s.  A.  L.  ß,  IL  16  §.95—97.  , 
vom  21.  März  1719  art.  58.  Magdeburg 
cap.  59  §.  1.     Churpfalz.  B.  0.  vom  81.  . 
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IV.    Der  Bergbaubetrieb. 

§.    478. 

Die  Einrichtung  und  Ausführung  des  Bergbaubetriebes  und  die 
Führung  des  Grubenhaushaltes  (Grubenrechnungen)  ist  dem  freien 
Ermessen  des  Bergwerkseigenthümers  überlassen  (1).  Jedoch  sind  hie- 
bei  folgende  Regeln  zu  beobachten.  1)  Von  der  Inbetriebsetzung  eines 
Bergwerkes  ist  der  Bergbehörde  vorherige  Anzeige  zu  erstatten  (2). 

2)  Der  Betrieb  darf  nur  auf  Grund  eines  Betriebsplanes  geführt  wer- 
den, welcher  von  der  Bergbehörde  nach  polizeilichen  Bücksichten 
(§.  484)  zu  prüfen  und  ihr  zu  diesem  Zwecke  vorher  mitzutheilen 
ist;  das  Gleiche  gilt  auch  von  späteren  Abänderungen  des  Planes  (3). 

3)  Ein  den  polizeilichen  Anordnungen  zuwiderlaufender  Betrieb  kann 
nöthigenfalls  von  der  Bergbehörde  eingestellt  werden  (4).  4)  Der  Be- 
trieb darf  nur  unter  Leitung,  Aufsicht  und  Verantwortlichkeit  von 
Personen  geführt  werden,  deren  Befähigung  hiezu  von  der  Bergbe- 
hörde, nötigenfalls  auf  Grund  einer  Prüfung,  anerkannt  ist  (Be- 
triebsführer, Schichtmeister,  Steiger,  technische  Aufseher  etc.);  die- 
jenigen, denen  die  Anerkennung  der  Befähigung  abgeht,  können  ent- 
fernt, eventuell  der  Betrieb  eingestellt  werden  (6).  5)  Die  Personen, 
welche  die  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  Betriebes  übernommen 
haben,  sind  für  die  Einhaltung  der  Betriebspläne  und  die  Befolgung 
•Her  gesetzmässigen  Vorschriften  und  Anordnungen  verantwortlich  (Gj. 
8)  Die  Einstellung  des  Betriebes  bleibt  dem  Bergwerksbesitzer  jeder- 
zeit frei ,  ausgenommen  wenn  derselben  nach  der  Entscheidung  der 
Bergbehörde  überwiegende  Gründe  des  Öffentlichen  Interesses  (öffent- 
liche Sicherheit,  allgemeine  Versorgung  des  Publicums)  entgegen- 
stehen; von  jeder  beabsichtigten  Betriebseinstellung  ist  daher  der 
Bergbehörde  vorherige  Anzeige  zu  machen  (7). 

(*)  Vgl.  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  65  ff. 
Bayern,  Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  63  ff.  Beschränkende  Be- 
stimmungen sind  in  dem  Oe  st  reich.  Berggesetze  vom  23.  Mai  1854 
§.  174  ff.  vorgeschrieben  (steter  Betrieb,  noth wendiges  Minimum  der  Be- 
triebsleistung), welche  mehr  der  regalen  Natur  des  Bergbaues,  als  dem 
socialen  Princip  der  Erwerbsfreiheit  entsprechen.  In  dem  K.  Sachs. 
Berggesetze  vom  16.  Juni  1868  §.  58  ist  ein  gewisses  Verhältniss  der  zu 
verwendenden  Arbeitskräfte  zur  Grosso  des  Grubenfeldes  nach  Massein- 
heiten vorgeschrieben;  in  dem  Weimar.  Berggesetze  vom  22.  Juni  1857 
%.  71  ff.  die  Vollständigkeit,  Dauer  und  Nachhaltigkeit  des  Baues,  die 
Herstellung  der  erforderlichen  Hülfsbaue  und  Anlagen,  sowie  die  Führ- 
ung von  Grubenrechnungon ;  ebenso  auch  ein  gewisses  Minimum  der  Be- 
triebsleistungen. —  Bergwerke,  welche  durch  gleiche  Ortslage  und  durch 
gleiche  Besitz-,  Betriebs-  und  andere  Verhältnisse  in  einer  natürlichen 
Verbindung   stehen,     können   nach   Anhörung  der  Betheiligten   von   der 

So  es  1  e  r ,  Verwaltunggrecht  I.  9.  37 
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Interessen    und    der  Verwaltung    gemeinsamer  Anstalten  zn  einem  ttevier 
verbunden  werden ;    die  Folge    hieven    ist    gemeinsame   Bestimmung  d« 
Bergwerksmasse,  der  Abbaawttrdigkeit,  der  Schürf-  und  Muthungsarbeiten, 
Anlegung  gemeinsamer  Unternehmungen  (Reviers  tollen,  Hauptanfftchlüsu, 
Wasserleitungen,  Förderbahnen,  Aufbereitunge-  und  Schmelzwerte,  Wt  ' 
schulen,  Unters tützungscasse n  etc.).     S.  hierüber  Oestreich,  Bergge 
vom  23.  Mai  1854  §.  11.  274.  275.     Vollzugs  Verordnung  vom  25.  S 
1854   §.  8.   129.   130.     K.   Sachsen,    Berggesetz   vom  16.  Juni  1 
§.  91—116;  über  gemeinschaftliche  Anstalten  mehrerer.  Unternehmer  s 
Weimar,  B.  G.  von  1857    §.  24.     Ueber  frühere  Massregeln  gegen 
Raubbau  s.  Zerrenner,  Lehrbuch  §.  165.    Hake  a.  a.  0.  g.  3531 

(2)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  j§.  66.  Baye 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  64. 

<3)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  67-69.: 
Bayern,  Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  65-  67.  K.  Sachs 
Berggesetz  vom  16.  Jnni  1868  §.  60.  Weimar,  Berggesetz  vom  22. , 
1857  §.  75—77. 

(4)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Jnni  1865  §.  70.  Bay« 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  68.  Weimar,  Berggesetz 
22.  Juni  1857  §.  78.  ■ 

(6)  Diese  Vorschrift  gilt  auch  für  die  Bergwerksbesitzer  selbst, 
diese  die  technische  Geschäftsführung  übernehmen.  Preussen,  Bei] 
setz  vom  24.  Juni  1868  §.  73 — 75.  Bayern,  Berggesetz  vom  20.1 
1869  art.  71-  73.  K.  Sachsen,  Berggesetz  vom  16.  Juni  1868  g. 
über  Entlassung  der  Werkbeamten  durch  die  Besitzer  ibid.  §.  69;  '■ 
Aufstellung  eines  sachverständigen  Werkleiters  durch  die  Behörde  0' 
reich,  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  §.  224.  S.  noch  Weimar,  E 
gesetz  vom  22.  Juni  1857  §.  84—93. 

(6)  Hieher  gehört  auch  die  Verpflichtung,  1)  der  Bergbehörde 
Erfordern  Auskunft  über  den  Betrieb  zn  geben;  2)  ein  Grubenbil 
mehreren  Exemplaren  durch  Sachverständige  anfertigen  upd  regelm 
nachtragen  zu  lassen;  3)  die  vorgeschriebenen  statistischen  Nachrk 
Über  die  Ergebnisse  des  Betriebes  einzureichen ;  4)  Personen,  welche 
dem  Bergfach  gewidmet  haben,  zum  Zweck  ihrer  Ausbildung  die  Be: 
nng  und  Besichtigung  des  Werks  zu  gestatten;  sodann  die  zuweilen 
geschriebene  Gestattung  gemeinnütziger  Versuchsarbeiten  in  den  Gn 
Vgl.  Preusson,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  72—79.  Bay> 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  74—77.  K.  Sachsen,  Bergg 
vom  16.  Juni  1868  §.  61  —  64.  Weimar,  Berggesetz  vom  22. 
1857  §.  78  ff.  Oestreich,  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  §.  185- 
Auswärts  wohnende  Bergwerk sbesitzer  haben  einen  Bevollmächtigte] 
Bezirk  der  Bergbehörde  zu  stellen. 

t7)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  65.  71.  Bay< 
Berggesetz  vom  SO.  März  1869  art.  63.  69.  Der  Grundsatz  des  all 
Bergrechts,  dass  der  Besitzer  eines  Bergwerks  verpflichtet  sei,  das 
ununterbrochen  bei  Verlust  seines  Rechtes  zu  betreiben,  ist  damit  a 
hoben;  vgl.  auch  schon  das  Französ.  Berggesetz  vom  21.  April 
art.  49.  S.  aber  noch  K.  Sachsen,  Berggesetz  vom  16.  Juni 
9-  59  (Genehmigung  der  Einstellung  des  Betriebs  durch   das  Berge 
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ferner  Weimar,   Berggesetz  vom   22.  Juni  1857   §.  73.    Oest 
Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  §.  170  ff. 

§.  479. 
Der  volle  Betrieb  des  Bergbaues  erfordert  neben  der 
Ausbeutung  der  unterirdischen  Lager  zugleich  eine  entspreche): 
nützung  der  Erdoberfläche,  wodurch  Conflicte  mit  dem  Grun< 
thum  entstehen  können,  deren  Beseitigung  im  Interesse  des 
baues  und  des  Grundeigeiithumes  selbst  liegt.  Der  frühere  unbi 
Vorzug  des  Bergbaues  vor  jeder  anderen  Benützung  der  Ei 
fläche  zu  land wirtschaftlichen,  gewerblichen  und  sonstigen  Zi 
ist  in  dem  neuesten  Rechte  hinweggefallen ;  das  Recht  der  Berg 
eigenthümer  ist  vielmehr  nur  ein  relatives  und  anf  gewisse  FS 
Bedürfnisses  beschränkt  (').  Die  deefallsigen  Bestimmungen  s 
Wesentlichen  folgende:  1)  Jeder  Grundbesitzer  ist  verpflichte 
nen  Grund  und  Boden  nebst  Zubehör  für  Zwecke  des  Berg 
triebes  in  Beinern  ganzen  Umfange  (2)  dem  Bergwerksbesitzer  ii 
zu  überlassen,  als  es  der  Gebrauchszweck  erfordert  (3).  2) 
Ueberlassung  kann  jedoch  rücksichtlich  des  mit  Wohn-,  Wirtha 
und  Fabrikgebäuden  überbauten  Bodena  und  der  damit  in  V< 
ung  stehenden  eingefriedigten  Hofräume,  sowie  aus  überwie] 
Gründen  des  Sämtlichen  Interesses  verweigert  werden  {*).  3) 
ist  die  Ueberlassung  zur  blossen  Benützung,  doch  kann,  wem 
länger  als  3  Jahre  andauert  oder  eine  Werthvenninderung  des  l 
sfückes  bewirkt  ist,  die  Eigenthumsübernahme  gefordert  wen 
4)  Der  Grundbesitzer  muss  für  die  entzogene  Nutzung  oder  : 
Hingabe  des  Eigenthnnu  volle  Entschädigung  erhalten  und 
;  Grundstück  nach  beendigter  Nutzung  unter  Ersatz  des  etwa 
«achten  Mmderwerth.es  dem  Eigenthümer  zur  freien  Benützui 
rückzustellen  (G).  5)  Die  flöhe  der  Entschädigung  und  die  n 
Verhältnisse  der  Abtretung  sind  im  Allgemeinen  nach  den  i 
■ätzen  der  Enteignung  zu  bemesBen  (7).  6)  Streitigkeiten  d 
(heiligten  über  die  Abtretungspflicht  entscheidet  die  Bergbehi 
Verbindung  mit  der  Polizeibehörde;  der  zulassende  Beeohlusi 
eine  genaue  Bezeichnung  des  Grundstücks,  sowie  die  Beding 
der  GebrauchsÜberlasBung  oder  Erwerbung,  ferner  die  Fests 
der  Entschädigung  und  Sicherheitsleistung  enthalten,  in  welch 
ziefaung  der  Rechtsweg,  jedoch  ohne  Snspeneiveffect,  beschritte 
den  kann  (").  7)  Die  Benützung  selbst  ist  unbeschränkt  uni 
soweit,  als  der  Gebrauchszweck  es  erfordert  ("). 

(')  Zufolge  der  Behandlung  des  Bergbaues  als  gewöhnlicher  Ei 
tweig.  Vgl.  Schomburg  a.  a.  0.  p.  214ff.  Klostermann,_Cc 
tax  p.  260  ff. 

37* 
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<!)  Also  sowohl  zu  den  Zi 
gebüude,  Ablageplatze,  Maschine 
portes  der  Bergbau  pro  du  cle.  Ii 
bieher  die  Errichtung  von  Wcgi 
mann  a.  a.  0.  p.  263),  ferner 
reitungsanstalten.  Unter  Aufbore 
Wege  vorzunehmende  Sonderuni 
Gestein  und  fremdartigen  Subsi 
Pochen  fällt;  im  Gegensatz  hiez 
selben  den  Zweck  und  die  A 
a.  a.  0.  %.  56  ff.  Klosterman 
§.  101  ff.  Zu  den  Aufbereitun 
Theerschwelereien  und  Coaksöfe: 
1865  §.  135.  Bayern,  Berg) 
Sachsen,  Berggesetz  vom  16. 
gesetz  vom  22.  Juni  1857  §.  9. 
setz  von  1854  §.  131,  welches  a1 
Öfen  etc.  zu  den  Gegenständen  < 
Bergschmieden  s.  Achenbach 

(3)  Preussen,  Berggesel 
Berggesetz  vom  20.  März  1869 
16.  Juni  1868  §.  122.  Weima 
Oestreich,  Berggesetz  vom  2\ 

(4)  Preussen,  Berggesei 
Berggesetz  vom  20.  Harz  1869 
liebkeit  einer  Bergbauanlage  kau 
zogen  werden,  als  es  sich  um  W 
Wasserversorgung,  Gesundheit  ( 
gleich  mit  den  Interessen  des  Bei 
mnss;  das  Privatinteresse  des 
nicht  in  Betracht.  S.  auch  K. 
§.  128—180.  Oestreich,  Bei 
mar,   Berggesetz  vom  22.  Juni 

(&)  Preussen,  Berggeset 
Berggesetz  vom  20.  März  1869 
vom  16.  Juni  1868  §.  123-12 
1854  §.100.  Weimar,  Berggei 
bürg  a.  a.  0.  p.  232. 

(6)  Für  die  Erfüllung  der 
ung  einer  angemessenen  Caution 
setz  vom  24.  Juni  1865  §.  13 
1869  art.  126. 127.  K.Sachs« 
Oestreich,  Berggesetz  vom 
Weimar,  Berggesetz  vom  22. 
aten  des  Bergbaues  bestehende  1 
a.  a.  0.  p.  303. 

f7}  Preussen,  Berggesc 
Bayern,  Berggesetz  vom  20.  1 
gesetz  vom  16.  Joni  1868  §.  131- 
1857  §.  128  —  132.  Oestreic 
Vgl.  oben  §.  195  ff. 
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(8)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  142 — 146.  Der 
Rechtsweg  findet  hienach  auch  statt,  wenn  die  Abtretungspflichtigkeit 
des  Gegenstandes  oder  wenn  die  Abtretungspflicht  auf  Grund  eines  spe- 
ciellen  Rechtstitels  bestritten  wird.  Bayern,  Berggesetz  vom  20.  März 
1869  art.  136  —  146.  K.  Sachsen,  Berggesetz  vom  16.  Juni  1868 
§.  133—186.  Oeatreich,  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  §.  101—108. 
132.  Vollzugsverordnung  vom  25.  Sept.  1854  §.  68.  Weimar,  Berg- 
gesetz vom  22.  Juni  1857  §.  127.  128. 

f9)  Sie  bezieht  sich  daher  auch  auf  die  Inanspruchnahme  von  Stei- 
nen, Sand,  Erde  etc.;  auch  kann  sie  sich  blos  negativ  gestalten,  z.  B. 
wenn  zur  Dampfung  eines  Grubenbrandes  die  Anlage  von  Steinbrüchen, 
oder  zum  Schutz  einer  Grube  gegen  das  Eindringen  von  Wasser  die  Be- 
flossung  einer  Wiese  untersagt  wird.  Klostermann,  Oommentar p. 266. 
Aach  das  Begehen  fremder  Grundstücke  behufs  der  im  bergbaulichen  In- 
teresse vorzunehmenden  Untersuchungen  und  Erörterungen  gehört  hieher. 
K.  Sachsen,  Berggesetz  vom  16.  Juni  1868  §.  146;  ferner  die  Setzung 
von  Marksteinen  und  anderen  zu  Bergbauzwecken  nothwendigen  Grenz- 
zeichen. Oestreich,  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  §.  104.  Weimar, 
Berggesetz  vom  22.  Juni  1857  §.  116.  140. 

§.  480. 

Auf  Gewässer,  welche  ausschliesslich  durch  den  Bergbau  er- 
•ehroten  werden  und  daher  als  Producte  des  Bergbaues  zu  betrach- 
te sind  (Gruben wasser ) ,  hat  der  Bergwerksbesitzer ,  auch  wenn  er 
»  zu  Tage  ausfliessen  läset ,  bis  zu  ihrer  Vereinigung  mit  anderen 
beständigen  Wasserläufen  (Tagwassern)  ein  ausschliessliches  Vorrecht 
'er  Benützung  zum  Bergbaubetriebe  und  den  dazu  gehörigen  Aufbe- 
rätongsanstalten  (1).  Werden  sie  von  ihm  für  Bergwerkszwecke 
nicht  in  Anspruch  genommen,  so  kann  insolange  ihre  Benützung  von 
far  Bergbehörde  in  widerruflicher  Weise  auch  anderen  gestattet  wer- 
ten, wobei  die  Besitzer  benachbarter  Bergwerke  und  Aufbereitungs- 
Utetalten  den  Vorzug  erhalten  sollen,  eventuell  der  Eigenthümer  dee 
Bodens,  wo  die  Wasserseige  ausmündet  (2).  Im  Uebrigen  entscheidet 
tas  volkswirtschaftliche  Interesse,  das  locale  Bedürfniss  oder  die 
Priorität  (3).  Die  Grundbesitzer  sind  verpflichtet,  das  zu  Tage  kom- 
nende  Wasser  gegen  Entschädigung  aufzunehmen  und  über  ihre 
Grundstücke  leiten  und  abfliessen  zu  lassen;  ausgenommen,  wenn 
las  Wasser  zu  anderen  als  Bergbauzwecken  weiter  geleitet  und  be- 
lützt  werden  will  (*).  Tagwasser  (Flüsse ,  Bäche)  sind  kein  Gegen- 
tand einer  Verleihung  für  Bergbauzwecke;  vielmehr  unterliegt  deren 
Benützung  hiefür  lediglich  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  die 
Benützung  des  Wassers  für  Erwerbsunternehmungen,  wornach  in  der 
tegel  ein  Vorrecht  irgend  einer  Art  nicht  stattfindet  (5). 

(l)  Bayern,  Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  148.  K.  Sach- 
9a  Berggesetz  vom  16.  Juni  1868  §.  152  —  154.  Weimar,  Bergge- 
stz  vom   22.  Juni   1857    §.  145.  146v     Oestreich,    Berggesetz    vom 
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23.  Mai  1854  §.  128.  Hake  a.  a.  0.  §. 
g.  125.  128.  Schomburg  a.  a.  0.  p.  S 
§.  45.  47.  48.  Vgl.  oben  §.  474  Ziff.  2. 

(2)  Auf  diese  Verleihung  der  Bergw 
über  Mathung  und  Verleihung  der  Grubenfeld 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  149. 
23.  Mai  1854  g.  129.  K.  Sachsen,  B 
§.  155  —  157.  Weimar,  Berggesetz  von 
Letzteres  ist  auch  für  das  Preuss.  Bergg 
Analogie  des  §.  57  anzunehmen,  sofern  o  Be 
baren  Producten  des  Borgbaues  zu  reebnen 
verliehenen  Wasserben  fltzungsrechtes  a  K.  S 
§.  165  ff.  Für  die  Benutzung  solcher  Wast 
wenn  er  dem  G  rund  ei  gen  th  um  er  für  die  G< 
Vergütung  zu  leisten  hat,  von  dem  Drittel 
noch  Hake,  Commontar  §.  535.     Zcrrei 

P)  Weimar,  Berggesetz  vom  22.  ^ 

(*)  Preussen,  Berggesetz  vom  24, 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  124. 
16.  Juni  1868  §.  167.    Weimar,  Bergges 
Vgl.  oben  §.  479. 

(b)  Bayern,  Berggesetz  vom  20. 
vom  28.  Mai  1852  über  die  Benützung  c 
Preussen  nach  dem  Borggesetze  von  186 
g.  47  ff.  (entgegen  der  Bestimmung  des  A. 
ist  Klostermann,  Cornmentar  p.  265,  i 
des  Wasser  ohne  weiteres  für  Bergbauzwt 
was  jedoch  durch  §.  135  des  Berggesetze 
findet.  Vgl.  oben  g.  479  und  221.  Dem  Pr 
noch  Oestro  ich,  Berggesetz  vom  23.  Mai  1: 
gesotz  vom  22.  Juni  1857  §  120—157,  w 
von  Tagwassern  stattfindet ,  soferne  nicht 
öffentliche  Rücksichten  entgegen  stehen  u 
ung  grössere  wirtschaftliche  Vortheile  en 
sen,  Berggesetz  vom  16.  Juni  1868  g. 
8.  537.  538.  Kressuer  a.  a.  0.  §.  69 
§.  126.  127.  —  Uober  die  früheren  Vorre 
ung  des  HolzbedUrfnisses  für  den  Bergbau 
Bayr.  Bergordnung  von  1784  art.  8.     H 

§•  481. 
Für  Beschädigungen,  welche  frt 
dessen  Zubehör  durch  den  unterirdische] 
ten  Betrieb  eines  Bergwerks  zugefügt  v 
Besitzer  des  letzteren  oder  derjenige, 
hat,  Entschädigung  zu  leisten  verbunt 
springt  nicht  aus  den  privatrechtlichen 
ersatz,  sondern  aus  dem  eigcnthümliohc 
zum  Grundeigcnthttmer ,    welches  eine 
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Ausgleichung  der  CoIIision  der  beiderseit: 
trächtigung  des  Bergbaubetriebes  erfordert 
durch  die  blosse  Thatsaohe  der  Beschädigu 
sie  durch  eine  Handlung  des  Pflichtigen  ve 
vorausgesehen  werden  konnte  oder  nicht.  . 
über  Vertrag  and  Quasivertrag  hierauf  am 
doch  die  vertragsmäßige  Regulirung  des  b 
nicht  ausgeschlossen  wird  (').  Ist  der  Sei 
mehrerer  Bergwerke  verursacht ,  so 
,  den  Ersatz  gemeinschaftlich  zo  gleichen 
Ersatzpflicht  cessirt,  wenn  die  beschädigt 
errichtet  wurden,  wo  die  ihnen  durch  den  '. 
dem  Grundbesitzer  bei  Anwendung  gew5 
nicht  unbekannt  bleiben  konnte;  dieser  1 
Vergütung  der  Werthverminderung,  die  e« 
Unterlassang  solcher  Anlagen  aus  solchem 
Grundsätze  finden  auch  Anwendung  auf  B< 
Grundbesitzer  durch  Schürf-  und  MuthuHj 
den  (■').  Andererseits  haben  Bergbautreibend 
gegen  die  Ausführung  von  Strassen,  Eisen) 
deren  öffentlichen  Verkehrsmitteln,  behufs 
das  Recht  der  Enteignung  beigelegt  ist;  si 
Stellung  solcher  Anlagen  Seitens  der  Behöi 
den,  in  welcher  Weise  die  Anlagen  anter  rr 
theiligung  des  Bergbaubetriebes  auszufühi 
Bergbautreibende  zum  Bergwerksbetriebe  v< 
Anlagen  berechtigt,  so  hat  er  gegen  die  U 
einen  Ansprach  auf  Schadensersatz,  soweit 
triebe  die  Unterlassung,  Beseitigung  oder  V 
nothwendig  wird  (6). 

(')  Gleichgültig  ist  auch,  ob  der  Botrie 
Grundstücken  stattgefunden  hat  oder  nicht.  Pi 
24.  Juni  1865  §.  148.  151.  Ob.-Trib.-Beschl. 
Erk.  vom  16.  März  1839  und  7.  Nov.  1849.  I 
tar  p.  277  ff.  Bayr.  Berggesetz  vom  20.  MB 
mar,  Borggesetz  vom  22.  Juni  1857  §.  134. 
vom  23.  Mai  1854  §.  106;  Über  BaufUhrun) 
Tagmasse  ibid.  §.  107.  K.  Sachsen,  Bergg 
§. 139. 144  (bezieht  sieb  hier  nnr  auf  Bosch  Sri  igt 
für  andere  Beschädigungen  sollen  nach  §.  14$ 
Hcstimmuugen  gelten).  Unter  Umständen  kan 
thnmer  auch  die  Enteignung  seines  Grundstüc 
besitzet  fordern.     Hake,  Commentar  §.  540  ff, 

t1)  Prenascn,  Berggesetz  vom  24.  Jun 
haltniss   der  Bergwerksunter  neb  mer  unter  sich 


584     Bnch  IV.    Erwerbsrecht.    Titel  III.    Di 

eines  anderen  Theilnahtnoverlillltuisscs  und 
des  hienach  zuviel  Gezahlten  nicht  ausgescb 
vom  20.  März  1869  art.  152. 

f,3)  Nur  darf  die  Errichtung  von  di 
zu  dem  Zweck  eine  solche  Vergütung  zu  e: 
lediglich  nach  den  Umständen  zu  beurtheil 
setz  vom  24.  Juni  1865  §.  150.  Bayer: 
1869  art.  153.  K.  Sachsen,  Berggeset 
Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857. 
gesetz  vom  23.  Mai  1854  §.  106;  bezieht  s 
von  Mineral  au  sbeutun  gen ,  zu  welchen  an  s 
rechtigt  ist.  ibid.  g.  127. 

(*)  Preuesen,  Berggesetz  vom  24. 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  155 
22.  Juni  1857  §.  34.  Die  Beschränkung 
teu  auf  fremdem  Grund  und  Boden  (Klost 
findet  im  Gesetze  keinen  Halt  und  widerspi 
da  Schürfen  und  Mnthen  nicht  aus  dem  Ei 
lichor  Berechtigung  abgeleitet  werden.  Vgl. 
ansprach  verjährt  in  3  Jahren  vom  Tage 
und  des  Urhebers  des  Schadens  an  gerecb 
von  1865  §.  151.    Bayern,  Berggesetz  vi 

(")  Prousson,  Berggesetz  vom  24. 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  15 
»om  16.  Juni  1868  §.  141.  Weimar,  1 
§.  136.  Obige  Vorschrift  ist  nicht,  wie 
p.  291  meint,  ohne  juristischen  Inhalt,  < 
brauch  des  Bodens  für  öffentliche  Zwecke 
Bergbautreibenden  den  Vorzug  haben  soll. 

(B)  Ueber  die  Entschädigung  entscl 
Einigung  die  Gerichte.  Prenssen,  Bei 
§.  154.  155.  Bayern,  Berggesetz  vom 
K.  Sachsen,  Berggesetz  vom  16.  Juni  1 
Berggesetz  vom  22.  Juni  1857  §.  137.  14 
früheren  Preuss.  Rechte  controverso  Frage 
p.  287  ff.  Veith,  Die  Entschädig ungsve 
Seilschaften  den  Berg  werk  seigenthUmern  g* 


V.  Die  Verhältnisse  der  I 
§.482. 
Das  Verhältnis»  der  Bergwerksuni 
beschäftigten  Bergleuten  unterliegt  d 
Festsetzung  nach  den  Grundsätzen  über 
die  erstoren  Arbeitsordnungen  für  ihre 
zeitig  mit  ihrer  Bekanntmachung  behuf 
und  yerordnungamäsBigen  Inhaltes  und 
enthaltenen  Strafbeatimmnngen  zur  Ken 
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bracht  werden  (*).  Das  Vertragsverh&Itniss  kann ,  wenn  nicht  ein 
Anderes  verabredet  ist,  durch  eine  jedem  Theile  freistehende  vier- 
zehn Tage  vorher  zu  erklärende  Kündigung  aufgelöst  werden;  in 
gewissen  gesetzlich  benannten  Fällen  kann  jedoch  schon  vor  Ablauf 
der  vertragsmäßigen  Arbeitszeit  und  ohne  vorherige  Aufkündigung 
die  Entlassung  resp.  der  Austritt  aus  der  Arbeit  stattfinden  (3).  Jedem 
abkehrenden  Bergmann  ist  ein  Arbeitszeugniss  (Abkehr-,  Entlass- 
schein),  auf  Verlangen  auch  über  seine  Aufführung  auszustellen, 
welches  von  der  Polizeibehörde  kostenfrei  zu  beglaubigen  und  even- 
tuell auf  Kosten  des  Verpflichteten  auszufertigen  ist  (4) .  Ohne  Vor- 
lage eines  solchen  Zeugnisses  dürfen  Arbeiter,  welche  bereits  beim 
Bergbau  beschäftigt  waren,  von  Bergwerksbesitzern  oder  deren  Stell- 
vertretern nicht  angenommen  werden  (5).  Auf  jedem  Bergwerke  ist 
aber  die  daselbst  beschäftigten  Arbeiter  eine  genaue  Liste  (Mannschafts- 
buch j  zu  führen,  welche  der  Bergbehörde  auf  Verlangen  vorgelegt 
werden  muss  (6). 

(!)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.80.  Bayern, 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  78.  K.  Sachsen,  Berggesetz  vom 
16.  Juni  1868  §.  71.  77.  Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857 
|.  94.  Oestreich,  Berggesetz  vom  28.  Mai  1854  §.  200.  201.  Voll- 
zugsverordnung  vom  25.  Sept.  1854  §.  102.  Der  §.  105  der  Bundes- 
gewerbeordnung vom  21.  Juni  1869  findet  an  sich  (vgl.  §.  6  ibid.)  auf  das 
Bergwesen  keine  Anwendung. 

(2)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  80.  Bayern, 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  78.  Oestreich,  Berggesetz  vom 
23.  Mai  1854  §.  200.  E.  Sachsen,  Berggesetz  vom  16.  Juni  1868 
8-78.  Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857  §.  92.  94.  Gegen  un- 
gesetzliche oder  das  öffentliche  Interesse  verletzende  Bestimmungen,  wie 
unzulässige  Beschränkungen  der  persönlichen  Freiheit  oder  sonstige  Be- 
einträchtigung eines  gesunden  und  gerechten  Arbeitsverhältnisses  kann 
die  Bergbehörde  einschreiten.  Klostermann,  Commentar  p.  199  ff. 
Hieher  gehören  namentlich  Bestimmungen  Über  die  zulässige  Grenze  der 
Haturalbelohnung,  über  die  Verpflichtung  der  Arbeiter  zur  Entnahme 
ihrer  Bedürfnisse  aus  gewissen  Verkaufsstellen  und  über  das  Creditiren 
Ton  Waaren ,  über  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  •  und  von 
Frauen  bei  der  Grubenarbeit.  S.  die  Bundes-Gewerbeordnung  vom  21.  Juni 
1869  '§.  128—139.  152  —  154.  Durch  letztere  Vorschriften  sind  die  Be- 
stimmungen, welche  die  Bergbauarbeiter  wegen  groben  Ungehorsams,  be- 
harrlicher Widersetzlichkeit  oder  wegen  Verlassens  der  Arbeit  mit  Strafe 
bedrohten  (z.  B.  Preuss.  Gesetz  vom  21.  Mai  1860.  K.  Sachs.  Gesetz 
n>m  16.  Juni  1868  §.  83)  aufgehoben.  Verordnung  des  Oberbergamts  zu 
Bonn  vom  9.  Febr.  1827,  wornach  Frauen  von  allen  eigentlichen  Gruben- 
arbeiten in  Schächten,  Stollen  und  Strecken  entfernt  bleiben  sollen.  Elo- 
Jtermann  a.  a.  O.  p.  201.  Ueber  die  Art  der  Auslohnung  s.  noch 
K.  Sachsen,  Berggesetz  von  1868  §.  79.  Weimar,  Berggesetz  von 
1857  §.  95.  Nach  dem  Oestreich.  Berggesetze  von  1854  §.  132  ge- 
frört zur  Bergbauberechtigung  auch  das  Recht,  das  eigene  Arbeitspersonal, 
iedoch  ohne  gewerbsmässigen  Gewinn,  mit  Lebensmitteln  zu  versehen,  wo- 
mit aber   andererseits  auch  keine  Verpflichtung  der  Arbeiter   verbunden 
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sein  darf.  —  Vgl.  Hake,  Commentar  §.  2 
§.171.     Kressner  a.  a.  0.  g.  109.     v.  ] 

(3)  Vgl.  die  analogen  Bestimmungen 
§.  359.  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Jt 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  79  — f 
vom  16.  Juni  1868  §.  80.  Uobor  die  Ent 
gelmassig  3  monatliche  Kündigung)  s.  0 
23.  Mai  1854  §.  201-205.  Weimar,  B 
§.  91 ;  über  die  Entfernung  von  Arbeitern 
wissen  Fallen  ibid.  §.  98. 

(4)  PreuBsen,  Berggesetz  vom  24. 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  82.  ) 
16.  Juni  1868  %.  76.  Oostreich,  Bergge 
Das  ZcugnUs  soll  enthalten  die  Angabe  de 
beiter  angehört,  den  Brnderlnden,  welche] 
seit  welcher  er  in  dieselbe  eingezahlt  hat, 
Austritts  ans  dem  Dienste.  Die  Verpflicbti 
bflchern  für  jugendliche  Arbeiter  (Bundes-* 
1869  §.  131)  findet  auch  auf  jugendliche 
Anwendung. 

(*)  Preussen,  Berggesetz  vom  24. 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  83.  1 
16.  Juni  1868  §.  75.   Oestreich,  Bergge* 

(*)  Preussen,  Berggesetz  vom  24. 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  84.  > 
23.  Mai  1854  §.  209. 

§.    483. 

Zur  Unterstützung  der  beim  Ber 
und  ihrer  Angehörigen  sollen  Knappsohs 
stehen,  welchen  sämmtliche  zu  einem  Berg 
den  damit  verbundenen  Aufbereitungsa 
nach  näherer  Bestimmung  der  Statuten  be 
Für  jeden  Knappsehaftsverein  haben  dii 
Wirkung«  eines  von  den  Arbeitern  zu  wah 
aufzustellen,  deren  Uebereinstimmuiig  mi 
ten  der  Prüfung  der  Bergbehörde  unterli 
zu  bestimmen  über  den  Umfang  des  Bei 
dercisse  und  Beitrittspflichten  and  die  I 
Unterstützung  kann,  soweit  nicht  Anden 
schulden  zum  Ersatz  verpflichtet  sind,  b 
und  Arznei  und  entsprechendem  Krank 
b)  in  lebenslänglicher  Invaliden  unters  tut; 
Verschulden  eingetretenen  Arbeitsunfähig 
zu  den  Begräbniskosten;  d)  inUnterstüt 
zeit,  beziehungsweise  bis  zur  'Wiedervert 
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ung  der  Kinder  bis  zum  zurückgelegten  14.  Lebensjahre.  Ein  ge- 
wisses Minimum  der  Unterstützung  (a-c)  muss  in  allen  .Fällen  ge- 
währt; für  die  Deckung  der  Kranken-  und  Begräbnisskosten  können 
auch  besondere  Cassen  gegründet  werden,  deren  Beaufsichtigung  je- 
doch dem  Knappschaftsvorstand  obliegt  (6).  Zum  Beitrag  sind  so- 
wohl die  Arbeiter  ah  die  Werkbesitzer  verpflichtet;  die  ersteren 
müssen  nach  YerhSltniss  ihres  Lohnes,  die  letzteren  mindestens  die 
Hälfte  des  Beitrages  der  Arbeiter  beisteuern  (7).  Durch  öffentliche 
Bestätigung  erlangen  die  Knappschaftsvereine  die  Eigenschaft  juristi- 
scher Personen;  sie  verwalten  ihre  Angelegenheiten  selbständig  durch 
einen  zu  gleichen  Hälften  aus  den  Beitragspflichtigen  (Werkbesitzern 
and  Knappschaftsältesten)  gewählten  Vorstand  unter  Betheiligung 
von  Knappschaftsältesten  (ö).  Die  Bergbehörden  haben  die  Beob- 
achtung der  Satzungen  und  insbesondere  die  statutenmässige  Ver- 
waltung des  Vereinsvermögens  zu  überwachen;  bei  ihnen  sind  auch 
Beschwerden  über  die  Verwaltung  des  Vorstandes  anzubringen  (9). 

(1)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  165.  168.  Gesetz 
vom  10.  April  1854  betr.  dio  Vereinigung  der  Berg-,  Hütten-,  Salinen- 
nnd  Aufbereitungsarbeiter  in  Knappschaften.  Klostermann,  Commen- 
tar  p.  300  ff.  Bayern,  Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  167.  170. 
K.  Sachsen,  Berggesetz  vom  16.  Juni  1868  §.  70.  84.  Weimar, 
Berggesetz  vom  22.  Juni  1857  §.  99.  100.     Oestreich,  Berggesetz  vom 

23.  Mai  1854  §.  210.  211.  Berechtigt,  aber  nicht  verpflichtet  zum  Bei- 
tritt sind  die  Werkbeamten  und  die  Verwaltungsbeamten  der  Knappschaften, 
sowie  die  Arbeiter  an  anderen  mit  einem  Bergwerke  verbundenen,  aber 
nicht  unter  dem  Bergrechte  stehenden  Crewerbsunternehmungen.  —  Hake, 
Commentar  §.  247 ;  über  die  verschiedenen  Arten  der  Bergleute  und  de- 
ren Privilegien  ibid.  §.  232.  235. 

(2)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  169.  Bayern, 
Borggesetz  vom  20.  März  1869  art.  171.  172.  K.  Sachsen,  Berggesetz 
vom  16.  Juni  1868  §.84.  Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857 
§.  100.  Oestreich,  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  §.  212.  213.  Voll- 
zugsverordnung vom  25.  Sept.  1854  §.  108. 

(3)  Derselbe  wird  zunächst  durch  Beschluss  der  Betheiligten,  even- 
tuell durch   die  Bergbehörde    festgesetzt.     Preussen,    Berggesetz    vom 

24.  Juni  1865  §.  167.    Bayern,  Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  169. 

(4)  Vgl.  Bundesgesetz  vom  7.  Juni  1871  betr.  die  Verbindlich- 
keit zum  Schadensersatz  für  die  bei  dem  Betrieb  von  Bergwerken  etc. 
herbeigeführten  Tödtungen  und  Körperverletzungen  §.  2.  4  (erläutert  von 
W.  Endemann  Berl.  1871).  K.  Sachsen,  Borggesetz  vom  16.  Juni 
1868"§.  85.  Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857  §.  97.  —  Nach 
dem  Oestreich.  Berggesetze  vom  23.  Mai  1854  §.  214  sind  die  Be- 
sitzer von  Bergwerken,  bei  welchen  eine  gesetzmässig  eingerichtete  Bru- 
derlade noch  nicht  besteht,  bis  zur  Errichtung  derselben  verpflichtet,  ih- 
ren erkrankten  oder  verunglückten  Arbeitern  wenigstens  diejenige  Hülfe 
zu  leisten,  welche  nach  den  allgemeinen  Gesetzen  den  Dienstherren  gegen 
ihre  Dienstleute  obliegt. 
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(6)  Preussen,  Berggesetz  vom  24 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  17 
vom  16.  Juni  1868  §.  84.  Weimar, 
§.  101.  104.  Die  Ansprüche  der  Berech 
Knappschafts-  and  Krankencassen  könnci 
noch  mit  Beschlag  belegt  werden. 

(8)  Freuasen,  Berggesetz  vom  24 
5.  Juni  1863  wegen  Verwaltung  der  B< 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  174. 
16,  Juni  1868  §  84  (besonders  beim  Kohlt 
Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  439. 

O  Preussen,  Berggesetz  vom  24 
die  Beiträge  der  Arbeiter  haben  die  V 
sam entliehe  Beitrage  können  nach  vorheri 
behörde  im  Wege  der  exeeativen  Beitreibui 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  176 
setz  vom  16.  Juni  1868  §.  84.  Weim 
1857  §.  102.  Ueber  die  Vorzugsrechte  d 
len  der  Zwangsexecution  s.  OeBtreich, 
§.  268.  Auch  Strafgelder  nnd  andere  zu: 
massig  den  Knappscnaftscaseen  zugewiesei 

(B)  Hierüber  haben  die  Statuten  da 
seo,  Berggesetz  vom  24.  Jnni  1865  %.  1 
gesetz  vom  20.  März  1869  art.  167.  181 
setz  vom  16.  Juni  1868  §.  84.  Weimai 
§.  104.     Oeatreich,  Berggesetz  vom  21 

(9)  Preussen,  Berggesetz  vom 
Bayern,  Berggesetz  vom  20.  März  1861 
der  Auflösung  eines  Knappschafts  vereinet 
Vermögensrest  nach  den  Satzangen,  even 
den  Staat  zn  Gunsten  anderer  Knappscha 
fügt  (vgl.  oben  §.  93).  K.  Sachsen,  Berg 

Oestreich,    Vollzugs  Vorschriften  zum  B™KS™Cw.    TViu    *■«.  wy*.   • — 
§.  103.  Etwas  weitergeht  Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857  §.103. 

VL    Die  Bergpollzoi. 

§.     484. 

Der  Bergbau  steht  anter  der  von  Amtewegen  zu  pflegenden 
polizeilichen  Aufsieht  der  Bergbehörden  (').  Dieselbe  erstreckt  sich 
1)  auf  die  Sicherheit  der  Grubenbaue  (z) ;  2)  die  Sicherheit  des  Leben» 
und  der  Gesundheit  der  Arbeiter;  3)  den  Schutz  der  Oberfläche  im 
Interesse  der  persönlichen  Sicherheit  und  des  öffentlichen  Verkehres; 
4)  den  Schutz  gegen  gern  einschädliche  Einwirkungen  des  Berg- 
baues (3).  Die  Oberbergbehörden  sind  befugt,  zu  diesen  Zwecken 
bergpolizeiliche  Verordnungen  zu  erlassen  und  öffentlich  bekannt  m 
machen  und  deren  Befolgung  durch  Anwendung  von  Zwangsnus»' 
regeln  und  Ungehorsamsstrafen  zu  überwachen  (').    Tritt  auf  eüwo 
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Bergwerke  in  Bezug  auf  jene  Funkte  eine  Gefahr  ein  9  so  hat  der 
Betriebsführer  der  Bergbehörde  Anzeige  zu  machen  und  diese  die 
geeigneten  Anordnungen  dagegen  zu  treffen  und  bei  dringender  Ge- 
fahr ohne  Weiteres  auszuführen  (ö).  Wenn  sich  auf  einem  Berg- 
werke unter  oder  über  Tage  ein  Unglücksfall  ereignet,  welcher  den 
Tod  oder  die  schwere  Verletzung  von  Personen  herbeigeführt  hat,  , 
so  ist  hievon  sogleich  bei  den  Berg-  und  Polizeibehörden  Anzeige 
zu  erstatten  und  auf  Kosten  des  Besitzers  alles  zur  Rettung  der  Ver- 
unglückten oder  zur  Abwendung  weiterer  Gefahr  Dienliche  vorzu- 
kehren, wobei  auch  die  Besitzer  benachbarter  Bergwerke  zur  Hülfe- 
leistung verpflichtet  sind  (6).  Die  Uebertretung  der  Vorschriften  des 
Berggesetzes  oder  der  auf  Grund  desselben  erlassenen  Polizeivor- 
schriften wird  als  Bergpolizeiübertretung  mit  verh&ltnissmässiger  Geld- 
busse oder  Gefängniss  bestraft  Q).  Die  erkannten  Geldstrafen  fliessen 
in  die  Knappschaftscasse  (8).  Ausserdem  unterliegt  auch  die  unbe- 
fugte Gewinnung  oder  Aneignung  von  Mineralien,  sowie  die  TJeber- 
schreitung  der  Grubenfeldgrenzen  bei  Ausübung  des  Bergwerkseigen- 
thums  der  Bestrafung  (9). 

(*)  Dieselben  sind  regelmässig  (wenigstens  in  den  grösseren  Staa- 
ten) in  3  Instanzen  abgestuft.  Die  Bergbehörden  sind  im  Wesentlichen 
Verwaltungsbehörden  (mit  technischen  Beisitzern),  so  dass  der  Regel  nach 
die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  in  Bergsachen  den  ordentlichen  Ge- 
richten zusteht.  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  187 — 195. 
Bayern,  Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  191—196.  K.  Sachsen, 
Berggesetz  vom  16.  Juni  1868  §.  174 — 179.  Oestreich,  Berggesetz 
vom  23.  Mai  1854  §.  225.  Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857 
§.  185  — 198.  Vgl.  8chomburg  a.  a.  0.  p.  816  ff.  Klostermann, 
Commentar  p.  310  ff.  —  Ueber  die  Gebühren  für  die  Mühewaltung  der 
Bergämter  s.  die  E.  Sachs.  Taxordnung  von  1868  (G.  Bl.  p.  409). 
Oestreich,  Verordnung  vom  7.  Juni  1852  und  9.  Sept.  1859.  Wei- 
mar, Berggesetz  vom  22.  Juni  1857  §.  199—205. 

(2)  Hierunter  sind  in  polizeilicher  Hinsicht  die  unterirdischen  Baue 
auch  auf  andere  als  die  bergrechtlich  verleihbaren  Mineralien,  ausschliess- 
lich der  Steinbrüche  und  Gräbereien,  begriffen.  Bayern,  Berggesetz 
vom  20.  März  1869  art.  197.     Vgl.  auch  oben  §.  470  Anm.  2. 

(3)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  196.  Bayern, 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  197.  K.  Sachsen,  Berggesetz  vom 
16.  Juni  1868  §.55.  Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857  §.  70. 
Oestreich,  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  §.  170.  171.  220.  221. 
Kressner  a.  a.  0.  p.  319  ff.  Ausserdem  können  auch  die  allgemeinen 
gewerbepolizeilichen  Vorschriften  zur  Anwendung  kommen.  Eloster- 
znann,  Commentar  p.  325. 

(4)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  197.  Bayern, 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  198.  199.  E.  Sachsen,  Bergge- 
setz vom  16.  Juni  1868  §.  65.  68  (Anordnung  concreter  Sicherungsmass- 
regeln gegen  gefährliche  Durchbrüche,  sowie  gegen  unnöthige  Erschwer- 
ung anderer  Betriebe   und   des  weiteren  Aufschlusses  des  Gebirgs  ibid. 
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§.  56.  57).  Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857  §.70.188.  Gesetz 
vom  7.  Jan.  1 854  betr.  das  Strafandrohungsrecht  der  Polizeibehörden.  E 
Achenbach,  Die  Bergpolizeivorschriften  des  Rhein.  Haupt-Bergdistricts 
Cöln  1859. 

(ö)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.  198.  203.  Bayern, 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  200—202.  E.  Sachsen,  Bergge- 
setz vom  16.  Juni  1868  §.  64.  68.  Oestro  ich,  Berggesetz  vom  23.  Mai 
1854  §.  173.  222.223.     Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857  §.7Ö. 

(6)  Preussen,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.204 — 206.  Bayern, 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  203.  204.  K.  Sachsen,  Berggesetz 
vom  16.  Juni  1868  §.  66.  Oest reich,  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854 
§.  190.     Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857  §.  108. 

C7)  Preussen ,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  §.207—209.  Bayern, 
Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  206  ;  siehe  die  Aufzählung  der  ein- 
zelnen Fälle  ibid.  art.  208 — 214.  Oestreich,  Berggesetz  vom  23. Kai 
1854  §.  228-250. 

(8)  Oestreich,  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854  §.  233. 

(9)  Preussen,  Gesetz  vom  26.  März  1856.  Kloster  mann,  Con* 
mentar  p.  84.  Bayern,  Berggesetz  vom  20.  März  1869  art.  211—214 
Weimar,  Berggesetz  vom  22.  Juni  1857  §.  11.  Bundesstrafgesetzboei 
von  1870  §.  370  Nr.  2.  Die  rechtswidrige  Zueignung  schon  gewonnener 
Mineralien  wird  nach  den  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuches  nUr 
Diebstahl  und  Unterschlagung  bestraft. 


Capitel  6. 

Die   Gewerbe. 

Quellen:   Bundes- Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869,  nebst  dcnA& 
f uhrungsverordnungen  der  einzelnen  Staaten.    Preussen,   vom  4.  Sept.  1&8* 
K.  Sachsen,  vom  16.  Sept.  und  18.  Dec.  1869.  Grossk.  Hessen,  vomlR* 
1869.    Mecklenburg  •  Schwerin,   vom  25.  und  28.  Sept  1869.    Sachu*- 
Weimar,  Gesetz  und  Instruction  vom  18.  Sept.  1869.    Mecklenburg-StTt- 
litz,  vom  25. Sept.  und2.0ct.1869.  Oldenburg,  vom 21.  Junil869.  B rat- 
sch to  ei  g,  vom  15.  und  24.  Sept.  1869.    Sachsen-Meiningen,  vom  ff. 
29.  Dec.  1869  und  10.  Nov.  1870.  Sachsen- Altenburg,  vom  17. SeptJSSk] 
Sachsen-Goburg,  vom  21.  Sept.  1869.  Gotha,  vom  1.  Od.  1869.  Anhal\ 
vom  18.   Sept.    1869.      Schwär zbur g -Budolstadt ,   vom  25.   Sept.  18&) 
Waldeck,   vom  30.  Sept.  1869.    Beuss  ä.  L.,    vom  27.  und  28.  Sept.  IM' 
Beuss  j.  L.,  vom  24.  Sept.  1869.    Schaumburg-Lippe,  vom  21. Sept  18&{ 
Lippe-Detmold,  vom  7.  Sept.  1869.    Lübeck,  vom  15.  Sept.  1869.    Btfj 
men,   vom  27.  Sept.   28.  Sept.   und  17.  Nov.  1869.    Hamburg,  vom  3.  StfL 
1869.  Lauenburg,  vom  13.  Sept.  1869.  —  Bayern,  Gewerbegesetz  vom  30.  Ja* 
1868.  Oestreich,  Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  nebst  K.    Patent  vm  g& 
ehern  Datum. 

Literatur:  Koller,  Archiv  des  Nordd.  Bundes  Bd.  3  p.lff.  G •  ^ 
Kletke,  Die  Gew.-Ordn.  für  den  Nordd.  Bund  nebst  Entwurf  und  Mcüern, 
sowie  den  späteren  Erlassen  des  Bundeskanzleramts  und  den  Ausßhrungsan*** 
ungen  des  Preuss  Minist.  Berlin  1870.    G.  M.  Kletke,   Die  Ausßknm^stth 
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Ordnungen  sämmtlicher  Staaten  des  Nordd.  Bundes  excl.  Preussen  zur  Gew.-Ordn. 
von  1869   Berl  1870.     P.  11.  Krug,    Die  Gew.-Ordn.  für  den  Nordd.  Bund 
von  1869  nebst  den  bezüglichen  im  K.  Sachsen  gültigen  Gesetzen  und  Verord- 
nungen Leipz.1870.  L.  Wolf,  Die  Bundes-Gew.-Ordn.  mit  Sachs.  Ausführungs- 
verordnung nebst  den  im  K.   Sachsen  noch   geltenden  den  Gewerbebetrieb  be- 
rührenden Vorschriften  über  gewerbliche  Hülfscassen,  Handels-  und  Gewerbekam- 
mern etc.  Plauen  1870.    v.  Bernewitz,  Die  Gew.-Ordn.  für  den  Nordd.  Bund 
von  1869  nebst  den  K.  Sachs.  Ausführungsverordnungen  Dresd.  1870.    B.  Fi- 
tcher,  Die  Gew.-Ordn.  für  den  Nordd.  Bund  Glauch  1869.  1870.    H.  Stolp, 
Dk  Gew.-Ordn.  für  den  Nordd.  Bund  Berl.  1870.  Schmoller,  Zur  Geschichte 
der  deutschen  Kleingewerbe  im  19.Jahrh,  Halle  1870.  v.  Rönne,  Preuss.  Staats- 
recht 3.  Aufl.  II.  §.  440  ff.    Ergänzungen  und  Erläuterungen  aus  dem  Preuss. 
Gewerberecht  zur  Gew.-Ordn.  ßr  den  Nordd.  Bund  Bresl.  1870.    Pözl,  Bayr. 
Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.  169—187.    E.  Schöller,  Das  (bayr.)  Gesetz  vom 
30.  Jan.  1868  betr.  das  Gewerbewesen  erläutert  Erl.  1869.    C.  Billich,   Das 
Würtemb. Gewerberecht  Stuttg.1852.    v.  Stubenrauch  a.a.O. IL  §.477—499. 
Mayer ,  Grundsätze  des  Verwaltungsrechts    }.  28  —  45.    Stein,  Handbuch  der 
Verwaltungslehre  p.  339  —  363.    B.   Gneis tf    Verwaltung,   Justiz,   Rechtsweg 
1869  p.  358  ff.    v.  Mohl,  Polizeiwissenschaft  3.  Aufl.  IL  §.  156—170.    Bau, 
Lthrbuch  L   §.  392  —  405.  IL  §.  177—403.     Bunde,    Deutsches  Privatrecht 
7.  Aufl.  1824  §.  465-480.    Mittermaier,  Deutsches  Privatrecht  II.  §.508— 
629.  J.  H.  Fr  icke,  Grundsätze  des  Rechts  der  Handwerker  1778.   J.  A.  Ort- 
loff%  Recht  der  Handwerker  Erl.  1803.    E.  J.  Kulenkamp,   Grundsätze  des 
BeehU  der  Handwerker  und  der  Zünfte  Marb.  1807.    C.  A.  Weiske,    Hand- 
buch des  allgem.  deutschen  Gewerberechts  mit  vorzüglicher  Rücksicht  auf  Sachs. 
flecÄt  Leipz.  1839.  J.  A.  Ortloff,  Corpus  juris  opificiarii  2.  Ausg.  Erl  1820. 


I.    Der  Gewerbebetrieb. 

§.    485. 

Der  Betrieb  der  Gewerbe  besteht  in  der  auf  dauernden  Erwerb 
gerichteten  technischen  Herrichtung  roher  Stoffe  für  materielle  Lebens- 
bedürfnisse;  im  weiteren  (administrativen)  Sinne  gehören  dazu  auch 
der  Verkauf  der  Gewerbsproducte  und  die  Verrichtung  der  zum  Gel* 
Werbebetriebe  unmittelbar  erforderlichen  Hülfsgeechäfte  (1).  Nicht 
unter  den  Begriff  des  Gewerbes  fallen:  1)  die  Berufstätigkeit  in 
ihrem  ganzen  Umfange  (2) ;  2)  die  dem  personlichen  Leben  als  sol- 
chem angehörenden  socialen  Tätigkeiten  (3) ;  3)  der  Betrieb  der  Er- 
werbsanstalten (4) ;  4)  die  Gewinnung  der  Rohstoffe  (6) ;  5)  der  Han- 
del (6).  Der  Gewerbebetrieb  in  diesem  positiven  Sinne  wird  im  so- 
cialen Rechte  als  ein  einheitlicher  Erwerbszweig  behandelt,  so  dass 
die  froheren  Unterscheidungen  zwischen  städtischer  und  ländlicher 
Nahrung,  Handwerk  und  Fabrik,  Gross-  und  Kleinbetrieb  im  Wesent- 
lichen nicht  mehr  bestehen ;  ebenso  ist  in  rechtlicher  Hinsicht  an  die 
Stelle  der  früheren  Ausscheidung  der  einzelnen  Gewerbezweige  nach 
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der  Natur  der  Lebenabedür 
niBche  Bearbeitung  stattfint 
der  freien  Arbeitsteilung  g 
herrechend  auf  einer  prod 
für  Erwerbszwecke,  wähl 
Grundbesitz  vergleichsweit 
ist  die  Notwendigkeit  eil 
zwischen  Capital  und  Arb< 
fassung  der  Besitz  Verhältnis 
satz  zu  blossen  Aeusserunj 

(>)  Rau,  Lehrbuch 
t.  Hohl,  Polizei  wissenscha 
waltungslehre  p.  339.  Ed 
buch  p.  484.  Die  Hausarb 
nicht  zum  Gewerbebetrieb. 
art.  32  Ziff.  8;  ebenso  nie! 
(finanzielle)  Staatsanstalten 
ge  werbe  Ordnung  von  1869 
des  Staates  s.  v.  Rönne,  I 
Vgl.  noch  die  K.  Sachs,  h 
Regalität  des  staatlichen  Ge 

(3)  Der  Begriff  der  P 
da  dieser  nicht  die  Natur  f 
besondere  §.  241.  Bunde 
Bayern,  GewerbegesetiE  vo 
tent  znr  Gewerbeordnung  vo 
lieh  auch  von  der  Kunst; 
der  Gewerbe ,  nnr  soweit 
Knnstwerthes)  nicht  hervorb 
1864.  Bayern,  üfaerstric 
a.  a,  0.  p-  120  ff. 

(3)  So  namentlich  die 
dere  ist  das  Recht,  Drucket 
bringen,  an  sich  kein  Gewt 
keit  hier  ganz  von  dem  Pr 
Susserung  beherrscht  wird 
vorliegt;  es  ist  mithin  un 
die  Gewerbegesetze  zu  verw 
vom  17.  Dec.  1862  gesehiel 
vom  20.  Dec.  1869  art.  V  p. 
ung  des  Betriebes  der  sog. 
dem  Princip  der  Erwerbsfreil 
Pressgesetzen  enthaltenen  ' 
Drncksehriften ,  Ablieferung 
wortlicher  Personen,  Cautic 
die  Motive  zur  Bundes  -Gcv 
Bd.  3  p.  9. 

(*)  Vgl.  oben  §.     361 


Cap.  6.   Die  Gewerbe.    I.  Der  Gewerbebetrieb.  5Ö3 

(ö)  Oben  Cap.  2 — 5.  B  u  n  d  e  ß  -  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869 
§.  6.  Bayern,  Gewerbegesetz  vom  30.  Jan.  1868  art.  82.  0 estreich, 
Patent  zur  Gewerbeordnung  vom  20.  Dec.  1859  art.  V.  K.  Sachsen, 
Gewerbegesetz  vom  15.  Oct.  1861  §.  1 ;  Instruction  zur  Bundes-Gewerbe- 
ordnung  von  1869  §.  5. 

C6)  Vgl.  unten  Cap.  7.  —  Es  gehört  zu  den  systematischen  Mangeln 
der  Bundesgewerbeordnung  von  1869,  dass  die  Unterschiede  der  einzel- 
nen Erwerbszweige  unter  dem  Einflüsse  nivellirender  Doctrinen  nicht 
gebührend  berücksichtigt  wurden. 

(7)  Die  Bestimmung  der  Gegenstände  und  des  Umfanges  des  ge- 
werblichen Betriebes,  sowie  die  Anordnung  der  speciellen  Arbeitsverricht- 
uDgen  findet  daher  rein  individuell,  innerhalb  der  einzelnen  Gewerbsunter- 
nehmongen,  statt,  wenngleich  factisch  die  alte  Theilung  der  Gewerbszweige 
sich  theilweise  noch  forterhalten  mag.  Die  im  Zunft-  und  Concessionswesen 
enthaltene  Abgrenzung  der  Gewerbe  ist  jedoch  hin  weggefallen.  Die  Ar* 
beitstheilung  muss  indessen  nicht  blos  nach  technischen,  sondern  auch 
nach  rechtlichen  (sittlichen)  Rücksichten  normirt  werden.  Roesler, 
lieber  die  Grundlehren  der  von  A.  Smith  begründeten  Volks wirthschafts- 
theorie  2.  Aufl.  1871.   Abschnitt  2.   Oben  §.  861. 

(8)  Die  productive  Anwendung  des  unbeweglichen  Besitzes  (Ur- 
production)  wird  vorwiegend  durch  unverrückbare  Naturverhältnisse  be- 
herrscht, während  in  den  Gewerben  der  Grund  und  Boden  im  Wesent- 
lichen nur  in  seiner  Eigenschaft  als  Capital,  also  nach  den  Gesetzen  der 
Capitalbildung  (Grundrente),  sich  geltend  macht.  Dass  auch  in  den  Ge- 
werben die  technische  Seite  der  Production  die  Anwendung  von  Natur- 
gesetzen bedingt,  hat  damit  Nichts  zu  schaffen.  Die  rechtliche  Einheit 
des  Gewerbebetriebes  darf  daher  nicht ,  wie  neuerdings ,  namentlich  seit 
J.  B.  Say,  vielfach  geschieht,  bis  zur  völligen  Nivellirung  aller  Er- 
werbszweige, ja  der  gesammten  Culturthätigkeit  überhaupt  getrieben 
werden.  8.  z.  B.  Röscher,  System  5.  Aufl.  §.  38,  welcher  hier  ledig- 
lich den  Gesichtspunkt  der  Theilung  der  Arbeiten  anwendet. 

(9)  Vgl.  Roesler,  Ueber  die  Grundlehren  der  von  A.  Smith  be- 
gründeten Volkswirthschafbstheorie  2.  Aufl.  1871  Abschn.  3.  Gessler, 
Die  Gewerbeorganisation,  Tüb.  Zeitschrift  1862  Bd.  18  p.  430  ff.  v.  Mo  hl, 
Polizeiwissenscbaft  8.  Aufl.  II.  §.  159.  Hoff  mann,  Die  Berechtigung 
zum  Gewerbebetrieb  zur  Berichtigung  der  Urtheile  über  Gewerbefreiheit 
und  Gewerbezwang  Berlin  1841*.  F.  Bitzer,  Arbeit  und  Capital  Stuttg. 
1871.  Die  frühere  Theorie  des  laissoz-faire,  welche  die  Ordnung  der  Ge- 
werbeverhältnisse lediglich  der  privaten  Uebereinkunft  der  Betbeiligten 
überwies  (noch  anzutreffen 'bei  W.  Th.  Thomton,  Die  Arbeit  [deutsch 
von  Schramm]  Leipz.  1870)  ist  jetzt  im  Princip  als  überwunden  zu  be- 
trachten; die  befriedigende  Ausführung  des  richtigen  Grundsatzes  dage- 
gen der  Zukunft  vorbehalten. 

§.    486. 

Die  rechtliche  Ordnung  des  Gewerbebetriebes  hat  sich  im  All- 
gemeinen, anschliessend  an  seine  fortschreitende  technische  Ausbild- 
ung, nach  folgenden  Grundsätzen  entwickelt:  I.  Während  in  der  mit- 
telalterlichen ständischen  Periode  auf  dem  Lande  die   Gewerbe  in 

Roesler,  VerwftUuugsreoht  I.  8.  38 


*  i 
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untergeordneter  .Verbindung  mit  dem  Grundbesitz  standen,  demge- 
mäss  einen  Bestandteil  der  Verfassung  des  letzteren  ausmachten 
und  ihre  Eegelung  und  Verwaltung  durch  die  gnindherrachafiliche 
und  markgenossenschaftliche  Gewalt  erhielten  (l) ,  entwickelte  rieh 
in  den  Städten  die  Unabhängigkeit  der  gewerblichen  Erwerbsthaiig- 
keit  (bürgerlichen  Nahrung)  in  selbständigen  Verbindungen  der  Ge- 
werbetreibenden (Zünften,  Gilden,  Innungen),  welche  als  Genossen- 
schaften der  städtischen  Bevölkerung  auch  einen  wichtigen  Bestand- 
theil der  städtischen  Verfassung  bildeten  (*).  Die  Zünfte  waren  in 
wirtschaftlicher  Hinsicht  öffentliche  Arbeitsgenossenschaften  mit  dem 
Hechte  der  ausschliesslichen  Betreibung  bestimmter  Gewerbsremch- 
hingen  und  der  Selbstverwaltung  ihrer  Angelegenheiten  (Autonomie); 
sie  wurden  jedoch  auf  gemeinsamen  und  gegenseitigen  Schutz  und 
Förderung  der  Mitglieder  überhaupt  ausgedehnt.  Die  Zunftgenossen 
theilten  sich  in  Meister  und  Gesellen  (Lehrlinge) ,  je  nachdem  sie 
freie* Arbeit  auf  eigene  Rechnung  oder  dienende  Arbeit  für  Rechnung 
der  ersteren  verrichteten.  Hierdurch  wurde  das  Meisterthum,  dessa 
Erlangung  an  sich  jedem  Mitgliede  offen  stand ,  aber  von  der  Er- 
füllung bestimmter  Bedingungen  nach  näherer  Vorschrift  der  Zunft- 
Statuten  (Zunftrollen)  abhing  (3) ,  zum  herrschenden  Elemente  in  da 
Zünften  und  gestaltete  sich  als  personliche  Verfügung  über  gewerb- 
liche Arbeit  zu  einer  selbständigen  Form  des  productiven  Besitzes  (*)« 
Die  Zünfte  waren  der  Gesetzgebung  und  Polizei  der  Reichs-  und 
Landesgewalt  unterworfen,  welche  schon  frühzeitig  bemüht  waren, 
durch  Beschränkung  ihrer  Autonomie  und  Abschaffung  vielfach  ehh 
reissender  Missbräuche  der  später  mehr  hervortretenden,  durch  eng- 
herzigen Sonder-  und  Privilegiengeist  bewirkten  Ausartung  der  Zünfte 
zu  steuern  (5).  II.  Mit  der  allmählichen  Aufhebung  des  Ständewesem 
seit  dem  Ausgange  des  Mittelalters  wurde  auch  der  Gewerbebetrieb 
fortschreitend  der  ständischen  Gebundenheit  entzogen,  ebendamit  aber 
der  herrschaftlichen  Fürsorge  der  polizeilichen  Landeshoheit  unter- 
worfen. Dies  geschah  theils  durch  die  Stärkere  Ausbildung  der  freien 
Erwerbszweige,  welche  ausserhalb  des  Zunftverbandes  lediglich  in- 
folge obrigkeitlicher  Ermächtigung  und  demgemäss  nach  den  Vor- 
schriften der  Obrigkeit  betrieben  werden  konnten,  theils  durch  ein- 
greifendere Gestaltung  und  Beaufsichtigung  der  Zunftverhätousie 
nach  den  Anforderungen  der  fortschreitenden  Technik  und  des  mo- 
dernen Verkehrs.  Die  Zünfte  blieben  hiebei  zwar  ihren  äusseret 
Formen  nach  grösstenteils  bestehen,  wurden  jedoch  zur  unterge- 
ordneten Bedeutung  blosser  Gewerbsvereine  hevabgedrüokt,  während 
die  Berechtigung  zum  Gewerbebetrieb  und  der  Inhalt  derselben  in 
der  Hauptsache  auf  der  Concession  und  den  Vorschriften  der  Staats- 
gewalt beruhten  (ti).    III.  An  die  Stelle  des  ständischen  (oorporatiyeo) 
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and  des  poüjoiliclieu  Systems  der  Gewerbeo* 
seit  «Dgemetlr  das  sociale  Princip  des  freien 
treten,  durch  welches  jedoch  die  fortdauernde 
der  Gewerbeverhältnisse  nach  den  Grundsätze 
Rechtsbildnng  und  der  socialen  Culturentwici 
geschlossen,  insbesondere  nicht  zu  einem  b) 
Pmatwillens  geworden  ist  0- 
0)  Vgl.  oben  §.  169. 
(*)  Ursprünglich  waren  die  Innungen  reine 
and  bildeten  keine  Grundlage  der  Städte  verfassui 
kamen  sie  schon  in  der  römischen  Polizei  verfassu 
ipitar,  insbesondere  vom  13.  Jahrhundert  an,  n 
theilnng  der  StadtebevÖlkerung  auf  die  Zünfte  f 
in  der  Regel  jede  Zunft  aas  einer  oder  mehrer 
bildet  wurde.  Vgl.  Eichhorn,  Deutsche  Recht 
J.  A.  Fr  icke,  Grundsatze  des  Rechts  der  Hand 
Reeht  der  Handwerker  180S.  R.  3.  Knienkamp 
der  Handwerker  und  der  Zünfte  1807.  J.  D.  Merl 
Zwanges  Leipz.  1808.  Wilda,  Das  Gildewesen  ii 
v.  Haarer,  Geschichte  der  Stadteverfassung  i 
§.  259  ff.  G.  SchBnbefg,  Zur  wirtschaftlich 
sehen  Znuftweseos  im  Hittelalter  Berlin  1868.  '] 
beitergilden  der  Gegenwart  Leipz.  1871/72.  Ae 
J.  Moser,  Landeshoheit  in  Polizeisachen  1773  ( 

(3)  Insbesondere  waren  vorgeschrieben  U: 
Geburt),  ZurOcklegung  einer  bestimmten  Lehr-  ui 
nng  eines  Meisterstücks  und  Erlangung  des  Ortsl 
den  aber  noch  manche  Auflagen  (Meisteressen,  1 
einer  Meisterstochter  etc.)  sowie  Privilegien  (Bc 
sShne,  der  Meisterwitt  wen  etc.)  verbunden.  Vg 
Privatrecht  I.  p.  142.  v.  Gerber,  Deutsches  P 
die  Abgrenzung  der  Gewerbsgebiete  in  den  Zun 
§.  100—124. 

(4)  Fricke    a.    a.    0.   §.    74.     Brentai 
.Mayer,    Grundsätze    des    VerwaKungsrechts    r 

Anin.  1.  Da  bei  vorherrschender  Natural  wii 
des  Gewerbebetriebes  nur  wenig  Capital  erforde 
Heisterschaft  als  solche  den  Modus  der  Herrsch» 
ren  persönlicher  Character  sich  auch  ausserdem  i 
gen ,  insbesondere  dem  naturalen  Zusammenlebe 
seilen  lebendig  kundgab.  Mit  der  Ausbildung  de 
an  die  Stelle  der  Meistorschaft  mehr  und  mehr 
an  die  Stelle  der  ständischen  Gesellenschaft  die  i 
(6)  Vgl.  namentlich-  die  Reichspolizeiordnu 
von  1548  tit  36.  87;  von  1578  tit.  37.  38;  die 
and  1772.  Schon  1624  wurde  in  Bremen  die  . 
beantragt  und*  ebenso  im  Reichstage  1669  von  K 
Durch  den  ReichsschlasB  von  1731  art.  1  wurc 
Bestätigung  der  Zunftartikel,  sowie  das  Recht  zu 
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Aufhebung  eingeräumt.  lieber  Handwerksmissbräuche  b.  Ortlol 
p.  124  ff.  Fricke  a.a.O.  §.48.  Ueber  Gesellenscbaften  (Bnide 
s.  ibid.  §.75.  Brentano  a.  a.  0.  I.  p.  75,  Bundesbeschlnss  vc 
1840.  An  die  Stelle  der  letzteren  sind  im  heutigen  Bechte ,  j 
weit  überragender  Bedeutung,  die  Gcwerkvereine  und  andere  : 
bindungen  der  Arbeiter  getreten.     S.  unten  §.  495. 

(«)  Stein,  Handbuch  der  Verwaltungsieb  re  p.  341  ff.  Die  ai 
Bedingungen  der  polizeilichen  Zulassung  zum  Gewerbebetriebe  wai 
Regel  der  Nachweis  der  persönlichen  Befähigung  und  des  gesicherten  1 
Standes,  sowie  die  Erfüllung  der  Bedingungen  zur  Aufnahme  in  den* 
verband;  nur  bei  den  sog.  freien  Gewerben  ward  jener  Nach wei 
uicht  gefordert.  Diejenigen,  welche  ein  bereits  bestehendes  (r< 
werberecht  besassen,  hatten  bei  dem  Vorhandensein  der  erfo 
persönlichen  Bedingungen  einen  Anspruch  auf  Ertheilung  der 
liehen  Concession.  Besondere  Vorrechte  genossen  die  sog.  Hofp: 
sten.  Fricke  a.  a.  0.  §.  86-88.  Vgl.  v.  Justi,  Grandfeste  < 
und  Glückseligkeit  der  Staaten  I.  1760  §.  540  ff.  t.  Berg,  F< 
Bd.  3.  J.  J.  Moser,  Landeshoheit  in  Polizeisacben  1773  cap. 
liayr.  Verwaltungsrecht  1.  Aufl.  1856  §.  152—157.  Das  Cono 
sen  in  Deutschland.  Für  die  3.  Versammlung«  deutscher  V< 
herausgegeben  von  der  ständigen  Deputation  des  volkswirthsc 
Congresses.  Frankfurt  1860.  v.  Stubenrauch  a.  a.  0.  II. 
Kau,  Lehrbuch  II.  §.  178  ff.  Nicht  hieher  gehört  das  sog. 
concessions-ßegal  bei  KlUber,  O  öffentlich  es  Recht  des  deutsch 
§.  461  —  463.  —  Die  neuesten  Gesetze  dieser  Periode  waren  1 
lieh:  Preussen,  Gesetz  vom  7.  Sept.  1811  und  17.  Jan.  1841 
nung  vom  9.  Febr.  1849.  Bayern,  Gesetz  vom  11.  Sept. 
VolUugu Verordnung  vom  17.  Dec.  1853  und  21.  April  1862. 
sen,  Generalinnungsartikel  vom  8.  Jan.  1780;  Mandat  vom  7. 
(Abstellung  der  Gesellenladen  betr.)  Gesetz  vom  9.  Oet.  1840 
Gewerbewesen  auf  dem  Lande.  Wttrtemberg,  Gesetz  vom  5. 
und  Verordnung  vom -9.  Sept.  1856  und  20.  März  1851.  Ei 
Gewerbeordnung  vom  1.  Aug.  1847  und  Vollzugs  Verordnung  vc 
1847.  Oestreich,  Patente  vom  16.  Nov.  1781,  19.  April  ui 
1732.  Generalzunftartikel  (für  Böhmen)  vom  5.  Jan.  1739. 
nung  für  Galizien  vom  9.  Mai  1778.  Hofdeeret  vom  15.  Dec. 

("')  Bundes-Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  nebsl 
fohrnngsverordnungen  der  einzelnen  Bundesstaaten  (s.  oben  p. 
selben  war  das  sog.  Nothgewerbegesetz  vom  8.  Juli  1868  vora» 
(Hirth,  Annalen  I.  p.  849  ff.),  lu  den  einzelnen  Staaten  w 
werbefreiheit  durch  folgende  Gesetze  eingeleitet  worden: 
Gesetz  vom  30.  Jan.  1868.  K.  Sachsen,  Gesetze  vom  15. 
und  23.  Juni  1868.  Würtemberg,  Gesetz  vom  12.  Febr. 
den,  Gesetz  vom  20.  Sept.  1862  und  Verordnung  vom  24.  i 
Bremen,  Gewerbeordnung  vom  4.  April  1861.  Hamburg,  I 
7.  Nov.  1864.  Grossh.  Hessen,  Verordnung  vom  16.  B 
Lübeck,  Gesetz  vom  29.  Sept.  1866.  Oldenburg,  Gesetz  v 

1861.  Coburg-Gotha,  Gewerbeordnung  vom  21.  März  18< 
ingen,    Gesetz  vom    16.  Juni    1862.     Weimar,    Gesetz  von 

1862.  Altenburg,  Gesetz  vom  81.  März  1863.  Schwarzl 
dolstadt,  Gesetz  vom  8.  April  1864.  Sondershansen,  ' 
11.  Nov.  1865.     Waldock,   Gesetz   vom   24.  Juni  1862.     R. 
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Gesell  vom  20.  Mai  1868.  Bouse  j.  L.,  Gesetz  vom  11.  April  1863. 
In  diesen  Gesetzen  war  hauptsächlich  die  Concessions-  und  Prüfungapfiicht 
der  Bauhandwerker  noch  aufrecht  erhalten  worden.  Vereinzelt  wurden  die 
Zünfte  schon  früher  aufgehoben,  so  in  Hannover  1807  (wiederherge- 
stellt 1815),  Nassau  1819.  S.  noch  Bau,  Lehrbuch  IL  §.190  Anm.  b. 
Die  zunächst  für  das  Gebiet  des  Nordd.  Bundes  erlassene  Bundesgewerbe- 
ordnnng  von  1869  gilt  mit  gesetzlicher  Kraft  nunmehr  auch  in  Süd- 
hassen  ( Reichsverfassung  von  1870  art.  80).  sowie  in  Baden  und 
Wortemberg  (Reichsgesetz  vom  10.  Nov.  1871);  in  Bayern  vom 
l.Jan.  1873  an  (Reichsgesetz  vom  12.  Juni  1872).  Dieselbe  gebt  über- 
all den  betreffenden  Landesgesetzen  vor,  welche  letzteren  nnr  insoweit  in 
Kraft  verbleiben,  als  sie  neben  der  Bundesgewerbeordnung  bestehen  ken- 
nen. Reichsvsrfassnng  art.  2.  Prenss.  Instruction  vom  4.  Sept.  1869. 
*  Iflnne,  Prenss.  Staatsrecht  8.  Aufl.  IL  §.  440. 

§•    487. 
Nach  dem  System  der  Gewerbefreiheit  ist  der  Betrieb  eines  Ge- 
be« und   die  Verric'htung   von   Gewerbsarbeiten   der  Regel  nach 
bhängig  von  der  Genehmigung  des  Staates    Jedermann  freige- 
m  and  es  kann  das  Recht  hiezu  niemals  entzogen  werden  ('). 
.  diesem  Grandsatze  finden  nur  gesetzlich  bestimmte  Ausnahmen 
Gründen  des  Öffentlichen  Interesses  statt;  hienach  ist  auch  jetzt 
ii  zwischen  freien  und   concessionirten  Gewerben  zu  nnterschei- 
(2).    Insbesondere  soll  1)  die  Unterscheidung  zwischen  Stadt  and 
d  in  Bezug  auf  die  Gewerbeberechtigung  und  deren  Ausdehnung 
aufhören  f3);  2)  ist  der  gleichzeitige  Betrieb  mehrerer  Gewerbe,   so- 
wie desselben  Gewerbes  in  mehreren  Betriebs-  oder  Verkaufsstätten 
in  oder  ausserhalb  der  Gemeinde  des  Standortes  gestattet  (*} ;  3)  das 
Geschlecht  (°),  das  Glaubensbekenritniss  (6)  und  die  StaatsangehBrig- 
k«"t(7)  begründen  keinen  Unterschied  der  Gewerbeberechtigung;  4) 
e  Beschränkung  auf  den  Verkauf  selbBtverfertigter  Waaren  findet 
nt  mehr  statt  (B);  5)  der  Gewerbebetrieb  ist  in  keinem  Gewerbe 
1  in  keiner  Gemeinde  von  dem  Besitz  des  Bürgerrechts  abhängig; 
och  kann,  wo  dies  in  der  bestehenden  Gemeindeverfassung  be- 
ladet ist,  die  Verpflichtung  zum   Erwerbe   desselben   binnen  be- 
nmter  Frist  (3  Jahren)  ausgesprochen  werden  und  es  kommen 
leben  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  Heimath  und  Aufent- 
It .  zur  Anwendung  (°).    Der  Gewerbebetrieb  bleibt  jedoch  allen 
den  Gesetzen  begründeten  oder  auch  örtlich  geltenden  polizeilichen 
Tschriften,    sowie   den  Zoll-    und  Steuergesetzen   unterworfen  (10) ; 
SBhalb  ist  von  jedem  Beginne   eines  Gewerbebetriebes  gleichzeitig 
r  zuständigen  Behörde  des  "Wohnortes  (")  Anzeige  gegen  Beschei- 
dung von  deren  Empfang  zu  erstatten  (").    Die  Fortsetzung  eines . 
iwerbes  kann  durch  die  Polizeibehörde  verhindert  werden,  wenn 
i  Gewerbe,  zu  dessen  Beginn    eine   besondere  Genehmigung  er- 
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forderlich  ist,  ohne  solche  Genehmigung  begonnen  w 
der  begonnene  Gewerbebetrieb  mit  Rücksicht  auf  ein 
strafung  oder  aus  sonstigen  polizeilichen  Rücksichten 
scheint  (13).  Ben  Zünften  und  anderen  gewerblichen 
Bteht  ein  Recht,  Andere  von  dem  Betriebe  eines  G< 
Bchliesserj,  nicht  mehr  zu('4);  auch  sind  alle  ausschlie 
beberechtigongen  aufgehoben  und  können,  gleichwie  d 
rechte  fortan  nicht  mehr  erworben  werden  (">). 

(')  Bunde s -Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  18 
Bayern,  Gewerbegesetz  vom  30.  Jan.  1868  art.  1.  < 
Gewerbeordnung  vom  20.  Dec-  1859  §.  1 — 8.  Besonder» 
fonierninBo  (Dispositionsfähigkeit ,  Volljährigkeit,  ein  b< 
guter  Leumund,  fester  Wohnsitz  im  Inlands,  Befähigung^ 
nnn  nicht  mehr  erfordert;  insbesondere  sind  ancb  Mi 
Hauskinder  vom  dem  selbständigen  Betriebe  eines  Gewei 
schlössen,  doch  bleiben  dessfalls  die  geltenden  priv&treoh 
ungen  in  Kraft,  insbesondere  bleiben  diese  Persauen  der 
vormundschaftlichen  Gewalt  unterworfen.  Koller  a.  a. 
Schaller,  a.a.0.p.  17  (Nachdem  A.L.  E. II. 8  §.477  uc 
sollton  Minderjährige' zum  Betriebe  kaufmännischer  oder 
schäfte  nicht  zugelassen  werden).  S.  aber  Oestreich,  Gi 
1859  §.  4.  Min.-Eri  vom  19.  März  1860.  Ebenso  blei 
auf  besonderen  Gesetzen  (Post-,  Zoll-,  Steuergesetzen ;  s.  z. 
1.  Juli  1869 §.  124)  beruhenden;  sowie  die  auf  die  Persoi 
Beamten-  und  geistlichen  Standes  bezüglichen  Beschrank 
Bundesgesetz  vom  21.  Juni  1869  §.  5.  12.  Bayern,  Get 
1868  art  4.  Oestreich,  Gesetz  vom  20.  Dec.  1859  § 
sen,  Gewerbeordnung  vom  17.  Jan.  184S  (Erlaubaias 
Dienstbehörde).  Oestreich,  Verordnung  vom  7.  Aug.  IE 
1864  (activen  Militärpersonen  dürfen  Gewerbe  nicht  v 
deren  Gattinneu  nur  in  beschränkter* Weise).  Hofdecret  vo 
(Nebenbeschäftigungen  der  Beamten  nur  relativ  zulässig 
rauch  a.  a.  0.  I.  §.  74.  Bayern,  Staatsdieneredict  vo 
(Beil.  IX.  zur  Verf.-Urk.)  §.  21.  (Ausschluss  aller  ii 
stehenden  Staatsdiener  von  der  Ausübung  der  bnrgerl 
Verordnung  vom  10.  März  1868.  Vgl.  noch  oben  §.  839 
und  Advocaten).  Bezüglich  der  Apotheker  und  Bn 
inspoctorau  s.  Bayern,  Apothekerordnung  vom  27.  . 
Feuerversieherungsgesotz  vom  28.  Mai  1852  art.  84.  Bez 
liehen  s.  Preusson,  A.  L.  R.  II.  11  §.  98.  Clement. 
bon.  eler.  III.  1;  bezüglich  der  Adelichen  A.  L.  R.  ; 
Bayern,  Adelsedict  vom  26.  Mai  1818  §.  21  (Beil.  V. 
Die  Entziehung  der  Gewerbeberechtigung  bleibt  sowoh 
der  Concessionsjmtziohung  und  der  im  Gewerbegesetz  aui 
toten  UntersagSngen ,  ab  auch  nach  den  Vorschriften 
fortwährend  zulässig,  da  jenem  gegenüber  die  letzter 
Cialis  in  Betracht  kommen.  Preuss.  Ob.-Trib.-Erk.  v< 
Bezüglich  der  Bestrafung  wegen  Pressübertrotungen  vgl.  obi 
r-reuBsen,  Emsgeaete  vom  12.  Mai  1851  8.  54.  Bav 
vom  17.  MarzJPo    art.   51.    Oestr.ich;   Pressgeset 
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1862  §.  3.  —  Ueber  die  Ausschliessung  gefährlicher  Pei 
ober,  Schleichhändler  etc.)  vom  Gewerbebetrieb  a.  Oest 
vom  20.  Dec.  1859  g.  7.  —  Die  juristischen  Personen  s 
eischen  hinsichtlich  der  Gewerbeberechtigung  gleich.  Oesi 
vom  20.  Dec.  1859  §.  5.  Motive  zum  Bavr.  Gesetze  vor 
art.  1.  Bundesgesetz  vom  21.  Juni  1869  §.  12.  v.  B 
Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  g.  447  p.  384.    S.  noch  unten  An 

(»)  Bundesgesetz  vom  21.  Jnni  1869  §.  29  ff.  Bi 
vom  30.  Jan.  1868  art.  8  ff.  0  estreich,  Gesetz  vom 
%.  1 — 3.  6.  16  ff.  Die  Zahl  der  Co  ncessionsge  werbe  ersehe 
Werbegesetzen  weitans  grösser,  als  sie  in  Wirklichkeit  ist. 
Her  Rubrik  auch  Bernfszweige ,  öffentliche  Anstalten  und 
keiton  mi  tauf  geführt  werden,  auf  welche  der  Begriff  di 
cession  ganz  unanwendbar  ist. 

(■')  Bundesgesetz  vom  21.  Juni  1869  §.  2.  Bayer 
30.  Jan.  1868  art.   k     Baden,  Gesetz  vom  20.  Sept.  186 

I1)  Bundesgesetz  vom  21.  Juni  1869  §.3.  Bayer 
80.  Jan.  1868  art.  1.  Oestreich,  Gesetz  vom  20.  De 
45—47.     Baden,  Gesetz  vom  20.  Sept.  1862  art.  1.  2. 

(=)  Bundesgesetz  vom  21.  Juni  1869  g.  11.  Bf 
vom  30.  Jan.  1868  art.  1.  Oestreich,  Gesetz  vom  20.  ] 
Nach  der  Bundesgewerbeordnung  vor  1869  sind  die  Fra 
ob  verheirathet  oder  nicht,  in  Bezug  auf  den  Gewerbebet! 
Handelsfranen  völlig  selbständig  gestellt ,  können  sich  al 
auf  die  Rechts  wohlthaten  der  Frauen  nicht  berufen,  ohne 
sie  ein  Geschäft  allein  oder  in  Gesellschaft  mit  anderen  Perso 
oder  durch  Stellvertreter  betreiben.  Der  frühere  Ausschi 
vom  Gewerbebetrieb  (mit  Ausnahme  der  Meisterwittwen) 
Verbindung  der  Gemeinde-  und  Gewerbsverbaltnisee  durc) 
fassung  zusammen.  S.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3. 
p.  385.    Schöller  a.  a.  0.  p.  11. 

(6)  Bundesgesetz  vom  3.  Juli  1869  betr.  die  Glei 
der  Confessiouen  in  bürgerlicher  und  staatsbürgerlicher  Bez: 
§.  84.  Bayern,  Gesetz  vom  30.  Jan.  1868  art.  1.  Dami 
lieh  die  früheren  Beschränkungen  der  Juden  hinsichtlich  i 
triebes  hinweggefallen  (a.  B.  Bayr.  Judenedict  vom  ] 
p.  §.  15.  20).     Oestreich,  Verordnung  vom  13.  Jan.  Ü 

(7)  Reichsverfassung  von  1871  art.  3;  oben  §.  52. 
setz  vom  30.  Jan.  1868  art.  2  (vorbehaltlich  der  Recipn 
gegen  Oestreich,  Gesetz  vom  20.  Dec.  1859  g.  10  (Zula 
linder  durch  das  Ministerium  des  Innern,  soweit  nicht  di 
trag»  andere  Bestimmungen  getroffen  sind).  Vgl.  übrigens 
bOÜdniss  vom  8.  Juli  1867  art.  26;  den  Zollvertrag  mit 
9.  Hftrz  1868  art.  18;  die  Handelsverträge  mit  Frankreicl 
1862  art.  25;  mit  Beigion  vom  22.  Mai  1865  art.  1;  mi 
30.  Mai  1865  art.  1;  mit  Italien  vom  31.  Dec.  1865  art. 
Zulassung  juristischer  Personen  des  Auslandes  entscheid! 
gesetze.  Bundesgesetz  vom  21.  Juni  1869  §.  12.  Bayer 

"  30.  Jan.  1868  art.  2.     Hiernach  ist  für  dieselben  die  Ge 
Landesbehörde    erforderlich.     Preussen,    Gesetz   vom    ! 


600  Bach  ITVf.    Krwerberetht,    Titel  III.    Die  eiaselncn  Er 

art.  I.  §.  18-  Baden,  Gesetz  vom  20.  Sept.  1862  a: 
Altenburg,  Verordnung  vom  29.  Dec.  1863.  Instruc 
Ordnung  von  1869  §.  2.  Dies  tat  inso  ferne  von  Bcdeuti 
rietischen  Personen  nur  beschränktere  Rechte  zustehet 
der  Vertretung  vor  den  Gerichten  gewisse  Verpflichtunj 

(B)  Bundesgesetz  vom  21.  Juni  1869  g.  8. 
setz  vom  20.  Dec.   1859  §.  44. 

(s)  In  diesem  Falle  darf  jedoch  die  Entrichtung  ■ 
Bürgerrechtageides  und  die  Aufgebung  eines  anderweit 
gerrechtes  nicht  gefordert  werden.  BundeBgesetz  vc 
§.  13.  Bayern,  Gesetz  vom  SO.  Jan.  1868  art.  1.  3. 
setz  vom  20.  Dec.  1859  §.  9.  Dies  gilt  namentlich 
Werbebetrieb  der  Ausländer.  Preussen,  Min.-Erlass 
Nach  dem  fr  über  an  Recht«  mussten,  wo  die  Erlangung 
cessioa  zugleich  die  Ansässigkeit  in  einer  Gemeinde  an 
Bürgerrechte  begründete  (s.  z.  B.  Bayern,  Gesetz 
§.  2  und  Gemeindeordnnng  von  1834  §.  11.  12),  gleicl 
ungen  der  Ansässigmachnng  erfüllt  werden. 

(10)  Prenssen,  Instruction  zur  Gewerbeordnung 
ung.  K.Sachsen,  Instruction  zur  Gewerbeordnung  von 
Hessen,  Instruction  zur  G.-O.  von  1869  Einl.  Meekl 
rin,  Instruction  zur  G.-O.  von  1869  §.  1.  Braune 
tion  zur  G.-O.  von  1869  I.  A.  Baden,  Gesetz  von 
art.  32.  Bayern,  Gesetz  vom  30.  Jan.  1868  art.  5. 
p.  19  ff.  —  Abgaben  für  den  Betrieb  eines  Gewerbet 
mandem  mehr  erhoben  oder  auferlegt  werden  (s.  obe: 
solche  nicht  dem  Staate  oder  den  Gemeinden  zustehen, 
vom  21.  Juni  1869  §.  7.  Unter  solchen  Abgaben  sind 
herrliche  Abgaben  zu  verstehen  (Schutzgulder ,  Nahrui 
gelder).  Streitigkeiten  über  die  Natur  der  gesetzlich  e 
abzulösenden  Rechte  und  Abgaben  gehören  auf  den  I 
baltlich  der  durch  Landesgesetze  zu  erlassenden  Bestl 
entscheidenden  Behörden  und  das  Verfahren. 

(L1)  Dieaelbe  ist  regelmässig  die  Gemeindebehörde 
eine  richterliche  oder  untere  Verwaltungsbehörde  sein; 
(Koller.  Archiv  Bd.  3  p.  52).  Sachsen-  Alte  nb  u  r 
1869  §.  i.  Oestreich,  Gesetz  vom  20.  Dec.  1859  §. 
waltung  der  Gewerbepolizei  der  Gemeindebehörde  nicht 
bei  Ertheilung  der  Bescheinigung  der  OrtspolizeibehÖr 
ten  Anmeldung  Anzeige  zu  erstatten.  Preussen,  Im 
1.  §.  1.  2.  Grossh.  Hessen,  Instruction  von  1869 
bu'rg-Bchwerin,  Instruction  von  1869  §.  2.  Co 
von  1869  %.  2.     Bayern,   Gesetz  vom  80.  Jan.  1868 

(")  Bundesgesetz  vom  21.  Juni  1869'§.  14. 
Gesetz  vom  20.  Dec  1859  8-  11.  12.  Bayern,  G. 
1868  art.  6.  Diese  Anzeige,  welche  den  Zweck  hat,  ( 
des  Gewerbebetriebes  und  die  Handhabung  der  Gesetz 
ist  auch  dann  nothwendig,  wenn  der  Ge  werbt  reibe  n< 
bedarf  und  diese  bereits  ertheilt  sein  sollte.  Mecklenb 
Instruction  von  1869  §.  2.  Brannschweig,  Inst 
III.  1.    Die  durch  die  Gewerbesteu erpflicht  gebotene  I 
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von  jedoch  nicht  berührt.  Bayern,  Gesetz  vpm  SO 
SehSller  a.  a.  0.  p.  23.  Nicht  der  Anzeige pflicht  a 
Heben  Handarbeiten  (Spinnen,  Weissn&hen,  Sticken,  W 
ingleichen  die  sog.  Hausgewerbe  der  Klöppelei ,  Sticherei 
soweit  sie  regelmässig  nicht  anf  eigene  Rechnung, 
Lohn  und  ohne  Verwendung  von  Geholfen  betrieben 
Gesetz  vom  30.  Jan.  1868  art.  32.  K.  Sachsen,  I 
§.  6.  Hinsichtlich  der  Preasgewerbe  und  der  ihnen  < 
ihres  Gewerbelocals  s.  oben  §.  69;  hinsichtlich  der  \ 
oben  §.  444.  Die  Anzeige,  sowie  die  darauf  binn 
theilende  Bescheinigung  Bind  stempelfrei,  doch  ist  dafl 
Abgabe  zu  entrichten.  Ueber  alle  ertbeüten  Beschein 
BehOrde  ein  tabellarisches  Register  zu  fahren. 

(13)  Gleichzeitig  ist,  falls  die  Untersagnng  nicht 
zuständigen  Behörde  zum  Zwecke  der  Strafgericht  licht 
zeige  zu  machen;  nnter  Umstanden  kann  auch  der 
werbes  im  Executionswege  verhindert  werden.  E 
21.  Jnni  1869  §.  15.  30—85.  87.  42.  43.  Preuas. 
1869  I.  2.  Hessen,  Instruction  von  1869  §.  2. 
Instruction  von  1869  III.  1.  Bayern,  Gesetz  vom  3< 
OeBtreicb,  Gesetz  vom  20.  Dec.  1859  §.  15.  60. 

(UJ  Bnndesgesetz  vom  21.  Juni  1869  §.  4 
auch  das  Recht  der  Zünfte,  bei  der  Ertheilung  eine 
gutachtlich  vernommen  zu  werden,  selbst  verständlich 

06)  Vgl.  oben  §.  171.  Bnndesgesetz  vom  21.  . 
Bayern,  Gesetz  vom  30.  Jan.  1868  art.  7.  Oest 
G.-O.  vom  20.  Dec.  1859  art.  VII.  Eine  Ausnahme 
Abdeckereien,  s.  oben  §.  171.  459.  Auch  kann  die  Ei 
bezirken  für  Schornsteinfeger  angeordnet  werden ,  de 
Veränderung  jedoch  'in  der  Befugniss  der  oberen  ^ 
liegt,  ohne  daes  den  Schornsteinfegern  ein  Widersp 
Anspruch  auf  Entschädigung  zusteht.  Bundesgesetz 
§.  39.  Die  stillschweigende  Anerkennung  eines  Kehr 
Vertrage  von  Gemeinden  mit  Schornsteiufegermeisten 
Kehrbezirke  bedingen  zugleich  die  Regelung  der  Aus' 
und  der  Kehrlöhne ;  für  einen  Bezirk  können  anch  i 
fegermeister  bestellt  werden.  Bayern,  Gesetz  vom  ( 
(Regelung  der  Kaminkehrerverhaltnisse  der  Verorc 
Baden,  Verordnung  vom  13.  Nov.  1865  und  9.  Jan. 
gesetsboch  von  1863  §.  113.  114.  Oestreich,  G 
1859  §.  16  (Concessionspnicht  dieses  Gewerbs).  — 
Verbot  fallen  gewerbliche  Li eferungs vertrage,  mit  den 
Bcbliesslicbe  Gewerbeberechtigungen  verbunden  sind, 
oorde  mit  Gasgesellschaften  u.  dgl. ;  hier  bildet  jedo 
thum  der  Stadt  an  den  Strassen,  das  sich  jedenfalls 
ser  der  Einwohner  et«,  erstrecken  würde,  sondern  die 
gewalt  den  Rechtsgrund  für  die  Ausschliessung  andei 
solcher  Art.  Vgl.  die  Motive  und  Erklärungen  b 
Bd.  3  p.  45. 
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Concessionirte  Gewerbe  sind:  1)  das  Apothö 
Zubereitung  und  der  Verkauf  von  Giften;  3)  die 
wirtheohaft  (').  I.  Zur  Zubereitung  und  zum  ~\ 
thekerwaaren  (Arzneimittel,  Droguen,  chemisch 
erforderlich  1)  der  Besitz  einer  öffentlich  anerka] 
2)  die  Approbation  als  Apotheker,  welche  nur  d 
die  nach  Zurficklegung  der  notwendigen  Lehr- 
wie  der  vorgeschriebenen  Universitätsstudien  die 
ung  beBtanden  haben  (*),  Der  Betrieb  des  Apoth< 
liegt  besonderen  öffentlichen  Vorschriften,  welche 
beziehen:  1)  auf  die  Anstellung  eines  genügend 
Personals;  2)  das  Vorhandensein  und  die  Einrict 
liehen  Geschäfts-  und  Verkaufsräume  (B) ;  3)  das 
der  Arzneistoffe  und  Präparate  in  Tollkonrmen 
frischer  und  unverfälschter  Qualität  und  in  der  e 
tität  nach  Verhältnis  des  regelmässigen  Bedar 
schäftsführung.  In  letzterer  Beziehung  ist  den  £ 
reitung  der  Arzneimittel  genau  nach  ärztlicher. 
und  nach  den  Bestimmungen  der  geltenden  F 
Pflicht  gemacht  und  das  eigene  Receptiren  strei 
freie  Handverkauf  ist  nur  von  unschädlichen  und 
Mitteln  gestattet,  welche  in  den  Apothekerordunn 
net  werden  (8).  Die  Apothekerwaaren  unterlieget 
Taxe,  welche  jedoch  durch  freie  Vereinbarung 
kann  (9).  Alle  Apotheken  sind  Seiten»  der  P« 
behörden  der  Beaufsichtigung  und  periodischen  ( 
zu  unterziehen  (,0).  II.  Die  Zubereitung  und  de 
Stoffen  steht  in  der  Regel  nur  denen  zu,  welche 
Genehmigung  erlangt  haben  ("}■  Bei  der  Zuber 
und  Aufbewahrung,  bei  der  Versendung  und  bi 
Giften  sind  die  zur  Verhütung  von  Unglücksfall 
vorgeschriebenen  Vorsichtsmassregeln  strenge  zu 
dürfen  nur  zu  den  Zwecken,  wozu  sie  rechtmässij 
verwendet  werden  (n).  III.  Wer  Gast-(IS)  odei 
betreiben  will,  bedarf  hiezu  der  obrigkeitlichen  1 
kann  jedoch  nur  versagt  werden,  1)  wenn  gegen 
Thatsachen  vorliegen,  welche  die  Annahme  rec 
das  Gewerbe  zur  Förderung  der  Völlerei,  des  ver 
Hehlerei  oder  der  Unsittlichkeit  missbrauchen  w 
das  zum  Gewerbebetrieb  bestimmte  Local  weger 
heit  und  Lage    den   polizeilichen  Anforderungen 
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Das  gleiche  gilt'  von  dem  Kleinhandel  mit  Branntwein  oder 
jedoch  kann  durch  die  Landesregierungen,  soweit  die  Land' 
nicht  entgegen  stehen,  die  Erlanbniss  zum  Ausschenken  voi 
wein  und  zum  Kleinhandel  mit  Branntwein  and  Spiritus  t 
dem  Nachweiße  des  vorhandenen  Bedürfnisses  abhängig 
werden  ('*)•  Keine  Conoession  erfordert  1)  das  blosse  Ve: 
von  Schlafstellen  und  Zimmern;  2)  der  Betrieb  blosser  Spe 
Schäften  ("). 

(')  Ausserdem  sind  in  manchen  Gesetzen  einer  Conce« 
unterworfen :  1)  Commissions •  und  Anfragebnreaus.  Bayern 
begesotz  vom  SO.  Jan.  1868  art.  8.  Verordnung  vom  25.  Aj 
(Erfordert  werden  Unbescholtenheit,  hinreichende  Bildung  und 
Vermögens  Verhältnisse ,  ferner  öffentliche  Nützlichkeit  des  Zw 
BedQrrnigs).  Oestreich,  Verordnung  vom  28.  Febr.  1863;  2) 
tilgung  von  Ungeziefer.  Bayern,  Gewerbegesetz  vom  30.  • 
art.  17.  Bekanntmachung  vom  19.  April  1868  (Erlaubniassi 
Grand  des  Nachweises  persönlicher  Verlassigkeit  und  des  Bes 
erforderlichen  chemischen  Kenntnisse;  Anwendung  von  Arsi 
Strychnin  gänzlich  verboten).  Verordnung  betr.  den  Giftha 
15.  Hirz  1866  g.  10;  3)  die  Baugewerbe.  Oestreich,  Gewi 
Tom  20.  Dec.  1859  g.  16.  23  (Befähigungsnachweis).  8.  dage 
ler,  Archiv  Bd.  8  p.  36.  Schöller  a,  a.  0.  p.  60.  Facultat 
nagen  für  Bangewerbe  sind  auch  im  Gebiete  der  Bundesgewert 
von  1869  nicht  ausgeschlossen;  4)  die  Anfertigung  von  Waffe 
tionsge  gen  stand  en  und  Feuer  werkskörpern.  Oestreich,  Gewi 
vom  20.  Dec.  1859  §.  16.     S.  noch  oben  g.  487  Anm.  2. 

(*)  Apotkekerwaaren  sind  diejenigen ,  welche  mittelbar  od 
telbar  für  die  Zwecke  der  menschlichen  Gesundheit  verwende! 
and  nur  auf  Grund  bestimmter  technischer  Kenntnisse  verfertig 
können.  Das  Veraeichniss  derselben  ist  öffentlich  fe  stau  stelle  i 
kannt  su  machen.  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  II 
Verordnung  vom  15.  März  1872  betr.  den  Verkehr  mit  Apotl 
reo.  Nicht  hieher  gehören  1)  die  für  Thierkrankheiten  bestirnt 
mittel;  vgl.  oben  g.  459  Anm.  8;  2)  künstliche  Mineral wsist 
§.  360  Anm.  2.  3)  kosmetische  Geheim  mittel,  deren  Verkauf  ui 
liehe  Anpreisung  zuweilen  von  der  Genehmigung  der  obersten  1 
behörde  abhängig  gemacht  ist-  Bayern,  Verordnung  vom 
1863  und  15.  März  1866.  Preuss.  Eescr.  vom  7.  Nov.  1848. 
benrauch  a.  a.  O.  It.  §.  305. 

{■')  Apotheken  bestehen  entweder  auf  Grund  einer  realen  1 
ung,  oder  einer  von  der  Behörde  erlangten  Concession,  weicht 
stets  zur  Errichtung  nener  oder  Verlegung  bereits  begründeter  1 
erforderlich  ist;  hiebei  soll  auf  das  Bedürfnis»  der  Bevölkerung 
ran  Zahl  und  Wohlstand,  sowie  auf  gesunde  Conourrenz  gesehei 
Der  personliche  Character  der  Concession  wird  bei  Apotbel 
strenge  beobachtet,  daher  können  auch  concessionirte  Apotl 
andere  befähigte  Personen  fibertragen  und  durch  solche  varwal 
den;  insoferne  sind  auch  Verzichte  auf  Apothekerooncessionen  zu 
Anderer  gestattet.     Doch  ist  die  Bewilligung  neuer  Apotheken 
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Eigenschaft  untersagt,  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsr« 
11.234.  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsreeht  3.  Auß.  §.  13 
III.  p.  144  ff.  Wehrer,  Repertorium  1866  p. 
Handbuch  der  Verwaltung  in  Sachsen  -  Weimar  §. 
rauch  a.  a.  0.  II.  g.  304.  Hammerle  a.  a.  0.  ] 
Hand-  und  Nothapotbeken  des  ärztlichen  Personals  i 
Bnndesgewerbeordnung  von  1869  erstreckt  sich,  eii 
ausgenommen  ,  nicht  anf  das  Apothekerwesen  (ibid. 
daher  bis  zum  Erlasse  eines  (bereits  in  Aussicht  gel 
neu  Apothekergesetzes  die  Bestimmungen  der  Landet 
nug.  Vgl.  Preusson,  Verordnung  vom  24.  Oct.  18 
thekerordnung  vom  27.  Jan.  1842  g.  2.  3.  32.  33. 
dat  vom  17.  Oct.  1820  §.  1.  Verordnung  vom  23. 
der  Realprivilegien  für  Apotheken).  Baden,  Veroi 
1822,  21.  Juni  1834  und  9.  Oct.  1865  (der  Arzne 
auf  Wiederverkauf,  freigegeben).  Oestreich,  Inst 
1808.  Hofdecret  vom  28.  Juli  1823  und  10.  Aug. 
gebung  des  Apothekergewerbes  ist  neuerdings  mahrfu 
Brefeld,  Die  Apotheke.  Schutz  oder  Freiheit.  Bn 
gel,  Das  Apothekermonopol.  Ein  Beitrag  zu  seiner 
Berl.  1870.     S.  noch  v.  Mo  hl,  Polizei  Wissenschaft  ! 

(*)  Bandesgewerbeordnung  vom  21.  Jnni  1£ 
machung  vom  25.  Sept.  1869  IV.  und  9.  Dec.  1869. 
Erlass  vom  27.  Nov.  1853.  Bayern,  Apothekeror 
1842  §.  7  ff.  K.  Sachsen,  Mandat  vom  80.  . 
Mecklenburg-Schwerin,  Hed.-Ordnong  vom  IE 
Regulativ  vom  4.  Aug.  1862  und  11.  Aug.  1863. 

(s)  Insbesondere  kommen  hier  in  Betracht  d 
und  Kräuterkammer,  Keller,  Laboratorium  mit  den 
macentischen  Apparaten,  die  Gefossc  und  Gewichte 
Med. -Ordnung  vom  18.  Febr.  1830  cap.  9  §.  2.  I 
kerordnnng  vom  11.  Oct.  1801  III.  §.2.  Instructioi 
Bayern,  Apotheker  Ordnung  vom  27.  Jan.  1842  §.8 
15.  März  1866. 

(")  Die  Apotheker  müssen  jede  verordnete  Ar 
gerlich  bereiten  and  abgeben  nnd  dabei  die  Anordu 
Personals  strenge  befolgen.  Bayern,  Apothekeror 
1842  §.  84. 

C7)  Für  das  Gebiet  des  deutschen  Reiches  ist 
ung  des  Reichskanzlers  vom  1.  Juni  1872  eine  neu< 
manica  erlassen  werden,  welche  vom  1.  Nov.  187 
iu  den  einzelnen  Staaten  geltenden  Pharm acopoeen  t 
Min.-Erlass  vom  21.  Sept.  1872  betr.  die  Einführun 
Germanica;-  ausserdem  far  Bayern  durch  Veror« 
1856;  für  Oestreich  durch  Min.-Erlass  vom  20.  ' 

(8)  Preussen,    Mcdic.-Edict    vom   27.  Dec. 
nnng  vom  II.  Oct.   1801.     Bayern,    Apothekerorc 
1842.     Baden,    Verordnung  vom  9.  Oct.  1865.     C 
tion  vom  3.  Kov.  1808.     K.  Sachsen,  Mandat  vo 

(9)  Bundesgewerbeordnang  vom  21.  Juni  18 
seu,    Verordnung    vom    18.  Juni   1840,      Bayer 
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I.  Mutz  1857,    1.  Mai  1867    und    18.  Febr.  1869.     Oestre 
Ordnung  vom  22.  Dec.  1854  und    15-  Jan.  1859.     Baden, 
vom  9.  Hai  1868.      Die  Arzneitaxe    ist    von  Zeit    zu  Zeit    z 
and  öffentlich  bekannt  zu  machen. 

(,0)  Freussen,    Apothekerordnung    vom    11.  Oct.    18 
stroction  vom  21.  Oct.  1819.     Rescript  vom  13.  März  1820. 
Prenss.  Staatsrecht    3    Aufl.  II.    %.  409    p.  237.     Barem, 
Ordnung    vom   27.  Jan.  1842    %.  68  ff.      Oestreicfa,    Instr 
3.  Nov.  1808.     Allgem.  Sanitätsnorm  vom  2  Jan.  1770.     Ho: 

II.  Oct.  1810.  —  üeber  Apothekergremien  vgl.  Barern, 
Ordnung  vom  27.  Jan.  1842  §36—40.  K.  Sachsen,  Veroi 
31.  Juli  1841  (erzgebirgischer  Apothelcerverein).  Funcke  a 
p.  IM.  Oestreich,  Instruction  vom  3.  Nov.  1808  §.  11 
benrancb  a.  a.  O.  IL  g.  306. 

(")  Nach  der  Bnndesgewerbeordnung  vom  21.  Juni 
kann  der  Handel  mit  Gift  durch  die  Landesgesetzgebung  von 
lioher  Genehmigung  abhängig  gemacht  werden.  Nach  der  1 
der  Gifthandel  regelmassig  coneessionspflichtig  ans  gesundheil  & 
Bttckaiohten  und  im  Zusammenhang  der  Vorschriften  Aber  < 
sen.  Die  Genehmigung,  welche  nicht  räumlich  beschrankt  w< 
wird  hauptsächlich  erlheilt  an  Apotheker  nnd  an  die  Inhaber ' 
für  chemische  und  pharm  acen tische  Präparate.  Siehe  auch  das 
buch  von  1871  §.  367.  Bayern,  Qewerbegesetz  vom  SC 
irt.  8.     Oestreich,  Qewerbegesetz  vom  20.   Dec.  1859  §. 

(li)  Insbesondere  ist  diesen  Gewerbtreiben  den  genaue 
zur  Pflicht  gemacht;  an  Personen,  welche  nicht  vermöge  il 
oder  Berufes  zum  Ankauf  von  Gifi  berechtigt  sind,  soll  dast 
schriftliche  ärztliche  Ordination  oder  auf  Grund  eines  beso 
teilichen  Erlaubnisssch eines  abgegeben  werden.  Bayern, 
vom  15.  März  1866  den  Gifthandel  betr.  Prenssen,  An 
10.  Dec.  1800.  Abanderungsgesetz  zur  allgemeinen  Gewerben 
22.  Juni  1861  §.  49.  Min.-Erlass  vom  4.  Aug.  1846,  li 
23. Oct.  1861.  K.  Sachsen,  Mandat  vom  30.  Sept.  1828. 
rar  Gewerbeordnung  von  1869  §-22.  Baden,  Verordnung  i 
1865  nnd  30.  Dec.  1867.  H  es  Ben,  Instruction  zur  Gev 
TOD  1869  §.  5.  Sachsen-Weimar,  Gesetz  vom  1.  Ju 
den  Gifthandel.  Instruction  von  1869  g.  34.  Altenburj 
machting  vom  27.  April  1835.  Meiningen,  Gesetz  vom  i 
§.  1.  2.  Coburg,  Gesetz  vom  19.  Febr.  1862.  Anhalt 
von  1869  §.8.  Schwarzburg-Rudolstadt,  Apothekerc 
27.  Jan.  1841  §.  16.  18.  67.  68.  Hamburg,  Med.-Ordnn 
fi.  83— 87.  Bekanntmachung  vom  5.  Febr.  1855  Lübeel 
nung  vom  25.  Sept.  1867  §.  48. 

(L3)  Das  wesentliche  Merkmal  der  Gastwirtbscbaft  lieg 
Stimmung  und  Einrichtung  zur  Beherbergung  und  Verpfleg 
uud  zur  Bespeisuug  einkehrender  Gaste.  Prenss.  A. 
I  434.  436. 

('*)  Bundesgewerbeordnnng  vom  21.  Juni  1869  §.  9 
kommen  die  Vermögens  Verhältnisse  des  Nachsuchenden  nie 
Betracht;  ebenso  ist  die  BedOrfniasfrage  ausgeschlossen  b 
Wirtbschaft ,   beim  Bier-   und  Weingchank,  und  bei  der  gew 
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Verabreichung  von  Caffee,  Theo,  MineralwUss 
struction  von  1869  I.  g.  12.  Hessen,  In 
Mecklenburg-Schwerin,  Instruction  voi 
Bayern,  Gewerbegesetz  vom  30.  Jan.  1868 
Ordnung  vom  26.  April  1868  die  Gast-  üb 
art.  2  zerfalle*  die  betreffenden  Gewerbe  in 
einer  besonderen  (von  weitergehenden  Bedinge 
aion  bedarf:  1)  Beherbergung  von  Fremde] 
Speisen;  3)  Ausschank  geistiger  Getränke;  4) 
und  anderen  warmen  Getränken  und  Erfrisch 
werbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  §.  16.  28.  29 
teil  von  erlaubten  Spielen  hinzugerechnet). 

(<&)  Bundes gewerbeordnnng  vom  21.  • 
in  den  Lan de ege setzen  regelmässig  geschehen, 
vom  4.  Sept.  1869  I.  g.  12.  K.  Sachsen,  I: 
Mecklenburg-Schwerin,  Verordnung  von 
Meiningen,  Ausschreiben  vom  10.  Nov.  1870 
Gewerbegesetz  vom  3.  Ang.  1864  §.14.  Anh 
§.7.  Schwarzburg-Rndoletadt,  Inatrncti 
gültig  ist  eB,  ob  der  Kleinhandel  mit  diesen  ' 
in  Verbindung  mit  anderen  Geschäften  stattüm 
oder  an  fremden  Erzeugnissen ;  insbesondere  au 
nischen  Zwecken  dienen  soll  und  denaturirt 
Motive  bei  Koller,  Archiv  Bd.  3  p.  74—7 
handele  wird  in  den  Gesetzen  verschieden  b 
Prenssen,  Min.-Erlass  vom  15.  März  1871; 
sen,  Gewerbegesetz  vom  23.  Juni  1868  §■ 
Verordnung  vom  25.  April  1868  art.  3;  u 
Schw.  Verf.  vom  9.  Dec.  1872;  unter  4  Quart  Bi 
geaetz  vom  3.  Ang.  1864  §.  14;  unter  </a  Q 
dolstadt,  Instruction  von  1869  §.  4).  —  I 
25.  April  1868  art.  3.  —  In  der  Gastwirthsc 
Ausschenken  aller  Arten  von  Getränken  von  s 
daher  eine  besondere  Coneession  nicht  n5thig; 
gehung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  zn  vei 
solchen  zu  ertbeilen,  deren  Local  hinsichtlich 
Einrichtung  nnd  Ausstattung  etc.  so  beschaffen 
liehen  Bestimmung  der  Gast  wir  thschaft  (Anm 
können.  Min.-Erlass  vom  22.  Febr.  und  28.  B 
dernng  eines  bestimmten  Raumes  vgl.  die  Vi 
Herrenhauses  vom  6.  Febr.  1872).  Ueber  die 
zum  Einzelverkauf  von  Spiritus  von  gewisser  i 
tränke,  zu  deren  Führung  sie  nach  der  Phai 
s.  Preusaen,  Min.-Erlass  vom  2.  Nov.  1858. 
von  1868  art.  9.  Ueber  die  Einhaltung  der 
obachtung  der  zur  Feier  der  Sonn-  und  Featti 
gen  a.  Strafgesetzbuch  von  1870  §.  365.  366  I 

(lfl)  Vgl.  die  Motive  zur  Bundesgewerbei 
chiv  Bd.  3  p.  74.  Bayern,  Gewerbogesetz 
S.  im  Allgemeinen  G.  Herrfurth,  Gesätes  u; 
Gast-  und  SchankwirthgcbaftBbe  trieb  im  deuts( 
v.  Rönne,  Preoss.  Staaterecht  3.  Aufl.  II.  ! 
Bayr.  Verwaltungsrecht  §.  179. 
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Die  techaiBche  Einrichtung  ihrea  Betriebes  ist  in  derRe 
freien  produetiven  Ermessen  der  Gewerbtreibenden  überlasse 
behaltlich  der  Einhaltung  der  bestehenden  polizeilichen  und  se 
gesetzlichen  Yorschriften.  Indessen  sind  hiebei  noch  folgende  be 
Bestimmungen  zu  beobachten:  1)  Polizeiliche  Genehmigung  ie 
derlich  zur  Errichtung  von  Anlagen,  welche  durch  die  ortliche  La 
die  Beschaffenheit  der  Betriebsstätte  für  die  Besitzer  oderBt 
der  benachbarten  Grundstücke  oder  für  das  Publicum  Überhaupi 
liehe  Nachtheile,  Gefahren  oder  Belästigungen  herbeiführen  kön 
bei  Stauanlagen  für  'Wassertriebwerke  kommen  ausserdem 
sonderen  Yorschriften  des  Wasserrechts  zur  Anwendung  (*). 
Benützung  oder  Errichtung  von  Privatschlächtereien  kann, 
öffentliche  Schlachthäuser  in  genügendem  Umfange  Vorhand« 
oder  errichtet  werden,  durch  die  Landesgesetzgebung  untersa, 
den  (-1).  8)  Zur  Anlegung  von  Dampfkesseln  ist  die  Geneh 
der  Behörde  und  die  Einhaltung  der  bestehenden  bau-,  feut 
gesundheitspolizeilichen  Yorschriften  erforderlich;  vor  der  Bei 
eines  Kernels  zum  Betriebe  ist  in  jedem  Falle  zu  untersuch 
die  Ausführung  den  Bestimmungen  der  ertheilten  Genehmigu: 
■Bricht  (4).  4)  Die  Errichtung  und  Verlegung  solcher  Anlagen 
Betrieb  mit  ungewöhnlichem  Geräusch  verbunden  ist,  kann 
Sähe  von  Heilanstalten,  Schulen,  Kirchen  und  anderen  öffei 
Gebäuden  untersagt  oder  an  bestimmte  Bedingungen  geknüp 
«ou  {").  5)  Ueber  die  nothwendige  Entfernung  von  durch  de: 
bewegten  Triebwerken  von  benachbarten  fremden  Grundstück 
Ton  Öffentlichen  Wegen  können  oberpolizeiliche  Yerordnunj 
lassen  werden  (").  6)  "Wegen  überwiegender  Nachtheile  und 
«an  für  das  Gemeinwohl  kann  die  fernere  Benützung  einet 
gewerblichen  Anlage  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde  z 
Zeit  gegen  Ersatz  für  den  hiedurch  nachweislich  verursachtet 
flen  untersagt  werden.  (7). 

(')  Hieher  gehören  namentlich  die  Rücksichten  für  Gesundr. 
cherheit  gegenüber  Ausdünstungen,  Rauchsecretion ,  Lärm,  Gef 
rft  des  Betriebes,  Gefahr  von  Brand,  Explosion  u.  dgl.  Siehe  d 
(ichnies  dieser  Anlagen,  welches  Übrigens  je  nach  dem  Eintri 
Wegfall  der  ratio  legis  dnreh  Beschluss  des  Bundesrates  ab£ 
erden  kann,  in  der  Bnndesgewerbeordnang  vom  21.  Juni  186! 
«riohtlieh  der  Pulvennflblen  und  der  Feuerwsrkerei  s.  Pre 
is.-Erlass  vom  14.  Sept.  1846,  81.  Mai  1856  und  18.  Apri 
.  Sachsen,  Verordnung  vom  12.Dec.1856  und  Regulativ  vom 
W5.  Nicht  hieher  gehört  die  dem  Nachbar-,  Wasser-  und  Fi 
iahte  anheimfallende  Regelung  schädlicher   und   lästiger  Effluvl 
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auch  in  anderen  Erwerbszwei  gen  und  im  i 
ist  (Erklärung  des  Präsidenten  des  Bundei 
chiv  Bd.  3.  p.  65).  Auch  Niederlagen  vo 
den  sind  keine  Anlagen  im  Sinne  des 
die  in  Bezog  auf  sie  erlassenen  sicherhi 
Stimmungen  dauern  daher  fort.  K.  Such 
Verordnung  vom  12.  Dec.  1856  betr.  die 
lieber  Stoffs;  bezüglich  der  Mineralöle  s 
1867.  OeBtreicb,  Verordnung  vom  30. 
1865  g.  12.  Ebensowenig  igt  durch  obige 
ung  von  Anlagen  irgend  welcher  Art  die 
baupolizeilichen  etc.  Vorschriften  ausgesch 
erfolgt  auf  Grund  eines  Verfahrens,  dure 
etwaiger  Einwendungen  binnen  14tägiger 
nicht  um  privatrechtliche,  zur  richterliche 
Einreden  handelt,  aufgefordert  wird;  ausse 
Henkelt  Öffentlicher  Gefahren  und  Nachthe 
Arbeiter,  und  die  gewöhnlichen  polizeiliche 
wegen  zu  prüfen.  Dia  Genehmigung  kann 
Festsetzung  der  sich  als  nOtbig  ergebender 
auch  ist  die  Verweisung  von  Anlagen  in  ge 
den  ersten  Bescheid  kann  stets  der  Rem 
ergriffen  werden.  Bundesgewerbeordnun 
Ueber  den  nothwendigen  Inhalt  der  Vorla, 
begründet  werden  soll  (insbesondere  Zeichn 
das  Verfahren  im  Einzelnen  (Bekanntmac 
Verhandlung ,  Becursverfahren ,  Genehmig 
Instruction  von  1869  §.  29  ff.  E.  Sao 
§.  10.  12  —  18.  83-48.  Hessen,  V« 
Braunschweig,  Verordnung  vom  15. 
1869  IV  Mecklenburg-Schwerin, 
Strelitz  vom  25.  Sept.  1869  (Errichtung 
bebehorden  nach  den  Vorschriften  der  B  u  r 
§.  21.  Durch  die  polizeiliche  Genehmigur 
vatrechtlichen  Verhältnisse  zwischen  Prot 
nicht  berührt  und  kOnnen  im  Rechtswege 
Min.-Erlass  vom  16.  Febr.  1847.  Bac 
art.  14.  Zur  blossen  Wiederb  erstell  ong  i 
läge,  ohne  dass  eine  Aenderung  in  dei 
Betriebsstätte  vorgenommen  werden  soll, 
nehmignng  nicht  erforderlich ,  wohl  aber 
Erlaubniss.  Preussen,  Min.-Erlass  vom 
Bayern,  Gewerbegesetz  vom  30.  Jan.  1 
buch  von  1871  art.  130.  Verordnung 
Gewerbegesetz  vom  20.  Sept.  1862  art.  I1 
§.  18 — 88.     Oestreich,  Gewerbegesetz  ■ 

(aJ  Bundesgewerbeordnung  vom 
§.  224.  Bei  Stauanlagen  ist  die  Zeichn 
richtung  einschliesslich  der  Gerinne  und  1 
serdem  ist  ein  Nivellement  erforderlich, 
des  zum  Betrieb  bestimmten  Wasserlauf 
«ine  Anzahl  von  Querprofilen  beider  darge 
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bnen  ist,  ab  die  Wirkungen  des  anzulegenden  Stau 
»darf  ferner  der  Angaben  Über  die  Höbe  des  gewöhn 

und  des  höchsten  Wasserstandes  nnd  Ober  die  V 
asserlanfes,  sodann  der  zunächst  ober-  und  unterht 
rke  nnd  eines  die  anstehenden  Grundstücke  entbat 
.  Prenssen,  Instruction  von  1869  §.  30.  Min. 
1847.  E.  Sachsen,  Instruction  von  1869  §.  11. 
ion  von  1869  §.  23. 

lesgewerbeordnnng  vom  21.  Jnni  1869  §.  23. 
i  Bind  nicht  allein  solche  Anlagen  zu  verstehen,  in  v 
verbtreibende  geschlachtet  wird,  sonderu  alle  Anlagt 
so  auch  die  lediglich  für  den  eigenen  Gewerbebetri 
ie  Unterschied ,  oh  dieselben  nen  angelegt  werden 
ebtigt  wird,  ein  bereits  vorhandenes  Gebäude  als  3c 
«n,  resp.  zu  benutzen.  Preoss.  Min. -Erlaas  vom  1" 
i  gehören  Schlächtereien  zu  den  Gewerhsan lagen , 
ien  Genehmigung  bedürfen.  Bun  desgewerbeordnui 
)estreicb,  Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  §.  3 
de s Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.24.  Pro 
i  1869  §.  49.  51.  Hessen,  Instruction  von  1869 
■g-Schwerin,  Instruction  von  1869  §.5.  Be 
lundesrathes  vom  29.  Mai  1871  betr.  die  allgemein 
immungen  über  die  Anlegung  von  Dampfkesseln. 

1)  den  Bau    der  Dampfkessel ,    die  Kesselwandungc 

ihre  Ausrüstung  mit  einem  Speiseventil ,  zwei  zu 
ingen  zur  Speisung,  mit  Wasserstau dszeiger  und  \ 
Sicherheitsventil  und  Manometer  (Marke  der  festge 
ifspannung)  und  mit  einer  Kesselmarke ;  3)  die  P 
il  mittelst  Wasserdruckes ,  sowohl  nach  der  neue: 
ch  Reparaturen  und  die  Anbringung   eines  Prüfung: 

Aufstellung  der  Dampfkessel,  die  Kessel mauerung  u 
Hinsichtlich    der    Aufstellung    und    des    Gehraucht 

den  Preuss.  Circ.-Erlass  vom  13.  März  1855,  Jii 
•ena  der  Chausseen  mit  Strasscn-Locomoliven  die  Pi 
;  vom  18.  Febr.  1864.  —  S.  noch  Bayern,  Veroi 
864  und  12.  Febr.  1865.     Polizeistrafgesetzbncb  voi 

lesgewerbeordnnng    vom    21.  Juni   1869    §.  27. 
begesetz    vom    20.  Dec.  1859    §.  32.       Ueber    das 
mf  L.  un.  C.  de   stud.  lib.  den  Gelehrten   dessfalls 
Fricke  a.  a.  0.  §.  89. 

iesgewerbeordnung  vom  21. Juni  1869  §.28.  Pret 
i.  Oct.  1885    und    10.  Juli  1848    (20    Ruthen    von 

6  Ruthen  von  Acckern). 
desgewerbcordnnng    vom  21.  Jnni    1869    g.  51.  52 

cessirt,  wenn  die  Zurücknahme  der  Genehmigung 
ausdrücklich  vorbehalten  war  oder  wenn  die  Errii 
W  ertheilter   Genehmigung    erfolgte.      Preusaen, 

1852.  Instruction  von  1869  f.  52-54.  Bei  dei 
iden  Verhandlung  sind  der  Antragsteller,  der  Besits 
a  läge  und  der  Vorstand  der  Gemeinde,  in  deren  Bezii 
ftltongueclit  I.  |.  gg 
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(3)  B  u»n  d  e  s  gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  41.  Baden, 
Gewerbegesetz  vom  20.  Sept.  1862  art.  2  Oestreich,  Gewerbegesetz 
vom  20.  Dec.  1859  §.  43.  Die  entgegenstehenden  in  Innungsstatuten 
enthaltenen  Beschränkungen  sind  damit  aufgehoben ,  bezüglich  der  Apo- 
theker s.  oben  §.  488.  Nicht  zu  den  Gewerbsgeh Ulfen  gehören  Werk- 
meister, Taglöhner  und  das  Hansgesinde,  wohin  auch  Kellner,  Fuhr- 
knechte etc.  zu  rechnen  sind.  Oestreich,  Gewerbegesetz  vom  20. Dec. 
1859  §.  73.     S.  oben  §.  356  Anm.  5. 

(4)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  48.  Bayern, 
Gewerbegesetz  vom  30.  Jan.  1868  art.  7.  Oestreich,  Gewerbegesetz 
vom  20.  Dec.  1859  §.  58  und  K.  Patent  hiezu  art.  VII.  Rau,  Lehr- 
buch II.  §.  194.  Die  ausschliessliche  Berechtigung,  sowie  die  Neube- 
gründung solcher  Rechte  ist  jedoch  aufgehoben;  s.  oben  §.  487. 

(5)  Bundes  gewerbeordnung  vom  21.  Jtfni  1869  §.  49.  Oest- 
reich, Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  §.  41.  Die  nachgesuchte 
Verlängerung  der  Frist  darf  im  Falle  der  Einstellung  des  Betriebes  nicht 
verweigert  werden,  wenn  durch  Erbfall  oder  Concurserklärung  Unge- 
wissheit  über  das  Eigenthum  entstand  oder  in  Folge  höherer  Gewalt  der 
Betrieb  gar  nicht  oder  nur  mit  erheblichen  Nachtheilen  stattfinden  kann. 
K.  Sachsen,  Instruction  von  1869  §.  29.  S.  noch  Bayern,  Gewer- 
begesetz vom  80.  Jan.  1868  art.  12  (2jährige  Einstellung);  Baden, 
Gewerbegesetz  vom  20.  Sept.  1862  art.  11  (5  jährige  Einstellung).  — 
Ausserdem  erlischt  die  Gewerbsconcession  auch  durch  Verzicht;  derselbe 
muss  ausdrücklich  und  amtlich  erklärt  werden,  wenn  die  auf  dem  Ge- 
werbe ruhenden  öffentlichen  Verpflichtungen  damit  aufhören  sollen;  Ver- 
zichte zu  Gunsten  Anderer  ziehen  lediglich  privatrechtliche  Wirkungen 
nach  sich.  Bayern,  Gewerbegesetz  vom  30.  Jan.  1868  art.  12.  Schöl- 
ler a.  a.  O.  p.  52.  S.  jedoch  bezüglich  der  Apotheken  oben  §.  458  Aum.  3. 
v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  IL  §.  409  p.  234  Anm.  1. 

(6)  Bund  es  gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.53.54.  Preus- 
sen,  Instruction  von  1869  §.  60—66.  Für  die  Concessionsentziehung, 
Zurücknahme  einer  Bestallung  und  Untersagung  eines  Gewerbebetriebes  ist 
ebenso,  wie  für  die  Genehmigung  gewerblicher  Anlagen,  ein  contradic- 
torisches  Verfahren  mit  vollständiger  Beweiserhebung  und  collegialer  Ent- 
scheidung, sowie  Zulassung  des  Recurses  vorgeschrieben.  Siehe  auch 
Preussen,  Gesetz  vom  22.  Juni  1861.  Bayern,  Gewerbegesetz  vom 
30.  Jan.  1868  art.  12.  Baden,  Gewerbegesetz  vom  20.  Sept.  1862 
art.  9.  12.  Instruction  von  1862  §.  27.  Oestreich,  Gewerbegesetz 
vom  20.  Dec.  1859  §.  60. 
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§.    491. 

Der  Preis  und  die  Beschaffenheit  der  Gewerbsproducte  bleibt 
regelmässig  der  freien  Bestimmung  der  Gewerbtreibenden  und  ihrer 
Vereinbarung  mit  den  Abnehmern  überlassen  und  sind  obrigkeitliche 
Vorschriften  hierüber,  insbesondere  Preistaxen,  unstatthaft  gewor- 
den (0?  wodurch  jedoch  das  Einschreiten  der  Polizeibehörden  aus 
Rücksichten  der  öffentlichen  Gesundheit,  Sicherheit  und  Sittlichkeit 
keineswegs  ausgeschlossen  ist  (2).  Yon  jenem  Grundsatz  finden  Aus- 
nahmen insoweit  statt,  als  1)  Bäcker  und  die  Verkäufer  von  Back- 
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raSssig  befundenen   vom  Verkehr  ausgeschlossen   oder    gär  confiscirt  und 
die  Meister  bestraft  wurden.     Siehe  J.  J.  Moser,  Landeshoheit  in  Poli- 
xeisachen  1773  cap.  9  §.  24 —  26.     Vgl.  auch  Mayer,    Grundsätze   des 
Verwaltungsrechts  §.85.  v.  Mohl,  Polizei  Wissenschaft  3.  Aufl.  II.  g.  158. 
Bau,    Lehrbuch  II.    §.  217  —  219.     Ueber  Waarenschau  im  Mittelalter 
s.  auch  Falke,  Geschichte  des  deutschen  Handels  Leipz.  1859  I.  p.  268. 
Letzteres  hat  sich  in    einzelnen  Anwendungen    noch    bis  heute    erhalten; 
so  namentlich  hinsichtlich    der  Messung    und  Stempelung    der  Leinwand- 
fabricate  in  öffentlichen  Leggen  an  st  alten.     Hannover,  Bekanntmachung 
vom  16.  März  nnd    16.  Nov.  1842  (Leggepflichtigkeit) ;  der  Wolle-  and 
Seidenwaaren.     Preussen,  Verordnung  vom  5.  Jan.  1823  und  14.  Oct. 
1844.  v.  Rönne,  Prenss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.460;  der  Gold-  und 
Silbcrwaaren.     Bayern,    Verordnung  vom  28.  Oct.  1868    (amtliche  Be- 
zeichnung   des   Feingehaltes    nicht    obligatorisch),      v.     Rönne  a.  a.  0. 
04.      Siehe  auch  bezüglich  der  zu  solchen  Beglaubigungen  dienenden 
me  oben  %.  854.  —     Ans  dem  allgemeinen  Gesetze  der  Preisbildung 
a  §.  867)  folgt  die  Noth wendigkeit  einer  stetigen  Preissteigerung  der 
reu  im  Anschlags  an  die  fortschreitende  und  um    sich  greifende  Er- 
mg  der  Producta vität ,    wahrend   die   bisherige   Doctrin   zufolge  einer 
hen  Werttheorie    den   fundamentalen    Irrthum    notwendiger  Preis- 
idrigung   durch  Pro  duetionsf ortschritte    lehrte.      S.    über    die  Verla- 
ngen der  Preise  im  laufenden  Jahre  (1872)  Laspeyres  in  derTttb. 
chrift  1872  p.  1  ff. 

(2)  Insbesondere  ist  jede  der  Gesundheit  nachtheilige  oder  betrttg- 
Verfälschung    der  Waaren    strafbar;    s.    z.  B.   über    die  Verfälsch- 

des  Getreides  durch  Oelen,  um  demselben  ein  schwereres  Gewicht 
feben  Mecklenburg,  Verordnung  vom  9.  Nov.  1860;  über  das 
laubte  Schwefeln  des  Hopfens  Bayern,  Polizeistrafgesetzbuch  von 
art.  136.  Verordnung  vom  6.  Juni  1862.  8.  noch  Strafgesetzbuch 
1870  §.  367.  Verfälschte  oder  verdorbene  Getränke  nnd  Esswaaren 
en  confiscirt  werden.  Bayern,  Polizeistrafgesetzbuch  von  1871  art. 
76.  Verordnung  vom  6.  Juni  1863  betr.  die  ges un dheits polizeilichen 
ichriften  in  Bezog  auf  Gegenstände  des  menschlichen  Gebrauches. 
Behörden  sind  zur  Beschau  und  Untersuchung  der  betreffenden  Ar- 
und Gewerbeeinrichtungen  berechtigt.  Die  Aufsicht  bat  sich  na- 
tlich  zu  erstrecken  auf  die  regelmässigen  Esswaaren  und  Getränke, 
Geschirre ,  Spielwaaren ,  Tapeten ,  Kleidnngsatoffe ,  Wobnungen, 
ik  etc. 

(3)  Bundesgewerbeordnnng  vom  21.  Juni  1869  §.  73.  74.    Diese  . 
»Sichtung  kann  auch  auf  die  Aufstellung  einer  Waage    mit    den  er- 
tlichen   gesuchten    Gewichten    behufs    Nachwiegens    der    gekauften 
[waaren  ausgedehnt    werden.      Oestreich,    Gewerbegesetz  vom  20. 

1859  §.  56.  57  (Vorschrift  des  Haltens  von  VorrHthen  nnd  Verbot 
beliebigen  Einstellens  des  Betriebes).  Baden,  Gewerbegesetz  vom 
iept.  1862  art.  18.  19.  Bezüglich  der  Wiederherstellung  öffentlicher 
Itaxen  s.  die  Aussprüche  Würtembergischer  Handelskammern  in 
Tüb.  Zeitschrift  1866  p.  456  ff.  In  Frankreich  wurden  die  Brod- 
u  mit  dem  1.  Sept.  1863  aufgehoben. 

(4)  B  u  n  d  e  a  gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  75.  Ueber 
hwerden  Beisender  wegen  Ueberschreitung  der  verzeichneten  Preise 
;heidet  die  Ortspolizeibehörde  vorbehaltlich  des  Rechtsweges. 
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(l)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  81  ff.  Die 
fünfte  können  nicht  mehr  zu  den  Öffentlichen  Corporationen  gezählt  wer- 
3H,  da  sie  nicht  mehr  auf  öffentlicher  Nothwendigkeit  beruhen  und  ihnen 
festliche  Functionen  nicht  mehr  zugewiesen  sind.  S.  die  Verhandlungen  bei 
oller,  Archiv  Bd.  3  p.  1 26. 1 30.  Baden,  Gewerbegesetz  vom  20.  Sept. 
!62  art.  24.  26.  Oben  §.  87  Anm.  3.  Damit  hört  auch  das  Recht  und 
Verpflichtung  der  Ortsobrigkeiten  auf,  sich  durch  Bestellung  von 
itepatronen  in  dem  durch  die  Amtsrollen  der  Handwerksämter  vorge- 
triebenen Masse  an  den  Angelegenheiten  der  Zünfte  zu  betheiligen, 
»weit  nicht  specielle  Ausnahmen  (unten  §.  493)  gesetzlich  zugelassen 
Bnd.  Mecklenburg-Schwerin,  Instruction  von  1869  §.  16.  In 
Bayern,  Gewerbegesetz  vom  30.  Jan.  1868  art.  25.  26  sind  die  Zünfte 
Üb  solche  ohne  weiteres  aufgehoben ,  jedoch  ist  die  Begründung  .freier 
jwerbevereine  mit  corporativem  Character  gestattet.  Pözl,  Bayr. 
rerwaltungsrecht  8.  Aufl.  §.  183.  Oestreich,  Gewerbegesetz  vom 
).  Dec.  1859  §.  106.  113.  Als  Angehörige  der  Genossenschaften  wer- 
m  auch  die  Gesellen  nnd  Lehrlinge  betrachtet;  Zweck  derselben  ist 
§.  114  ibid.  1)  die  Sorge  für  die  Erhaltung  geregelter  Zustände 
dachen  den  Mitgliedern  der  Genossenschaften  und  deren  Angehörigen, 
jsonders  in  Bezug  auf  den  Dienst-  und  Lehrverband;  2)  Austragung 
m  Streitigkeiten ;  3)  Gründung  und  Förderung  von  Fachschulen ;  4)  Grttn- 
und  Beaufsichtigung  von  Unterstützungsanstalten  in  Fällen  der 
rkrankung  und  sonstigen  Nothlagen;  5)  Erstattung  von  Auskünften 
id  Gutachten  über  die  in  ihrem  Wirkungskreis  liegenden  Verhältnisse 
die  Behörden  und  Handels-  und  Gewerbekammern ;  6)  Mitwirkung  bei 
len  Vorkehrungen  der  öffentlichen  Verwaltung,  die  sich  auf  die  Ge- 
imtheit  der  Gewerbsgenossen  beziehen.  Facultative  Angelegenheiten 
id  gemeinschaftliche  Geschäftsunternehmungen  und  Anstalten  zur  ge- 
»nsamen  Benützung  (Schlachthäuser  etc.)  ibid.  §.  126.  Bau,  Lehr- 
ich II.  §.  198.  —  Ueber  die  öffentliche  Vertretung  der  Gewerbsinter- 
m  durch  die  Handels-  und  Gewerbekammern  s.  unten  cap.  7.  Der 
itrag  auf  Errichtung  besonderer  Gewerbekammern  zur  Vertretung  der 
i einsamen  Interessen  der  Gewerbtreibenden  grösserer  Kreise,  deren 
itglieder  zum  Theil  (zur  Hälfte)  auch  aus  Arbeitern  bestehen  sollten, 
irde  im  Reichstage  abgelehnt;  s.  Koller,  Archiv  Bd.  3  p.  185.  S. 
noch  Preussen,  Verordnung  vom  9.  Febr.  1849  betr.  die  Errichtung 
tod  Gewerberäthen  §.  1 — 22  und  Abänderungsgesetz  vom  15.  Mai  1854. 
t.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  IL  |.  457.  K.  Sachsen,  Ge- 
setz vom  23.  Juni  1868  §.17.  Baden,  Gewerbegesetz  vom  20.  Sept. 
1862  art.  29. 

(*)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.81.  Soweit 
die  Landesgesetze  die  Verfassung  der  Innungen  an  Stelle  der  Statuten 
geregelt  haben,  erscheinen  die  gesetzlichen  Bestimmungen  als  Theil  ihrer 
statutarischen  Verfassung  und  sind  demnach  noch  insolange  als  massge- 
bend anzusehen,  als  auf  dem  in  der  Bundesgewerbeordnung  angegebenen  n 
Wege  (unten  §.  493)  nicht  eine  Abänderung  der  Innungsverfassung  er- 
folgt; dasselbe  gilt  für  die  landesherrlich  bestätigten  Amtsrollen  der 
Bandwerksämter.  Preussen,  Instruction  von  1869  §.  21.  Bayern, 
3ewerbege8etz  vom  30.  Jan.  1868  art.  26.  Baden,  Gewerbegesetz  vom 
20.  Sept.  1862  art.  26.  Oestreich,  Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859 
l  108. 

(-*)  Bundesgewerbeordnung    vom    21.  Juni  1869    §.  4.  82.      Der 

j 
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Mitglieder  dürfen  nur  insoweit  geleistet  werden,  als  sie  auf  ausdrück- 
lichen Vorschriften  der  Statuten  beruhen  (4).    Abänderungen  des  Sta- 
tuts können  durch  absolute  Stimmenmehrheit   der  anwesenden  Inn- 
nngsgenos8en,  wenn  sämmtliche  Mitglieder  ausdrücklich  und  schrift- 
lich unter  Bezeichnung  des  Berathungsgegenstandes  geladen  wurden, 
beschlossen  werden  (5).    Gleiches  gilt  für  die  Auflösung  einer  Inn- 
ung; doch  bedarf  dieser  Beschluss  der  Genehmigung  der   höheren 
Verwaltungsbehörde.     Diese  Genehmigung  wird   ertheilt,  wenn   die 
Berichtigung  der  Schulden   und    die '  Erfüllung   der   nachstehenden 
Vorschriften  gesichert  ist  (6).  Wenn  eine  Innung  sich  auflöst  oder  sonst 
erlischt  (7),  so  muss  ihr  Vermögen  zuvörderst  zur  Berichtigung  ihrer 
Schulden  und  zur  Erfüllung  ihrer  sonstigen  Verbindlichkeiten  ver- 
wendet werden;  soweit  dasselbe  bisher  zur  Fundirung  von  Unter- 
richtsanstalten oder  zu  anderen  öffentlichen  Zwecken  bestimmt  war, 
darf  es  dieser  Bestimmung  nicht  entzogen  werden  (8).    Eine  Ver- 
keilung des  hienach  verbleibenden  Beinvermögens  unter  die  zeiti- 
gen Mitglieder  darf  nur  insoweit  stattfinden,  als  dasselbe  aus  Bei- 
trägen dieser  Mitglieder  entstanden  ist  (9).    Der  Rest  des  Vermö- 
geos wird,  sofern  in  den  Statuten  oder  in  den  Landesgesetzen  nicht 
ausdrücklich  ein  Anderes  bestimmt   ist,   der   Ortsgemeinde  zur  Be- 
nützung für  gewerbliche  Zwecke  überwiesen  (10).    Der  Gemeindebe- 
I  hörde  steht  eine  regelmässige  Aufsicht  über   die  Innungen    zu  (n). 
>  Sie  entscheidet  Streitigkeiten  über  die  Aufnahme  und  Ausschliessung 
von  Genossen,  über  die  Wahl  der  Vorstände  und  über  deren  Rechte 
und  Pflichten ;  eine  Bestätigung  der  Vorstandswahlen  steht  ihr  nioht 
zu  (l2).     Innungsversammlungen ,    in  welchen  über  die  Abänderung 
des  Statuts  und  über  die  Auflösung  der  Innung  Beschluss   gefasst 
werden  soll,  wohnt  die  Gemeindebehörde  durch  eines  ihrer  Mitglie- 
der oder  durch  einen  hiezu  Beauftragten  (Amtspatron)  bei  (13).  Ver- 
bindungen der  Zünfte  mehrerer  Städte  oder  Lande  unter  einander 
(Hauptladen)  waren  schon  durch  die   älteren  Reichs-  und  Landes- 
gesetze verboten  (u). 

(*)  B  u  n  d  e  8  ge werbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  88.  Die  Le- 
gitimation des  Vorstandes  wird  durch  die  amtliche  Bescheinigung  der 
Gemeindebehörde  erbracht.  Oestreich,  Gewerbegesetz  vom  20.  Dec. 
1859  §.    116.  118;  über  die  Disciplinargewalt  der  Vorsteher  ibid.  §.122. 

(2)  B  u  n  d  e  8  ge  werbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  88.  So  na- 
mentlich den  Aelterleuten  der  Innung.  Mecklenburg-Schwerin, 
Instruction  von  1869  §.  16. 

(3)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  89.  Diese  Be- 
stimmung- dient  insbesondere  zur  Sicherung  der  Gläubiger  einer  Innung, 
sowie  der  mit  ihr  verbundenen  Kranken-,  Sterbe-  und  sonstigen  Hülfs- 
iassen.  Ein  wenigstens  mittelbar  öffentlicher  Character  des  Innungsver- 
nögens  kann  daraus  nicht  gefolgert  werden ;  die  executorische  Beitreibung 
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inunga beitrug«  und  Innung 
statt,  ibid.  §.  91.  3. 
ec.  1859  §.  123. 
(*)  Innungsbescta  Hisse  diei 
inungsvermögen  bedürfen 
Sheren  Vor  waltun  gab  ehe  rd 
ls  geleistet  werden.  Bud 
-92. 

(6)  Bund  enge  wer  beordni 
eschlttsse  bedürfen  nur  in: 
ngsbehörde,  als  sie  Zablr 
i  der  Innung  an  Genossen 
nnungsvermogen  zum  Qe, 
licht  versagt  werden,  wei 
bestehenden  Verpflichtung 
ung,  gesichert  bleibt. 
(8)  B  u  n  d  e  s  gewerbeordm 
begesetz  vom  30.  Jan.  18 
;pt.  1862  art.  27.  Die  A 
■11t'  gesetzwidriger  Handln 
emeinwohl  gefährdet  wird 
irfes  der  Bandesgewerbeo 
hliesslichen  Streichung  di 
nen  Grundsätzen  über  die 
)  zu  beurtheilen. 
(')  Z.  B.  durch  Aussterl 
I.  Nach  der  K.  Sachs, 
zu  existiren  aufhören,  w 
a  ist. 

(8)  Bundesgewerbeordni 
nicht  in  anderer  genüget 
Fende  Vermögen  der  Gern 
l  Verpflichtungen  zu.  £ 
nnützigen  Instituten  kam 
it  ertheilt  werden ,  auf 
;s,  für  dessen  spätere  A 
Utungsbehorde  gleichfalls 
iction  von  1869  §.  21.  I 
!7.     Oestreich,  Gewerb 

(°)  Bundes  gewerbeordn 
rbegesetz  vom  30.  Jan.  1 
:g   als  unangreifbares  St* 

zur  Vortbeilnng  gelange 
aupt  verboten  in  Baden 
)estreich,  Gewerbegese 

{10)  Bundesgewcrbeordr 
die    aus    obigen    Bestimi 
!en  Innungen  entstehen, 
entschieden.     Baden,  G 
reich,    Gewerbegesetz  v 
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[Jägerhäuser,  Schlachthäuser,  ! 
'Hüfte,  welche  zur  gleichen  Bi 
en  zu  erhalten  Bind,  unter  Un 
tmitglieder.      Baden,    Instrucl 

leBgewerbeordnuug  vom  21.  Ju 
e  Bezirksbehörde  diejenige  Gen: 
i  gesetzlichen  Aufsich  tsrechte  w; 
n  von  1869  §.  21.  Mecklo 
)69  §.  16.  Oestreich,  Gew 
;1  (politische  Verwaltungsbehön 
iesgewerbeorduung  vom  21.  i 
ig  steht  der  Recurs  an  die  h 
igegen  Oestreich,    Gewerbegt 

lesgewerbeordnung  vom    21.  Ji 

.'urin,  Instruction  von  1869  § 
hsschluss   von  1781  art.  6. 
Mittermaier,  Deutsches  P 

§•    494. 

ungen  können  von  Personen, 
be  selbständig  betreiben,  zur 
nteressen  gegründet  werden 
höheren  Verwaltungsbehörde  s 
die  Rechte  einer  Corporation 
m.  der  Aufnahme  in  dielnnnnj 
der,  derHassstab  für  die  laut 
die  Folgen  unterlassener  Zah 
letzung  des  Vorstandes  und  < 
r  gemeinsamen  Angelegenbeil 
inen  Vorstand  haben,  desBen 
:u  wählen  eindl1).  Die  Höh 
lie  Verwaltung  des  Etats-,  K 
oroh  Innungsbeschlüsse  geordi 

osgewerbeordnung  vom  21.  Juri 
rom  30.  Jan.  1868  art.  25  (als 
ner  älteren  Innung  für  gleiche 
of  gehoben  (Preussen,  Gewei 
v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht 
ngsrecht  3.  Aufl.  §.  183.  S. 
q  20.  Dec.  1859  g.  106. 
esgewerbeordnung  vom  21.  Ji 
er  Statuten  kann  nicht  verweigi 
cht  in  Widerspruch  stehen ;  Aur 
inehmigung  der  obersten  Vorwal 
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Instruction  von  1869  j 
Oben  §.  84.  Bayerr 
Ordnung  vom  7.  Mai  ) 
art.  24,  Oestreich 
(3)  Bnndesgew 
reich,  Gewerbegeset; 
vom  10.  Aug.  1860. 
bei  Innungen  besteben 
vom  20.  Sept.  1862  a 
neue  Genossenschaften 
Berichtigung  der  Pass 
1859  §.  130.  Baden 
von  1862  §.  51. 

(')  Bnndesgew 

(6)  Bundesgew 

Uebtigeu  finden  die   G 

auch  auf  die  neu  ents 

Gewerbegesetz  vom  21 


Tl.  Obgleich  dii 
Rechte  Mitglieder  de 
zeitig,  eich  zu  eigen« 
verbinden,  deren  Re 
Zünften  nachgebildet 
des  Verhältnisses  de: 
was  nicht  selten  zu 
Aufständen  führte,  v 
Competenz  eingeschi 
gebung  (als  Handw 
der  Genehmigung  dei 
neueren  Gewerbeges 
von  Arbeitern,  um  dt 
einstellung,  höhere  I 
zielen,  untersagt  odü 
massung  einer  Strafgi 
jede  Anwendung  ph; 
solche,  welche  dergl< 
treten  wollten,  mit  S 
welche  politische,  soi 
ten,  verboten  (*).  I 
Verbote  und  Strafbe 
Theilnehmer  der  Rü 
redungen  frei  und  e> 
statt;  auch  wird  jed< 
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i  fortdauernd  bestraft  (6).  Ausse 
rechte  ihubb  den  Gewerbsarbeitern  jedoch  aucb 
gehung  allgemeiner  und  dauernder  Yerbindunj 
Bchaftlicher  Förderung  ihrer  Interessen  (Geweri 
werden,  in  welcher  Beziehung  bis  zum  Zustand' 
äetoves Vorschriften  die  allgemeinen  Grundsatz 
rporationen  zur  Anwendung  zu  bringen  sind 

(')  Fr  icke,  Recht  der  Handwerker  §.  75.  3 
es  Privatrecht  II.  §.516.  v.  Maurer,  Gesc 
dteverfassung  II.  1870  6.  269.  271.  284.  ■  1 
Ib. 

(?)  So  namentlich  durch  den  Reich  sschlnss 
Sachsen,  Mandat  vom  7.  Dec.  1810.  Fric 
ier  a.  a.  0.  v.  Maurer  a.  a.  0.  p.  487.  1 
eilen  jede  Acmaeeung  einer  Strafgewalt  und  G 
ister  untersagt,  ebenso  das  ursprünglich  gestal 
erklaren)  der  Meister.     Heffter,  Strafrecht  5. 

(3)  Preussen,  Gewerbeordnung  vom  27.  Ji 
yern,  Instruction  zum  Gewerbegesetze  vom 
streich,  Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  § 
481.  K.  Sachsen,  Gewerbegesetz  vom  15. 
schon  Reichsschluss  vom  16.  Aug.  1731  art. 
•0. 

Ol  Baden,  Verordnung  vom  20.  Jan.  185 
um  p.  20.  S.  auch  die  Bau  des  beschlösse  vom 
0  und  lS.Juli  1854.  Zopfl,  Grundsätze  des 
its  5   Aufl.  II.  §.  463.  469. 

(b)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Jun 
11er,  Archiv  Bd.  3  p.  190—192.  v.  Rßnnt 
lufl.  II.  §.  454  p.  425.  In  Frankreich  wurde 
internationale  Association  der  Arbeiter  erlaBsei 
istlicb  -  socialen  Blättern  1872  Nr.  9  p.  138.     £ 

(s)  Nach  allgemeinen  Grundsätzen  des  Verein 
,ern  die  Eingehung  von  Verbindungen  zur  Ford 
>n  zur  Zeit  nicht  verwehrt  werden;  dagegen  ie 
.enden  Gesetzgebung  die  corporative  Berechtigun 
hinsichtlich  der  W  i  rthschafts  genossen  seh  aiten , 
äcke  beschränkt  sind,  oben  §.  90  Anm.  5  (Buii 
18).  Vgl.  Ober  diese  Verbindungen  und  deren 
Auslände  v.  Mangoldt,  Arbeit erverbindunge 
en  in  England  (Tüb.  Zeitschr.  1862  p.  611. 
lossenschaftswesen  Leipz.  1863.  Engländer, 
hen  Arbeiterassoziationen  Eamb.  1864.  Die  C 
ms)  in  England,  von  L.  v.  Orleans.  Deutsch  vc 

0.  L.  Brentano,    Die  Arbeitergilden  der  Ge 

1.  72.  Social  science  association  report  on  tri 
Lond.  1860.  —     Ueber  Productivassociatiouen 

Fe,  in  welchen  Manche  (mit  Unrecht)  eine  LG; 
licken,  s.  A.  Flaxl,  Die  Productivgcnossensch 
socialen  Frage  Münch.  1872. 
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III.  Verbindungen  für  gewerbti 
werbtreibenden  und  anderen  Personen 
gegangen  werden.  Dieselben  sind  enti 
unterliegen  ineoferne  lediglich  den  Gr 
oder  sie  können  'auch  mit  anderen  Orj 
ungen  etc.)  verbanden  werden.    Iusbe 

1)  die  an  vielen  Orten  bestehenden  0 
Gewerbebetriebes  durch  Unterricht,  B< 

2)  die  in  neuerer  Zeit  gebildeten  Schu 
der  Hebung  und  des  Schutzes  des  ( 
teriellen  Interessen  und  der  Fördcnn 
verkehr  (*). 

(')  S.  z.  B.  Oeatreich,  Verordui 
benrauch  a.  a.  0.  II.  §.  495.  lieber 
Runs  tge  werbe  verein  in  Bayern  u.  dgl.  P 
waltungsrecht  S-  186. 

(;)  Vgl.  über  ScbutzgenoBseu  Schaft 
einen,  und  den  Verband  der  gewerbliche 
Schulze,  Entwicklung  des  Geuossensct 
1870  p-  187.  Düsseldorfer  Gewerl 
1869  §.  4  und  Regulativ  vom  9.  Apri 
1)  Führung  einer  Liste  zur  Not.irung  de 
Schuldner;  2)  Einrichtung  eines  Er  kund 
Mitglieder  über  die  CreditwOrdigkeit  ihi 
ausgäbe  gedruckter  Berichte  und  Listen 
die  Genossensch arten  und  Agenturen  des 
Lippe  das  Gesetz  vom  11.  April  1866. 

§.    497, 

IV.  Der  locale  Character  des  i 
Allgemeinen  darin,  dasB  die  Gemeinde 
massige  Behörde  für  gewerbliche  Ang 
ung  und  Förderung  der  Gewerbethäti 
den  zur  Aufgabe  zu  nehmen  hat;  rov 
Gewerbsverbanden  in  einem  nothwi 
Verhältnisse  steht  (').  Insbesondere  1 
benannte  Gegenstände  durch  Ortsatati 
die  Betheiligten  geregelt  werden  und 
keiten,  soweit  sieh  ein  Bedürfniss  da 
solcher  Ordnungen  in  .ihrem  Bezirke 
Dergleichen  Ortsstatuten  werden,  nach 
werbtreibenden,  auf  Grund  eines  Gern 
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stätigung  der  höheren  Vei 
ind  befugt,  Ortestututen,  we 
tehen,  ausser  Kraft  zu  setze 

i  §.  487.  489.  493.  498.  499. 

u/umiunnio  Charakter  des  Gewerbebetriebe! 

and  seine  daraus  entsprungene  corporative  '. 

■  im  geltenden  Rechte  hin  weggefallen ,    ii 

seiner  Natur    nach    in   hohem  Grade    voi 

richtnngen  fortdauernd  abhängig,     so  da 

äsen  Seiten  als  die  natürlichen  Organe  de 

achtet  werden  müssen,   was  auf  den  mei 

Bari-,  Wege-,'  Wasser-,  Gesundheits-,  W 

Insoferne  können  anch   heute  noch  vi 

als  gewerbliche  Verbände   bezeichnet    w 

leinden    hinsichtlich    des     landwirtbseba 

Es  können  jedoch  den  Gemeindebehörde! 

ondesge Werbeordnung  bestimmt  ist,  nichl 

)  Hieher  geboren  namentlich  die  Errichti 
isoen  Ortatheilen ,  Fortbildungsonstalten 
jerichte.  Bundesgewerbeordnung  vom  '. 
1.142.  Mecklenbnrg-Schwerin,  Im 
istatnt  dieser  Art,  betr.  die  Errichtung  ei 
a  in  Trier,  vom  20.  Pebr.  1872,  s.  ii 
t  1872  Nr.  9.  S.  Über  die  früheren  i 
i  Preussen  die  Gewerbeordnung  vom  15 
)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni 
Staatsrecht-  3.  Ann.  II.  §.  456. 

III.    Di«  Geworbwbeiter. 


ie  Feststellung  der  Verhältnisse  zwiscl 
n  und  ihren  Gesellen,  Gehülfen  und  L 
ui  Arbeitslohn,  ist  Gegenstand  freier 
e  hat  jedoch  darauf  zu  achten,  dase  bi 
ge  (§.  500)  gebührende  Rückeicht  au 
t  genommen  und  denjenigen  Lehrling« 
ligionsunterrichts  noch  bedürfen,  Zeit 
lern  ist  jeder  Gewerbsunternehmer  verb 
ijenigen  Einrichtungen  herzustellen  und 
ckeioht  auf  die  besondere  BeBchafFenh 
1  der  Betriebsstätte  znr  thun liebsten  t 
Gefahr  für  Leben  und  Gesundheit  not 
n  Über  den  Antritt,  die  Fortsetzung 
-  and  LehrrerhältnisseB ,  über  die  ge 
d  der  Dauer  desselben  und  über  die  I 
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15.  Oct.  1861  §.  76  und  0  est  reich,  Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859 
f  §.  82.  84.  S.  oben  §.  864.  Solche  Arbeitsordnungen  müssen  bis  zu  ihrer 
rechtmässigen  und  öffentlichen  Abänderung  für  beide  Theile  als  bindend  nnd 
als  Norm  in  Streitfällen  gelten.  Hinsichtlich  der  Ausnahmestellung  der 
Gehülfen  und  Lehrlinge  der  Apotheker  und  der  Werkmeister  in  den  Fa- 
briken s«  die  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  126. 

f2)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  106;  über  den 
Besuch  der  Fortbildungsschulen,  der  durch  Ortsstatut  oder  durch  die 
Amtsrollen  (Innungsstatuten)  obligatorisch  gemacht  werden  kann,  ibid. 
106.  Mecklenburg-Schwerin,  Instruction  von  1869  §.  18.  Oben 
276  Anm.  5.  Oestreich,  Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  §.95. 
Min. -Erlass  vom  6.  Febr.  1860.  Die  Gemeindebehörde  und  die  Schul- 
vorstände haben  die  Ueberwachung  der  Einhaltung  obiger  Vorschrift  sich 
angelegen  sein  zu  lassen.  S.  schon  Preussen,  A.  L.  B.  II.  8  §.  294. 
v.  Rönne,  Preuss.  Unterrichtswesen  I.  p.  616.  Baden,  Instruction 
vom  24.  Sept.  1862  §.  48.  In  dem  Bad.  Gewerbegesetz  vom  20.  Sept. 
1862  art.  22  ist  dieselbe  auf  das  Hilfspersonal  überhaupt  ausgedehnt. 
S.  noch  oben  §.  267  Anm.  8. 

(3)  Bunde 8 ge Werbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  107.  Die  Ge- 
werbepolizeibehörden sind  befugt,  sich  durch  eigene  Einsicht,  nach  Be- 
finden unter  Zuziehung  von  Sachverständigen,  von  der  Einhaltung  dieser 

'  Bestimmung  zu  überzeugen;  für  derartige  Erörterungen  sind  dem  Unter- 
nehmer jedoch  nur  dann  Kosten  anzusinnen,  wenn  begründete  Beschwer- 
den oder  auch  ohne  solche  zweifellose  Zuwiderhandlungen  und  Unterlass- 
ungen vorliegen.  E.  Sachsen,  Instruction  von  1869  §.  48.  Sachsen- 
Altenburg,  Instruction  von  1869  §.  29.  Baden,  Gewerbegesetz  vom 
20.  Sept.  1862  art.  16. 

(4)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  108.  Oben 
§.  497  Anm.  2.  Gegen  die  Entscheidung  der  Gemeindebehörde  ist  die 
Berufung  auf  den  Rechtsweg,  aber  ohne  Suspensiveffect  zulässig.  Ver- 
gleiche vor  dem  Gewerbegerichte  oder  der  Gemeindebehörde  haben  bei 
gehöriger  Protocollirung  alle  Wirkung  einer  rechtskräftigen  Entscheid- 
ung nnd  sind  daher  vollkommen  executionsfahig.  K.  Sachsen,  Instruc- 
tion von  1869  §.44.  Oestreich,  Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859 
§.  102.  121.  Gesetz  vom  14.  Mai  1869.  Die  im  Bad.  Gewerbegesetze 
von  1862  art.  21  ausgesprochene  ausschliessliche  Oompetenz  der  bürger- 
lichen Gerichte  in  Gewerbestreitigkeiten  ist  in  der  Natur  der  Sache  nicht 
begründet.  S.  über  die  früheren  Gewerbegerichte  in  Preussen  dieCab.- 
Ordre  vom  4.  April  1815.  Gewerbeordnung  vom  17.  Jan.  1845  §.  187. 
158.  Verordnung  vom  9.  Febr.  1849.  Eberty  1.  c.  (unten)  p.  9—19. 
K.  Sachsen,  Gesetz  vom  15.  Oct.  1861  betr.  die  Errichtung  von  Ge- 
werbegerichten und  Instruction  hiezu  vom  29.  Dec.  1861.    Vgl.  im  AU- 

S meinen  H.  A.  Meissner,  Specialgerichte  für  unsere  Fabrikgewerbe 
npz.  1846.  Derselbe,  Die  Fabrikgerichte  (der  Prud'hommes)  in  Frank- 
reich Leipz.  1846.  G.  Eberty,  Die  Gewerbegerichte  und  das  gewerb- 
liche Schiedsgerichtswesen  in  seiner  geschichtlichen  Entwicklung  und  in 
seinem  gegenwärtigen  Stande  Berlin  1869.  Stein,  Handbuch  der  Ver- 
waltnngslehre  p.  848.  862.  Ueber  Arbeitskammern  in  England  s.  L. 
Brentano  a.  a.  O.  IL  p.  245  ff. 

(ö)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  118.  114.   Her- 
bergen   für  geeignetes  Unterkommen  unbemittelter  Gewerbsarbeiter  und 
Boesler,  Verwaitungsreeht  L  8,  40 
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irer  Gewalthaber,  bleiben  daueb 
drückliche  oder  stillschweigende  I 
nd,  selbst  ihr  Fortkommen  zu  si 

3  §.  48.    Die  vertragsmäßig  Ubei 

ong,  binnen  gewisser  Zeit  nach  dem  Dienstantritt  n 
n<"i"haft  wieder  einzutreten,  ist  den  guten  Sitten  un 
der  and  daher  bindend.  Erk.  des  Bad.  Ob.-t 
6.  Juni  1867  (Annalen  der  Bad.  Gerichte  186 
mung,  dass  GewerbsgehUlfen  ohne  Einwilligunj 
eigene  Rechnung  oder  fUr  fremde  Arbeitgeber  ni 
a  §.  486.  Oe streich,  Gewerbegesetz  vom  2C 
mit  den  Grundsätzen  der  Gewerbefreibeit  nicht 
an  dnrch  solche  Arbeiten  Übernommene  Arbeitst 
itst  werden. 

(2)  Auch  ist,  abgesehen  von  anderweitiger  Vei 
:eitsfallen,  zu  Ge Werbearbeiten  an  Sonn-  und  Fes 
len.  Bunde s ge Werbeordnung  vom  21.  Juni 
treich,  Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  §. 
,90h  das  Verbot  willkürlicher  Feiertage  und  der 
seht  erhalten. 

(3)  BundeBgewerbeordnung    vom     21.    Juni 
treich,  Gewerbegesetz  vom  20.  Dee.  1859  §.  '1 
a  und  Gehulfen  können  die  Arbeit  vor  der  Zeit  1 

namentlich  dann  verlassen,    wenn  sie  in  dem  b 
elbar  oder  mittelbar   (durch  Mangel   an  BeschS 
rrechtliche  Uebervortheilung  verkürzt  werden, 
mg  der  Arbeit  ihr  Leben  oder   ihre  Gesundheit 

bringen  würde,  welche  bei  Eingehung  des  Arbe 
nnen  war.  Ueber  etwaigen  Anspruch  auf  Entsi 
ldeter  Entlassung   (wegen   eingetretener  Unfähig 

einer  abschreckenden  Krankheit)  entscheiden  c 
>ssenen  Vertrages,  eventuell  die  allgemeinen  g 
n.  S.  die  Verhandlungen  bei  Koller,  Archiv 
(*)  Bundes  ge  Werbeordnung  vom  21.  Jnni  181 
Verordnungen   Über    die    Arbeitsbücher     (K.    Sa 

23.  Nov.  1868.  Bayern,  Verordnung  vom  9. 
-netion  vom  17.  Dec.  1853  §.  21.  Polizeistraff 
78)  sind  damit  hinweggefallen  und  dadurch  aucl 
eitsbllcher  als  Seiselegitimation   erledigt.     E.  S 

1869  §.  46.  —  8.  jedoch  Oestreicb,  Gewert 
i  8.  74  (Verpflichtung  der  Gewerbgehülfen  znr  1 
ern), 

§.  500. 
Lehrlinge  sind  diejenigen,  weiche  auf  Grün 
irages  bei  einem  Lehrherrn  zum  Zwecke  d 
erbes  in  Arbeit  treten,  ohne  Unterschied,  ob 
rgeld  oder  unentgeltliche  Hülfeleistung  stattfü 
eit  Lohn  gezahlt  wird  (')■  Von  der  Befugnüts,  '. 
ausgeschlossen  diejenigen,  welche  wegen  I 
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(3)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  118.  Oest- 
reich,  Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  §.  95. 

(4)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  119.  Oest- 
reicb,  Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  §.  98. 

(5)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  120.  In  die- 
sem Falle  ist  das  Lehrgeld  nur  ftu*  die  bereits  abgelaufene  Frist  zu  ent- 
richten, in  gewissen  Fällen  jedoch,  bei  Entlassung  wegen  groben  Ver- 
schuldens (ibid.  §.  111  Nr.  1 — 5)  auch  das  weiterlaufende  Lehrgeld  bis 
zu  einem  halbjährigen  Betrage.  Oestreich,  Gewerbegesetz  vom  20.  Dec. 
1869  §.  96.  99. 

(6)  Insbesondere  durch  Ueberhftufung  mit  häuslichen  Verrichtungen 
während  der  Dauer  der  Arbeitsstunden.  Urtheil  des  Hofgerichts  zu  Wies- 
baden von  1861  (Archiv  für  Nassauhches  Recht  Öd.  8  p.  178). 

I7)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  117.  121.  122. 
Der  Lehrherr  kann  in  den  erstgenannten  Fällen  zur  Erstattung  der  durch 
anderweitige  Unterbringung  des  Lehrlings  verursachten  Mehrkosten  an- 
gehalten werden.  Oestreich,  Oewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  §.96. 
97.  99.  Die  einseitige  Aufhebung  des  Lehrvertrages  durch  den  Vater  des 
Xefarlings  steht  übrigens  jenem  kraft  seines  Erziehungsrechtes  jederzeit  frei 
und  es  kann  der  Lehrherr  in  solchem  Falle  keine  Vertragserfüllung,  sondern 
nur  Entschädigung  resp.  Entrichtung  des  Lehrgeldes  im  gesetzlichen  Be- 
trage beanspruchen.  Urtheil  des  Hofgerichts  zu  Dillenburg  vom  6.  Nov» 
1866  (Archiv  für  Nassauisches  Recht  Bd.  8  p.  79). 

(8)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  123.  Oest- 
reich, Oewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  §.  98.  Hieher  gehört  auch 
der  Fall,  wenn  der  Lehrherr  vom  Gewerbe  abtritt.  Durch  den  Concurs 
des  Lebrherrn  wird  der  Lehrvertrag  nicht  von  selbst  aufgehoben,  wenn 
dabei  ausreichende  Gelegenheit  zur  Ausbildung  des  Lehrlings  bestehen 
bleibt.  Urtheil  des  Appellationsgerichts  zu  Frankfurt  vom  2.  Febr.  1869 
(Goldschmidt' 8  Zeitschrift  für  Handelsrecht  Bd.  14  1870  p.  548). 

(9)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  124.  Oest- 
reich, Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  §.  100.  101.  Die  wissentliche 
Aufnahme  eines  entwichenen  Lehrlings  ist  strafbar. 

(10)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  125. 

§.    501. 

Für  Fabrikarbeiter  gelten  im  Allgemeinen  dieselben  Beetimm- 
ungen, wie  für  Gewerbsgehilfen  überhaupt  (§.  498.  499)  mit  folgen- 
*  den  Ausnahmen  (l).  1)  Die  regelmässige  Verwendung  jugendlicher 
Arbeiter  zu  Fabrikarbeiten  unterliegt  gewissen  Einschränkungen  (2). 
2)  Der  Lohn  für  Fabrikarbeiter  darf  nur  in  baarem  Gelde  ausbe- 
zahlt werden;  doch  können  den  Arbeitern  Wohnung,  Feuerung, 
Landnutzung,  Beköstigung,  Arzneien  und  andere  ärztliche  Hilfe,  so- 
wie Werkzeuge  und  Stoffe  zu  den  von  ihnen  zu  fertigenden  Fabri- 
katen auf  ihren  Lohn  angerechnet  werden;  dieser  Vorschrift  zuwider- 
laufende Verträge  sind  nichtig  (3).  3)  Fabrikarbeitern  dürfen  Waa- 
ren  von  Fabrikinhabern  nicht  creditirt  werden ;  dergleichen  Verträge 
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Ortspolizeibehörden  zu.  Die  Ortspol 
Revision  solcher  Fabriken,  in  denen  ji 
verpflichtet  Saohsen-Altenbnrg 
Antrag,  das  Institut  der  Fabrikinspf 
einrichtung  in  das  Gesetz  aufznrjehmei 
Präsidenten  des  Bundeskanzleramts  a 
bei  Koller,  Archiv  Bd.  3  p.  157.  S. 
9.  Man  1839.     Gesetz  vom-  16.  Mai 

1853.  Min.-Erlass  vom  21.  Jan.  1869 
Ziegeleien).     Bayern,  Verordnung  v 

1854.  PolizeistrafgeBetzbuch  von  1871 
werbegesetz  vom  15.  Oct.  1861  §.  6 
4.  März  1840  und  17.  Dec.  1850. 
20.  Dec.  1859  §.86.87.  Stein,  Hai 
v.  Mohl,  Polizeiwissenschaft  3.  Aufl. 
§.  202  a.  V.  B3bmert,  Beitrage  zui 
E.  v.  Plener,  Die  englische  Fabrikgt 
and  Jones,  Progress  of  the  working 
Le  travail  des  enfants  dans  leg  mannt 
auch  hei  C.  Marx,  Das  Capital  I.  16 
setzgebung  sind  ausser  vielen  Specialg' 
insbesondere  anzuführen  die  Gesetze  ■ 
vom  6.  Juni  1844,  das  sog.  Zehnstui 
Gesetz  vom  5.  Aug.  1850  und  die  Gf 
1867;  aus  der  französischen  die  Gesetz* 
1851  in  Verbindung  mit  den  Gesetze! 
1851   aber  die  Dauer  der  Arbeit  Über 

(:i)  Bandes gswerbeordnung  vor 
Bestimmung  gilt  auch  hinsichtlich  derj 
Fabrikstatte  übernommen  und  ausgefü 
Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  g. 
des  sog.  Trucksystems  hat  zum  Zweck 
der  Arbeiter  in  ihren  LohnansprUchen 
zu  hoben  and  ungerechten  Preisea  zu 
Bezahl ang  in  Fabricaten  geschah.  S 
Auch  die  nachfolgenden  Bestimmung* 
dieses  Verbotes.  8.  über  die  grossere 
Geldzahlung  gegenüber  der  Naturalien 
(*)  Bundesgewerbeordnung  voi 
(ö)  Bundesgewerbeordnung  vo 
Weitere  Vorschriften  für  die  Fabrikgev 
werbegeaetz  vom  20.  Dec  1859  §.  83- 
Arbeiterverzeichnisses ;  2)  dio  Aufstelli 
Anschlag  in  den  Werkstätten ;  3)  die  < 
oder  Beitritt  zu  einer  schon  besteben* 
in  Fallen  der  VerunglUckung  oder  Er 
erscheint. 
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IV.    Strafbestimmungeit. 
§.    502. 

Die  TJebertretang  der  verschiedenen  Vorschriften  für  die  Aus- 
übung des  Gewerbebetriebes  begründet  ein  Polizeivergehen  und  wird 
nach  Verschiedenheit  der  Fälle  theils  mit  Geld-  oder  Qefifagimw- 
strafe,  theils  mit  Entziehung  der  Conoession,  theils,  so  insbesondere 
bei  wiederholter  Uebertretong  der  bezüglich  der  jugendlichen  Arbei- 
ter geltenden  Bestimmungen,  mit  dem  Verluste  der  Befugnisa  zur 
Beschäftigung  solcher  Arbeiter  bestrafte1).  Diese  Uebertretungen 
verjähren;  mit  Ausnahme  des  Coalitionszwangee,  binnen  3  Monaten 
vom  Tage  ihrer  Begehung  0.  Sind  polizeiliche  Vorschriften  von 
dem  Stellvertreter  eines  Gewerbtreibenden  bei  Ausübung  des  Ge- 
werbes übertreten  worden,  so  trifft  die  Strafe  den  Stellvertreter  und, 
wenn  mit  Vorwissen  des  Gewerbsinhabers,  auch  diesen,  soferne  er 
als  dispositionsfähig  anzusehen  ist;  ausserdem  muss  auch  der  Stell- 
vertreter bei  Uebertretungen,  an  welche  der  Verlust  einer  Conceesioi 
(Approbation,  Bestallung)  geknüpft  ist,  entlassen  werden  (3).  Neben 
den  Vorschriften  der  Gewerbegesetze  kommen  auch  die  in  ander- 
weitigen Gesetzen  enthaltenen  Strafbestimmungen  gegen  Gewerbtnt- 
bende  in  vorkommenden  Fällen  zur  Anwendung  (4). 

(!)  Bund  es ge werbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  146 — 150. 
Bayern,  Gewerbegesetz  vom  80.  Jan.  1868  art.  28.  Hienach  konnte 
beim  Missbrauch  eines  concessionspflichtigen  Gewerbes  zu  einem  Verbre- 
chen oder  Vergehen  durch  strafbare  Handlung  oder  Unterlassung  auf 
Grund  richterlichen  Ausspruches  der  selbständige  Gewerbebetrieb  tob 
der  Polizeibehörde  auf  die  Dauer  von  höchstens  3  Jahren  untersagt  wer- 
den, bei  den  freien  Gewerben  jedoch  die  Entziehung  der  Gewerbebefog- 
niss  nur  auf  Grund  von  Specialgesetzen  erfolgen;  8.  Schöller  a.  a.  Ol 
p.  97 — 106.  Entere  Bestimmung  ist  in  der  Bundesgewerbeordnung  v<a 
1869  nicht  enthalten;  8.  ibid.  §.  143,  sowie  den  entgegenstehenden  In- 
halt des  ursprünglichen  Entwurfs  und  die  Verhandlungen  des  Reichsta- 
ges darüber  bei  Koller,  Archiv  Bd.  3  p.  172  ff.  Vgl.  auch  Baden, 
Gewerbegesetz  vom  20.  Sept.  1862  art.  30.  Polizeistrafgesetzbuch  von 
1863  §.  33  Ziff.  9,  und  die  noch  weiter  gehenden  Bestimmungen  in 
Oe streich,  Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  §.  7.  8.  131—138. 

(2)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  145.  Oest- 
reich,  Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  §.  140   (in  6  Mon.). 

(3)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  151.  O est- 
reich, Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  §.  139. 

(4)  Bundesge werbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  144.  Hieher 
gehören  sowohl  die  allgemeinen  Strafgesetze,  als  auch  specielle  Gesefae 
(Steuergesetze  etc.)  und  ebenso  auch  die  andere  Rechtsverhältnisse,  x.  B. 
das  Urheberrecht,  Erfinderrecht  etc.  betreffenden  Rechtsvorschriften* 


Cap.  7.    Der  Handel. 

d 

ler    1 
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ndel  (')  besteht  in  < 
■der  ihres  Gebraucl 
der  fremder  Prodn 
ndel  vielfach  eine  " 
erer  Erwerbszweige 
del.  Der  letztere  i 
en  nach  ihrem  "We 
rieder  zwischen  rein 
weiteren  Sinne  ui 
ilfsverrichtungeii ,  < 
tüttelt  oder  aosgeft) 
der  Arbeitsteilung 
sweigt  haben  (3). 
Gross-  nnd  Kleinha 
yecte  durch  die  Z< 
[es  unmittelbaren  C 
)-)  und  ausländisch 
irenumlauf  sich  aui 
Einfuhr-  und  Zwisc 
je  nachdem  ein  Tc 
TraiiBportgeechäft€ 
i  überlädst;  5)  direi 
.renbewegung  zwisc 
lbar  oder  durch  V< 
"Waaren-,  Geld-  c 
besteht  in  dem  du 
der  Werth-  und 
>n,  durch  welche  d 
irfasst  und  regulirt 
Handels  und  damit 
er  socialen  Freiheit 
Verzweigung  der  t 
sä  unter  einander  l 
«Ben;  der  hierin  lie 
hinsichtlich  des  in 
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Rücksichten  des  nationalen  Schutzes  der  Erwerbsthltigkrit  gewi» 
Einschränkungen  erleiden  (Ü  ] 

0)  Stein,  Handbuch  der  Verwaltungsl ehre  p.  363  ff.  Bau,  Leb*»  i 
buch  I.  §.  406-441.  II.  §.  273  —  312.  v.  Mohl,  Poüieiwiasensehaft ! 
3.  Anfl.  IL  §.171  —  173.  181.  186.  v.  In  am  a-Sternegg,  Verwalt- 
ungslehre in  Umrissen  Innsbr.  1870  §.  43.  Endemann,  Handelsrecht  | 
1865  Einleitung.  Goldschmidt,  Handelsrecht  I.  1864  §.  40—  46L  j 
Murhard,  Theorie  und  Politik  des  Handels  1831.  A.  Miruss,  Grund-] 
sätze  der  Preuss.  Handelsgesetzgebung  2.  Ausg.  Berlin  1838.  Au  Beer,  , 
Geschichte  des  Welthandels  Wien  1860.  A.  Anderson,  Geschichte  da" 
Handels  von  den  ältesten  bis  auf  jetzige  Zeiten.  Aus  dem  EngL  Rigs  ■ 
1773-1779.  Fischer,  Geschichte  des  deutschen  Handels  Hann.  1785.] 
J.  Falke,  Geschichte  des  deutschen  Handels  Leipz.  1859.  —  Vgl.  über] 
den  älteren  Rechtszustand  des  Handels  J.  G.  Heineccius,  De  jure  prüf] 
cipis  circa  coramerciorum  libertatem  tuendam.  Halle  1738.  G.  H.  Ayrer,  ] 
Princeps  politiam  circa  commercia  civium  snorum  rite  adornans  Gott.  1745.  ' 
Gutschraidt,  Mercaturae  legum  ferendarum  auzilio  juvandae  ratio  sa- , 
lutaris  Leipz.  1752.  v.  Cr  am  er,  Wetzlarische  Nebenstunden  Theil  68.  | 
J  J.  Moser,  Landeshoheit  in  Polizeisachen  1773  cap.  10.  —  Das  kk 
ciale  Handelsrecht,  bei  Kl  üb  er,  Oeffentliches  Recht  des  deutschen  Bw»j 
des  §.  412.  Commerzregal,  bei  Goldschmidt  a.  a.  O.  §.  1  und  Ende* 
mann  a.  a.  0.  §.3  Handelsstaatsrecht  genannt  (s.  in  dieser  Hinsicht  obeaj 
§.  213  Anm.  9),  regelt  die  Verhältnisse  des  Handelsbetriebes  als  efafttj 
besonderen  Zweiges  der  Erwerbsthätigkeit,  während  das  private  Handel*- 1 
recht  die  auf  den  Abschluss  der  Handelsgeschäfte  bezüglichen  Recht»*  ] 
Verhältnisse  und  Rechtsgeschäfte  ordnet.  ' 

(2)  Ausgeschlossen   von    dem  Begriff  der  Waare    und  folglich  di»! 
Handels   sind   1)  Personen   und  persönliche  Dienstleistungen.     Roesler, 
Ucber  die  Grundlehren  der  von  A.  Smith  begründeten  Volkswirthschaftf  j 
theorie  2.  Aufl.  1871  Abschnitt  4;  2)  unbewegliche  Sachen  (Grundstück»  i 
und  Gebäude)  L.  66  D.  de  verb.  sign.  50.  116:  mercis  appellatio  ad  res] 
mobiles  tantum  pertinet.  L.  52  D.  de  contr.  erat.  18.  1.  D.  H.  G.  B.  art.  275  J 
Die  Begriffsbestimmung  bei   Goldschmidt  a.  a.  0.   §.  40.  41,     insbe* 
sondere  auch  p.  308,    und  Schäffle,   System  §.  255   bedarf  daher  der] 
entschiedenen  Berichtigung,     ebenso  der  bisher  übliche  Lehrsatz  der  Na-j 
tionalökonomie,  dass  der  Arbeitslohn  »wie  jeder  Waarenpreis«  durch  Ab*] 
gebot  und  Nachfrage  bestimmt  werde    (Röscher,    System   I.   §.  160)J 
Daher  muss  auch  die  gewerbsmässige  Vermiethung  fremder  Arbeitskräfte 
auf  eigene  Rechnung  (das  sog.  Gang  -  System)   als  polizeilich  unstatthaft  { 
erklärt  werden. 

(3)  Hieher  gehören  namentlich  die  Mäkler-,  Speditions-,  Agentur-*! 
Commissions-,  Transportgoschäfte,  das  Gewerbe  der  Reisenden  etc.  D.H.G-B.  j 
art.  271.  272.  Goldschmidt,  Handelsrecht  I.  p.  303.  Nicht  hiefefer 
gehören  diejenigen  Rechtsgeschäfte,  welche  nur  als  Ausflüsse  des  Handel»'! 
botriebes  selbst  erscheinen  (Bürgschafts-,  Gesellschafts-,  Rhedereiverträg^  i 
Dienstanstellungen  etc.),  obgleich  auf  sie  die  Bestimmungen  des  Privalrj 
handelsrechtes  in  gewissen  Grenzen  angewendet  werden.  I 

(4)  S.  Mittermaier,  Deutsches  Privatrecht  H.  §.  530.  j 

(5)  Letzterer  besteht  in  dem  blossen  Austausche  fremdländischer  | 
Erzeugnisse  unter  einander,  welcher  namentlich  durch  Freihäfen  böfl&H 
dert  wird.     Hau,  Lehrbuch  I.  ,§.  432-434.  IL  .§.  306.  308.  ] 
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(6)  Effecten  (Wechsel,  Actien,  Obligationen)  sind  nicht  blosse  Do- 
cumenta für  Schuldverhaltnisse,  sondern  wirkliche  Werthobjecte  (pecunia 
credita)  ohne  materielle-  Substanz,  da  der  Credit  das  Werthvermögen  so  zu  sa- 
gen im  elastischen  Zustande  enthält.  Der  Geld-  und  Effectenhandel  ist  schon 
sehr  alt.  Salmasius,  De  foenore  trapezitico  Lugd.  1640.  De  usuris 
Lugd.  1638.  Falke,  Geschichte  des  deutschen  Handels  I.  p.  276.  II. 
p.  377.  Beer,  Geschichte  des  Welthandels  IL  p.  89.  Schäffle,  Sy- 
stem §.  256.  Goldschmidt,  Handelsrecht  I.  p.  301.  Manche  zählen 
den  Geld-  und  Effectenhandel  zu  den  Hülfsgeschäften  des  Handels.  — 
Auch  der  Buchhandel  bildet  einen  besonderen  Zweig  des  Handels.  S.  über 
dessen  Geschichte  Beer  a.  a.  0.  II.  p.  429. 

(7)  S.  Michaelis  in  Fauchers  Vierteljahrsschrift  für  Volksw.  und 
Culturgesch.  1864  IV.  p.  180.  1865  I.  p.  196  ff. 

(8)  Die  künstliche  Gestaltung  der  Handelsverhältnisse  durch  unmit- 
telbares Eingreifen  des  Staates,  wie  es  namentlich  nach  den  Grundsätzen 
des  Mercantilsystems  durch  manchfache  Verbote  und  Zollmassregeln  zum 
Zweck  der  Herstellung  einer  sog.  günstigen  Handelsbilanz  (Verhinderung 
des  Abflusses  der  Edelmetalle  in  das  Ausland)  geübt  wurde,  war  schon 
dem  Alterthum  nicht  unbekannt  (Plinius.  Hist.  nat.  XII.  18:  minima 
oomputatione  millies  centena  millia  sestertium  annis  omnibus  India  et 
Seres  peninsulaque  illa  (Arabia)  imperio  nostro  demunt.  L.  2  C.  de  com- 
merc.  4.63);  in  neuerer  Zeit  ist  sie  unter  dem  Einflüsse  tieferer  Cultur- 
ideen  und  richtigerer  Erfassung  der  Gesetzmässigkeit  des  internationalen 

*  Handels  prinzipiell  als  aufgegeben  zu  betrachten.  S.  besonders  A.Smith, 
Wealth  of  nations  IV.  1  ff.;  dagegen  noch  Murhard,  Theorie  und  Po- 
litik  des  Handels  Gott.  1831.  Klub  er,  Oeffentliches  Recht  §.  412.  An- 

|  dererseits  beruht  auch  der  von  A.  Smith  a.  a.  0.  II.  5  behauptete  Vor- 
[  «ug  des  Binnenhandels  vor  dem  auswärtigen  Handel,  weil  bei  dem  erste- 
j*  reo  beide  gewinnende  Theile  Inländer  seien,  bei  dem  letzteren  nur  einer, 
i  Auf  Irrthum.  Das  Princip  der  Handelsfreiheit  ist  nunmehr  für  den  in- 
t landischen  wie  für  den  auswärtigen  Handel  als  herrschendes  Princip  an- 
I  erkannt;  s.  in  ersterer  Beziehung  insbesondere  Preussen,  Gesetz  vom 
|"  26.  Mai  1818  und  Verordnung  vom  11.  Juni  1816.  v.  Rönne,  Preuss. 
}".  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  461.  Für  Deutschland  ist  dieses  Princip  durch 
Lden  deutschen  Zollverein  (1883)  und  sodann  durch  das  deutsche  Rejch 
F "in  Verbindung  mit  einem  gemässigten  Schutzsysteme  fortschreitend  durch- 
i;  geführt  worden.  Vgl.  C.  F.  Nebenius,  Der  deutsche  Zollverein,  sein 
f  System  und  seine  Zukunft  Carlsr.  1835.  W.  Ditmar,  Der  deutsche  Zoll- 
£  verein  2.  Aufl.  1867.  W.  Weber,  Der  deutsche  Zollverein.  Geschichte 
f"  seiner  Entstehung  und  Entwicklung  2.  Aufl.  Leipz.  1871.  Hienach  be- 
steht als  Regel  völlige  Freiheit  der  Ein-  und  Durchfuhr  für  alle  Erzeug- 
:  nisse  der  Natur,  des  Kunst-  und  Gewerbefleisses  für  den  ganzen  Umfang 
des  Vereinsgebietes ;  für  die  Einfuhrgogenstände  gilt  Zollfreiheit  als  Regel, 

•  soweit  nicht  der  Zolltarif  einen  Eingangszoll  festsetzt ;  für  die  Durchfuhr 
werden  Abgaben  nicht  erhoben;    die  Ausfuhr  ist  in  der  Hauptsache  zoll- 

:  frei  (nur  Lumpen  und  andere  Abfälle  zur  Papierfabrication  sind  einer 
'  Abgabe  unterworfen) ;  Binnenzölle  dürfen  nicht  erhoben  werden.  S.  haupt- 
j  sachlich  das  Zollbündniss  vom  8.  Juli  1867;  das  Vereinszollgesetz  vom 
1.  Juli  1869;  das  Gesetz  vom  17.  Mai  1870  betr.  die  Abänderung  des 
Vereins-Zolltarifs  vom  1.  Juli  1865  und  die  Bekanntmachung  vom  28.  Mai 
1870  betr.  die  neue  Redaction  des  Vereins -Zolltarifs  (vom  1.  Oct.  1870 
an  gültig);     Reichsverfassung  von  1871   art.  33 — 40  nebst  Gesetz  vom 
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!  ihre  vorochriftsmässige  Eintragung  in  die  bei  den  Handelsgerichten  zu 
führenden  Handelsregister  und  deren  Veröffentlichung,  sowie  durch  die 
Vorschriften  über  die  Wahl  und  Beglaubigung  der  Handelsfirmen  be- 
kundet   H.  G.  B.  art.  12—14.  15—27. 

(2)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  126.  H.  G.  B. 
art.  61.  Vgl.  Bayern,  Gewerbsinstruction  vom  17.  Dec.  1853  §.50—61. 
Ueber  den  Begriff  der  Handelsgehülfen  (die  zur  Leistung  kaufmännischer 
Dienste  angestellt  sind)  s.  H.  G.  B.  art.  57.     Urtheil  des  Hand.-App.-Ger. 

•  zu  Nürnberg  vom  29.  Oct.  1866  und  des  0.  A.  G.  zu  Rostock  vom 
30.  Jan.  1868.  Goldschmidt,  Zeitschrift  für  Handelsrecht  Bd.  14 
p.  528.  529.  Nicht  dazu  gehören  diejenigen  Personen,  welche  bei  dem 
Betriebe  eines  Handelsgeschäftes  Gesindedienste  verrichten.  H.  G.  B.  art.  65. 

(3)  Bundesgewerbeerdnung  vom  21.  Juni  1869  §.  81.  97.  104. 
Die  zu  eigentlichen  Handelskammern  entwickelten  kaufmännischen  Cor- 
porationen  unterliegen  nicht  den  Vorschriften  über  gewerbliche  Innungen ; 
cf.  die  Motive  zu  §.  105  des  Entwurfs  bei  Koller,  Archiv  Bd.  3  p.  132. 
Im  Uebrigen  finden  die  Bestimmungen  der  Gewerbegesetze  (Auflösung 
oder  Umbildung  zu  freien  Vereinen)  auch  auf  Handelsgenossenschaften 
Anwendung;  s.  schon  die  Bayr.  Gewerbsinstruction  vom  17.  Dec.  1853 
&  134. 

(4)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  43   (Erlaubniss 
!  der  Ortsbehörde  und  Führung  eines  Legitimationsscheines).  8.  oben  §.  69. 

^Bezüglich  der  Pressgewerbe  und  der  Leihanstalten  für  Presserzeugnisse 
und  Lesecabinete  inOestreich,  s.  Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  §.  16. 

(B)  S.  oben  §.  488  Anm.  11.  12.  0  estreich,  Gewerbegesetz  vom 
20.  Dec.  1859  §.16  (concessionspflichtig). 

(3)  Bundesgewerbeordnung  vom   21.  Juni  1869  §.  35.  38.     Sol- 
chen Personen  kann  ihr  Gewerbe  untersagt  werden,  wenn  sie  wegen  aus 
i  Gewinnsucht    begangener    Verbrechen  oder    Vergehen  gegen   das   Eigen- 
'  thum  bestraft  sind.     Ausserdem  sind  die  Centralbehörden   befugt,   Vor- 
schriften darüber  zu  erlassen,  in  welcher  Weise  dieselben  ihre  Bücher  zu 
führen  und  welcher  polizeilichen  Controle  über  den  Umfang  und  die  Art 
ihres  Geschäftsbetriebes  sie   sich  zu   unterwerfen   haben;     der  Obrigkeit 
[  darf  die  Einsicht  in  diese  Bücher  nioht  verweigert  werden.     Eine   poli- 
\  zeiliche  Vorprüfung  hinsichtlich  der  persönlichen  Zuverlässigkeit  und  des 
Bedürfnisses  ist  jedoch  nicht  zulässig.    Preussen,  Instruction  von  1869 
i  §.  13.     K.   Sachsen,  Instruction  von  1869  §.  24.     Braunschweig, 
|  Instruction   von  1869  V.  2.     Coburg,   Ausführungsgesetz  vom  28.  Juni 
1863  §.  4  und  Minist.-Bekanntmachung  vom  4.  April  1860.     Bremen, 
Bekanntmachung  vom  28.  Sept.  1867  §.  7.   Baden,  Gewerbegesetz  vom 
i  20.  Sept.  1862   art.  5.     In  Oe streich  ist  das  Trödlergeschäft  conces- 
;  sionspfiichtig.     Gewerbeordnung  vom   20.  Dec.    1859    §.   16    (ebenso   in 
Bayern  nach  der  Verordnung  vom  25.  April  1868.  Gewerbegesetz  vom 
!  30.  Jan.  1868  art.  16);    ebenso  das  Pfand  leih  geBchäft ,  jedoch  wurde  die 
!  Pfändervermittlung  als  gewerbsmässige  Beschäftigung  durch  Verordnung 
vom  12.  Febr.  1863  verboten. 

§.    505. 

Der  Handelsbetrieb  ist  entweder  ein  stehender  oder  ein  Betrieb 
im  Herumziehen.    In  dem  ersteren  ist  zugleich  das  Recht  enthalten, 
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der  Eintritt  durch  Anschlag  untersagt  ist,  nicht  betreten  and  haben  sich 
jeder  Zudringlichkeit  und  Belästigung  des  Publicums  zu  enthalten;  ibid. 
§.  25.  Beschränkung  des  Hausirbetriebs  auf  eine  Beihe  von  bestimmten 
Tagen  innerhalb  jeder  '  Gemeinde  nach  Verhältniss  der  Einwohnerzahl ; 
ibid.  §.  28.  —  Oe streich,  Gesetz  vom  4.  Sept.  1852  §.  6.  7. 

(6)  B u n d e s gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.55.  Baden, 
Gewerbegesetz^vom  20.  Sept.  1862  art.  6.  Verordnung  vom  24.  Sept. 
1862  §.  9.  Bayern,  Verordnung  vom  28.  April  1868  §.  7.  12.  Oest- 
reich,  Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  §.  51.  Unter  Wanderlagern 
sind  Verkaufsiocale  zu  verstehen,  welche  nur  vorübergehend  und  ausser 
dem  Mess-  und  Marktverkehr  an  einem  Orte  zum  Absatz  von  Waaren 
unterhalten  werden;  der  Handelsbetrieb  mittelst  Wanderlager  darf  mit 
einer  Abgabe  zur  Gemeindecasse  belegt  werden.  Bayern,  Verordnung 
vom  28.  April  1868  §.  2.  Ausserdem  wird  der  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen mit  einer  an  die  Ertheilung  des  Gewerbescheines  geknüpften  Ab- 
gabe belegt;  diese  Steuer  ist  auch  von  den  Nichtangehörigen  des  Bun- 
desstaates, in  welchem  der  Gewerbebetrieb  ausgeübt  wird,  zu  entrichten. 
PreusBen,  Instruction  von  1869  §.  5  — 12.  K.  Sachsen,  Instruction 
von  1869  §.  11.  12.  Gross h.  Hessen,  Instruction  von  1869  §.  10. 
Gewerbesteuergesetz  vom  4.  Dec.  1860  art.  28.  Mecklenburg-Schwe- 
rin, Instruction  von  1869  §.  6.  Anhalt,  Instruction  von  1869  §.  8. 
Bayern,  Verordnung  vom  28.  April  1868  art.  28. 

(?)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  56.  68.  Durch 
den  Bundesrath  kann  aus  Gründen  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ge- 
sundheit das  Verzeichniss  der  ausgeschlossenen  Waaren  erweitert,  ande- 
rerseits aber  auch  eingeschränkt  werden.  Ebenso  bleibt  es  den  Landes- 
gesetzgebungen vorbehalten,  für  ihr  Gebiet  den  Verkauf  oder  Ankauf  im 
Umherziehen  von  näher  zu  bezeichnenden  Gegenständen  des  gemeinen 
Verbrauches  von  den  beschränkenden  Bestimmungen  der  Bundesgewerbe- 
ordnung auszunehmen.  Vgl.  E.  Sachsen,  Instruction  von  1869  §.  86, 
wornach  ausgenommen  sind:  Victualien,  Brennmaterialien,  Besen,  Sand, 
Thon  und  das  Sammeln  von  Lumpen  und  Abfällen.  Sachsen-Wei- 
mar, Instruction  von  1869  zu  §.  63  (Victualien  und  Brennmaterialien  etc.). 
Oldenburg,  Instruction  von  1869  art.  6  (Landesproducte ,  Gewerbser- 
zengnisse  des  täglichen  Verbrauches,  Brod,  Fleisch,  Erzeugnisse  der  eige- 
nen Hausindustrie  für  Inländer).  —  Bayern,  Verordnung  vom  28.  April 
1868  §.  17.  19.  Nach  dem  Oestreich.  Gewerbegesetze  vom  20.  Dec. 
1859  §.  52  ist  nur  das  Feilbieten  der  allgemeinen  Artikel  des  täglichen 
Verbrauches  (Milch,  Butter,  Obst,  Gemüse,  Blumen,  Holz  etc.)  nach  ört- 
licher Gewohnheit  durch  Herumtragen  von  Haus  zu  Haus  oder  auf  der 
Strasse  der  Erlangung  eines  Hausirscheines  nicht  unterworfen. 

(8)  Vereinszollgesetz  vom  1.  Juli  1869  §.124.  Oestreich,  Gesetz 
vom  4.  Sept.  1852  §.  11.  12.  Diese  Erlaubniss  soll  sich  der  Regel  nach 
nicht  auf  Material-  und  Specereiwaaren ,  auf  Wein,  Branntwein  und  Li- 
quenre,  sowie  auf  Zeuge  ganz  oder  theilweise  aus  Baumwolle,  Seide  oder 
Wolle  erstrecken;  doch  können  mit  höherer  Genehmigung  für  einzelne 
Grenzstrecken  in  Bezug  auf  solche  Waaren,  welche  dort  keinen  Gegen- 
stand des  Schleichhandels  bilden,  Ausnahmen  zugelassen  werden.  Bayern, 
Verordnung  vom  28.  April  1868  §.  26.  Bremen,  Bekanntmachung 
vom  14.  Febr.  1870.  Die  Hausirer  im  Grenzbezirk  müssen  sich  bei  den 
Zollämtern  anmelden  und  ihren  Legitimationsschein  visiren  lassen;    aus- 

&o  eiler,  Verwaltnogsrecht  I.  8.  41 
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serdem   müssen  sie  noch  Legitimationsscheine  für  alle  einem  EingingB- 
zolle  unterworfenen  Waaren  bei  sich  führen. 

(9)  K.  Sachsen,  Instruction  von  1869  §.  9. 

II.     Einrichtungen  für  den  HindaUbetrieb. 

§.    506. 

Der  Besuch,  der  Messen,  Jahr-  und  Wonhenraärkte  and  der 
Ein-  und  Verkauf  auf  denselben  ist  vorbehaltlich  bestehender  Ort«- 
gewohnheiten  und  ortspulizeilicher  Vorschriften,  sowie  der  gegen  Aus- 
länder zu  beobachtenden  Reciprocität  allgemein  freigegeben  (*).  Die 
Zahl,  Zeit  und  Daner  der  Märkte  wird  von  der  Yerwaltungsbel 
festgesetzt;  die  Einführung  neuer  Messen  und  Jahrmärkte  ist 
der  Bewilligung  der  obersten  Verwaltungsbehörde  abhängig  {*_).  Gi 
stände  des  Wochenmarktverkehrs  sind:  1)  rohe NaturerzeugnisB 
Ausschluss  des  grösseren  Viehes  ;  2)  Fabricate,  deren  Erzeugun 
der  Land-  und  Forstwirthschaft,  dem  Garten-  und  Obstbau  ode 
Fischerei  in  unmittelbarer  Verbindung  steht  oder  zu  den  Neb« 
schäftigungen  der  Landleute  der  Gegend  gehört  oder  durch  Taj 
nerarbeit  bewirkt  wird,  mit  Ausschluss  der  geistigen  Getränk« 
frische  Lebensmittel  aller  Art;  4)  ausserdem  die  nach  Ortsgew 
heit  und  Bedürfniss  auf  Antrag  der  Gemeindebehörde  von  der 
waltungsbehörde  bestimmten  Artikel  (3).  Auf  Jahrmärkten  di 
ausserdem  Verzehrungsgegenstände  und  Fabricate  aller  Art  fe 
halten  werden  (4).  Zum  Verkauf  von  geistigen  Getränken  nnd 
Verabreichung  von  Speisen  zum  Genuas  auf  der  Stelle  ist  die 
nehmigung  der  Ortspolizeibehörde  erforderlich  (").  DieMarktordi 
wird  von  der  Ortspolizeibehörde  im  Ein  verstau  dntss  mit  der  Gerne! 
behörde  festgesetzt;  namentlich  auch  die  Plätze  für  das  Feilbi 
gleichartiger  Gegenstände,  sowie  das  Feilbieten  im  TJmhertra 
mit  oder  ohne  Ausruf,  die  Tageszeit  und  die  Gattung  der  Waarei 
Beschränkungen  des  Verkehres  mit  den  zu  Messen  nnd  Märkten  gebr 
ten  und  unverkauft  gebliebenen  Gegenständen  sind  nioht  mehr  zuläi 
der  Einzelverkauf  solcher  Gegenstände  ausserhalb  des  Marktverk 
ist  nach  den  gewöhnlichen  Bestimmungen  zu  beurtheilen  (•). 
Marktverkehr  darf  nur  mit  solchen  Abgaben  belastet  werden,  we 
eine  Vergütung  für  den  überlassenen  Raum  und  den  Gebrauch 
Buden  nnd  Gerätschaften  bilden ;  ein  Unterschied  zwischen  Sinne 
sehen  und  Fremden  bezüglich  der  Entrichtung  solcher  Abgaben 
nicht  stattfinden  (s).  In  Betreff  der  Märkte,  welche  bei  besond 
Gelegenheiten  (Öffentlichen  Festen  etc.)  oder  für  bestimmte  Gattur 
von  Gegenständen  (Vieh-,  "Wollen-,  Pferde-,  Getreide-,  Weihnac 
markte  etc.)  abgehalten  werden,  verbleibt  es  bei  den  bestehenden 
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Ordnungen^  ErwteiterujigQn.  J^S68  Jlarktvor^e^r^  t&MV&n  >YW  dflr 
anständigen  Behörde  mit  Zustimmung  der  Ortebehörde  angeordnet 
werden  (*).  Das  Auslegen  von  Waaren  oder  die  Errichtung  von 
Buden  auf  öffentlichen  Plätzen,  Strassen  oder  Wegen  unterliegt  der 
ortepolizejlichen  Bewilligung  (l0).  Diejenigen,  welche  aus  dem  B(e- 
ziejien  von  Messen  und  Jahrmärkten  ein  selbständiges  ßejverb.e  ma- 
chen (Fi ernten,  Jfarkifahrer)  habe?  dasselbe  anaurueidep  im4  \#r 
dürfen  überdiess  eines  Legitimationescheins  (u). 

(')  Bundesge  werbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  64.  Bayern, 
Verordnung  betr.  den  Marktverkehr  vom  25.  April  1868  §.  4.  6.  Oest- 
reich  ,  Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  §.  64.  67.  Baden,  Verord- 
nung vom  24.  Sept.  1862  §.  42.  Insbesondere  kann  bezüglich  gewisser 
Handwerkswaaren ,  die  nach  bisheriger  Ortsgewohnheit  nur  von  Bewoh- 
nern des  Marktortes  auf  den  Wocbenmärkten  verkauft  werden  durften, 
die  Fortsetzung  des  herkömmlichen  Wochenmarktverkehres  den  einheimi- 
schen Verkäufern  vorbehalten  werden;  auch  bestehen  zuw^en  Ausnah- 
men zu  Gunsten  der  Einwohner  an  Kirchweihen,  Patrocinieu  nj$  Vic- 
tualienmärkjten.  Ortspolizeiliche  Vorschriften  dürfen  jedoqh  das  in  £er 
Gesetzgebung  begründete  Princip  des  freien  Handels  und  Verkehrep  njcht 
.vereiteln,  namentlich  kann  auch  fler  Einkauf  auf  dem  MarJkte  .w^ren^ 
eines  Theiles  der  Marktzeit,  bestimmten  Classen  ^icht  untersagt  werden. 
Bayern,  Polizeistrafgepetzbuch  von  1871  art.  1£6.  Qberstricht.  Ejrjk. 
vom  24.  Juli  1863  (Handbibl.  Suppl.  Bd.  3  p.  1  ff.).  Waareu,  depft? 
Verkauf  an  eine  Concession  gebunden  ist,  können  auch  anf  jlßr)cten  nur 
vori  den  mit  der  bezüglichen  Concession  versehenen  Gewerbsjeutan  feil- 
geboten werden.  Hausirer  und  andere  herumziehende  Geyrerbs^eute  Mj/yJL 
hinsichtlich  des  Besuches  der  Jahrmärkte  an  die  allgemeinen  Vorscjir^ft^n 
bezüglich  ijiree  Handelsbetriebes  gebunden.  Bayr.  Pqli,z£istr^^gesetz- 
buch  von  1871  art.  150.  Für  die  Behandlung  der  Ausländer  .und  j^re 
Legitimation  sind  überdies  die  in  den  Staatsverträgen  enthaltenen  Be- 
stimmungen massgebend.  —  Vgl.  im  Allgemeinen  v.  Rönne,  Freuds. 
Staatsrecht  $.  Aufl.  II.  §.  481.  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl. 
§.  189.  v.  Stubenrauch  a.  a.  0.  II.  §.  519.  Wejirer,  Bep^rtorium 
p.  254.  Bunde,  Deutsches  Privatrecht  §.463.  JHüber,  Oeffentlichqe 
Recht  des  deutschen  Bundes  §.  413.     Bau,  Lehrbuch  II.  ,§.  284—289. 

(2)  Bundesge  werbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §•  .65.  Pxeus- 
sen,  A.  L.  B.  II.  1.  §.  104.  105.  Min.-Erlass  vom  10.  Mai  1847.  In- 
struction für  die  Oberpräsidenten  vom  31.  Dec.  1825  §.  11.  Min.-Erlass 
vom  12.  Juli  1846  und  24.  Jan.  1821.  Bayern,  Verordnung  vom 
25.  April  1868  %.  2.  8.  Baden,  (Gewejbegesetz  vom  20.  Sept.  1862 
art.  20.  Verordnung  vom  24.  Sept.  1862  §.  41.  Oeat reicji,  Gawer- 
begeset*  vom  20.  Dec.  1859  §.71.  Den  Marktberechtigten  steht  ,gegeo 
eine  solche  Anordnung  der  zuständigen  Behörde  kein  Widersprucbsrecht 
zu ;  ein  Entschädigungsanspruch  nur  dann ,  .wenn  dadurch  die  Zahl  der 
bis  dahin  abgehaltenen  Märkte  vermindert  wird  und  eine  grössere  Zahl 
ausdrücklich  und  unwiderruflich  verlieben  war.  Gemeinden,  welche  einen 
Entschädigungsanspruch  geltend  machen'  wollen,  müssen  ausserdem  .na/sh- 
TO«wen ,  dflss  ihr  Recht  auf  einen  speziellen  lästigen  Titel  eich  gründet. 
Marktberechtigte  können  auch  Mediafterren  in  }£ediat<ri&ltefu  jein.  Vgl. 
die  Verhandlungen  bei  KoUex,  Archiv  Bd.  3  p.U5,    8.  die  K.  tSÄCihs. 
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Instruction  von  1869  §.  88,  wonach  in  keinem  Orte  unter  10,000  En- 
wobnern  mehr  als  2  and  in  keiner  grosseren  Stadt  mehr  als  3  Jahrmarkte 
jahrlich  abgehalten  werden  sollen. 

(3)  Bundesgewerbeorduung  vom  21.  Juni  1869  §.  66.  Oest- 
reich,  Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  §.  66;  Ausnahmen  von  da 
Gleichheit  der  Marktbefugniese  können  auf  Wochen  markten  und  in  Besag 
auf  Lebensmittel  in  Berücksichtigung  Ortlicher  Gewohnheiten  and  Be- 
dürfnisse insoweit  Platz  greifen,  als  die  ersten  Stunden  des  Marktes  für 
die  Einkaufer  im  Kleinen  vorbehalten  werden;  ibid.  §.  68. 

(*)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  67.  Bayern, 
Verordnung  vom  25.  April  1868  §.  4.  Oestreich,  Gewerbegeaet*  vom 
20.  Dec.  1859  §.  65;  den  Jahrmärkten  können  dnrch  specieUe  Verord- 
nung Badeorte  wahrend  der  Curzeit  gleichgestellt  werden. 

(*)  Bnndesgewerbeordnnng  vom  21.  Juni  1869  §.67.  Bayern, 
Verordnung  vom  25.  April  1868  §.4.  Wirthschaftsordnung  vom  28.  April 
1868  g.  17.     Oestreich,  Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  §.   70. 

(8)  Bnndesgewerbeordnnng  vom  21.  Juni  1869  8-  69.     Bayern, 
Verordnung  vom  25.  April  1868   §.  8.     Polizeistreigesetzbuch   von  1871 
art.  146     Baden,  Verordnung  vom  24.  Sept.  1862  §.41.    Oestreich, 
Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859    g.  70.      Dahin  gehört  auch  die  du 
vorn  bergeben  de  Vorkommnisse    veranlasste   Verlegung    einzelner    Mari 
die  bleibende  Abänderung  der   festgesetzten  Mesa-    und  Markttage    ki 
nur  von  jener  Behörde  ausgehen,    welcher   die  Bewilligung   des  Hark 
selbst  zusteht. 

O  Bnndesgewerbeordnnng  vom  21.  Juni  1869  §.  71.  Bayei 
Polizeistrafgesetzbuoh  von  1871  art.  146.  Ueher  das  frühere  Star, 
recht,  Stadteinlagerrecht  und  Krabnrecht  s.  Runde,  Deutsches  Priv 
recht  §.  464. 

(8)  Bundeagewerheordnung  vom  21.  Juni  1869  §.68.  In  i 
Bestimmungen  darüber,  ob  und  in  welchem  umfange  Abgaben  die 
Art  erhoben  werden  dürfen,  wird  durch  die  Bundesgewerbeordnung  nie 
gelindert.  Bayern,  Verordnung  vom  25.  April  1868  §.  3.  Badi 
Verordnung  vom  24.  Sept.  1862  §.  42.  Oestreich,  Gewerbegei 
vom  20.  Dec.  1859  §.  69  (und  für  andere  mit  der  Abhaltung  ei 
Marktes  verbundene  Auslagen).  S.  PreuSHen,  betr.  die  Erhebung  i 
Marktstandsgeldern  vom  26.  April  1872  (der  Tarif  wird  bestimmt  m 
der  Grosse  des  vom  Peilbietenden  benutzten  Baumes  und  nach  der  Da 
des  Feilbieten«). 

(°)  Bundesgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  §.  70.  Oe 
reich,  Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  §.65.  Bayern,  Verordne 
vom  25.  April  1868  §.  2.  7;  bezüglich  der  Trödelmärkte  s.  ibid.  § 
(Aufhebung  der  Concessionspflicht  bezüglich  des  sonst  einer  solchen  i 
terliegenden  TrGdelhandels).  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl. 
§•  4SI. 

(,0)  Bayern,  Verordnung  vom  25.  April  1868  §.  1. 

(ll)  Bayern,  Verordnung  vom  25.  April  1868  §.  5.  Oestreif 
Gewerbegesetz  vom  20.  Dec.  1859  §.  63.  —  üeber  Industrieaasatt 
nngen,  Markt-  nnd  Gewerbehallen  n.  dgl.  Anstalten  a.  Poal,  Ba; 
Verwaltungsrecht  §.  186.  v.  Stubenrauch  a.  a.  0.  IL  §.  4! 
Th.  Riesen,  Bericht  über  die  Markthallen  in  Deutschland,  Englsu 
Frankreich,  Belgien  und  Italien  Berlin  1867. 
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§.     50L 

Zur  Beförderung  des  auswärtigen  und  Binnenhandels,  insbeson- 
dere auch  des  Durchfuhrhandels,  dienen  die  an  wichtigen  Handels- 
plätzen des  Inlands  errichteten  und  unter  amtlicher  Aufsicht  stehen- 
den öffentlichen  Niederlagsanstalten  (Entrepots,  Docks),  in  welchen 
fremde  unverzollte  Waaren  unter  öffentlicher  Controle  aufbewahrt 
werden  (*);  auch  bei  den  Hauptzollämtern  an  der  Grenze  sind  da, 
wo  ein  Bedürfniss  dazu  obwaltet,  Niederlagen  eingerichtet  und  kön- 
nen in  ihnen  Waaren  gegen  Entrichtung  des  tarifmässigen  Lager- 
geldes bis  zu  weiterer  Bestimmung  unverzollt  gelagert  werden  0. 
Dieselben  sind  entweder  1)  allgemeine  Niederlagen  (Packhöfe,  Hal- 
len, Lagerhauser,  Freihäfen),  in  welchen  alle  Waaren,  auf  denen  ein 
Zollanspruch  haftet  und  welche  nicht  durch  besondere  Regulative  von 
der  Lagerung  ausgeschlossen  sind,  bis  zu  einer  Frist  von  5  Jahren 
aufgenommen  werden  (3) ;  2)  beschränkte  Niederlagen ,  in  welchen 
an  Orten,  die  kein  Niederlagsrecht  besitzen,  wenn  sich  ein  Be- 
dürfniss dazu  ergibt  und  die  erforderlichen  Bäume  vorhanden  sind, 
Waaren  bis  zu  einer  Frist  von  höchstens  6  Monaten  niedergelegt 
werden  können  (4) ;  3)  freie  Niederlagen  (Freilager),  welche  in  den 
wichtigeren  Seeplätzen  in  örtlich  mit  dem  Hafen  in  Verbindung 
stehenden  Anstalten  errichtet  und  zollgesetzlich  als  Ausland  behan- 
delt werden;  die  zur  Ein-  und  Ausladung,  sowie  zur  Lagerung  be- 
stimmten Räume  sind  durch  sichernde  XTmschliessung  von  dem  um- 
gebenden Gebiete  abzuschliessen  (5).  Ausserdem  können  zur  Erleich- 
terung des  Vertriebes  ausländischer  Waaren  nach  dem  Auslande  an 
Grosshandlungen  unverzollte  fremde  Waaren  unter  Eintragung  in  ein 
fortlaufendes  Conto  mit  der  Massgabe  verabfolgt  werden,  dass  die 
Wiederausfuhr  derselben  nach  dem  Auslande  nachgewiesen  oder 
die  Verzollung  zum  Eingange  bewirkt  werden  muss  (6).  Ausnahms- 
weise kann  da,  wo  eine  öffentliche  Niederlage  im  gegebenen  Falle 
dem  Zweck  nicht  zu  entsprechen  vermag,  für  zollpflichtige  Waaren 
bei  genügender  Sicherheit  gegen  Veruntreuung  und  Verluste  und 
gegen  Sicherheitsbestellung  für  den  zu  entrichtenden  Zoll  auch  die 
Befugniss  zu  Privatlagern,  jedoch  jederzeit  widerruflich  und  nur  mit 
Genehmigung  der  obersten  Finanzbehörde  ertheilt  werden  (J).  Die 
frühere  Bestimmung,  dass  das  Niederlagsrecht  nur  Kaufleuten, 
Spediteuren  und  Fabricanten  zukomme,  ist  aufgehoben  (8).  Die  Vor- 
schriften über  den  Aus-  und  Eingang  der  Niederlagsgüter,  über  deren 
spätere  Verzollang,  über  das  Verfahren  mit  den  nach  Ablauf  der 
Niederlagsfristen  nicht  abgeholten  Waaren  sind  in  den  Zollgesetzen 
und  speciellen  Bekanntmachungen  enthalten  (9). 
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(*)  Vereinszollgesetz  vom  1.  Juli  1869  and  das  hiezu  vom  Bun- 
desrathe  erlassene  Regulativ.  Oestreich,  Gesetz  vom  10.  Juni  1866 
betr.  die  Ertheilung  von  Concessionen  für  öffentliche  Lagerhäuser  (Frei- 
lager und  Waarenhäuser).  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  IL 
§.  486.  Pözl,  Bayr.  Verwaltungsreotit  3.  Aufl.  §.  190.  ▼.  Stuben- 
rauch  a.  a.  0.  IL  §.  528.  Rau,  Lehrbuch  IL  §.  309.  HL  §.  461. 
v.  Mo  hl,  Polizei  Wissenschaft  3.  Aufl.  II.  p.  549.  W.  Ditmar,  Der 
deutsche  Zollverein  2.  Aufl.  1867  §.  353—378.  Stein,  Handbuch 
p.  374.    B.  Sax,  Ueber  Lagerhäuser  und  Lagerscheine  1869. 

(2)  Vereinszollgesetz  vom  1.  Juli  1869  §.  97.  99—101.  Die  in 
der  Niederlage  befindliche  Waare  haftet  unbedingt  für  den  darauf 
ruhenden  Zoll.  Die  lagernden  Waaren  können  auch  behufs  der  The3- 
ung,  Sortirung,  Reinigung,  Erhaltung  und  sonstiger  Behandlung  ausge- 
packt werden,  soferne  geeignete  Räumlichkeiten  dazu  existiren.  Wo 
keine  dem  Staat  gehörigen  Gebäude  vorhanden  sind,  die  zu  Niederlagen 
benützt  werden  können,  ist  es  Sache  der  Kaufmannschaft  oder  Com- 
mune, die  erforderlichen  Räumlichkeiten  zu  stellen.  Das  Lagergeld  eoD 
für  jede  Niederlage  nach  dem  örtlichen  Bedarf  zur  Deckung  der  Kosten 
festgestellt  werden ,  darf  jedoch  in  den  Niederlagen  des  Staates 
gesetzlich  bestimmte  Sätze  nicht  überschreiten. 

(3)  Vereinszollgesetz  vom  1.  Juli  1869  §.  98.  104. 
deren  Eigenthümer  unbekannt  sind  oder  welche  binnen  5  Jahren  aus  der 
Niederlage  nicht  abgeholt  werden,  sind  nach  erfolgter  öffentlicher  Be- 
kanntmachung unter  Einhaltung  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Fristen 
meistbietend  zu  verkaufen ;  der  Erlös  wird  nach  Abzug  aller  Kosten  und 
des  Lagergeldes  dem  Eigenthümer,  eventuell  dem  Staate  zur  Verfügung 
gestellt. 

(4)  Vereinszollgesetz  vom  1.  Juli  1869  §.105. 

(6)  Vereinszollgesetz  vom  1.  Juli  1869  §.  107  und  Motive  hiesu  bei 
Koller,  Archiv  Bd.  3  p.  1071.  Der  Unterschied  der  freien  und  der 
allgemeinen  Niederlagen  besteht  hauptsächlich  darin,  1)  dass  zu  den 
ersteren  die  Güter  des  freien  Verkehres  allgemein,  zu  den  letzteren  nur 
ausnahmsweise  zugelassen  werden;  2)  dass  bei  der  Aufnahme  in1  die 
ersteren  in  der  Regel  keine  speoielle  Revision  stattfindet;  3)  dass  dfe 
Lagerfrist  bei  den  ersteren  unbeschränkt  ist. 

(6)  Vereinszollgesetz  vom  1.  Juli  1869  g.  110.  Die  näheren 
Bedingungen,  unter  denen  solche  fortlaufende  Conten  zu  bewilligen  sind, 
und  die  Verpflichtungen  der  Conteninhaber  werden  durch  ein  besonderes 
Regulativ  bestimmt. 

(7)  Vereinszollgesetz  vom  1.  Juli  1869  §.  108.  109.  Mecklen- 
burg-Schwerin, Regulativ  für  Privatlager  vom  10.  Juni  1871.  Ihn 
unterscheidet  1)  Privat  -  Creditlager ,  wenn  die  Waaren  zum  Absatz  im 
Vereinsgebiet  bestimmt  sind  und  nur  zur  Sicherung  des  darauf  ruhenden 
und  creditirten  Eingangszolles  niedergelegt  werden  (Lagerfrist  regelmässig 
big  Zu  6  Monaten);  2)  Privat -Transitlager,  wenn  die  Waaren  zugleich 
oder  ausschliesslich  zum  Absatz  nach  dem  Auslände  bestimmt  sind  (La- 
gerfrist bis  zu  5  Jahren).  Die  Privatlager  stehen  unter  amtlicher  Be- 
wachung. Im  Falle  amtlichen  Mitverschlusses  kann  die  Sicherheitebe- 
stellung erlassen  werden.  Ausserdem  haftet  der  Inhaber  des  Privatlagers 
unbedingt  für  die  Entrichtung    des  schuldigen  Eingangszolles    von    den 
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niedergelegten  Waaren,  wenn  er  nicht  die  Entrichtung  an  einem  anderen 
Orte  oder  die  Ausfuhr  der  Waaren  in  der  vorgeschriebenen  Art  nachweist. 

(8)  Das  Niederlagsrecht  steht  nunmehr  allen  Waarenftihrern  zu. 
8.  die  Motive  zu  g.  98  .des  Vereinszollgesetzes  vom  1.  Juli  1869  bei 
Koller,  Archiv  Bd.  3  p.  1068  und  das  Schlussprotocoll  zum  Zoll  ver- 
trag mit  Oestreich  vom  9.  März  1868. 

C9)  Vereinszollgesetz  vom  1.  Juli  1869  §.  167. 

§.    508. 

Die  Börsen  (')  sind  öffentliche  Versammlungen  der  Geschäfts- 
leute, insbesondere  Handeltreibenden  (auch  Schiffer,  Agenten,  Makler) 
eines  Platzes,  nm  unter  Mitwirkung  von  öffentlich  bestellten  Personen 
über  Geschäftssachen  zu  verhandeln,  Geschäfte  abzuschliessen,  den 
Verkehr  in  Handelsgegenständen  zu  regeln  und  dadurch  den  Betrieb 
kaufmännischer  Geschäfte  aller  Art  zn  erleichtern  (2).    Sie  werden 
hauptsächlich   in  Geld-  und  Waarenbörsen  unterschieden  (3).     Die 
Errichtung  von  Börsen  an   bedeutenderen   Handelsorten  sowie  der 
Börsenordnungen  und  deren  Abänderung  bedarf  der  staatlichen  Ge- 
nehmigung (4).    In  den  letzteren  muss  bestimmt  werden:  1)  das  Hecht 
zum  Besuch  der  Börse,  die  Börsenzeit  und  die  Vertheilung  der  Stand- 
orte und  Plätze  im  Local(6);  2)  über  die  Anordnungen  für  die  Er- 
haltung der  Ordnung  und  des  Anstandes  während  der  Dauer  der  Ver- 
sammlungen (6) ;   3)  über  die  Förmlichkeiten  und  besonderen  Rechts- 
wkkungen  der  Börsengeschäfte  hinsichtlich  des  Preises,  der  Lieferung 
und  gewisser  Begünstigungen  derselben  (7);  4)  über  die  Art,  wie  die 
laufenden  Course  und  Preise  festzustellen  und  zu  veröffentlichen  (8) 
ttnd  öffentlich  gültige  Zeugnisse  darüber,   sowie  Auszüge  aus   dem 
Börsenbuch  durch  die  Vorstände  der  Börse  resp.  Kaufmannschaft 
zu  ertheilen  sind  (9) ;  5)  über  die  Geschäftstätigkeit  der  öffentlich 
aufgestellten  Börsenagenten   und   Sensale  und   die  Bestrafung  der 
Winkelsensale  (i0);  6)  über  die  Zusammensetzung,  die  Rechte  und 
Pflichten  der  Börsenbehörden  (Börsenkammern,  Handelscorporationen) 
und  der  ihnen  vorgesetzten  Aufsichtsbehörden  des  Staates,  insbeson- 
dere des  Börsencommissärs  (u).    Der  letztere  hat  hauptsächlich  den 
Berathungen  der  Börsenkammern  beizuwohnen  und  von  ihren  Amts- 
handlungen Kenntnias  zu  nehmen,  die  Geschäftstätigkeit  der  Sen- 
sale zu  überwachen,  ihre  vollgeschriebenen  Journale  oder  die  Jour- 
nale austretender,  verstorbener  oder  entlassener  Sensale  aufzubewah 
ren  und  die  Durchschnittscourse  auf  Grund  der  von  den  Sensalen 
während  der  Börsenzeit  abgeschlossenen  Geschäfte  an  jedem  Börsen- 
tage oder  an  gewissen  Tagen  der  Woche  auszumitteln  und  zu  ver- 
öffentlichen (12) ;  7)  über  den  Anschlag  von  Verordnungen  und  Be- 
kanntmachungen, welche  zur  Kenntniss  der  Kaufmannschaft  gelangen 


648  Buch  IV.    Erwerbsrecht.    Titel  III.    Die  einseinen  Ejrwerbuweige. 

sollen  (13) ;  8)  Aber  die  Versteigerung  von  Waaren  oder  anderen 
Gegenständen  im  Börsenlocal  durch  Handelsmakler  mit  Genehmig- 
ung des  Börsencommissärs  (u) ;  9)  über  die  Strafen  für  die  Ueber- 
tretnng  der  auf  den  Besuch  der  Börsen,  die  Börsengeschäfte  und  die 
Pflichten  der  Börsenpersonen  bezüglichen  Vorschriften  (15). 

(*)  Börsenordnung  für  Berlin  vom  19.  Mär*  1866.  Geschfifts- 
ordnung  für  die  Sachverständigen  -  Commission  der  Fondsbörse  in 
Berlin  vom  6.  Dec.  1869.  Statut  des  Liquidationsvereins  ftLr  Zeitge- 
schäfte an  der  Berliner  Fondsbörse  vom  18.  März  1869.  Börsenordnung 
für  Danzig  vom  14.  Sept.  1865;  für  Königsberg  vom  12.  Juni  1865; 
für  Memel  vom  12.  Juni  1865.  Frankfurter  Gesetz  vom  15.  Juli  1851 
über  die  Einrichtung  eines  Wechselmakler  -  Syndicats  und  die  Aufzeich- 
nung der  Wechsel-  und  Effectencourse.  Neue  Bremer  Börsenordnung 
vom  September  1864.  Oestreich,  Gesetze  vom  11.  Juli  1854  und 
30.  Juni  1868  für  die  Wiener  Geldbörse;  Gesetz  vom  26.  Febr.  1860 
über  Waarenbörsen  und  Waarensensale.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht 
3.  Aufl.  II.  §.  484.  v.  Stubenrauch  a.  a.  0.  II.  §.  520.  521.  Be» 
seler,  Deutsches  Privatrecht  §.  219.  v.  Mohl,  Polizeiwissanaehafl 
3.  Aufl.  IL  §.  186.  Rau,  Lehrbuch  II.  §.  283.  Stein,  Handbuch  der 
Verwaltungslehre  p.  380.  v.  Inama-Sternegg,  Yerwaltungslelire  ii 
Umrissen  p.  184.  Bluntschli's  Staatswörterbuch  Bd.  2  art.  Börse 
(von  Glaser).  Er  seh  und  Gruber,  Allgem.  Encyclopädie  Bd.  9  art. 
Börse  (von  v.  Bosse),  v.  Sommaruga»  Die  neue  Wiener  Börsenord- 
nung zunächst  vom  juristischen  Standpunkte  dargestellt.  Wien  1855. 
E.  Schön,  Die  Wiener  Börsenordnung  vom  11.  Juli  1854.   Wien  1860. 

(2)  Wiener  Börsenordnung  vom  11.  Juli  1854  §.  1  und  vom  26. 
Febr.  1860  §.1.  Börsenordnung  für  Berlin  von  1866  §.  1 ;  für  Bremen 
von  1864  §.1;  für  Danzig  von  1865  §.1;  für  Königsberg  von  1865 
§.  1 ;  für  Memel  von  1865  §.  1. 

(3)  Die  Geldbörsen  sind  zum  Verkehre  in  Münzsorten  und  Werth- 
papieren  (Effecten)  bestimmt;  die  Waarenbörsen  für  Käufe  und  Verkäufe 
von  Handelsgütern  mit  Einschluss  von  ungemünztem  Gold  und  Silber, 
sowie  für  Pfand-,  Assecuranz-,  Fracht-  und  Speditionsgeschäfte ,  ohne 
oder  mit  Beschränkung  auf  gewisse  Waarengattungen.  An  Orten,  wo 
keine  Geldbörse  besteht,  können  auf  Waarenbörsen  auch  Geschäfte  in 
Münzen  und  Wechseln  gemacht  werden  (jedoch  mit  Ausschluss  anderer 
Wertpapiere).  Wien,  Gesetze  vom  11.  Juli  1854  §.  1  und  vom  26. 
Febr.  1860  §.1.  Es  können  auch  Fonds-  und  Waarenbörsen  verbunden 
sein.  Börsenordnung  für  Berlin  von  1866  §.  15;  für  Königsberg  von 
1865  §.  7.  8;  für  Danzig  von  1865  §.  9. 

(4)  Oestreich,  Gesetz  vom  26.  Febr.  1860  §.2.  8.  Preussen, 
Einführungsgesetz  zum  D.  H.  G.  B.  vom  24.  Juni  1861  §.  2.  Bestimm- 
ungen privatrechtlichen  Inhaltes  dürfen  in  Börsenordnungen  nicht  auf- 
genommen werden,  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  8.  Aufl.  II.  §.  484 
Anm.  8. 

(5)  Das  Recht  der  Theilnahme  an  der  Börse  steht  regelmässig  de- 
nen zu,  welche  zur  Entrichtung  der  Börsensteuer  und  des  Börsenstand- 
geldes verpflichtet  sind  und  dieselben  entrichtet  haben ;  doch  sind  gewisse 
Personen  (Cridatare,    Verurtheilte  etc.)    ausgeschlossen   oder    sie   können 
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auch  durch  Beschlags  der  Kaufmannschaft  ausgeschlossen  werden.  Bör- 
senordnung für  Bremen  von  1864  §.1—3;  für  Berlin  von  1866  §.  2—4. 
6.  9—11;  für  Danzig  von  1865  §.2  —  6;  für  Königsberg  von  1865 
§.  1—6;  für  Memel  von  1865  §.  2—5.  Nach  den  Wiener  Börsenord- 
nungen von  1854  §.  2  ff.  und  von  1860  §.  5  ff.  sind  regelmässig ,  mit 
Ausnahme  gewisser  Personen,  alle  dispositionsf&higen  Personen  männ- 
lichen Geschlechts  theilnahmeberechtigt. 

(*)  Börsenordnung  für  Wien  von  1854  §.7.  8;  von  1860  §.  10; 
für  Bremen  von  1864  §.  8.  4;  für  Berlin  von  1866  §.  12;  für  Danzig 
von  1865  §.  7.  8;  für  Königsberg  von  1865  §.11;  für  Memel  von 
1865  §.  6. 

C7)  Börsengeschäfte  sind  im  Allgemeinen  Handelsgeschäfte  (mit 
Einschlus8  der  Verpfändung)  über  Gegenstände,  welche  zufolge  staat- 
licher Genehmigung  im  amtlichen  Courszettel  notirt  werden  dürfen.  Bör- 
senordnung für  Wien  von  1854  §.  9  — 15.  Der  -Abschluss  der  Börsen- 
geschäfte durch  Vermittlung  von  Börsensensalen  ist  an  sich  nicht  not- 
wendig. Börsenordnung  für  Wien  von  1854  §.  16;  für  Berlin  von  1866 
§.  15.  Ueber  die  Erfüllung  von  Börsengeschäften  (über  Fonds)  8.  Oe st- 
reich, Gesetz  vom  30.  Juni  1868  und  Kundmachung  vom  9.  Juli  1868. 

(8)  Börsenordnung  für  Wien  von  1854  §.  91.  Verordnung  vom 
22.  Sept.  1858.  Börsenordnung  für  Königsberg  von  1865  §.  7—10;  für 
Memel  von  1865  §.  7  —  10;  für  Danzig  von  1865  §.  9.  10;  für  Berlin 
von  1866  §.  13—16.  Für  Lieferungsgeschäfte  in  Fonds,  Geldsorten  und 
Wechseln  findet  hier  eine  amtliche  Feststellung  und  Notirung  der  Course 
nicht  statt.  Die  festgestellten  Course  werden  in  das  Börsenbuch  einge- 
tragen. Ueber  Börsenpreise  mit  der  Eigenschaft  gesetzlicher  Marktpreise 
g.  IL  G.  B.  art.  811.  848.  857-859. 

(9)  Börsenordnung  für  Berlin  von  1866  §.  18;  für  Danzig  von  1865 
§.  10;  für  Königsberg  von  1865  §.  10;  für  Memel  von  1865  §.  10. 

(*°)  Börsenordnung  für  Wien  von  1854  §.  17-64;  von  1860 
§.  14—46.  Maklerordnung  für  Königsberg  von  1865  §.  8.  9 ;  für  Me- 
mel von  1865  §.  9.  10.  Die  Makler  sind  befugt  auf  Grund  des  BÖrsen- 
bnches  Preiscourante  und  Courszettel  auszugeben;  sie  können  auch  die- 
jenigen Preise  und  Course  verzeichnen,  welche  nicht  nach  Vorschrift  der 
Börsenordnung  amtlich  festgestellt  werden.  Maklerordnung  für  Berlin 
von  1866  §.  5  —  7.  Frankfurter  Maklerordnung  von  1864  §.  9.  17. 
Officielle  Preisnotirungen  durch  einen  aus  3  Maklern  bestehenden  obrig- 
keitlich zu  bestätigenden  Ausschuss.  Gross h.  Hessische  Maklerord- 
nung von  1864  §.  6.  —  Ueber  besondere  Pflichten  der  Börsensensale 
s.  Wiener  Börsenordnung  von  1854  §.  28  ff. 

(11)  Die  Börsenkammern  haben  die  die  Börse  betreffenden  Gesetze 
und  Verordnungen  zu  vollziehen  und  die  Börsenangelegenheiten  in  eigener 
Amtswirksamkeit  zu  regeln;  insbesondere  steht  ihnen  auch  eine  Schieds- 
gerichtsbarkeit in  Börsensachen  zu.  Börsenordnung  für  Wien  von  1854 
§.  65  ff.;  von  1860  §.  4.  11-13;  für  Berlin  von  1866  §.  12.  13.  16 
(Wahl  des  Börsencommissärs  aus  den  Aeltesten  der  Kaufmannschaft); 
für  Danzig  von  1865  §.  7.  9.  10;  für  Königsberg  von  1865  §.  7.  11; 
für  Memel  von  1865  §.  7.  An  der  Berliner  Fondsbörse  wurde  durch 
Statut  vom  6.  Dec.  1869  eine  Sachverständigen  -  Commission ,  zusammen- 
gesetzt aus  dem  Börsencommissär    und   12  Mitgliedern   der  Corporation, 
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gegründet  zur  Entscheidung  von  Rechtsstreitigkeiten  über  FbndsgeschBfta, 
vor  welcher  alle  Börsenbesucher  in  Streitigkeiten  über  die  Liefertmrkeit 
von  geldwerthen  Papieren  und  über  -die  Anwendbarkeit  oder  Auslegung 
der  bestehenden  Usancen  Recht  zu  nehmen  durch  Revers  verpflichtet 
werden  nnd  deren  Entscheidung  in  allen  übrigen  Streitigkeiten  freiwillig 
angerufen  werden  kann.  Bei  Nichterfüllung  eines  Vergleiches  oder  Er- 
kenntnisses ist  der  Antrag  auf  Ausschluss  von  den  Börsenversammhmgeii 
und  das  Anrufen  des  ordentlichen  Richters  zulässig. 

(ia)  Börsenordnung  für  Wien  von  18S4  §.  87  —  91;  von  1860 
§.  11.  12;  für  Berlin  von  1866  §.  18.  16. 

(13)  Börsenordnung  für  Bremen  von  1864  §.  5—7;  für  Berlin 
von  1866  §.  19;  für  Danzig  von  1865  §.  11;  für  Königsberg  von  1865 
§.12;  für  Memel  von  1865  §.  6.  Bekanntmachungen  von  Privatperso- 
nen dürfen  nur  mit  Genehmigung  des  Börsenvorstandes  angeschlagen 
werden. 

(u)  Börsenordnung  für  Danzig  von  1865  §.  12.  Oestreieb, 
Einführungsgesetz  zum  Handelsgesetzbuch  vom  17.  Dec.  1862 '§.  29. 

(,6)  Börsenordnung  für  Wien  von  1854  §.  47  —  56,  von  1860 
§.  47  —  58.  Maklerordnung  für  Berlin  von  1866  §.11;  für  Frankfurt 
von  1864  §.  14;  für  Danzig  von  1865  §•  13.  Uebertretungen  der  Bör- 
sensensale werden  theils  mit  Verweis  oder  Geldbusse,  theils  mit  Ent- 
setzung vom  Amte  bestraft  auf  Grund  eines  Disciplinarverfahrens. 

§.  509. 

Die  Handelsmakler  (Sensale,  Agenten)  (1)  sind  die  für  einen 
bestimmten  Ort  oder  Bezirk  amtlich  beglaubigten  und  auf  die  ihnen 
obliegenden  Pflichten  vereidigten  Vermittler  von  Handelsgeschäften  (*). 
Es  können  hiezu  nur  dispositionsfahige  und  unbescholtene  Personen 
mit  nachweislicher  Befähigung  zum  Maklerdienste  ernannt  werden  (*). 
Sie  vermitteln  für  Auftraggeber  Käufe  und  Verkäufe  über  Waaren, 
Schiffe,  Wechsel,  in-  oder  ausländische  Staatspapiere ,  Aotien  und 
andere  Handelspapiere,  Verträge  über  Versicherungen,  Bodmerei,  Be- 
frachtung und  Miethe  von  Schiffen ,  über  Land-  und  Wassertrans- 
porte und  andere  den  Handel  betreffende  Gegenstände  (4).  An  Orten, 
wo  kaufmännische  Corporationen  oder  Handelskammern  bestehen, 
werden  sie  von  diesen  unter  Bestätigung  der  Regierung  ernannt  und 
ist  in  diesem  Falle  das  Vorsteheramt  der  Kaufmannschaft  zugleich 
ihre  vorgesetzte  Dienstbehörde ;  an  anderen  Orten  findet  ihre  Ernenn- 
ung durch  die  Regierung  oder  durch  die  Ortsbehörde  statt  (5).  Die- 
selben sind  öffentlich  bestellte  Personen  und  können  ohne  discipn- 
näres  oder  richterliches  Urtheil  ihres  Amtes  nicht  entsetzt  werden; 
sie  können  sich  genossenschaftlich  (zu  Gremien)  vereinigen  und  sind 
berechtigt,  ihre  gemeinsamen  Angelegenheiten  nach  vom  Staate  zu 
genehmigenden  Statuten  zu  besorgen  (6).  Ein  ausschliessliches  Recht 
aar  Vermittlung  von  Handelsgeschäften  steht  ihnefi  nicht  zu;  doch 


Cap.  7.    Der  Handel.    II.  Einrichtungen  für  den  Handelsbetrieb.      ($61 

kommen  bot  den  Handlungen  der  von  öffentlichen»  Behörde»  ange- 
sieütetf  Makler  öffentliche  Glaubwürdigkeit  und  die  besonders  in  den 
Gesetzen  ausgedrückten  ftee^ttfwirkurfgen  innerhalb  des  ihnen  zu- 
gewiesenen Wirkungskreises  zu(7).  Ihre  Pflichten  sind  folgende: 
1)  Sie  müssen  sich  ihrem  Berufe  mit  allem  Eifer  widmen,  alle  ihnen 
anvertrauten  Geschäfte  mit  Fleiss,  Vorsicht,  Treue  und  Redlichkeit 
besorgen-  und  gegen  die  ihnen  vorgesetzten  Behörden:  pfliohtmässige 
Unterordnung  bewahren  (*) ;  2)  sie  dürfen  weder  mittelbar  nocÜ  un- 
mittelbar Geschäfte  auf  eigene  Rechnung  machen,  auch  nicht  als 
Commissionäre  (9) ;  3)  sie  dürfen  zu  keinem  Kaufmann  in  dem  Ver- 
hSltniss  eines  Procuristen,  Bevollmächtigten  oder  Handlungsgehülfen 
stehen,  auch  sieh  nicht  mit  anderen1  Maklern  zum  gemeinschaftlichen 
Betrieb  des  Maklergeschäfte  oder  einzelner  Theile  desselben  ver- 
einigen (10);  4)  sie  müssen  ihr  Geschäft  persönlich  ohne  Gehülfen  be- 
treiben C11);  5)  Verschwiegenheit  beobachten  über  Auftrage,  Verhand- 
lungen und  Abschlüsse,  soweit  nicht  das  Gegentbeil  durch  die  Par- 
teien bewilligt  oder  durch  die  Natur  der  Sache  geboten  ist(12);  6)  sie 
dtirfen  zu  keinem  Geschäfte  die  Einwilligung  der  Parteien  anders 
annehmen  als  mittelst  ausdrücklicher  und  persönlicher  Erklärung 
und  es  ist  ihnen  nicht  erlaubt,  von  Abwesenden  Aufträge  anzuneh- 
men oder  sich  zur  Vermittlung  eines  Unterhändlers  zu  bedienen  (13) ; 
7)  sie  müssen  ausser  ihrem  Handbuch  ein  paraphirtes  und  von  der 
Behörde  beglaubigtet  Tagebuch  führen,  in  welches  alle  abgeschlos- 
senen Geschäfte  täglich  ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach  einzutragen 
stnd  (u);  8)  sie  müssen  ohne  Verzug  nach  Absohluss  des  Geschäftes 
jeder  Partei  die  von  ihnen  unterzeichnete  Schlussnote  zustellen  und 
auf  Verlangen  beglaubigte  Auszüge  aus  dorn  Tagebuch  geben  (iö) ; 
9)  sie  ibüssen,  soferbe  nicht  die  Parteien  dies  erlassen  oder  der  Orts- 
gebrauch mit  Rücksicht  auf  die  Gattung  der  betreffenden  Waaren 
tie  davon  entbindet,  von  jeder  durch  ihre  Vermittlung  nach  Probe 
verkauften  Waare  die  Probe  solange  aufbewahren,  bis  die  Waare 
ohne  Einwendung  gegen  deren  Beschaffenheit  angenommen  oder  das 
Geschäft  in  anderer  Weise  erledigt  ist  (16).  Die  ihnen  für  die  Ver- 
mittlang jedes  Geschäftes  zukommende  Maklergebühr  wird  durch 
den  Ortsgebrauoh  oder  durch  örtliche  Verordnungen  bestimmte17). 
Die  Uebertretung  der  Maklerordnungcn  wird  mit  Geldstrafe  oder 
Dienstentlassung  bestraft  (l8). 

(*)  H.  G.  B.  art.  66—84.  Preussen,  Maklerordnung  für  Danzig 
vom  27.  Sept.  1865;  für  Königsberg  und  Memel  vom  12.  Jnni  1865; 
für  Berlin  vom  20.  April  1866;  für  Frankfurt  vom  9.  u.  24.  Dec.  1864. 
Großsh.  tfessen,  Verordnung  vom  22.  Sept.  1864.  Mecklenburg- 
Schwerin,  EinfÜhrungegesetz  zum  H.  G.  B.  vom  28.  Dec.  1868  §.  19 
—  24.    Bayern,   Gewerbegesetz  vom  80.  Jan.  1868   art.  13.    Einfuhr- 
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ungsgesetz  zum  H.  G.  B.  vom  10.  Nov.  1861  art.  31 — 86.  Baden, 
Gewerbegesetz  vom  20.  Sept.  1862  art.  5.  8.  Oestro  ich,  Gewerbe- 
patent  vom  20.  Dec.  1859  art.  V.  Börsenordnung  für  Wien  vom  11.  Juli 
1854.  Gesetz  vom  26.  Febr.  1860  betr.  die  Waarenbörsen  und  Waaren- 
sensale.  v.  Rönne,  Preuss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  IL  §.  483.  Pözl, 
Bajr.  Verwaltungsrecht  3.  Aufl.  §.  190.  v.  Stubenrauch  a.  a.  0.  II. 
8.  521.  Beseler,  Deutsches  Privatrecht  §.  218.  Endemann,  Han- 
delsrecht §.  164.  165.  Goldschmidt,  Handelsrecht  L  p.  468  ff.  La- 
band,  Zeitschrift  für  Handelsrecht  Bd.  20.  p.  1  ff.  Stein,  Handbuch 
der  Verwaltungslehre  p.  380.  Bau,  Lehrbuch  H.  §.  282.  v.  Mo  hl, 
Polizeiwissenschaft  3.  Aufl.  IL  §.  186.  Bremer  Handelsblatt  1862  Nr.  500. 
509  —  511.  515.  521.  Motive  zur  Bundesgewerbeordnung  von  1869  bei 
Koller,  Archiv  Bd.  3  p.  39. 

(s)  A.  H.  G.  B.  art.  66.  Maklerordnung  für  Berlin  von  1866 
§.  1.  4;  für  Königsberg  von  1865  §.  1;  für  Memel  von  1865  §.  1;  für 
Danzig  von  1865  §.1;  für  Grossh.  Hessen  von  1864  §.5;  Mecklen- 
burg-Schwerin, Einführungsgesetz  vom  28.  Dec.  1863  §.20;  Börsen- 
ordnung für  Wien  von  1854  §.  17;  von  1860  §.  14.  19.  Den  Maklers 
kann  auch,  wo  sich  ein  Bedflrfniss  dazu  äussert,  von  der  anstellendes 
Behörde  zur  Abhaltung  öffentlicher  Versteigerungen  über  Waaren  und 
Handelspapiere,  die  den  Gegenstand  ihrer  Vermittlungsgeschäfte  bildet, 
die  Befugnis8  ertheilt  werden.  Oestreich,  Einführungsgeaets  zum 
H.  G.  B.  vom  17.  Dec.  1862  §.  29  (oben  §.  508  Anm.  14). 

(3)  Gleiches  gilt  auch  bezüglich  der  für  den  Fall  ihrer  Verhinder- 
ung ernannten  Stellvertreter.  Maklerordnung  für  Königsberg  von  1865 
§.  2.  7;  für  Memel  von  1865  §.  2.  8;  für  Berlin  von  1866  §.  2.  10; 
für  Frankfurt  von  1864  §.  8.  10;  für  Danzig  von  1865  §.  2.  10;  für 
Grossh.  Hessen  von  1864  §.  4.  Börsenordnung  für  Wien  von  1854 
§.  19—24  (Indigenat,  24.  Lebensjahr,  Prüfung);  von  1860  §.  17.  Mak- 
ler ,  welche  mit  ihren  Gläubigern  Accorde  machen  oder  in  Concors  fallen, 
müssen  entlassen  und  dürfen  als  solche  nicht  wieder  angestellt,  auch 
kann  die  Ausübung  des  Makleramts  unzuverlässigen  Personen  untersagt 
werden.  Mecklenburg,  Einführungsgesetz  von  1863  §.  19.  Baden, 
Gewerbegesetz  vom  20.  Sept.  1862  art.  5.  8. 

(4)  H.  G.  B.  art.  67.  Die  Maklerordnung  für  Königsberg  von  1865 
§.  8 — 6  unterscheidet  1)  Wechsel-  oder  Waarenmakler;  2)  Schiffsmak- 
ler; für  Memel  von  1865  §.8—6:  1)  Wechsel-  oder  Waarenmakler; 
2)  Schiffsmakler;  3)  Kahnmakler;  für  Danzig  von  1865  §.  3—9:  Ge- 
treide-, Wechsel-,  Waaren-,  Schiffsmakler,  mit  Beschrankung  auf  die  Ge- 
schäfte der  betreffenden  Gategorie,  jedoch  ist  mit  Ausnahme  der  Schiffs- 
makler auch  Combinirnng  mehrerer  Branchen  zulässig.  Ueber  Schiffs- 
makler s.  Miruss,  Seerecht  II.  §.  699  ff. 

(6)  H.  G.  B.  art.  84.  Preussen,  Gesetz  über  die  Handelskam- 
mern vom  24.  Febr.  1870  §.  33.  Maklerordnung  für  Berlin  von  1866 
§.  1.  11;  für  Königsberg  von  1865  §.  1.  10;  für  Memel  von  1865  8-  1- 
11;  für  Danzig  von  1865  §.11;  für  Prankfurt  von  1864  §.3:  ftr 
Grossh.  Hessen  von  1864  §.  1.  3.  Mecklenburg-Schwerin, 
Einführungsgesetz  von  1863  §.  19.  Börsenordnung  für  Wien  von  1854 
§.  15.  Makler  werden  nicht  blos  an  Orten  aufgestellt,  wo  Börsen  be- 
stehen, sondern  überall,  wo  die  Bedürfnisse  des  Verkehres  es  erheischen. 
Die  Ernennung   erfolgt   regelmässig   auf  Grund   eines 
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Concurses  und  gegen  Cautionsleistung.  Zuweilen  steht  dieselbe  der  Staats- 
gewalt am,  und  sind  die  kaufmännischen  Organe  sodann  nur  zu  Vor- 
schlägen berechtigt»  Bayern,  Einführungsgesetz  zum  H.  0.  B.  von 
1861  art.  31.    Börsenordnung  für  Wien  von  1854  g.  22.  23. 

(«)  Börsenordnung  für  Wien  von  1854  §.27;  von  1860  §.20.  21. 
Tm  Bereiche  der  Bundesgewerbeordnung  müssen  auf  die  Verbindungen 
der  Makler  die  für  gewerbliche  und  kaufmännische  Innungen  geltenden 
Grundsätze  Anwendung  finden;  oben  §.  504. 

C7)  Frankfurter  Maklerordnung  von  1864  §.  15.  Die  entgegen- 
stehende Bestimmung  in  der  Gross h.  Hess.  Verordnung  von  1864  und 
in  dem  Mecklenb.  Einführungsgesetz  von  1863  §.  21  ist  nach  der 
Bnndesgewerbeordnung  von  1869  §.  36  Abs.  2  nicht  mehr  gültig.  8. 
auch  die  Motive  und  Verhandlungen  hiezu  bei  Koller,  Archiv  Bd.  3 
p.  89.  78  und  H.  G.  B.  art.  84.  Die  Börsenordnung  für  Wien  von  1854 
§.  16.  59  —  62  unterscheidet  von  den  mit  voller  öffentlicher  Amtsfähig- 
keit bestellten  Sensalen  die  Börsenagenten,  welche  letzteren  lediglich  zur 
Vermittlung  von  Börsengeschäften  mit  den  allgemeinen  privatrechtlichen 
ftechtswirkungen  zugelassen  sind ;  als  Winkelsensale  werden  ibid.  §.  63.  64 
alle  diejenigen  bezeichnet,  welche,  ohne  gesetzlich  zugelassen  zu  sein, 
Börsengeschäfte  gegen  Lohn  vermitteln.  S.  auch  Börsenordnung  für  Wien 
von  1860  §.  55. 

(8)  Börsenordnung  für  Wien  von  1854  §.  28  —  31.  Zu  den 
Pflichten  der  Makler  gehört  auch,  1)  sich  von  der  Identität  und  Börsen- 
f&higkeit  der  Personen,  mit  denen  sie  Geschäfte  vermitteln  sollen,  zu 
überzeugen  und  2)  den  Parteien  den  Stand  des  Courses  gewissenhaft  und 
nicht  nach  blossem  Vermuthen  anzugeben.  Präsidial  -  Erlass  der  Wiener 
Börsenkammer  vom  30.  Jan.  1860.  Wiener  Börsenordnung  von  1860 
§.  22.  25  ff. 

(9)  H.  G.  B.  art.  69.  Wiener  Börsenordnung  von  1854  §.29.  40; 
▼on  1860  §.  23.  24.  Nach  der  Frankfurter  Maklerordnung  von  1864 
§.  7  soll  dies  auf  Geschäfte  in  Börseneffecten  und  Landesproducten  hin- 
sichtlich der  Verbindlichmachung  und  Bürgschaftsleistung  keine  Anwend- 
ung finden.  —  Handelsmaklern,  welche  8chiffsmäkelei  betreiben,  kann 
gestattet  werden,  den  Schiffern  im  Einziehen  und  Vorschiessen  der 
Frachten  und  Unkosten  als  Abrechner  oder  in  anderer  ortsüblicher  Weise 
Hülfsdienste  zu  leisten.     H.  G.  B.  art.  70. 

(10)  H.  G.  B.  art.  69.  Börsenordnung  für  Wien  von  18*54  §.  39. 
41 ;  von  1860  §.  24. 

(")  H.  G.  B.  art.  69. 

(l2)  H.  G.  B.  art.  69.  Börsenordnung  für  Wien  von  1850  §.  42; 
▼on  1860  §.  28.  29. 

(,3)  Zum  Abschlusss  von  Geschäften,  sowie  insbesondere  zur  Em- 
pfangnahme von  Zahlungen  und  anderen  vertragsmässig  bedungenen 
Leistungen  bedürfen  sie  einer  besonderen  Vollmacht,  die  jedoch  ver- 
muthet  werden  soll,  wenn  ihnen  eine  Partei  die  Bedingungen  des  zu 
vermittelnden  Geschäfts  vorgezeichnet  hat.  H.  G.  B.  art.  67.  69.  Bör- 
senordnung für  Wien  von  1854  §.  25;  von  1860  §.  42.  üeber  die  Be- 
schränkung der  Makler  auf  das  Platzgeschäft  8.  Endemann,  Handels- 
recht §.  164  Anm.  40. 
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(**)  H.  G.  B.  art.  71.  72.  Grossh.  Hessen,  Verordnung  von 
1864  §.  7.  Dieses  Tagebach  mass  von  dem  Makler  10  Jahre  lang  auf- 
bewahrt and  der  vorgesetzten  Verwaltungsbehörde,  sowie  dem  zuständigen 
Gerichte  auf  Verlangen  zur  Einsicht  vorgelegt  werden.  Börsenordnung 
für  Wien  von  1854  §.  38.  34;  von  1860  §.  32  —  34.  Das  Tagebach 
verstorbener  oder  aas  dem  Amte  tretender  Makler  ist  bei  der  Behörde 
(Börsencommissär)  niederzulegen.    H.  G.  B.  art.  75 ;  oben  §.  508. 

(1B)  H.  G.  B.  art.  73.  74.  Börsenordnung  für  Wien  von  1854  §.35. 
In  dem  Schlusszettel  muss  auch  der  Umstand  bezeichnet  sein,  ob  das 
Geschäft  an  oder  ausser  der  Börse  geschlossen  war.  Die  Tagebücher, 
Schlussnoten  und  amtlich  ausgestellten  Zeugnisse  der  Makler,  sowie  die 
von  ihnen  unterfertigten  Courszettel  (§.  508)  gelten  als  Offentliehe  Ur- 
kunden, soferne  sie  nicht  zu  Gunsten  der  Makler  selbst  oder  solcher 
Personen  aussagen,  für  welche  sie  nicht  als  unbedenkliche  Zeugen  vor 
Gericht  auftreten  könnten.  H.  G.  B.  art.  76  —  79.  Börsenordnung  für 
Wien  von  1854  §.  27;  von  1860  §.  37.  44.  Mecklenburg,  Einfuhr- 
ungsgesetz  von  1863  §.  23.  Die  Handelsmakler  sind  verpflichtet,  eines 
amtlichen  Stempel  zu  führen  und  denselben  bei  dem  Handelsgerichte 
einzureichen. 

(16)  H.  G.  B.  art.  80.     Wiener  Börsenordnung  von  1860  §.  88. 

(17)  H.  G.  B.  art.  82.  Maklerordnung  für  Königsberg  von  1865 
§.  11;  für  Berlin  von  1866  §.  8.  9;  für  Frankfurt  von  1864  §.  12.  13; 
für  Grossh.  Hessen  von  1864  §.  8.  Wiener  Börsenordnung  von  1854 
§.  27.  45;  von  1860  §.  40. 

(18j  H.  G.  B.  art.  84  (nach  Bestimmung  4er  Landefjgesetze).  Wie- 
ner Börsenordnung  von  185,4  §.  47—58;  von  1860  §.  47— &6.  Meck- 
lenburg, Einführungsgesetz  von  1863  §.  22.  S.  auch  Strafgesetzbuch 
von  1870  §.  266  Ziff.  3.  (Untreue  der  Makler).  Die  amtlichen  Geschäfte 
der  Makler  sind  nicht  als  Handelsgeschäfte  zu  beurtheilen.  H.  G.  B. 
art.  272  Nr.  4.  S.  jedoch  das  'Bundesgesetz  vom  12.  Juni  1869  betr. 
die  Errichtung  eines  obersten  Gerichtshofes  für  Handelssachen  §.  13 
Ziff.  3  e. 

§.    510* 

Die  Handels-  und  Geweriejtammern  (l)  sind  fijir  den  Umkreis 
gewisser  Bezirke  aufgestellt,  um  als  beratende  Institute  die  Interessen 
der  Handels-  und  Gewerbetreibenden  wahrzunehmßji  und  die  Staats- 
behörden in  der  Förderung  des  Handels  und  der  Industrie  durch 
tatsächliche  Mittheilungen,  Anträge  und  Gutachten  zu  uqterßtjit^en^ 
Insbesondere  gehören  zu  ihrem  Wirkungskreise:  1)  Vorschlage  rar 
Verbesserung  der  Handels-  und  Gewerbegeset&gebung;  2)  Antrage 
Aber  die  Mittel  zur  Beförderung  der  Gewerbe  und  dies  Handels ;  3) 
Erstattung  von  Berichten  und  Gutachten  an  die  Behörden  über  An* 
gelegenheiten  des  Handels  und  der  Industrie;  4)  JNachweisungen 
über  den  Stand  der  Gesammtindustrie  und  der  «dabei  be^h$ftjgten 
Personen;  5)  Mitwirkung  beider  Regelung  fließ  ZoStaiöBs;  6)  Tfar- 
schläge  über  die  Ernennung  von  Consuln,  Handelsagenten,  Sensalen 
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und  Beisitzern  der  Handelsgerichte,  sowie  über  die  Errichtung  von 
Börsen,  Consulaten  und  anderen  industriellen  und  commerciellen  An- 
stalten ;  7)  Gutachten  über  Bensarien  und  andere  Auslagen  für  öffent- 
liche im  Interesse  des  Handels  und  der  Industrie  aufgestellte  Per- 
sonen; 8)  Jahresberichte  Ober  den  Zustand  und  Gang  des  JSandels 
und  der  Industrie ;  überhaupt  sind  die  Handels-  und  Gewerbekammern 
bei  allen  wichtigen  Angelegenheiten  ihres  Wirkungskreises  zu  ver- 
nehmen (*).  Die  Mitglieder  werden  in  bestimmter  Zahl  auf  eine  ge- 
wisse Reihe  yon  Jahren  (3 — 6)  von  sämmtlichen  Handels-  und  Ge- 
werbsleuten des  Bezirks,  zuweilen  auf  Grund  des  Steuercensus  (4) 
nach  relativer  Stimmenmehrheit  unter  Mitwirkung  der  Staatsbehörde 
gewählt  und  öffentlich  bekannt  gemacht;  wählbar  sind  alle  selbstän- 
digen Handels-  und  Gewerbspersonen  des  Bezirks,  welche  darin  ihren 
Wohnsitz  haben  und  qin  gewisses  Alter  (25  Jahre)  erreicht  haben  (ö). 
Ehrenmitglieder  sind  die  Vorstände  der  Bezirksregierung  und  der 
Municipalität ,  sowie  die  Vorstände  der  Bezirksgremien  mit  Sitz 
und  Stimme  beim  Erscheinen  (6).  Die  Kammer  resp.  jede  Abtheil- 
ujog  derselben  wählt  für  ein  oder  mehrere  Jahre  einen  Vorsitzenden 
und  dessen  Stellvertreter  aus  ihrer  Mitte  und  ernennt  einen  besol- 
deten fachwi8sensohaftlich  gebildeten  Secretär  und  das  nöthige  Hülfs- 
personal;  sie  bestimmt  selbst  ihre  Geschäftsordnung,  welche  der 
obersten  Staatsbehörde  vorzulegen  ist;  die  Abstimmung  in  den  Sitz- 
ungen, welche  theils  ordentliche,  theils  ausserordentliche  sind,  erfolgt 
nach  erfolgter  Ladung  aller  Mitglieder  durch  einfache  Stimmenmehr- 
heit (7).  Die  Handelskammern  beschliessen  über  die  zur  Erfüllung 
ihrer  gesetzlichen  Aufgaben  erforderlichen  Kosten  und  verwalten  ihr 
Cassen-  und  Rechnungswesen  selbständi^jiach  einem  öffentlich  be- 
kannt zu  machenden  und  der  Regierung  mitzutheilenden  Etat;  die  Ge- 
nehmigung der  letzteren  ist  nur  für  den  das  gesetzlich  bestimmte 
Mass  erheblich  Überschreitenden  Aufwand  erforderlich.  Die  etats- 
mässigen  Kosten  werden  auf  sammtüche  Wahlberechtigte  nach  dem 
Fusse  der  Gewerbesteuer  veranlagt  und  als  Zuschläge  zu  dieser  er- 
hoben; was  auch  durch  Vermittlung  der  Gemeinde  oder  der  Staats- 
steuercasse  geschehen  kann(8).  Die  Mitglieder  versehen  ihre  Func- 
tionen unentgeltlich;  nur  die  durch  Erledigung  einzelner  Aufträge 
verursachten  Kosten  werden  ihnen  erstattet  (ö).  Von  der  obersten 
Staatsbehörde  können  Handelskammern  aufgelöst  und  deren  Neu- 
bildung angeordnet  werden  (l0). 

0)  Preussen,  Gesetz  vom  24.  Febr.  1870!  Bayern,  Verordnung 
vom  20.  Dec.  1868  (früher  vom  27.  Jan.  1850).  K.  Sachsen,  Gesetz 
vom  23.  Juni  1868  und  Verordnung  vom  16.  Juli  1868.  Baden,  Qe- 
werbegesetz  vom  20.  Sept.  1862  art.  29.  Instruction  vom  24.  Sept.  1862 
§.46—52.     Oe streich,    Gesetz  vom  29.  Juni  1868     (früher  vom  18. 
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Dec.  1848).  Pözl,  Bayer.  Yerwaltangsreeht  §.  184.    Bau,  Lehrbuch  IL 
§.  274.     Stein,  Verwaltungslehre  2.  Band.     2.  Aufl.  1869  p.  124. 

(2)  Oestreich,  Verordnung  vom  29.  Jani  1868  §.  1. 4.  Prenssen, 
Gesetz  vom  24.  Febr.  1370  §.  1.  2.  Bayern,  Verordnung  vom  20.  Dee. 
1868  §.  1.  3  (hier  und  in  Oestreich  2  Abtheilungen  1)  für  Gewerbe; 
2)  für  Fabriken  und  Handel;  ausserdem  Bezirksgremien  für  Orte  oder 
Bezirke,  wo  ein  Bedttrfniss  dazu  obwaltet;  ibid.  §.  16—20);  K.  Sachsen 
Gesetz  vom  23.  Juni  1868  §.  17.  In  der  Regel  ist  mindestens  fttr  jeden 
höheren  Verwaltungs-  (Begierungs-)bezirk,  an  Orten,  wo  eine  bedeutende 
Gewerbe-  und  Handelstätigkeit  besteht,  mit  Genehmigung  der  obersten 
Staatsbehörde  eine  Handelskammer  zu  errichten.—  In  Oestreich,  Ver- 
ordnung vom  29.  Juni  1868  §.  3  unterstehen  die  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern unmittelbar  dem  Handelsministerium  und  haben  dessen  Anord- 
nungen zu  vollziehen. 

(3)  Prenssen,  Gesetz  vom  24.  Febr.  1870  §.  1.  31—84.  Oest- 
reich, Verordnung  vom  29.  Juni  1868  §.  2.  3.  Bayern,  Verordnung 
vom  20.  Dec.  1868  §.2.  K.  Sachsen,  Gesetz  vom  23.  Juni  1868 §.17. 
Den  Handelskammern  kann  insbesondere  noch  obliegen  die  Ernennung 
der  Öffentlichen  Handelsmakler  und  die  Beaufsichtigung  der  Börsen  und 
anderer  industrieller  und  commercieller  Anstalten  (oben  §.  508). 

(4)  So  in  Oestreich,  Verordnung  vom  29.  Juni  1868  §.  21.  K. 
Sachsen,  Gesetz  vom  23.  Juni  1868  §.  17.  Verordnung  vom  16.  Juh 
1868  §.  9. 

(*)  Preussen,  Gesetz  vom  24.  Febr.  1870  §.  3 — 16  (absolute 
Majorität).  Bayern,  Verordnung  vom  20.  Dec.  1868  §.  4.  6.  Oest- 
reich, Verordnung  vom  29.  Juni  1868  §.  5 — 10.  Wo  besondere  Ge- 
werbekammern bestehen,  betrifft  die  Wahlberechtigung  und  Wählbar- 
keit zu  den  Handelskammern  nur  die  Personen  des  Handelsstandes.  K. 
Sachsen,  Gesetz  vom  23.  Juni  1868  §.  17.  Wahlberechtigt  sind  nicht 
nnr  die  selbständigen  Inhaber,  sondern  auch  die  Vorstände,  Repräsentan- 
ten und  Procnristen  von  Unternehmungen  (Gesellschaften,  Etablissements, 
Bergwerken  etc.)  Verlust  der  Ehrenrechte  und  Verlegung  des  Wohnsitzes 
bedingt  den  Verlust  der  Mitgliedschaft.  Das  Wahlrecht  von  Frauen  wird 
durch  ihre  Geschäftsleiter  ausgeübt. 

(6)  Oestreich,  Verordnung  vom  29.  Juni  1868  §.  5.  Bayern, 
Verordnung  vom  20.  Dec.  1868  §.  9.  (Beiziehung  von  Sachverstandigen, 
deren  Erfahrung  und  Kenntnisse  dem  Institut  von  Nutzen  sein  können, 
mit  berathender  Stimme).  Ernennung  eines  staatlichen  Commissärs  für  jede 
Kammer  mit  dem  Recht  der  Theilnahme  an  den  Sitzungen,  jedoch  ohne 
Stimmrecht,  ibid.  §.  14  und  Oestreich,  Verordnung  vom  29.  Juni  1868 
§.  20. 

(7)  Oestreich ,  Verordnung  vom  29.  Juni  1868  §.  13—19.  Bayers, 
Verordnung  vom  20.  Dec.  1868  §.  8—11.  18.  Preussen,  Gesetz  vom 
24.  Febr.  1870  §.  26—30.  K.  Sachsen,  Gesetz  vom  23.  Juni  1868  §. 
17.  Ueber  jede  Versammlung  ist  ein  Protocoll  zu  führen,  auch  haben 
die  Kammern  fortlaufende  Auszüge  aus  ihren  Sitzungsprotocollen  und 
jährliche  Uebersichten  über  ihre  Wirksamkeit  und  die  Verhältnisse  des 
Handels  und  der  Gewerbe  zu  veröffentlichen. 

(8)  Oestreich,  Verordnung  vom 29.  Juni  1868  §.21.  Prenssen, 
Gesetz  vom  24.  Februar  1870  §.   20—25.     Bayern,   Verordnung  vom 
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20.  Dee.  1868  §.  12.  K.  Sachsen,  Gesetz  vom  23.  Jnni  1868  §.  17. 
Den  Handelskammern  werden  auch  zuweilen  Zuschüsse  aus  Staats-  und 
Kreismitteln  bewilligt.  Nach  der  Oestreich.  Verordnung  vom  29.  Juni 
1868  §.  21  ist  erforderlichen  Falles  die  Gemeinde  des  Standortes  einer 
Kammer  verpflichtet,  die  erforderlichen  Räumlichkeiten  und  Einrichtungs- 
stücke zu  beschaffen. 

(9)  Preussen,  Gesetz  vom  24.  Febr..  1870  §.21.  Bayern,  Ver- 
ordnung vom  20.  Dec.  1868  §.  12.  Oestreich,  Verordnung  vom  29. 
Juni  1868  §.  5.     K.  Sachsen,  Gesetz  vom  23.  Juni  1868  §.  17. 

(,0)  Bayern,  Verordnung  vom  20.  Dec.  1868  §.  15.  Oestreich 
Verordnung  vom  29.  Juni  1868  §.  23. 

§.    511. 

Die  Consulate  0)  sind  öffentliche  Behörden  mit  der  Bestimmung, 
innerhalb  des  ihnen  gesetzlich  übertragenen  Wirkungskreises  in  Hä- 
fen und  Handelsstädten  fremder  Länder  dem  Handel  und  der  Schiff- 
fahrt ihres  Staates  zu  dienen  und  die  Angehörigen  desselben  zu 
schützen  und  zu  vertreten,  sowie  auch  gewisse  amtliche  Functionen 
in  Bezug  auf  die  im  Auslände  befindlichen  Staatsangehörigen  nach 
dem  Auftrage  der  Staatsgewalt  auszuüben  (2).  Man  unterscheidet 
1)  Berufsconsuln  (consules  missi),  welche  das  Bundesindigenat  und 
eine  besondere  Qualifikation  besitzen  müssen  und  keine  kaufmänni- 
schen Geschäfte  betreiben  dürfen;  2)  Wahlconsuln  (consules  electi), 
die  auch  Ausländer  und  Geschäftsleute  sein  können,  jedoch  vorzugs- 
weise aus,  den  Kaufleuten  ernannt  werden  sollen,  denen  das  Bundes- 
indigenat zusteht  (3).  Die  Amtsrechte  und  Pflichten  der  Consuln 
sind  folgende:  1)  Führung  der  Matrikel  über  die  in  ihrem  Amts- 
bezirk wohnenden  und  zu  diesem  Behuf  bei  ihnen  angemeldeten 
Bundesangehörigen  (4) ;  2)  die  Befugnies  zur  Eheschliessung  und 
die  Führung  der  Ciyilstandsregister  (5) ;  3)  Legalisation  von  in  ihren 
Amtsbezirken  ausgestellten  und  beglaubigten  öffentlichen  Urkun- 
den (6);  4)  notarielle  Thätigkeit  in  Ansehung  der  von  den  Bundes- 
angehörigen unter  einander  oder  mit  Fremden  abgeschlossenen  Rechts- 
geschäfte (7);  5)  Ausstellung  von  Zeugnissen  über  amtliche  Hand- 
langen und  Wahrnehmungen  mit  der  Beweiskraft  öffentlicher  Ur- 
kunden (8) ;  6)  Verlassenschaftsbehandlung  bezüglich  der  in  dem 
Amtsbezirk  eines  Consuls  verstorbenen  Bundesangehörigen  (9) ;  7)  Be- 
sorgung amtlicher  Zustellungen  auf  Ersuchen  der  Behörden  eines 
Bundesstaates  (10) ;  8)  Abhörung  von  Zeugen  und  Abnahme  von  Eiden 
kraft  besonderer  durch  den  Reichskanzler  zu  ertheilender  Ermäch- 
tigung (u) ;  9)  volle  Gerichtsbarkeit  in  den  Ländern,  wo  ihnen  durch 
Herkommen  oder  Staatsverträge  deren  Ausübung  gestattet  ist  (12) ; 
10)  Ausstellung  und  Visirung  von  Pässen  (13);  11)  Gewährung  von 
Mitteln  zur  Milderung  augenblicklicher  Noth  oder  zur  Rückkehr  in 
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die  Heimath  an  hülfsbedürftige  Bundesangehörige  (u);  12)  Unter- 
stützung d  er  Schiffe  der  Reichskriegsmarine  und  deren  Besatzung  (tt); 
13)  Mitwirkung  zur  Wiederhabhaftwerdung  desertirter  Mannschaf- 
ten (l6) ;  14)  TTeberwachung  der  wegen  Führung  der  Reichsflagge  be- 
stehenden Vorschriften  (17);  15)  Entgegennahme  der  Meldungen  der 
Schiffsführer  und  Berichterstattung  an  den  Reichskanzler  wegen 
Unterlassung  dieser  Meldung  (,8);  16)  Vornahme  des  Musterungs- 
gesch&ftes  für  die  Schiffe  der  Bundes-Handelsmarine  im  Hafen  ihrer 
Residenz  und  Ausübung  der  Polizeigewalt  über  dieselben  (l9);  17) 
Vornahme  der  Verklarungen,  der  Bergungs-  und  Rettungsmassregeln  in 
Fallen  grosser  Havarie  auf  Antrag  des  Schiffers  (*°).  Das  geaammte 
deutsche  Consulatswesen  steht  verfassungsmässig  unter  der  directen 
Aufsicht  der  Reichsgewalt  f 2l) ;  sie  haben  von  dem  Reichskanzler  ab 
ihrem  Vorgesetzten  Weisungen  zu  empfangen  und  an  ihn  zu  berich- 
ten. Insbesondere  haben  sie  diesem  nach  dem  Schlüsse  jedes  Jahres 
einen  Generalbericht  über  ihre  gesammte  Amtstätigkeit,  sowie  über 
den  Gang  des  Handels  in  ihrem  Amtsbezirke  während  des  abge- 
laufenen Jahres  vom  Standpunkte  der  deutschen  HandelsinteresBen 
einzusenden.  In  besonderen  das  Interesse  eines  einzelnen  Bundes- 
staates oder  einzelner  Bundesangehöriger  betreffenden  Geschäftssa- 
chen unterstehen  sie  der  Regierung  des  betreffenden  Bundesstaates  (**). 
Sie  werden  auf  die  Beobachtung  ihrer  Amtspflichten  vereidigt;  ohne 
Genehmigung  der  Reichsgewalt  dürfen  sie  weder  Consulate  fremder 
Mäohte  bekleiden,  noch  Geschenke  oder  Orden  von  fremden  Regier- 
ungen annehmen  (23).  Wenn  sie  sich  ohne  Urlaub  von  ihrem  Amte 
entfernt  halten,  werden  sie  so  angesehen,  als  ob  sie  die  Enthebung 
von  ihrem  Amte  nachgesucht  hätten;  sie  können  jedoch  mit  Ge- 
nehmigung des  Reichskanzlers  in  ihrem  Amtsbezirke  consularisehe 
Privatbevollmächtigte  (Consularagenten)  bestellen,  denen  aber  die 
selbständige  Ausübung  der  den  Consuln  gesetzlich  beigelegten  Rechte 
nicht  zusteht  (24).  Für  die  Amtshandlungen  der  Consuln  werden  Ge- 
bühren erhoben,  deren  Betrag  gesetzlich  festgestellt  ist(26).  Der 
Beginn  der  consularischen  Amtstätigkeit  in  einem  fremden  Staate 
ist  durch  die  vorherige  Erlangung  der  Genehmigung  (Exequatur,  Plaoet) 
Seitens  der  dortigen  Regierung  bedingt,  welche  in  der  Regel  durch 
den  Reichskanzler  auf  diplomatischem  Wege  ausgewirkt  wird(**). 

(1)  Beichsverfassung  von  1871  art.  56.  Bandesgesetz  vom  8.  Nov. 
1867  nebst  allgemeiner  Dienstinstrnction  hiezu  vom  6.  Juni  1871  (in 
Hirths  Annalen  IV  p.  607  ff.)  Zollbttndniss  vom  8.  Juli  1867  art.  28. 
Oestreich,  Verordnung  vom  16.  Sept.  1851.  v.  Rönne,  Preusg.  Staats- 
recht 8.  Aufl.  II.  §.  482.  v.  St  üben  rauch  a.  a.  0.  II.  §.  532.  t. 
Mo  hl  Polizei  Wissenschaft  3.  Aufl.  II.  p.  405.  DO  hl,  Consulatswesen  des 
Nordd.  Bundes  1870.   J.  Piskar,  Oestreichs  Consularwesen,  Wien  1862. 


Cap.  7.    Der  Handel.    II.  Einrichtungen  für' den  Handelsbetrieb.     659 

L.  Neu  mann,  Handbueh  des  Consulatswesens  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung des  Ost  reichischen.  Wien  1854.  Oppenheim,  Pract.  Lehr- 
buch der  consulate  aller  Länder  Erl.  1854.  v.  Mo  hl,  Geschichte  und 
Literatur  der  Staatswissenschaften  Bd.  1  p.  408.  v.  Miltiz,  Manuel 
des  consuls  1887.  F.  Borel,  de  l'origine  et  des  fonctions  des  consuls 
1831.  F.  de  Oussy,  Dictionnaire  ou  manuel  lexique  du  diplomate  et 
du  consul  1846.  F.  de  Cussy,  Reglements  consuläires  des  principaux 
etats  maritimes  de  l'Europe  et  de  l'Amärique  1851. 

(2)  Bundesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  1.  Auch  haben  sie  die  Be- 
obachtung der  Staatsverträge  von  Seiten  fremder  Staaten  zu  überwachen 
und  überhaupt  die  Interessen  ihres  Landes  in  Bezug  auf  Handel,  Verkehr 
und  Schifffahrt  thunlichst  zu  schützen  und  zu  fördern.  Ihr  Beruf  er- 
streckt sich  nicht  blos  auf  diejenigen  Bundesangehörigen,  welche  sich  in 
ihrem  Amtsbezirk  aufhalten,  sondern  sie  sind  auch  allen  übrigen,  soweit 
es  sich  um  Wahrnehmung  ihrer  dortigen  Interessen  handelt,  zu  Rath  und 
Beistand  verpflichtet.  Commissionsbericht  bei  Koller,  Archiv  Bd.  1  p.  99. 

(3)  Bundesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  7.  9.  Die  Berufsconsuln 
müssen  die  zur  juristischen  Laufbahn  erforderliche  erste  Prüfung  bestan- 
den haben  und  ausserdem  mindestens  8  Jahre  im  innern  Dienste  oder  in 
der  Advocatur  sowie  ferner  2  Jahre  im  deutschen  Consulatsdienste  be- 
schäftigt gewesen  sein;  (diese  Qualificationserfordernisse sollen  jedoch  erst 
Tom  1.  Jan.  1878  an  zur  Anwendung  kommen.)  Sie  erhalten  Besol- 
dung, sowie  die  Reise-  und  Einrichtungskosten.  Nach  Verschiedenheit  des 
Ranges  und  der  Amtsbefugniss  werden  Oeneralconsuln,  Consuln  und  Vice- 
consuln  unterschieden.  Den  Oeneralconsuln  steht  die  Oberleitung  und 
Ueberwachung  der  zu  ihrem  Sprengel  gehörigen  Consulate  und  Vicecon- 
sulate  zu.     Die  Consuln  und  Viceconsuln   haben   im   Allgemeinen  gleiche 

-Amtsrechte  und  Pflichten;  bezüglich  ihrer  Anstellung  entscheidet  die 
grössere  oder  geringere  Wichtigkeit  ihrer  Residenz.  Motive  zu  §.  2  des 
Hundesgesetzes  vom  8.  Nov.  1867  bei  Koller,  Archiv  Bd.  1  p.  99. 

(4)  Bundesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  12.  Die  Wirkung  dieser 
Eintragung  besteht  in  der  Erhaltung  der  heimathlichen  Staatsangehörig- 
keit, auch  wenn  deren  Verlust  in  Folge  des  Aufenthalts  im  Auslande  ein- 
getreten sein  würde;  indessen  ist  die  vorgängige  Eintragung  in  die  Ma- 
trikel keine  Bedingung  des  vom  Consul  zu  gewährenden  Schutzes.  Die 
Eintragung  erfolgt  auf  die  Dauer  des  laufenden  Kalenderjahres,  ist  mit- 
bin jährlich  zu  erneuern.  Diejenigen,  welche  sich  blos  vorübergehend  im 
Consulatsbezirke  aufhalten,  sind  zur  Eintragung  nicht  geeignet.  S.  Dienst- 
instruction  zu  §.  12;  daselbst  auch  über  die  Fälle  der  Löschung  in  der 
Matrikel. 

(5)  Bundesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  18.  Hiezu  ist  eine  beson- 
dere Ermächtigung  des  Reichskanzlers  auf  Orund  des  Gesetzes  vom  4. 
Mai  1870  erforderlich,  s.  oben  §.31  Anm.  7.  Durch  den  Erlass  des 
letztgenannten  Gesetzes  ist  die  frühere  Bestimmung,  dass  diese  Thätig- 
keit  der  Consuln  nach  Vorschrift  der  Landesgesetze  zu  üben  sei,  hinweg- 
gefallen. 

(6)  Bundesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  14.  Durch  diese  Legalisation 
soll  die  Aechtheit  der  Unterschrift  des  Ausstellers  verbürgt  werden. 

(7)  Buudesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  16.  17.  Die  von  den  Con- 
suln hierüber  aufgenommenen  und  mit  ihrer  Unterschrift  und  ihrem  Sie- 
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gel  versehenen  Urkunden  haben  die  Eigenschaft  der  innerhalb  der  ein- 
zelnen Bundesstaaten  aufgenommenen  Notariats-  (Öffentlichen)  Urkunden, 
es  sind  daher  die  desfallsigen  gesetzlichen  Bestimmungen  genau  zu  be- 
obachten. S.  Motive  und  Commissionsbericht  bei  Koller,  Archiv  Bd.  1 
p.  105.     Dienstinstruction  von  1871  zu  §.  16  und  17. 

(8)  Bundesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  15.  S.  auch  H.G.B.  art-  686. 

(9)  Bundesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  18.  Hieher  gebort  insbeson- 
dere auch  die  gehörige  Inventur  und  Auslieferung  des  Nachlasses' 

(10)  Bundesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  19.  Die  Zustellung,  welche 
durch  das  schriftliche  Zeugniss  des  Consuls  nachgewiesen  wird,  kann  nicht 
blos  an  Nationale,  sondern  an  jeden  Bewohner  des  Gonsulatsbezirkes  be- 
wirkt werden. 

(u)  Bundesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  20.  37.  Die  von  den  hiesn 
ermächtigten  Consuln  aufgenommenen  Verhandlungen  stehen  denen  der 
zuständigen  inländischen  Behörden  gleich.  Die  Bestimmung  darüber,  ob 
von  einem  Consul  im  einzelnen  Fall  eine  gerichtliche  Handlang  der  ge- 
dachten Art  verlangt  werden  soll,  muss  in  der  Regel  von  der  Landesbe- 
hörde selbst  getroffen  werden,  vor  welcher  die  Sache  anhängig  ist. 

(12)  Bundesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  21—24.    Der  Consnlarge- 
*  richtsbarkeit,  die  eine  specielle  Uebertragung  unter  Anweisung  eines  Ju- 

rißdictionsbezirkes  voraussetzt,  sind  alle  in  diesem  Bezirk  wohnenden  oder 
sich  aufhaltenden  Bundesangehörigen  und  Schutzgenossen  unterworfen, 
in  Betreff  der  politischen  Verbrechen  und  Vergeben  jedoch  nur,  wenn 
diese  nicht  innerhalb  des  Bundes  oder  in  Bezug  auf  denselben  verübt 
sind.  Ausserdem  sind  die  Consuln  auch  bei  Rechtsstreitigkeiten  von  Bun- 
desangehörigen unter  sich  oder  mit  Fremden  zur  Vermittlung  von  Ver- 
gleichen oder  zur  Uebernahme  des  Schiedsrichteramts  nach  Massgabe  der 
Ortsgesetze  berufen.  Für  die  Ausübung  der  Consulargerichtsbarkeit  ist 
das  Preuss.  Gesetz  vom  29.  Juni  1865  (s.  dasselbe  bei  Koller,  Archiv 
Bd.  1  p.  115)  massgebend.  Hinsichtlich  der  Mitwirkung  der  Consuln 
beim  Verkauf  eines  Schiffes  durch  den  Schiffer  und  bei  Eingehung  von 
Bodmereigeschäften,  sowie  in  Betreff  der  einstweiligen  Entscheidung  von 
Streitigkeiten  zwischen  Schiffer  und  Mannschaft  s.  H.G.B.  art.  499.  537. 
547.  686;  hinsichtlich  der  Ertheilung  von  interimistischen  SchiffscerÜfi- 
caten  s.  das  Bundesgesetz  vom  15.  Oct.  1867  §.  16  (oben  §.415)  H.G.B. 
art.  434. 

(13)  Bundesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  25,  in  Verbindung  mit  dem 
Passgesetze  vom  12.  Oct.  1867  (oben  §.  55).  Hioher  gehört  auch  die 
Befugniss  zur  Ausstellung  von  Auslandspässen,  d.  h.  für  Reisen  im  Aus- 
lande, soferne  diese  nach  den  •Gesetzen  des  betreffenden  Staates  zulässig 
ist.    S.  die  Verhandlungen  bei  Koller,  Archiv  Bd.  1  p.  19« 

(14)  Bundesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  26.  Primär  sollen  jedoch 
Hüifsbedürftige  nach  dem  Grundsatze  der  Reciprocität  an  die  Unterstütz- 
ung des  Auslandes  verwiesen  werden.  Vgl.  oben  8*  63  Anm.  11  und  §. 
418  Anm.  9. 

(15)  Bundesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  27/29.  Zum  Schute  der 
von  ihnen  dienstlich  zu  vertretenden  Interessen,  insbesondere  zum  Trans« 
port  von  Verbrechern  und  von  hülfsbedürftigen  Personen,  haben  die  Con- 
suln den  Beistand  der  Befehlshaber  der  Kriegsschiffe  in  Anspruch  zu  nehmen. 

C16)  Bundesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  28. 
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(17)  Bundesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  80.    S.  oben  §.  415. 

(18)  Bundesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  81;  oben  §.  416. 

(19)  Bundesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  82—34.  Die  Voraussetz- 
ung, dass  letztere  den  Consuln  nur  in  Abwesenheit  eines  Schiffes  der 
Kriegsmarine  zustehe  (Französ.  Ordonnance  vom  29.  Oct.  1833),  ist  hie- 
bet nicht  massgebend.    Koller,  Archiv  Bd.  1  p.  113. 

(?°)  Hieher  gehört  auch  die  Einsetzung  eiues  neuen  Schiffers  an  Stelle 
eines  verstorbenen  oder  untauglich  gewordenen  auf  Antrag  der  Betheilig- 
ten.    Bundesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  35.  36. 

(21)  Reichsverfassung  art.  56.  Die  deutschen  Consuln  werden  vom 
Kaiser  ernannt,  die  bestehenden  Landesconsulate  sollen  aufgehoben  wer- 
den, sobald  die  Organisation  der  Beichsconsulate  erfolgt  ist. 

(22)  Bandesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  3.  Ueber  den  näheren  In- 
halt der  Gonsulatsberichte  s.  die  Dienstinstruction  von  1871  zu  §.  3. 

(23)  Bundesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  4.  5. 

(24)  Bundesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  6.  11.  Vgl.  die  Motive  bei 
Koller,  Archiv  Bd.  1  p.  101.  Den  Gonsularagenten  können  daher  nur 
solche  Geschäfte  übertragen  werden,  welche  keine  obrigkeitliche  Autori- 
tät voraussetzen;  doch  erhalten  sie  einen  Antheil  an  den  Gebühren  und 
die  den  Consuln  zukommenden  Privilegien  und  Immunitäten  stehen  zum 
Theil  auch  den  Consularagenten  zu.  S.  den  Consularvertrag  mit  Italien 
vom  21.  Dec.  1868  art.  8. 

(25)  Bundesgesetz  vom  8.  Nov.  1867  §.  38.  S.  das  betreffende 
Reichsgesetz  vom  1.  Juli  1872  an  Stelle  des  provisorischen  Gebührentarifs 
vom  15.  März  1868. 

(26)  Dienstinstruction  von  1871  zu  §.  1.  Die  näheren  Bestimmun- 
gen Über  die  Zulassung  der  Consuln  in  fremden  Staaten  und  die  ihnen 
zustehenden  Amtsbefugnisse  und  Freiheiten  (Exterritorialität)  sind  in  den 
Grundsätzen  des  Völkerrechts  und  in  den  Staats  vertragen  enthalten.  S. 
die  Consularverträge  mit  Italien  vom  21.  Dec.  1868;  mit  Spanien  vom 
22.  Febr.  1870;  mit  den  Niederlanden  vom  16.  Juni  1856  nebst  Decla- 
ration  vom  11.  Jan.  1872;  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  vom 
11.  Dec.  1871;  den  Handelsvertrag  mit  Portugal  vom  2.  März  1872. 
Oppenheim,  System  des  Völkerrechts  1866  cap.  10  §.  8.  9. 

§.    512. 

Handelsverträge  haben  zum  Zweck ,  den  Erwerbsbetrieb ,  ins- 
besondere den  Handel  und  Verkehr  der  Staatsangehörigen  in  frem- 
den Staatsgebieten  gegenseitig  zn  regeln,  denselben  den  erforder- 
lichen rechtlichen  und  polizeilichen  Schutz  zu  gewähren  und  die 
Rechte  und  Pflichten  der  hiefür  bestimmten  Behörden  (Consulate) 
festzustellen,  in  weiterer  Ausdehnung  aber  eine  internationale  Rechts- 
gemeinschaft des  socialen  Culturlebens  überhaupt  herbeizuführen  (l). 
Der  Inhalt  der  Handelsverträge  wird  bestimmt  durch  die  Grundsätze 
der  zwischen  den  Staaten  zur  Geltung  gekommenen  Handels-  und 
Culturpolitik.    In  der  älteren  Zeit,  insbesondere  in  der  mercantilisti- 
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sehen  Periode,  herrechte  die  Annahme, 
einen  Theil  auf  Kosten  des  anderen  Gei 
demgemäsB  das  Bestreben,  die  Fremden 
im  eigenen  Staate  möglichst  ausznschliea 
verfolgten  daher  den  Zweck,  für  die  eige 
sondere  Ausnahmen  von  diesem  System  z 
beu  Handelsberechtigungen  und  Begünstig 
zum  Nachtheil  anderer  Staaten  zu  erwer 
und  monopolistische  Tendenz  der  internatio: 
in  neuerer  Zeit  zufolge  richtigerer  Ansicht! 
und  die  beiderseitigen  V ortheile  des  Hand 
drängt,  so  dass  in  den  neueren  Handelt 
auch  zwischen  den  Staaten  das  Princip  & 
freiheit  und  der  gegenseitigen  Gleichheit 
ung  gelangte,  wobei  jedoch  noch  das  Prim 
der  Industrie  gegen  übermächtige  fremde 
fortschreitender  Abschwächung ,  beobacht 
Entwicklung  muss  auch  hier  zufolge  d< 
vollkommene  Freiheit  des  internationalen 
zeichnet  werden.  Im  deutschen  Reiche  ist 
delsverträgen  die  Zustimmung  des  Bundes 
ung  des  Reichstages  erforderlich  (').  And 
ungsmittel  des  Handels,  so  namentlich  1 
mien  und  Monopolien  durch  den  Staat; 
licher  privilegirter  Handelsgesellschaften  t 
flohen  Handel ;  3)  der  Erwerb  von  Colonii 
ung  und  Ausbeutung  zum  wirthschaftlicl 
landea  sind  den  modernen  Zuständen  d 
aß. 


(>)  v.  Renne,  Preoss.  Staatsrecht  3.  Aufl.  II.  §.  574.  Stein, 
Handbach  der  Verwal  tun  gel  ehre  p.  370.  v.  Stubenrauch  a.  a.  0.  II. 
§.  532.  San,  Lehrbuch  II.  §.  303—305.  Im  wetteren  Sinne  gehören 
Meter  auch  die  neueren  Staats  vertrage  über  die  gleiehmassige  Einricht- 
ung und  Verwaltung  der  R rwerbsa na t alten  (Münz-,  Post-,  Eisenbahn-, 
Telegraphen  vertrage  etc.),  über  den  gegenseitigen  Schutz  des  Urheber- 
rechts, über  internationale  Freizügigkeit,  Über  die  gegenseitige  Gewährung 
des  Rechtsschutzes  für  die  Unterthanen  etc.  „  Vgl.  oben  §.  2. 

O  S.  die  alteren  Vertrage  bis  1740  bei  Mably,  Droit  publ.  de 
l'Europe  Bd.  2  1761.  v.  Steck,  Handels-  nnd  Schifffahrtsv  ertrage  1782. 
Hiebei  suchte  ein  Contrahent  den  anderen  selbst  möglichst  zn  überlisten 
and  durch  Anwendung  politischer  Machtmittel  gefügig  zn  machen.  Ein 
berühmtes  Beispiel  dieser  Art  war  der  sog.  Methnen  -  Vertrag  zwischen 
England  und  Portugal  vom  27.  Oct.  1703.  Ran,  Lehrbuch  IL  §.  305. 
A.  Smith,  Wealth  of  nations  IV.  6.  Namentlich  suchte  man  den  He- 
tallabflnss  in  andere  Lander  zu  verhüten.    Vgl.  neuerdings  v.  Kampti, 
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Die  Handels-  und  Schiiffahrtsverträge  des  Zollvereins  1845.  Kl  über, 
Oeffentliches  Recht  §.  412c.  v.  Rönne  a.  a.  0.  IL  §.  574.  Oben  §.418 
Anm.  1.  §.  503  Anm.  8. 

(3)  Insoferne  ist  zwischen  Handelsfreiheit,  als  Gegensatz  zur  exclu- 
aiven  und  antisocialen  Handelspolitik,  und  Freihandel,  als  Gegensatz  zum 
Schutzsystem,  zu  unterscheiden;  die  erstere  wird  durch  letzteres  an  sich 
nicht  ausgeschlossen,  sie  führt  jedoch  mit  Notwendigkeit  auf  den  Freihandel 
hin.  Stein.,  Handbuch  p.  370  ff.  Bau,  Lehrbuch  II.  §.'  205.  294  ff.  Der 
frühere  Streit  über  Schutzsystem  und  Freihandel  ist  insoferne  rein  theo- 
retischer Natur,  als  die  geschichtliche  Thatsache  des  Schutzsystems  un- 
lftngbar  besteht  und  durch  abstracto  R&sonnements  vom  idealen  Stand- 
punkte aus  nicht  beseitigt  wird.  Ebenso  gewiss  ist,  dass  das  Schutzsystem 
nur  ein  Uebergangsstadium  zwischen  Prohibition  und  Freihandel  sein 
kann,  was,  wie  für  die  übrigen  civilisirten  Nationen,  so  auch  besonders 
für  Deutschland  durch  die  Geschichte  des  Zollvereins  und  dessen  hohen 
EinflusB  auf  den  deutschen  Nationalreichthum  bestätigt  wird. 

(4)  Beichsverfassung  von  1871  art.  4.  11. 

(6)  A.  Smith,  Wealth  of  nations  Buch  IV.  Bau,  Lehrbuch  II. 
§.  276  ff.  299  ff.  S.  insbesondere  über  die  grossen  Handelscompagnien 
des  vorigen  Jahrhunderts  ibid.  §.  279.  Nicht  zu  den  Prämien  sind  Bück- 
zölle und  Steuervergütungen  für  ausgeführte  Waaren  zu  rechnen,  sie  kön- 
nen jedoch  nur  als  Ausnahmen  in  Betracht  kommen. 
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Die  Zahlen  verweisen  auf  die  Seiten  und  Anmerkungen.  —  Die  mit  *  bezeichneten  Zahlen 
verweisen  auf  den  I. ,  die  nicht  bezeichneten  auf  den  II.  Band. 

Aerzte  19  ff. ;  Prüfungen  derselben  20  (3) 

A.  21  (4).  18.  (6);    eidliche  Verpflichtung 

22  (11);    Verschweigen   geheimer  Ge- 

Abalard,  Peter,  in  Paris  112  (4).  brechen  24;    für    gewisse   Kategorien 

Abbildungen,  wissenschaftliche  542*.  von  Krankheiten  als  Armen-,  Qefang- 

Abdecker  526.  niss-t  Militär-  etc.  Aerzte  s,  <L  61. 

Abdeckereiberechtigung  411*.  Agenten  269(1);  für  Versicherungen  489; 

Abendschulen  108.  auf  Börsen  650. 

Abgeordnete    der  Polizei  bei  Versamm-  Agenturen  für  Auswanderer  150*. 

lungen  193  (11)*.  Agenturgeschäft  634  (3). 

Abhängigkeitsverhältnisse,  sociale  73*.  Aichmeister  269  (1).  323  (2). 

Ablösung  von  Reallasten  875*.  Aichpfahl  523*. 

Ablösungscassen  388*.  Aichscheine  824  (6). 

Abmeierung  357*.  Aichungsämter  322. 

Abschreiben,  eines  Buches  etc.  535*.  AichungBinspectionen  322. 

Absolutorium  auf  Gymnasien  129.  145(8);  Akademien  115.   161.   163  (8).    169  (4); 

Realgymnasien  155.  für  Kunst  226;  Wissenschaften  216. 

Abtritte,  deren  Anlegung  betr.241(4)*.  446*.  Alcoholometer  320. 

Accordarbeit  295  (3).  Algebra  als  Unterrichtsgegenstand  152. 

Ackerbau  503.  Alignement  445  u.  446*. 

Ackernahrung  als  Bedingung  des  Stimm-  Allod  344  (2)*. 

rechts  in  Landgemeinden  282*.  Allodificationen  413*. 

Ackerrecht  504.  Alluvionen  511*.  517*.                                     ' 

Actiengesellschaften     als     Corporationen  Almende  326*. 

241*.  Alveus  derelictus  511*. 

Actionärc  370.  Alumnate  127  (5).  146  (1). 

Actor  (sive  syndicus)  bei  Jurist.  Pers.  201*.  Amanuenses  238  (8). 

Adelsverleihung  90*.  Amtsfolge  (Gerichtsfolge)  354*. 

Adjacenten  514*.  Amtsarzt  61. 

Administrativübertretungen  33*.  Amtspersonen   geistliche,    ihre   Stellung 

Adressen  und  Petitionen  von  Vereinen  1 92*;  1 08*. 

Gemeinden  270*.  Amtsverschwiegenheit  der  Advocaten  264; 

Adscriptio  glebae  370*.  der  Aerzte  24;  der  Notare  245. 

Advocatenliste  257;  -kammern  266.  Anfragebureau  268. 

Advocatur  233.  254  ff.;  Begriff  und  Aus-  Anmassung  eines  fremden  Namens  81*;  von 

Übung  255.  265 ;  Erlöschen  260;  Rechte  Orden,  Titeln,  Ehrenzeichen  90*. 

und    Pflichten  261.    264;    corporative  Annuitäten  387*. 

Verfassung  265  ff.  Anstalten  ärztliche  45  ff. ;  Bade-  Brunnen- 

Aechtes  Eigenthum  318*.  Trink-  Wasser-  Augenheil-  gymnasti- 

Aerar,  städtisches  289*.  sehe  und  orthopädische  Anstalten  59; 


fär    Unterricht  66;    wissenschaftliche 
21$  ff.;  für  den  Kunstuntemcht  226. 

Annus  directorins  112*. 

Anschlagzettel  178*. 

Anschüttungen  und  Anspülungen  511*. 

Anstalten  ab  Jurist  Pers.  2Ü2*. 

Anstellung  der  Geistlichen  247*;  der  Ge- 
rne indebeamten  273*. 

Anwaltschaft,  Begriff  255. 

Anwalts  vereine  266. 

Anwaltszwang  2Ö2  (3). 

Anweisungen  346  (2).  347. 

Anwenderecht  440*. 

Ameigepflicht  bei  Versammlungen  und 
Vereinen  191*.  195  (4)*. 

Apotheker,  Taxe  betr.  612. 

Apothekerwesen  15  (4).  602. 

Appoints  241*.  362. 

Approbation  der  Aerzte  19.  202;  Heb- 
ammen 37;  Wondarate  32.  33.  34; 
Krankendiener  48;  Notare  237  (4). 
239  13);  Advoeateu  259(5);  Thierarzte 
525;  Apotheker  602. 

Aprisio  324  (4,*. 

Aqua  proflnens  505*.  514*. 

Aquaeductus  513*. 

Arbeit  als  Productionsfactor  293;  gegen- 
über dem  Besitz  297  ff.  501. 

Arbeiten  produetive  6  (8),  7  (1). 

Arbeiter  jugendliche  630  (2). 

— -  ländliche,  deren  sociale  Stellung  im 
M.  A.  336  (3)*. 

Arbeite  rassociation  als  Ezpropriations- 
zweck  464  (2)*. 

Arbeiterconsom  vereine  195*. 

Arbeitslohn  300. 

Arbeitsordnungen  624. 

Arbeitstheilung  294.  300;  Begriff  und 
Bedeutung  296  (7). 

Arbeitanngleicbheit  305. 

Arbeitszeit  fär  Gesinde  277.  280  (4). 

Area  communis  bei  jur.  Pers.  201*.  214*. 
221*. 

Archive  217;  fBr  Notariate  241. 

Armendirectionen  105*. 

Armen  Unterstützung,  Grundsätze  162*. 

Armen  verbände  158*. 

Armenwesen  47*.  152  ff.*  211*. 

Arrha  274. 

ArrogatJon  271  (2). 

Arrondirung  von  Grundstücken  555*. 
556  £«•-*, 

As,  römisches  331  (5), 

Assessor  perpetnus  213  (7). 

.  Assisteuzräthe  in  Preussen  257  (5). 

Athenäen  147  (2).   148  (5). 

Auctionatoren  268. 

Auditorien  auf  l'nivürn.  Auswahl  ders.  180, 

Aufbereitung,  Begriff  580  (2). 
.  Aufenthalt  138  ff.*  143."  148*.   154*. 


Aufenthaltskarten 
Auffahrten  457*. 
Aufführung,  offen tl 
Werken  543  (7) 

Aufgebot  bei  Ehe 

Namensandcran 

Anfgebotnv  erfahre  i 

560  (9). 
Auflage  vergriffen 
Auflösung  von  Vei 
Aufnahme  in  Gymi 

—  von  Itundesanf 
Aufschlage  in  Gei 
Aufsicht  öffentlicl 

266 ;  Aerzte  61 ; 

Anfsichtsrath  bei 

Aufaichtsrecht  des 

41*;  Ober  die  1 

Armen  wesen  16 

299* ;  über  den 

Aufzüge,  öffentlicl 

Au  gc  nh  eil  anstalte  [ 

Augenheilkunde  2 

Ausländer  als  Stu 

—  in  Bezug  auf 
lassang  145*. 

Ansnilrker  259.  \ 
AuBschuas  bei  Gei 
Austritt  ans  Gym: 
Auswanderung  14' 
A  us  w  anderungs-  U  i 
Auszeichnungen,  c 
Autonomie  17*. 
Autor  638  ff.* 
Autorisation  147  i 

—  durch  Kaiser  i 
Autorrecht  582*. 
Avulsionen  511*.  . 


Baccalaureus  93  ( 
Backer  (Brodtaxe 
Backofenzwang  41 
Badeanstalten  59 
Badeh&naer  508*. 
Bader  32. 
Bahnpolizei  457. 
Balcons  445*. 
Banken,   Zweck    i 
englische  Theori 
liehe  355. 
Bank -Statuten,  • 
losung,  -Privileg 
und  Liquidatioi 
fassung  und  -T 
347.   362   (1); 
367  (6);  -direct 
368;  -gebeünnii 
-Actionare  370; 


Staatsaufsicht  Ober  B.  871;  die  ba; 

riscbe  in  Nürnberg  356  (1). 
Bann  361*. 
.    Bann m ei lo arecht  407*. 
Bannrechte  866  (1)*.  409», 
Bauakademie  166  (6). 
Baubehörden  444*. 
Bandienst  166  (8). 
Bauer,  Begriff  828  (5)», 
Bauerlehen  847*. 
Bauernkonige  268  (1). 
BauerachaftSTorsteher  284*. 
Baukunst  225. 
Baulinie  445. 
BauniBtöcke  467*. 

Baupfl^clltd.3taates,k^TcMicheeto.443l'2), 
Banpolizei  443  (li*.  444*. 
Baupolizei  Vorschriften  445*. 
Baurecbt  442  ff* 
Bauten,  Eintheilung  444*;  d.Anforderaagc 

Aeathetik  entspr.  449  (18)*;   an  öffent 

Gewissere  608*. 
Bauwesen  161. 

Bcaiutetipersonal  einer  Ullivers.  207  (1). 
Bedemnnd  119*.  371*. 
Bedemundsrecht  des  Leibherrn  338*. 
Bedürfnisse,  allgemeine  und  ihre  Befrit 

dignng  46*. 
Beeden  354*. 
Beerdigung  Andersgläubiger    auf  einen 

Friedhofe  110  ^6)*;  mittelloser  Personei 

164   4)*. 
Beglaubigung  des  Personenstandes  85*. 
Behörden,  akademische  192. 
Belegen      von     Vorlesungen     189;      vo 

Zeugnissen  193  (4;. 
Belehnimg  (Investitur)  348*. 
Beneflciert  348*. 
Bergarbeiter  685  ff. 
Bergbau  161.  566  ff. 
—  446   i,3,*   [ist  privilegirt  zur  Eiprc 

priation], 
Bergbaubetrieb  677  ff. 
Bergbaulehre  289  (4). 
Bergbaurecht  497  ff.*,  Erwerb  und  Verlus 

556;  Verleihungeurkunde  566  (6). 
Bergfach  156  (6)  u.  (8). 
Berggut  501*. 
Bergpolizei  und  -Behörden  588. 


BergwerkBeigenthumi;  Begriff  601*. 

—.Inhalt  desselben  567.  569. 

Berichtigungen  durch  die  Presse  181*. 

Bereeteinflseherei  653. 

Beruf,  Begriff  und  Unterschied  vom  Er 
werb  3.  6(9).  9.  288ff.;  arztlicher  17 
dessen  Zweige  20  {1 ) ;  hÄualicher  270  ff. 
Zweck  und  Gegenstand  287. 
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Bürgerrecht  in  einer  Gemeinde  259*;   in 

Landgemeinden  282*. 
Bürgerschulen  79;  höhere  153. 
Bftrgersteige  (Trottoirs)  453* 
Bürgervermögen  einer  Gemeinde,  fFheilung 

desselben  394*. 
Bundesgebiet  nach  der  Beichsverfassung 

131  (4*. 
Bundesindigenat  129*.  130*. 
Bureaus  statistische^  (6)*.  217. 
Burgdienste  354*. 
Börsen  177  (3  . 

C. 

Cabotage  416. 
Cafes  chantants  etc.  232  (9). 
Cameralrecht,  Begriff  IX*. 
Cameralwissenschaft  62  (1)*.  289  (4). 
Canfile  508*   513*. 

—  als  Wasserstrassen  409.  418. 
Canalschiflfahrt  418  ff. 
Cancellarii  238  (8). 
Canzlist  einer  Univers.  207  (1). 
Capital  288  (1).  294.298;  Begriff  303  (2). 
Caroossels  232  (10). 
Cassenscheine  351. 

Castellan  einer  Universität  207  (1). 
Causa  continua  bei  jnr.  Pers.  203*. 

—  perpetoa  (bei  jur.  Pers.)  203*. 
Cantion  der  Notare  240(5);  Zeitongs-  181. 
Censnr,   als  Gegensatz  zur  Pressfreiheit 

170*;  kirchliche,  weltliche  172*;  Con- 
eesaionssystem,  beider  Presse  172*.  174*. 

—  der  Kunst  228. 
Central-Bankinstitut  in  Berlin  385. 
Centralisation  38*. 

Certificat  rar  Eanffarteischiffe  421. 

Charite*  zu  Berlin  44. 

Checs  347. 

Chemie  289  (4). 

Chemiker  187  (5). 

Cbüfem  (als  Waarenzeichen)  566*. 

Chirurgie  20  (1).  82  (8). 

Cisternen  513*. 

Civilehe  123*.  126*. 

Civilisation  3  ff. 

_  2*.  4*;  verschied.  Deflnit.  5  (2)*. 

Civilrecht  20  ff.* 

Civilstand  84*. 

Classenlehrer  123. 

Classensystem  auf  Gymnasien  122. 

Classenunterschiede  24*. 

Codicille,  Errichtung  derselben  242. 

Coexistenz  als  Princip  des  Privatrechts  20*. 

Cognitores  der  Körner  256  (2). 

Collegien  auf  Universitäten  179. 

Coüegiensystem  beim  Unterricht  123  (2). 

Colloquinm  198  (4).  201  (S). 

Colonat  315*. 

Commassation  von  Grundstücken  455*. 


Commissär  als  Bankaufseher  871. 

Commission,  die  historische  in  Bayern 
218  (2). 

Gommissionsbureau  268. 

Commissionsgeschäfte ,  durch  Notare  be- 
trieben 239;  überhaupt  634  (3). 

Communalgericht8barkeit  365*. 

Communalsteuer  296  (10)*. 

Communio,  bei  Corporationen  222*. 

Competenz  der  Verwaltungsbehörden  39*. 

Compositionen  musikalische  542*. 

Concession  bei  Gewerben  602. 

Concessionsgeld  407*. 

Concüium  generale  =  grosser  Senat  208. 

Ooncubinat  117*. 

Concurrenzbahnen  438  (1). 

Confessionen,  die  christlichen  246*. 

Conflrmation  des  Staats  202*.  21 1*.  214  (2)*. 
225  (4)*.  422  (10)*. 

Congregationen  195*. 

Congrua  als  steuerfrei  296  (10)*. 

Consenserklärung  der  Brautleute  124*. 

Consoiidation  von  Grundstücken  455*. 
456  (lj*. 

Consulate,  Begriff  und  Eintheilung  657. 
659  (3). 

Consularagenten  658. 

Consulargerichtsbarkeit  660  (12). 

Consuln,  Amtsrechte  und  Pflichten  657. 

Consumtion  288.  501  (4). 

Contractus  censitici  376  (1)*. 

Convertirung  bei  Stiftungen  220  (4)*. 

Convicte  177  (3). 

Corporationen  205* ;  Begriff  221  ff.* ;  im 
Unterschied  von  Vereinen  224*;  öffent- 
liche und  private  224* ;  ihr  Wesen  226*; 
Entstehung  und  Endigung  227*.  236*; 
Privatcorporationen  229*;  öffentliche 
Corpor.  245*. 

Corporationsrechte,  Verleihung  derselben 
196  (10y*. 

CorporationsvermÖgen  236*. 

Correspondenz  289  (4). 

Credit  343  ff. 

Creditanstalten  295  (6).  372;  Aufgabe 
derselben  373;  Geschäftskreis  374; 
Rechtsform  376. 

Creditscheine  374. 380;  Amortisation  der- 
selben 383  (9). 

Creditvereine,  Begriff  377 ;  Wesen  877  (1) ; 
reale  =  landschaftliche,  Begriff  879; 
—  Verwaltung  880;  industrielle,  Ver- 
fassung   derselben    384;    —  Verwal- 

-  tung  derselben  886. 
Creditversicherung  495. 
Cretini8mus  54  (6). 
Criminalrecht  80  ff.* 
Cultnr,  sociale  3  ff. 

—  und  Freiheit  271  (3). 
Culturentwickelung  10*.  51*. 


j 
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Culturorgane  (Vereine  etc.)  44*. 
Culturthätigkeit  11*.  287. 
Culturverbesserung    516;     Erleichterung 

durch  Zusammenlegen  v.  Grundstücken 

460  (1)*. 
Curatelwaldungen  587. 
Curatoren  für  Universitäten  214  n.  215. 
Gurtes  820*. 


Dammbauten  525*.  527*. 

Damme  an  öffentl.  Gewässern  508*. 

Darapfkesselanlage  607.  446*. 

Dampfschiffe  418  (4). 

Darlehen  295  (3i.  482*,  433*. 

Darleihen  353  (2). 

Decan  einer  Facult&t  204. 

Deichbauten  525*.  527*. 

Deichbehörden  527*.  530*. 

Deichgenossenschaften  527*. 

Deichpflicht  527*. 

Deichrecht  524  ff.* 

Denkmäler  450*. 

Denomination  206  (14).  211. 

Depeschen  480. 

Depositen,  gerichtliche  etc.  356;  bei  Banken 
359  (2). 

Deputationen  von  Versammlungen  192*; 
der  Magistrate  276*. 

Deservit  der  Advocaten  262. 

Desinfection  bei  ansteckenden  Erankh.  27. 

Deutschkatholiken  106  (3)*. 

Devalvirung  von  Münzen  343  (9). 

Devastation  544. 

Dichtkunst  225. 

Dienstbarkeiten,  gewerbliche  406*. 

Dienstleistungen,  rechtliche  268. 

Dienstleute  484. 

Dienstmiethevertrag  274. 

Dienstpersonal  der  Universitäten  207. 

Dienstprüfung  der  Lehrer  85. 

Dienstzwang  339*. 

Dimission  und  Exclusion  als  Strafen 
128  (14).  192. 

Dignität  93*. 

Disciplinarverfahren  gegen  Gymnasial- 
lehrer 135. 

Disciplinarvergehen  der  Studircnden  192. 

Discontiren  von  Wechseln  353  i2). 

Disconto  387. 

Dismembration  421  ^4)*. 

Dispensiren  der  Zahnärzte  33. 

Districts  Vorsteher  278*. 

Docenten  an  Universitäten  170  (5).  174. 
179.  189.  195  ff. 

Docks  645. 

Doctores  69  <3). 

Doctorrock  der  Univers. -Professoren  197. 

Doctortitel  12  3).  19.  70  (10).  130.  148. 
197.  200. 204. 257 ;  für  Veterinäre  527  (6). 


Doctorwftrdd  90.  92. 
Domänen  290  (4). 
Domanialbauern  858*. 
Domanialsteuern  392*. 
Doinanium  853*. 
Dominium  eminens  355*. 
Domschulen  112  t4). 
Dotation  von  Gymnasien  141. 
Drehladen  (toura)  57  t2>. 
Dritteldeckung  der  Banknoten  862. 
Droits  civils  129*. 
Drucksachen,  Vorschriften  ftr  dkxlfl 

177*. 
Druckschriften  542*. 
Duelle  unter  Studirenden  192. 
Dupliren  bei  Vorlesungen  180. 
Durchweg  bei  Grundstücken  458*. 


Echtwort  320*. 

Effectenhandel  auf  Börsen  648  3. 

Egoismus  289    2>. 

Ehehaften  412  ( 1  *. 

Ehelosigkeit  118  (3). 

Ehescheidung  271  i2). 

Eheschliessung  21*.  71  '4*.  74  **:■ 
regierenden  Häusern  87*.  11*'?|J 
Wirkungen  116  ff.*;  Freiheit  boip 
derselben  118*;  nach  demTrakri* 
125*;  im  Auslande  121*.  127*. 

Ehetrennung  290  (7). 

Ehren  und  Würden,  Verleihn*  * 
öffentl.  88*. 

Ehrenwortsbruch  unter  StadirenfaÄ 

Ehrenbürgerrecht  95*. 

Eidesabnahme  242. 

Eigenthum  287.  302. 

Eigenthum  und  Besitz  im  social«  &** 
recht  305*.  315*.  317*.  480*;  an  W 
und  Boden  314  ff.*;  volles,  frws j* 
423*.  424  <1  *;  bewegliches  .0* 
426  ff* ;  sociale  Verpflichtung«  » 
selben  436*.  # 

Eingehung  der  Ehe,  Normen  Wfftrl^j 

Einjährig  -  Freiwillige  als  Sta&* 
187  16). 

Einquartierung  423*. 

Einzugsgeld  142*.  321*. 

Eisenbahn,  Begriff  431  ff.;  Em'cW«ffJ 
Verwaltung  431.  439;  Bau-««* 
triebsgenehmigung  durch  ^J\? 
434;  -concession  und  ihre  Wnknp 
434.  437.  444;  -Verwaltung  4»  *J 
deren  Haftpflicht  441 ;  -tarif  440.401* 
447.  450;  -weBen  im  Deutschet  W* 
446;  -verbände  447  ff.  ;betri^ö«* 
452  ff;  -polizei  457  ff.;  -.  *™* 
derselben  458 ;  -vergehen  460. 

Elementarschulen,  besonders  107  * 


;    Verpflegung»-  p 

(6). 

nde  für  dieselbe  Fabrikarbeiter  620. 

;Iben  474*.  Fabriken,  ihre  Anlage  445*. 

)*.  463*.  Fabrikscholen  108. 

fahren     in    den-   Fabrikzeichen  566*. 

Fachbild  ungaanatalten  115. 
^verbände  134*.   Fachschulen  höhere  160  ff.;   ] 
164;  gegenüber  den  Univen 

Fachsystem  beim  Unterricht  1 

Faeoltäten,  die  vier  an  Univen 
Begriff  2U2 ff.;  Mitgliedacha 
irative    Stellung       fa8BUng204ff.;  anderweitige 
172  (2). 

FacultatWe  Civilebe  126'. 
g   ans   socialist.   Fähren  483. 

Fahrzeuge  411. 

Familie,  Begriff  nnd  Familionlu 
loben  361*.  Familienfidciconiisao  in  Bezug 

n)  214*.  cntlastung  423  (11)*. 

Familien-echt  289  (1). 
'erletzong    des-   Famnlus  an  Universitäten  207 
ändo    desselben   Fangeisen  bei  der  Jagdaustibui 

Fälschung  von  Warenzeichen 
Wesen     653*.   Fechtunterricht  222  il). 

Feiertage  106*.  109*.  111  (6)' 
;er)  558.  560*.     Feiertagsschnlen  108. 
Mo  261;  —Ad-   Feingehalt  der  edlen  Metalle,  i< 

3erof  3.  288  ff.  j   Feldbansysteme  504.  507  (10). 
;  gegenüber  der  Felder  320*. 

Feldfrevel  509  dO).  514  (8). 
jor.  Pers.  206*.  Feldgemeinschaft  821*. 
f   ff.;    -Ordnung  Feldgeschwurne  425  (4)*. 
äordnnng    287;   Feldmäuse  nnd  FeHtauben  60S 
{derselben  502;  Feldmesser  268.  £12  (14). 
zelnen   499   ff.;   Feldpolizei  5Ü4.  507;     Gegena 
300;  -gemein-       selben  610. 
.nstalten  öffent-  Feldtanben  609  (10). 
Principien  499;  Feldwege  451*.  458*. 

Felonie  344*. 
J)  u.  (8).  Fenster,  deren  Anlegnng  440. 

Ferien   für  Volksschulen  87.  8 
riehtnng     ders.       Gymnasien  136  ■  '/>. 

Featnngen  450  i3,*. 
n  101*.  Feada  oblata  emptitia  in  Bezi 

lösung  418*. 

Feudastra  347*. 

Feneragefahr  bei  Gebäuden  44 

Feuerstellen,  deren  Anlegung 
eraitftten  195.      Feuerversicherungen  491. 
nd     Bcdentnng   Feuerwerker  232  1 10). 

Fides  public»  243  (4). 
*.  Fieranten  643. 

Jen  468*.  469*.  Finanzprocnratoren  234  (St. 
rignung.  Firma  bei  Genossenschaften  23( 

werbliehe  Zeichen  566*. 
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Fische  480* 

Fischereifrevel  495*. 

Fischereirecht  896*.  490  f.*  492*. 

Fischerei  650  ff.;  -Ordnung  552. 

Fischfang  490*.  492*;  Ausübung  desselben 
495*.  516*. 

Fiscus  als  juristische  Person  202*. 

Fixirung  von  Grundlasten  872*. 

Flaggen  421. 

Flösserei  520*. 

Flöaserpfad  521*. 
"Fluren  457*. 

Flurwächter  512. 

Flurzwang  455*.  456  (1)*. 

Flussbett,  verlassenes  511*. 

Flusscorrectionen  508*.  525*. 

Flüsse  als  Wasserstrassen  409. 

Flusßgerichte  416. 

Flussgrenze  517  (3)*. 

Flussreinigung  519*. 

Flussschiffrahrt  411. 

Flusszölle  412. 

Fohlenweiden  520. 

Foenus  432*.  438*. 

Forensen  259*. 

Forenses  238  (8). 

Formen,  gewerbliche  564*. 

Formenschutz  auf  dem  Gebiet  der  Kunst 
228. 

Forschung,  wissenschaftliche  169  (2).  174. 

Forstbehörden  538;  -berechtigungen  542; 
-lehranstalt  156  <6);  polizei  544;  -Über- 
tretungen 549;  -Verwaltung  535;  -wirth- 
schaft  161;  — ,  Begriff  und  Umfang 
535;  —Systeme  583  (1). 

Fortbildungsschulen  108. 

Frachtfahrer  484. 

Frage,  die  sociale  13  (6)*. 

Frauenspersonen  in  Bezug  auf  Versamm- 
lungen und  Vereine  191*.  194*. 

Freie  Städte  262*. 

Freiheit  die  menschliche,  Begriff  13*.  77*; 
die  sociale  2*.  5*.  11*.  42*.  47*.  71*;  des 
Eigenthums  47* ;  die  persönliche,  Prin- 
cip  derselben  72*.  76  (2)*. 

—  (durch  Bildung)  65.  71. 

—  und  Becht  233  (2). 
Freilehen  345  (6;*. 
Freistift  882*. 
Freizügigkeit  139*. 
Fremdenbücher  142  [ß)*. 
Fremdenführer  484. 
Frohnden  833*. 
Frohnhof  327*. 
Frohnländereien  327*. 
Früchteverkauf  auf  dem  Halme  506  (9). 
Fundation  des  Credits  345. 
Fusswege  464  (5;*. 


G. 


Gartenkunst  226  (L\. 
Gartenrecht  504.  453*. 
Gärten  457*. 

—  botanische  und  zoologische  217. 
Gasmesser  320. 

Gastwirthe  (Preise  ihrer  Speisen  und  Ge- 
tränke betr.)  612. 

Gastwirthschaft  602. 

Gebaranstalten  56. 

Gebrauchszwecke,  welche  zur  Expropria- 
tion berechtigen  465*. 

Geburtshülfe  20  vl). 

Gedankenfreiheit  172  (5)*. 

Gehaltsbezüge  der  Volksschullehrer  92; 
der  Gymnasiallehrer  138 ;  der  Universi- 
tätslehrer 197. 

Geisteserzeugnisse  532*. 

Geistesobjecte  532*. 

Geistesproducte,  Wesen  derselben.  541*. 

Geistliche  in  ihren  Amtshandlungen  108*. 

Geistliche  Sachen  108*.  246*. 

—  Erkenntnisse  110*. 

Geld,  Begriff  325  ff. ;  in  Form  der  Münze 
829. 

Geldschuld  ist  Quantitatgschuld  3S& 
850  (7). 

Geldwerth  428*. 

Geldwirthschaft  gegenüber  der  Natural- 
wirthschaft  299. 

Gelehrte  im  Gegensatz  zu  Lehrern  69  (Z\ 

Geleite  auf  Wegen  406  (2). 

Gemeinde  als  Jurist.  Person  206*;  als 
Corporation  225  (8)*.  251*. 

Gemeinde-Abgaben  294*.  295  (2;* ;  Ange- 
hörigkeit 258*;  Aufgabe  257*;  Aus- 
gaben 294*;  Behörden  264*.  272*;  Be- 
standteile 257*;  Bürgerrecht  259*; 
Etat  298*;  Frohnen  297*;  Grenzstreitig^ 
keiten  257*;  Gründung  257*;  Hans- 
halt 289*;  Mitgliedschaft  258*;  Verbände 
287*.  325*;  Vermögen  289*.  300  «o)*; 
— ,  Th eilung  desselben  394*;  Versamm- 
lung 283*;  Verfassung  267  ff.*;  Vertre- 
tung 269*.  275* ;  Wesen,  dreifrches  Sy- 
stem 252*;  Wirkungskreis  264*. 

Gemeinheitstheilung  394*;  Begriff  396*; 
Ausführung  399*.  401*. 

Gemengewirthschaft  455*. 

Genehmigung,  richterliche,  im  Gegensatz 
zur  notariellen  Beglaubigung  242. 

Generalversammlung  bei  Genossenschaften 
232*. 

Genossenschaften  52*.  223  il;*.  295  3i*. 

—  eingetragene  231  (3;*.  240  -,2/. 

—  landwirtschaftliche  504. 

—  Unterschied  zwischen  Erwerbs-  und 
anderen  G.  231  (5)*. 
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Genossenschaften,  Aeusserung  Ihres  Wil-  Gewerbegehülfen  611  (8);  -kÄmmer,  Wil- 
lens 232*.  kungskreis  654;  — ,  Zusammensetzung 

—  Vorstand  derselben  284*.  665;  -verbände  614. 

—  Ansschnss  235*.  Gewerbsarbeiter  =  Gesellen  620 ff;  -ver- 

—  mit  unbeschränkter  Haftpflicht  238  ff  *  bände  620 ;  im  Verhältnis  zu  ihren  Mei- 
beschr.  Haftpfl.  241<  243*.  stern  623  u.  626. 

—  als  Gewerbsverbände  614.  Gewerbschulen  108;  höhere  154. 
Genossenschaftsbank  in  Berlin  885.  Gewerbsproducte,  Preis  und  Beschaffen- 
Genie  wissenschaftliches,  Begriff  173  (4).  heit  611. 

Geographie     als     Unterrichtsgegenstand  Gewerbzeichen  566*. 

120.  152.  Gewerkschaften  573;  -vereine  614. 

Geometer  459*  Gewicht  und  Mass  317  ff. 

&ta^6^Chte^^d  162'  SwS^                    18*. 

—  gutsherrliche  415*.'  Gleichberechtigung  aller  Beligionsparteien 

GeS?^^                                     226  Glocken  deichen  einer  öffentlichen  Be- 

G^^TJnU^A^en^^  120.  JSSSSS^l^ 

1DA  Gnadenbürger  262  (16>*. 

Gesellen-bruder8chaften  620.  Goldmünzen  gegenüber  Silberm,  388.  841. 

Gesellschaft,  offene  ;Commandit-;  Actien-  Goldwäsche  507*.  517  (3)*. 

295.  Gowhühner  354*. 

—  Bechtsbegriff  2*.  23*.  26*.  50*.  Gremien  636.  650. 

—  Unterschied  vom  Staat  7*.  10*.  Grenzensicherung  428*. 

—  als  juristische  Person  202.  Gruben,  die  nicht  consolidirt  werden  kön- 

—  verschiedene  Auffassungen  3  (1)*-,  nen  457*. 

—  registrirte  mit  beschränkter  Haftpflicht  Grubenfeld  beim  Bergbau  501*. 

244  (2;*.  Grund  und  Boden  als  Besitzgegenstand  298. 

Gesetze  17'.  r""»!^   *» 

Gesetzgebung  288.  r      ^  •     ^     \  •   j      t>*         qh. 

/x^,«(-,™„k„™.„-,™i„-.-™  ooi  ia\  ~   /ki  Grundeigenthtun  bei  den  Römern  814*: 

heitrfallen  280;  -mSkler  274;  -Verdinger  p  Festungen  450  (3)*;  als  Capital  436«. 

274; -Tertrag  273.  Grnndent^tung  364» ;  Ursachen  ^66  (4;*. 

'           ~?  463*;  Wirkungen  420  ff. 

Gesittung  8  ff.  Grundherrlichkeit  329.  872*. 

Gestüte  520.           •  Grundholden  827.  329*. 

Gesundheitsatteste,  Ausstellung  derselben  Grundlasten,  ihre  Fixirung  361*. 

™  Grundrechte  (Menschenrechte)  27*. 

Gesundbrunnen  51  (3).  Grundrente  (Bodenrente)  436*. 

Gevatterbriefe  90  (11).  Grundsteuerpatent  861*. 

Gewanne  457*.  Grundstücke,  die  keinem  Gemeinde  verband 

Gewässer,  öffentliche  507  ff.*  angehören  258(4;*.  »282  7)*;  Theilung 

—  geschlossene  518*.  derselben  421  (4/;     Zusammenlegung 
Gewerbdienstbarkeiten  406*.  454  ff.* 

Gewerbe,  Begriff  295  (4).  Gründung  von  Gymnasien  141. 

—  wncessionirte  602.  Gülten  333*. 
Gewerbeakademie  156  (6).  p«*ä.oqq  onc     v    tw      o*o 
Gewerbebe^fugniss,  Rechte  aus  derselben  ^Ä 

Gewerbebetrieb   17*;   überhaupt   591  ff.;  -verthell™g  30<>  (2). 

durch    Lehrer  90   (14);    localer  Cha-  Gutsabschwender  857*. 

racter  622;   rechtliche   Ordnung  593;  Gymnasiallehrer  132 ff. ;  —Pflichten  135; 

technische  Einrichtung  607/  —  Berechtigungen  137;  -Unterricht  125; 

Gewerbefreiheit  411;  597.  — >  Wesen  und  Zweck  139. 


tellnng  derselben  1! 
(2).  115.  116  (21.  1 
!5);  Gründung  nnd 

f.;   Konfessionelle  ni 


.  196  (4t.  200.  204 
langen,  besonder«  11 
(i  enossensehaften , 
*;  beschränkte  241' 
«it  der  Adrocaten 
Jtongen441.  450.4 
;  der  Postverwaltnn 

echt  440*. 
ivocuten  264  (2).  2< 
rkelir  161,  295  (4) 
tiicilnng  633. 
636;  Einrichtung« 
wi*,S14;  -geholfe» 
s  429*. 

644; -marine  410  ;-i 
i  derselben  651 ;  — 
1);  -reisende  638. 6f 
eck  und  Ziel  661  n 
indienste  297*. 
[arkgenosBenschaftei 
den  Lande  406*. 
;n  108. 
hftft  545  (2). 
5*. 
ai  Aerzten  23  (12). 


177.  Immatrikulation  185. 212 ;  Berechtigungen 
4)  u,  (7).  40;  -Unterricht  ans  den.  189;  der  Adrocaten  258;  der 
1.  Notare  237  (4).  239  (8). 

■pilichtung     zur   Anzeige  Immobiliarversicherung  491. 

Immunität  353  (12)*. 

Irnpfpflicht  29  (9).  272  (4). 

1*.  Indigenat  128  ff.*, 

der  Jagd  488*.  Individualitat  80*. 

I.  47;  besondere  59,  Individo&litätssYsteni  291  (10 1. 

i  i5).  Industrieschulen  108. 

desselben  17.  18  (8).  Inedita  548  1 18)*, 

'.  36  (6).  Inforestation  547  (9). 

öffentlicher  60.  Informatoren  218. 

'.  36  (6).  Inhaberpapiere  346  (2) 

ren  Anfangen  17;    innere  Inhalt,  strafbarer  bei  Schriften  54-4  i,I2j*. 

fO  (1).  Injuria  gegen  Autoren  540  ill)*. 

poaitionelle  18  (7j.     ,  Innovation  (einer  Stiftung)  219*. 


«sstsf? 


Register. 


«73 


Innungen  225  (3)*.  595  (2).  614;  Endig- 
ung 616;  Neugründung  619. 

Innungsrecht  139~  (1)*. 

Inseln  in  öffentL  Gewässern  511*.  517*. 

Inserationsverpflichtung  181*. 

Inspectoren  =  Hausverwalter  277. 

Instanzenzug  der  Verwaltung  39*. 

Institute,  akademische  183  (3). 

Instructionen,  Begriff  18*. 

Instructoren  218. 

Instrumenta  et  libelli  der  röm.  Tabellio- 
nes  338  (8). 

Intercession  der  Ehefrau  242.  245  (5). 

Interimsscheine  241*. 

Interimswirthschaft  331*. 

Internate  auf  Gymnasien  128  (14).  146  (1) ; 
auf  Universitäten  177  (8). 

Inventuren  242  (2). 

Investitur  843*. 

Irrenanstalten  51. 

Irrsinn  50. 

Israeliten,  Schulbesuch  am  Sonnabend 
128  (11). 

Jagd,  lärmende,  an  Festtagen  verboten 

490  (4)*. 
—  und  Fischerei  550  ff. 
Jagdfrevel  484*. 
Jagdfrohnen  483*.  484*. 
Jagdgäste  488  (9)*.  489  (1)*. 
Jagdhoheit  483*. 
Jagdkarte  (Jagdpass)  488*. 
Jagdrecht  482  ff.*;  Begriff  551  (2). 
Jahrmärkte,  Besuch  derselben  642. 
Jesuitenschulen  133  (1). 
Judices  chartularii  238  (8). 
Jurisdictio  voluntaria  237  (8). 
Jus  statuendi  210. 

K. 

Kammerbauern  353*. 

Kammern,  landesfurstliche353*;  Anwalts- 

266;    Notariats-   253;    Börsen-    647; 

Handels-  und  Gewerbe-  654. 
Kandidaten   des  höheren  Lehramts  132; 

der  Theologie  159. 
Kanne  (Liter)  318. 
Kanzleien,  Ordens-  90*. 
Kanzler  212. 
Kastenmasse  320. 
Katechetischer  Unterricht  75. 
Kathenleute  505  (6). 
Kauffahrteischiffe  41Ö.  421. 
Kaufhandel  633. 

Kaufmännische  Oorporationen  636. 
Kaufpreis  429*.  308.  612. 
Kaufwerth,  gemeiner,  als  Entschädigungs- 

object  bei  Expropriationen  471*;  beim 

Transport  455. 
Kehrbezirke  (für  Schornsteinfeger)  601. 

Roesler,  Verwaltangirecbt  i  S. 


Kellerwohnungen  449*. 
Kinder,  Erziehungsrecht  101*;  deren  Re- 
ligionsbestimmung   101*;  Verwendung 

auf  der  Bühne  230. 
Kinderballete  231  (7). 
Kindergärten  =  Kinderschulen  108. 
Kirche,  Begriff  29*;  Freiheit  der  -  29*. 

99*.  246. 
Kirchenamt  247.  108*. 
Kirchenangelegenheiten,  innere  248*. 
Kirchenbücher  84*. 
Kirchengesellschaften  103*.  246*. 
Kirchengewalt  in   ihrer  Einwirkung  auf 

Grundbesitzverhältnisae  348*. 
Kirchengut  210*;   Verwaltung  desselben, 

247*. 
Kirchenrecht  28*. 
Kirchenstrafen  110*. 
Kirchenverwaltungen  247*. 
Kirchenwege  405. 
Kirchenzucht  110*. 
Kirchliche  Stiftungen  211*. 
Kirchliche  Trauung  122*. 
Kleinkinderbewahranstalten  108. 
Klöster,  deren  Errichtung  222. 
Klosterschulen  112  (4). 
Knabenschule  78. 
Knappschaftsvereine  586. 
Kohlenlager  457*.  558  (5). 
Korn  als  Feingehalt  329.  338. 
Körpermasse  318. 
Kost-  und  Wohnungsgeber  271. 
Kosten  für  Volksschulen  100. 
Krahnenmeister  269  (1). 
Krankenanstalten  48.  50  (7). 
Krankendiener  42  ff.;  -Ordnung  43. 
Krankenpflege  17;  159  (3)*.  211*. 
Krankheiten,    ansteckende,    Behandlung 

ders.  26. 

bei  Thieren  522. 

Krankheitsfälle  beim  Gesinde  280. 

Krebsen,  unbefugtes  496  (6)*. 

Kreisackerbauschulen  110  (9). 

Kreisstrassen  399. 

Kriegsfuhren  354*. 

Krippen  108. 

Kritik,  literarische  89*. 

Kronsyndici  234  (5). 

Kündbarkeit  des  Capitals  432  (1)*.  434*. 

Kündigungsfrist  beim  Verlassen  d.  Dienstes 

276.  278  (6). 
Kunst  44* ;  Begriff  und  Einteilung  223. 

225;  Zweck  und  Grundlage  224. 
Kunstanstalten  226.  229. 
KunBtauffuhrung  229  ff. 
Kunstcensur  228. 
Kunstgewerbe  223. 
Kunstgewerbeschulen  163. 
Kunstmittel,  Form   und  Stoff,  deren  sie 

sich  bedient  225. 
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Kunstreiterei  282  (10). 
Kunstunterricht  und  -bildung  226. 
Kunstwerke  542*. 

Künstlerberuf  65.  226 ff.;  practiscbe  Aus- 
übung 228. 
Kunstschulen  116  (1). 
Kunststrassen,  deren  Benützung  405. 
Kuppelei  272  (7). 

Kurkosten  in  ärztlichen  Anstalten  49. 
Küsterdienst  88. 
Knie  573. 

Lagerbucb  für  das  Gemeindevermögen  292*. 

Laissez -faire  10*; ,  laissez  passer 

295(6);  307(5);  311;  354(3);  397(3); 
593  (9). 

Landbau  503. 

Landbote  483. 

Landesherrschaft  351*;  353  (7)*. 

Landespolizei  54*.  354  ff.* 

Landfolge  354*. 

Landgemeinden  im  Gegensatz  zu  Stadt- 
gemeinden 256  (7)*.  268*.  280*;  deren 
Verfassung  280*.  282*. 

Landsassiatus  129  (3)*.  146  (3)*. 

Landschaften  =  Kealcreditvereine  379. 

Landstrassen  398. 

Landstreicher  143*.  155  (8)*.  168*. 

Landungsplätze  412. 

Landwirtschaft  161.  503 ff.;  Begriff  und 
Zweige  503;  Bewässerungseinrichtungen 
etc.  517 ;  Förderung  ihres  Betriebes  515. 

Landwirtschaftliche  Vereine  529. 

Landwirthschaftsschulen  110    9\ 

Lassgüter  (Lassstellen)  832*.  373  (2)*. 

Lateinschulen  113  (4.  115.  124(5).  140  fi. 

Laudemium  329*.  338*. 

Lebensversicherungen,  Begriff  und  Arten 
496  ff. 

Lectionsverzeichnisse  179. 

Leggepflichtigkeit  der  Wolle-  und  Seide- 
waaren 613  (1)*. 

Legirung  bei  Münzen  329. 

Legitimationskarte  der  Studirenden  188(8). 

Lehen,  verschiedene  Arten  344*.  347*. 

Lehensherrschaft  343*. 

Lehenssachen  242. 

Lehensverband  418*. 

Lehmgruben  457*. 

Lehrberuf  65.  69. 

Lehrer,  Eintheilung  imAlterthum  69(3); 
an  Volksschulen  84  ff.;  an  Gymnasien 
144;  als  Gemeindeschreiber  88;  -con- 
ferenzen  105.  139;  in  Gymnasien  144; 
-gehalt  92. 

Lehrfreiheit  88  (1). 

Lehrgegenstfinde  74. 78;  in  Gymnasien  120. 

Lehrlinge  627. 

—  in  Beziehung  auf  Vereine  194*. 


Lehrmethode  87. 

Lehrplan  78.  87;   in  Gymnasien  124  (8). 

Lehrstundenmaiimum  für  Professoren 
136  (2). 

Lehrverfassung  an  Universitäten  202. 

Lehrvertrag  628  (1)  \l  (7). 

•Leibeigene  298. 

Leibeigenschaft  72*.  139*.  327*.  338*. 
361*.  370  fit*;  Freilassungen  aus  der- 
selben 871  (5)#. 

Leibrecht  332*. 

Leichenbegängnisse  191*. 

Leichenbeschau  30  (17). 

Leichter  422. 

Leihhäuser  392  (11). 

Leinpfad  453*.  467  (5)*.  511*. 

Leiterrecht  440*. 

Lernfreiheit  der  Studirenden  176. 183. 18a 

Leuchttürme  428. 

Libelli  et  instrumenta  der  röm.  Tabellio- 
nes  238  (8). 

Licentia  docendi  112  (4). 

Licentiatengrad  200. 

Licentiatus  93  (1)*. 

Literarii  magistri  69  (3). 

Literati  69  (3). 

Literatores  69  (3). 

Literatur  als  Unterrichtsgegenstand  120. 

Livree  280  (2). 

Localisirung  von  Vereinen  189*. 

Localordnungen  18*.  255*. 

Localstatuten,  deren  Grenzen  255*. 

Location  in  Gymnasien  123  (3). 

Locomotivfuhrer  442  (10). 

Lohn  für  Gesinde  279;  für  Arbeiter  305. 

Lohnkutscher  483. 

Lohnschriftsteüerei  547  (5). 

Lootsenzwang  412. 

Lucida  intervalla  245  (3). 

Ludi  magistri  69  (3). 

Luthermäntel  derUnivers.-Profes8oren  197. 

Luxus  291  (9). 

Lyceum  115.  147  (2). 

Lytrum  370*. 


Mac  Adamisches  System  bei  Wegebauien 

401  (5). 
Mädchenschulen  78. 
Magister  artium  93  (1)*. 
Magistrat  269  ff.*  272*.  275*. 
Magistri  literarii  ludi  69  (3). 
Makler,  Eintheilung  652  (4). 
Malerei  225. 
Maljahre  322  (4)*. 
Manchesterthum   289  (2).   292.    297  (1). 


501  (3). 
Manie  50, 
Mansi  320*. 
Mannscripte  542*. 
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Marionettenspieler  232  (10).  Mühlen  506*.  523  ff.41 

Mark,  gemeine  319*.  322*.  Mühlenzwang  410*. 

Marken,  freie  und  unfreie  819  (1)*;    als  Münze,  Wesen  derselben  335. 

gewerbliche  Zeichen  566*.  Münzenbestimmnng  328  (6);  fremdlänii- 

Markenrecht  563  ff.*  sehe- 333  (3). 

Märkerdinge  319*.  Münzconvention  332;  -gewicht  320.  338; 

Markgenossenschaften  140  (3)*.  318  ff.*;  -Ordnung  329;  -prägung329;  -Systeme, 

Aufnahme  in  dieselben  321(8}*;  Ueber-  verschiedene  333.  334. 

gang  in  Landgemeinden  325  .  Museen  217. 

Markgerichtsbarkeit  365*.  Musik  als  Unterrichtsgegenstand  120. 161. 

Marknutzung  324  (1)*.  325*.  222  (1). 

Markscheider  268.  Muster  564*. 

Marktordnung  642.  Musterschutz  auf  dem  Gebiet  der  Kunst 

Markverband  325*.  228. 

Martini-Marktpreise  382*.  383  (2)*.  Mutatio  nominis  83  ff.* 

Mass  und  Gewicht  317  ff.;  Grundlage  des-  Muthen  (Bergbau)  501.* 

selben  318;  verschiedene  Arten  320.  Muthung  562 

Materialismus  169  (3).  Mutteranstalten  für  Diaconissen  44  (5). 

Mathematik     als     Unterrichtsgegenstand  Mutterschule  74  (11). 

120.  151  (4).  152. 

Mathematiker  187  (5).  M. 
Matrikel,  die  kleine  185.  187  (5). 

Mechanik  J61.  Nachbarreoht  439  ff* 

Medaillen  88*.  96*.  Nachbarwege  451*. 

Medicaster  =  Quacksalber  19  (8).  Nachdruck  536*.  540  (8)*.  549*. 

Medicin  20  (1).  Nachdrucksprivilegium  538*. 

Medicinalcollegien  61;  -gewicht  320.  Nahrung,  städtische  2-~>6  (5)*. 

Meer  als  Wasserstrasse  409.  Nahrungsgeld  407*. 

Meinungsäusserung  167*.  Name  und  Stand  80  ff.* 

Meistbeerbten  282*.  Namenschutz  (Firmenschutz)  567*. 

Mennoniten  108  (3)*.  Nationalökonomie  als  Hülfsmittel  für  das 

Mensch  (Begriff)  22* ;  der,  als  Gegenstand  Verwaltungsrecht  61*. 

aller  Wissenschaft  171.  Naturalisation  134*. 

Menschenrechte  (Grundrechte)  27*.  Naturalwirtschaft  gegenüber  der  Geld- 

Mercantilsystem  291  (10).  wirthschaft  299. 

Mess-  und  Wageanstalten  820.  Naturgesetz  13*.  22*. 

Messen  für  den  Handelsbetrieb  642.  Naturkunde     als     Unterrichtsgegenstand 

Messnerdienst  88.  120.  151  (4).  152. 

Metalle  498*.  499  (2)*.  Naturrecht  5  (2);  (Hugo  Grotius)  54*. 

Metrisches  System  318.  Neidbauten  440". 

Miethe,  allgemeiner  Begriff  295  (3).  Nennwerth  des  Geldes  337  (3). 

Miethgeld  275  (8).  Nexum  432  (1)*. 

Militärpersonen    in  Beziehung  auf  Ver-  Nichtmärker  321  (5)*. 

Sammlungen  und  Vereine  191*.  194*.  Niederlagen,  die  verschiedenen  bei  Haupt- 
Mimik  mit  Tanz  225.  zollamtern  zur  Beförderung  des  Han- 
Mineralbrunnen  514  (3)*.  dels  645. 
Mineralien  480*;  Eintheilung  beim  Berg-  Niederlassung  140*. 

bau  558  (5).  Normal-Aichungs-Commission  323.        , 

Mineraliengewinnung  497*.  Notare  236  (1)  und  (3).   239;    Aufsicht 

Mineralogie  152.  über  dieselben  253;    Strafen  für  die- 

Missive  205.  selben  253  (3);    Verpflichtungen   der- 

Mistgruben  (Anlegung  derselben)  441  (3)*.  selben  244  ff. ;  Wirkungskreis  derselben 

446*.  241. 
Mitgliederverzeichniss  bei  Genossenschaf-  Notariat  233.  235;    Ausübung  desselben 

ten  239*.  238.  244 ;  Erwerb  und  Verlust  235.  240. 
Mobiliarcredit  273  (1);   -Versicherungen  Notariatsacte,  gesetzwidrig  vorgenommen 

494.  244  (9) ;  -archive  241 ;  -gebühren-  und 

Modelle  564*.  -verläge  %2bl ;    liste  238;  -siegel  245 

Moratorien  463*.  25(VJ  -Urkunden,  deren  Gültigkeit  245  (1)' 

Mortuarium  389*.  *1*4«  (7);  -zeugen  247. 
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[uota  litis  263  (7). 
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ite  104  (5,*. 
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'.  341. 


(0*.  141*. 

.  558;  Zeitdauer  559*. 

mter  4 IS*. 

miern  353*. 

^richtsbarkeit  415*.  417*. 

*s  bei  Gymnasien  142.  144. 

25  .8). 
Universitäten  207  (1). 
riebwerken)  523*. 
J3.  138. 


Physik    als    Unterricht«  gegenständ    120. 

152.  289  {4). 
Physiakratisches  System  291  (10). 
Pia  causa  bei  Stiftungen  all*. 
Placet  fflr  Coasnln  658. 
Placetnm  regiam  247*. 
Plaggcnhieb  396*.  402*. 
Plakate  178*. 
PlaU's  Staatsidee  4  (2). 
Police  bei  Versiehe  rangen  494, 
Polizei  55  ff*  59*;adminiatratJTe  2ätit3'. 
Polizeiaufsicht  des  Staats  aber  Gen  '   ' 

299  (4)*. 
Polizeihoheit  366*;  -gew&H  415: 

Begriff  IX*;    -regiment   56";   - 

tbcorien  57*;    -strafen  31*;    -re 

33*i  -Terordnnngen  18*. 
Potytechnicwm  162  (2: 
Porto  471;  Portofreiheiten  472  (1 
Post,   die   (kaiserl.   dentseue   Reic, 

461  ff. 
Puatbeförderun gsgegen  stände  HM 
Postdebit.  Begriff  466  (5). 
Postdicostvorschrifteu  475. 
Puste  restante-Sendangen  470  (2) 
Postfach  156  <8'. 
Postgebühren    für   Beförd.    Ton    P 

düngen  470. 
Poatvorreehte  473. 
Potestas  jimcurandi  424  (1)*. 
Prägung  iMänzen)  327. 
Prämien  versiehe  rang  486. 
PrSparandenschnlen  165  (4). 
PrSvarieatio  265  (31. 
Praxis.  Arztliche,  deren  Freigabe 
Precarien  ( Kirchenlehen)  348*. 
Predigten  542*. 
Preis,  Begriff  und  Grösse  308. 
Preisbildung  (Freiheit  derselben.!   • 
—  —  Preisbestimmung  501  (41. 
Preisfragen  auf  Universitäten  184.  U 
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Presse  167  ff.*  Realgymnasien  153. 

Presscautionen     175*.    181*;      -gewerbe  Realienlehrer  133. 

178  (1;*;  -erzeognisse ,  Feilbieten  der-  Realismus,  gegenüber  dem  Humanismus 
selben,  strafbare  182*;  -Freiheit  47*  113  (6).  121  (3)  u,  (6);  Gleichstellung 
167  ff.*;  -vergehen  170  ff.*  mit  dem  Humanismus  152  (1). 

Privatdocenten  195.  200.  Realschulen,  niedere  108.  113(6).  116(2); 

Privatflüsse  5U*.  516*.  höhere  149;  Unterricht  155. 

Privatgelehrte  195.  Rechnen  als  Lehrgegenstand  152. 

Privatgewässer  506  (4)*.  513  ff*  Recht,  Begriff  232;  seine  Natur  14  (1)*; 

Privatrecht,  Begriff  und  Inhalt  20*.  der  Bannmeile  407* ;  sociales  13*.  20*. 

Privatunterricht  125.  218  ff.  27*.  305 ff.*;  staatsbürgerliches  =  po- 

Privatverhältnisse  als  Gegenstand  der  litisches;  bürgerliches  =  sociales 
Presse  168*;  in  Versammlungen   und      78  (5)*.- 

Vereinen  188*.  Rechtsberuf  232  ff;  Einteilung  232. 

Privatverkehrsmittel,  Begriff  483.  Rechtsbruch  31*. 

Privatwaldungen,  Bewirthsohaftung  539.  Rechtseinheit,  sociale  3*.  6*. 
Privatwege  451*.  452*.  Rechtserzeugung  8*.  15*. 

Privilegien  18*;  der  Studirenden  190  il).  Rechtsfähigkeit  im  AUgem.  2* ;  in  socialer 
192;  zum  Schutz  der  Urheberrechte  70*;  in  kirchlicher  Hinsicht  99*;  der 
540  (12)*.  Fremden  128*   146*. 

Proce8sionen  110*.  191*.  Rechtsgemeinschaft,  sociale  3*.  6*. 

Procuratur,  Begriff  255.  Rechtsgleichheit  72*;  aller  Religionspar- 

Ptoducte,  geistige,  Wesen  u.  Arten  541*.      teien  113*. 
Production  293  ff  300;  Einthcilung  dors.  Rechtsquellen  15*.  18*. 

502;  Zweige,  verschiedene  295.  Rechtsschutz       für       Geisteserzeugnisse 

Productivität   d$r  Arbeit   6   (8>.   7  (1).       537  (9)*;  für  Erfindungen  553*   555*. 
295  •  4  > ;    der   Erwcrbsthätigkeit   296.  Rechtsverhältnisse  bei  einer  Gemeinschaft 
304  A)  u,  (5).  309;  Herstellung  einer       76  (1;*;  bei  Stiftungen  215*. 
Gleichheit  ders.  314  (R  Recognitionsurkunden  248  (4). 

Professores  69(3);  „Professor"  135  (10;.  Rectoren  von  Gymnasien  138;  von  Uni- 

195;  Einthcilung,  Pflichten  und  Rechte       versitätcn  208.  209  (6).   211; , 

196  ff.  Geschäftskreis  212. 

Programme  von  Anstalten  124  (3).  Redacteur  181*. 

Progymnasien  146.  Redefreiheit  172  (5)*. 

Prokanzler  213  (8).  Reformen  in  Beziehung  auf  Grundbesitz- 

Promessen  241*.  Verhältnisse  361*. 

Prorector  213  (1).  Regal  480*. 

Protocolle  über  Rechtsgesch.  (durch  No-  Regierungsverordnungen  18*. 

tare  ausgestellt)  241.  Reglements  18*. 

Pseudolehen  847*.  Regulativverordnungen  18*. 

Psychiatrie  20  (1).  Reichsbtirgerrecht  129*. 

Publicitat  von  Vereinen  189*.  Reichsindigenat  130*. 

Reitunterricht  222  (1). 
O  Relegation  als  Strafe  für  Studirende  194 1 9  . 

Religion  29*.  44*.  48*.  97  ff*  245*;  beim 
Quacksalber  19  (8).  Unterricht  70  (12).   73  (5).   83  (10)  u. 

'      Quadrivium  112  (4).  (11).  85  (3).  87;   gegenüber  der  Wis- 

Quartierwirthe,      deren      Anzeigepflicht       senschaft  (169  (3). 
87  (12)*.  Religionsbekem.tniss  100*. 

'     Quästor  der  Universitäten  207  (1).  Religionsgesellschaften  103*.  245* ;  Staats- 

aufsicht über  diess.  109* 
B  Religionsübung  105*. 

i  #  Religionsunterricht  80  7).  87.  88(2).  97. 

Rädlesrecht  beim  Pflügen  441  (9)*.  99  (12).    103  (1).   106  (1);  Ertheüung 

<-'  Rangordnung  90*.  betr.  120.  127  (8),  133;  für  Lehrlinge 

S    Rauchhühner  und  -gänse  364*.  136  (3).  143.  144.  623. 

Raupenveitilgung  509  (10).  Religionswechsel  100*;  242. 

1?    Rayons  von  Festungen;   Einwirkung   auf  Religiöse    Versammlungen    und   Verein« 
irf*      das  Grundeigentum  540  (3)*.  105*.  195*. 

>i  '  Realcreditvereine  379.  Ke medium  (bei  Münzen)  331  (7), 


y 
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Rente;300j  433  (9f.  473  (13)*. 
Rentenbanken  388*. 
Rentenbriefe  388*. 
Repertorioni  der  Notare  250. 
Repetenten  an  Univerei  täten  195. 
Kflpetiren  einer  Classe  130  (2). 
.  Reportgeschäft  376  (2). 
Residence  im  Gegensatz  rar  Niede 

141*. 
RettnngBanstalten  108. 
Rbeder  421. 

Kheteres  68.  69  (3J.  112  (4). 
Richteramt  233. 
Rinderpest  522. 
Ringspiele  232  (10). 
Ritterakademien  146  (1). 
Ritterdienste  344*. 
Roboten  361*. 

Rodung  von  Waldungen  544. 
Rohstoffgewinnong  502. 
Rotutionssjstem  beim  Unterricht  123  {'£). 
Rückstau     von  Gewässern  516*. 
Rohgchalt  92. 


Salinenwescn  156  (8). 
Salzquellen  514  (3)*.       - 
Samminngen  za  «rissensch.  Zwecken  217. 
Sandabfuhr  (ans  Kl usa betten)  508*. 
Sandgruben  457*. 
Sanitits-Commissioneu   bei  ansteckenden 

Krankheiten  26 ;  -polizeiOl;  -weseu  14. 
Schadens  Versicherung  491 ;     verschiedene 

Zweige  dere.  495. 
Schäfereien  520. 
Schanzarbeit  354*. 
Schätzer  268. 

Schätzungen  (bei  Versicherungen)  493  (4). 
Schauspielgesellschaften  229. 
Scheidemünze  337  (8). 
Sehen  kwirthachaft  602. 
Scbichtmeister  577. 
Schiessbuden  232  (10). 
Schiffe,  Führung  und  Bedienung  423. 
Schifferpatent  412. 
Schifffahrt  161.  409.  417  (10). 
Schifffahrtabctrieb  410. 
Schifffahrtsrecht  416. 
Schiffsatteat  411. 
Schiffscapitaine  423. 
Schiffscertiflcate  421. 
Schiffsdisponent  421. 
Schiffsmannschaft  426. 
Schiffsregister  422  (4). 
Schlachthäuser  609  (3). 
Schlamprader  518  (10)*. 


Schrot  als  Gewicht  der  Münze  329.  338. 

Schulbehörde  105.  106  (1).  144. 

Schulbesuch,  Dauer,  tägliche  81. 

Schuldbriefe  373. 

Scbnldhaft  432*. 

Schuld  verschreibangen  346  (2). 

Schulen,  die  ersten  68;   Eintheilung  75; 

confessionelle  97.  93(7);  gelehrte  115. 

117  ff 
Schüler  in  Beziehung  auf  Versaroml naget 

191*;    in  Beziehung  auf  Vereine  194*. 
SchMeranzahl  125  (6). 
Schulgeld  92.  101  (5).  104  (12>  125- 
Schulinspectoren  105  ff. 
Schullehrerseminarien  165  (4). 
Schullocale  96. 

Schulpatronat  73  (8).  85.  144. 
Schulpfleger  104  (10). 
Schulpflicht  13  (7).  81. 
Schalpreise  124  (3). 
Schulprft  fangen  87. 
Schulreth  102.  144. 
Schulstrafen  128  (16). 
Schulvorband  96. 

Schul  Versammlungen  105.  107  (4). 
Schul  versiomnisse  83(5);  inGjrnn.  128(11) 
Schal verwalt an g  90.  96;  von  G ymn.  144. 
Schal  Visitationen  105. 
Scholvorstand  102.  144. 
Schulzeugnisse  124  (3). 
Schulzucht  144. 
Schärfen  659. 
Schutzgeld  407'. 
SchntzgenOBsenschaften  622. 
SchuUhörige  139  (1)*.  329*. 
Schutzverwandte  an  Universitäten  177. 
Schutzwaldungen  546  (3). 
Seh  wenn  nth  60. 
Schwimmunterricht  222  (1). 
Sdaverei  50*.  72. 
Scribae  publici  237  (4). 
Scnlptur  22ö. 

Secretir  an  Universitäten  207  (1). 
Sectionen  61. 
Seen,  öffentl.  Character  508  (1)*. 
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Seeschifffahrt  420;  Rechte  und  Verpflich- 
tungen 428. 
Seeversicherungen  495. 
Selbstdispensiren  vonAerzten  20.  28(12); 
von  Zahnärzten  38;  von  Veterin&rärzten 
526  (1).  528  (8). 

Selbstverwaltung  10*.  44*. 

Seminarien  146(1).  165(4).  177  (3).  188(2). 

Senat  einer  Universität  208;  dessen  Ge- 
schäftskreis 210. 

Senioren  einer  Facnlt&t  206  (9). 

Sensale  auf  Börsen  647.  649  (7).  650. 

Separation  von  Grundstücken  455*.  456(2)*. 

Servitus  necessaria  452*. 

Siechenanstalten  51. 

Siegelanlegang  und  -ahnahme  442  (2). 

Siegelmassigkeit  288  (8).  239  (1 . 

Siehlen  529  (1)*. 

Signale  auf  Schiffen  428. 

Signum  der  Notare  246  (1). 

Silbergruben  498*. 

Silbermunzen  439. 

Smithianismus  292.  500. 

Socialrecht  gegenüber  dem  Privatrecht  20*. 

Solidarhaft  288  ff.* 

Selon,  code  administratif  annote*  VI*. 

Somnambule  53  (4). 

Sonnenlehen  348  (1)*. 

Sonntagsschulen  108. 

Soolquellen,  Begriff  559  (5). 

Souveraine'te  352*. 

Spannzettel  (Gesindevertrag)  278  (5). 

Sparcassen  389;  deren  Verwaltung  393. 

Spekulation  beim  Handel  633. 

Speditionsgeschäft  634  (3). 

Spielbanken  an  Kurorten  59  (2). 

Spielschulen  108. 

Spinnschulen  108. 

Sprachen,  die  neueren,  als  Unterrichts- 
gegenstand 120;  die  orientalischen,  als 
Unterrichtsgegenstand  120. 

Sprachlehrer,  die  akademischen  195. 

Spruchcollegien  178.  205  (6). 

Staat,  Begriff  8*;  als  Jurist.  Person  205*; 
im  Unterschied  zur  Gesellschaft  7*. 

Staatsangehörigkeit  129  ff.* 

Staatsanwaltschaft  234  (5). 

Staatsarzneikunde  14.  20  (1). 

Staatsaufsicht  über  die  Gemeinden  299*; 
über  die  Universitäten  215;  ober  die 
Volksschulen  105  ff. 

Staatsdiener  in  Beziehung  auf  Vereins- 
angehörigkeit 195  (3)*. 

Staatseigentum  an  öffentLGewässern  507*. 

Staatsfiscale  234  (5). 

Staatsgewalt  25*. 

Staatsideen  (besser  Staatsromane)  4  (2). 

Staatsphilosophie  56*.  63*. 

StaatBrath  25*. 

Staatsrecht  25*. 


Staatsverwaltung  28*. 

Staatswille  (Gesammtwille)  75*. 

Städte,  freie  252*. 

Stadtgemeinden  256  (7)*.  268*;  deren 
Verfassung  269*. 

Stadtmauern  und  -thore  449*. 

Stadtschulen  79. 

Staken  529  (1)*. 

Ställe,  deren  Anlegung  441  (3)*. 

Stand  und  Name  80  iL* 

Standeabücher  84*. 

Statistik  (statistisches  Bureau)  40  (6)*. 

Statuen  450*. 

Statuten  18*.  230*;  für  Versicherungs- 
unternehmungen 489. 

Steiger  in  Bergwerken  577. 

Stempelzeichen  bei  Aichungen  324  (5). 

Stenographie  als  Unterrichtsgegenstand 
122  (9). 

Steuerfach  156  (8). 

Steuerfreiheit  474*.  296  (10)*. 

Steuermann  426. 

Steuern  424*;  communale  296  (10)*; 
innere  595  (5)*. 

Stiftungen  205*.  208*;  Arten  210*.  211*; 
Rechtscharacter210*;  Zweck  212*.214*; 
Entstehung  213*;  Verwaltungen  215*; 
Erlöschungsgründe  219*;  gegenüber  den 
Corporatiouen  222*;  Vermögen  208*. 
215  .  292*. 

Stipendien  176  (1).  184.  189.  211.  214. 

Störe  (=  Zuchtwidder)  520. 

Strafen  an  Gymnasien  128  (14);  an  Uni- 
versitäten 192;  für  Notare  241.  246  ( 12). 
252(2);  für  Advocaten  256  (3).  261  (5). 
263  (10;.  265.  268  (4). 

Strafrecht  30*. 

Strandrecht  428. 

Strassen,  Begriff  und  Classen  399;  -ab- 
gaben 407;  -baulast  402;  -benützung 
405;  Zubehör  zu  denselben  403  (3). 
404  (9). 

Streurecht  548  (11). 

Studentenverbindungen  (189  2)*. 

Stodienpläne  191  (8). 

Studirenden,  die  185  ff.;  Rechtszustand 
derselben  192;  Strafen  für  dieselben  192. 

Stundenplan  (Lectionsplan)  88  (1). 

Substituirung,  gegenseitige,  von  Advocaten 
262.  266  {8). 

Superintendenten  106  (3). 

Suspension  von  Rechten  463*. 

Svndicus  der  Universität  212. 

Syndicus  sive  actor  201*.  273*. 

System,  bureankratisches ,  bei  Gemeinde- 
verwaltungen 273  (1)*. 

Systeme,  verschiedene,  beim  Unterricht 
122.  123  (2). 

—  der  Volkswirtschaft  291  (10). 
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Tabakranchen  von  Gymnasiasten  12 
Tabellionen  (Notare)  der  Römer  237« 
Tantiemenvergütung  229  (4), 
Tanzbodenbesoeh  von  Volksschulen)  i 

232  (10). 
Tanzunterricht  222  (1). 
Taschenspieler  232  (10). 
Taubstummenanstalten   108.  116  (1) 
Taufe  (Beerdigung,  Trauung)  104  (1 
Taiordnun*  bei  der  Advucatur  262; 

Heilberuf  26  (9);  beim  Notariat 
Technik,  gewerbliche  und  mechanisch 

als   die   in   der  Natur  enthaltene; 

setze  der  Production  287.  294  (2 
Technologie  289  (4). 
Teiche  613*. 
Telegraph,  der  478  ff. 
Telegraphenfach  156  (8);    -leitnng 

-Ordnung  480;  -vergehen  483  (14 
Telegraphirungsgebühren  481. 
Tergiversatio  der  Advocaten  266  (3 
Territorialsystem  105*. 
Territorium  362*. 

Testamentserrichtung  vor  Notaren  ' 
Theater  229. 

Therapie,  empirische  18  (7). 
Thermometer  320. 
Tbierarzneiknnde  14.  161. 
Thierarzneischnle  166  (3). 
Thierarzt  622.  626  (1). 
Thierheilknnde  626. 
Thierzscht  620. 
Thronlehen   dürfen  nicht  allodiücirt 

den  413*. 
Tilgtwgsplan  für  Gemeindeechulden 
Tisch,  bischöflicher  211*. 
Tisehlerscuulen  108. 
Titulaturen  90*. 
Tobsinn  50. 

Töchterschulen,  höhere  115.  167  ff. 
Todtenfrauen,  Anzeigepflicht  der».  87 
Toleranz  29*.  98*. 
Tonkunst  225. 

Tontinen  (bei  Versicherangen)  497. 
Torflager  457*.  558. 
Torfhutzungsrecbte  396*. 
Tortbanten  (Neidbanten)  440*. 
Transport   von    Geisteskranken    55 

von  Gütern  etc.  s.  Verkehr. 
Traubenlese  500  (8). 
Traufe,  Anbringung  derselben  439*. 
Trauung  nach  dem  Tridcntinum   12 
Trennung  von  Gesellschaft  und  Staat 

von  Justiz    nnd  Verwaltung  36* 

Kirche  und  Staat  98*.  99*. 
Trepprecht  440*. 
Trichinose  524  (1). 
Tridentmum  bezfigL  der  Bheschl  1 
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Unterricht,  privater  218.  219.  220  ff.         Verleger,  Pflichten  eines  solchen  178*.  546* 
— ,  wissenschaftlicher  166  ff.  Verleihung  von  Ehren  und  Würden  88*. 

-,  —   akademischer  179.  182.  185.  Verlöbniss  vor  der  Trauung  128  (2). 

—  in  der  Kunst  226.  Vermarkung  von  Grundstücken  425*. 

—  im  Alterthum  67;    im  Mittelalter  68.  Vermögen  287.  288  (1).  802;  juristischer 
Unterrichtsgegenstände  74. 78. 120. 122  (9).       Personen  204*. 
Unterrichtssprache  121  (5).  80  (4).  Vermögensrechte,  sociale  479  ff.* 
Unterscheidungsjahre  100  .  Vermögensverwaltung   bei  Corporationen 
Unterschied,  persönlicher  70*.  222*. 
Unterstützungswohnsitz  152  ff.*  156*.  160*.  Vernunft,  Begriff  14  (5)*. 
Untertänigkeit  74  (4)*.                             Verordnungen  17*. 

Urbarialpatent  (v.  10.  Febr.  1790)  861*.  Versammlungen  186  ff.*  190*. 

Urbarien  357*.  Versammlungsfreiheit  47*.  189*. 

Urheber  geistiger  Erzeugnisse  583*.  Verschuldung  21*. 

Urheberrecht  480(4)*.  481  (8)*.  532  ff.*;  Versicherungen  485  ff.;  Arten,  verschie- 
Begriff  538*;  Verfugung  über  das-  dene  497;  Eintheilung  486.  487  (2); 
selbe  541  (14)*.  546*;  Dauer  desselben  öffentliche  und  private  489;  Statuten 
541* ;  auf  dem  Gebiete  der  Kunst  228.       489;  Verträge  488  (•>) ;  Vorrechte  490(2). 

Urkundenanfertigung  durch  Notare  242.  Versicherungsgesellschaften  244*. 

Urkundenaufbewahrung  242.  Versteigerungen  242  (2). 

Urmass  818.  Verträge  über  Grundeigenthum  423*. 

Urproduction  295  (4).  Veruntreuungen  des  Gesindes  277. 

Usance  =  Observanz  18*.  Vervielfältigung  literarischer  Erzeugnisse 
Usus  rerum  exteriorum  424  (1)*.  537  (9)*.  589  (4)*.  549*. 

Utopia  von  Th.  Monis  4  (2).  Verwahrungsanstalten  51. 

Verwaltung,   sociale,  Bogriff  VIII*.  1*; 
v  Aufgabe  2*.  7*.  26*.  35*;     allgemeine 

Grundsätze  88*.  48*.  59* ;  bei  Stiftungen 
Valvation  330  (3).  215*. 

Vasall  343*.  Verwaltung  von  Volksschulen  96  ff.  102; 
Venia  legendi  195.  200.  von  Gymnasien   144  ff.;  von  Universi- 

Verbindungen  der  Studirenden  194  (7).  tätsvermögen  214. 

—  religiöse  29*.  Verwaltungsorgane  1*.  43*.  49*. 

Verbreitung  von  Presserzeugnissen  183*.  Verwaltungsrecht,  sociales  13*;  Einthei- 
Verdienste  90  ff.*  lung  VII*.  11*;  Quellen  15*.  26*;  Ent- 

Veredlung roher  Stoffe  502.  Wickelung    50*;    Literatur    61*.    64*; 

Vereine  186  ff.*   193*;    landwirthschaft-       gegenüber  dem  Privatrecht  25* ;  gegen- 
liche    529;    mit  Solidarbaft  239  (2)*;       über  dem  Staatsrecht  26*. 

mit  beschränkter  Haftpflicht  241*.  244*.  Verzichtbarkeit  beim  Privatrecht  21*. 

Vereinsfreiheit  47*.  189*.  Vestis  bellica  (Heergeräthe)  427*. 

Vereinödung  458  (1)*.  Viae  vicinales  451*.  460  (1)*. 

Verfahren  in  Rechtssachen  84*;  in  Vers-  Vidimirung  von  Urkunden  249. 

waltungssachen  34*;    in  Enteignungs-  Viehkrankheiten  522;  -markte  520;  -ver- 
sachen  475*.  Sicherung  495;  -zucht  503.  520. 

Verfassung,  corporative,  der  Univers.  207.  Vignetten  666*. 

Verfassungsgesetze  17*.  Vis  major,  Begriff  456  (2). 

*  Vergriffensein  einer  Auflage  548  (7)*.  Visa  140*. 

,  Verhältnisse  der  Personen  70  ff.*  Vogtei  318*. 

^Verjährung  von  Pressvergehen  188*.  Vogteiherrschaft  342*. 

Verificirung  von  Thatsachen  242.  Volksbanken  384. 

Verkauf  von  Früchten  auf  dem  Halm  506(9).  Volksschule  78  ff.;  Aufsicht  über  dieselbe 
.^Verkäufer,  öffentliche  268.  102:  Erhaltung  und  Kosten  100;  Ein- 

"  Verkehr,  sociale  Idee  desselben  397.  theilung59;  Errichtung  und  Aufhebung 

..Verkehr  und  Handel  161;  Begriff  396.  97;  Lehrplan  80  (10).  87.  96;    -lehrer 

v  Verkehrsanstalten  395  (6).  397.  84  ff.;  Schüleranzahl  96 ;  Staatsaufsicht 

^.Verkehrsmittel  897  (4);  private  483.  über     dieselbe    105    ff.;  "  Unterricht 

^.Verkoppelung  von  Grundstücken  455*.  derselben  78.  81;   -verweser  und  -ge- 

-'Terlagsvertrag  546*.  hülfen  84. 

lerlandungen  511*.  Volkstümlichkeit  der  Verwaltung  48*. 

yerlassenschaftsacte  242  (2).  Volksunterricht  47*. 
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Zoologie  als  Lehrgegenstand  162.  Zusammenkunft,  freie  187* 

Züchtigung,  körperliche  47";  an  Gymna-  Zusammenlegung   von   Gn 

siaatonl29(14);  an  VolksachOlem  91(3).  457*.  469*. 

Znehtetier  509  (8).  Zuatiftangen  212  (2)*. 

Zfinfte  als  Jurist.  Personen  202*.  225(3)*;  Zwaugaarrondirnng  456  (3' 

verschiedene    11  (6);    Entstehung   der-  Zwangaconrs  336.  348.  35< 

selben  291  (8).  298;   Zweck  den.  594.  Zwangsjacke  66  (13). 

614.  616  (1).  Zwangsrecbt*  409*. 

Zonfrrollen  —  Zunftstatnten  414.  Zweck  bei  Corporationen  2 

Zunftzwang  407".  Zwing  nud  Bann  351*. 
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240     „      1     „  anten     „ 
263     „    10  in  Anm.  7    „ 

270     „      3  von  unten      „ 

290     „      4     „       „ 

293     „    18     „     oben     lief 

295     „    14     „        „         „ 

336     „    12     „        „     steh: 

839     „      3     „       „         „ 

522    „      3  in  §.  458     „ 

593     „      S     „     unten  liea 

618     „   22     „    oben    „ 
Von  S.  118  an  muss  die  Seiter 
und  sind  demnach  auch  die    folgend« 
andern. 

Zu  §.  329  Anm.  8  Seite  222  ist  das  Reichsgesatz  betr.  den  UrdanH 
der  Gesellschaft  Jesu  vom  4.  Juli  1872  nebst  den  Bekanntmachungen  dr*l 
Reichskanzlers  vom  5.  Juli  1872  und  des  Bundesrat  hes  vom  28.  Jutii  IS'il 
(vgl.  anch  Hirth,  Annalen  1872  p.  1171  ff.);  I 

zu  §.  388  Anm.  4  Seite  363  das  Reichsgesetz  vom  16.  Juni 
1872  hinzuzufügen,  durch  welches  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  vom 
27.  März  1870  bis  zum  30.  Juni  1873  verlängert  wurde. 

Die  auf  Seite  421  Zeile  5  von  oben  angeführte  Deutsche  Seemanns- 
ordnung ist  unterm  27.  Dec.  1872  zum  Reichsgesetz  erhoben  worden. 
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